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Vorwort 

zur  „französischen  Besteuerung“. 


iJ 


Dieses  Buch  bildet  die  zweite  Abtheilung  (Heft  3 und  4)  des 
dritten  Bandes  meiner  Finanzwissenschaft  („specielle  Steuerlehre“). 
Fs  erscheint  hier  als  Separatausgabe,  genau  nach  dem  Werke,  dem 
es  angehört,  auch  mit  der  dortigen  Paginirung,  da  eine  solche 
Separatausgabe  nicht  von  vornherein  in  Aussicht  genommen  war. 
Sie  zu  veranlassen,  schien  aber  gerade  gegenwärtig  passend. 

Die  Darstellung  der  „französischen  Besteuerung“  umfasst  den 
hundertjährigen  Zeitraum  von  1789  — 1889  und  erscheint  im 
^ „Jubiläumsjahre“  der  ersten  französischen  Revolution.  Ein  inter- 
. essanteres  Stück  Steuergeschichte  giebt  es  kaum.  Es  ist  politisch 
V^und  wissenschaftlich  im  höchsten  Grade  lehrreich. 

v Vielfach  vollendete  steuertechnische  Formen,  aber  im  Grunde 
^ materiell  keine  so  grosse  Verschiedenheit  von  den  Verhältnissen 
.^p^m  Schluss  des  ancien  rögime.  So  nicht  in  der  Vertlieilung  der 
Steuerarten.  Und  ob  in  der  Höhe  der  Steuerbelastung,  die  nirgend 

rin  der  Welt  ihresgleichen  findet? 

Die  ganze  Entwicklung  und  das  Maass  der  heutigen  Belastung 
^ eben  das  Product  der  allgemeinen  inneren  und  äusseren  poli- 
tischen  Geschichte  und  diese  — das  Product  des  etwas  romanisirten, 
K ein  wenig  germanisch  versetzten  kelto- gallischen  Grundcharacters 
^ der  Nation.  Rerum  novarum  semper  studiosi.  Ein  Beispiel  der 
CO  „Vererbung  der  Eigenschaften“  und  der  practisehen  Folgen  davon 
^ im  öffentlichen  Leben  wie  wenige.  Und  diese  Verhältnisse  und 
X Einflüsse  schliesslich  auch  das  Richtung  gebende,  selbst,  das  Unt- 
erscheidende für  die  Entwicklung  und  Gestaltung  der  Besteuerung, 
deren  technische  Durchführung  dann  nur  Gesetzgebung  und  Ver- 
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Vorwort. 


waltung  sich  unablässig  bemühen,  so  vorzüglich  wie  möglich  zu 
machen.  Und  darin  haben  sie  Grosses  geleistet.  — 

Mit  Interesse,  ja  mit  einer  gewissen  Liebe  ist  auch  der  deutsche 
Autor  diesen  französischen  Dingen  nachgegangen.  Er  wie  so  ziem- 
lich alle  wir  Deutschen  fühlen  nicht  Hass,  nicht  Verachtung,  nicht 
Antipathie  gegen  Frankreich  und  die  Franzosen.  Wir  können  auch 
heute  noch  französischen  Dingen  objective  Beurtheilung  angedeihen 
lassen,  — selbst  heute  noch,  wo  uns  in  der  ungerechtesten  und 
verletzendsten  Wreise  nur  Hass  und  Verachtung  und  Antipathie 
entgegengebracht  werden,  weil  wir  — frevelhaften  Friedensbrueh 
und  Störung  der  nationalen  Einigung,  die  Frankreich  seit  Jahr- 
hunderten besitzt,  siegreich  zurückgewiesen  und  altes  uns  wider- 
fahrenes, unverjährtes  Unrecht  massvoll  gesühnt  haben.  Nach 
Objcctivität  habe  ich  überall  in  meiner  Darstellung  gestrebt,  oft 
bewundert,  was  geleistet  worden  ist.  Und  wenn  mir  mitten  in 
nüchternen  Finanzschriften  Ausfälle  gegen  Deutschland.  Deutsche, 
Preussen,  „Prussiens4i,  begegneten,  nur  etwa  einmal  mitleidig  ge- 
lächelt  und  die  Achseln  gezuckt  und  — des  gallischen  National- 
characters  gedacht. 

Schliesslich  habe  ich  allerdings  aber  auch  eine  Genugthuung 
darüber  empfunden,  dass  uns  Deutschen  dieses  superfiscalische 
Finanz-  und  Steuersystem  — in  seiner  Art  ein  Wunderwerk  der 
Verwaltungs-  und  Finanztechnik  — erspart  geblieben  ist,  weil 
uns  — die  politische  „Rosscur“  der  französischen  Revolutionen 
erspart  blieb.  — 

Ueber  das  Verhültniss  dieser  Darstellung  der  französischen 
Besteuerung  zu  meinem  finanzwissenschaftlichen  Werke,  über  die 
Behandlungsweise  des  Gegenstandes  und  über  die  Beziehungen  zu 
anderen  Autoren  über  französisches  Steuerwesen  äussert  sich  das 
Vorwort  zu  der  gleichzeitig  erscheinenden  Gesannnt -Ausgabe  des 
dritten  Bandes. 

Berlin,  4.  Juni  1889. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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2.  Abschnitt. 

Frankreich. 

Literatur.  Ueber  sic  ist  auch  für  das  19.  Jahrhundert  das  günstige  Urtheil 
zu  fällen,  welches  oben  schon  über  die  französische  Fiuanzliteratur  ausgesprochen 
wurde  (§.  50).  Nur  leidet  dieselbe,  und  jemehr  sie  die  Zeiten  der  jeweiligen  Gegen- 
wart behandelt,  desto  mehr,  mit  seltenen  Ausnahmen  an  zwei  Fehlern:  einmal  sind 
die  meisten,  auch  die  bloss  historischen,  selbst  die  rein  administrativen  Schriften  nicht 
immer  in  politischer  Hinsicht  objectiv  genug,  sondern  leicht  in  ihren  Urtlieilen 
etwas  nach  dem  persönlichen  politischen  Standpunct  ihrer  Verfasser  gefärbt,  namentlich 
nach  den  drei  Hauptrichtungen : royalistisch,  napoleonisch-imperialistisch,  republikanisch, 
was  in  dem  Parteigetriebe  eines  „Jahrhunderts  der  Revolution“  seine  Erklärung,  damit 
aber  nicht  seine  Entschuldigung , noch  weniger  seine  Rechtfertigung  findet.  Sodann 
kommt  selbst  in  reinen  Fachwerken  leider  das  überspannte  französische 
Nationalgefühl  zum  Ausdruck,  namentlich  bei  der  Darstellung  der  Finanzcalaini- 
täten  in  Folge  ungünstiger  Kriege  wie  1813  ff.  und  wieder  1870 — 71. 

Die  französische  Nationaleitclkeit  und  der  Mangel  an  Selbstcrkenntniss  bewirken 
hier  eine  öfters  völlig  falsche  Bcurtheilung  der  Ereignisse  und  Massregeln.  Statt  die 
wirtschaftlichen  und  finanziellen  Folgen  von  politischen  Ereignissen,  wie  denen  von 
1814  und  1815,  1870 — 71  einfach  hinzunehmen,  als  selbstverschuldet,  auch  als 
gerechte  Sühne,  verdiente  Strafe  oder  statt  sich  wenigstens,  wenn  man  glaubt, 
das  nicht  offen  eingestehen  zu  dürfen , mit  objectivcr  Darstellung  des  Thatsächlichen 
zu  begnügen,  werden  die  Schriftsteller  einerseits  sentimental  in  Bezug  auf  das, 
was  ihr  Vaterland  verdientermaassen  erleidet,  — das  sind  nur  „malheurs“  „desaströs“ 
der  belle  France,  der  „grande  nation“  — anderseits  werden  sie  hämisch,  bitter  und 
ungerecht,  wenn  die  misshandelten  oder  provocirten  Feinde  siegen  und  nun  auch  ein- 
mal Contributionen  erheben  und  Erhaltung  der  Besatzungstruppen  verlangen,  wobei 
Frankreich  bisher  ja,  muthmasslich  zu  seinem  eigenen  Schaden,  weil  es  sonst  vielleicht 
den  erhaltenen  Denkzettel  etwas  länger  empfunden  hätte,  unve rhältnissmässig 
geschont  worden  ist  (1814!  1815!  1871!).  Solche  „Stimmung“  beherrscht  z.  B. 
ganz  das  unten  genannte  Buch  von  Sudre.  Aber  selbst  ein  Work  wie  der  neue 
Dictionnaire  de  finances  scheut  sich  nicht,  Mitarbeiter  wie  Boiteau  schämen  sich 
nicht,  z.  B.  einen  ebenso  sachlich  unrichtigen,  wie  albernen  und  hämischen  Ausfall 
auf  Preusscn  zu  machen . bei  Erwähnung  der  Contributionen  desselben  an  Frankreich 
1807  ff.  (dict.  p.  547,  Note  1).  Eines  der  mancherlei  Anzeichen  sittlichen  und  geistigen 
Verfalls  der  französchen  Nation  selbst  in  Kreisen  ihrer  geistigen  Elite. 

Aus  der  reichen  Literatur  sind  einige  Schriften  schon  oben  S.  123  genannt 
und  characterisirt  worden.  S.  ferner  die  Literaturangaben  in  Fin.  I,  3.  A.,  S.  57, 
II,  33,  III,  4.  Viele  dieser  Schriften  behandeln  die  Besteuerung  nur  nebenbei. 
Reiche  Bibliographie  im  dict.  de  lin.,  bes.  in  Boiteau ’s  Artikel  budget  general  de 
l’6tat  p.  710  ff.  und  in  den  Specialartikeln;  auch  in  Block ’s  dict.  de  l'admin.  fratn;. 
Weitere  Literatur  über  die  einzelnen  Steuern  folgt  unten  bei  der  Darstellung  der 
letzteren.  Aus  der  grossen  Literatur  über  die  gesammtc  Besteuerung,  deren  Ent- 
wicklung und  den  Zusammenhang  mit  den  übrigen  Fiuanzangelegenheiten  werden  hier 
nur  einige  Bücher  herausgehoben,  welche  meistens  für  das  Folgende,  besonders  für  die 
Uebcrsicht  über  die  Steucrcntwicklung  von  1789 — 1887  genauer  benutzt  worden  sind. 
Damit  ist  die  betreffende  Literatur  aber  lange  nicht  erschöpft. 

Boiteau’s  genannte  schöne,  reichhaltige  und  doch  übersichtliche  grosse  Ab- 
handlung in  dem  genannten  Artikel  budget  general  de  l’6tat,  im  dict.  de  lin.,  eine 
umfassende  Finanzgeschäfte  Frankreichs  (p.  501 — 721,  enge  und  grosse  Seiten);  eb. 
de  Crisenay’s  Art.  budg.  d6partem.  und  cominunal.  Die  Artikel  über  einzelne 
Steuern  und  Steuergruppen  („contributions  directes“,  „eontr.  indirectes“  u.  s.  w.)  in 
Block ’s  dict.  de  l’admin.  frang.,  mit  den  Fortsetzungen  und  Jahrcssupplcmcnten,  und 
im  dict.  de  fin.  (noch  unvollendet).  Für  die  neuere  und  neuste  Zeit,  besonders  seil 
1877,  aber  mit  zahlreichen  historischen  und  statistischen  Abhandlungen  über  die  Ent- 
wicklungen im  19.  Jahrhundert  das  Bulletin  de  Statist,  et  de  legislation  cotnparie  des 
Finanzministeriums  (seit  1S77).  In  den  genannten  Werken  auch  die  Angabe  der 
A.  Wagner,  Finanz  Wissenschaft.  III,  24 


6.  B.  2.  K.  Stcuerrccht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  185. 
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einzelnen  Gesetze,  im  Bull,  besonders  reiche  Statistik.  S.  sonst  die  französischen 
Fachzeitschriften  (Journ.  des  Econ.  u.  s.  w.),  auch  allgemeinere,  wie  Revue  des  deux 
mondes  für  einzelne  Perioden  und  für  die  Massregeln  der  neuesten  Zeit.  Von  Sammel- 
werken über  die  Gesetzgebung  z.  B.  A.  Roger  et  A.  Sorel,  codes  et  lois  usuelles; 
Dejcan  code  aunote  des  nouv.  irnpöts,  in  verschiedenen  Auflagen;  Dalloz,  repertoire. 
Ueber  die  directen Steuern  Perroux,  L6gislat.  d.  contr.  dir.,  Par.  1S60,  3.  öd.  1876. 
Deutsch  von  .Joppen,  Strassburg  1874.  Ueber  die  indirecten  Steuern  der  grosse 
3 bändige  Code  des  contribut.  indir.  et  des  octrois  von  AI,  Olibo.  viele  Aull.,  5. 
187S.  u.  a.  m. 

Ueber  die  Periode  der  Revolution  und  des  ersten  Kaiserreichs  bes. 
A.  Stourm,  les  linances  de  l’ancien  regime  et  de  la  revolution , 2 vol.  Par.  1885. 
mit  Blickeu  auf  die  Weiterentwicklung  bis  heute,  ein  vorzügliches,  für  die  folgende 
Uebersicht  der  Steuerentwickelung  von  mir  besonders  benutztes  Werk,  über  das  schon 
oben  S.  123  geurtheilt  wurde.  Gau d in.  duc  de  Gaüte.  Finanzminister  Napoleon’s  I, 
notice  historique  sur  les  fin.  d.  1.  France  (1800 — 1814),  Par.  1818,  veroiehrt  in 
inöinoires  et  Souvenirs,  2 vol  1823.  — Ueber  die  Periode  der  Restauration  und 
Julimonarchie  Ch.  Sud  re,  les  lin.  d.  1.  Fr.  au  XIX.  siede,  2 vol.  Par.  1883.  Cal  man , 
hist,  parlement.  des  fin.  de  la  restauration,  Par.  1S6W.  de  Ch&brol,  rapport  au  roi 
sur  la  Situation  des  lin.  1830  in  d’Audiffret’s  syst,  fin  (s.  u.)  vol.  1,  (über  die 
Steuern  p.  36  fl'.).  Ueberblick  über  die  ganze  Periode  bis  1870:  Comte  de  Casa- 
bianca,  lin.  fran<j.  Par.  1880.  — Ueber  die  neueste  Zeit  nach  1870:  Mathieu- 
Bodet.  Fin.  min.  1874 — 75,  lin.  fran«;.  de  1870 — 78,  2 vol.  Par.  1881,  von  Hirsch- 
feld, Finanzen  Frankreichs  nach  dem  Kriege  von  1870 — 71,  Herl.  1875  (besonders 
S.  78  11.,  114  II'.').  Ueber  die  Ideen  und  Pläne  zur  Einführung  der  Ein- 

kommensteuer oder  Vermögens- (Capital-) Steuer  nach  dem  Kriege,  Yves  Guyot, 
imput  sur  le  revenu,  Par.  1887,  materialreicher  Bericht  im  Namen  der  Budget- 
commission, 188G.  J.  Chailley  l’impöt  sur  le  revenu,  lögislat.  coinparöe  etc. 
Par.  1884.  L.  Wolowski,  l’impöt  sur  le  revenu  (Rede  in  der  Nationalversammlung). 
Monier,  thöoric  et  application  de  l’imput  sur  le  Capital.  Par.  1874  (mit 
Kritik  der  bestehenden  Besteuerung).  L.  Say,  solut.  democrat.  de  la  question 
de  l’impöt.  Par.  1886.  Neuestes  Projcct  des  Finanzministers  Dauphin  (Art. 
Einkommensteuer  auf  der  Grundlage  der  reformirten  Personal-  und  Mobiliarsteuer, 
Februar  1887),  darüber  G.  König,  un  nouvel  imput  sur  le  revenu,  2.  öd.,  Par.  18S7. 
(S.  meine  Anzeige  dieses  Buchs,  Tüb.  Ztschr.  1888,  I).  Passim  auch  Trösor  de 
la  Rocque,  les  fin.  de  la  republique,  les  chambres  prodigues,  Par.  1884. 

Zur  Statistik  siehe  besonders  den  Artikel  budg.  gönör.  von  Boiteau  im  dict. 
de  fin.;  das  Bull,  de  Statist,  des  Finanzministeriums;  Nicolas,  Budgets  de  la  France; 
F.  Faure,  Budgets  de  la  Franco  depuis  20  ans,  1868 — 87,  Par.  1887. 

Aus  der  systematischen  Darstellung  der  bestehenden  Besteuerung,  mit  Blicken 
in  die  geschichtliche  Entwicklung,  besonders  in  diesem  Jahrhundert,  sind  auch  neben 
und  zum  Thcil  selbst  vor  den  französischen  Werken  die  beiden  deutschen  liervor- 
zuheben:  von  Hock,  Finanzverwaltung  Frankreichs,  Stuttgart  1857,  in  manchen 
Partien  auch  heute  noch  unübertroffen,  durch  Klarheit  und  Präcision  besonders  aus- 
gezeichnet, wenn  auch  öfters  etwas  zu  wrenig  Stoff  gebend;  und  von  Kaufmann, 
Fin  Frankreichs,  Leipzig  1882  (über  die  Steuern  S.  152 — 500),  besonders  über  die 
neuesten  Gestaltungen , mit  kritischen  Bemerkungen , denen  ich  mich  übrigens  nicht 
immer  anschliessen  kann.  Ein  stolfreiches , aber  den  Namen  eines  „Systems“  mit 
Unrecht  führendes  Werk  ist  das  grosse  Systeme  financier  de  la  France  von  Marquis 
d’Audiffret,  3.  öd.  Par.  1863 — 70,  6 vol.,  eine  reichhaltige  aber  breitspurige  Sammlung 
von  Berichten,  Studien  u.  s.  w.  über  die  verschiedenen  Theile  des  Finanzwesens, 
namentlich  aus  der  Zeit  der  Restauration  bis  zu  derjenigen  des  zweiten  Kaiserreichs 
(darüber  urtheilt  schon  von  Hock  ähnlich,  Vorw.  S.  VI).  Daraus  hervorzuheben 
für  die  Besteuerung:  in  vol.  I der  de  Chabrorscho  Bericht  an  den  König  über  die 
Finanzvcrwaltung,  1830,  mit  Darstellung  des  Steuersystems;  in  vol.  II,  1.  Buch  die 
referirende  Kritik  der  Besteuerung:  in  vol.  IV  die  Betrachtung  der  Finanzlage  in  ver- 
schiedenen Zcitpuncten,  so  1816  und  besonders  über  die  Finanzkrise  von  1848  und 
die  damaligen  Steuermassrcgeln  (p.  136  ff.),  auch  über  einzelne  Steuern  (p.  216  UV). 
Sonst  besonders  E.  Vignes,  traitö  des  irnpöts  de  France,  4.  ed.  par  Vcrgniaud, 
Par.  1880,  2 vol.  Ueber  die  Organisation  der  Steuerverwaltung  im  Finanzministerium 
ausser  den  Werken  v.  Hock’s  und  v.  Kaufmann ’s  s.  J.  Josat,  le  ministöre  de 
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liuances,  Par.  1882,  besonders  über  die  fünf  grossen  hierhergehörigen  Generaldirectionen 
(directe  Steuern;  Euregistrement,  Domänen  und  Stempel;  indirecto  Steuern;  Zölle; 
Staatsmanufactnrcn , Tabakmonopol)  p.  435 — 598.  Zur  Kritik  der  französischen  Be- 
steuerung im  Ganzen  und  Einzelnen  s.  besonders  P.  Lcroy-Bcaulieu’s  trait6  de 
la  Science  de  finances,  jetzt  in  3.  Auf!.,  eine  Kritik,  welcher  ich  aber  weder  in  dem 
Anerkennenden  noch  in  dem  Ablehnenden  immer  beistimmen  kann;  ferner  Esqu.  de 
Parieu  traite  des  imputs,  auch  mit  vielem  und  wcrthvollcm  historischen,  admini- 
strativen und  stcuertechnischen  Detail. 

Die  französische  Besteuerung  der  Gegenwart  ist  in  der  Zeit  der  ersten  Revolution 
und  Napoleon’s  I.  begründet  worden.  Daher  muss  hier  in  die  Periode  vor  1815 
zurückgegangen  werden.  Die  Steuerexperimentc  der  Revolutionszeit  sind  auch  von  so 
grossem  allgemeinem  Interesse  für  die  vergleichende  Finanzgeschichte  und  für  die 
Steuertheoric,  dass  cs  zweckmässig  erschien,  sie  in  unsere  Darstellung  mit  einzu- 
ziehen. Die  französische  Besteuerung  hat  aber  trotz  der  Festhaltung  der  ihr  damals 
gegebenen  Grundlagen  doch  durch  die  äusseren  und  inneren  politischen  Verhältnisse, 
Staatsumwälzungen  u.  s.  w.  die  Impulse  ihrer  Weiterentwicklung  erhalten.  Deshalb 
bedarf  cs  hier,  im  Unterschied  zu  unserer  Darstellung  der  britischen  Besteuerung, 
einer  genaueren,  mehr  ins  Einzelne  gehenden  Darstellung  auch  der  Gesamintentwicklung 
der  französischen  Besteuerung  im  folgenden  ersten  Unterabschnitt,  „über  die  Ilaupt- 
puncte  der  Entwicklung“.  Diese  Besteuerung  ist  ferner  eine  complicirtere  gewesen 
und  mehr  noch  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  geworden,  als  die  britische,  weshalb 
wiederum  die  Darstellung  allgemein  und  auch  schon  im  1.  Unterabschnitt  erheblich 
umfangreicher  werden  musste.  Die  Darstellung  schliesst  sich  im  übrigen  hier  und  im 
2.  Unterabschnitt  von  den  „einzelnen  Steuern“  formell  möglichst  der  vorausgehenden 
der  britischen  Besteuerung  an,  um  die  Vergleichbarkeit,  dem  Zwecke  dieser  Abschnitte 
in  diesem  Werke  gemäss,  zu  erleichtern. 


1.  Die  Hauptpunctc  der  Entwicklung  der  französischen 
Besteuerung  seit  der  ersten  Revolution. 

I.  Ueberblick  der  Gesammtent Wicklung  der  Besteuerung  und  ihrer 

Erträge  im  19.  Jahrhundert. 

§.  1G5.  Die  ungeheueren  inneren  und  äusseren  Umwälzungen, 
welche  Frankreich  seit  1789  bis  zur  Gegenwart,  im  „Jahrhundert 
seiner  Revolutionen“  durchgemacht  hat,  spiegeln  sich  natürlich  in 
seiner  Finanzgeschichte  und  auch  in  der  Umgestaltung  und  Ent- 
wicklung seiner  Besteuerung  während  dieses  Zeitraums  besonders 
frappant  ab.  Die  ruhmsüchtige  kriegerische  auswärtige  Politik  und 
die  ruhelose,  immer  wieder  von  Grund  aus  die  innere  politische 
Verfassung  und  Regierungsform  umgestaltende  innere  Politik  hat 
das  französische  Volk  endgiltig  — solange  nicht  etwa  ein  neuer 
Staatsbankerott,  wenigstens  eine  Zeit  lang,  Erleichterungen  ver- 
schafft — mit  einer  Belastung  durch  Staatsschulden,  Militäretat 
und  in  Folge  deren  schliesslich  mit  einer  Steuerbelastung  zu  zahlen, 
welche  sonst  nirgends  in  der  Welt  ihres  Gleichen  bildet. 

Wenn  andere  Staaten  vorübergehend  einmal  Perioden  ihres  Lebens  haben, 
wo  die  grösste  Anspannung  der  Finanzkräfte,  der  Besteuerung  und  des  Staatscredits 
wohl  oder  übel  Platz  greifen  muss,  worauf  aber  mit  dauernder  Ruhe  der  inneren  und 
änsscren  politischen  Verhältnisse  auch  für  die  Finanzen  wieder  eine  lange  Zeit  der 
relativen  Stabilität  cintritt,  — so  ausgeprägt  in  Grossbritannien  vor  und  nach  1815 
und  in  Nordamerika  vor  und  nach  1S65;  aber  doch  auch  in  Italien  vor  und  nach 
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1871,  in  Oesterreich  vor  und  nach  1815  und  wieder  vor  und  nach  18t>6,  in  Preussen 
und  Deutschland  vor  und  nach  1 S1 5 und  1871  — . so  zeigt  Frankreich  auch  nach 
seiner  ersten  grossen  Rcvolutions-  und  Kriegsperiode  ein  ganz  anderes  Bild.  Die 
neuen  Revolutionen,  der  wiederholte  Wechsel  der  Verfassungen,  der  ^Regierungen  und 
der  Dynastien,  die  neuen  Kriege  und  die  andauernde  Vorbereitung  auf  einen 
abermaligen  Krieg  „der  Revanche“  haben  immer  wieder  bald  geführt  und  fuhren 
jetzt  beständig  zu  erneuter  ungemeiner  Anspannung  der  Finanzkraft,  periodisch, 
wie  auch  in  ähnlicher  Lago  in  anderen  Staaten,  in  besonderem  Grade,  aber,  im 
Unterschied  von  anderen  Staaten,  nunmehr  auch  bleibend,  indem  eben  ein  wirk- 
licher Ruhezustand  niemals  lange  währt.  Ausgaben,  Einnahmen,  Staatsschulden, 
Steuern  unterliegen  daher  in  Frankreich  im  19.  Jahrhundert,  auch  seit  1815,  nicht 
nur  dem  allgemeinen  Gesetz  der  Zunahme,  welches  auf  finanziellem  Gebiete  der  Reflex 
der  beiden  grossen  Entwicklungsgesetze  des  öffentlichen  Lebens  fortschreitender 
Culturvolker  ist,  des  Gesetzes  der  wachsenden  Ausdehnung  und  inneren  Entwicklung 
der  öffentlichen,  speciell  der  Staatsthätigkeiten  und  des  Gesetzes  der  immer  mehr  vor- 
waltenden Präventivthätigkeit  (Fin.  I,  8.  A.,  §.  30.  37).  Sie  zeigen  vielmehr  noch  eine 
besondere,  dem  Grade  nach,  verglichen  mit  anderen  Culturstaaten , stärkere, 
dem  Tempo  nach,  auch  in  längerem  Durchschnitt,  raschere  Zunahmetendenz. 

Insbesondere  für  die  Besteuerung  lagen  daher  in  Frank- 
reich seit  der  ersten  Revolution  immer  wieder  neue  grosse  und 
schwierige  Aufgaben  vor,  um  erhöhte  ordentliche  Einnahmen  neben 
und  statt  der  doch  nicht  allein  möglichen  Benutzung  des  Staats- 
credits  zu  beschaffen.  Steuergeschichtlich  und  steuerpolitisch  ist 
es  dann  in  hohem  Maasse  bemerkenswert!),  wie  man  auch  Uber 
die  innere  und  äussere  politische  Ursache  dieses  Entwicklungs- 
bedürfnisses denken  mag:  die  französische  Besteuerung 
hat  sich  auf  der  Grundlage,  welche  ihr  in  der  Zeit  der 
ersten  Revolution  und  endgiltig  namentlich  durch 
Napoleon  I.  gegeben  war,  im  Wesentlichen  unverändert 
durch  alle  neuen  Wechselfälle  des  französischen  Staats- 
iebens  hindurch  seitdem  erhalten  und  sich  dergestalt  der 
Lösung  jener  schwierigen  Aufgaben  gewachsen  gezeigt, 
sogar  in  der  schwersten  politischen  und  finanziellen  Krisis,  welche 
Frankreich  durch  seine  Schuld  durchleben  sollte,  derjenigen  von 
1870 — 71  u.  ff.  Nur  Eine  wichtige  Ausnahme  bildet  in  dieser  Hin- 
sicht die  französische  directe  Besteuerung.  Dieselbe  ist  in  ihrer 
Ausdehnung  und  Entwicklung  mit  theilweiser  Ausnahme  der 
Patentsteuer  unverhältnissmässig  hinter  derjenigen  ziem- 
lich aller  übrigen  Steuern,  namentlich  der  beiden  grossen 
Gruppen  der  indirecten  Verbrauchs-  und  der  Verkehrs- 
besteuerung (Enregistrement  und  Stempel)  zurückgeblieben, 
was  auf  den  Mangel  innerer  Entwicklungsfähigkeit  schliessen 
lässt.  Dieser  Mangel  ist  wohl  auf  den  Ertragssteuercbaracter 
der  französischen  directen  Besteuerung  mit  zurückzuführen,  hängt 
aber  auch  damit  zusammen,  dass  diese  Besteuerung  die  Grundlage 
der  Localbesteuerung  ist. 
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Abgesehen  hiervon  liegt  eine  prac tische  Bewährung  des 
modernen  französischen  Steuersystems  vor,  welche  kein  wissen- 
scbaftlicher  und  finanzpractischer  Kritiker  des  letzteren  unbeachtet 
lassen  darf,  so  Vieles  er  mit  Recht  an  diesem  System  zu  tadeln 
haben  mag.  Auch  in  rein  politischer  Beziehung  verdient  es 
Beachtung,  dass  Frankreich  hei  allen  seinen  neueren  Verfassungs- 
und Regierungs  wechseln,  wohl  unter  der  Nachwirkung  der  traurigen 
Erinnerungen  an  die  leichtsinnige  Zertrümmerung  des  Steuersystems 
der  alten  Monarchie  in  den  ersten  Jahren  der  ersten  Revolution, 
in  der  Steuerpolitik  merkwürdig  conservativ  gebliehen  ist  und 
— damit  gute  practische  Erfolge  erzielt  hat.  Auch  wer  mit  Recht 
an  der  nach  dem  letzten  Kriege  eingeschlagenen  Politik,  den  grossen 
Mehrbedarf  an  Steuern  fast  nur  durch  Erhöhung  der  Steuersätze 
der  indirecten  Verbrauchs-  und  der  Verkehrssteuern  zu  decken? 
Manches  auszusetzen  hat,  muss  nach  den  Erfahrungen  eines  neuen 
halben  Menschenalters  zugestehen,  dass  diese  Politik,  rein  finanz- 
politisch, nach  ihrer  Leistung  für  die  Bedarfsdeckung  beurtheilt, 
sich  auf  den  Erfolg  berufen  kann. 

Es  erklärt  sich  so  eine  an  sich  auffällige  Erscheinung.  Trotz 
der  ungemeinen  Steigerung  des  Finanz-  und  Steuerbedarfs,  welche 
in  Frankreich  seit  1815  eingetreten  ist,  wie  immer  der  Folge 
der  aus  der  eiugeschlagenen  inneren  und  äusseren  Politik  hervor- 
gehenden neuen  Verwaltungsaufgaben,  und  trotz  des  gewaltigen 
Unterschieds,  welcher  in  dieser  Hinsicht  zwischen  England  und 
Frankreich  in  dieser  Periode  (1815 — 1885)  besteht,  ergiebt  sich  in 
Einer  Beziehung  eine  Aehnlichkcit  zwischen  der  britischen 
und  französischen  Besteuerung  am  Anläng  und  am  Schluss 
des  19.  Jahrhunderts:  die  Grundlagen  und  die  Haupttheile 
des  Steuersystems  haben  sich  bei  beiden  nicht 
wesentlich  verändert. 

Von  der  Besteuerung  anderer  Continentalstaaten , auch  der  deutschen,  gilt  das 
nicht  im  gleichen  Maasse.  In  Frankreich  ist  es,  bei  dem  auf  allen  anderen  Lebens- 
gebieten sonst  so  deutlich  hervortretenden  sanguinisch -nervösen,  neucrungssüchtigen 
keltisch- gallischen  Character  des  französischen  Volks  — rerum  novarum  semper 
studiosi!  — und  bei  dem  Anreiz  zu  grösseren  Veränderungen  des  Steuersystems, 
welchen  die  ungeheure  Vermehrung  des  Steuerbedarfs  gerade  in  den  beständigen 
Staatsumwälzungen  leicht  geben  konnte,  nur  viel  auffälliger  als  in  (irossbritannien  bei 
dem  britischen  Volks-  und  Staatscharacter  und  bei  nicht  erheblich  gewachsenem 
Steuerbedarf  (S.  228,  231). 

Die  bekannte  Thatsache  der  langsamen  französischen  Volksvermehrung  könnte  in 
einer  Hinsicht  die  Festhaltung  des  am  Schluss  der  ersten  Kevolutionspcriodc  neu 
begründeten  Steuersystems  selbst  noch  auffälliger  erscheinen  lassen.  Denn  die  grosse 
Vermehrung  der  Steuereinnahmen  musste  so  für  den  Einzelnen  durchschnittlich  noch 
mehr  als  Last  ins  Gewicht  fallen,  zumal  diese  Last  nach  den  gleichbleibenden  Steuer- 
vertheilungsprincipien  zu  tragen  war.  In  anderer  Hinsicht  erklärt  aber  diese  lang- 
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same  Volksvennehrung  die  Stabilität  des  Steuersystems  und  die  Steigerung  der  durch- 
schnittlichen Steuerfähigkeit  der  Bevölkerung  vielleicht  etwas  mit:  der  Bclastungs- 
coefficient,  welcher  anderswo,  besonders  bei  den  germanischen  Völkern,  zumal  bei 
dem  deutschen,  für  den  jeweils  erwerbenden  Tlieil  des  Volks  die  Aufziehung  einer 
der  Zahl  nach  stärkeren  neuen  Generation  bildet  , ist  bei  den  Franzosen  schwächer, 
so  dass  eine  bedeutendere  Steuerbelastung,  zur  Durchführung  der  Politik  der  „gloirc“ 
und  zur  Tragung  ihrer  wirtschaftlichen  und  finanziellen  Folgen,  ermöglicht  wird. 
Ob  aber  die  Grenze  der  Steuerfähigkeit  nunmehr  nicht  mehr  und  mehr  auch  trotz 
dieser  geringeren  Belastung  des  französischen  Volks  mit  „nationalen  Auferziehungs- 
kosten'4 erreicht  ist?  vgl.  u.  §.  177. 

§.  166.  Die  französische  Finanzstatistik  gestattet 
vergleichende  Rückblicke  auf  den  Gang  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben und  der  Hauptrubriken  beider  bis  in  die  erste  Zeit  des 
Consulats  zurück.  In  der  vorausgehenden  eigentlichen  Revolutions- 
zeit bis  zum  Directorium  sind  zum  Theil  gar  keine  Budgets  und 
Etats  zu  Stande  gekommen  und  war  das  Rechnungswesen  unter 
den  Wirren  der  Revolution  und  unter  den  Excesscn  der  Papier- 
geldwirthschaft  ganz  zerrüttet;  so  dass  brauchbare  Daten  für  die 
Vergleichung  aus  dieser  Periode  fehlen1).  Die  grossen  Regierungs- 
wechsel haben  dann  Anlass  gegeben,  summarische  und  Durch- 
schnittsdaten für  die  Perioden  der  verschiedenen  Regierungen  zu 
bilden.  Die  genauen , bis  auf  die  Einser  gehenden  Zahlen  sind 
aber  allerdings  nicht  durchaus  streng  vergleichbar,  weil  nicht 
immer  sich  auf  ganz  dieselben  Thatsachen  beziehend,  auch  ent- 
halten die  Zahlen  für  die  frühere  Zeit  (Consulat)  Lücken  und 
sind  Veränderungen  in  der  Buchungs-  und  Berechnungsweise  und 
Classification  störend.  Doch  bleiben  die  Daten  für  die  ausreichende 
annäherungsweise  Vergleichbarkeit  hinlänglich  brauchbar. 

Siche  Nicolas,  budgets  de  la  France  und  z.  Th.  danach,  z.  Th.  berichtigend 
den  genannten  Artikel  von  Boiteau,  budget  g6u6r.  im  dict.  de  fin.  mit  zahlreichen 
vergleichenden  Berechnungen.  Die  folgenden  Zahlen  sind  diesem  Werke  entnommen 
oder  nach  den  dort  gegebenen  berechnet,  unter  Ergänzung  aus  anderen  Quollen  (u.  A. 
aus  den  älteren  Budgets  selbst). 

Durch  die  G ehietsveränderungen  unter  Napoleon  I.,  nach  1814  und  wieder 
nach  1870  (von  dem  Zuwachs  von  Nizza  und  Savoien  abgesehen)  werden  die  Ver- 
gleichungen abermals  gestört,  was  sich  hier  nicht  ändern  lässt,  aber  bei  der  Ver- 
gleichung nicht  vergessen  werden  darf.  In  den  letzten  Jahren  des  ersten  Kaiserreichs 
zur  Zeit  seines  grössten  Umfangs  (1813)  zählte  Frankreich  ca.  4*2.5  Mill.  Einwohner, 
gegenwärtig  auf  seinem  verkleinerten  Gebiete  ca.  38  Mill.  Im  Gebietsumfang  von 
1815  hatte  Frankreich  1806  20.11,  1S21  30.46.  1856  36.04  Mill.  Einwohner.  Durch 
Nizza  (Departement  Seealpen)  und  Savoien  sind  1860  737,000  Einwohner  (Zählung 
von  1861)  dazugekommen,  durch  den  Verlust  von  Elsass-Loth ringen  1871  1 ,597,000  Ein- 
wohner ausgeschieden.  Daher  Einwohnerzahl  1861  37.39,  1866  38.07,  1872  36.10, 
1881  37.67  Mill.  (Ann.  Statist.  1882,  p.  7). 

Die  Steigerung  der  mittleren  Budgets  des  Gcsamm tetats  der  Aus- 
gaben nach  dem  genannten  Artikel  im  dict.  de  fin.  p.  713  war  folgende  in  Mill.  Frcs.: 


*)  Siche  dict.  de  fin.,  Boiteau ’s  Art.  budget  göneral  de  l’etat,  p 
einzelnen  Daten  Uber  die  Wirren,  Stourm,  II.  ch.  21 — 30  und  Schluss. 
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(Konsulat  und  1.  Kaiserreich  (,1801  — 14)  . . . 985.8 

Restauration  (1815 — 30) 1031.0 

Juliinonarchio  (1830 — 47) 1287.5 

Zweite  Republik  (1848 — 51) 1587.8 

Zweites  Kaiserreich  (1852 — 1870) 2150  3 

Dritte  Republik  (1871 — 84) 3492.9 


Oder  jährliche  Vermehrung  4.99  % im  Mittel!  Minimal-  gegen  Maximal- 
budget verglichen  (1819  mit  896,  1882  mit  4235  Mill.  Frcs.)  sogar  jährlich  7.4  %! 
Rund  also  selbst  bei  ersterer  Berechnung  5 % 8e£en  eine  Bevölkerungsvermehrung 
(auf  das  heutige  Gebiet  berechnet)  von  jährlich  nur  0.5  %(?)  zwischen  1801  —1881 
und  bloss  0.38%  seit  1821. 

Einigermaassen  musste  der  Ertrag  der  Steuern  sich  dieser  Bewegung  nach 
Umfang  und  Tempo  anpassen  und  hat  das  auch  so  ziemlich  gethan,  wenn  sich 
auch  die  Quote  der  ausserordentlichen  Deckungsmittcl  etwas  erhöht  hat  (von  10.5  % 
der  Gesammtausgaben  unter  Napoleon  I,  9.1  und  6.8%  unter  den  beiden  folgenden 
königlichen  Dynastien,  auf  16.0  % von  1848 — 70  und  14.2  % seitdem,  neben  einem 
kleinen  unbedeckt  bleibenden  Rest  von  1 — 5 % meistens). 

Die  ordentlichen  (Normal-)cinnahmen  allein  und  unter  ihnen  die  Steuern 
und  steuerartigen  haben  sich  nämlich  folgendermaassen  entwickelt,  nach  Jahres- 
durchschnitten, berechnet  aus  den  Summen-Daten  und  Perioden  im  dict.  de  lin., 
p.  714,  wobei  für  die  erste  Periode  vielleichtcine  Zeitdauer  von  14  Jahren  100  Tagen, 
statt  blos  von  14  Jahren  — wegen  der  Rückkehr  von  der  republikanischen  zur  christ- 
lichen Zeitrechnung  in  1807  — anzunehmen  gewesen,  die  Durchschnittsziffer  also 
ca.  2%  kleiner  ausgefallen  wrärc:  doch  ergiebt  sich  aus  dem  Material  des  dict.  nicht 
sicher,  ob  hier  nicht  schon  corrigirt  ist,  und  zudem  können  aus  den  angedeuteten 
Gründen  die  Daten  dieser  ersten  Periode  doch  nur  Annäherungswerth  haben. 


1801  -14  1815-30  1831—47  1848—51  1852—70  1871—83 

In  Mill.  Frcs.  jährlich  : 


Domänen  und  Forsten 

105.2 

35.1 

37.6 

36.5 

49.2 

52.4 

Directc  Steuern  . . . 

375.0 

355.0 

389.4 

428.8 

494.4 

710.3 

Indirecte  Steuern  . . 

370.5 

514.3 

680.3 

720.8 

1119.7 

2047.2 

Anderes 

33.2 

24.7 

41.1 

72.1 

126.4 

262.3 

Summa 

884.0 

929.1 

1148.4 

1258.2 

1789.7 

3072.8 

Oder  in  % 

• 

Domänen  und  Forsten 

12.0 

3.8 

3.2 

3.0 

2.8 

1.7 

Directc  Steuern . . . 

42.4 

38.1 

33.9 

34.0 

27.7 

23.1 

Indirecte  Steuern  . . 

41.8 

55.4 

59.3 

57.2 

62.5 

66.7 

Anderes 

3.8 

2.7 

3.6 

5.8 

7.0 

8.5 

Summa 

100.0 

1 00.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

Progression  (im  Vergleich  mit 

der  Periode 

1815—30): 

Domänen  und  Forsten 

300.0 

100.0 

107.1 

104.0 

140.2 

149.6 

Directc  Steuern  . . . 

105.6 

ioo.o 

109.7 

120.8 

139.3 

200.1 

Indirecte  Steuern  . . 

72.0 

100.0 

132.2 

140.1 

217.7 

398.0 

Dir.  und  indir.  St.  zus. 

85.8 

100.0 

123.1 

132.2 

185.7 

317.4 

Anderes 

134.4 

100.0 

166.4 

291.9 

511.8 

1062.6 

Summa 

95.1 

100.0 

123.6 

135.4 

192.6 

330.2 

Die  Erträge  der  Domänen  und  Forsten  umfassen  hier  besonders  in  der  ersten 
Periode  die  aus  der  Revolutionszeit  fortdauernden  Y eräusscrungen  mit.  Daher 
die  damalige  höhere  ZilFer.  Bei  den  directen  Steuern  sind  die  allgemeinen  (für  den 
Staat)  und  die  Specialfonds  (für  die  Departements  und  Gemeinden),  bei  den  indirecten 
Steuern  auch  die  Monopole,  dann  namentlich  die  Verkeil rsstcucrn,  (Enregistre- 
ment  und  Stempel)  und  die  Einnahmen  aus  der  Post  und  Telegraphie,  unter  „Anderes“ 
die  sonstigen  als  regelmässige  anzuseheuden  mancherlei  verschiedenen  Einkünfte, 
(darunter  auch  der  Ertrag  der  neuen  3%  Steuer  von  Werthpapieren  mit  jetzt  ca. 
4S  Mill.  Frcs.,  die  eigentlich  zu  den  directen  Steuern  gehört),  hier  in  Eine  Rubrik 
zusammengefasst.  Auch  dies  Verfahren  bedingt,  dass  die  Daten  nur  annäherungs- 
weise vergleichbar  sind  und  die  aus  den  Zahlenreihen  und  aus  ihren  Ver- 
gleichungen, daher  besonders  aus  den  Relativzahlen  zu  ziehenden  Schlüsse  nicht  ganz 
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so  streng  ausfallen  können,  als  wenn  man  es  mit  völlig  homogenen  Grössen  zu  tliun 
hätte.  Aber  auch  so  bleiben  die  Daten  nach  den  verschiedensten  Seiten  belehrend 
genug.  Bei  der  Abnormität  der  Verhältnisse  in  der  ersten  Periode  (Consulat  und 
Kaiserreich)  empfiehlt  es  sich,  der  Progressionsberechnung,  wie  oben  geschehen,  erst 
die  Daten  der  zweiten,  der  Restaurationsperiode,  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  ungeheure  Vermehrung  derGesammteinnahmen 
und  der  Steuern  und  unter  letzteren  wieder  der  indirecten 
(einschliesslich  der  Verkehrssteuern)  tritt  schlagend  hervor. 
Ebenso  die  Thatsache,  dass  mit  der  kleinen,  auf  gewisse  steuer- 
politische Maassregeln  der  zweiten  Republik  zurUckzuftihrenden 
Unterbrechung  in  der  Periode  von  1848  — 51  (s.  §.  171),  der 
Schwerpunct  der  ordentlichen  Einnahmen  immer  mehr 
in  die  indirecten  Steuern  fällt  und  diese  ganz  das  Ueber- 
gewicht  Uber  die  directen  erlangen:  in  Betreff  der  Ge- 
sammtzunabme  und  der  Vertheilung  auf  directe  und  indirecte 
Steuern  eine  wesentlich  verschiedene,  zum  Theil  geradezu  ent- 
gegengesetzte Entwicklung  als  in  Grossbritannien  (S.  234). 

Durch  die  Ausscheidung  der  Post-  und  Telegrapheneinnahmen  aus  den  Daten 
für  die  französischen  indirecten  Steuern  würden  sich  die  absoluten  und  besonders  die 
relativen  Zahlen  doch  nicht  erheblich  ändern.  Auch  die  Weglassung  der  „Zinsrenten- 
steuer“ von  Wertpapieren  bei  den  directen  Steuern  wird  mehr  als  aufgewogen  durch 
folgenden  Umstand.  Es  sind  nämlich  dafür  unter  den  directen  Steuern  hier  die 
Zuschläge  für  D epartem ent al-  und  Communalzwecke  zu  den  Staatssteuern 
mit  eingesetzt.  Dieselben  betrugen  in  der  letzten  Periode  schon  über  3/4  der  dem 
Staate  verbleibenden  directen  Steuern  und  haben  sich  besonders  in  dieser  neuesten 
Zeit  gegen  früher  sehr  gesteigert.  Die  bedeutende  Vermehrung  des  Jahresdurch- 
schnitts der  directen  Steuern  in  der  Periode  der  dritten  Republik  fällt  grösstentheils 
auf  diese  Specialfonds. 

Die  obigen  Durchschnittsdaten  lassen  aber  die  Entwicklung  noch  nicht  so 
scharf  hervortreten , wie  sie  wirklich  war.  Diejenigen  aus  der  letzten  Periode  sind 
gegenwärtig  schon  wieder  erheblich  überschritten,  ohne  Aussicht  auf  Wieder- 
abnahme. Vergleicht  man  einige  Hauptzahlcn  eines  einzelnen  Jahresetats,  nämlich 
des  letzten  vollen  Budgets  Napoleons  I.  (1813),  der  Restauration  (1830),  Louis 
Philipp’s  (1847),  Napoleons  III.  (1870)  und  von  1885,  so  zeigt  sich  folgende  Ent- 
wicklung (in  Mill.  Frcs.): 


1813 

1830 

1847 

1870 

1885 

zunanme 

1830 — 1885°  0 

Directe  Steuern  (nur  f.  d.  Staat) 

318.3 

327.6 

331.7 

332.8 

474.4 

144.8 

Enregistrement,  Stempel, Domänen 

170.0 

185.3 

260.2 

460.6 

699.4 

383.0 

Eigentl.  indir.  St.  (Zölle  u.  innere) 

379.5 

375.9 

512.8 

755.6 

14S3.0 

394.5 

Zusammen  Steuern 

867.8 

888.S 

1104.7 

1549.0 

2656.8 

299.0 

(Posten 

1 3.0 

30.5 

49.7 

89.3 

135.7 

444.9) 

Die  Domäncneinkünfte  bei  Enregistrement  und  Stempel  betragen  bis  1870  nur 
einige  Millionen;  in  der  Zahl  für  1885  fehlen  sie  (hier  19.9  Mill.  Frcs.).  Die  Steuer 
von  Werthpapieren  ist  in  1SS5  hier  mit  50.16  Mill.  Frcs.  bei  den  directen  Steuern 
eingesetzt;  ebenso  die  kleineren,  diesen  Steuern  assimilirten  Specialtaxen.  Man  sieht, 
dass  die  Zahlen  für  1830  gegen  1813  wenig  verändert  sind,  freilich  sich  auf  ein 
Gebiet  mit  bloss  3/4  der  früheren  Bevölkerung  (1813  42.5,  1831  31. S Mill.)  beziehen. 
Erst  seitdem  und  in  immer  stärkerem  Maasse  seit  1848  haben  die  indirecten  Ver- 
brauchs- und  die  Verkehrssteuern  die  colossale  Steigerung  erfahren.  Die  directen 
Staatssteueru  sind  bis  1870  so  gut  wie  ganz  stabil  geblieben  und  auch  seitdem  weit 
weniger  gewachsen,  selbst  wenn  die  genannte  Zinssteucr  von  Werthpapieren  mit  zu 
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ihnen  gerechnet  wird.  Die  directen  Steuern  betrugen  1830  36.9,  1870  21.5,  1885 
nur  17.8°/0  aller  Steuern. 

Aus  einem  Vergleich  mit  Grossbritannien  ergiebt  sich,  dass  Frankreich 
aus  der  langen  Periode  der  Revolutions-  und  napoleonischen  Kriege 
ungleich  weniger  finanziell  belastet  und  steuarbebü  rdet  hervor- 
gegangen ist,  als  sein  grosser  Rival.  Das  erklärt  sich  aus  dem  Staatsbankerott 
und  der  einfachen  Abschüttclung  der  Papicrgeldschuld  in  der  Revolutionszeit,  ferner 
daraus,  dass  Napoleon  seine  Kriege  weder  in  erheblichem  Maasse  mit  Steuern  noch 
mit  Staatsschulden  des  eigenen  Landes,  sondern  auf  Kosten  seiner  besiegten  Gegner 
führte,  endlich  auch  daraus,  dass  Frankreich  selbst  1814  und  1815  in  finanzieller  Hin- 
sicht, in  Bezug  auf  Kriegsentschädigung  u.  s.  w.  ausserordentlich  — man  darf  wohl 
sagen  übermässig  und  ungebührlich  — geschont  worden  ist.  Nur  so  konnte  die 
Finanzpoiiode  von  1813 — 1816  ohne  ein  besonders  grosses  Wachsen  der  verzinslichen 
Staatsschuld  und  der  Steuern  abgewickelt  und  auch  die  ganze  Restaurationsperiode 
hindurch,  selbst  nach  Bezahlung  der  massigen  Kriegscontribution  an  die  Alliirten 
(700  Mil).  Frcs. , ausser  der  Erhaltung  der  fremden  Occupationsarmec  auf  5 Jahre, 
was  auf  150  Mill.  jährlich  veranschlagt  wurde)  und  der  Entschädigung  der  Emigrirten 
(nominell  1 Milliarde,  aber  in  Form  3%  Reute,  wovon  schliesslich  nur  ca.  26  Mill. 
Frcs.  Rente,  in  Folge  späterer  Maassregeln  der  Juli -Regierung,  zur  Zahlung  kamen, 
Gesetz  vom  27.  April  1825,  s.  Sud  re  I,  446  ff. , 460)  und  nach  Roparirung  der 
Kriegsschäden,  ohne  eine  besonders  starke  Steigerung  der  Besteuerung  gcwirthschaftet 
werden.  Finanzielle  Vortheile,  welche  natürlich  auch  den  folgenden  Perioden  bis  in 
die  Gegenwart  hinein  zu  Gute  gekommen  sind,  während  Grossbritannien  und  manche 
andere  Staaten  bis  heute  an  den  Finanzlasten  aus  der  französischen  Kriegszeit  tragen. 
In  finanzstatistischer  Hinsicht  sind  die  grossen  Procentzahlcn  der  Stcuerprogression 
natürlich  auch  durch  die  kleinen  absoluten  Zahlen  der  Steucrcrträge  der  früheren 
Zeit  mit  bedingt. 

II.  Die  Besteuerung  während  der  ersten  Periode  der  ersten  Revolution 

(bis  zum  Directorium). 

§.  167.  Im  früheren  steuergeschichtlichen  Kapitel  ist  der  Zu- 
stand des  französischen  Steuerwesens  am  Schluss  des  ancien  regime 
dargestellt  worden  (§.  58—67).  An  manchen  schweren  Mängeln 
hat  dies  Steuerwesen  gewiss  gelitten,  besonders  die  hauptsächliche 
directe  Steuer,  die  taille  und  die  grossentheils  in  Form  eines  Zu- 
schlags zu  ihr  erhobenen  Kopfsteuern  und  Zwanzigsten  (§.  59,  60), 
von  den  indirecten  Steuern  namentlich  die  Salzsteuer  (gabellc  §.  63). 
Die  Steuerprivilegien  der  höheren  Stände,  die  Uebelstände  bei  der 
Einschätzung,  Auflegung,  Erhebung,  Verwaltung  der  directen  und 
der  meist  verpachteten  indirecten  Steuern,  die  Buntscheckigkeit 
und  Ungleichmässigkeit  der  Gesammtbesteuerung  im  ganzen  Staats- 
gebiete erheischten  gewiss  ebenso  dringend  Abstellung,  als  die 
vielen  Missbräuche  in  Bezug  auf  die  Verwendung  der  Staatsgelder. 

Eine  kritische  Uebersicht  der  Mängel  der  Besteuerung  des  ancicn  rcgiinc,  aller- 
dings etwas  gefärbt  durch  die  Tendenz,  das  neue  Besteuern ngssystem  in  möglichst 
glänzendes  Licht  treten  zu  lassen,  giebt  die  interessante  und  cbaractcristische  „Adresse 
der  Nationalversammlung  an  die  Franzosen  über  die  Zahlung  der  Steuern“  („contri- 
butions“  s.  u.)  vom  Juni  1791.  Wieder  abgedruckt  in  Yves  Guyot,  1’imput  sur  le 
revenu,  Par.  1887.  p.  284 — 309. 

Die  unbefangene  Betrachtung  und  die  echt  historische  Auf- 
fassung, welche  die  Dinge  aus  dem  Gesichts pun ct  und  dem 
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Können  der  Zeit  selbst  und  auch  vergleichsweise  nach  den 
Verhältnissen  anderer  Länder  in  derselben  Zeit  beurtheilt,  mtlssen 
indessen  der  neueren  Forschung  darin  Recht  geben,  dass  das 
französische  Steuerwesen  unter  Ludwig  XVI.  und  in  wichtigen 
Theilcn  selbst  von  den  Zeiten  Ludwig’s  XIV.  her,  namentlich  in 
steuertechnischer  und  administrativer  Hinsicht,  doch  bereits 
manches  Brauchbare  und  Gute  enthalten  hat.  Daher  sind  denn 
auch  manche  Grundsätze  und  selbst  vieles  Einzelne  in  Betreff  der 
Ausführung  aus  dem  älteren  Steuerrecht  wenig  verändert-  in  das 
neue  der  Revolution  und  Napolcon’s  I.  übergegangen.  Ausserdem 
hat  man  aber  namentlich  in  den  letzten  Jahren  vor  1789,  be- 
sonders auf  dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung,  ernstlich  an 
Reformen  gedacht  und  Einzelnes  davon  zur  Ausführung  gebracht 
(§.  50).  Hierfür  ist  namentlich  auf  das  Werk  von  Rene  Stourm 
zu  verweisen. 

An  diese  Reformarbeiten  aus  den  Jahren  1787  und  1788  hat 
man  zwar  in  der  ersten  Zeit  der  Revolution  angeknüpft.  Aber 
von  vornherein  entwarf  man  doch  dabei  fälschlich  für  die  gesammte 
Besteuerung  einen  Neu  bau- PI  an,  welcher  auf  einseitigen  poli- 
tischen und  volkswirtschaftlichen  Theorien  und  unhaltbaren 
practischen  Gesichtspunctcn,  u.  A.  auch  in  Betreff  der  patriotischen 
Willigkeit  zur  Zahlung  von  Steuern  unter  den  freien  „Bürgern“, 
beruhte.  Es  wäre  viel  richtiger  gewesen,  sich  auf  einen  lang- 
samen und  vorsichtigen  Umbau  des  geschichtlich  überkommenen 
Steuersystems  zu  beschränken.  Bevor  aber  jener  Neubau  auch  nur 
in  der  Gesetzgebung  fertig  geworden  und  als  nur  erst  einzelne 
Theile  dieser  Gesetzgebung  in  den  ersten  Stadien  der  administrativen 
Durchführung  begriffen  waren,  hatte  die  Bevölkernng  schon  vielfach 
mit  Einstellung  der  alten  Steuerzahlungen  begonnen , ohne  den 
patriotischen  Mahnrufen  der  Nationalversammlung  Gehör  zu  schenken 
und  ebenso  wenig  geneigt,  die  neuen  Steuern  ordentlich  einzu- 
richten und  zu  zahlen.  Die  schwache  Staatsregierung  war  diesen 
Wirren  gegenüber  machtlos.  So  sank  das  alte  Steuersystem  in 
Trümmer  oder  versagte  den  Dienst.  Das  neue  blieb  zunächst  auf 
dem  Papiere  stehen  und  ergab  keine  irgend  genügenden  Erträge: 
die  eigentliche  finanzielle  Erklärung  für  die  erste  Einführung 
und  baldige  Vermehrung  des  Papiergeldes,  der  Assignaten,  zur 
Deckung  des  Finanzbedarfs,  da  auch  auf  den  normalen  Staats- 
credit  unter  den  damaligen  politischen  und  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnissen nicht  mehr  zu  rechnen  war.  Man  beging  so  den  grossen 
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steuerpolitischen  Fehler,  alte  Stenern  aufzugeben,  bevor  man  in 
neuen  einen  sicheren  und  genügenden  Ersatz  hatte.  Diesen  Fehler 
haben  die  Briten  immer  vermieden.  Auch  die  Franzosen  haben 
aber  wenigstens  in  der  Folgezeit,  bei  ihr$n  neuen  politischen  Um- 
wälzungen, ihn  im  Wesentlichen  zum  Heile  ihrer  Finanzen  zu 
vermeiden  gelernt,  wie  hier  hervorgehoben  werden  mag.  Zwar 
machte  die  provisorische  Regierung  von  1848  einen  thörichten 
Anlauf  mit  einer  solchen  umstürzenden  Steuerpolitik , doch  wurden 
ihre  Maassregeln  bald  wieder  rückgängig  gemacht  (§.  171). 

Ueber  die  Volksbewegungen  gegen  die  alten  Steuern,  besonders  die  Getränke- 
steuern (aides),  Salzsteucrn,  Octrois,  und  über  die  Unfähigkeit  und  inehr  noch  Lässig- 
keit der  mit  der  Veranlagung  der  neuen  directen  Steuern  betrauten  Localorgane  s. 
bes.  Tainc,  Entstehung  des  modernen  Frankreich,  nain.  I,  Bd.  V,  Kap.  2,  und 
Stourm,  Fin.,  der  zugleich  vortrefflich  vom  steuertechnischen  Standpuncte  aus  über 
das  neue  Steuersystem  und  dessen,  mitunter  äusscrlich  verhüllte,  Anknüpfung  an  die 
Einrichtungen  des  alten  handelt.  Im  Ganzen  glaubte  ich  ihm  liier  folgen  zu  dürfen. 

Die  genannte  „Adresse“  über  die  Steuerzahlung  ist  eines  jeuer 
freilich  allen  Fremden  vielfach  phrasenhaft  erscheinenden  fran- 
zösischen Actenstücke , das  aber  an  sich  nach  seiner  schönen  und 
hohen, nur  eben  viel  zu  idealistischen  Auffassung  doch  Interesse  bietet: 
eine  patriotische,  an  Gefühl  und  Vernunft  appellircnde  Apostrophe 
hinsichtlich  der  Nothwendigkeit  und  Heilsamkeit  des  Steuerzablens, 
sobald  eine  gute  „Verfassung“  richtige  Verwendung  der  Erträge 
und  gute  Einrichtung  des  Steuerwesens  verbürgt.  Ein  Actenstück, 
wie  wenige  characteristisch  für  den  edlen,  aber  unpractischen 
Idealismus  der  Politiker  der  ersten  Jahre  der  Revolution  selbst  auf 
einem  so  nüchtern  realistischen  Gebiete  wie  dem  der  Besteuerung. 

Warum  waren  die  alten  Steuern  so  verhasst?  Weil  es  „Auf- 
lagen“ („im position 8“),  von  einer  willkürlichen  Gewalt  auf- 
gelegt, waren,  nicht  „Beiträge“  („ contributions“),  welche 
vom  „allgemeinen  Willen“  der  Nation  bestimmt  werden.  Diese 
Terminologie  wird  dann  in  der  ganzen  Periode  festgebalten  und 
mit  dem  W orte  „contributions“  dem  erleuchteten  Volke  das  Steuer- 
zahlen mundgerecht  zu  machen  gesucht.  „Nul  de  vous  ne  se 
refuse,  ui  ne  se  refusera  jamais  ä payer  sa  juste  part  des  depenscs 
publiques  faites  ä son  profit  (sic!),  sans  depredation,  avec  une  sage 
cconomie  que  vos  representants  ont  severement  jugee,  dout  ils  vous 
rendent  et  vous  faut  reudre  compte,  et  qui  ne  sont  trop  ä Charge 
ä personne,  lorsque  tout  le  monde  y eoncourt  ä raison  de  ses 
faeultes,  dans  une  equitable  proportion.“  Keiner  wird 
sich  weigern  zu  steuern!  So  rufen  die  Volksvertreter  im  Augen- 
blick, wo  bald  keiner  mehr  Steuern  zahlt!!  — 
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In  der  „Adresse“  wurden  die  bisherigen  Steuern  in  fünf  Hauptclasscn 
gebracht:  1)  diedirecten.  taillc  reelle  und  personelle,  Zwanzigsten,  Kopfsteuer,  auch 
Zehnten;  2)  Monopole  und  ausschliessliche  Privilegien,  wie  die  Salzsteuer, 
Tabak,  provinzenweise  auch  Getränkesteuern,  ferner  die  gewerblichen  Abgaben  bei 
den  Mcisterrechten  u.  s.  w.;  3)  innere  Verbrauchssteuern,  wie  besonders  die 
auf  Getränke  und  andere  Artikel;  4)  innere  und  Grenzzölle  beim  Transport  von 
Waaren;  5)  Steuern  auf  Rechtsgeschäfte  (actes),  Contrülc,  insinuation,  centicine 
denier  u.  s.  w.  Fast  nur  diese  fünfte  Classe  findet  Gnade  in  der  Nationalvcrsammlunng, 
wird  beibehalten  und  geht  reforinirt  als  Abgaben  der  Registrirung,  des  Stempels  und 
Hypothckenwesens  in  das  neue  Steuersystem  über.  Sonst  wird  bloss  der  Grenzzoll 
erhalten,  die  älteren  dirccten  Steuern  werden  in  die  neuen  dirccten  umgewandclt. 

Der  Plan  für  das  neue  Steuersystem  der  Revolutionsära  be- 
ruhte, unter  dem  unverkennbaren  und  auch  nachweisbaren  Ein- 
fluss physiokratischer  Ideen,  besonders  auch  über  indirecte 
Besteuerung1),  auf  einer  einseitigen  Vorliebe  für  directe 
statt  indirecter  Steuern  und  zugleich  auf  einer  unzuläng- 
lichen Doctrin  der  directen  Besteuerung.  Die  Weiter- 
entwicklung war  in  Frankreich  später,  nach  wiederhergestellter 
Staatsordnung,  und  andauernd  die  dieser  Richtung  gerade  ent- 
gegengesetzte : immer  mehr  indirecte  neben  fast  stabil  bleibenden 
directen  Steuern.  Die  Geschichte  hat  also  dem  System  der 
Revolution  eine  entschiedene  Ablehnung  zu  Theil  werden  lassen. 

Diese  Auffassungen  der  Revolutionspolitiker,  führten  dazu,  dass 
die  indirecten  Steuern  grossentheils  aufgehoben  wurden,  wozu 
freilich  die  thatsächliche  Suspension  dieser  Steuern  von  den  ersten 
Tagen  der  Revolution  an  durch  die  wilden  Volksbewegungen, 
welche  namentlich  gewissen  Steuern  dieser  Gattung  (Salz-,  Ge- 
tränk e steuern , städtische  Octrois)  besonders  feindlich  waren, 
beigetragen  hat.  Auch  das  Tabakmonopol,  obgleich  weniger 
missliebig  und  nicht  einmal  von  den  politischen  und  national- 
ökonomischen Doctrinären  der  Nationalversammlung  so  scharf  als 
andere  Steuern  angefochten,  fiel  schliesslich,  und  zwar  mit  aus 
einem  ganz  doctrinären  Grunde,  weil  man  in  dem  damals  noch 
für  nothwendig  geltenden  Verbot  des  einheimischen  Tabakbaues 
eine  inconstitutioneile  Eigenthumsbeschränkung  sah.  Dagegen 
wurde  aus  polizeilichen  und  politischen  Gründen  das  Pulver- 
monopol bei  behalten  (Jahr  V)  und  verblieb  ununterbrochen  bis 
beute.  Von  den  Zöllen  wurden  aus  zutreffenden  Grtinden  die  so 
überaus  lästigen  zahlreichen  inneren  beseitigt..  Die  weniger  be- 

*)  v.  Kaufmann,  Fin.  Frankreichs  S.  161,  105  bezweifelt  das  wohl  mit  Un- 
recht. Nicht  bloss  die  „einzige  Grundsteuer“,  sondern  die  Polemik  gegen  die 
indirecte  Besteuerung  und  der  Eifer  für  ein  „einfaches“  directcs  Steuer- 
system sind  physiokratischc  Momente.  Dupont,  de  Nemours,  war  auf  die  Steuer- 
gesetzgebung von  besonderem  Einfluss. 
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fehdeten  Aussen-Grenzzölle,  besonders  die  Einfuhrzölle, 
wurden  dagegen  erhalten.  Alle  bisher  durch  Zölle  von  einander 
getrennten  Gebietsteile  Frankreichs  und  die  noch  ganz  ausserhalb 
des  älteren  Grenzzollsystems  stehenden  Provinzen  (§.  64)  wurden 
jetzt  in  das  Eine  neue  grosse  Zollgebiet  aufgenommen  und  so  das 
von  C o 1 b e r t vergeblich  erstrebte  Ziel  erreicht : ganz  Frank- 
reich zu  einem  grossen  einheitlichen,  im  Inneren  möglichst 
von  Zöllen  freien  Wirtlischafts-  und  Marktgebiet,  das  gegen 
das  Ausland  durch  den  Grenzzoll  abgeschlossen  war  und  einem 
Einheitstarif  für  den  Verkehr  mit  dem  Ausland  unterstand,  zu- 
sammenzufassen. Eine  der  bedeutendsten  wirthschaftspolitischcu 
Maassregeln  der  Periode,  welche  auch  wichtige  rein  politische 
Folgen  für  das  innere  Zusammenwachsen  der  Provinzen  und  ihrer 
Bevölkerung  und  für  die  Amalgamirung  der  Grenzprovinzen  hatte. 
Diese  „Einheit  des  Markts“  und  des  Zollsystems  ist  Frankreich 
seitdem  erhalten  geblieben.  In  der  Rcvolutions-  und  Kaiserzeit 
wurde  die  Einrichtung  des  Zolltarifs  und  die  thatsächliche  Function 
des  ganzen  Zollsystems  freilich  wesentlich  durch  den  Gang  der 
auswärtigen  Politik  mit  bestimmt.  Die  rein  fiscalischc  Seite 
des  Zollwesens  kam  daher  hier  auch  nur  wenig  zur  Geltung,  wie 
die  massigen  Zollerträge  zeigen.  Erst  nach  1815  ward  der  Grenz- 
zoll das  systematische  Mittel  zur  Durchführung  einer  bestimmten 
Handelspolitik,  namentlich  der  schutzzöllnerischen , wobei  die 
Finanzinteressen  aber  ebenfalls  noch  zurücktreten  mussten. 


Siehe  Stourm,  I,  204  if.  Die  revolutionären  Volksbewegungen  wandten  sieh 
besonders  gegen  die  verkehrshenunenden  inneren  Steuern.  Aber  die  öffentliche 
Meinung  und  die  Gesetzgeber  wurden  auch  durch  die  ph ysiokr atische  Kritik  der 
indirecten  Steuern  mit  bestimmt.  Während  der  revolutionären  Hochfluth  blieb  diese 
Stimmung  herrschend,  wenn  es  auch  an  einzelnen  gegnerischen  Ansichten  nicht  fehlte 
und  einzelne  Politiker  allmählich,  durch  die  Missständo  belehrt,  den  indirecten  Steuern 
wieder  günstiger  gesinnt  wurden.  Solche  Meinungen  waren  in  der  Schreckenszeit 
aber  verfehmt  und  wagten  sich  daher  nur  schüchtern  hervor.  Erst  mit  dem  Consulat 
und  Kaiserreich  gewannen  sie  wieder  die  Oberhand.  Nach  kurzem  Zögern  tiel  so  die 
Salzsteuer  (Gesetz  vom  21. — 30.  März  1700),  ein  Jahr  später  auch  die  Getränke- 
steuer (2. — 17.  März  1701)  und  die  städtischen  Octrois  (10. — 25.  Februar  1701), 
womit  auch  das  städtische  Finanzwesen  zerrüttet  wurde.  An  Ersatzplänen  und 
wirklichen  legislativen  Ersatzversuchen  mit  Hilfe  von  dircctcn  Steuern  fehlte  cs 
nicht  (z.  B.  in  Form  von  Zuschlägen,  so  für  die  Salzsteuer,  1700),  aber  solche 
Versuche  misslangen  bei  der  Ausführung  und  wurden  dann  auch  wieder  rückgängig 
gemacht.  Das  Tabakmonopol  fiel  durch  Gesetz  vom  20. — 27.  März  1701,  die 
inneren  Zölle  durch  Gesetz  vom  30.  üctober  — 5.  November  1700,  ebenso  die 
verschiedenen  älteren  kleineren  inneren  Verbrauchssteuern.  Auch  die  Reformen  im 
Zoll  wes  en  und  Zolltarif  knüpften  an  umfassende  Vorarbeiten  aus  den  letzten 
Jahren  des  ariden  regime  an  (liberaler  Tarifentwurf  vor  der  Notabelnvcrsammlung 
von  17S7).  Eisass- Lothringen  sperrte  sich  damals  sehr  gegen  die  Einverleibung  in 
das  allgemeine  französische  Zollgebiet.  Die  neuen  Einrichtungen  wurden  durch  die 
Decrete,  bez.  Gesetze  vom  5.  November  1790,  15.  März  1701  (Tarifgesetz),  23.  April 
— 1.  Mai  1701  (Organisation  des  Zolldienstes),  28.  Juli — 0.  u.  22.  August  1701  (Zoll- 
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verfahren)  begründet,  technisch  zum  Theil  in  vorzüglicher  Weise  und  ondgiltig,  aber, 
wie  Stourm  wieder  im  Einzelnen  nachweist,  doch  vielfach  ziemlich  genau  nach  den 
alten  Reglements,  so  das  letzte  Gesetz  über  das  Zollverfahren  nach  einer  Ordonnanz  von 
1687  (s.  Stourm,  I,  (31 — ''GX  Erst  nach  wicdcrhergestellter  Staatsordnung,  d.  h. 
von  den  Zeiten  des  Consulats  an.  kamen  auch  alle  diese  Gesetze  zur  ordentlichen  Aus- 
führung. 

Weniger  allgemeine  und  heftige  principielle  Opposition  scheinen 
in  der  Revolutionszeit  eigentümlicher  Weise  die  Stempel-  und 
die  Regist  rirungs-  und  Besitzwechselabgaben  gefunden 
zu  haben,  welche  das  ancien  regime  bereits  in  seinen  droits  de 
contröle,  d’insinuation  und  dem  centieme  denier  besessen  hatte 
(§.  65).  Hier  gelang  eine  aus-  und  fortbauende  Gesetzgebung, 

Uber  Enregistrement  1790  und  über  Stempel  1791,  welche  aller- 
dings auch  erst  später  unter  dem  Directorium,  1798,  zum  Abschluss 
kam  und  damit  erst  ordentlich  practisch  brauchbar  wurde  (§.  169). 

Die  Hauptgrundsätze  und  die  vcrwaltungstechnischen  Normen  und  Einrichtungen 
sind  übrigens  auch  liier  aus  den  früheren  Gesetzen  und  Institutionen  herüber  genommen 
worden.  In  der  Zeit  der  schlimmsten  politischen  Exccsse  und  der  Papiergeld  wirren 
versagte  der  Erhebungsmechanismus  dieser  schwierigen  Steuern  begreiflich  fast  völlig 
seinen  Dienst,  die  Stempeleinnahme  verschwand  zeitweilig  beinahe  ganz,  so  dass  nicht 
einmal  die  Kosten  dieses  Verwaltungszweigs  gedeckt  wurden. 

Schon  in  normalen  Zeiten  der  inneren  und  äusseren  Politik 
würde  es  schwer  gewesen  sein,  den  Ausfall  der  gesetzlich  auf- 
gehobenen indirecten  Steuern  und  sonstigen  beseitigten  Abgaben 
und  Einnahmen  in  der  gebotenen  Weise  durch  Eröffnung  neuer 
ordentlicher  Einnahmen  zu  decken.  Letzteres  konnten  bei  der  ein- 
geschlagenen  Steuerpolitik  wesentlich  nur  di  recte  Steuern  sein. 
Die  Gesetzgeber  der  Revolution  bewegten  sich  schon  in  der  ersten 
ruhigeren  Periode  in  einer  doppelten  Illusion,  einmal  über  die 
mögliche  Verminderung  der  Staatsausgaben,  welche  durch  Ver- 
fassungs-  und  Verwaltungsreformen  erzielt  werden  könnte,  sodann 
über  die  hinlängliche  Ergiebigkeit  der  directen  Besteuerung  zur 
Bestreitung  des  verbleibenden  und  durch  andere  ordentliche  Ein- 
nahmen nicht  gedeckten  Theils  des  Finanzbedarfs.  Bald  zeigte 
es  sich,  wie  wenig  reelle  Ersparnisse  an  den  Ausgaben  eines 
grossen  Staats  mit  bedeutendem  Schulden-  und  Militäretat  und 
grossen  und  sieb  vermehrenden  sonstigen  Verwaltungsausgaben 
auch  beim  besten  Willen  zu  erreichen  waren  und  wie  schwer,  ja 
unmöglich  es  sei,  den  grössten  Theil  des  nicht  weiter  verminderungs- 
fähigen Ausgabeetats  auch  durch  noch  so  zweckmässig  eingerichtete 
direct e Besteuerung  zu  decken.  Aber  in  doctrinärer  Verblendung 
und  in  schwächlicher  Nachgiebigkeit  gegen  die  Agitationen  leiden- 
schaftlich erregter  Volksmassen  hielt  man  an  jenen  Illusionen  fest, 
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zertrümmerte  das  System  der  indirecten  Steuern  und  scliiU‘  ein 
neues  dircctes  Steuersystem,  dessen  Erträge  für  alle  auf- 
gegebenen  Einnahmen  genügenden  Ersatz  bieten  sollten,  jedoch 
dies  nicht  vermochten,  auch  wenn  es  gelungen  wäre,  es  rascher 
und  besser  durchzu führen,  als  es  Jahre  hindurch  geschah. 

§.  168.  Die  neue  directe  Besteuerung  sollte  an  die 
Stelle  der  beseitigten  Taille,  Zwanzigsten,  Kopfsteuer,  auch  der 
Zehnten  treten  und  Ersatz  für  diese  und  eventuell  für  weitere  auf- 
gehobene indirecte  Steuern  (so  die  Salzsteuer)  liefern.  Sie  stellte 
zugleich  den  Kern  des  neuen  „verfassungsmässigen“  Steuer- 
systems dar. 

Für  sie  insbesondere  nämlich,  wenn  auch  für  alle  etwaigen 
sonstigen  Steuern  gleichfalls,  werden  die  „politischen“  Maximen 
der  „staatsbürgerlichen  Gesellschaft“  anerkannt  und  verfassungs- 
mässig und  gesetzlich  fcstgestellt:  dass  jede  Steirer,  um  rechts- 
giltig  zu  sein,  auf  dem  Gesetze  beruhen,  alle  Steuern  und 
sonstigen  öffentlichen  Lasten  von  den  Bürgern  und  Eigenthümern 
im  Verhält n iss  zu  deren  Vermögen  und  Fähigkeiten 
getragen  werden  müssten , und  jede  Steuer  n u r z u m V o r t h e i 1 
der  Gesammtlieit  eingeführt  werden  dürfe.  Die  Steuern  sollten 
jährlich  bewilligt  werden  und  in  der  Regel  nicht  über  das  be- 
treffende Jahr  hinaus  gelten,  was  insbesondere  für  die  directen 
Steuern  staatsrechtlicher  Grundsatz  geblieben  ist.  Politische  Maximen 
und  staatsrechtliche  Grundsätze,  welche  einen  bedeutenden  politischen 
Fortschritt  gegen  das  ancien  regime  ergeben. 

Siche  Acte  constitut.  du  5 tructid.  an  III,  dcclar.  des  droits,  art.  10,  302,  decr. 
de  lassem  bl.  constit.  du  7 Oct.  1789. 

Aber  mit  solchen  blossen  „Principien“  war  keine  reale  Steuer- 
politik zu  betreiben.  Die  neu  geplante  directe  Besteuerung  zumal 
reichte  für  den  Bedarf  nicht  aus  und  konnte  schon  ihrer  steuer- 
technischen Natur  nach  nicht  ausreichen,  obwohl  sie  gewiss 
im  Vergleich  mit  den  früheren  directen  Steuern  manche  und  erheb- 
liche politische,  ökonomische  und  technische  Vorzüge  bcsass.  Auch 
nach  ihrer  vollen  Entwicklung  war  sie  eben  bloss  ein  Ertrags- 
steuersystem. Einem  solchen  fehlt  einmal  die  Fähigkeit,  über 
einen  mässigen  Betrag  hinaus  sich  ergiebig  machen  zu  lassen, 
vollends  in  der  Ergiebigkeit  einigermaassen  mit  dem  steigenden 
Finanzbedarf  und  gar  mit  dem  Wachsthum  französischer  Etats 
selbst  wachsen  zu  können.  Dabei  verfolgte  man  in  der  neuen 
directen  Besteuerung  die  Tendenz,  möglichst  nur  nach  realen,  nicht 
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nach  personalen  Momenten  die  Steuerfähigkeit  zu  bemessen  und 
letztere  daher  aus  objectiven  Uussereu  Merkmalen  abzuleiten. 
Das  macht  eine  solche  Besteuerung  wiederum  nur  beschränkt 
ertragsfähig  und  in  den  Erträgen  wenig  entwicklungsfähig.  Nicht 
ein  Ertragssteuersystem  und  nicht  einzelne  Ertragssteuern,  sondern 
nur  eine  Subj  e cts  teuer,  wie  eine  Einkommensteuer  oder 
eine  Vermögenssteuer,  lässt  sich  — wenn  freilich  auch  nur 
in  gewissen  Grenzen  — nach  dem  Finanzbedarf  ergiebiger  machen. 
In  der  Revolutionszeit,  allerdings  im  Hinblick  auf  gewisse  Uebel- 
stände  und  Missbrauche  bei  dem  alten  Steuersystem,  und  bis  in 
die  Gegenwart  hinein  hat  mau  in  Frankreich  eine  solche  Subject- 
steuer  vermieden,  in  übertriebener  Befürchtung  wegen  des  Moments 
der  „Willkübr“  (des  „arbitraire“)  bei  der  Veranlagung  von  und 
der  Einschätzung  zu  solchen  Steuern  und  in  zu  weit  gehender 
Scheu  vor  dem  für  eine  ordentliche  und  brauchbare  directe  Be 
Steuerung  eben  einmal  unvermeidlichen,  wenn  auch  etwas 
lästigen  Eindringen  in  die  persönlichen  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse der  Steuerpflichtigen.  Auch  selbst  bei  der  Personal-  und 
Mobiliarsteuer,  welche  eigentlich  als  Einkommensteuer  vom 
beweglichen  Vermögen  und  von  persönlichen  Ein k linften  — 
im  Gegensatz  zu  solchen  aus  dem  Grund  und  Boden  — gedacht 
war,  hielt  man  sich  daher  nicht  an  das  Einkommen,  sondern  an 
das  „objective  äussere“  Merkmal  der  Wohnung  (s.  u.). 

Dieser  tiefe  innere  Mangel  der  damals  geschaffenen  directen 
Besteuerung  war  ein  verhängnissvoller  Verstoss  gegen  die  beiden 
„finanzpolitischen  Steuerprineipien“  der  „Ausreichendheit“  und  „Be- 
weglichkeit“ (Fin.  II,  §.  3G(3  ff’.).  Selbst  wenn  die  directe  Be- 
steuerung bloss  ein  Glied  eines  umfassenderen  Steuersystems 
hätte  werden  sollen,  mussten  sich  aus  solcher  Einrichtung  der- 
selben grosse  Missstände  ergeben.  Diese  mussten  aber  um  so 
grösser  werden  — und  sind  es  geworden  — je  mehr  diese  Be- 
steuerung, nach  ihrer  ursprünglichen  Idee,  wesentlich  „das  Steuer- 
system“, sogar  nicht  nur  des  Staats,  sondern  auch  der  Departements 
und  Gemeinden,  durch  das  „Zuschlagsystem“,  werden  sollte. 
Alle  sonstigen  Vorzüge  dieser  Besteuerung  heben  diese  Mängel 
nicht  auf. 

Anfänglich  hatte  man  aber  nicht  einmal  ein  umfassendes  und 


ausgebildetes  Ertragssteuersystem  im  Siune.  Man  dachte  viel- 
mehr nur  an  Eine  directe  Hauptsteuer  und  Eine  directe 
Neben  Steuer,  die  nunmehr,  nach  der  allgemein  hervortretenden 
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Idee  der  völligen  Unification  der  Staatsbesteuerung  (§.  101), 
gleiehmässig  im  ganzen  Staatsgebiete  und  ohne  irgendwelche 
persönliche  Privilegien  eingerichtet  werden  sollten.  Beide  sollten 
zusammen  den  Ersatz  und  die  Umbildung  der  bisherigen  directen 
Steuern  darstellen  und,  wie  gesagt,  womöglich  auch  Etwas  zur 
Deckung  des  Ausfalls  der  aufzugebenden  sonstigen  Steuern  liefern. 
Entsprechend  jenen  älteren  directen  Steuern  und  auch  den  ge- 
gebenen wirtschaftlichen  Verhältnissen,  ferner  ebenfalls  unter 
Nachwirkung  physiokratischer  Ideen,  sollte  der  Schwerpunct  der 
directen  Besteuerung  nach  wie  vor  in  der  Grund besteuerung  oder 
derjenigen  des  Immobiliarvermögens  in  Land  und  Stadt  (daher 
einschliesslich  der  mit  Häusern  bebauten  Grundstücke)  und  des 
daraus  fliessenden  Einkommens  liegen,  wobei  nur  alle  bisherigen 
Exemtionen  und  Privilegien  des  bevorrechteten  Grundbesitzes  weg- 
zufallen hatten  und  auf  „gleichmässige“  Steuerveranlagung,  „ein 
Jeder  nach  seinem  Vermögen  und  seinen  Fähigkeiten“,  abzuzielen 
war.  Hierfür  war  die  Grundsteuer  (contribution  fonciäre,  Gesetz 
v.  1.  December  1790)  bestimmt.  Durch  die  hohe  Ansetzung  ihres 
Contingents,  ursprünglich  für  das  Principal-Contingent  allein  (ohne 
Zuschläge)  auf  240  Mill.  L.,  wrar  sie  auch  tinanziell  als  der  Ilaupt- 
pfeiler  des  neuen  Steuersystems  geplant.  Dieser  Betrag  erwies  sich 
freilich  als  viel  zu  hoch  gegriffen  und  musste  wiederholt  und  noch 
bis  weit  in  das  neue  Jahrhundert  hinein  ermässigt  werden  (§.  184). 
Die  zweite,  die  Nebensteuer,  sollte  das  persönliche  und  das 
aus  beweglichem  Vermögen  herrührende  Einkommen  treffen: 
die  Personal-  und  Mobiliarsteuer  (contribution  personelle  et 
mobilere,  Gesetz  vom  13.  Januar  — 18.  Februar  1791),  wesent- 
lich an  Stelle  derjenigen  Theile  der  bisherigen  directen  Steuern, 
welche  dieses  Einkommen  hatten  belegen  sollen  (§.  59,  60).  Um 
die  Schwierigkeiten  und  die  früher  vielfach  beklagte  Willkühr  bei 
der  Ermittlung  dieses  Einkommens  behufs  der  Steuerveranlagung 
zu  vermeiden,  sollte  aber,  wie  bemerkt,  auch  hier  sich  wesentlich 
an  äussere  objectivc  Merkmale,  namentlich  den  Woh- 
nungsaufwand oder  die  Mi  et  he,  gehalten  und  daraus  auf  die 
Einkommenhöhe  geschlossen  werden.  Anfänglich  war  von  dem 
dergestalt  ermittelten  Steuersoll  einer  Person,  welche  gleichzeitig 
Grundbesitz  hatte  und  daher  zur  Grundsteuer  veranlagt  war,  das 
Grundsteuersoll  des  Steuerpflichtigen  abzuziehen,  um  Doppel- 
besteuerung zu  vermeiden  und  wirklich  nur  das  nicht  aus  Grund- 
besitz herrührende  Einkommen  zu  treffen.  Eine  später  weggefallene 
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Bestimmung,  aber  eine  richtige  Consequenz  der  Idee,  durch  die 
beiden  genannten  Steuern  eine  wirkliche  Einkommenbesteuerung 
zu  realisiren.  Für  andere  directe  Steuern  war  daher  auch  eigent- 
lich kein  Raum  in  diesem  System.  Nur  die  Unzulänglichkeit  der 
Einnahmen  und  die  ungenügende  Erreichung  des  Zieles  mit  der 
Grund-  und  Personalsteuer  veranlassten  später  die  Einfügung  zweier 
weiterer  directer  Steuern,  der  gleich  zu  nennenden.  Zeitweise  sind 
ausserdem  einige  Luxus  steuern  mit  der  Personalsteuer  verbunden 
gewesen.  Das  Contingent  der  letzteren  war  zuerst  auf  GO  Mill.  L. 
gesetzt,  eine  Summe,  die  sich  ebenfalls  als  zu  hoch  erwies  und 
vermindert  werden  musste. 

Weiteres  Uber  diese  Steuern  unten  bei  der  Darstellung  der  einzelnen  Steuern, 
§.  183  ff.,  s.  S tour  in  I ch.  5 u.  6 u.  ch.  8.  Definitive  Ordnung  der  Personalsteuer, 
die  vom  Convent  zeitweise  beseitigt  worden,  durch  Gesetz  vom  23.  Dccember  1798 
(3  nivöso  VII)  unter  dem  Directoriuin.  Auch  die  Grundsteuer  kam  erst  durch  Gesetz 
vom  24.  November  1799  ordentlich  in  Gang.  Die  Luxus  steuern  beruhten  ebenfalls 
auf  dem  Gedanken,  wie  bei  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  aus  gewissen  äusseren 
■ Merkmalen  auf  das  Einkommen  zu  schliesscn  und  sollten  eine  zcitlang  statt  der 
Wohnung  zur  Veranlagung  der  Personalsteuer  dienen.  Sie  trafen  Kamine  u.  dergl., 
männliche  Dienstbolen,  Luxus -Pferde,  Maulesel,  Wagen  (Gesetz  vom  25.  Juli  1795), 
ergaben  wie  gewöhnlich  weit  weniger  als  man  erwartet  hatte,  verblieben  gleichwohl 
auch  nach  der  Wiederherstellung  und  Reform  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  (179S) 
und  wurden  erst  1806  aufgehoben  (Stourm  I,  254,  261).  Sie  hatton  auch  wohl  zur 
Zeit  ihrer  Einführung  etwas  mit  die  Tendenz  einer  höheren  Besteuerung  der  Reicheren, 
ähnlich,  nur  gemässigter,  wie  die  unten  zu  erwähnenden  Progressivsteuern. 

Die  beiden  anderen  Steuern  des  neuen  Systems  directer  Be- 
steuerung, die  Patent-  (Gewerbe-)  Steuer  (Gesetz  vom  2.  — 
17.  März  1791)  und  die  Thür-  und  Fenstersteuer  (Gesetz  vom 
24.  November  1798)  lagen  anfangs  nicht  im  Steuerplane  und 
passten  auch  in  diesen  nicht,  wenn  eben  das  Ziel  der  directen  Be- 
steuerung durch  die  Grund-  und  Personalsteuer  allein  richtig  erreicht 
worden  wäre.  Sie  verdanken  beide  lediglich  fiscalischen  Er- 
wägungen ihre  Einführung,  wobei  die  erste  nur  ausserdem  noch 
in  dem  Wegfall  der  alten  gewerblichen  Abgaben  bei  dem  früheren 
Gewerberecht  im  jetzt  eingeführten  System  der  Gewerbefreiheit  ihre 
Begründung  fand.  Erst  durch  spätere  Gesetze  ist  die  Patentsteuer 
zu  einem  umfassenden  System  der  directen  Gewerbebesteuerung 
ansgebildet  worden.  Die  Thür-  und  Fenstersteuer  wurde  ohne 
älteres  französisches  Vorbild  nach  englischem  Muster  eingeführt. 
Nur  die  Patentsteuer  wurde  als  Quotitätssteuer,  die  drei 
anderen  als  Repartitionssteuern  eingerichtet. 

Der  Convent  hat  die  Patentsteuer  aufgehoben  (1793),  sie  aber  noch  selbst  wieder 
erneuert  (1795).  Eine  bedeutende  Entwicklung  erlangte  die  Gesetzgebung  über  sie 
unter  dem  Directorium  (Gesetz  vom  23.  August  1796  oder  6 Fruct.  IV  u.  a.  m.,  bes. 
22.  October  1798  oder  1.  Brum.  VII).  weitere  Verbesserungen  1817,  ISIS,  der  Ab- 
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Schluss  erst  1844  (Gesetz  vom  25.  April).  S.  Stourm  I,  ch.  10  u.  9 (Thür-  und 
Fensterstcuer)  und  Weiteres  unten  §.  19S.  Ueber  die  Putentsteuer  s.  auch  oben  ge- 
nannte „Adresse“  an  die  Steuerzahler. 

So  ist  in  der  Zeit  der  ersten  Revolution  und  ersten  Republik 
das  moderne  System  der  directen  Besteuerung  in  Frankreich  be- 
gründet worden,  wobei  das  Einzelne,  besonders  bei  der  Grundsteuer, 
übrigens  unter  mannigfacher  Anlehnung  an  die  Arbeiten  der 
Provinzial-  und  Notabienversammlungen  der  letzten  Jahre  des  alten 
Regiments  geordnet  wurde.  Zur  genügenden  gesetzlichen  Ausbildung 
und  ordentlichen  practisebeu  Durchführung  gelangte  aber  auch 
diese  directe  Besteuerung  erst  unter  dem  Consulat  und  Kaiserthum 
Napoleon’s  I.  Ihren  Abschluss  fand  die  legislative  und  administrative 
Arbeit  auf  diesem  Gebiete  erst  unter  den  späteren  Regierungen  im 
Laufe  des  19.  Jahrhunderts. 

Auf  die  wichtigeren  Kntwicklungsphasen  dieser  Steuergesetzgebung  wird  unten 
(§.  ISS  ff.)  bei  der  Darstellung  jeder  einzelnen  Steuer  mit  cingegangen  werden.  — 
Nicht,  wie  sich  die  neue  Besteuerung  verwirklichte,  denn  sie  blieb  längere  Zeit,  bis 
zur  Wiederherstellung  geordneter  politischer  Zustände,  grossentheils  unausgeführt,  wohl 
aber,  wie  man  sich  in  den  ersten  Jahren  der  Revolution  etwa  das  Steuersystem 
liuanziell  fungiren  dachte,  ergiebt  sich  aus  Aufstellungen  und  Budgetentwilrfeu  in 
der  legislativen  Versammlung  (1791 — 92)  und  im  Convent  1792—95.  Danach  wurde 
z.  B.  für  1792  eine  Einnahme  von  530  Mill.  Livres  veranschlagt,  worunter  die  Grund- 
steuer mit  240,  Mobiliarsteuer  mit  60,  Patentsteuer  mit  24,  Einrcgistrirung , Stempel 
u.  s.  w.  mit  70,  Zölle  nur  mit  15  Mill.,  „patriotische  Steuer“  mit  35.  Alle  älteren 
indirecten  Steuern  fehlten,  die  übrigen  Einnahmen  sollten  aus  Posten,  Mcssagerieen, 
Salinen,  Pulver,  Forsten,  Lotterie  und  aus  den  Einkünften  der  Nationalgüter  (48  Mill.) 
kommen.  Aber  der  Anschlag  der  ordentlichen  Ausgaben  war  5S0,  der  ganzen  775  Mill. 
Nach  dict.  de  tiu.  p.  529,  woselbst  weitere  Daten,  p.  535,  541. 

Eine  dem  Besitz  als  solchem  und  etwa  dem  fundirten 
und  dem  höheren  Einkommen  überhaupt  feindliche  Tendenz 
hat  die  Gesetzgebung  über  die  genannten  Steuern  auch  in  der 
Revolutionszeit  nicht  besessen.  Ueberkaupt  walteten  bei  der  da- 
maligen Reform  der  directen  Steuern  wesentlich  politische,  volks- 
wirtksekaftliche  und  steuertechnische  sowie  administrative  Tendenzen, 
nicht  eigentlich  socialpolitische  ob.  Die  „staatsbürgerlichen“ 
Grundsätze  der  Gesetzmässigkeit,  Allgemeinheit  und 
Gleich mä ss igkeit  — keine  Exemtionen,  keine  Privilegien  — , 
das  Streben,  alle  „Willkühr“  bei  Veranlagung  und  Erhebung 
möglichst  auszuschliessen,  die  Besteuerung  also  gerecht,  bequem, 
einfach,  klar,  übersichtlich,  verständlich,  g leie  hm  äs  sig  im  ganzen 
Staate  (Lnification),  auch  wohlfeil  nach  der  Seite  der  Kosten  zu 
machen,  die  Veranlagung  und  Erhebung  dem  Volke  selbst  mit  zu 
übertragen,  waren  Leitstern  und  Zielpuncte.  In  Betreff  der  „All- 
gemeinheit“ und  „Gleichmässigkeit“  stand  diese  Gesetzgebung 
wesentlich  auf  dem  Boden  der  Pro portio nalbesteuernug,  nicht 
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der  Progressivbesteuerung.  Auch  die  Beseitigung  der  indirecten 
Steuern  ging  jedenfalls  mehr  aus  Rücksichten  und  Tendenzen  der 
genannten  Art,  ferner  aus  pbysiokratischen  Auffassungen  und  all- 
gemeinen „Freiheitsbestrebungen“,  als  aus  socialpolitischen  Rück- 
sichten auf  die  wirklich  oder  vermeintlich  von  diesen  Steuern 
(Salz,  Getränke,  Lebensmittel)  besonders  belasteten  unteren  Classen 
hervor,  mit  anderen  Worten:  sie  war  mehr  eine  Zweckmässigkeits- 
als  eine  Gerechtigkeitsfrage.  Doch  haben  Rücksichten  auf  die 
unteren  Classen  wohl  etwas  mit  gesprochen.  Nur  zur  Zeit  der 
Hochfluth  der  revolutionären  Bewegung  hat  man  gesetzgeberische 
Versuche  mit  starken  Extrasteuern,  bez.  Zwangsanleihen 
der  „Reichen“  als  solcher  unter  Zugrundelegung  eines  unge- 
heuerlichen progressiven  Steuerfusses  gemacht.  Diese  Ver- 
suche haben  ganz  ungenügende  finanzielle  Erfolge  gehabt.  Ihr 
fast  völliges  Misslingen  ist  allerdings  nicht  bloss  auf  ihre  Maass- 
losigkeit,  sondern  auch  auf  die  ganzen  Zeitverhältnisse  mit  zu 
schieben. 

S.  S tou rin  II,  ch.  27,  p.  36S — 3S7.  Progressive  Zwangsan leihe  von  1793. 
Unterscheidung  von  nothweudigem  und  rcichÜchem  Einkommen.  Kleine  Einkommen 
bis  1000  bez.  1500  L.  (mit  Unterscheidung,  ob  der  Bezieher  ledig  oder  verheirathet, 
auch  weiter,  ob  und  wer  ihm  zu  Lasten)  sind  als  „nothwendige“  frei.  Alsdann 
zahlen  die  höheren  für  das  Plus  den  Progressivsatz  von  1 0 °/0  fllr  1000  u.  s.  w.,  steigend 
bis  50%  für  9000  L. ; alles  Einkommen  über  9000  zahlt  für  das  Plus  100%,  wird 
also  vollständig  fortgenommeu ! Niveilirungsteudenzen  gegenüber  den  Privatvermögen 
werden  ausdrücklich  mit  verfolgt  Die  Zwangsanleihe  war  unverzinslich.  Wieder- 
holung 1795  und  selbst  noch  zuletzt  unter  dem  Directorium  1799  ähnlich.  Bestimmte 
politisch  verdächtige  Classen  und  gewisse  Erwerbe  werden  dabei  specicll  aufs  Korn 
genommen.  Erfolg  in  allen  Fällen  trotz  der  Drohungen  gering,  meist  gingen  nur 
werthloso  Assignaten  ein.  Die  Maassregel  von  1799  wurde  unter  dem  Consulat  als- 
bald aufgehoben.  In  der  ersten  Zeit  der  Revolution  hat  man  auch  mit  freiwilligen 
„patriotischen“  Steuern  wenig  erfolgreiche  Versuche  gemacht.  So  1789  eine  patriotische 
Steuer  von  ’/*  des  Einkommens  nach  Necker’s  Vorschlag  (Stourrn  II,  259);  Ertrag 
höchstens  30 — 50  Mill.  statt  der  mindestens  zu  erwartenden  500  Mill.  L.  Auch  „patriotische 
Gaben“  in  der  ersten  enthusiastischen  Bewegung  blieben  ganz  geringfügig  (ebenda 
S.  260  ff.). 


III.  Die  Besteuerung  während  des  Directoriums,  Consulats  und 

Kaiserthums  Napoleon’s  I. 

§.  169.  Schon  zur  Zeit  des  Directoriums  hatte  man  auch  auf 
finanziellem  Gebiete  wieder  ein  wenig  in  geordnetere  Bahnen  ein- 
zulenken gesucht.  Gedanken  zur  Wiederherstellung  selbst  indirecter 
Steuern  wagten  sich  wenigstens  hie  und  da  wieder  hervor.  Auf 
dem  Gebiete  der  directen  Besteuerung  machte  man  in  der  Gesetz- 
gebung erhebliche,  in  der  Verwaltung  freilich  nur  erst  geringe 
Fortschritte.  Die  in  den  ersten  Jahren  der  Revolution  begonnene, 
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aber  ins  Stocken  gerathene  legislative  Arbeit  wird  wieder  aufge- 
nommen.. 

So  wird  die  Gesetzgebung  über  die  Personal-  und  Mo  biliar  Steuer  (Gesetz 
vom  23.  December  1798),  über  die  Patentsteuer  (verschiedene  Gesetze  von  1795 
bis  98)  in  dieser  Periode  zum  Abschluss  gebracht,  die  Thür-  und  Fenstersteuer 
eingeführt  (Gesetz  vom  24.  November  1798).  Audi  die  Grundsteuer  erhält  in  dem 
Gesetz  vom  23.  November  1798  (3.  frim.  VII)  wenigstens  nach  einer  Seite  ihre 
legislative  Vollendung.  Die  theils  in  Folge  falscher  Verwaltungsgrundsätze  — wie 
besonders  bei  der  Grundsteuer  — theils  in  Folge  der  politischen  und  finanziellen 
Wirren,  besonders  der  Papiergeldmisswirthschaft,  misslungene  oder  ganz  unterbliebene 
administrative  Durchführung  der  neuen  direcfen  Steuern  wird  wieder  in  Gang  zu 
bringen  gesucht.  Aber  namentlich  bei  der  Grundsteuer  noch  fast  ohne  Erfolg,  indem 
man  u.  a.  hier  noch  vergebens  die  Herstellung  der  Steuer -Stammrollen  den  Händen 
unfähiger  oder  widerwilliger  Localorganc,  denen  man  sie  unrichtiger  Weise  anver- 
traut hatte,  zu  entziehen  und  sie  Staatsbehörden  zu  übertragen  sucht. 

Erhebliche  legislative  Fortschritte  erfolgen  dagegen  wieder 
auf  dem  Gebiete  der  Verkehrs besteuerung. 

Hier  wird  durch  das  Stempelgesetz  vom  3.  November  1798  (13.  brum.  VII) 
und  durch  das  Gesetz  über  Einregistrir ung  und  Registerabgaben  vom 
12.  December  1798  (22.  frim.  VII)  die  Gesetzgebung  von  1790 — 91  erst  ordentlich 
practisch  brauchbar  gemacht  und  die  endgiltige  Grundlage  für  diese  juristisch  und 
technisch  so  besonders  schwierige  Besteuerung  bis  auf  die  Gegenwart  geschaffen. 
Obwohl  man  sich,  wie  schon  bemerkt,  auch  hier,  wesentlich  wieder  an  die  Grund- 
sätze und  Bestimmungen  der  älteren  Gesetzgebung  anlehnte,  zeigen  die  Gesetze  von 
1798  doch  auch,  über  welche  ausgezeichnete  fachmännische  Kräfte  das  revolutionäre 
Frankreich  in  seinen  gesetzgebenden  Körpern  auch  in  dieser  Zeit  noch  verfügte.  Zu 
beachten  ist,  dass  die  Erbschaftsbesteuerung  in  der  französischen  Gesetzgebung  ein 
integrirender  Bestandthcil  des  Enregistrements  ist.  (S.  u.  §.  211  fl'.). 

Nur  auf  dem  Gebiete  der  indirecten  Steuern  blieb  es  auch 
unter  dem  Directorium  im  Wesentlichen  noch  bei  bloss  akademischen 
Erörterungen  und  Anregungen.  Die  Gesetzgebung  wagte  noch 
nicht,  zu  diesen  Steuern  zurlickzukehren. 

Nur  eine  kleine  Ausnahme  hiervon  macht  eine  neue  innere  Tabaks  besteuerung 
und  eine  Besteuerung  des  öffentlichen  Personenfuhrwerks,  bez.  Trans- 
ports (1797),  ferner  der  Spielkarten,  die  dem  Stempel  unterlagen.  Sonst  wurden 
bloss  die  städtischen  Octrois,  speciell  für  Getränke,  der  dringenden  Fiuanz- 
bedürfnisse  halber  in  einigen  Städten  wiedcrliergestcllt , so  in  Paris  (^Gesetz  vom 
18.  October  1798). 

Also  im  Ganzen  unter  dem  Directorium  doch  unverkennbare 
Fortschritte  zur  finanziellen  Ordnung,  nur  dass  eben  die  Staats- 
verwaltung noch  viel  zu  schwach  war,  die  erlassenen  tüchtigen 
Gesetze  ordentlich  durchzuflihren  und  politische  Wirren  immer 
wieder  störend  einwirkten.  Dass  auch  die  Gesetzgebung  selbst 
gelegentlich  wieder  in  wildrevolutionäre  Bahnen  auch  auf  diesem 
Gebiet  einlenkte,  bewies  der  Versuch  mit  progressivenZwangs- 
anlehen  von  den  „Reichen“  (der  „classe  aisöe“),  den  das  Directorium 
nicht  nur  1795,  sondern  selbst  1799  noch  einmal  machte. 

Erst  mit  dem  Consulat  und  mit  der  Consolidation  der  neuen 
monarchischen  Staatsgewalt,  welche  anfangs  unter  dieser  ver 
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hüllten,  bald  unter  der  offenen  Form  des  Kaiserthums  der  revo- 
lutionären Anarchie  ein  Ende  machte,  kam  auch  in  alle  Maass- 
regeln zur  Wiederherstellung  der  finanziellen  Ordnung  ein  neuer 
energischer  Zug,  bei  welchem  der  Erfolg  nicht  ausbleiben  konnte. 
Die  Ordnung  der  Besteuerung  war  hierbei  eine  Hauptsache. 
Sie  erfolgte  durch  Napoleon  I.  und  seine  tüchtigen  Minister,  be- 
sonders Gaudin  (den  späteren  Herzog  von  Gaeta)  in  zwei- 
facher Weise. 

Einmal,  schon  alsbald,  durch  Ergreifung  richtiger  Ver- 
waltungsmaassregeln, um  die  brauchbaren  Steuergesetze  der 
vorausgegangenen  Periode  der  Revolution  nun  auch  zur  ordentlichen 
ernstlichen  Ausführung  zu  bringen,  woran  es  bisher  zumeist 
gefehlt  hatte.  So  kommt  besonders  die  Veranlagung  und  Erhebung 
der  directen  Steuern,  dann  der  Registerabgaben  und  Stempel 
jetzt  erst  gehörig  in  Gang.  Soweit  nöthig,  wird  auch  die  be- 
zügliche Gesetzgebung  zu  diesem  Behufe  fortgebildet,  so  nament- 
lich diejenige  über  die  Grundsteuer.  * 

So  wird  schon  durch  ein  Gesetz  von  1799  (24.  November)  die  Herstellung  der 
Steuerstammrollen  wieder  Staatsbehörden  übertragen,  die  ganze  Arbeit  mehr  cen- 
tralisirt  und,  soweit  eine  Mitwirkung  von  Localorganen  verbleibt,  eine  staatliche  Theil- 
nahme  an , und  Oberaufsicht  über  die  Arbeiten  dieser  Organe  eingerichtet.  Nur  so 
erwies  es  sich  möglich,  die  Verzögerung  dieser  Arbeiten  und  die  daraus  hervor- 
gehenden Rückstände  aus  directen  Steuern  zu  beseitigen  (Stourm  I,  167  ff.).  Auch 
das  Stcuerexecutions wesen  wurde  im  Verordnungswege  (4.  August  1800) 
practisch  wirksam  geregelt.  In  den  rasch  steigenden  Steucrerträgen  und  der  Ver- 
minderung der  Rückstände  zeigt  sich  bald  der  Erfolg  dieser  Maassregeln.  Das  Budget 
des  Jahres  IX  (22.  September  1S00 — 1 SO  1 ) konnte  schon  mit  einiger  Sicherheit  auf 
den  wirklichen  Eingang  von  263  Mill.  Frcs.  dirccter  Steuern,  123  Mill.  Enrcgistrement 
und  Stempel  rechnen,  neben  freilich  nur  12  Mill.  indirecter  Steuern  (Zölle).  Etwas 
später  kommt  es  dann  auch  für  die  Grundsteuer  zur  Lösung  einer  noch  ganz  uner- 
ledigt gebliebenen  Aufgabe,  zur  Herstellung  eines  Katasters.  Nach  verschiedenen 
Experimenten,  welche  nicht  genügen,  entschliesst  man  sich  zu  der  schwierigen 
Operation,  eine  Parcollarkatas trirung  durchzuführen  (Gesetz  vom  15.,  25.  Septbr. 
1807),  womit  man  freilich  erst  nach  Jahrzehnten  fertig  wurde  (18451  (Stourm  I, 
192  ff,  s.  u.  §.  185). 

Die  zweite  grosse  steuerpolitisebe  Maassregel  Napoleon’s  war 
dann  etwas  später  die  Wiedereinführung  ergiebiger 
innerer  indirecter  Steuern,  d.  h.  auch  hier  in  allem  Wesent- 
lichen die  Rückkehr  zu  dem  alten,  jetzt  nur  angemessen  ver- 
besserten Steuersystem. 

So  wurde  zuerst  die  Getränke-,  besonders  die  Wein-,  Branntwein-, 
Ciderbestcncrung  wieder  eingeführt,  anfangs  in  ungenügender  Form,  als  Steuer  beim 
Produccnten  (Gesetz  vom  25.  Februar  1804),  bald  in  den  alten  und  dann  seitdem  im 
Wesentlichen  bestehen  gebliebenen  Formen  der  Circulations - und  Klein-  (Detail-) 
abgaben  (Gesetz  vom  24.  April  1806)  und  der  Eingangsabgabc  in  Städten  (Gesetz  vom 
25.  November  1808).  In  den  Jahren  1812,  1813  und  1814  erfolgten  in  einigen 
Punctcn  Abänderungen  und  Weiterbildungen  dieser  Steucrforinon  („einzige  Steuer“ 
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als  vierte  Form  in  gewissen  Fällen).  Auch'  das  Bier  wurde  durch  das  Gesetz  von 
1808  einer  Steuer  beim  Brauer  unterworfen. 

Selbst  die  Salzsteuer,  an  die  man  übrigens  schon  unter  dem  Directorium  wieder 
gedacht  hatte  (Stourm  I,  318),  kehrte  wieder,  aber  in  geringerer  Höhe  und  ohne  die 
lästigen  Erhebungs-  und  Controlmaassregeln  der  alten  Gabclle,  welche  diese  Steuer 
im  ancien  regime  mehr  als  die  Besteuerung  an  und  für  sich  so  verhasst  gemacht 
hatten  (Gesetz  vom  24.  April  — 4.  Mai  1506  und  verschiedene  Dccrete  aus  dieser 
Zeit).  Sie  wurde  jetzt  als  Productionsstcucr  an  den  Salzwerken  und  Salinen  und  als 
Grenzzoll  vom  auswärtigen  Salze  erhoben.  So  ist  sie  Bestandtheil  der  modernen 
französischen  Besteuerung  geblieben,  nur  1848  vorübergehend  aufgehoben,  aber  noch 
in  demselben  Jahre  in  geringerer  Höhe  wieder  hcrgestellt  worden. 

Der  Tabak  war  nach  Aufhebung  des  Monopols  nur  dem  Einfuhrzoll  unter- 
worfen gewesen,  nur  Rohtabak  durfte  eingeführt  werden,  nicht  fremdes  Fabrikat.  Der 
inländische  Tabakbau  war  frei,  der  Zollertrag  minimal.  Schon  das  Directorium  er- 
höhte den  Zoll  erheblich  (1796)  und  führte  eine  technisch  ganz  unvollkommene, 
massige,  wenig  ertragsfähige  inländische  Fabrikationssteuer  ein  (Gesetz  vom 
12.  November  1798).  Das  Consulat  und  Kaiserthum  verbessern  diese  Bestcuerungs- 
form  zunächst  mittelst  einiger  neuer  Gesetze,  verschärfen  die  Controlen  und  erhöhen 
den  Steuersatz,  wobei  man  zu  einer  Zwangsmarkirung  schreitet  (Gesetze  von  1802, 
1804,  1806)  und  erzielen  rasch  steigende  Erträge  (1S02 — 10  von  1.1  auf  25.5  Mill.  Frcs. 
ohne  den  Zoll).  Dennoch  wird  1810  das  Monopol  durch  einfaches  Dccret  wieder 
eingeführt  (29.  Decembcr  1810),  jetzt  aber  mit  Zulassung  inländischen  Tabak- 
baues nach  dem  Liccnzsystem  und  mit  Ablieferuugszwang  (vergl.  oben  S.  148). 
Bald  sich  iinanziell  gut  bewährend  ist  das  Monopol  dann  definitiv  verblieben  und  eine 
immer  wichtigere  Einnahmequelle  geworden  (Stourm  I,  379  ff.). 

Getränke  und  Tabak  unterstanden  mit  einigen  anderen  Abgaben  unter  dem 
ersten  Kaiserreich  der  gemeinsamen  K6gic  des  droits  röunics,  und  die  Erträge 
erschienen  unter  diesem  Namen  in  den  Etats.  Die  ältcrdn  kleineren  inneren  indirccten 
Steuern  hat  Napoleon  nicht  wiedcrhcrgcstellt,  jedoch  die  Steuer  von  öffentlichem  Fuhr- 
werk, bez.  Transport,  auf  den  regelmässigen  Waarentransport  (1804)  ausgedehnt. 
Erst  in  der  neuesten  Finanzperiode  nach  1870  sind  einige  der  übrigen  älteren  inneren 
Steuern  wieder  erschienen.  Ausser  den  inneren  kamen  aber  vermehrte  indirectc 
Steuern  im  Tarif  der  Einfuhrzölle  vor,  wobei  der  Ertrag  freilich  von  der  jeweiligen 
Politik  (Continentalsperrc)  stark  beeinflusst  wurde.  Im  Jahre  1810  haben  (nach  dem 
Ergebniss,  dict.  de  fin.,  p.  554)  die  indirecten  Steuern  bereits  wieder  217.1  Mill.  Frcs. 
geliefert  (gewöhnl.  Zölle  und  Salz  92.3,  ausserordentliche  Zollabgaben  8.1,  droits 
röunies  109,  Salz  und  Tabak  jenseits  der  Alpen  7.8),  neben  191.4  Mill.  aus  Enre- 
gistrement,  Stempel  (und  Domänen)  und  302. G aus  den  directen  Steuern.  Werden 
die  Verkehrssteuern  in  französischer  Weise  zu  den  indirecten  gerechnet,  so  hätten 
diese  damals  also  schon  wieder  das  Uebergewicht  über  die  directen  gehabt  (4/7 : %). 

Diese  Rückkehr  zur  indirecten  Besteuerung  ist  der 
napoleonisehen  Regierung  von  principiellen  und  politischen  Gegnern 
dieser  Steuern  wohl  zum  Vorwurf  gemacht  worden.  Gewiss  mit 
Unrecht.  Als  Glied  des  modernen  Steuersystems  konnten  diese 
Steuern  in  einem  grossen  Staatshaushalte,  wie  dem  französischen, 
auf  die  Dauer  unmöglich  fehlen.  Ihre  nothwendige  Wiederein- 
führung hat  gerade  als  Beleg  für  ihre  allgemeine  Unentbehrlichkeit 
und  als  Berichtigung  des  einseitig  auf  directe  Steuern  begründeten 
Steuersystems  in  der  ersten  Periode  der  Revolution  eine  allgemeine 
steuergeschichtliche  Bedeutung  für  die  Steuerlehre,  wovon  auch  der 
Finanztheoretiker  Act  zu  nehmen  hat. 
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IY.  Die  Besteuerung  unter  der  Restauration  und  Julimonarch ie 

(1814  — 184S). 

§.  170.  Die  wieclerhergestellte  bourbouische  Monarchie  hatte 
die  finanzielle  Erbschaft  der  vorausgegangenen  Perioden  zu  über- 
nehmen. Handelte  es  sich  hier  auch  einschliesslich  der  Contri- 
bution  an  die  Alliirten  und  der  Entschädigung  der  Emigranten  um 
geringere  Lasten,  als  sie  andere  Staaten  aus  der  langen  Kriegszeit 
übernommen  hatten  (§.  165),  so  doch  immerhin,  in  Verbindung  mit 
allen  anderen  Finanzerfordernissen,  welche  die  Herstellung  und 
Befestigung  der  neuen  Staatsordnung  und  die  Erholung  der 
französischen  Volkswirtschaft  von  den  Kriegsläuften  mit  sich 
brachte,  um  recht  schwierige  finanzielle  Aufgaben.  Frankreich 
hat  dieselben,  ebenso  wie  die  späteren  nach  den  neuen  grossen 
politischen  Katastrophen,  verhältnissmässig  leicht  gelöst.  Seine 
wirthschaftliche  und  finanzielle  Elasticität,  die  Schwungkraft  seines 
Staatscredits  erwies  sich  schon  damals  bedeutend. 

Siche  besonders  Sud  re,  lin.  de  la  France,  I,  livre  2,  ein  Werk,  von  dem  die 
frühere  Bemerkung  in  der  Vornote  S.  367  über  den  Ton  selbst  französischer  Fach- 
werke in  Bezug  auf  solche  Nothzciten  Frankreichs  in  besonderem  Maasse  gilt.  Ferner 
im  dict.  de  fin.  Boiteau’s  Artikel  budg.  g6n6r.,  p.  560  ff. 

Die  ernste  Probe,  welche  in  solchen  Zeiten  auch  an  die  Be- 
steuerung herantritt,  hat  die  letztere  damals  im  Ganzen  gut 
bestanden.  Selbst  von  den  directen  Steuern,  den  am  Wenigsten 
entwicklungsfähigen , ist  das  für  diese  Periode  anzuerkennen.  Sie 
sind  in  ihrer  Grundlage  unverändert  geblieben  und  haben,  mit 
Ausnahme  der  Patentsteuer,  auch  nur  wenige  Veränderungen  von 
Einzelheiten  erfahren. 

Bedeutende  Zuschläge,  wie  schon  in  den  letzten  Jahren  Napoleons  I.,  konnte  man 
wenigstens  vorübergehend  in  den  ersten  Jahren  der  Restauration  selbst  auf  die  directen 
Steuern  zur  Erhöhung  der  erforderlichen  Einnahmen  des  Staats  selbst  legen  — was 
übrigens  in  verschiedener  Höhe  für  die  einzelnen  Steuern  geschah  — sowenig  gerade 
ein  Ertragssteuersystem  wie  das  französische  hierfür  sonst  geeignet  ist.  Man  ging 
dann  auch  (1810,  1821),  wie  schon  wiederholt  in  der  früheren  Periode,  zu  Er- 
mässigungen  des  Principal-Contingents  der  Grundsteuer  über,  namentlich  zu 
Gunsten  der  besonders  überlasteten  Departements  (§.  1S4).  Aber  auch  später  kamen 
noch  Zuschläge  für  allgemeine  Staatszweckc  zu  den  directen  Steuern  vor;  so  suchte 
die  Julimonarchie  mit  auf  diese  Weise  ihre  Finanzverlegenheiten  zu  überwinden.  Da 
es  in  Frankreich  sonst  fast  keine  selbständigen  directen  Steuern  der  Departements  und 
Gemeinden  giebt,  muss  der  betreffende  Steuerbedarf,  soweit  er  nicht  durch  die  wieder 
immer  allgemeiner  gewordenen  städtischen  Octrois  in  den  meisten  grösseren 
Städten  gedeckt  wird,  durch  Zuschläge  zu  den  directen  St aatssteüern 
(Centimes  addition.  depart.  et  comrnun.)  bestritten  werden.  In  der  Periode,  von 
welcher  hier  die  Rede  ist,  haben  sich  daraus  noch  keine  Missstände  ergeben.  Prin- 
cipielle  Veränderungen  oder  auch  nur  Erweiterungen  des  Systems  der  directen  Be- 
steuerung hat  man  nicht  für  geboten  erachtet.  Der  Gedanke  der  eigentlichen  Ein- 
kommensteuer gewann  in  der  Praxis  keinen  Boden.  Selbst  der  kurze  Zeit  zu  Gesetzes- 
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kraft  gekommene  Versuch,  die  Personal-  von  der  Mobiliarsteuer  zu  trennen  und 
wenigstens  die  orstere,  ferner  dio  Thür-  und  Fenstersteuer  als  Quotitätssteuer  ein- 
zurichten (Gesetz  vom  26.  März  1831),  um  sie  besser  mit  Vermehrung  der  Bevölkerung 
und  des  Wohlstands  im  Ertrag  wachsen  zu  lassen,  scheiterte  an  der  Opposition  des 
Publicums,  welches  in  dieser  Steuerform  eine  Art  Kopfsteuer  sah,  und  wurde  schon 
im  folgenden  Jahre  rückgängig  gemacht  (Gesetz  vom  21.  April  1832,  vgl.  Sudre  II, 
176  fl.  Die  Umänderung  hatte  z.  Th.  einigen  Ersatz  für  die  Ermässigung  der  Ge- 
tränkesteuern im  Jahre  18S0  schaffen  sollen,  s.  u.  §.  160  ff.).  Nur  die  Patentsteuer 
erfuhr  eine  umfassendere  Aus-  und  Fortbildung,  aber  doch  im  Rahmen  der  bisherigen 
Normen,  wesentlich  abschliessend  durch  das  wichtige  Gesetz  vom  25.  April  1844 
(u.  §.  190  fT.). 

Die  beiden  anderen  grossen  Steuergruppen,  die  indirecten 
Verbrauchssteuern  und  die  Verkehrssteuern,  erwiesen  sich 
schon  in  dieser  Periode  elastisch  genug,  um  höhere  Erträge  für 
den  stetig,  aber  doch  im  Vergleich  mit  der  späteren  Zeit  nur 
mässig  steigenden  Bedarf  zu  liefern,  ebenso  die  städtischen 
Octrois.  Auch  an  den  Grundlagen  und  Hauptnormen  dieser 
Steuern  ist  wenig  verändert  worden,  am  Meisten  noch  bei  den 
Getränkesteuern,  bei  welchen  auch  mehrfach  bestimmte  politische 
und  wirthschaftspolitische  Rücksichten  auf  die  Producenten  (Wein- 
bauern) und  auf  die  Consumenten  Einfluss  erlangten.  Der  Zoll- 
tarif trat  mehr  und  mehr  unter  handelspolitische,  hoch- 
ßchutzzöllnerische  Gesichtspuncte,  auch  in  Betreff  der  Agrar- 
producte.  Aus  gleichen  Gründen  wie  in  anderen  Ländern  wurde 
bei  der  immer  grösseren  Bedeutung  der  Rübenzuckerindustrie 
dieser  Zucker  einer  besonderen,  bald  wiederholt  erhöhten  Steuer 
unterworfen,  welche  seitdem  ein  Glied  der  französischen  inneren 
indirecten  Besteuerung  geblieben  ist.  Die  Transportsteuern 
wurden  mit  der  Entwicklung  der  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe 
ergiebiger,  da  die  Besteuerung  des  öffentlichen  Fuhrwerks  auf  sie 
ausgedehnt  wurde,  zunächst  freilich  (1838)  mit  einer  eigenthüm- 
lichen,  erst  später  beseitigten  Beschränkung.  Das  Tabak monopol 
theoretisch  einmal  angefochten,  bürgerte  sich  fest  ein.  Die  Be- 
anstandungen, welche  die  Getränkesteuern,  besonders  die 
Weinsteuern  und  das  Tabakmonopol  gelegentlich  gefunden 
haben,  veranlassten  Enqueten,  aus  denen  diese  Steuern  aber  sieg- 
reich hervorgegangen  sind , nur  dass  bei  den  Getränkesteuern 
einzelne  Modificationen  vorgeschlagen  und  dann  auch  von  der 
Gesetzgebung  vorgenommen  wurden.  Die  Register abgaben 
und  Stempel  wurden  nur  in  Einzelheiten  fortgebildet. 

Das  System  der  Steuern  für  die  drei  französischen  Hauptgetränke,  Wein,  Obst- 
wein , besonders  Apfelwein  (cidre) , Branntwein , ist  durch  seine  ganze  Einrichtung, 
namentlich  durch  seine  Controlen,  für  die  Nächstbetheiligten,  die  Proilucentcu,  Händler, 
Wirthe  sehr  lästig.  Beim  Wein  kommt  ausserdem  das  Interesse  der  unteren  Classen 
als  der  Consumenten  stark  mit  in  Betracht.  Diese  Verhältnisse  erklären  es,  dass 
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gerade  diese  Steuern  in  politisch  erregten  Zeiten  immer  besondere  Opposition  ge- 
funden haben,  so  in  der  ersten  Revolution  die  „aides“,  dann  wieder  die  erneuten 
Gelränkesteuern  1814,  1829 — 30,  1848.  Mehrere  Rcformmaassregeln  sind  daher  von 
den  Regierungen  um  der  politischen  Popularität  willen  in  solchen  Zeiten  vorgenommen 
worden.  So  1814  (Gesetz  der  Restauration  vom  8.  December),  1815  von  Napoleon  I. 
(Decret  vom  8.  April),  1S30  (Gesetz  vom  17.  October  und  vom  12.  December,  nach 
den  Vorschlägen  der  damaligen  Enquete,  nebst  weiterem  Gesetz  vom  21.  April  1832); 
daun  wieder  1848  (s.  u.).  Die  Grundlage  für  die  Getränkebesteuerung  in  einer  Art 
Coditication  und  Fortbildung  der  Gesetzgebung  aus  der  Kaiserzeit  wurde  durch  die 
Gesetze  vom  8.  December  1814,  2S.  April  1816,  und  für  Branntwein  specicll  durch 
Gesetz  vom  24.  Juni  1824  gelegt  (Festhaltung  der  Werthbesteuerung  von  1812  und 
genauere  Durchführung  der  Besteuerung  nach  dem  Alcoholgchalt).  Weiteres  unten 
bei  den  einzelnen  Steuern.  Siehe  besonders  Stourm  I,  356  ff',  und  derselbe  in 
dem  Artikel  boissons  im  dict.  de  (in.  Uebcr  die  Steuerermässigung  von  1830,  Sud  re 
II,  165.  — Einführung  der  Rübenzuckersteuer  durch  Gesetz  vom  18.  Juli  1837, 
Erhöhungen  1839,  1840,  1843;  hier  Gleichstellung  des  Steuersatzes  mit  dem  Zollsatz 
für  französischen  Colonialzucker.  — Bei  den  Eisenbahnen  wurde  im  Fahrpreis  der 
eigentliche  Transportpreis  und  der  Preis  für  die  Benutzung  der  Fahrstrasse 
unterschieden  und  nur  crstcrer  Theil  besteuert  (Gesetz  vom  2.  Juli  1838).  — Das  Tabak- 
monopol ist  auch  damals  noch  gelegentlich  vom  Standpuncte  der  „Eigenthums- 
freiheit4*  (wegen  der  Culturbeschränkungen)  angegriffen  worden.  Die  Enqußtc  von 
1835  fand  auf  Wunsch  des  Parlaments  statt,  von  ihrem  Ergebniss  sollte  die  Fortdauer 
dos  Monopols  abhängig  sein.  Das  Ergebniss  war  den  letzteren  durchaus  günstig 
(Gesetz  vom  12.  Februar  1835,  23.  April  1840). 


V.  Die  Besteuerung  unter  der  zweiten  Republik  und  dem  zweiten 

Kaiserreich  (1848—70). 

§.  171.  Die  Regierung  der  Februarrevolution  versuchte  zuerst 
auf  die  verhängnissvolle  Bahn  der  Steuerpolitik  der  ersten  Revo- 
lution einzulenken.  Die  gewöhnlichen  Illusionen  solcher  Zeiten, 
dass  man  den  Finanzbedarf  nach  und  durch  eine  Staatsumwälzung 
leicht  erheblich  herabsetzen  könne,  die  doctrinäre  Abneigung  gegen 
die  indirecten  Steuern  überhaupt  und  die  besonderen  Bedenken 
gegen  einzelne,  nach  unten  zu  drückende  und  verkehrstörende 
Steuern,  wie  die  Salz-  und  die  Getränkesteuern,  die  Vorliebe  für 
die  directen  Steuern,  endlich  auch  Popularitätshascherei  gegenüber 
der  städtischen  Bevölkerung,  das  Alles  vereint  führte  zu  sehr 
unüberlegten  Experimenten  mit  sofortiger  Beseitigung  und  Ver- 
minderung indirecter  und  Erhöhung  der  directen  Steuern. 

S.  besonders  Marquis  d’Audiffret,  syst,  lin.,  über  die  Finanzkrise  von  1848,  IV, 
99  ff.  Namentlich  wurde  die  Salzsteuer  von  1849  an  ganz  aufgehoben  (Decret  der 
provisorischen  Regierung  vom  18.  April  1848),  bald  zwar  wiederhergestellt,  aber  nur 
im  Betrage  eines  Drittels  des  alten  Steuersatzes  (Gesetz  vom  28.  December  1S48). 
8.  d’Audiffret,  syst.  fin.  IV,  136  ff'. , 140,  mit  zu  einseitiger,  aber  doch  den  Um- 
ständen nach  nicht  unrichtiger  Polemik  gegen  diese  Maassrogel.  — Aus  den  unpopu- 
lären Ge  tränk  «steuern  strich  die  provisorische  Regierung  gleichfalls  alsbald  die 
wichtigste  Abgabe,  die  „Detailgebühr“,  und  suchte  sie  durch  eine  allgemeine  Con- 
sumtionssteuer  zu  ersetzen,  was  einen  bedeutenden  Ausfall  (51  Mill.  Frcs.)  ergeben 
hätte  (Decret  vom  30.  März  1848).  Doch  wurde  auch  hier  die  alte  Gesetzgebung 
bald  wieder  hergestellt  (Gesetz  vom  22.  Juni  1848).  Nach  einem  Gesetz  vom  19.  Mai  1S49 
sollte  aber  sogar  die  völlige  Aufhebung  der  Gctränkestcucrn  von  Anfang  1850  an 
eintreten,  welche  Maassregd  indessen  ebenfalls  noch  vorher  wieder  rückgängig  gemacht 
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worden  ist,  unter  provisorischer  Beibehaltung  der  bisherigen  Gesetzgebung  (Gesetz  vom 
20.  Dcccmbcr  1849).  Es  wurde  aber  eine  neue  Enqu6te  über  die  Gctränkebesteucrung 
eingerichtet  (1849 — 51),  deren  Vorschläge  unbedingt  für  Beibehaltung  dieser  Steuern 
ausfieleu,  im  Uebrigen  auf  Ermässigung  der  Eingangsabgaben  (in  den  Städten)  und  auf 
verschiedene  kloinere  Veränderungen  und  Erleichterungen  der  bestehenden  Gesetz- 
gebung hinausgingen,  was  dann  ein  neues  Gesetz  vom  17.  März  1852  genehmigte. 
(Siehe  Stourin’s  gen.  Artikel  im  dict.  de  fiu  , p.  423  ff.). 

Umgekehrt  schritt  man  sofort  (16.  März  1848)  zu  einem  Steuerzuschlag  von 
45°/0  zum  Principalcontingent  der  directen  Steuern,  welche  Maassrcgel  ,.a  fait  vivro 
l’6tat,  rnais  tua  la  republique  et  jeta  les  paysans  dans  1c  parti  de  l’Empirc“  (Boitcau 
im  dict.  de  fin.  p.  577).  Sie  wurde  1850  wieder  beseitigt. 

Dio  „allgem eine  Einkorn mensteuer“  blieb  Project.  Ernstlich  wurde  über- 
haupt nur  einmal  an  eine  Einkommensteuer  vom  beweglichen  Vermögen  gedacht,  die 
aber  nach  dem  vorgelegtcn  Gesetzentwurf  nur  eine  Verdoppelung  der  Personal-  und 
Mobiliar-  und  der  Thür-  und  Fensterstcuer  gewesen  wäre  (Proj.  Goudchaux).  Siehe 
d’Audiffrct  IV,  144.  Guyot,  imp.  sur  le  revenu,  Paris  1887,  p.  19.  Auch 
progressive  Erbschaftssteuern  wurden  projectirt.  Bcachtcnswerth  aus  dieser  Periode 
ist  sonst  die  Einführung  der  directen  Besteuerung  des  unbeweglichen  Be- 
sitzes der  „todten  Hand“,  in  Form  eines  Zuschlags  von  62Va°/o  za  der  Grund- 
steuer, zum  Zweck  eines  Ersatzes  der  bei  diesem  Vermögen  wegfallenden  Besitz- 
wechselabgaben (Gesetz  vom  20.  Februar  1849),  ferner  einige  Veränderungen  der 
Stempel-  und  Enregistrements-Gesctzgebung.  besonders  durch  Gesetz  vom 
5.  Juni  1850  in  Betreff  der  Besteuerung  der  Actiengescllscha ften  und  gewisser 
Werthpapiere. 

Seitdem  ist  man  in  Frankreich  mit  der  Erhöhung  der  directen 
Steuern  auch  aus  politischen  Gründen  sehr  vorsichtig  geworden, 
wenigstens  soweit  es  sich  um  Staats  Zuschläge  handelt.  Denn  die 
Zuschläge  zu  diesen  Steuern  fürDepartemental-  undCommunal- 
z wecke  Hessen  sich  bei  dem  französischen  Steuersystem  nicht 
vermeiden.  So  charakteristisch  diese  Steuerpolitik  des  Staats  in 
speciell  politischer  Hinsicht  ist,  so  darf  doch  anderseits  nicht  über- 
sehen werden,  dass  Ertragssteuern,  wie  die  französischen,  die 
einfache  gleichmässige  procentweise  Erhöhung  im  ganzen  Staats- 
gebiete am  Wenigsten  vertragen.  Damals,  1848,  wie  1871  tf.  zeigte 
sich  der  Mangel  einer  allgemeinen  directen  Subjectsteuer,  wie  der 
Einkommensteuer  in  Frankreich  doch  in  der  That  nachtheilig. 
Eine  allgemeine  Einkommensteuer  neu  einzuführen,  war  freilich 
auch  und  wurde  immer  mehr  eine  schwere  Sache,  weil  jede 
politische  Partei,  die  sich  damit  befasste,  Nachtheile  für  ihre 
Stellung  davon  befürchtete. 

Da  die  Maassregeln  auf  dem  Gebiete  der  indirecten  Besteuerung 
nur  theil weise  oder  nur  eine  kurze  Zeit  lang  wirklich  ausgeführt 
wurden,  konnten  sie  auch  in  den  Etats  und  Finanzergebnissen 
keine  erheblichen  Spuren  hinterlassen.  Doch  erklären  sie,  in  Ver- 
bindung mit  der  Erhöhung  der  directen  Steuern,  die  kleine  Ver- 
schiebung der  Quoten  der  Erträge  von  directen  und  indirecten 
Steuern  mit,  welche,  abweichend  von  dem  früheren  und  späteren  Ent- 
wicklungsgang, während  der  kurzen  Lebensspanne  der  zweiten 
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Republik  stattgefunden  hat  (s.  o.  S.  373  die  Tabelle).  So  endet 
die  „zweite  Republik“  wenigstens  ohne  erhebliche  Schädigung  des 
französischen  Steuersystems  zu  hinterlassen. 

Das  „zweite  Kaiserreich“  war  immer,  auch  zur  Zeit  seines 
festesten  Bestands,  darauf  erpicht  und  auch  darauf  angewiesen, 
die  Bevölkerung  nicht  durch  unpopuläre  Steuerpolitik  zu  erregen. 
Es  hat  daher  die  in  dieser  Hinsicht  besonders  misslichen  directen 
Steuern  im  Wesentlichen  unberührt  gelassen,  nachdem  die  1848er 
Steuerzuschläge  wieder  aufgehoben  waren.  Die  übrigen  Steuern 
erwiesen  sich  durch  ihr  natürliches  Wachsthum  ergiebig  genug,  um, 
hie  und  da  unterstützt  durch  Veränderungen  und  durch  Erhöhungen 
der  Steuersätze  (so  bei  Tabak),  den  steigenden  Finanzbedarf,  soweit 
er  nicht  durch  Anleihen  definitiv  gedeckt  wurde,  mit  ihren  Erträg- 
nissen bestreiten  zu  können.  Da  das  bestehende  Steuersystem 
ohnehin  mit  mehr  oder  weniger  Fug  und  Recht  als  das  „napo- 
leoniscbe“  galt,  blieb  die  neue  kaiserliche  Regierung  auch  mit 
dieser  „conservativcn“  Steuerpolitik  ihren  sonstigen  Traditionen 
und  Tendenzen  getreu.  Die  einzige  Maassregel  von  grösserer  Be- 
deutung ist  die  Reform  des  Zolltarifs  in  Verbindung  mit  dem 
„napoleonischen  System  der  liberalen  Handelsverträge“,  das  durch 
den  berühmten  britisch-französischen  Vertrag  vom  23.  Januar  1860 
eingeleitet  wurde.  Auch  diese  Maassregel  hat  aber  für  die  Be- 
steuerung doch  nur  secundäre,  reflectorische  Bedeutung,  ihre  eigent- 
liche liegt  auf  handelspolitischem  Gebiete.  Finanziell  war  sie  nach- 
theilig, da  sie  andauernde  erhebliche  Ertragsverminderungen  mit 
sich  brachte. 

Da  es  sich  nur  um  Einzelheiten  handelt,  welche  die  Gesetzgebung  des 
zweiten  Kaiserreichs  an  der  überkommenen  Besteuerung  geändert  hat,  genügt  es,  auf 
die  spätere  Darstellung  der  einzelnen  Steuern  zu  verweisen  (§.  183  ff.).  Beachtens- 
wert ist  u.  a.  die  Weiterentwicklung  der  Besteuerung  der  Werth papierc  durch 
llinzufügung  einer  Umsatzsteuer  (Gesetz  vom  23.  Juni  1857),  die  schärfere  Be- 
steuerung des  Eisenbahntransports  (Gesetz  vom  14.  Juli  1855,  übrigens  nach  den 
alten  Grundsätzen  der  Besteuerung  „öffentlicher  Fuhrwerke“),  die  differentielle  Zoll- 
begünstigung des  französischen  Colonialzuckers  gegen  die  Steuer  des  ein- 
heimischen Rübenzuckers,  mehrfache  Veränderungen  in  der  Pate ntsteuer  (besonders 
durch  Gesetz  vom  4.  Juni  1858).  Die  principiell  und  practisch  wichtigste  Maassregel, 
die  Zolltarife  form  hat.  wie  gesagt,  von  1860  au  erhebliche  Ausfälle  an  den 
früheren  Einnahmen  zu  Wege  gebracht,  wobei  es  bis  1870  definitiv  verblieben  ist. 
Die  Zuckerbesteuerung  erfuhr  einige  Aenderungen,  aber  nicht  in  der  Grundlage. 

Die  Entwicklung  der  Erträge  der  französischen  Besteuerung 
unter  dem  zweiten  Kaiserthum  lässt  sich  kurz  dahin  charakterisircn : 
der  Schwerpunct  fiel  immer  mehr  in  die  Verkehrssteuern  und 
in  die  indirecten  Verbrauchssteuern,  wie  schon  die  früheren 
Uebersichten  (S.  373  und  S.  374),  speciell  in  Enregistrement, 
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Stempel,  Getränkeste uer,  Zuekersteuer,  Tabakmonopol, 
wie  die  folgende  Uebersieht  ergiebt.  Nur  die  Salzsteuer  zeigt  in 
Folge  der  1848  er  Maassregel,  die  Zoll  ein  nah  me  in  Folge  der 
neuen  Handelspolitik  eine  rückläufige  Bewegung.  Die  Einnahmen 
aus  der  directen  Besteuerung  bleiben  stabil,  wenigstens  was  den 
Staat  betrifft.  Denn  diejenigen  aus  Zuschlägen  zu  diesen 
Steuern  für  die  Departements  u.  s.  w.  haben  sieh  auch  in  dieser 
Periode  schon  stark  vermehrt,  nicht  minder  übrigens  dieOctrois- 
Einnahmen  der  Gemeinden. 

In  der  folgenden  Tabelle  sind  für  die  Darstellung  der  Steuerentwicklung  in  der 
Periode  der  „dritten  Republik“  (§.  172)  gleich  die  statistischen  Daten  mit  beigefügt. 
Die  Zahlen  sind  Brutto  zahlen  der  Budgets  in  Mill.  Frcs. 


1847  1870  1885  Progression  in  °/0. 

Einnahme.  Einnahme.  Einnahme.  (Ab  nähme  in.  — bezeichnet) 


1870 

1885 

1885 

gegen 

gegen 

gegen 

1847 

1847 

1870 

I.  Staatsbesteuerung. 

A.  Directc. 

1.  Grundsteuer  . . . 

— 

172.5 

177.5 

— 

— 

2.9 

2.  Pers.-  u.  Mobiliarst. 

— 

58.6 

67.4 

— 

— 

25.8 

3.  Thür-  u.  Fensterst. 

— 

39.4 

46.0 

— 

— 

17.0 

4.  Patentsteuer . . . 

— 

66.8 

104.9 

— 

— 

57.0 

5.  Nehcutaxe  . . . 

— 

0.6 

0.6 

— 

— 

— 

Summe  1 — 5 

331.7 

332.8 

396.4 

0.3 

19.5 

19.1 

6.  Einkommensteuer  v. 

bewegl.  Vermögen 

— 

— 

50.1 

— 

— 

— 

Summe  A. 

331.7 

332.8 

446.5 

0.3 

34.6 

34.2 

B.  Verkehrssteuern. 

1.  Enregistrement  . . 

214.5 

362.8 

553.5 

69  2 

158.4 

52.6 

2.  Stempel  .... 

39.3 

83.7 

154.5 

113.0 

293.1 

82.2 

Summe  B. 

253.8 

446.5 

708.0 

75.9 

179.0 

58.5 

C.  Indirecle  Verbrau chssteuern. 

1.  Zölle  u.  Nebcuabg. 

160.3 

75.1 

290.9 

(-50.1) 

81.5 

274.0 

2.  Salzst.  (inländ.  Salz) 

70.7 

31.8 

33.4 

(—55.0) 

(-52.7) 

5.0 

3.  Getränkesteuer  . . 

102.0 

243.4 

455.1 

138.6 

336.2 

87.(1 

4.  Inländ.  Zucker  . . 

19.3 

111.8 

151.1 

479.3 

683.0 

35.2 

5.  Tabakmonopol  . . 

112.5 

246.8 

379.1 

119.4 

237.0 

53.6 

Summe  C. 

464.8 

708.9 

1309.6 

52.5 

181.7 

84.7 

D.  Uebrige  klein. St. 

48.0 

54.8 

228.3 

14.2 

375.6 

316.6 

Summe  I (A — D)  Staatsst. 

1098.3 

1543.0 

2692.4 

40.5 

145.2 

* 74.5 

II.  Depart.  u.  Communalbestcuerung. 

A.  Zuschi.  z.  den  dir.  St. 

86.2 

233.8 

348.7 

171.2 

304.5 

49.1 

B.  Octrois  d.  Gemeinden 

88.0 

201.3 

277.1 

128.7 

215.0 

37.7 

Samrne  11. 

174.2 

435.1 

625.8 

150.4 

259.2 

43.8 

Die  „übrigen  kleineren  Steuern“  (Rubrik  D)  umfassen  hier  mancherlei  „Ver- 
schiedenes“, was  in  den  französischen  Etats  zu  den  „indirecten  Steuern“  gerechnet 
wird  (1885  z.  B.  in  obigem  Posten  von  228.3  Mill.  39  6 Mill.);  ferner  das  Pulver- 
monopol (1847  6.0,  1870  13.2,  1885  14.9  Mill.  Frcs.);  in  1885  sodann  die  „den 
directen  Steuern  assimilirten  Specialtaxen“  (zus.  27.  Mill.,  wovon  6.1 
Steuer  von  Gütern  der  todten  Hand,  2.8  Bergwerksabgaben , 4 5 Gebühren  für  Veri- 
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fication  der  Maasse,  Gewichte  u.  s.  w.,  0.3  fiir  Apothekenvisitation,  10.6  Pferde-  und 
Wagensteuer,  1.1  für  Billards,  1.5  für  geschlossene  Gesellschaften,  also  nicht  bloss 
„Steuern“,  sondern  auch  „gebührenartige“  Einkünfte,  sonst  meist  di  recte  Steuern); 
weiter  die  ebenfalls  bei  den  direefen  Steuern  mit  eingesetzten  Transportsteuern 
von  den  Eisen  bahnen  (1885  92.3  Mill.)und  vom  sonstigen  öffentlichen  (regel- 
mässigen) Fuhrwerkstransport  (1885  4.5  Mill.);  endlich  in  1885  auch  die  seit 
dem  Kriege  cingoführten  neuen  kleineren  inneren  indirecten  Steuern  von 
einzelnen  Objecten  und  Fabrikationen  (1SS5  50.1  Mill,  nämlich  vom  Zündholzmonopol 
17.1,  Papier  15.9,  Mineralöl  0.008,  anderen  Oelen  3.1,  Stearin,  Kerzen  9.0,  Essig  etc. 
2.8,  Dynamit-  und  Nitroglycerinfabrikation  2.3.  S.  darüber  u.  die  Darstellung  der 
neusten  Zeit).  Obige  Daten  verstehen  sich  hier  immer  ohne  Algier,  das  in  den 
jetzigen  französischen  Budgets  bei  den  einzelnen  Einnahmezweigen  mit  seinen  Ein- 
künften erscheint.  Kleine  Verschiebungen  in  der  Etatisiruug,  bes.  in  Rubrik  D, 
sind  wohl  eingetreten,  aber  zu  unbedeutend,  um  die  Vergleichbarkeit  der  Daten  in 
den  3 angeführten  Jahren  weiter  zu  stören.  Die  kleinen  Abweichungen  der  Zahlen 
in  obiger  Tabelle  von  den  früheren  auf  S.  373/374  erklären  sich  aus  kleinen  Verschieden- 
heiten der  Rnbricirung  der  einzelnen  Steuer-  und  gebührenartigen  Einnahmen  unter 
die  angeführten  Gruppen. 

Bei  der  Departements-  und  Communaibesteueruog  sind  die  Zuschläge  zu  den 
directeu  Steuern  aus  den  Etats  (sog.  „Specialfonds“,  neben  den  „Generalfonds“ 
für  den  Staat),  die  Octroieinnahmen  aus  der  Statistik  der  Octrois  im  Bull,  de  stat.  XI, 
53  entnommen.  Die  Zahl  in  der  Col.  für  1870  ist  hier  die  brauchbarere  für  1869 
(1870  sank  die  Octroieinnahme  auf  167.2  Mill.),  die  Zahl  in  der  Col.  für  1885  die- 
jenige für  1880.  Für  1882  war  die  Einnahme  ca.  290  Mill.  Frcs.  (Blocks  Annuaire 
1886,  p.  113).  Die  Zahl  der  Gemeinden  mit  Octroi  war  1831  1467,  1847  1459,  1869 
1543,  1882  1535.  Im  Jahre  1847  kam  vom  angegebenen  Bruttoertrag  36.1  Mill.  auf 
Paris,  51.9  auf  alle  anderen  Orte,  1869  bez.  107.6  und  93.8,  1880  141.9  und  135.2, 
1882  150.9  und  139  Mill.  In  Paris  sind  die  Erträge  des  Octroi  also  bis  1870  stärker, 
seitdem  schwächer  als  in  den  Provinzialorten  gestiegen. 


VI.  Die  Besteuerung  unter  der  dritten  Republik 
(1870  bis  zur  Gegenwart,  bez.  1885). 

§.  172.  Eine  Vermehrung  (lerSteuererträge  um  weit 
mehr  als  eine  Milliarde  Francs,  um  11 — 1200  Mill.  Frcs., 
von  1870  bis  zur  Gegenwart,  ohne  Aussicht  auf  die  Möglichkeit 
einer  Wiederverminderung,  ja  mit  der  sicheren  Aussicht  einer  neuen 
Vermehrung  — unter  den  allgemeinen  und  unter  den  in  Frank- 
reich noch  speciell  auf  die  immer  weitere  Vermehrung  des  Finanz- 
bedarfs hinwirkenden  Ursachen  — : das  ist  das  Ergebniss  der 
neuesten  republikanischen  Finanzperiode,  wie  es  aus  den  Zahlen 
der  letzten  Uebersicht  deutlich  hervortritt. 

Reichlich  die  Hälfte  dieser  definitiven  Stcucrvermchrung  wird  direct  auf 
den  deutsch -französischen  Krieg,  namentlich  auf  die  Zinsen  der  Staatsschulden  zu 
rechnen  sein,  welche  Frankreich  für  die  Deckung  seiner  Kriegskosten  und  sonstigen 
mit  dem  Kriege  unmittelbar  zusammenhängenden  Ausgaben  und  zur  Bezahlung  der 
deutschen  Kriegscontribution  und  der  übrigen  Leistungen  des  französischen  Staats  an 
Deutschland  aufzunehmen  hatte.  Hierbei  ist  ein  entsprechender  Betrag  schon  für  das 
„Retablissement“  des  französischen  Heeres  eingerechnet,  etwa  1 Milliarde.  Dann 
kommt  man  auf  ruud  10  Milliarden  „Kriegskosten“,  welche  nach  dem  Zinsfass 
der  damaligen  Anleihen  5 — 600  Mill.  Frcs.  jährlich  verlangen,  jetzt  allerdings,  nach 
erfolgter  und  weiter  möglicher  Zinsreduction . etwas  weniger.  Vergl.  die  amtlichen 
Daten  über  die  französischen  Kriegskosten  in  Fin.  I,  3.  Auf!.,  S.  451.  Von  der  anderen, 
wohl  etwas  kleineren  Hälfte  der  Steuervermehrung  wird  ein  nicht  unerheblicher  Betrag 
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auf  die  St  eigerung  des  Militair-  und  Mari  nebudgets  und  auf  die  Zinsen  der- 
jenigen Anleihen,  welche  für  die  Stärkung  der  französischen  Kriegsmacht,  noch  ausser 
fiir  das  Retablissement,  aufgenommen  worden  sind,  beansprucht  werden:  wohl  eine 
iu direct e finanzielle  Folge  des  letzten  Kriegs.  Der  ordentliche  Militärctat  allein 
ist  von  1870 — 1885  von  373  auf  596,  der  ordentliche  Marine-  und  Colonialetat  von 
163  auf  234  Mill.  gestiegen.  Man  kann  250 — 300  Mill.  Frcs.  vermehrten  Steuerbedarf 
bloss  auf  diese,  zunächst  verbleibende  Erhöhung  der  genannten  beiden  ordentlichen 
Etats  ansetzen.  Nimmt  man  hierzu  die  Zinsen  der  weiteren  Anleihen  für  militärische 
und  maritime  Zwecke,  so  erlangt  man  wohl  die  Summe  von  800  — 900  Mill. 
Frcs.,  d.  h.  von  % — % der  .Steuervermehrung,  welche  direct  und 
indirect  jenem  Kriege  zuzuschreiben  sind.  Der  Etat  der  Schuld  im  ordent- 
lichen (allgemeinen)  Budget  war  1870  (mit  Pensionen1»  490,  1885  1277  Mill.  Frcs. 
So  viel  haben  sich  die  Franzosen  schon  jetzt  ihren  ungerechten  und  kleinlich  neidischen 
Widerspruch  gegen  die  politische  Consolidation  des  deutschen  Volks  kosten  lassen! 
Nur  der  Rest  von  7* — 7a  der  Steuervermehrung  fällt  auf  die  sonstige  Steigerung  des 
ordentlichen  Fiuanzbedarfs,  vornehmlich  auf  diejenige  des  öffentlichen  Unterrichts-  und 
Bautenbedarfs.  Um  mehr  als  100  Mill.  (von  23S  auf  33!)  Mill.)  haben  sich  auch 
die  Regie-,  Betriebs-  und  Erhebungskosten  vermehrt.  Ueber  die  bedenkliche  Ver- 
schwendungssucht im  französischen  Finanzwesen  und  über  die  politischen  Einflüsse  darauf, 
besonders  seit  1875,  verbreitet  sich  mit  Schilderungen  der  furchtbaren  Corruption 
grau  in  grau,  aber  mit  Anführung  zahlloser  Thatsachen,  deren  Richtigkeit  im  Einzelnen 
freilich  der  Fremde  nicht  prüfen  kann,  die  Schrift  von  Tresor  de  la  Roque,  les 
linances  de  la  r6publique,  les  chambres  prodigucs.  Par.  1884. 

In  der  Beschaffung  dieser  ungeheuren  Steuereinnahmen  hat 
die  „dritte  Republik4',  wie  gleichfalls  die  Zahlen  in  der  obigen 
Uebersicht  genauer  zeigen,  wesentlich  die  Wege  der  kaiser- 
lichen Steuerpolitik  weiter  verfolgt.  Auch  jetzt,  wie  in  der 
vorausgehenden  Periode,  rühren  die  vermehrten  Einnahmen  vor- 
nehmlich aus  dem  Enregistrement,  Stempel,  den  Getränke- 
steuern, dem  Tabakmonopol,  der  Zuckersteuer  her.  Ab- 
weichend von  der  letzten  Periode  ist  nur  der  Zoll  wieder  in  sehr 
starkem  Maasse  ergiebiger  gemacht  worden.  Ferner  ist  von  den 
alten  directen  Hauptsteuern  wenigstens  die  Patentsteuer  in 
ihren  Erträgen  namhaft  gesteigert  worden,  die  anderen  haben  von 
selbst  allmählich  ein  wenig  höhere  Erträge  ergeben.  Endlich  hat 
sich  die  Gruppe  der  „kleineren  Steuereinnahmen“  durch 
Einführung  einer  Anzahl  neuer  direct  er  (Luxus-  u.  dgl.)  und 
in  direct  er  Steuern  und  durch  die  Erhöhung,  bez.  Ertragsent- 
wicklung  anderer,  besonders  der  Eisenbahntransportsteuern 
im  Ertrage  erheblich  vermehrt  und  ist  in  der  „ E i n k o m nien- 
steuer von  beweglichen  Werthen“  (Werthpapieren)  eine 
neue  Steuerquelle  erschlossen  worden. 

Auf  die  Verkehrssteuern  (Enregistrement  «nd  Stempel)  und  die  vier 
grossen  indirectcn  Verbrauchssteuern  (Zölle,  doch  meist  Einfuhrzölle,  aber 
mit  allen  Nebeneinnahmen,  Getränkesteuern,  Zuckersteuer,  Tabakmonopol) 
kommen  von  der  Steuervermehrung  von  ca.  1150  Mill.  Frcs.  (seit  1 87 0)  ca.  860  Mill., 
d.  h.  diese  genannten  Steuern  zeigen  eine  Ertragszunahme  von  76.6%  und  lieferten 
allein  fast  75%  (74.8)  zu  der  genannten  Gesammtvennehrung.  Die  directen  Steuern 
(die  4 alten  nebst  der  Steuer  von  Werthpapieren)  haben  zur  Vermchruug  des  ganzen 
Steuerertrags  nur  ca.  114  Mill.  Frcs.  oder  noch  nicht  ganz  10°/0  (9.9)%  beigetragen, 
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d.  h.  nur  um  34.2%  ihres  früheren  Ertrags  mehr  abgeworfen;  die  alten  directen 
Steuern  allein  gaben  zum  neuen  Steuerbedarf  (in  1885)  sogar  nur  ca.  64  Mill.  oder 
ca.  5.5%  her.  Einen  grösseren  Beitrag  hat  die  Gruppe  der  „kleineren  Steuern“  ge- 
liefert, ca.  174  Mill.  Eres,  oder  etwa  15%  der  üesammtzunahme.  Da  diese  Gruppe 
früher  noch  wenig  entwickelt  war,  ist  die  Ertragssteigerung  bei  ihr  die  relativ  stärkste 
(376%).  Verschiedene  zwischen  1871  und  1885  eingeführte  und  wieder  beseitigte 
Steuererhöhungen  und  neue  Stenern  sind  hier  zunächst  unberücksichtigt  geblieben  (s.  u.). 

Man  ersieht  hieraus,  dass  in  der  That,  wie  schon  im  Allge- 
meinen oben  (§.  165)  bemerkt  und  jetzt  durch  die  angegebenen 
Daten  genauer  erwiesen  wird,  rein  fiscalisch  betrachtet,  die 
französische  indirecte  Verbrauchs-  und  die  Verkehrs- 
bcsteuerung  auf  ihrer  alten  Grundlage  sich  fähig 
zur  Erfüllung  der  colossalsten  Anforderungen  in 
Bezug  auf  höhere  Ergiebigkeit,  auch  binnen  kurzer 
Zeit,  gezeigt  haben;  dass  die  directe  Besteuerung  des 
alten  Systems  dagegen  in  dieser  Hinsicht  viel  weniger  geleistet  hat; 
dass  endlich  auch  Steuern  in  neuen  Formen  (Einkommensteuer 
von  beweglichen  Werthen)  und  neue  Steuern  in  alten  Formen 
(kleinere  indirecte,  sowie  directe  Luxus-  und  ähnliche  Steuern) 
doch  nur  massige  Beihilfe  bei  vermehrtem  Bedarf  gewährt  haben, 
sei  es,  dass  man  diese  Art  der  Besteuerung  nicht  weiter  entwickeln 
wollte,  oder  es  nicht  konnte. 

§.  173.  Die  Steuerpolitik  der  dritten  Republik  war 
hiernach,  abweichend  von  derjenigen  der  ersten  und  auch  noch 
der  zweiten  eine  wesentlich  conservative,  d.  h.  eine  solche, 
welche  möglichst  an  dem  überkommenen  und  bestehenden 
Steuersystem  festhielt  und  dasselbe  durch  Erhöhung 
der  Steuersätze,  Auflegung  von  Zuschlägen  zu  den 
alten  Steuern  und  durch  Ausbau  im  Einzelnen  (Stempel, 
Enregistrement,  Zölle)  für  den  neuen  grossen  Finanzbedarf 
ergiebiger  zu  machen  suchte  und  auch  mit  bedeutendem 
Erfolge  dies  zu  Wege  brachte.  Das  ist  eine  wichtige 
Tkatsache  der  Steuergeschichte,  welche  auch  für  die  allge- 
meine vergleichende  Steuerpolitik  und  für  die  Be- 
steuerungstheorie besondere  Beachtung  verdient.  Für  die  Be- 
urtheilung  des  Werths  dieser  französischen  Steuerpolitik  ist  dieser 
fisealische  Erfolg  nicht  gering  anzuschlagen,  aber  allein  durch  ihn 
wird  dieser  Werth  natürlich  auch  nicht  bestimmt. 

Das  ungemein  starke  und  steigende  U eher  gewicht, 
welches  die  Verkehrssteuern  und  die  indirecten  Ver- 
brauchssteuern vor  den  directen  Steuern,  zumal  in  der 
Staatsbesteuerung,  in  dieser  neuesten  Periode  durch  die  nach  dem 
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Kriege  eingeschlagene  und  bisher  im  Wesentlichen  aufrecht  er- 
haltene Steuerpolitik  erlangt  haben,  hat  sicherlich  auch  seine  be- 
denklichen Seiten  in  allen  in  Betracht  kommenden  Beziehungen, 
volkswirtschaftlich,  socialpolitisch,  auch  finanzpolitisch. 

Die  übermässigen  Belastungen  der  Rechtsgeschäfte  verschiedenster 
Art,  besonders  des  Besitzwechsels  von  Immobilien  zumal  unter  Lebenden, 
im  Gebiete  des  Stempels  und  der  ßcgistriru ngsabgaben.  möchten  dabei  das 
Bedenklichste  sein.  Aber  auch  die  theils  bisher,  und  meistens,  verbliebenen,  thcils 
wenigstens  zeitweilig  durchgeführten  Erhöhungen  der  Eisenbahntransport- 
steuern, vieler  Zölle,  des  Zuckers,  und  bei  den  Getränken  der  Weinsteuern 
haben  doch  auch  volkswirtschaftlich  und  mit  Rücksicht  auf  die  Verteilung  der  Steuer- 
last Seitens  der  endgiltigcn  Steuerträger,  unbestreitbar  gewichtige  Nachtheile  im  Ge- 
folge. Nicht  unbedingt  tadelfrei,  weil  auch  hier  die  „Gleichmässigkoit*1  der  Steuer- 
verteilung wohl  in  erhöhtem  Maasse  verletzt  worden  ist,  aber  doch  in  geringerem 
Grade  bedenklich  sind  von  den  wichtigeren  Stcuermaassregeln  nur  diejenigen,  durch 
welche  dem  Tabak  im  Monopol  und  dem  Branntwein  unter  den  Getränke- 
steuern höhere  Erträge  abgewonnen  worden  sind.  Die  starke  Ertragszunahme  bei 
den  Getränkesteuern  fällt  nämlich  ganz  überwiegend  auf  Branntwein,  in  erheblich 
geringerem  Maasse  auf  Wein,  noch  weniger  auf  Bier  und  Cidcr.  Auch  unter  den 
Zollerhöhungen  sind  manche  in  volkswirtschaftlicher  und  socialpolitischer  — d.  h. 
die  Stcuervertheilung  auf  die  Steuerträger  betreffender  — Hinsicht  fragwürdige.  Das- 
selbe gilt  von  den  neu  eingeführten  inneren  indirecten  Steuern,  besonders 
denjenigen  auf  Zündhölzchen,  Papier,  Stearin  und  Lichter,  Ocle,  Essig 
von  den  wieder  aufgehobenen  auf  Soife  Cichorien,  von  der  allerdings  ganz  kurz 
dauernden  (IS75)  Erhöhung  der  Salzsteuer.  Steuern  und  Steuererhöhungen,  welche 
einzeln,  vollends  vorübergehend,  als  Finanzmittel  während  einer  schweren  Krisis  sich 
immerhin  mögen  rechtfertigen  lassen,  aber  welche  insgesammt  zu  der  ganzen  schon 
so  grossen  Bürde  an  indirecten  Verbrauchssteuern  in  Frankreich  hinzutretend  doch 
vollends  eine  ungleichmässigere,  vielfach  mehr  nach  Unten  zu  belastende  Steuer- 
vcrtheilung  herbeigeführt  haben.  Durch  die  Entwicklung  der  Erträge  der  städtischen 
Octrois,  an  der  die  Getränke  und  Esswaaren  in  besonderem  Maasse  betheiligt 
sind,  wird  diese  Einwirkung  der  Besteuerung  noch  gesteigert. 

Allen  diesen  Maassregelu  auf  dem  Gebiete  der  Verkehrs-  und 
der  indirecten  Verbrauchsbesteueriing  stehen  auf  demjenigen  der 
direct en  Besteuerung  im  Wesentlichen  nur  drei,  an  sich  und 
im  Vergleich  mit  dem,  was  hei  jenen  anderen  Steuern  geschah, 
kleine  Maassregeln  der  Steiiervermehrung  gegenüber:  Einmal  die 
Zuschläge  zur  Patentsteuer , welche  diese  directe  Steuer  allein 
in  starkem,  auch  wohl,  besonders  anfangs,  in  zu  starkem  Maasse 
(60%  neben  Erhöhungen  einzelner  Sätze  für  1873,  43%  für 
1874—79)  trafen  und  seitdem,  verringert  von  1880  an  auf  20%, 
geblieben  sind,  während  die  drei  übrigen  der  grossen  directen 
Steuern  auch  jetzt  von  Erhöhungen  verschont  gelassen  wurden, 
so  speciell  auch  die  hierfür  am  Meisten  in  Frage  gekommene,  weil 
früher  wiederholt  im  Principalcontingent  herabgesetzte  und  von  ehe- 
maligen Staatszuschlägen  (1850)  befreite  Grundsteuer.  Sodann 
die  drei  directen  Gebrauchs-  und  Luxussteuern,  auf  Wagen 
und  Pferde,  auf  geschlossene  Gesellschaften,  Clubs  u.  dgl. 

'A.  Wagner,  Finanzwissenschaft.  111.  20 
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und  auf  Billards,  welche  alle  drei  unter  den  ersten  Steuermaass- 
regeln  nach  dem  Kriege  (September  1871)  gestanden  haben  und 
bisher  bestehen  geblieben  sind.  Endlich,  als  einziger  in  der 
Gesetzgebung  durchgedrungener  Theil  einer  Art  Capitalrenten- 
Steuer  eine  3%  Steuer  auf  die  Zinsen  von  Werthpapieren, 
mit  Ausnahme  derer  der  französischen  Staatsschuld  (1872),  während 
eine  Besteuerung  der  Hypothekenzinsen  zwar  durch  ein  bezügliches 
Gesetz  eingeführt,  aber  noch  vor  dessen  Durchführung  wieder  auf- 
gehoben wurde. 

§.  174.  Diese  gleich  in  den  ersten  Jahren  nach  dem  Kriege, 
namentlich  1871  und  1872  begründete  und  mit  zwar  zahlreichen, 
aber  sachlich  nur  geringen  Veränderungen  seitdem  festgehaltene 
Steuerpolitik  drang  nur  unter  lebhaften  publicis tischen  und 
parlamentarischen  Kämpfen  in  der  Gesetzgebung  durch. 
Einigermaassen  Uebereinstimmung  bestand  unter  den  Urtheils- 
fähigen  iu  Betreff  einer  Erhöhung  der  Steuersätze  bei  den  Regi- 
strirungs-  und  Stempelabgaben,  dem  Tabakmonopol,  den  Getränke- 
und  Zuckersteuern,  den  Finanz -Einfuhrzöllen.  Aber  über  das 
Maass  der  Erhöhung  dieser  Steuern  gingen  die  Ansichten  aus- 
einander, wonach  dann  auch  wieder  die  Meinungen  über  die 
weitere,  zur  Deckung  des  Steuerbedarfs  einzuschlagende  Steuer- 
politik abwichen.  Bei  den  Zöllen,  besonders  den  Einfuhrzöllen  auf 
Rohstoffe,  Halbfabrikate  und  Fabrikate,  ferner  bei  den  von  einer 
Seite  wieder  mehr  mit  verlangten  Ausfuhrzöllen  führten  die  gegen- 
sätzlichen handelspolitischen  Standpuncte,  der  freihändlerische  und 
schutzzöllneriscke,  zu  verschiedenen  Ansichten  auch  Uber  das 
Maass,  in  welchem  selbst  in  einer  solchen  Finanzkrisis  diese  Zölle 
mit  als  Mittel,  Erträge  für  die  Finanzen  zu  beschaffen,  benutzt 
werden  sollten , dürften  und  könnten.  Die  Hochschutzzollpolitik 
von  Thiers  wollte  aus  den  Zöllen,  namentlich  der  Rohstoffe,  auch 
der  Gewebe  und  anderer  Artikel  mehr  noch  weit  grössere  Summen 
herausschlagen,  so  dass  auf  diese  Weise  der  Haupttheil  des  Bedarfs 
gedeckt  werden  sollte.  Doch  drang  diese  Politik  nur  einen  Augen- 
blick durch  und  wurde  alsbald  wieder  aufgegeben  und  nur  in  be- 
schränkter Weise  wirklich  durchgeführt.  Etwas,  aber  nicht  mit 
besonderem  Erfolg  wurde  die  starke  Erhöhung  der  indirecten 
Steuern  und  der  Finanzzölle  auch  aus  dem  socialp oli tisch cn 
Gesichtspuncte,  im  Interesse  der  weniger  wohlhabenden  Consu- 
menten,  angefoehten.  Diese  Tendenz  führte  dazu,  die  kaum  er- 
folgte Erhöhung  der  Salzsteuer  sehr  bald  wieder  rückgängig  zu 
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machen  und  später,  als  die  Verbesserung  der  Finanzlage  wieder 
Steuerermässigungen  erlaubte,  die  Wein-  und  Obstweinsteuern  (in 
allen  ihren  Formen,  besonders  auch  die  wichtigste  Abgabe, 
die  sogenannte  Detailabgabe),  ebenso  die  Zuckersteuern  wieder  er- 
heblich zu  ermässigen  (1881). 

In  stärkerer  Opposition  gegen  die  nach  dem  Kriege  einge- 
schlagene Steuerpolitik  standen  zwei,  auch  im  Parlament  ver- 
tretene Ansichten,  einmal  diejenige,  welche  die  vorhandenen 
' directen  Steuern,  namentlich  auch  die  Grundsteuer,  dann  be- 
sonders die  Personal-  und  Mobiliarsteuer  neben  der  Patent- 
steuer in  der  damaligen  Finanzkrisis  erheblich  mit  erhöhen  wollte, 
sodann  diejenige  welche  es  für  die  Bedarfsdeckung  vornemlich 
auf  eine  neue  di  recte  Steuer  absah.  Unter  dieser  meinten  die 
Meisten  eine  eigentliche  Einkommensteuer,  im  Hinblick  auf 
das  britische  Muster,  freilich  ohne  dass  der  Character  dieser  so- 
genannten „Einkommensteuer“  dabei  immer  richtig  verstanden 
worden  wäre  (s.  o.  §.  111).  Andere  hatten  eine  „Capitalsteuer“, 
d.  h.  im  Wesentlichen  eine  allgemeine  Vermögenssteuer, 
auch  vom  Gebrauchs-  und  Nutzvermögen,  nicht  nur  vom  Rente- 
gebenden, im  Sinne.  Ueber  die  Einrichtung  solcher  Steuern  und 
über  ihre  Höhe,  daher  ihre  Ertragsfähigkeit  gingen  die  Meinungen 
wieder  vielfach  auseinander.  Dass  eine  solche,  an  sich  und 
vollends  in  der  damaligen  Finanzlage  dem  französischen  Steuer- 
system fehlende  Steuer  doch  immer  und  auch  damals  nur  die 
Rolle  einer  mehr  oder  weniger  ergiebigen  Ergänzungssteuer,  auch 
für  die  Deckung  des  neuen  Finanzbedarfs,  spielen  könne,  wurde 
von  den  Anhängern  dieser  Steuern  wohl  nicht  immer  genügend 
hevorgehoben,  was  die  Abneigung  Anderer  gegen  diese  Steuern 
noch  steigerte.  Radicalere  Politiker  dachten  an  höhere  Steuer- 
sätze, um  einen  möglichst  grossen  Theil  des  neuen  Bedarfs  mit 
dem  Ertrage  solcher  Steuer  zu  decken,  auch  wohl  an  Progressivität 
oder  doch  an  einen  höheren  Normalsatz,  mit  Degressivität 
für  kleinere  Einkommen  und  Vermögen,  und  Steuerfreiheit  unter 
einem  gewissen  Minimum.  Auch  darin  gingen  die  Vertreter  solcher 
Steuern  aus  einander,  ob  und  wie  wTeit  die  letzteren  zugleich 
an  Stelle  der  bisherigen  directen  treten,  ferner  ob  sie  definitiv 
oder  nur  für  die  Zeit  der  durch  den  Krieg  hervorgerufenen  Finanz- 
schwierigkeiten, also  als  ausserordentliche  Steuern  eingeführt 
werden  sollten.  Manche  dachten  nur  an  Letzteres.  » 

Beide  oppositionelle  Richtungen  verschafften  sich  keine  Geltung. 
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Steuertechnische,  volkswirtschaftliche,  am  Meisten  wohl  eigentlich 
politische  Gründe  setzten  sich  dagegen  und  bestimmten  die 
parlamentarischen  Majoritäten  und  die  wechselnden  Regierungen 
zur  Annahme  der  geschilderten  Steuerpolitik. 

Die  Auflegung  starker  und  gleichmässiger  Zuschläge 
für  den  Staatsbedarf  zu  den  directen  Steuern  fand  ihre 
berechtigten  Bedenken,  welche  freilich  in  solcher  Lage  nicht  allein 
hätten  entscheiden  sollen,  in  der  höchst  unvollkommenen, 
ungleichmässigen  Steuervertheilung  di ese r Steu ern  auf 
den  bestehenden  Grundlagen,  besonders  bei  der  Grund- 
steuer zwischen  ganzen  Landestheilen,  Departements,  Gemeinden 
und  einzelnen  Steuerpflichtigen  (§.  183  fl’.).  Eine  Herstellung 
besserer  Grundlagen,  daher  wieder  namentlich  bei  der  Grundsteuer 
eine  umfassende  Revision  des  Katasters  oder  vollends  eine  Neu- 
katastrirung  war  viel  zu  zeitraubend,  um  damit  sofort  Vorgehen 
und  dann  höhere  Steuern  erheben  zu  können.  Auch  'war  Rück- 
sicht darauf  zu  nehmen,  dass  die  ebenfalls  rasch  steigenden 
Departemental-  und  Communalzuscbläge  ohnehin  die  bestehenden 
directen  Steuern  stark  erhöhten  und  die  Ungleichmässigkeiten  der 
Belastungen  durch  diese  Steuern  schon  sehr  viel  bedenklicher 
machten.  Bei  der  Patentsteuer  galten  die  Grundlagen,  mit  Recht 
oder  Unrecht,  für  nicht  so  incorrect,  als  bei  der  Grundsteuer  und 
bei  den  anderen  directen  Steuern.  Daher  glaubte  man  hier  eher 
starke  Staatszuschläge  zeitweilig  auflegen  zu  können.  Aber  ein 
grosser  Theil  der  steuertechnischen  Bedenken  gegen  solche  Maass- 
regeln blieb  auch  hier  bestehen,  und  mit  der  vorgenommenen  Er- 
höhung that  man  wohl  das  Aeusserste,  was  zulässig  war.  Neben 
diesen  steuertechnischen  Rücksichten  sprachen  gegen  eine  stärkere 
Erhöhung  der  directen  Steuern  nach  Ansicht  der  entscheidenden 
legislativen  Factoren  auch  volkswirtschaftliche  Gründe, 
Befürchtungen  einer  weiteren  Schädigung  der  Production,  des 
wirthschaftlichen  Fortschritts.  Allein  mehr  als  das  Alles  haben 
politische  Erwägungen  eine  solche  Steuererhöhung  widerrathen, 
besonders  Rücksichten  auf  die  Stimmung  der  Land- 
bevölkerung, welche  man  nicht  abermals,  wie  1848,  durch 
Steigerung  der  Grundsteuer  in  ihren  Interessen  verletzen  und  so 
der  jungen  Republik  abspenstig  machen  wollte.  Republikanische 
Finanzautoren  wie  Boitean,  sind  naiv  genug  gewesen,  das  offen 
auszusprechen.  Einer  der  mancherlei  Fälle,  wo  im  modernen 
Frankreich  die  Steuerpolitik  von  solchen  Rücksichten  nicht  eben 
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zum  Vortheil  der  finanziellen  Seite  und  der  objcctiven  Entscheidung 
der  Sache  bestimmt  worden  ist. 

Es  verhält  sich  ähnlich  mit  der  damaligen  und  der  späteren 
Ablehnung  der  Pläne  einer  allgemeinen  directen 
Personalsteuer,  Einkommen-  wie  Vermögenssteuer.  Pläne, 
welche  niemals  ganz  von  der  Tagesordnung  verschwanden,  auch 
in  der  neuesten  Zeit  (1886  — 87)  wieder  mehr  hervorgetreten,  aber 
bisher  immer  noch  unausgeführt  geblieben  sind.  Die  in  Frankreich 
meistens  überschätzten  technischen  Schwierigkeiten  und  Mängel 
einer  solchen  Steuer,  die  Abneigung  gegen  „arbiträre“  Einschätzungen 
oder  widerwärtige  Declarationspflichten,  nationale  Vorurtheile,  volks- 
wirthschaftliche  — am  Wenigsten  begründete  und  zu  begründende  — 
Befürchtungen  wegen  Schädigung  der  Productionsinteressen  und 
des  Fortschritts  der  Productivität  stemmten  sich  zugleich  mit 
wiederum  wohl  noch  mehr  entscheidenden  politischen  Rück- 
sichten immer  wieder  gegen  diese  Steuern.  In  letzterer  Hinsicht 
kamen  Befürchtungen  bezüglich  des  schlimmen  Eindrucks  einer 
solchen  Besteuerung  auf  die  Bevölkerung  — auf  die  Wähler, 
speciell  auf  die  wohlhabende  Bourgeoisie  in  Betracht,  auch 
wohl  noch  Befürchtungen  in  Betreff  radical  demokratischer, 
namentlich  socialistischer  Steuerpolitik,  zu  welcher  diese  allge- 
meinen Einkommen-  oder  Vermögenssteuern,  z.  B.  durch  An- 
wendung des  progressiven  Steuerfusses,  gerade  in  Frankreich  be- 
sonders leicht  Anlass  und  Anreiz  geben  könnten.  Die  Vorgänge 
Englands,  Italiens,  der  Schweiz,  deutscher  Staaten  galten  nicht 
als  für  Frankreich  hinlänglich  beweisend.  Von  da,  woher  man 
am  Meisten  die  Muster  für  eine  vernünftige  und  brauchbare  Ein- 
kommensteuer hatte  nehmen  können,  von  Deutschland,  wo  wie  in 
Frankreich  die  Einkommensteuer  neben  und  über  einem  Ertrags- 
steuersystem besteht  oder  aus  diesem  hervorgegangen  ist,  wollte 
oder  konnte  man  in  diesen  Dingen  nichts  lernen,  theils  wegen  der 
gewöhnlichen  geringen  Kenntniss  der  deutschen  Verhältnisse  in 
Frankreich,  theils  wegen  der  nationalen  Eitelkeit  und  Animosität, 
welche  Steuern  nach  deutschen  Mustern  nicht  angebracht  erscheinen 
Hessen  und  lassen. 

Das  bisherige  Endergebniss  aller  dieser  Bestrebungen  und 
Kämpfe  um  die  Entwicklung  der  französischen  Besteuerung  seit 
dem  Kriege  von  1870—71  ist  das  geschilderte:  die  Aufbringung 
des  enormen  neuen  Steuerbedarfs  ganz  überwiegend 
durch  Zuschläge  zu  den  Verkehrs-  und  indirecten  Ver- 
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brauchssteuern,  unter  Beibehaltung;  der  bestehenden 
Steuerfo rmen  und  Arten,  nur  mit  Ausbau  des  Einzelnen 
und  Einfügung  einzelner  neuer,  aber  untergeordneter 
T heile  in  das  Steuersystem.  Der  bald  wieder  erreichte  volks- 
wirtschaftliche Aufschwung  Frankreichs  trug  das  Seine  dazu  bei, 
diese  Steuerpolitik  durch  die  ohnehin  steigenden  Erträge  der  Ver- 
kehrs- und  indirccten  Verbrauchssteuern  erfolgreich  zu  machen. 
Es  ist  auch  nicht  wahrscheinlich,  dass  mit  diesem  Steuersystem 
in  naher  Zukunft  erhebliche  Veränderungen  vorgenommen  werden, 
wenn  auch  unter  den  neueren  schlechter  gewordenen  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  der  Steuerdruck  überhaupt  und  die  Steuer- 
belastung durch  einzelne  Steuern,  wie  die  Hegistrirungsabgabcn, 
die  Getränkesteuern,  Octrois,  Zölle  und  anderseits  durch  die  directen 
Steuern,  besonders  die  Grund-  und  Patentsteuer,  immer  härter 
empfunden  werden.  Aber  die  daraus  hervorgeheuden  Reform- 
bestrcbuugen  finden  an  den  politischen  und  steuertechnischen 
Schwierigkeiten  ihrer  Durchführung  und  an  der  fiscalischeu  Not- 
wendigkeit, den  riesig  angewachsenen  und  weiter  wachsenden 
Steuerbedarf  zu  decken,  kaum  zu  überwindende  Hindernisse. 


VII.  Die  Erprobung  »1er  verschiedenen  Steuerarten  in  den  politischen 
Katastrophen  und  Finanznöthen  Frankreichs. 

£.  175.  Die  ungewöhnlichen  äusseren  und  inneren  politischen 
Katastrophen,  welche  Frankreich  in  den  letzten  hundert  Jahren 
durchlebt  hat,  machen  das  Finanz-  und  Steuerwesen  desselben  in 
besonderem  Maasse  geeignet,  um  daran  gewissermaassen  experi- 
mentell den  Einfluss  solcher  Zeitumstände  auf  die  Ergiebigkeit 
der  einzelnen  Einnahmequellen,  namentlich  der  einzelnen  Steuer- 
arten zu  prüfen.  Auch  die  während  und  nach  solchen  Katastrophen 
vorgenommenen,  auf  Ertragserhöhung  abzielenden  Besteuern  ngs- 
maass regeln  Kassen  sich  an  den  Daten  der  französischen 
Steuerertrags  - Statistik  hinsichtlich  ihres  finanziellen  Erfolgs  be- 
sonders gut  experimentell  erproben.  Oder,  in  der  Terminologie 
unserer  „allgemeinen  Steuerlehre“  gesprochen  (Fin.  II,  220  fl*.): 
Die  cigenthümlichen  geschichtlichen  Verhältnisse  des  französischen 
Staats  ermöglichen  in  vorzüglichem  Grade  eine  Prüfung  des  fran- 
zösischen Steuersystems  und  seiner  einzelnen  Bestandteile,  der 
verschiedenen  Steuerarten  und  Steuern,  an  dem  Maassstabe  der 
ersten  aller  theoretischen  und  praetisehen  Grundsätze  der  Be- 
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Steuerung,  der  „finanzpolitischen“  Principien  der  „Aus- 
reichendheit“  und  „Beweglichkeit“  (Fin.  II,  §.  365  — 368), 
mit  anderen  Worten  man  kann  die  einzelnen  Steuern  in  Frank- 
reich gut  auf  ihre  finanzielle  Elasticität  prüfen. 

Die  Ergebnisse  lassen  sich  freilich  nur  init  Vorsicht  verall- 
gemeinern. Ohne  Weiteres  darf  selbst  in  zukünftigen  ähnlichen  Zeit- 
verhältnissen Frankreichs  nicht  immer  das  Gleiche  erwartet  werden, 
da  die  bestimmenden  und  bedingenden  Grundverhältnisse  sich  ver- 
ändern können.  Noch  vorsichtiger  wird  die  Uebertragung  solcher 
Ergebnisse  auf  andere  Länder  geschehen  müssen,  und  vollends  die 
Ableitung  allgemeiner  fester  „Kegeln“  aus  den  ein-  und  selbst 
mehrmaligen  französischen  Erfahrungen  nur  ganz  bedingt  statthaft 
sein.  Allein  einigen  allgemeineren  Werth  für  die  Be- 
urtheilung  der  einzelnen  Steuerarten  nach  dieser  Seite  der  finan- 
ziellen Elasticität  und  insofern  für  die  allgemeine  Theorie  und 
Praxis  der  Besteuerung  haben  die  Thatsachen  der  französischen 
Steuerertrags- Statistik  immerhin. 

Sie  zeigen,  dass  in  rein  fiscalischer  Hinsicht,  welche  eben 
doch,  nach  unseren  „finanzpolitischen“  Principien,  in  erster  Linie 
steht  und  stehen  muss,  die  indirecten  Verbrauchssteuern 
(innere,  Monopole,  Zölle)  und  die  Verkehrssteuern  (Stempel, 
Enregistrement)  in  politischen  Katastrophen  und  in  den  diese 
begleitenden  Verkehrsstockungen  und  wirthschaftlichen 
Nothständen  erhebliche  Ausfälle  erleiden,  aber  doch  nicht 
immer  ganz  so  bedeutende  uud  namentlich  nicht  so  an- 
dauernde als  man  öfters  von  vornherein  erwartet  hat.  Solche 
Ausfälle  treten  bei  den  dirccten  Steuern,  ausser  in  Fällen  feind- 
licher Gebietsoccupation,  wie  1870—71,  und  völliger  Desorganisation 
der  Verwaltung,  wie  in  der  ersten  Revolution,  nicht  ein.  Sie  lassen 
sich  hier  eventuell  auch  als  „Rückstände“  später  wieder  einbringen, 
zumal  beim  Repartitionsprincip,  was  natürlich  bei  jenen  anderen 
beiden  Gruppen,  abgesehen  von  einigen  Fällen  beim  Enregistrement, 
ausgeschlossen  ist. 

Die  französische  Steuerstatistik  lässt  ferner  den  finanziellen 
Erfolg  einer  Erhöhung  der  Steuersätze  bei  den  indirecten 
Verbrauchs-  und  den  Verkchrssteuern  mehrfach  günstiger, 
sicherer  und  rascher  hervortreten,  als  man  ebenfalls  öfters 
vermuthet  hat.  In  der  Bewegung  der  betreffenden  Einnahmen  ist 
allerdings  schwer  und  mehrfach  gar  nicht  der  Einfluss  der  Steuer- 
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erhöhung  von  dem  etwa  parallel,  gehenden  der  wirtschaftlichen 
Entwicklung  abzusondern.  Aber  das  Ergebniss  lässt  sich  doch 
mit  Sicherheit  constatiren,  dass  die  freihändlerische  Ansicht,  höhere 
Steuersätze  seien  nicht  immer,  öfters  gar  nicht  vorteilhaft,  selbst 
mitunter  schädlich  für  den  Ertrag,  eine  zu  weit  gehende  Gene- 
ralisation  einzelner  Thatsachen  und  ein  zu  einseitiger  Schluss  der 
apriorischen  Deduction  ist.  Die  gemachten  Erfahrungen  sind  daher 
auch  für  das  Gesammturtheil  über  die  französische  Steuer- 
politik im  19.  Jahrhundert  wichtig.  Sie  erklären  und  recht- 
fertigen  diese  Politik,  wenigstens  rein  nach  der  fiscalischen  Seite, 
ihrerseits  wieder  mit. 

§.  176.  Die  Daten  aus  der  Periode  der  ersten  Revolution  und  Napoleon’s  I., 
ohnehin  zum  Theil  nur  lückenhaft  und  unsicher,  liefern  wegen  der  völlig  abnormen 
inneren  und  äusseren  politischen  Verhältnisse  und  wegen  der  (iebietsveränderungen 
weniger  brauchbares  Material  zur  Vornahme  einer  solchen  Prüfung  der  Steuern  auf 
ihre  finanzielle  Elasticität.  Dagegen  bietet  die  Zeit  um  1530.  um  1845  und  nament- 
lich um  1870  — 71  die  geeigneten  statistischen  Daten,  wenn  auch  in  der  letzten 
Periode  während  des  Kriegs  selbst  die  Abspielung  desselben  ganz  auf  französischem 
Boden  und  hinterher  die  Auscheidung  Eisass- Lothringens  störende  Factoren  für  die 
statistische  Beobachtung  und  Vergleichung  sind.  In  Betreff  der  eigentlichen  Kriegs- 
zeit kann  man  aber  anderseits  aus  den  Daten  der  Jahre  1870 — 71  auch  wieder  speciell 
den  Einfluss  solcher  Zeitumstände  auf  den  Steuerortrag  gut  verfolgen. 

S.  über  solche  „Proben“  der  Steuern  schon  Fin.  II,  bes.  §.  368  u.  Note  14 
S.  236;  auch  Leroy-Beaulieu,  fin.  (1.  Ausg.)  I,  220  ff.  Hier  folgen  Daten  über 
einige  Hauptarten  der  in  Betreff  der  Frage  besonders  bemerkenswerthen  Steuern. 

Einregistrirungsabgaben  und  Stempel  zeigen  eine  besonders  starke 
Affection  durch  solche  politische  Ereignisse,  weiche  den  wirtschaftlichen  Verkehr 
stark  beeinflussen.  Von  1816 — 1830  mit  wenigen  Unterbrechungen  im  Ertrage  be- 


I,  42). 

(Miü.  Frcs.). 
Enregistr. 

Proportion. 

Stempel. 

Proportii 

1816 

118.1 

— 

24.9 

— 

1829 

155.5 

100.0 

28.8 

100.0 

1830 

153.5 

98.7 

28.0 

97.2 

1831 

146.2 

94.0 

28.2 

97.9 

1832 

165.7 

109.2 

28.9 

100.3 

1846 

219.9 

100.0 

40.4 

100.0 

1847 

228.7 

104.0 

41.7 

103.1 

1848 

173.4 

78.9 

30.9 

76.4 

1849 

. 189.4 

86.1 

32.7 

80.9 

1850 

208.3 

94.7 

39.8 

98.5 

1851 

199.2 

90.6 

41.3 

102.1 

1852 

223.2 

101.5 

44.3 

109.5 

1853 

241.9 

1 09.9 

46.5 

114.9 

Also:  1530  — 32  starke,  aber  nur  kurze  Alfection  des  Enregistrement- Ertrags, 
kaum  eine  wahrnehmbare  beim  Stempel.  Von  da  an  wieder  wenig  unterbrochene 
Steigerung  beider  Erträge,  Maximum  1847.  Dagegen  um  1848  erheblich  stärkere 
und  länger  andauernde  Affection  beider  Erträge,  frühere  definitive  Erholung  des 
Stempels.  Nach  1553  weitere  Ertragssteigerung,  bei  Stempel  kaum  einmal  und  nur 
unbedeutend  unterbrochen  bis  1860,  bei  Enregistrement  nur  Markirung  des  Krim- 
kriegs bloss  in  1854  und  des  italienischen  Kriegs  in  1550  durch  kleine  Verminderung 
der  Erträge.  Maximum  1864.  Bei  Enregistrement  immer  mehr  Einfluss  des  Ge- 
schäftsgangs im  Verkehr  (Spcculation  u.  s.  w.). 
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Enregistr.  Proportion.  Stempel.  Proportion. 


1868 

369.8 

100.0 

85.0 

100.0 

1869 

372.0 

100.6 

89.3 

105.1 

1870 

290.7 

78.6 

74.9 

88.1 

1871 

341.1 

92.2 

82.2 

96.7 

1872 

439.2 

118.7 

137.7 

162.0 

1873 

429.7 

116.2 

140.1 

165  0 

1SS1 

571.8 

154.6 

155.4 

182.8 

Hier  zeigen  die  Einnahmen  aus  Enregistrcment  und  Stempel  eine  ungefähr 
ebenso  starke  Aü'ection  in  1870  wie  in  1848,  wenn  auch  die  Ausfälle  in  beiden 
Jahren  durch  wesentlich  verschiedene  Umstände  bedingt  sind.  Sie  erholen  sich  aber 
sehr  viel  rascher,  eigentlich  schon  1S71  vollständig,  wenn  man  bedenkt,  dass  der 
Krieg  noch  die  ersten  Monate  umfasste,  dann  der  Com muneauf stand  kam  und  Eisass- 
Lothringen  (mit  4%  der  bisherigen  französischen  Bevölkerung,  aber  wohl  einem  etwas 
stärkeren  Antheil  au  den  Staatseinnahmen)  abgetreten  war.  Im  Jahre  1871  kann  die 
hohe  Einnahme  selbst  auffallen,  da  die  Steuererhöhungen  hier  noch  nicht  viel  ein- 
wirken konnten.  Sie  erklärt  sich  in  bcmcrkcnswcrthcr  Weise  aber  indircct  gerade 
mit  aus  den  Kriegsverhältnissen,  nämlich  aus  den  zahlreichen  Todesfällen,  welche 
einen  ungewöhnlich  starken  steuerpflichtigen  Besitzwcchsel  von  Todes- 
wegen mit  sich  brachten  (Werthbetrag  dieses  Wechsels  1809  3637,  1870  3372, 
1871  5011,  1872  3951.  Bull.  1884,  XV,  543).  Dadurch  wurden  anderweite  Aus- 
fälle aufgewogen,  so  bei  dem  wichtigen  Posten  des  Enregistremeuts  „Uebertragungen 
von  Immobilien  mit  onerosein  Titel  unter  Lebenden“,  wo  z.  B.  1S69  2477,  1S70  nur 
1721  , 1871  nur  1511,  1872  wieder  24s2  Mill.  Frcs.  steuerpflichtigen  Besitzweclisels 
stattfanden  (Bull.  1879,  V,  370).  Wie  viel  nachhaltiger  der  Verkehr  und  damit 
eine  Verkehrssteuer  wie  das  Enregistrcment  durch  politisch-revolutionäre  Wirren,  wie 
die  1848er.  gestört  wird,  als  durch  einen  Krieg,  wie  den  1870  — 71er,  wenn  dabei 
die  ..öffentliche  Ordnung“  nicht  dauernd  leidet,  ergieht  der  Vergleich  der  obigen 
Daten  um  1848  und  um  1871. 

Die  Steuer  erhöh  u ngen  bei  Enregistrcment  und  Stempel  hatten  nach  dein 
Kriege  fast  sofort  ihren  erwartuugsmässigen  Erfolg  und  ubertrafen  ihn  bei  dem  raschen 
Vcrkehrsaufsckwung  bald.  Bei  beiden  Steuern,  vielleicht  heim  Enregistrcment, 
wenigstens  hei  Hauptbestandteilen  desselben , noch  etwas  mehr,  ist  der  Einfluss  der 
wirtschaftlichen  Verkehrslage  auf  Zahl,  Art  und  Höhe  der  Umsätze,  daher  auf  den 
Steuerertrag  zu  durchschlagend,  als  dass  selbst  so  hohe  Steuersätze,  wie  die  fran- 
zösischen eine  starke  Verminderung  der  Umsätze  und  damit  der  Erträge  herbeiführten. 
Erst  mit  dem  Rückgang  der  Geschäfte  von  1882  an  erlitten  die  Einnahmen  des 
Enregistremeuts  auch  Verminderungen  und  blieben  hinter  den  Voranschlägen  ziemlich 
zurück;  Ertrag  1883  545.5  Mill.  gegen  Anschlag  von  593.3  Mill.,  Ertrag  1885 
521.4  Mill.  Eine  Uebcrspann u ng  einer  solchen  Steuer,  wenigstens  unter  gewissen 
Zeitvcrhältnisscn,  wird  hier  zuzugeben  sein. 

Das  Tabakmonopol,  als  die  alleinige  Form  der  französischen  Tabakbestoueriing, 
hat  durch  die  Ereignisse  von  1830  und  selbst  von  1848  so  gut  wie  gar  nicht  in 
seinem  Absatz  (der  Menge  des  verkauften  Tabaks  nach)  und  in  seinem  Roherträge 
und  Reinerträge  gelitten.  Anders  war  es  begreiflich  bei  den  Kriegserciguissen  von 
1870  — 71.  Nach  denselben  steigt  die  Einnahme  zwar  ba’d  wieder  auf  die  frühere 
Höhe  und  überragt  sie,  aber  unter  dem  Einfluss  der  starken  Erhöhung  des  Preises, 
also  der  Steuer  (für  den  Hauptartikel,  ordinären  Rauchtabak  z.  B.  von  9 Frcs.  auf 
11  Frcs.  50  C.  das  Kilogramm,  nach  Gesetz  vom  29.  Februar  1872)  braucht  die  Ab- 
satzmenge immerhin  einige  Jahre,  3 — 4.  um  auf  die  frühere  Höhe  zu  steigen.  Dann 
nimmt  sie  langsam  weiter  zu.  Aehnliche  Erfahrung  wie  1860  fl*,  mit  der  Ende  1860 
erfolgten  Preiserhöhung  (von  7 Frcs.  25  C.  auf  1»  Frcs.  f.  ord.  Tabak).  Das  Tabak- 
mouopol  hat  daher  eine  bedeutende  und  dauernde  finanzielle  Elasticität 
hei  Steuererhöhungen  für  die  Deckung  des  Finanzbedarfs  gezeigt.  Das  bestätigen 
folgende  Daten  (in  Mill.  Kilogr. , bez.  Mill.  Frcs.)  (Bull.  I,  97  (f. , X,  364,  XVII, 
626,  XXI,  141). 
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Verkaufte  Menge 

Roheinnahme 

Reinertrag 

Mill.  Kilogr. 

Mill.  Frcs. 

Mill.  Frcs. 

1816 

10.36 

55.30 

33.36 

1829 

11.07 

66.61 

45.63 

1830 

1 1.17 

67.27 

46  78 

1831 

11.08 

66.10 

45.92 

1847 

18.93 

1 17.70 

86.39 

1848 

18.36 

1 16.26 

85.27 

1849 

18.34 

117.13 

85.14 

1 ‘'50 

19.22 

122.12 

88.92 

1859 

28.60 

179.75 

1 29  66 

1 860 

29.58 

195.32 

143.76 

1861 

28.24 

216.10 

163.35 

1863 

29.44 

227.14 

170.87 

1869 

32.57 

255.71 

197.21 

1870 

31.35 

244.26 

169.29 

1871 

26.97 

218.22 

168.11 

1872 

27.03 

269.63 

218.72 

1873 

28.34 

291.98 

238.17 

1875 

30.37 

313.55 

254.55 

1880 

33  56 

346.15 

282.54 

1883 

35.77 

c.  372.50 

c.  303.55 

1886 

0 

c.  368.93 

— 

In  den  letzten  Jahren  selbst  hier  Stagnation  und  kleiner  Rückgang. 

Die  Getränkesteuern  umfassen  die  4 Hauptartikel  Wein,  Obstwein  (besonders 
Apfelwein,  Cider),  Bier,  Branntwein.  Das  coniplicirtc  System  der  Weinbesteuerung, 
namentlich  der  Umstand,  dass  dieselbe  sich  an  den  Transport  und  Consum,  nicht 
an  die  erste  Erzeugung  des  Weins  anschliesst,  bedingt,  dass  der  Ertrag  der  Wein- 
steuer viel  weniger,  als  es  sonst  der  Fall  sein  würde,  von  dein  Ernteausfall  abhängt, 
also  relativ  stabiler  ist.  Daher  können  sich  auch  bei  diesem  Artikel  die  Zeitverhält- 
nisse, Erwerbslage  u.  s.  w.  und  die  Steuermaassregcln  unmittelbarer  von  Einfluss 
zeigen.  Dasselbe  gilt  vom  Obstwein.  In  den  Materialien  der  GctränkesteuerenquMc 
von  1879  ft“,  sind  viele  interessante  statistische  Daten  enthalten  (s.  bes.  B.  IX  u.  X 
des  Bulletin,  so  X,  366;  XIII,  352;  XI,  403;  XIX,  262).  Danach  war  der  Ertrag 
in  Mill.  Frcs.  ohne  verschiedene  allgemeine  Nebenabgaben,  Licenzen  u.  s.  w.). 


Wein. 

Branntw. 

Alle  Getränke 
(incl.Bier,  Cider). 

1830 

60  54 

20.24 

98.25 

1831 

35.20 

14.52 

62.90 

Starke  Ermässigung 

durch  damalige 

Keduction  des  Steuersatzes. 

* 

Wein. 

Branntw. 

Alle  Getränke. 

1847 

59.72 

25.21 

101.06 

1S4H 

51.89 

23.27 

90.85 

1849 

55.92 

23.14 

93.93 

1850 

58.77 

24.42 

100.15 

Maximum  des  Ertrags  in  1846,  i 

nur  wenig  höher  als  1847  (102.56). 

Steuererlasse  der  48  er  Revolution  blieben  grossenthcils 

unausgeführt  oder  wurden 

bald  wieder  rückgängig 
Steigerung. 

gemacht  (s.  o.  § 

. 171).  Von 

1851  an  dann  rasche  Ertr; 

Wein. 

Branntw. 

Alle  Getränke. 

1869 

122.54 

96.09 

248.48 

1870 

108.68 

84.0  4 

219.02 

1871 

108.15 

110.54 

245.87 

1872 

139.20 

119.00 

288.67 

1 873 

146.51 

148.92 

326.84 

1876 

189.29 

168.34 

895.23 

1880 

177.63 

220.94 

435  51 

1881 

139.72 

237.59 

409.97 

1 885 

135.16 

238.38 

410.30 
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Der  Ausfall  also  nur  in  1870;  schon  1 871 , ohne  Elsass-Lothringen,  wieder  ein- 
geholt; die  Steuererhöhungen  von  Ende  1871  an  von  raschem,  bedeutendem  und 
bleibendem  finanziellen  Erfolge,  zumal  bei  Branntwein,  aber  doch  auch  bei  Wein  und 
Cider.  Ende  1880  Ermässigung  der  Weinsteuer,  daher  von  hier  an  geringerer  Ertrag. 
Der  Branntwein  zeigt  am  Meisten  seine  Steuerfähigkeit  und  die  ziemliche  Indifferenz 
seines  Absatzes  gegen  hohe  Steuern,  da  bei  ihm  die  Detailpreise  von  anderen  Factorcn 
weit  mehr  abhängen. 

Die  Zuckersteuer  ist  unter  den  heutigen  Productions-,  Bezugs-  und  Absatz- 
rerliältnissen  zu  sehr  von  Handelsconjuncturen  beeinflusst,  so  dass  wir  sie  für 
diese  Untersuchung  übergehen.  Dasselbe  gilt  von  den  Einfuhrzöllen.  Auch  hier 
haben  sich  aber  die  Erhöhungen  nach  dem  Kriege  doch  bald  finanziell  bewährt. 
Weiteres  unten  in  der  Darstellung  der  einzelnen  Steuern. 

Dagegen  liefern  die  städtischen  Octrois  noch  beachtenswertes  Material 
hinsichtlich  der  finanziellen  Elasticität  solcher  indirecter  Verbrauchsabgaben.  Natürlich, 
dass  bei  ihnen  politische  und  wirtschaftliche  Localverhältnisse,  wie  etwa  in  Paris 
1870 — 71,  besondere  Bedeutung  gewinnen.  S.  bes.  d.  Abh.  im  Bull.  XI,  43  ff.,  50. 
Die  Statistik  gestattet  mit  ihrer  Unterscheidung  der  Artikel- Gruppen  und  einzelnen 
Artikel  (bes.  bei  den  Getränken)  auch  einen  Einblick  in  Einzelverhältnisse,  welche 
Beachtung  verdienen.  Die  Artikel  des  Octrois  zerfallen  in  die  6 Gruppen  Getränke, 
Verzehrungsgegenstände,  Brennstoffe,  Futter,  Materialien  (zum  Bau  u.  s.  w.),  und  ver- 
schiedene Objecte.  Auch  der  Authcil  der  einzelnen  Getränke,  besonders  dos 
Branntweins,  in  kritischen  Perioden  ist  beachtenswert^  Das  Verhältniss  zwischen 
Roh-  und  Reinertrag  stellt  sich  natürlich  in  solchen  Zeiten  ungünstiger,  da  der  Haupt- 
theil  der  Erhebungskosten  sich  nicht  mit  den  Einnahmeausfällen  vermindert.  Es 
war  in  Mill.  Frcs.: 


Rohertr.  d. 

Reinertrag. 

Vom 

Rohertrag  fielen  auf 

Von  d.  Getränken  auf 

Octrois. 

Getränke 

. Nahrungsin. 

Material. 

Wein. 

Brauntw. 

1881 

54.24 

48.36 

22.03 

16  95 

2.60 

14.00 

2.24 

1847 

87.98 

78.38 

38.43 

26.50 

7.86 

22.63 

4.05 

1848 

76.63 

67.78 

33.82 

23.06 

4 25 

20.5S 

3.69 

1849 

86.41 

77.44 

38.48 

26.91 

4. 85 

24.71 

4.06 

1850 

94.34 

84.86 

42.09 

29.30 

5.71 

26.63 

4.29 

1S53 

96.43 

S6.76 

38.31 

80.60 

9.01 

22.65 

4.20 

1869 

201.35 

185.01 

89.03 

48.89 

23.95 

60  00 

7.40 

1870 

167.17 

150.87 

80.11 

45.88 

13.98 

55.46 

6.74 

1871 

156.59 

1 4»».02 

75.S2 

41.85 

7.89 

48.43 

9.00 

1872 

199.43 

181.92 

95.55 

48.87 

1 6. SO 

64.74 

8.63 

1873 

211.09 

192.88 

102.25 

51.10 

. 16.43 

66.66 

12.12 

Also  1848 

und  wieder 

1S70  — 71 

1 starke  Ausfälle,  1848 

aber  nur 

in  diesem 

Jahre,  von  Baumaterialien  abgesehen,  wo  der  Ertrag  länger  niedrig  bleibt;  in  beiden 
Perioden  nur  kurz  dauernde  Abnahme  bei  den  Getränken,  Branntweinertrag  alsbald 
wieder  stark  steigend.  Bei  Materialien  Erholung  des  besonders  stark  gesunkenen 
Ertrags  zwar  schon  1872,  aber  erst  1877  werden  die  Zahlen  von  1869  wieder  erreicht. 


Paris  spcciell  lässt  die  Einflüsse  noch  schärfer  hervortreten: 


Rohertrag. 

Davon 

Von  den  Getränken 

Getränke. 

Verzehrungs- 

Materi- 

Wein. 

Branntw. 

gegenstände. 

alien. 

1847 

36.09 

17.40 

7.17 

4.12 

12.21 

1 .97 

1848 

28.20 

15.45 

4.70 

1.92 

10.49 

1.80 

1849 

31.91 

18.48 

7.65 

2.03 

13.09 

2.01 

1850 

39.32 

20.80 

8.69 

2.45 

14.62 

2.15 

1869 

107.56 

54.49 

16  77 

14.68 

41.26 

3.74 

fS70 

80.06 

47.80 

13.26 

7.01 

37.75, 

3.47 

1871 

68.56 

41.80 

10.23 

1.93 

30.94 

4.82 

1872 

100.44 

58.02 

15.31 

8.07 

43.08 

4.74 

1873 

107.97 

63.18 

15.94 

7.58 

45.21 

7.19 

Auch  hier  verdient  ausser  der  allgemeinen  Bewegung  besonders  diejenige  der 
Branntwein-  und  der  Materialiensteuer- Erträge  Beachtung  (das  Belagorungs-  und 
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Communejahr  1871!).  Wie  weit  in  1870 — 71  , auch  nach  (1er  Aufhebung  der  Be- 
lagerung, die  Octroierhebung  etwa  sistirt  war,  ist  mir  unbekannt.  Der  Ertrag  von 
Materialien  erreichte  in  Paris  erst  1853  wieder  denjenigen  von  1S40 — 47,  erst  1880 
denjenigen  von  1809,  während  der  Branntweinertrag  schon  1875  sich  gegen  1809 
mehr  als  verdoppelt  hatte  und  auch  hinterher  noch  erheblich  stieg  (1880  10.35  Mill.). 

Vergleicht  man  mit  diesen  Bewegungen  der  Erträge  der  Verkehrs-  und  indirecten 
Verbrauchssteuern  diejenigen  der  direct cn  Steuern,  so  zeigen  diese  allerdings  fast 
durchaus,  wie  es  scheint,  nur  Schwankungen,  welche  auf  einer  Veränderung  des  Steucr- 
fusses  beruhen.  Ich  muss  aber  dahin  gestellt  sein  lassen,  wie  hier,  z.  B.  in  der 
Periode  1870  — 71,  gerechnet  worden  ist.  Denn  wenn  in  1870—71  die  directen 
Staatssteuern  wenig  oder  keine  Ausfälle  zeigen,  obwohl  sie  in  grossen  Thcilen  Frank- 
reichs wenigstens  nicht  in  die  französische,  sondern  in  die  deutsche  Gasse  Hessen,  so 
ist  das  nicht  recht  verständlich.  Ob  hier  unter  dem  „produit  annuel“  etwa  doch 
nur  die  Vorschreibungen  oder  zwar  die  legalen  Abzahlungen  der  Steuerverbindlich- 
keiten, auch  wenn  sie  wie  damals,  au  die  Deutschen  erfolgten,  zu  verstehen  sind? 
Auch  die  Berechnung  der  Extrazuschläge  von  1S4S  fehlt  in  den  Ausweisen  im  Bull.  VII, 
240  und  XX,  220  ff.  Das  Principalcontingent  nebst  allgemeinen  Zuschlägen  für 
die  Staatscasse  hätte  sich  hiernach  in  den  beiden  neuesten  kritischen  Perioden 


folgendermaasscn 

bewegt  (in 

Mill.  Frcs.). 

Grund- 

Personal- u. 

Thür-  u. 

ratent- 

Zusammen. 

steuer. 

Mobiliarst. 

Fensterst. 

steuer. 

1817 

190.78 

41.84 

29.18 

37.45 

299.25 

1848 

191.18 

12.27 

29.70 

37.69 

300.84 

1S49 

190.08 

42.31 

29.92 

36.00 

298.31 

1850 

190.76 

42.96 

30.01 

36.97 

300.70 

1869 

1 74.96 

54.38 

39.49 

72.15 

340.98 

1870 

1 75.81 

55.51 

40.12 

73.14 

344.57 

1871 

171.05 

54.69 

38.86 

68.45 

333.04 

1872 

172.43 

56.07 

39.42 

76.70 

344.63 

Hier  zeigt  sich  vornehmlich  nur  bei  der  Patentsteuer  und  auch  bei  dieser  erst 
im  zweiten  Jahre  der  Katastrophen  eine  merkliche  Abnahme.  Bei  den  drei  anderen 
Steuern  kann  übrigens  der  Character  derselben  als  Repartitionssteuern,  wonach  die 
Jahrescon tingein o unabhängig  von  Ausfällen  bei  einzelnen  Steuerpflichtigen  von  der 
(iesammtheit  aufgebracht  werden  müssen,  die  Stabilität  der  Steuererträge  mit  erklären. 
Sollte  das  richtig  sein,  so  läge  hier  ein  Fall  der  guten  finanziellen  Bewährung 
dieser  Steuereinrichtung  vor.  Aber  freilich  träte  dabei  die  Rücksicht  auf  die  zahlungs- 
fähigen Steuerpflichtigen  in  den  Hintergrund. 

Die  1.872  eingeführte  3%  Steuer  vom  Einkommen  ans  Mobiliarwerthcn  (Wertli- 
papieren)  ist  rasch  von  6. ÖS  (Semesterertrag  1872)  auf  31.75  und  34.18  Mill.  Frcs.  von 
1872 — 74  gestiegen,  dann  5 Jahre  lang,  bis  1878,  im  Ertrage  fast  stabil  geblieben, 
darauf  mit  Schwankungen  weiter,  bis  48  Mill.  Frcs.  in  1S$3  gestiegen,  seitdem  aber 
wieder  etwas  gesunken  (1885  45.87  Mill.):  sie  zeigt  also  jedenfalls  entfernt  keine 
solche  Elasticität  wie  die  Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern. 


VIII.  Rückblick  auf  die  französische  Steuerentwicklung 

seit  1789,  bezw.  1815. 

§.  177.  Die  französische  Besteuerung  hat  so  zwar  die  ihr  in 
der  Zeit  der  eisten  Revolution  und  Napoleon’s  1.  gegebene  Grund- 
lage im  Wesentlichen  beibehalten.  Aber  auf  dieser  Grundlage  hat 
sie  sich  unter  dem  Drang  der  regelmässigen  und  der  in  den  immer 
neuen  politischen  Katastrophen  förmlich  ruckweise  erfolgenden 
Steigerung  des  Finauzbedarfs  ungemein  entwickelt  und  im  Ertrage 
vermehrt. 
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• In  dieser  Hinsicht  bietet  sie  ein  völlig  anderes  Bild  als  die 
britische  Besteuerung  (§.  107,  108):  diese  hat  sieh  vereinfacht,  die 
französische  sich  eomplicirt,  jene  ist  im  Ertrage  für  den  Staat  von 
1815  bis  zur  Gegenwart  (1885)  kaum  gewachsen,  diese  hat  sich 
verdreifacht  und  auch  die  Localbesteuerung  für  Departements 
und  Gemeinden  ist  rascher  und  stärker  als  in  Grossbritannien  ge- 
stiegen. Die  britische  Besteuerung  warf  bei  ihrer  Ertragsstabilität 
zwar  kaum  für  die  Tilgung  der  Schulden  der  früheren  Kriegszeit 
etwas  Erhebliches  ab,  aber  auch  von  der  französischen  ist  trotz 
ihrer  enormen  Zunahme  in  dieser  Hinsicht  kaum  mehr  zu  rühmen 
und  bei  den  immer  neuen  Schuldaufnahmen  in  Revolutions-,  Kriegs- 
und Friedenszeiten  wäre  eine  mässige  Tilgung  aas  Staatsüber- 
schüssen auch  eine  Danaidenarbeit  geblieben. 

In  der  britischen  Besteuerung  sind  die  directen  Steuern  ge- 
steigert, die  indirecten  Verbrauchs-  und  ein  Theil  der  Verkehrs- 
steuern im  Ertrage  fast  gleich  geblieben,  aber  die  ersteren  auf 
geeignetere  Objecte  concentrirt  worden.  In  Frankreich  haben  um- 
gekehrt die  directen  Steuern  nur  eine  mässige  Zunahme,  die  anderen 
eine  absolut  und  im  Vergleich  mit  jenen  wahrhaft  colossale  Er- 
tragsvermehrung erfahren.  Allerdings  sind  dabei  auch  hier,  wie 
in  Grossbritannien,  aus  der  Branntwein-  und  Tabakbesteuerung  be- 
sonders grosse  Ertragssteigerungen  erzielt  worden.  Aber  während 
das  britische  gesunde  Nationalgetränk  der  Massen,  das  Bier,  in 
der  Besteuerung  erleichtert,  ist  in  Frankreich  der  im  Consum  analog 
stehende  Wein  immer  mehr  tiscalisch  ausgebeutet  worden.  Die 
Salz-  und  Zuckersteuer  sind  jenseits  des  Canals  gefallen,  mit  allen 
Schutzzöllen  die  meisten  kleineren  Finanzzölle  beseitigt  oder  er- 
mässigt,  in  Frankreich  die  Zölle  wieder  stark  gesteigert,  die  Zucker- 
steuer ergiebiger  gemacht  und  auch  die  Salzsteuer,  wennschon  er- 
raässigt,  beibehalten  worden,  und  kleinere  innere  Verbrauchssteuern, 
die  in  England  alle  verschwunden  sind,  sind  in  Frankreich  wieder 
neu  aufgekommen. 

So  ist  die  gesaminte  Steuerlast  hier  mehr  nach  Unten  zu 
gelegt,  umgekehrt  wie  in  Grossbritannien:  eine  socialpolitisch 
ungünstigere  Gestaltung  in  Frankreich.  Die  angemessenere 
Mitbelastung  der  besitzenden  und  wohlhabenderen  Classen  ist  dort 
durch  die  erneute  Entwicklung  der  Einkommensteuer  und  durch 
die  Ausbildung  der  Erbschaftssteuern  erfolgt.  In  Frankreich  hat 
man  trotz  der  enormen  Zunahme  der  gesammten  Steuerlast  eine 
allgemeine  Einkommensteuer  immer  noch  vermieden.  Durch  die 
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Registrirungs-  und  Stempelabgaben  und  theilweise  durch  die  vier 
grossen  Ertragsstcuern  und  die  neuen  kleinen  Luxussteuern  werden 
zwar  die  besitzenden  und  wohlhabenderen  Classen  höheren  Ein- 
kommens auch  liier  mehr  mit  belastet,  immerhin  cinigermaassen 
zum  Ersatz  der  fehlenden  Einkommensteuer,  was  bei  dem  Ver- 
gleich des  französischen  mit  den  Steuersystemen  anderer  Länder 
nicht  übersehen  werden  darf  (§.  215).  Im  Enregistrement  ist  ferner 
eine  hohe  Erbschaftsbesteuerung  enthalten.  Aber  alle  diese  Steuern 
treffen  auch  den  kleinen  Besitz  und  das  kleine  Einkommen  und 
auch  hei  ihrem  Proportionalitätsprincip  oft  schwerer  als  den  grösseren 
Besitz  und  das  höhere  Einkommen.  Ausserdem  belästigen  diese 
Registrirungs*  und  Stempelabgaben  auch  den  legitimsten  wirt- 
schaftlichen Verkehr  in  empfindlichster  Weise,  stören  ihn  und  unter- 
binden ihn  zum  Theil,  und  natürlich  desto  mehr,  je  höher  die 
Steuersätze  gesteigert  und,  auch  deswegen,  die  Controlmaassregeln 
verschärft  worden  sind.  Frankreich  band  daher  in  gesteigertem 
Maasse  durch  seine  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  den  Verkehr, 
verteuerte,  durch  seine  Transportsteuern,  seine  Frachten,  während 
Grossbritannien , wie  in  der  Zollpolitik , so  in  der  Politik  seiner 
inneren  Besteuerung  die  ehemaligen  Fesseln  des  Verkehrs  immer 
mehr  löste.  Während  so  Grossbritannien  sein  Volk  und  seine 
Volkswirthschaft  auch  durch  seine  Steuerpolitik  concurrenzfähiger 
machte,  freilich  nicht  ohne  einige  bedenkliche  Folgen,  wie  die 
Preisgebung  seiner  Landwirtschaft,  hat  Frankreich,  um  die  Mittel 
für  die  Politik  ruhelosen  Ehrgeizes  nach  Aussen  und  ewiger 
Neucrungssucht  im  Inneren  zu  beschaffen,  sein  Land  und  Volk 
mit  einem  Steuerbetrage  nicht  nur,  sondern  auch  in  Steuer- 
formen  belastet,  die  mehrfach  kaum  erträglich  erscheinen  und 
anderswo  schwerlich  ertragen  würden.  Sie  könnten  immerhin  auch 
ein  Factor  sein,  welcher  an  dem  verhältnissmässigen  Zurückbleiben 
des  französischen  Volksthums  und  damit  der  Bedeutung  Frank- 
reichs im  Concert  der  raschen  und  rüstiger  vorwärts  schreitenden 
übrigen  leitenden  Culturnationen , der  Briten,  Deutschen,  Nord- 
amerikaner, Italiener  eine  gewisse  Mitschuld  mit  hat.  Das  ist  das 
„Facit“  aus  der  Finanzrechnung  eines  „Jahrhunderts  der  Revo- 
lutionen“. 

Rein  in  steuertechnischer  und  damit  auch  in  politischer 
Hinsicht  zeigt  die  heutige  französische  Besteuerung  gewiss  manche 
Vorzüge  im  Vergleich  mit  der  Besteuerung  des  ancien  regime  und 
in  einigen  Puncten  auch  im  Vergleich  mit  anderen  Ländern.  Die 
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Gleichmässigkeit  im  ganzen  Staatsgebiete,  die  streng  durch  geführte 
Unification,  die  festen  gesetzlichen  und  administrativen  Normen, 
welche  alle  „Willkühr“  der  Verwaltungsbehörden,  eine  der  Haupt- 
klagen in  der  Zeit  vor  1789,  möglichst  ausschliessen,  die  Beseitigung 
fast  aller  rechtlichen  provinziellen,  realen  und  personalen  Steuer- 
exemtionen und  Privilegien  — die  in  der  Getränkebesteuerung  für 
Eigenbrau  und  Eigenbrennerei  noch  verbliebenen  linden  gerade  im 
Augenblick  besondere  Opposition,  so  dass  sie  vielleicht  bald  fallen 
werden  — dies  und  Anderes  mehr  sind  sicher  erhebliche  Fort- 
schritte, welche  bei  der  grossen  Anspannung  der  Steuerschraube 
noch  ihren  besonderen  Werth  haben.  Der  Grundsatz  der  „Be- 
stimmtheit“ der  Besteuerung  (Ein.  II,  534)  ist  so  immer  besser 
zur  Durchführung  gebracht  worden. 

Freilich  ist  dies  nur  durch  einen  grossen  Formalismus 
und  Schematismus,  in  der  directen  wie  in  wichtigen  Zweigen 
der  indirecten  Verbrauchsbesteuerung  (Getränkesteuern!)  und  in  der 
Verkehrsbesteuerung  (Enregistrement!)  erreicht  worden,  woran  fman 
in  Frankreich,  um  Klarheit  undPräcision  in  die  Steuergesetz- 
gebung und  Verwaltung  zu  bringen  und  um  die  Willkühr  der 
Behörden  möglichst  zu  beseitigen,  vorzugsweise  Gewicht  gelegt  hat. 

Die  Folge  hiervon  ist,  dass  in  der  gesummten  Besteuerung 
mechanische  Rechnungsoperationen  eine  grosse  Anwendung 
finden , das  dem  französischen  Geist  auch  sonst  entsprechende 
,, mathematische  Moment“  in  solchen  Dingen , wie  es  nament- 
lich in  der  directen  Besteuerung,  den  Getränkesteueru  und  dem 
Enregistrement  hervortritt.  Dieser  Vortheil  „mathematischer  Be- 
stimmtheit“ wird  indessen  um  einen  ziemlich  hohen  Preis  ge- 
wonnen : viel  und  tlieure  Controlen ; trotz  der  grossen  Steuerertrüge, 
bei  denen  sich  diese  Verhältnisse  an  und  für  sich  günstiger  stellen 
müssen,  hohe  Erhebungskosten;  sehr  scharfe  Verstösse  gegen  den 
Grundsatz  der  „Bequemlichkeit“  (Fin.  II,  §.  535);  vor  Allem  aber 
eine  eben  nur  ganz  mechanische  Durchführung  des  auch  der 
französischen  p o litis  eben  Auffassung  seit  der  Revolution  wichtigsten 
Grundsatzes  der  „Gleichmässigkeit“  der  Besteuerung,  der  all- 
gemein verlangten,  viel  gerühmten,  seit  der  ersten  Revolution  in 
allen  Verfassungen  hochgehaltenen  und  vermeintlich  erreichten 
„Proportionalität  der  Steuern  nach  den  Kräften  eines  Jeden“. 

Abgesehen  davon,  dass  diese  Proportionalität  bei  den  fran- 
zösischen indirecten  Verbrauchs-  und  den  Verkehrssteuern  eine 
blosse  Illusion  ist,  kann  sie  doch  auch  da,  wo  man  sie  am  Meisten 
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erstrebte  und  das  ganze  System  zu  diesem  Zweck  einrichtete, 
bei  der  directen  Besteuerung,  nicht  ftir  auch  nur  halbwegs  erreicht 
gelten.  Gerade  das  Mechanisch-ßechnungs m ä s s i g e , „Mathe- 
matische“, das  Anknlipfen  der  Steuer  an  reale  Momente  kann  bei 
so  veränderlichen  und  individuellen  Verhältnissen,  wie  den  Rein- 
erträgen des  Grundbesitzes,  der  Häuser,  der  Gewerbe,  bei  Steuern 
nach  der  Mietlie  (Personal-  und  Mobiliarsteuer,  Patentsteuer)  un- 
möglich zu  einer  wirklich  proportionalen  Steuer  führen.  Der 
stärkeren  Berücksichtigung  des  personalen  Elements,  der 
S ubj  ec  t bestell erung  statt  der  Objectbesteuerung  gelingt  das 
immer  noch  besser,  wenn  dabei  auch  oder  gerade  weil  dabei  nicht 
bloss  mechanisch  gerechnet,  sondern  nach  dem  arbitrium  boni  viri 
abgewogen  und  ermessen  wird.  Das  will  man  aber  in  Frankreich, 
nach  dem  Gesagten,  viel  zu  sehr  und  aus  nicht  unrichtigen,  aber 
auch  nicht  allein  berechtigten  Gründen  ausschliessen. 

Der  mechanisch-rechnungsmässige , „mathematische“  Cbaracter 
der  französischen  Besteuerung  hat  derselben  manche  Anerkennung 
unter  Theoretikern  und  Practikern  verschafft,  auch  der  Uebertragung 
einzelner  Theile  davon,  so  der  Grundsteuer,  Patentstener,  des 
Knregistrements  auf  andere  Länder  Vorschub  geleistet.  Er  könnte 
auch  wohl  dazu  beitragen,  es  berechtigt  erscheinen  zu  lassen,  der 
modernen  französischen  Besteuerung  den  Namen  eines  wirklichen 
„Steuersystems“  mit  besonderem  Fug  zu  ertheilen.  Allein  bei 
näherer  Betrachtung  verdient  diese  Besteuerung  diesen  Namen  doch 
höchstens  im  formalen  Sinne,  wegen  ihrer  angedeuteten  Eigen- 
schaften, nicht  im  materiellen  Sinne..  Denn  dazu  fehlt  ihr  eben 
doch  zu  sehr  die  nothwendige  Uebereinstimmung  mit  den  obersten 
Steuerprincipien  und  die  wirkliche  verhältnissmässige  Erfassung 
aller  Steuerkräfte  nach  deren  Leistungsfähigkeit  und  nach  den  An- 
forderungen eines  wahren  Steuersystems,  wie  es  in  unserer  „allge- 
meinen Steuerlehre“  aufgestellt  worden  ist.  Darüber  dürfen  die 
eleganten  Formseiten,  die  wie  in  allem  Französischen  auch  in  der 
dortigen  Besteuerung  hervortreten,  nicht  hinwegtäuseben,  wie  sie 
es  nach  der  Neigung  des  französischen  Volksgeists  so  leicht  thun. 
Man  fasst  hier,  ähnlich  wie  in  der  Staatsverfassnng,  ein  Problem, 
das  seiner  ganzen  Natur  nach  eine  solche  einseitige  Lösung  nicht 
zulässt,  zu  ausschliesslich  mechanisch  auf  und  will  es  mit 
zu  ausschliesslich  mechanischen  Hilfsmitteln  lösen. 

Wenn  wir  sagen,  die  britische  Besteuerung  verdiene  den  Vor- 
zug vor  der  französischen,  so  meinen  wir  damit  natürlich  nicht, 
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dass  man  zwischen  beiden  beliebig  wechseln,  die  britische  etwa  in 
Frankreich  annehmen  sollte  oder  könnte.  Die  practiscken  Steuer- 
systeme sind  dafür  viel  zu  sehr  „geschichtlich  gebunden“,  haben 
zu  viel  „Erdgeschmack“  des  Landes,  in  dem  sie  entstanden  sind. 
Mit  dem  einfacheren  britischen  System  würde  man  die  in  Frank- 
reich erforderlichen  Summen  hier  auch  schwerlich  aufbringen. 
Aber  richtig  möchte  eben  doch  bleiben,  dass  die  britische  Besteuerung 
an  sich  den  Vorzug  verdient,  sie  ist  eben  auch  das  Product  einer 
glücklicheren  Geschichte  und  einer  glücklicheren  Volksanlage,  als 
die  französische  Besteuerung. 

Weiteres  zum  Beleg  und  zur  Begründung  des  Gesagten  im 
Folgenden. 


2.  Die  einzelnen  Steuern. 

In  Betreff  der  Behandlungsweise  gelten  aucli  fUr  das  Folgende  die  Bemerkungen 
oben  S.  235  bei  den  britischen  Steuern.  Eine  völlig  glciclnnässige  Behandlung  der 
einzelnen  Steuern  wird  auch  hier  nicht  beabsichtigt.  Vielmehr  werden  die  letzteren 
je  nach  ihrer  characterist ischcn  Eigentümlichkeit  und  mithin  finanz- 
wissenschaftlichen  Wichtigkeit  mehr  oder  weniger  eingehend  besprochen,  kleinere 
und  unwichtigere  bloss  erwähnt  werden. 

§.  178.  Uebersicht.  Die  moderne  französische  Besteuerung 
des  19.  Jahrhunderts  wird  hier  in  folgender,  in  diesem  Werke 
allgemein  festgehaltenen  Ordnung  zur  Darstellung  gelangen.  Diese 
Ordnung  weicht  mehrfach  von  der  Classification  der  französischen 
Verw'altungspraxis  und  des  Etats  etwas  ab. 

I.  Die  Staatsbesteuerung. 

A.  Die  directe  Besteuerung. 

1.  Die  vier  grossen  directen  (Ertrags-)Steuern. 

a.  Die  Grundsteuer  (contribution  foneiere).  Neuerdings 
zerlegt  in: 

a.  Grundsteuer  von  unbebautem  Boden  oder  eigentliche 
Grundsteuer  (contribution  fonciere  des  propritHes  non  bäties). 

ß.  Grundsteuer  von  bebautem  Boden  (proprietes  bäties) 
oder  Gebäude-Grund  Steuer. 

b.  Die  Personal-  und  Mobiliar  Steuer  (contribution  personelle 
et  mobilere). 

c.  Die  Thür-  und  Fenstersteuer  (contrib.  des portes  etfenetres). 

d.  Die  Patent-  oder  Gewerbesteuer  (contribution  des 
patentes). 

Dazu  als  kleine  Nebenabgabe: 

e.  Die  Taxe  der  ersten  Ankündigung  (taxe  de  premier 
avertissement). 

A.  Wagner,  Finanzwissenschaft  III.  27 
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2.  Die  Steuer  von  den  Gütern  der  todten  Hand  (taxe  sur 
los  biens  de  main  inorte). 

3.  Die  B e r g w e r k s a b g a b e n. 

4.  Die  3 °/0  Steuer  vom  Einkommen  aus  beweglichen 
Werth en  (Werthpapieren,  sur  le  revenu  des  valeurs  mobileres). 

Die  unter  1 genannten  vier  Hauptsteuern  bilden  den  alten  Grundstock  der 
modernen  französischen  directen  Besteuerung.  An  dieselben  schlicssen  sich  administrativ, 
indem  sie  unter  der  „Gencraldirection  der  directen  Steuern“  mit  stehen  und  etat- 
massig  die  sogen,  „den  directen  Stenern  gleichgestellten  (assimilirten) 
Spccialtaxen“  an,  jetzt  8 an  der  Zahl.  Davon  siud  nur  die  obigen  Nummern 
2 und  3 hier  eingestellt:  3 andere  werden  in  der  Rubrik  D,  4 unten  aufgeführt, 
nämlich  auf  Wagen  und  Pferde,  Billards,  Gesellschaften.  Die  3 übrigen 
gehören  mehr  zu  den  Gebühren  als  zu  den  Steuern,  nämlich  die  Abgaben  für 
Vcrification  der  Maasse  und  Gewichte,  desgl.  der  Alkoholometer  und 
die  Abgaben  für  die  Aufsicht  Uber  Apotheken  und  Drogueriehandlungen; 
sie  könnten  allenfalls  auch  mit  als  kleine  Specialgewerbestcucrn  aufgefasst  werden. 
Die  diesen  „Gebühren“  verwandten,  aber  mehr  steuerartigen  Abgaben  für  Con- 
trole  der  Gold-  und  Silberwaaren  und  des  denaturirten  Alkohols, 
ferner  für  verschiedene  andere  Beaufsichtigungen  in  derSteuerverwaltung 
werden  in  Frankreich  zu  den  „indirecten“  Steuern  gerechnet  und  bilden  bei  diesen 
im  Etat  einen  Theil  der  „verschiedenen  Abgaben  und  Einkünfte  aus  verschiedenen 
Titeln“  (s.  Bulletin  XX,  202.  von  Kaufmann,  Fin.  Frankreichs,  S.  456).  Wiederum 
ähnliche  Abgaben  stellen  noch  unter  einer  anderen  Abtheilung  des  Etats,  den  „ver- 
schiedenen Erträgen  des  Budgets“  so  die  Abgaben  für  die  Untersuchung  des  in 
Frankreich  eingeführten  Viehs,  die  Ueberschüssc  der  M ü n zverwaltu ng,  der 
Ersatz  für  die  Bcaufsichtigungskosten  der  Eisenbahnen,  sowie  der  gleiche 
Ersatz  bei  verschiedenen  anderen  Gesellschaften  und  Anstalten. 

Die  unter  No.  4 genannte  Steuer  wird  mit  Recht  hier  eingereiht.  Sic  wird  aber 
in  der  französischen  Praxis  und  im  Etat  nicht  zu  den  directen  Steuern  gestellt,  sie 
untersteht  mit  der  Gencraldirection  des  Enregistreinents,  ihr  Ertrag  wird  jedoch  im 
Etat  nicht  bei  diesem,  sondern  unter  der  Rubrik  „verschiedene  Einkünfte“  eingestellt. 

Die  Licenzabgaben  im  Gebiete  der  V er  brau  ch  sbesteuerung,  besonders 
der  Getränkesteuern,  ferner  bei  öffentlichen  Fuhrwerksuntcrnchmungen , 
einschliesslich  Eisenbahnen,  und  in  einigen  anderen  Fällen  (Gold-  und  Silber- 
waaren, Spielkarten,  Debit  von  Tabak  und  Pulver)  haben  zwar  einerseits 
auch  in  Frankreich  die  Natur  einer  directen  Steuer,  einer  kleinen  Special- 
ge  wer  best  euer,  stehen  aber  anderseits  mit  den  betreffenden  indirecten  Verbrauchs- 
und Transportsteuern  u.  s.  w.  in  der  nächsten  Verbindung,  so  dass  sie,  wie  in  der 
Darstellung  der  britischen  Besteuerung,  passend  im  Zusammenhang  mit  den  genannten 
Steuern  behandelt  werden  (s.  Bull.  XX,  598).  Das  Liccnzwescn  untersteht  der  Ver- 
waltung der  indirecten  Steuern , seine  Erträge  erscheinen  im  Etat  bei  den  „ver- 
schiedenen Abgaben  und  Einkünften  aus  verschiedenen  Titeln“  in  dieser  Verwaltung. 

B.  Die  Verkehrsbesteuerung  nebst  verwandten  Abgaben. 

1.  Das  System  der  Kcgistrirungsab gaben  (droits  d’enre- 
gistrement,  de  greife  et  d’hypotheque),  welches  in  Frankreich  auch 
die  Erbschafts-  und  Schenkungssteuern  umfasst. 

2.  Die  Besteuerung  mittelst  Stempels,  bez.  im  Gebiet  der 
Stempelverwaltung. 

Beide  sehr  entwickelte  und  verwickelte  Abgabcarten  stehen  mehrfach  im  Zu- 
sammenhang, aber  der  Stempel  ist  keine  Erhebungsform  der  Rcgistrirungsabgaben 
. und  letztere  sind  nicht  eine  Form  der  Erhebung  von  sonst  etwa  auch  durch  Stempel  zu 
berichtigenden  Abgaben.  Beide  umfassen  eigentliche  Verkehrssteuern,  eigent- 
liche Gebühren  und  verm ischte  Abgaben  dieses  zweifachen  Characters  und,  wie 
gesagt, auch  die  steuerpolitisch  wieder  besonders  aufzufassenden  Erbschafts-  und 
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Schenkungssteuern.  In  Betreff  der  Gebühren  ist  zum  Theil  schon  auf  die  An- 
gaben in  Fin.  II,  33  ff.  zu  verweisen.  Enregistrement  und  Stempclwesen  bilden  bisher 
mit  den  Domänen  zusammen  Einen  grossen  Verwaltungszweig,  eine  Geueraldirection 
im  Finanzministerium.  Die  Erträge  der  beiden  ersten  werden  zu  den  „indirecten 
Steuern  und  Einkünften“  im  Etat  gerechnet.  Ein  kleiner  Betrag  Stempeleinnahmen, 
fast  ganz  aus  Quittungsstempeln  der  Verbrauchssteuerzahlungen,  steht  unter  den  „ver- 
schiedenen Abgaben  und  Einkünften  ans  verschiedenen  Titeln“  bei  den  indirecten 
Steuern  (Bull.  XX,  2G2,  v.  Kaufmann,  S.  457).  Unter  dieser  Rubrik  erscheint  auch 
der  Ertrag  der  Spiel  karten  st  euer.  Zu  anderen  eigentlichen  Verbrauchssteuer- 
erhebungen wird  der  Stempel  in  Frankreich  noch  nicht  benutzt.  Die  französischen 
Erbschafts-  und  Schenkungssteuern  hängen  steuertechnisch  mit  dem  Enre- 
gistrement zu  enge  zusammen,  um  nicht  auch  in  der  Darstellung  damit  verbunden 
werden  zu  müssen.  Daher  bleiben  für  die  besondere  Behandlung  dieser  Steuern  unter 
C nur  einige  Pnncte  übrig. 

3.  Abgabe  von  den  Erfindungs patenten. 

Der  Ertrag  steht  bei  den  „verschiedenen  Erträgen  des  Budgets“. 

4.  Transportsteuern 

a.  von  den  Eisenbahnen; 

b.  von  anderen  öffentlichen  Fuhr-  und  Transportunter- 
nehmungen mit  regelmässigem  Dienst  (auch  zu  Wasser). 

Stehen  unter  der  Verwaltung  der  „indirecten  Steuern“  und  die  Erträge  im  Etat 
ebenfalls  bei  diesen. 

C.  A n f a 1 1 e r w e r b s besteuerung. 

Hierher  gehört  die  umfassende  E r b s c h a f t s - und  S e h e n k u n g s - 
besteuerung,  welche  im  Enregistrement  enthalten  ist  und  in  der 
Hauptsache  unten  bei  dieser  Abgabekategorie  mit  behandelt  werden 
wird.  Auch  die  Erträge  jener  Besteuerung  sind  aus  denjenigen 
des  Enregistrements  nur  nach  den  speciellen  statistischen  Ausweisen 
auszuscheiden.  Eine  Besteuerung  von  Loosen  u.  dgl.  ist  mit  der 
unter  A,  4 genannten  Steuer  auf  Werthpapiere  verbunden  worden. 

D.  Gebrauchs-,  namentlich  Verbrauchsbesteuerung, 
nebst  technisch  verwandten  oder  sonst  damit  in  näherem  Zusammen- 
hang stehenden  Steuern  (so  bei  den  Zöllen). 

1.  Die  inneren  Verbrauchssteuern. 

a.  Bei  privatwirth  schaf  tlicher  Productionsweise: 

a.  Die  Salz  Steuer,  im  Inneren  und  im  Bezirk  der  Zollverwaltung. 

Dieser  Unterschied  wird  in  Frankreich  seit  lange  festgchalten.  Der  erste  Theil 
der  Salzsteuer  untersteht  daher  der  „Verwaltung  der  indirecten  Steuern“  und  sein 
Ertrag  erscheint  im  Etat  bei  diesen  Steuern;  der  zweite  Theil  untersteht  als  Zoll  und 
als  Verbrauchssteuer  der  Zollverwaltung  und  sein  Ertrag  wird  bei,  bez.  neben  den 
Zöllen  aufgeführt. 

ß.  Die  G e t r ä n k e besteuerung.  Auf: 
aa)  Wein, 

bb)  Obstwein  (Cider)  u.  dgl., 
ec)  Branntwein  (Alkohol), 
dd)  Bier. 
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y.  Die  inländische  Rübenz uckersteuer. 

t).  Die  neueren  noch  bestehenden  kleineren  derartigen 
Steuern;  auf: 

aa)  Papier, 

bb)  Mineralöl, 

cc)  andere  Oele, 

dd)  Stearin  und  Kerzen, 

ee)  Essig  und  Essigsäure, 

fl’ ) Fabrikation  von  Dynamit  und  Nitroglycerin. 

€.  Andere  verwandte  Steuern. 

aa)  Prüfungsabgabe  von  Gold-  und  SilberwatTren. 
bb)  Denaturalisirungsabgabe  von  Alkohol, 
cc)  Spielkartensteuern. 

Diese  drei  Abgaben  gehören  zu  den  „indirecten  Steuern“  des  französischen 
Hechts,  ihre  Erträge,  wie  schon  bemerkt,  zu  den  „verschiedenen  Abgaben  und  Ein- 
nahmen aus  verschiedenen  Titeln“  bei  dieser  Steuergruppe  im  Etat. 

£.  Aufgehobene  derartige  Steuern  (Seife,  Cichorien). 

b.  Verbrauchssteuern  in  Monopolform. 
u.  Das  Tabakmonopol. 
ß.  Das  Schiesspulverrnonopol. 
y.  Das  Zü  ndhölzchenmonopol. 

2.  Die  Zölle,  als  Verbrauchssteuern  (Fi  n an  z Zölle)  und  als 
Schutzzölle,  insbesondere  die  Einfuhrzölle. 

a.  Eigentliche  Zölle  (seit  1882  nur  noch  Einfuhrzölle). 

b.  Statistische  Abgabe. 

c.  Schifffahrtsabgaben. 

Diese  letzt<yen  könnten  auch  zu  den  Transportsteuern  oben  (B,  4)  gestellt 
werden,  stehen  indessen  mit  dem  Zollwesen  in  nächster  Verbindung.  Sie  sind  finanziell 
zugleich  mehr  Gebühren  als  Steuern. 

d.  Nebenabgaben  der  Zollverwaltung. 

3.  Gewerbliche  Licenz steuern,  namentlich  auf  dem 
Gebiete  der  Verbrauchsbesteuerung  (s.  o.,  S.  416). 

4.  Directe  Gebrauchs-  und  Genuss  steuern. 

a.  Wagen-  und  Pferde  Steuer. 

b.  Billardsteuer. 

c.  Steuer  auf  gesellige  Vereine,  geschlossene  Gesellschaften 
u.  dgl.  (cercles,  societes  et  lieux  de  reunion). 

Wie  oben  bemerkt,  administrativ  und  etatinässig  zu  den  „den  directen  Steuern  assi- 
milirten  Spccialtaxen“  gehörig. 

II.  Departemental-  und  Communalbesteuerung. 

A.  Die  directen  Steuern. 
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Fast  ausschliesslich  in  Form  von  Zuschlägen  zu  den 
di  recte  n Staats  steuern,  namentlich  den  vier  Hauptsteuern,  mit- 
unter zu  einzelnen  der  assimilirten  Specialtaxen:  sogen.  Zuschlag- 
centimen für  „Specialfonds“  zu  Departemental-  und  Communal- 
zwecken.  Also  im  Allgemeinen:  keine  selbständigen  directen 
Localsteuern.  Sonst  findet  sich  nur  eine  directe  Gebrauchs- 
steuer, die  Hundesteuer,  als  obligatorische  Gemeindesteuer. 
Eine  besondere  Stellung  nimmt  die  nach  Wunsch  in  Geld  abzu- 
lösende Verpflichtung  zu  Naturalleistungen  für  die 
Vicinalwege  bei  den  Communen  ein. 

B.  Die  indirecten  Steuern. 

Dahin  gehören  die  sehr  verbreiteten,  in  den  meisten  grösseren 
Gemeinden,  namentlich  den  Städten,  für  Co  mm  un  alz  wecke 
erhobenen,  bisweilen  auch  mit  zur  Aufbringung  eines  Tbeils  des 
directen  Staatssteuercontingents  (Personal-  und  Wohnungssteuer, 
Thür-  und  Fenstersteuer)  der  Gemeinde  und  zur  Miterhebung  der 
staatlichen  Getränkesteuern  (Eingangsabgabe,  einzige  Steuer) 
dienenden  Octrois. 

Zu  den  „directen  Steuern'1  stellt  das  französische  Finanzrecht  auch  noch  einige 
Specialabgaben,  welche  nicht  den  vollen  Character  eigentlicher  Steuern  haben,  sondern 
mehr  zu  den  Gebühren  und  Kostenersätzen  gehören.  So  die  Abgabe  für  die  Unter- 
haltung der  Börsen  und  Handelskam mern  von  gewissen  Patentsteuerpflichtigen, 
die  Abgaben  für  Erhaltung  der  Deiche  und  Dämme,  für  Flussreinigung, 
Bewässerung,  Entsuni pf nng,  Minenentwässerung,  für  Abwehr  von  U e ber- 
sch wem  in  uugeu,  für  städtische  Pflasterung  u.  dgl.  in.  S.  Vigues,  I,  S2  ff.,  88. 

Schon  diese  Uebersicht  zeigt,  dass  namentlich  die  französische 
Staatsbesteuerung  eine  ausserordentlich  complicirte  Ein- 
richtung ist,  weit  mehr  als  die  gegenwärtige  britische,  auch 
mehr  als  diejenige  Deutschlands,  Preussens  und  anderer  Einzel- 
staaten. Von  den  wichtigeren  einzelnen  Steuern,  so  den  directen, 
den  Getränkesteuern,  dem  Zollwesen  gilt  das  wieder  in  besonderem 
und  noch  höherem  Maasse  und  vollends  Enregistrement  und  Stempel 
stellen  ein  eigenes  complicirtes  förmliches  Verkehrssteuersystem 
dar.  In  der  folgerichtigen  Durchführung  des  leitenden  Princips 
einer  Steuer  zeichnet  sich  die  französische  Besteuerung  aus. 
Manches  Einzelne  in  der  feineren  Durchführung  erklärt  sich  mit 
aus  dem  Streben  nach  einer  solchen  logischen  Consequenz.  Aber 
auch  die  Höhe  der  Summen,  welche  durch  die  Steuern  zur  Deckung 
des  Bedarfs  aufgebracht  werden  müssen,  erklärt  eine  derartige  Ein- 
richtung der  Steuern  mit,  um  auf  diese  Weise  die  Tragung  der 
Lasten  besser  zu  ermöglichen  und  leichter  zu  machen. 
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Für  die  Darstellung  bietet  diese  Beschaffenheit  der  französischen  Besteuerung 
ihre  eigenen  Schwierigkeiten.  So  verwickelte  Dinge  lassen  sich  namentlich  nicht 
leicht  zugleich  kurz  und  klar  darstelleu.  wie  cs  doch  nach  dem  Charactcr  dieses 
Werks  geboten  ist.  Eine  umfassende,  im  Kaum  weniger  beschränkte  monographische 
Behandlung  der  französischen  Besteuerung,  wo  auch  der  für  dies  Werk  leitende  Ge- 
sichtspunct,  nämlich  die  Vergleichung  mit  anderen  Ländern  vorzunehmen  oder  vor- 
zubereiten und  das  Steuerwesen  eines  Landes  zum  Zweck  der  Gewinnung  finanz- 
wissenschaftlicher Ergebnisse  darzustellen,  zurücktritt,  hat  es  in  einer  Hinsicht 
leichter,  lrn  Folgenden  gilt  es,  möglichst  nur  das  Wesentliche  der  Einrichtungen 
hervorzu heben.  Für  vielerlei  Einzelnes,  so  für  die  kleineren,  weniger  wichtigen  Steuern, 
und  für  die  hier  gar  nicht  oder  nur  ganz  kurz  behandelten  Seiten,  so  die,  welche  die 
verfassungsmässigen  politischen,  die  administrativen  Verhältnisse,  das 
Steuerbehördenwesen,dieVcrwaltungsrechtspflegein  Steuersachen  betreffen, 
ist  auf  die  Specialliteratur,  besonders  auf  diejenige  des  französischen  Verwaltuugsrechts, 

u.  A.  namentlich  auf  Block’s  dictionnaire  und  auf  die  grösseren  Monographien  des  fran- 
zösischen Finanzwesens,  aus  der  deutschen  Literatur  auf  die  Werke  von  v.  Hock  und 

v.  Kaufmann  zu  verweisen.  Wenn  trotzdem  unsere  ganze  Darstellung  der  fran- 
zösischen Besteuerung  und  auch  diejenige  einiger  der  wichtigeren  einzelnen  Steuern 
und  Steuerarten  erheblich  mehr  Kaum  als  die  Darstellung  der  britischen  Besteuerung 
umfasst,  so  liegt  das  in  der  grösseren  Verwickcltheit  dieser  Dinge  in  Frankreich,  ver- 
glichen mit  England,  dessen  jetzt  viel  einfachere  Besteuerung  auch  einfacher,  kürzer 
und  leichter  dargestcllt  werden  kann.  Im  Üebrigen  gelten  auch  für  das  Folgende 
die  Bemerkungen  auf  S.  238. 


I.  Die  Staatsbeste uerung. 

A.  Die  directen  Steuern, 

Wie  sich  aus  dem  Folgenden  ergiebt,  hängt  Gesetzgebun  g und  Verwaltung 
der  einzelnen  französischen  directen  Steuern  näher  zusammen.  Die  wichtigeren  Ge- 
setze werden  jedoch  erst  unten  bei  den  einzelnen  Steuern  genannt  S.  Perroux- 
Joppen,  die  französischen  directen  Steuern.  Block,  Art.  contributions  directes  und 
patentes  im  dictionn.  und  in  den  suppläm.  dazu. 

Auch  die  Literatur  behandelt  diese  Steuern  regelmässig  gemeinsam.  Biblio- 
graphie bei  Block,  dictionn.  p.  673  ff.  Stourin  I,  ch.  5 — 10.  Vignes  I,  9 ff., 
19 — 110.  v.  Hock,  Cap.  4 (S.  13S — 176).  v.  Kaufmann,  S.  152 — 263,  Bulletin 
(bes.  auch  f.  Statistik)  s.  Gcnerairegistcr  zu  Band  XX  (1886)  unter  dem  Worte  „con- 
tributions directes“.  Faure,  budgets  de  la  France  p.  70  ff  — 

Ueber  die  directe  Besteuerung  im  Ganzen  beziehe  ich  mich  vorläufig  auf 
meine  betreffende  Abhandlung  in  Schönberg’s  Handb.  d.  polit.  Oekonomie,  2.  Auff, 
III,  176—328. 


1.  Die  directen  Steuern  im  Allgemeinen. 

§.  179.  Die  französischen  directen  Steuern,  namentlich  die 
vier  grossen  Hauptsteuern,  bilden  nicht  nur  technisch,  sondern  auch 
finanz-  und  verwaltungsrechtlich  eine  eigene  Gruppe  eng  zusamraen- 
gehörender  Steuern,  für  welche  eine  Reihe  gemeinsamer  Grund- 
sätze und  Normen  gilt.  Sie  haben  zwar  ihre  Rechtsgrundlage  in 
den  für  sie  bestehenden  einzelnen  Steuergesetzen.  Aber  erst  durch 
das  jährliche  Finanzgesetz,  welches  den  von  einer  jeden  Steuer 
nach  Hauptsumme  (principal)  und  Zuschlägen  zu  erhebenden 
Betrag  feststellt,  erlangt  die  Verwaltung  das  Recht  zur  Aus- 
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Schreibung  und  Erhebung  den  Steuerpflichtigen  gegenüber.  Wie 
auch  in  anderen  Ländern  stehen  die  directen  Steuern  näher  als  die 
anderen  Steuerarten  mit  d er  g e s a m m t e n a 1 1 g e in  e i n e n L a n d e s - 
Verwaltung,  der  Staats-,  wie  der  Selbstverwaltung  in  Beziehung, 
namentlich  in  Betreff  ihrer  Veranlagung,  Vertheilung  und  Aus- 
schreibung. Sie  bilden  ferner  die  Grundlage  für  das  directe 
Departemental-  und  Commimalsteuersystem , welches  in  der  Form 
von  Zuschlägen  zum  Principalcontingent  der  drei-  grossen 
Repartitionssteuern,  der  G r u n d s t e u e r , P e r s o n a 1 - und  M o b i 1 i a r- 
steuer  und  Thür-  und  Fenstersteuer,  und  zu  den  Normal- 
sätzen der  P atentsteu er  und  einzelner  der  kleineren  directen 
Steuern  eingerichtet  ist.  So  stellen  die  directen  Steuern  Frank- 
reichs in  ihrer  Gesammtheit  in  jeder  Hinsicht  einen  wahren  Eck- 
pfeiler des  ganzen  französischen  Steuersystems  dar  und  nehmen 
eine  besondere,  hervorragende  Stellung  auch  im  Organismus  der 
Staatsverwaltung,  wie  in  demjenigen  der  Selbstverwaltung  der 
Gemeinden  und  Departements  ein. 

Nach  ihrem  Character  als  Repartitionssteuern  bilden  die 
drei  vorgenannten  Steuern  dann  wieder  in  finanz-  und  verwaltungs- 
rechtlicher Hinsicht  eine  eigene  Gruppe  für  sich,  welche  der 
als  Quotitätssteuer  eingerichteten  Patentsteuer  gegenüber 
steht.  Die  kleineren  directen  Steuern  oder  die  sogen,  „den 
directen  Steuern  gleichgestelltenSpecialtaxen“,  welche 
aber  nur  theilweise  als  eigentliche  directe  Steuern  aufzufassen  und 
hier  zu  behandeln  sind  (S.  416),  bilden  wieder  eine  andere  engere 
Gruppe  für  sich.  Völlig  administrativ  getrennt  steht  bisher  von 
den  übrigen  directen  Steuern,  zu  denen  sie  finanzwissenschaftlich 
gehört,  die  Einkommensteuer  von  beweglichen  Werthen. 
Die  Licenzabgaben  endlich , welche  ebenfalls  finanzwissen- 
schaftlich  und  auch  nach  den  sonstigen  Kriterien  des  französischen 
Finanzrechts  zu  den  directen  Steuern  gehören,  werden  als  eine 
Art  Anhängsel  in  Form  directer  Steuer  zu  den  inneren  indirecten 
Verbrauchssteuern  gereiht. 

Im  französischen  Finanzrecht  ist  eine  Art  „Legaldefinition“  des  Begriffs 
„directer“  und  „indirecter“  Steuern  recipirt  worden,  welche  zuerst  im  Gesetz  vom 
8.  Januar  1 7 00  von  der  constituirenden  Versammlung  aufgestellt  worden  ist.  Sic  hat 
auch  in  der  gegenwärtigen  finanz-  und  verwaltungsrechtlichen  Eintheilung  un- 
administrativen  Behandlung  der  Steuern  ihre  practischc  Bestätigung  gefundens 
„Directe“  Steuern  sind  danach  diejenigen,  welche  direct  auf  Personen  und  Eigcnd 
tlium  (bez.  Grundeigenthum)  gelegt  mittelst  Katasters  und  Steuerrollen  (r»Mc. 
nominatifs)  erhoben  und  unmittelbar  vom  Steuerpflichtigen  in  die  Gasse  des  mit  der 
Erhebung  betrauten  Steuereinnehmers  eingczahlt  werden.  „In directe“  Steuern  sind 
dagegen  diejenigen,  welche  auf  Fabrikation,  Verkauf,  Transport,  Einfuhr  von  Oonsum- 
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tibilien  und  Handelsobjectcn  haften  und  von  den  Consuuicnten  „indircct“  gezahlt 
werden  (vgl.  Fin.  LI,  §.  339,  389).  Das  Merkmal  der  röles  noininatifs  wird  bei 
der  Classification  und  bei  der  Einreihung  der  einzelnen  Steuern  unter  die  directen 
des  Finanz-  und  Verwaltungsrechts  in  Frankreich  gern  besonders  botont.  Man  hat 
selbst  die  Namen  „uomiuative“  und  „nicht  nominativo“  an  Stelle  von  „directen“  und 
„indirecten“  Steuern  vorgeschlagen  (Cabantous).  Hiernach  sind  auch  die  „den 
directen  Steuern  assimilirten  Specialtaxen“,  ferner  die  cominunale  Hundesteuer,  die 
Naturalleistung  für  Vicinal Wegebau  im  französischen  Recht  „directe“  Steuern. 
Vgl.  Perroux-Joppen,  S.  2.  Noten,  Art.  contrib.  dir.  in  Block’s  dict.  No.  1 fl., 
Josat,  minist,  de  fin.,  p.  14,  435;  auch  v.  Kaufmann,  S.  J56. 


Die  directen  Steuern,  mit  den  erwähnten  Ausnahmen  (Steuer 
von  beweglichen  Werthen,  Licenzabgaben)  unterstehen  einer  der 
grossen  Generaldirectionen , in  welche  das  französische  Finanz- 
ministerium eingetheilt  ist  (Fin.  I,  3.  A.,  §.  99),  der  „General- 
direction  der  directen  Steuern“.  Letztere  zerfällt  in  eine 
Centralverwaltung  zu  Paris  und  in  die  Local-  oder  Departemental- 
verwaltung.  Für  jedes  der  86  Departements  steht  ein  Steuer- 
Director  an  der  Spitze  und  verfügt  über  ein  Personal  von  Controleuren 
und  Inspectoren  für  den  Dienst.  Zu  diesem  gehört  in  dem  Ressort 
der  genannten  Generaldirection  ausschliesslich  die  Veranlagung 
und  die  Repartition,  nicht  auch  die  Erhebung  der  directen 
Steuern,  welche  zur  Generaldirection  des  öffentlichen 
Rechnungswesens  ressortirt  und  von  eigenen  Beamten  dafür 
erfolgt.  An  die  Thätigkeit  dieser  Behörden  und  Beamten  der 
eigentlichen  staatlichen  Steuerverwaltung  der  directen  Steuern, 
schliesst  sich  diejenige  von  Behörden  und  Beamten  der  allge- 
meinen staatlichen  Landesverwaltung,  sowie  der  localen 
„Selbstverwaltung“  — soweit  diese  Bezeichnung  für  die  be- 
treffenden französischen  Einrichtungen  zulässig  ist  — an,  nämlich 
des  Maire,  des  Unterpräfecten  und  des  Präfecten,  dann  des  Muni- 
cipalraths,  des  Arrondissementsraths  und  des  das  Departement  ver- 
tretenden Generalraths,  sowie,  besonders  für  das  Reclamations wesen, 
des  Präfecturraths  und  des  Staatsraths,  endlich  der  btirgerschaft- 
lichen  Repartitious-  und  Classifieatioiiscommissioncn. 


§,  180.  1.  Die  Steuer  repartition.  Eine  specifisch  eigen- 

thümliche  Function  mehrerer  dieser  Behörden,  namentlich  der 
General-  und  Arrondissementsräthe  und  der  localen  Repartitions- 
commissionen  wird  durch  den  Charaeter  dreier  der  grossen  directen 
Steuern  als  Repartitionssteuern  und  durch  die  Verände- 
rungen in  den  steuerpflichtigen  Objecten,  welche  ge- 
setzlich auch  hier  zu  berücksichtigen  sind,  bedingt. 

Das  jährliche  Finanzgesetz  bestimmt  die  Höhe  des  Jahres- 
Principalcontingents  jeder  Steuer  uud  der  allgemeinen  Steuer- 
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Zuschläge  (Centimes  additioneis  generaux)  für  die  Staatscasse, 
sowie  der  Steuerzuschläge  für  die  Departements-  und  Commuual- 
ausgaben  und  für  verschiedene  Specialzwecke  (budget  snr  rössources 
sp^ciales,  fonds  departementaux,  fonds  communaux,  und  Specialfouds 
für  Ausfälle  u.  dgl.  m.).  Das  hiernach  den  Departements  zu- 
fallende und  von  jedem  einzelnen  aufzubringende  Contingent  wird 
alsdaun  in  einem  jeden  von  seinem  Generalrath  auf  die  Arron- 
dissements der  Departements,  vom  Arrondissementsrath  die  be- 
treffende Quo! e weiter  auf  die  Gemeinden  vertheilt.  Darauf  werden 
die  Gemeindecontingente  unter  Benutzung  der  vorbereitenden  Arbeiten 
der  staatlichen  Steuerbeamten  (Controleure  und  Erheber),  welche 
die  Mutterrollen  zu  entwerfen  und  die  Besitzveränderungen  auf  dem 
Laufenden  zu  halten  haben,  durch  die  localen  Repartitions- 
commissionen  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  vertheilt. 

Diese  Commissionen  setzen  sieh  aus  dem  Maire,  seinem  Adjuncten  und  fünf 
grundsteuerpflichtigein  Gemeindebürgern  zusammen.  Die  letzte  Dntervcrtheilung  oder 
die  Individualrepartition  des  Gcmcindccontingents  erfolgt  nach  dem  Kataster  bei  der 
Grundsteuer,  nach  dem  Steuertarif  bei  der  Thür-  und  Fensterstcuer , und  zwar  hier 
vorbehaltlich  der  Abänderungen  des  Tarifsatzes,  welche  die  Aufbringung  des  Con- 
tingents  etwa  bedingt,  sowie  für  den  nach  der  Wohnungsmiethe  aufzubringenden  Theil 
der  Personal-  und  Mobiliarsteucr,  welcher  nach  Abzug  des  durch  die  Pcrsonalsteucr 
aufgebrachten  Theils  von  dem  betreffenden  Contingeut  noch  übrig  bleibt,  nach  den 
ermittelten  Miothwcrtheu.  Auch  die  Stcuercontiugeutc  der  Grund-  und  der  Thur-  und 
Kenstersteuer  selbst  erleiden  übrigens  noch  kleine  Veränderungen  durch  die  Ver- 
änderungen im  Umfang  der  steuerpflichtigen  Objecte  beim  landwirtschaftlich  benutzten 
Boden  (Zerstörungen,  Abschwemmungen  u.  dgl.),  Zutritt  von  bisher  steuerfreiem  Staats- 
und Krön  gut.  in  Folge  Ueborgangs  in  Privatbesitz,  z.  B.  von  Wald,  zum  steuerpflichtigen 
Boden  und  besonders  bei  den  Gebäuden  (Neubauten,  Brand,  Einrcissen  u.  s.  w.). 
Hierdurch  sind  dann  wieder  Veränderungen  in  der  Verteilung  der  Departemental- 
Contingente  auf  die  Arrondissements,  die  Gemeinden  und  die  einzelnen  Steuerpflichtigen 
bedingt,  um  das  erstere  Contingent  aufzubringen.  Arbeiten,  welche  die  Steuerbeamten 
(Controlcure)  und  Repartitionscommissionen  auszuführen  haben.  Während  sich  so  inner- 
halb der  Departements  und  weiter  hinab  nach  den  Veränderungen  im  Bestand  der 
steuerpflichtigen  Objecte  die  Repartitionscontingente  der  Airondissemeuts  uud  Gemeinden 
und  die  Steuerquoten  der  Einzelnen  beständig  etwas  verändern,  steigt  das  Principal- 
contingent  der  drei  Repartitionssteuern  zu  Gunsten  der  Staatscasse  nur  um  den  Betrag, 
um  welchen  sich  die  steuerpflichtigen  Objecte,  bei  der  Mobiliarsteucr  auch  die  steuer- 
pflichtigen Miethcrtiäge  mehr  vermehren  als  vermindern.  Dadurch  können  dann  auch 
noch  Verschiebungen  der  Dcpartemental-Contingente  im  Rahmen  des  fixirten  und  nur 
der  eben  erwähnten  Veränderung  (bcz.  Erhöhung)  unterliegenden  Staats- Principal- 
contingents  erfolgen.  Bei  der  Personal-  und  Mobiliar-  und  der  Thür-  und  Fenster- 
steuer war  einmal  eine  periodische  Revision  der  Repartition  auf  die  Departements  be- 
absichtigt gewesen  (Gesetz  von  1S32.  1S3S).  aber  wegen  der  Opposition  dagegen  wurde 
sie  wieder  aufgegeben  (1544).  Darüber  unten  bei  den  einzelnen  Steuern. 

S.  über  die  Organisation  der  oben  genannten  Behörden  und  Uber  die  Function 
der  letzteren  uud  der  betheiligten  einzelnen  Beamten  die  vielen  Einzelbestimmungen, 
namentlich  bei  der  Repartition,  bes.  in  Perroux- Joppen,  Abschn.  2.  Art.  contrib. 
directes  in  Block’s  dict.  No.  11 — 62,  Josat,  p.  434  — 443,  460  tf.,  465 — 471. 
0.  Mayer,  Französisches  Verwaltungsrecht,  1.  Abschnitt.  Einzelnes  davon  unten  bei 
den  einzelnen  Steuern. 

Die  drei  französischen  directen  Repartitionssteuern  bilden  eines 
der  wichtigsten  practischen  Beispiele  des  Repartitionssteuer-Princips 
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in  der  modernen  Steuergesetzgebung.  Ueber  dieses  Princip  wurde 
schon  in  der  „allgemeinen  Steuerlehre“  in  diesem  Werke  gehandelt 
- (Fin.  II,  §.  543  ff.).  Die  dort  hervorgehobenen,  diesem  Princip 
eigentbtimlichen  Vorzüge  werden  auch  in  Frankreich  anerkannt 
und  von  Autoren  wie  von  Hock  gerühmt.  Durch  die  den  Ein- 
zelnen uud  den  Gemeinden  hinsichtlich  ihrer  Steuerquote  gestatteten 
Reclamationen  kann  auf  die  relativ  gleichmässigere  Steuerver- 
theilungmit  hingewirkt  werden,  ohne  Beeinträchtigung  des  fiscalischen 
Interesses. 

Der  wesentliche  Mangel  der  genannten  drei  Steuern  liegt 
darin,  dass  die  Grün dsteuer-Contingente  der  Departements, 
Arrondissements  und  Gemeinden  nach  alten,  von  vornherein 
unrichtig  gewesenen  und  mittlerweile  immer  unrichtiger  und  ungleich- 
massiger  gewordenen  Maassstäben  geregelt  sind;  ferner,  dass  die 
I n di vid ual rep artiti o n der  Grundsteuer  nach  dem  im  Ganzen 
stabilen  und  notorisch  höchst  ungleichmässige  und  immer  ungleich- 
massiger  werdende  Einschätzungen  enthaltenden  Kataster,  die 
Individualrepartition  der  Mobiliarsteuer  nach  der  miss- 
lichen Grundlage  der  Miethe  und  diejenige  der  Thür-  und 
Fenstersteuer  nach  einem  unvermeidlich  mangelhaften  Tarif 
erfolgt.  Alle  diese  Mängel  haften  aber  dem  Repartitionsprincip 
als  solchem  nicht  an,  sondern  sind  vielmehr  die  Folge  einer  Ab- 
weichung von  demselben  und  einer  verhüllten  Zugrundelegung  des 
Quotitätsprincips. 

Ein  weiterer  Mangel  ist  die  das  berechtigte  fiscalischc 
Interesse  verletzende  zu  grosse  Stabilität  der  staatlichen 
Princip alcontingente.  Diese  letzteren  erhöhen  sich,  bei  dem 
Unterbleiben  der  allerdings  ursprünglich  im  Plan  gewesenen  allge- 
meinen Erneuerung  oder  wenigstens  Revision  des  Grundsteuer- 
katasters, bei  dieser  Steuer  und  ebenso  bei  den  zwei  anderen  im 
Wesentlichen  nur  durch  die  kleinen  allmählichen  Mehrzunahmen 
als  Verminderungen  der  Steuerobjecte,  sowie  der  Mieterhöhungen 
bei  der  Mobiliarsteuer  und  der  communalen  Volkszunahme,  wo- 
durch eventuell  eine  höhere  Tarifclasse  der  Thür-  und  Fenster- 
steuer zur  Anwendung  in  einer  Gemeinde  kommt.  Auf  diese 
Weise  gerathen  die  drei  Repartitionssteuern  immer  mehr 
in  ein  Missverhältnis  zu  den  übrigen,  stark  im  Er- 
trage wachsenden  Steuern  und  speciell  auch  zu  der 
directen  Quotitätssteuer,  der  Patentsteuer.  Aber  auch 
dieser  Mangel  ist  wenigstens  keine  notwendige,  wenngleich  aller- 
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dings  eiue  aus  anderen  mitspielenden  Gründen  sich  hier  leichter 
einstellende  Folge  des  Kepartitionsprineips,  und  anderseits  vom 
Standpunct  der  Steuerpflichtigen  und  auch  von  demjenigen  einer 
sparsamen  Finanzpolitik  aus  überhaupt  nicht  unbedingt  ein 
,, Mangel“,  sondern  wenigstens  öfters  ein  relativer  Vorzug. 

Das  richtige  und  berechtigte  fiscalische  Interesse  würde  freilich 
gerade  in  Frankreich  bei  seinem  stark  gestiegenen  und  fortwährend 
steigenden  Steuerbedarf  eine  grössere  Beweglichkeit  und 
Steigerung  auch  des  Principalcontingents  der  drei 
Repartitionssteuern  fordern.  Damit  steht  das  Repartitions- 
princip  nicht  in  Widerspruch.  Im  Gegentheil  ist  einer  der  leitenden 
Gedanken  bei  der  Anwendung  dieses  Princips  der,  dass  mit  dem 
Bedarf  die  Ertragssumme  einer  Steuer  und  der  Steuer- 
fuss  wechseln  (Fin.  II,  §.  545  u.  a.).  Das  ist  in  Frankreich 
versäumt  worden,  weil  die  Steuerpflichtigen  zu  stark  opponirten 
und  eben  die  letzte  Vertheilungsgrundlage  (Kataster  bei  der  Grund- 
steuer, Besteuerungsmaassstab  bei  den  beiden  anderen)  eine  zu 
wenig  verlässliche  und  zum  Theil  geradezu  unrichtige  und  unge- 
rechte ist.  Bei  der  Quasi-Gesammthaftung  der  Steuerpflichtigen, 
welche  das  Repartitionsprincip  bedingt,  war  dann  auch  eine  Ver- 
änderung der  Grundlagen  der  Vertheilung  besonders  missliebig, 
wTeil  jeder  einzelne  Pflichtige  und  jede  Contingentsgemeinschaft 
(Departement,  Arrondissement,  Gemeinde)  sich  vor  Mehrbelastungen 
in  Folge  anderweiter  Minderbelastungen  fürchtete. 

Indessen  folgt  doch  aus  dem  Allen  kein  durchschlagender 
Eimvand  gegen  die  Repartitionssteuer  als  solche,  sondern  nur 
soviel,  dass  auch  hier  eigenthümliche  Schwierigkeiten  vorliegen  und 
dass  die  genügende  finanzielle  Ergiebigmachung 
solcher  Steuern  an  die  Voraussetzung  richtiger  Be- 
steuerungsgrundlagen (Kataster)  und  Maässstäbe  ge- 
bunden ist,  weil  man  beim  Vorhandensein  solcher  die  richtige  durch 
die  Gesammtentwicklung  des  Steuerbedarfs  gebotene  Erhöhung  der 
Principalcontingente  nicht  wird  zu  scheuen  brauchen  und  den 
Widerstand  der  Interessenten  dagegen  leichter  überwinden  kann. 

Ich  halte  daher  doch  mein  günstiges  Urthcil  über  das  Repartitionsprincip  aus 
der  „allgemeinen  Steuerlehre“  (Fin.  II,  543 — 545,  S.  594  ff.)  aufrecht.  S.  sonst 
auch  von  Ilock,  Fin.  Frankreichs,  S.  140,  ciuc  schon  im  B.  II  von  mir  citirte  Stelle 
(S.  595  Note). 

Die  Verletzung  des  fiscalischen  Interesses  ergiebt  sich  aus  der  geringen  Steigerung 
der  Ertragsziffern  der  drei  Repartitionssteuern.  Z.  B.  wuchs  das  Principalcontingcnt 
des  Staats  (incl.  Zuschläge  zu  den  kleinen  Specialfonds)  bei  der  Grundsteuer  1851  bis 
1ST0  (mit  Eisass -Lothringen)  nur  von  103.89  auf  175.81,  von  1871—85  (ohne  die 
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abgetretenen  Provinzen)  nur  von  171.05  auf  181.40  Mill.  Frcs.,  bei  der  Personal- 
und  Mobiliarsteuer  in  denselben  Perioden  von  43.17  auf  55.51  und  von  54.69  auf  70.26, 
bei  der  Thür-  und  Fenstersteucr  von  30. IS  auf  40.12  und  von  38.86  auf  47.20  Mill.  Frcs., 
wobei  noch  bei  allen  drei  Steuern  die  Ertragsvennehrung  bei  soust  stabilem  Contingent 
und  Fuss  vornehmlich  von  sogen,  „bebauten“  (d.  h.  als  Area  der  Gebäude  dienenden) 
Grundstücken , sowie  von  den  Gebäuden  und  Wohnungen  selbst  horrührt.  (Bulletin 
vol.  XX,  p.  220  ff.). 

Die  wirkliche  Einbringung  der  ausgeschriebenen  Staats-, 
Departements-,  Arrondissements-  und  Gemeindecontiugente  der 
Repartitionssteuern  wird  durch  Einrichtungen,  welche  diese  Steuern 
speciell,  tlicil weise  aber  auch  die  directen  Steuern  überhaupt  be- 
treffen, zweckmässig  im  fiscalischen  Interesse  verbürgt.  Diese  Ein- 
richtungen bestehen  in  den  fonds  de  non  valeurs  et  de  secours, 
die  durch  Zuschlagcentimen  gespeist  werden,  und  ausserdem  gerade 
bei  den  Repartitionssteuern  in  der  Wiederauflegung  der  in  einem 
Jahre  gewählten  Erlasse  und  Reductionen  von  Steuerquoten  auf  die 
Contingentsgemeinsehaft  im  nächsten  Jahre. 

Der  fonds  de  non  valeurs  oder  der  Steuerausfällc,  welche  durch  Unein- 
bringlichkeit der  IndividuaJquoten  der  Repartitionssteuern  und  der  ausgeschriebenen 
Steuerschuldigkeiten  der  Patentsteuer,  sowie  bei  dieser  Steuer  auch  durch  Erlass  oder 
Ermässigung  der  Steuern  entstehen,  wird  jährlich  im  Etat  mit  bestimmten  Centimen 
(seit  lange  regelmässig  1 für  die  Grund-  uud  Personal-  und  Mobiliarsteuer,  3 für  die 
Thür-  und  Fenstersteucr,  5 für  die  Patentsteuer)  dotirt.  Gm  diese  Centimen  erhöhen 
sich  daher  die  Contingente  und  schliesslich  die  Individualbeträge.  Die  Ausfälle  und 
hei  der  Patentsteuer  die  Erlasse  und  Ermässigungen  werden  aber  so  zu  Gunsten  des 
Fiscus  gleich  gedeckt.  Ein  Haupterklärungsgrund  für  das  sichere  Eingehen  der 
Summen  der  Hauptcontingente  der  Kepartitionssteucrn  und  auch  der  Budgetsummen  der 
Patentsteuer.  Ausserdem  steht  im  Staatshaushaltsetat  ein  Hilfsfonds  für  Hagel- 
schlag, Brand,  Ueberschwemmung  u.  dgl.  m.,  der  durch  Zuschlagcentimen  der  Grund- 
und  der  Personal-  und  Mobiliarsteucr  (gewöhnlich  1)  dotirt  wird  und  Steuerausfälle 
aus  solchen  Titeln  deckt.  * 

Die  Ausfälle  in  Folge  von  Erlass  oder  Ermässigung  rechtmässig  ge- 
schuldeter Beträge  bei  deu  Repartitionssteuern  (nach  Keclamationen  auf  Ent- 
lastung und  Reductionen,  welche  für  begründet  erachtet  wurden,  s.  folg.  §.)  werden 
dagegen,  dem  Princip  dieser  Steuern  gemäss,  im  nächsten  Jahre  auf  die  betreffende 
Contingentsgemeinsehaft  wieder  mit  repartirt,  eine  Möglichkeit,  worin  sich  eben- 
falls ein  Vortheil  dieses  ßep&rtitionsprincips  für  den  Fiscus  zeigt.  Siehe  u.  A.  Block, 
dict.  Art.  contr.  dir.  No.  13,  320 — 322,  bes.  Perroux- Joppen,  §.  448  ff.  über 
Entbürdungcn  und  Ausfalll'onds.  Die  erste  Einrichtung  eines  solchen  schon  nach 
Gesetz  vom  14.  October  1791.  Auch  für  die  directen  Zuschlagsteuern  der  Departements 
und  Gemeinden  bestehen  wieder  eigene  Zuschlagcentimen  zur  Deckung  von  Ausfällen. 
Das  jährliche  Gesetz,  welches  die  directen  Steuern  und  Zuschläge  dazu  feststellt,  ent- 
hält in  seinen  Annexen  die  Ziffern  der  einzelnen  Arten  von  Zuschlägen.  S.  z.  B.  f. 
1SS1  die  Uebersicht  in  v.  Kaufmann,  Fin.  Frankreichs,  S.  792;  für  1868  — 86  in 
deu  Tabellen  bei  Faure. 

§.  181.  2.  Das  Eeclamationswesen  bei  den  directen 

Steuern  gestaltet  sich  in  Frankreich  zunächst  wieder  für  die 
Repartitionssteuern  eigentümlich.  Hier  kommen  nämlich  ausser  den 
Reclamationen  einzelner  Steuerpflichtigen  auch  solche  der 
localen  Contingcn tsgem einsch aften,  der  Gemeinden, 
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Arrondissements  und  eventuell  auch  der  Departements  gegen 
das  ihnen  zur  Aufbringung  zugetheilte  Contingent  vor. 

Vgl.  Fin.  II.  §.  5S2  ff.,  S.  671  ff.  Da  die  Departeincntscontingente  durch  das 
Finanzgesetz  festgestellt  werden,  geht  die  etwaige  Reclamation  des  Departements 
in  Form  des  Gesuchs  an  die  Legislative  selbst.  Reclamationen  der  Gemeinden 
gehen  seitens  des  Gemeinde-  oder  Municipalraths  zur  Begutachtung  an  den  Arron- 
dissementsrath und,  wie  gleichfalls  solche  der  Arrondisseinentsräthe  Uber  die  Reparation 
der  Arrondissements-Contingente,  zur  endgültigen  Entscheidung  an  den  Generalrath  des 
Departements.  Hier  ist  also  nur  Gesuch,  nicht  verwaltungsrechtliche  Beschwerde 
oder  Klage  zulässig,  (mit  einer  Ausnahme  bei  Gemcindereclamationen  in  einem  Falle 
betr.  leerstehende  Häuser,  wo  auch  der  Präfectnrrath  entscheidet).  S.  Pcrroux.- 
.1  oppen,  No.  352 — 358. 

Anders  liegen  die  Verhältnisse  in  Bezug  auf  Reclamation  en 
einzelner  Steuerpflichtigen  sowohl  gegen  die  Veranlagung 
als  auch  gegen  die  Erhebung  directer  Steuern.  Hier  wird  mit 
der  scharfen  Consequenz  des  französischen  Verwaltungsrechts  im 
Gebiete  der  directen  Besteuerung  zwischen  den  Begründungen 
und  den  zulässigen  Rechtsmitteln  hei  Reclamationen  unter- 
schieden. 

Das  französische  Recht  unterscheidet  ferner  auch  in  Betreff  der 
Competenzen  für  die  Entscheidung  von  Fragen  der  Veranlagung 
(einschliesslich  der  Repartition)  und  der  Erhebung  (einschliesslich 
des  Zwangsverfahrens)  scharf  zwischen  den  directen  Steuern 
einer-  und  den  beiden  anderen  grossen  Steuergruppen,  den 
indirecten  Verbrauchssteuern  und  den  Register-  und 
Stempelabgaben  anderseits.  Bei  den  directen  Steuern  speciell 
wird  in  Reclaiuationssachen  der  Weg  des  Gesuchs,  aus  Billig- 
keitsgründen,  und  der  Weg  des  Rechtsstreits,  der  ver- 
waltungsrechtlichen Beschwer  de  bez.  Klage,  aus  Rech  ts- 
grün  den  streng  unterschieden. 

Com petent  in  Betreff  der  Veranlagung  und  im  Wesent- 
lichen auch  der  Erhebung  der  directen  Steuern,  daher  in  den 
hierher  gehörigen  Reclamationssachen , ist  die  Verwaltung  und, 
soweit  es  sich  um  streitig  es  Recht  handelt,  die  zu  ihr  gehörige 
Verwaltungsjustiz,  und  zwar  letzteren  Falles  auch  in  Betreff 
der  Erhebung  und  des  Zwangs  Verfahrens  mit  Ausschluss 
der  Civiljustiz  überall  da,  wo  die  Entscheidung  nach  den 
durch  die  Steuergesetzgebung  für  die  Steuererhebung  festgestellten 
Regeln  zu  erfolgen  hat.  Unterschieden  wird  alsdann  mit  scharfer 
Logik  bei  Reclamationen,  ob  dieselben  eine  gesetzlich  unrichtige, 
also  unrechtmässige  Besteuerung,  an  und  für  sich  oder  der 
Höhe  nach  behaupten  und  demnach  eine  Entlastung  (dächarge) 
oder  eine  Herabsetzung  (reduction)  als  rechtlich  begründet, 
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verlangen,  oder  ob  sie  um  Erlass  (reniise)  oder  Ermässigung 
(moderation)  unter  Vorbringung  von  B illigkeitsgrlinden  nach- 
suchen.  Im  ersten  Fall  handelt  es  sich  um  eine  rechtliche 
Streitfrage,  welche  in  Frankreich  aber  nur  im  verwaltungs- 
rechtlichen  Streitverfahren,  in  erster  Instanz  von  dem 
Präfecturrath,  in  zweiter  vom  Staatsrath,  als  den  Verwaltungs- 
gerichtshöfen, entschieden  wird.  Im  zweiten  Falle  handelt  es  sich 
um  eine  reine  Verwaltungssache,  in  welcher  die  Ver- 
waltungsbehörden allein,  der  Unterpräfect  und  Präfect  in 
erster,  der  Minister  in  zweiter  Instanz  competent  sind  und  nach 
Billi gkeitsgrün den  entscheiden.  Hier  enthält  die  Reclamation 
(i.  w.  S.)  daher  nur  ein  Gesuch,  eine  Bitte,  dort,  bei  Rechts- 
fragen, eine  Beschwerde,  bez.  verwaltungsreehtliche  Klage. 

Die  Reclamationen  letzterer  Art,  auf  Entlastung  oder  Herabsetzung  nach  Reclits- 
grilndcn,  wird  zunächst  an  den  Untcrpräfecten  oder  Prälecten  gerichtet  und  kann 
natürlich  auch  von  diesen,  also  als  Beschwerde,  im  Verwaltungswege,  int 
Sinne  des  Reclamanten  erledigt  werden.  Andernfalls  geht  sie  vom  Prälecten  an  den 
Präfecturrath  zur  Entscheidung  im  Rechtswege,  als  Verwaltu ngsklage.  Dieser 
Rath  entscheidet  nach  Einholung  des  Berichts  des  Steuerdireetors  und,  wenn  dieser 
Bericht  ablehnend  ist.  nach  erfolgter  Untersuchung  durch  Experte,  worauf  der  Reelamant 
dringen  kann.  Zur  ersten  Anbringung  der  Reclamation  besteht  eine  Frist  von  3 Monaten 
nach  Publication  der  Stcuerrollon.  Die  Zahlungspflicht  in  Betreff  der  einmal  vorge- 
schriebenen Steuer  läuft  indessen  auch  nach  und  während  angebrachter  Reclamation 
3 Monate  lang,  innerhalb  welcher  Frist  jede  Reclamation  regelmässig  erledigt  sein 
soll.  Die  Ausfälle  durch  Entlastungen  in  Folge  für  rechtlich  begründet  anerkannter 
Rcclamationen  werden  bei  den  Repartitionssteuern  — ganz  folgerichtig  — auf  die 
Oontingentsgemeinschaftcn  wieder  mit  aufgelegt,  bei  der  Patentstcucr  aus  dein  Aus- 
fallfonds  mit  gedeckt.  •>. 

Die  Reclamationcn , welche  Gesuche  um  Erlass  oder  Ermässigung  enthalten, 
stützen  sich  dagegen,  wie  gesagt,  nicht  auf  Rechtsgrunde,  sondern  auf  Billigkeits- 
gründe,  z.  B.  auf  verschwundene  oder  verminderte  Zahlungsfähigkeit  des  Ccnsitcn. 
Sie  werden  von  den  genannten  Verwaltungsinstanzen  entschieden  ebenfalls  nach  voraus- 
gegangener Untersuchung  und  Berichterstattung  des  Steuercontroleurs  und  Steuerdireetors. 
Die  so  entstehenden  Ausfälle  werden  auch  bei  den  Repartitionssteuern,  — wiederum 
folgerichtig  — auf  den  Ausfallfonds  übernommen. 

Die  Compctenz  des  Präfecturracbs  in  Streitfragen  der  Veranlagung  und 
Reclamation  beruht  auf  unzweideutiger  positiver  gesetzlicher  Norm  (Gesetz  v. 
28.  pluv.  VIII,  Art.  4,  v.  21.  April  1832,  Art.  29).  Die  gleiche  Coinpetcnz  in 
Streitsachen  der  Erhebung  (und  des  Zwangsverfahrens)  bei  den  dirccten  Steuern  ist 
nur  durch  die  Judicatur  des  Staatsraths  begründet  worden.  Doch  wird  hier  unter- 
schieden: wo  es  sich  um  Entscheidung  nach  spcciellen  Regeln  der  Steuer- 
erhebung handelt,  ist  der  Präfecturrath  (und  Staatsrat h),  wo  es  sich  um  An- 
wendung der  Regeln  des  gemeinen  Rechts  handelt,  sind  auch  hier  die  Civil - 
ge  richte  competent  (Vign  es  I,  107,  nach  Dur  ieu,  trait6  sur  les  poursuites  enmat. 
de  contr.  dir.  I,  394). 

Bei  den  genannten  beiden  anderen  grossen  Steuergruppen 
besteht  dagegen  in  Betreff  dcrCompetenz  und  des  Rechtswegs 
bei  Rcclamationen  ein  wesentlicher  Unterschied  von  den  directen 
Steuern.  In  Betreff  der  Veranlagung,  der  Erhebung  und  des 
Zwangsverfahrens  ist  hier  durchaus  die  Civilgerichts- 
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barkeit  competent,  nicht  die  Venvaltungsgerichtsbarkeit.  Hier 
handelt  es  sich  in  Reclamationen  daher  auch  um  Klagen  in 
Betreff  behauptetermaassen  von  derVerwaltung  unrichtig  angewandten 
Rechts.  Der  Anbringung  solcher  Klagen  kann  nur  natürlich  auch 
hier  der  Beschwerdeweg  bei  den  Verwaltungsbehörden  selbst 
vorangehen,  welche  letzteren  ausserdem  selbstverständlich  auch  hier 
bei  Gesuchen  um  Erlass  oder  Ermässigung  aus  Billigkeitsgrtinden 
competent  sind. 

S.  die  besonders  klare  Darstellung  dieser  Dinge  und  des  Unterschieds  bei  den 
genannten  Steuergruppen  in  Yignes  I,  91  !(*.,  106  fF.,  283  li'.,  465  ff.  Ferner 
Pradier-Fodere,  droit  administratif  7.  6(1.,  p.  380.  0.  Mayer,  Französ.  Vcrw. 
recht  S.  84 , 126.  392  (mit  den  Citaten  der  ausführlichen  Erörterung  dieser  Puncte 
in  der  französ.  verwaltungsrechtlichen  Fachliteratur,  bes.  in  Dufour,  traite  geiler.). 
Block,  dict.  Art.  contrib.  dir.  No.  219 — 253.  Perroux- Joppen  No.  359 — 478, 
mit  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  bei  den  einzelnen  direeten  Steuern. 

§.  182.  3.  Erhebung  und  Zwangsverfahren.  Ein  fein 
(lurchgebildetes  verwaltungsrechtliches  Gebiet,  mit  zahlreichen  Einzel- 
bestimmungen , kleineren  Verschiedenheiten  bei  den  einzelnen 
Steuern,  aber  im  Wesentlichen  mit  gleichen  Grundsätzen  und  Normen 
bei  allen  direeten  Steuern. 

a)  Erhebung. 

Die  Jahresschuldigkeit  an  direeten  Steuern  wird  jedem 
Steuerpflichtigen  auf  Grund  der  Steuerrolle  besonders  an  gezeigt 
(„premier  avertissement“),  wofür  zur  Kostendeckung  5 Cent, 
erhoben  werden. 

Die  oben  in  der  Uebersicht  S.  415  genannte  taxe  de  premier  aver- 
tissement.  Im  Etat  wird  der  Ertrag  dieser  Steuer  besonders  aufgeführt;  er  war  z.  B. 
für  1887  auf  616,500  Frcs.  nebst  429,500  Frcs.  für  Spccialfonds,  zusammen  auf 
1,046,000  Frcs.  veranschlagt,  entsprechend  einer  Zahl  von  20.92  Mill.  „Ankündigungen“ 
und  zwar  allein  bei  den  4 Hauptsteuern.  Bei  den  kleineren  direeten  Steuern  kommt 
die  Taxe  auch  vor. 

Die  Steuerzettel  enthalten  die  Beträge  der  einzelnen  Steuern, 
in  Haupts umme  (principal)  und  Zuschlägen  und  nach  den  Be- 
stimmungszwecken der  letzteren  (für  Staat,  Departement,  Gemeinde, 
Specialfonds)  getrennt  ausgewiesen.  Die  Bh-hebung  erfolgt  gemeinsam 
durch  die  staatlichen  Einnehmer  (percepteurs),  welche  zu  diesem 
Behuf  sich  in  jeder  Gemeinde  ohne  ständiges  Steueramt  zu  be- 
stimmten Terminen  einfinden.  Dies  wird  öffentlich  bekannt  gemacht, 
worauf  die  Pflichtigen  die  fällige  Steuer  zum  Einnehmer  zu  bringen 
haben.  Die  Zahlungspflichtigen  sind  die  in  den  Steuerrollen  auf- 
geführten Personen,  bez.  deren  Erben.  Die  Grundsteuer  darf  auch 
statt  vom  Eigenthiimer  vom  Pächter  oder  Miether  gefordert  und 
umgekehrt  dürfen  für  ihre  Zahlung  der  oder  die  Pächter  vom 
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Eigentümer,  mit  gewissen  Beschränkungen,  delegirt  werden,  wobei 
aber  der  Eigentümer  eventuell  verhaftet  bleibt.  Die  eigentlich 
von  jedem  „Bewohner“  gesetzlich  schuldige  Thür-  und  Fenster- 
steuer wird  vom  Eigentümer,  Usufruetuar,  Hauptpächter  und 
Hauptmiether  gefordert,  vorbehaltlich  des  — in  der  Regel  nicht 
formell  ausgeübten  — Rechts,  die  Steuer  pro  rata  anderen  Pächtern 
und  Mietern  seitens  des  Eigentümers  u.  s.  w.  anzurechnen.  Die 
sämmtliehen  directen  Steuern  werden  regelmässig  in  Monatsraten 
fällig  und  werden  so  erhoben,  gesetzlich  und  factisch  jetzt  am 
ersten  des  folgenden  Monats  für  den  verflossenen  Monat,  wobei 
Vorauszahlung  mehrerer  Monatsraten  oder  der  ganzen  Jahres- 
schuldigkeit zulässig  ist,  doch  ohne  Anspruch  auf  Discont, 

Uebrigens  kann  in  Ausnahmefällen  zur  Sicherung  des  Fiscus,  z.  B.  bei  Hausirern, 
Failliten,  Ortsdomicil  Wechselnden  (so  bei  der  Personal-  und  Wohnungssteuer),  die 
Zahlung  der  ganzen  Jahresschuldigkeit,  bez.  des  Rests  davon  auf  einmal  verlangt 
werden.  Die  „Jahreszwölftel“  oder  Monatsraten  der  directen  Steuern  sind  auch  staats- 
rechtlich, z . B.  für  die  Budgetbewiliigung,  und  statistisch,  für  Vergleichungen  hin- 
sichtlich des  Stenereingangs  unter  dem  Einfluss  der  wirtschaftlichen  und  politischen 
Lage,  wichtig  (Monatsübersichten  im  Bull,  statist.).  S.  über  die  Steuererhebung  das 
weitere  reiche  Detail  der  Vorschriften  in  Perroux-Joppen,  No.  471»  ff.,  500 — 537 
und  Block,  dict.  contr.  dir.  No.  254 — 265.  Vigncs,  I.  95  ff 

b)  Zwangsverfahren. 

Die  Vorschriften  darüber  tragen  in  ihrer  Schärfe  das  Gepräge 
der  Zeit,  in  der  sie  entstanden  sind,  der  späteren  Jahre  der  ersten 
Revolution,  wo  man  nach  den  üblen  Erfahrungen  der  voraus- 
gegangenen Zeit  die  Nothwendigkeit  strengerer  Maassregeln  im 
fisealiseben  Interesse  nicht  mehr  verkennen  konnte  und  wieder 
wagte,  damit  Ernst  zu  machen,  freilich  besonders  erst  seit  dem 
Consulat  (Gesetz  vom  17.  brum.  V,  Art.  3,  besonders  Consular-Ver- 
ordnung  v.  16.  thermid.  VIII  oder  4.  August  1800  u.  a.  m.).  Sie 
sind  dann  in  der  Folgezeit  im  Einzelnen  weiter  ausgebildet  (Gesetz 
vom  25.  März  1817,  Reglern,  vom  26.  Aug.  1824,  Reglern,  vom 
21.  Dec.  1839),  aber  vornehmlich  erst  jüngst  durch  das  Gesetz  vom 
9.  Februar  1877,  welches  die  übrigens  im  Wesentlichen  in  der 
Praxis  schon  obsolet  gewordene  Einrichtung  der  „Steuereinlieger“ 
(garnisaires)  auch  formell  beseitigte,  wenigstens  in  diesem  Puncte 
gemildert  worden.  Der  wichtige  Fortschritt  in  der  nachrevolutionären 
Periode  gegenüber  dem  harten  Zwangsverfahren  des  ancien  regime 
lag  daher  auch  hier  nicht  sowohl  in  milderen  Grundsätzen,  als 
in  der  Herstellung  einer  strengen  rechtlichen  und  administrativen 
Ordnung  des  Zwangsverfahrens,  auch  seiner  Kosten,  sowie  in  der 
Gewährung  genügender  Cautelen  für  die  Steuerpflichtigen  gegen 
Willkühr  und  Amtsmissbrauch  der  Erhebungs-  und  Executionsorgane. 
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In  dieser  Hinsicht  sind  die  Bestimmungen  des  französischen  Ver- 
waltungsrechts musterhaft.  Die  nicht  zu  leugnende  Schärfe  mancher 
einzelnen  Bestimmungen  dieses  Rechtsgebiets  ist  aber  bei  Steuern, 
zumal  bei  directen  Steuern,  nicht  wohl  zu  vermeiden,  wenu  das 
Ziel,  der  richtige,  vollständige  und  möglichst  rechtzeitige  Steuer- 
eingang erreicht  werden  soll. 

Ueber  die  Verordnung  von  1S00  und  die  Weiterbildung  der  bezüglichen  Gesetz- 
gebung (über  ..poursuites“)  s.  Stourm,  I,  1S2  II'.  Für  alles  Einzelne  Perroux- 
Joppen,  No.  53b — 581.  auch  passim  No.  582— 615,  Block  dict.  art.  contr.  dir.  §.  206 
bis  319;  auch  Supplemente,  so  suppl.  gener.  (1878 — 84),  s.  garnisaire,  p.  216.  Vigncs, 
I,  97  ff'.  Für  das  Boschlagnahmevcrfahren  kommen  auch  die  Bestimmungen  des 
Code  de  proced.  civ.  in  Betracht.  Int  Folgenden  nur  die  Grundzüge  des  Systems. 

Steuerpflichtige,  welche  nach  Ablauf  des  Steuertermins,  bez. 
der  Steuerfrist,  d.  h.  10  Tage  nach  ersteigern  noch  in  Rückstand 
mit  Raten  directer  Steuern  sind,  sollen  zuerst  noch  einmal  durch 
den  Steuererheber  kostenfrei  gemahnt  werden,  und  zwar 
mindestens  8 Tage  vor  dem  ersten  Acte  des  Verfahrens,  welcher 
Kosten  machen  kann.  Blieb  diese  Mahnung  ohne  Erfolg,  so  treten 
Zwangsmaassregeln  in  gesetzlich  bestimmter  Reihenfolge  ein, 
welche  durch  Steuerexecutoren  (porteurs  de  contrainte)  ausgeftihrt 
werden.  Die  erste  Zwangsmaassregel  bestand  früher  in  der  Ein- 
quartierung von  Steuereinliegern  (garnisaires)  in  der  Behausung  des 
rückständigen  Steuerpflichtigen,  wobei  Kost  und  nach  einem  Tarif 
Gebühren  zu  entrichten  waren. 

Es  wurde  dabei  Collect i v -Einquartierung  (garnison  collective)',  durch  Einen 
Einlieger  bei  mehreren  rückständigen  Steuerpflichtigen,  unter  Vertheilung  der  Kosten 
auf  diese,  für  höchstens  10  Tage  in  ein-  und  derselben  Gemeinde,  und  Individual -Ein- 
quartierung (garuison  individuelle)  durch  einen  Einlieger  bei  Einem  Kückständigen, 
der  mindestens  40  Frcs.  schuldete,  und  für  höchstens  2 Tage  unterschieden.  Das 
genannte  Gesetz  von  1877  hat  diese  letztere  Einrichtung  formell  und  sachlich  beseitigt 
und  aus  der  ersteren  eine  „Mahnung  mit  Kosten“  gemacht,  sie  sachlich  aber  belassen. 

Die  zweite,  jetzt  dem  einzelnen  Rückständigen  gegenüber 
die  erste  Zwangsmaassregel  ist  der  Zahlungsbefehl  mit  An- 
drohung von  und  Berechtigung  zur  Beschlagnahme.  Zwischen 
dieser  und  dem  Befehl  muss  mindestens  eine  Frist  von  3 Tagen 
liegen. 

Die  Beschlagnahme  selbst  darf  nur  die  Mobiliarobjecte  und  die  noch  im 
Felde  stehenden  Früchte  des  Steuerrestanten  umfassen,  mit  gewissen  Ausnahmen  in 
Betreff  einiger  noth wendiger  Gebrauchsgegenstände  und  Arbcitsgeräthe.  Das  Im- 
mobiliarvermögen, im  Einzelnen  das,  was  nach  französischem  Civilrecht  darunter 
fällt,  ist  von  der  Beschlagnahme  ausgeschlossen.  Die  in  Beschlag  genommenen  Objecte 
dürfen  nicht  früher,  als  mindestens  8 Tage  nach  der  Beschlagnahme  und  nur  auf 
Grund  einer  besonderen  Ermächtigung  des  Unterpräfecten  unter  genau  im  Einzelnen 
weiter  vorgeschricbenen  Formen  und  Cautelen  verkauft  worden.  Haftbarkeit  der 
Steuererheber,  im  Falle  die  letzteren  in  den  Exeeutionsmaassregeln  Nachlässigkeiten 
oder  Versäumnisse  begehen,  und  gewisse  Fiscalpiivilegien  sichern  ausserdem  das  iis- 
calische  Interesse  bei  der  Erhebung  der  directen  Steuern. 

A.  Wagner,  Finanzwisseoschaft.  III.  28 
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Zu  einzelnen  weiteren  Bemerkungen  über  die  in  den  §§.  17t) — 1S2  behandelten 
Puncte  wird  sich  im  Folgenden  bei  der  Darstellung  der  einzelnen  Steuern  noch  Ge- 
legenheit linden. 

§.  183.  4.  Erhebungskosteil  (i.  w.  S.).  Dieselben  zerfallen 
in  die  Veranlagungskosten  und  die  eigentlichen  Er- 
hebungskosten (i.  e.  S.). 

Zu  den  ersteren  werden  in  Frankreich  wie  in  anderen  Ländern  gewöhnlich  nur 
die  laufenden,  jährlich  ungefähr  in  demselben  Betrage  sich  wiederholenden,  ein- 
schliesslich derjenigen  Kosten,  welche  die  Evidenzhaltung  der  Kataster  betreffen, 
gerechnet.  Genauer  genommen  müssen  aber  die  eigentlichen  Kataster-  oder 
Katastrirun gskosten  auch  dazu  gesetzt  werden,  daher  besonders  die  ersten  Kosten 
der  Anlage  eines  dauernden  Katasters,  also  namentlich  des  Grnndstcuer- 
katasters.  Ein  entsprechender  Zinsbetrag  und  streng  genommen  ein  Amorti- 
sation s-  und  Erneuerungsbetrag  von  den  Kosten  der  ersten  Katasteranlage  gehört 
daher  eigentlich  auch  zu  den  „Yeranlagungskosten“  der  dirccten  Steuern,  was  u.  A. 
bei  der  Vergleichung  der  gesummten  Erhebungskosten  der  verschiedenen  Steuerarten 
in  demselben  und  in  verschiedenen  Ländern  zu  beachten  ist. 

Die  laufenden  Veranlagungskosten  lassen  sich  von  den 
Verwaltungskosten  der  sämmtlieken  Steuern  und  zum  Theil  der 
Finanzen  überhaupt,  besonders  für  den  Centraldienst,  nicht  ganz 
genau  ausscheiden.  Sie  und  die  einzelnen  Erhebungskosten  sind 
ferner  bei  dem  engen  Zusammenhang,  in  welchem  gerade  in  Frank- 
reich die  directen  Steuern,  besonders  die  vier  grossen,  stehen,  in  der 
Hauptsache  nur  im  Ganzen  für  die  unter  der  Verwaltung  der 
„Direction  der  directen  Steuern“  stehenden  Steuern  (daher  für  die 
vier  Hauptsteuern  und  die  denselben  assimilirten  Specialtaxen)  an- 
zugeben, nicht  für  jede  einzelne  Steuer.  Da  ausserdem  auf  diesem 
Gebiete  Veränderungen  in  Einzelheiten  der  Verwaltung,  in  der 
Etatisirung  und  Verrechnung  vorzugehen  pflegen,  wie  das  auch  in 
Frankreich  geschehen  ist,  auch  die  betreffenden  Beamten,  z.  B.  die 
Steuereinnehmer  (percepteurs)  mitunter  noch  andere  Functionen 
ausüben,  so  sind  ganz  genaue  Kostenberechnungen  für  längere 
Perioden  auch  aus  den  Daten  der  Budgets  und  Etats  schwierig  und 
selbst  von  den  amtlichen  Organen  nur  mit  gewissen  Schätzungen 
für  einzelne  Posten  ausführbar.  Man  hat  es  daher  doch  nur  mit 
' Näherungs  wert  hen  zu  thun.  Soweit  die  Kosten  für  sachliche 
und  persönliche  Ausgaben  feste  sind  (fixirte  Gehalte  u.  s.  w.)  im 
Unterschied  zu  procent  weisen  (wie  den  im  Erhebungsdienst  der  fran- 
zösischen directen  Steuern  vorkommenden,  übrigens  nach  degressivem 
Procentsatz  uormirten  Tantiemen),  stellen  sie  sich  natürlich  mit 
der  Steigerung  der  Steuererträge  relativ  günstiger,  was  man 
auch  in  Frankreich  wahrnimmt.  Da  die  Erhebung  der  Zuschläge 
für  Departemental-  und  Communalzwecke  durch  die  Staatsverwaltung 
mit  erfolgt,  so  müssen  zur  Berechnung  der  relativen  Kosten  die 
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Gesammteinnahraen  an  directen  Steuern  zum  Vergleich  gezogen 
werden. 

S.  v.  Kaufmann.  S.  200 — 263,  mit  Daten  aus  dem  Budg.  f.  1 SS  1 und  anderen 
Statist.  Daten,  ßlock’s  dictionn.  Art.  percepteurs,  p.  1491,  suppl.  göncr  , p.  356. 
Generalinstruction  d.  Finanzmin.  vom  20.  Juni  1859.  Gesetz  vom  25.  Juli  1879, 
dazu  Ministerial- Verordnung  vom  6.  August  1879  und  10.  Februar  1880  (Ermässigung 
der  Tantiemetarife  für  die  Steuereinnehmer  vom  20.  December  1871  und  20.  November 
1874).  Die  folgenden  Daten  alle  aus  dem  Bull.  Manche  verlangen  aber  zum  Ver- 
ständniss  und  zur  Erklärung  der  Berechnungsweise  eine  genauere  Erläuterung,  wofür 
auf  die  angeführten  Stellen  im  Bull,  zu  verweisen  ist.  S.  ferner  die  ziemlich  detail- 
lirte  Kostenstatistik  f.  1868 — 1887  in  der  Tabelle  bei  Faure,  p.  192  ff. 

Die  eigentlichen  Voran lagu n gs kosten  der  directen  Steuern  (frais  d’assiette) 
wurden  jüngst  durch  eine  eigene  umfassende  statistische  Arbeit  der  Gencraldirection  der 
directen  Steuern  von  1823  an  zusammengestellt  (Bull.  1887,  XXL,  577  ff).  Sie  beziehen 
sich  auf  die  festen  Gehalte  und  gewisse  Indemnitäten  im  Central-  und  im  äusseren 
Dienst,  auf  die  Bureaukosten  der  Directoren,  die  Reisekosten  der  Inspectoren,  die 
beiderlei  Kosten  der  Controleure,  auf  Hilfsleistungen  und  unvorhergesehene  Kosten, 
auf  Kosten  der  Katasterumschreibungen  (rnutations),  endlich  auf  Druck-  und  Kollen- 
anfertigungs-  und  Ankündigungskosten.  Hierbei  fehlen  also  nicht  bloss  die  eigent- 
lichen Katasterkosten,  sondern  auch  alle  Kosten  für  die  an  der  Veranlagung  der 
directen  Steuern  mit  theilnchmenden  Communal-,  Arrondissements-  und  Departements- 
organe, die  sich  nicht  feststellcn  lassen.  Auch  beschränkt  sich  jene  Arbeit  auf  Be- 
rechnung der  Kosten  für  die  4 directen  Hauptsteuern  (nebst  Zuschlägen),  einschliesslich 
der  Börsen-  und  Ilandelskatnmerabgabc,  aber  ausschliesslich  aller  übrigen  assimilirten 
Specialtaxen.  Die  Kosten  haben  relativ  etwas  abgenommen,  absolut  sind  sie  um 
70 — S0°/o  seit  1823  gestiegen.  In  Procentcn  der  Einnahme  waren  sie  1823  1.13, 
1827  und  1828  (Max.)  1.23,  1869  1.01.  1871  1.00,  1880  0.92%;  absolut  1823  3.90, 
1809  5.80,  1886  7.09  Mill.  Frcs.,  die  Einnahmen  bez.  343.6,  526.2,  768.0  Mill.  Frcs. 
Würde  man  auch  nur  die  4%  Zinsen  der  Kosten  des  Grundsteuerkatasters,  ohne 
einen  Ansatz  für  Amortisationskosten  des  letzteren,  hinzuschlagen,  mit  ca.  6 Mill.  Frcs., 
so  stiege  der  Procentsatz  um  ca.  % oder  auf  gegenwärtig  ca.  1.71%. 

Die  eigentlichen  Erhebungskosten  (i.  e.  S.)  bestehen  bei  den  directen 
Steuern  vornehmlich  aus  den  Bezügen  der  Einnehmer  (percepteurs).  Diese  Bezüge 
setzen  sich  zusammen  aus  kleineren  festen  Provisionen  für  jeden  Artikel  der 
Steuerrollen  und  aus  proportionalen  Provisionen  nach  dem  Betrag  der  Rollen 
gemäss  eines  mit  dem  Betrage  abnehmenden  Tarifs,  wozu  dann  noch  3%  Tantieme  vom 
Betrage  der  Communalauflagen.  Börsen-  und  Handelskammcrauflage,  von  den  assimilirten 
Taxen  und  den  Geldstrafen  kommen.  Die  Zahl  der  Einnehmer  ist  jetzt  5265.  Die  neuer- 
lichen Ermässigungen  der  Proportionalprovisionen  ergeben  sich  aus  der  Abnahme  des 
Procentsatzes  dieser  Tantiemen  von  den  zu  erhebenden  Beträgen.  Ausserdem  gehören 
hierher  die  Beiträge  des  Staats  zu  den  Kosten  für  die  Zwangsbeitreibung  (indem- 
nites  et  secours  aux  porteurs  de  contrainte),  (in  den  letzten  Jahren  ca.  469,000  Frcs.), 
dann  die  Kosten  für  die  Einziehung  von  Geldstrafen  u.  dgl.  (ca.  400,000  Frcs.) 
und  Unterstützungsbeiträge  für  die  Einnehmer  und  deren  Angehörige 
(ca.  200.000  Frcs.).  Die  Bezüge  der  Einnehmer  (excl.  derjenigen  für  Com- 
munalauflagen) waren  nach  den  definitiven  Crediten  1872  11.87,  1874  (Max.)  12.40, 
1875  11.83,  1879  12,  1884  11.70  Mill.  Frcs.  oder  in  Procentcn  der  Summen  in  den 
Rollen  in  denselben  Jahren  bez.  2.3S8.  2.202,  1.902,  2.008,  1,918%,  wozu  dann  noch 
ca.  4.5  Mill.  Frcs.  Bezüge  von  Communalauflagen  kommen,  so  dass  sich  der  Procent- 
satz auf  ca.  2.65  erhöht  (Bull.  XIX,  272).  Einschliesslich  der  drei  anderen  vor- 
genannten kleinen  Posten  (nach  Faure,  p.  194)  sind  demnach  die  eigentlichen  Er- 
hebungskosten ca.  12.77  Mill.  oder  ca.  2.08,  mit  den  Communalbczügen  ca.  2.81%. 

Die  Erhebungskosten  im  weiteren  Sinne  ( Veranlage ngs-  und  eigentliche 
Erhebungskosten),  aber  ohne  erstmalige  Katasterkosten,  betragen  nach  diesen  Berech- 
nungen ca.  3,  bez.  3.73%- 

Hiermit  stimmen  andere  amtliche  Berechnungen,  wie  sie  die  Gencraldirection 
der  comptabilitc  publique  von  Zeit  zu  Zeit  angestellt  hat,  ziemlich  genau  überein 
(Bull.  XVI,  15,  und  I,  125).  Wie  daselbst  näher  im  Einzelnen  zifTermässig  begründet 
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wird,  waren  die  Erhebungskosten  im  weiteren  Sinne  für  die  directen  Steuern  und 
die  anderen  grossen  Steuergruppen  folgende  in  % des  Ertrags: 

182S  1876  1884 


Directe  Steuern 5.1  3.5  3.7 

Enregistrement,  Stempel,  Domänen  5.2  2.5  2.2 

Zölle  und  Salz 16.2  10.2  7.7 

Indirecte  Steuern 15.0  3.7  4.0 


Bei  den  directen  Steuern  sind  hier  die  Specialtaxen  einbegriffen,  ohne  dieselben 
stellen  sich  die  Kosten  etwas  günstiger.  So  in  1884  für  die  directen  Hauptsteuern 
allein  (incl.  alle  Zuschläge)  auf  3.40%'  Eigentliche  Veranlagungskosten  7.81.  Er- 
hebungskosten i.  c.  S.  11.40,  desgleichen  für  die  Communalauf lagen  4.52,  Indemnität 
der  portcurs  de  contrainte  0.44  Mill.,  zusammen  24.17  Mill.  Frcs.  bei  710.44  Mill.  Frcs. 
Ertrag.  Für  die  assimilirten  Specialtaxen  (todte  Hand,  Bergwerke,  Wagen  und  Pferde, 
Billards,  Gesellschaften)  werden  die  Kosten  auf  1.262  Mill.  Frcs.  (594,000  für  Ver- 
waltung, 66S.000  für  Erhebung)  oder  auf  5.75%  berechnet  (Ertrag  21.98  Mill.  Frcs.). 

Die  vortreffliche  formelle  Ordnung  des  Erheb ungsdienstes  der  directen 
Steuern  ergiebt  sich  aus  dem  prompten  Eingang  der  fälligen  Steuern,  aus  den 
gewöhnlich  erheblichen  Vorauszahlungen  auf  noch  nicht  fällige  Monatsraten  oder 
Zwölftel  und  aus  den  massigen  Kosten  für  die  Beitreibung  der  Rückstände. 
Auch  darüber  liegen  lehrreiche  statistische  Zusammenstellungen  vor  (so  für  1815 — 84 
im  Bull.  XVII,  142  ff),  aus  denen  hervorgeht,  dass  bis  1850  die  Rückstände,  seitdem 
die  Vorauszahlungen  am  Jahresschluss  überwiegen,  und  in  politisch  unruhigen  Jahren 
sich  das  Verhältniss  wieder  umdreht.  So  war  in  Procenten  einer  Monatsrate 
am  Jahresschluss  rückständig  1815  87,  sich  vermindernd  bis  1824,  hier  nur  noch  6, 
1830  wieder  51  , 1831  142,  1847  34.  1848  124,  1849  68,  1850  0,5,  1870  71, 

1871  33%,  dagegen  antieipativ  gezahlt  1851  5,  später  meist  einige  60,  1869  62, 

1872  31,  1884  62%.  Die  Kosten  der  Eintreibung  waren  auf  1000  Frcs.  1847 
1.97.  1848  3.35,  1849  4.29,  1850  3.38,  allmählich  herab  auf  1.28 — 1.36  vor  dem 
letzten  Kriege,  auch  1870 — 71  nicht  höher,  1872  dagegen  1.91,  1881  (Min.)  1.71, 
1881  1.82  °%0,  also  durchweg  etwas  höher  als  vor  dem  Kriege,  was  doch  steigenden 
Druck  andeutet. 


2.  Die  vier  directen  Hauptsteuern, 
a.  Die  Grundsteuer. 


Gesetzgebung  (Hauptgesetze).  Decret  vom  23.  November,  1.  December  1790; 
alle  Hauptbestimmungen  zusammenfassendes,  dadurch  formell  rechtlich  zur  definitiven 
Grundlage  gewordenes  Gesetz  v.  3.  frimairc  VII  (23.  November  1798),  zugleich  eine 


dgl. 


Katastc rgesetz  vom  15., 


25. 


September  1807. 
Uber  Kataster 


Codification  der  Reglements  u. 

Kecneil  möthodique  der  Gesetze,  Reglements,  Instructionen  u.  s.  w. 

(amtlich)  von  1811.  Gesetz  vom  31.  Juli  1821  (Beschränkung  des  Katasters  auf  die 
Benutzung  beider  Reparation  innerhalb  der  Gemeinde).  Gesetz  vom  29.  Juli  1881 
(Theilung  der  Grundsteuer  in  die  von  proprictes  non  bäties  und  baties).  — Perroux- 
Joppen,  No.  13 — 16,  160 — 264,  359 — 409.  Block,  dict.  Art.  cadastre  u.  contrib. 
directes. 

Literatur.  Bibliographie  eb.  p.  309,  673.  Stourm.  I,  eh.  5 u.  6 (p.  124 
bis  220);  Vigncs,  I.  25 — 39;  v.  Hock,  S.  138 — 144;  v.  Kaufmann,  S.  165  bis 
194.  Statistik  u.  dgl.  bes.  im  Bull.,  so  über  den  .,livre  terrier  du  cadastre“  XVII, 
613;  Enquete  von  1851  Uber  GrundciukUnftc,  VI,  110,  185,  248;  neuste  Enquete  von 
1880  ff.,  VI,  70,  317,  XIII,  129,  283,  419,  576,  685,  XIV,  35,  XVI,  273.  Ferner 
XIII,  416  (Theilung  der  Grundsteuer)  u.  a.  in. 

Ucber  die  moderne  Grundsteuer  überhaupt  s.  meinen  Aufsatz  in  Schönberg  s 
Handbuch,  2.  Auf!.,  III.  230 — 250. 


§.  184.  1.  Character,  Repartition  und  locale  Contin- 

gentc.  Die  französische  Grundsteuer  ist  eine  allgemeine  Er- 
t rag sst euer  des  gesammten  Grund  und  Bodens,  ein- 
schliesslich desjenigen , auf  welchem  Gebäude  errichtet  sind , und 
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zwar  nach  dem  Princip  der  Repartitionssteuer  und  des 
Pareellar-Reinertragskatasters.  Sie  trifft  ausserdem  die 
Gebäude  auch  nach  ihrem  Ertrage,  enthält  also  in  doppelter 
Hinsicht  eine  Gebäudesteuer  in  sich  (§.  187). 

Nach  der  ursprünglichen  Idee  der  Gesetzgebung  in  der 
Revolutionszeit  sollte  sie,  wie  bemerkt  (§.  168),  die  hauptsächliche 
directe  Steuer  sein  und  an  die  Stelle  der  aufgehobenen  Steuern  des 
ancien  regime,  besonders  der  Taille,  Zwanzigsten,  Kopfsteuer,  auch 
der  Zehnten  treten.  Im  Unterschied  von  diesen  älteren  directen 
Steuern  sollte  sie  nach  dem  eisten  Hauptgesetz  vom  1.  December 
1790  nur  keinerlei  reale  und  personale  Exemtionen  gestatten, 
möglichst  genau  und  gleichmässig  den  Reinertrag  des  Bodens, 
d.  h.  denjenigen  Theil  des  Rohertrags,  welcher  „nach  Abzug  von 
Cultur-,  Saat-,  Ernte-  und  Unterhaltungskosten  übrig  bleibe“, 
treffen,  im  Steuersoll  jährlich  nach  dem  Bedarf  festgestellt,  zunächst 
auf  240  Mill.  L.,  und  diese  Summe  dann  nach  dem  Reinertrag  auf 
die  einzelnen  Verwaltungsabtheilungen  des  Staatsgebiets  bis  herab 
auf  die  Gemeinden  und  schliesslich  auf  die  einzelnen  Grund- 
besitzungen, daher  als  Repartitionssteuer,  aufgetheilt  werden.  Die 
Principien  der  „Allgemeinheit“  und  „Gleichmässigkeit“,  die  „staats- 
bürgerlichen Gerechtigkeitsprincipien“,  diejenigen  der  „Wahl  der 
richtigen  Steuerquelle“,  nämlich  des  als  einzelwirthschaftlicher  Rein- 
ertrag vom  Gesetz  bestimmten  Theils  des  Rohertrags,  und  der 
„Wahl  der  richtigen  Steuerart“,  der  Steuer  vom  Bodenreinertrag, 
auch  der  Grundsatz  der  „festen  Bestimmtheit“  waren  so  der  Leit- 
stern, während  in  der  Festsetzung  des  erforderlichen  Steuersolls 
das  finanzielle  oder  Staatsinteresse,  dem  „finanzpolitischen“  Princip 
der  Besteuerung  gemäss,  wahrgenommen  wurde  (Fin.  II,  S.  220 
bis  360).  Die  Feststellung  eines  individuellen  Steuermaximums 
(V5  vom  Reinertrag,  später  Vc),  in  dem  Sinne,  dass  ein  Grund- 
besitzer, welcher  durch  die  aufgelegte  Repartitionsquote  mehr  als 
diesen  Satz  hätte  zahlen  müssen,  eine  entsprechende  Ermässigung 
verlangen  konnte,  sollte  vor  übermässigem  Steuerdruck  schützen. 
Diese  Bestimmung  ist  jedoch , ohne  formell  aufgehoben  worden  zu 
sein,  ein  todter  Buchstabe  geblieben. 

Die  allgemeine  ßeurtheilung  dieser  so  geplanten  Grundsteuer 
unterbleibt  hier,  da  es  sich  dabei  um  das  allgemeine  Grundsteuer- 
problem, nicht  um  eine  specifisch  französische  steuerpolitische  und 
-technische  Frage  handeln  würde.  Giebt  man  einmal  die  Berechtigung 
der  Ertragssteuern  überhaupt  und  der  Grundsteuer  insbesondere  im 
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modernen  Steuersystem,  ferner  auch  die  Berechtigung  zu,  die  Grund- 
steuer durch  die  Höhe  ihres  Fusses  in  dem  Maasse,  wie  in  Frank- 
reich, ergiebig  zu  machen,  so  entsprach  der  französische  Reform- 
plan mit  der  Grundsteuer  den  Forderungen  richtiger  Steuerpolitik. 

Aber  man  unterschätzte  von  vornherein  die  enormen  tech- 
nischen Schwierigkeiten  der  erforderlichen  ordentlichen 
Boden katastriru n g,  nach  der  eine  solche  Grundsteuer  allein 
richtig  durchzuführen  ist.  Die  Geschichte  dieser  französischen 
Steuer  hat  den  Beweis  geliefert,  dass  auch  das  richtig  gestellte 
Grundsteuerproblem  schlechterdings  nur  sehr  mangelhaft  gelöst 
werden  kann.  Namentlich  das  Hauptziel , die  g 1 e i c h m ä s s i g e 
Besteuerung  des  Bodenreinertrags,  ist  trotz  aller  Bemühungen  und 
Kosten  nicht  entfernt  genügend  erreicht  worden. 

Hierzu  kam  dann  noch  eine  besondere  Schwierigkeit  in  den 
damaligen  Verhältnissen  Frankreichs,  welche  man  gleichfalls  von 
vornherein  nicht  gebührend  gewürdigt  hat.  Die  Erhebung  einer 
solchen  neuen  Grundsteuer  hätte  die  vorausgeh  ende  gelungene 
Bodenkatastrirung  bedingt,  um  alsdann  erst  die  Repartition  der 
aufzubringenden  Steuersumme  richtig  durchführen  zu  können. 
Allein  eine  solche  Katastrirung  war  in  einem  grossen  Staate  ein 
langwieriges  und  kostspieliges  Werk.  Man  fasste  sie  zwar  gleich 
Anfangs  ins  Auge,  gelangte  aber  in  der  Revolutionszeit  lange  nicht 
einmal  zur  endgiltigen  Wahl  des  Katasterprincips,  und  als  dies  dann 
irn  Princip  des  Parcellarkatasters  angenommen  war  (1807), 
dauerte  die  Ausführung  des  Katasterwerks  noch  manche  Jahrzehnte. 
Natürlich  konnte  die  Staatscasse  nicht  auf  den  Ertrag  der  neuen 
Steuer  warten,  nachdem  man  einmal  übereilt  die  alten  Steuern  der 
früheren  Periode  aufgehoben  hatte.  So  half  man  sich  mit  dem  in 
solcher  Lage  unvermeidlichen,  aber  an  sich  unrichtigen  Auskunfts- 
mittel, im  Wesentlichen  doch  nach  den  alten  Katastern 
und  nach  den  Erträgen  der  zu  ersetzenden  Steuern 
mit  gewissen  angemessen  erscheinenden  Umänderungen 
die  Steuersumme  zu  vertheilen  und  so  die  Steuercontin- 
gente  der  neuen  Verwaltungsabtheilungen,  der  Departements, 
Arrondissements  und  Gemeinden  zu  bilden. 

Als  sich  diese  Repartition  dann  vielfach  unzulänglich,  namentlich  ungleich- 
massig  erwies  und  auch  die  allmählich  fertig  werdenden  Katasterergebnisse  solche 
Ungleichmässigkeiten  in  der  Steuerbelastung  der  verschiedenen  Landestheile  zeigten, 
erschienen  Veränderungen  der  Repartition  geboten,  wurden  von  den  überlasteten  oder 
sich  für  überlastet  haltenden  Landcsthcilen  eifrig  verlangt,  auch  von  Regierung  und 
Parlament  öfters  erwogen  und  mehrmals  vorgenommen.  Allein  ein  siche  rer  Maass- 
stab dafür  fehlte.  Nach  mehr  oder  weniger  zuverlässigen  Anhaltspunctcn  erwog 
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oder  traf  man  Aenderungcn,  wohl  in  der  gebotenen  Richtung,  aber  ohne  genügende 
Gewissheit  des  richtigen  Maasscs. 

Nach  Vollendung  des  Katasters  hätte  es  dann  nahe  gelegen, 
wie  die  Individual  re  partition  in  den  Gemeinden,  welche  so 
geschieht,  so  auch  die  Feststellung  der  Gemeinde-,  Arrondissements- 
und Departcmentscontingente  nach  dem  Kataster  vorzunehmen. 
Allein  die  Ergebnisse  der  Ertrags-Katastrirung  konnten  dafür  wieder 
nicht  als  zuverlässig  genug  gelten  und  die  Veränderungen  der 
Contingente,  welche  bei  diesem  Vorgehen  hätten  stattfinden  müssen, 
erschienen  gegenüber  der  bereits  wieder  eingebürgerten  bisherigen 
Repartition  — ein  Analogon  zu  den  ehemaligen  Steuercontingenten 
des  ständischen  Staats  (s.  z.  15.  §.  47  oben),  wo  jede  einmal  ein- 
gebürgerte Repartition  auch  immer  bald  als  „wohlerworbenes 
Recht“  der  Interessenten  und  jede  Veränderung  daran  als  Ver- 
letzung dieses  „Rechts“  galt  — zu  einschneidend,  um  sie  zumal 
bei  der  zweifelhaften  Brauchbarkeit  der  Katastrirungen  für  eine 
gleichmässige  Einschätzung,  vornehmen  zu  dürfen.  So  ist  es  denn 
im  Wesentlichen  beim  Alten  geblieben  und  das  vollendete 
Kataster  wird  für  die  Feststellung  der  localen  Coutin- 
gente,  der  Gemeinden,  Arrondissements  und  Departe- 
ments nicht  benutzt. 

Ohne  umfassende  und  eingreifende,  auch  in  nicht  zu  langen 
Perioden  erfolgende  Revisionen,  wie  sie  das  französische  Gesetz 
zwar  in  Aussicht  nimmt,  aber  nicht  durchgeführt  hat,  muss  ohne- 
dem selbst  eine  anfänglich  gelungene  und  gleichmässige  Katastrirung, 
zumal  der  Erträge  (aber  auch  der  Grundwerthe)  im  Laufe  der  Zeit 
und  vollends  unter  den  gegenwärtigen  so  rasch  wechselnden 
ökonomischen,  technischen  und  Oommunicationsverhältnissen  immer 
wieder  bald  unrichtig  und  gegenüber  den  Thatsachen  der  Wirklich- 
keit local  in  ganz  verschiedenem  Grade  ungleichmässig  werden. 

Fehlt  es  zu  der  genauen  Bemessung  dieser  Veränderungen  auch  wieder  an 
völlig  zuverlässigen  Anhaltspuucten , so  kann  man  doch  die  ungefähre  Unglcich- 
mässigkeit  der  Entwicklung  feststellen.  In  Frankreich  sind  reichliche  Erfahrungen 
in  dieser  Hinsicht  gemacht  worden,  welche  die  Grundsteuerkatastrirung  im  Ganzen 
ungünstig  beurtheilcn  lassen,  und  zwar  nicht,  wegen  eines  falschen  Princips  oder 
mangelhafter  Durchführung  der  Arbeiten,  sondern  wegen  solcher  Verhältnisse,  die  im 
Wesen  der  Sache,  im  Problem  selbst,  liegen.  Auch  die  geraume  Zeit, 
welche  die  Katastrirung  eines  grossen  Landes  erheischt,  und  die  unvermeidliche, 
schon  anfängliche  Ungleichmässigkcit  in  der  Ausführung  der  Arbeiten,  bei 
den  Bonitirungen,  Ertragsschätzungen  u.  s.  w.,  bedingen  neue  grosse  Mängel,  derent- 
wegen auch  gleich  nach  Vollendung  eines  solchen  Katasters  die  Ergebnisse  desselben 
ungleichmässig  sind,  wie  sich  in  Frankreich  ebenfalls  gezeigt  hat. 

specifische  Mängel  der  französischen  Grundsteuer  er- 
klären sich  allerdings  aus  dem  Princip  des  Parcellarkatasters  und 
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des  Ertragskatasters.  Aber  zur  Wahl  dieser  beiden  Kataster- 
principien  statt  eines  Guts-  und  eines  Werlhkatasters  war  man,  in 
einem  grösseren  Lande  zumal,  doch  wohl  mit  Recht  gelangt,  in 
Betreff  des  ersteren  Princips  auch  nach  vergeblichen  anderweiten 
Versuchen  (§.  186).  Bei  den  genannten  beiden  anderen  Kataster- 
principien  wären  die  Fehlerquellen  wohl  noch  reichlicher  geflossen, 
und  für  genügende  Werthkatastrirung  würde  es  auch  vermuthlich 
an  brauchbarem  Material  in  Kaufpreisen  u.  dgl.  mehr  gefehlt 
haben  (§.  190). 

Prüfungen  der  Ergebnisse  des  Parcellar- Ertragskatasters  an  Kauf-  und 
Pachtpreisen  und  an  Daten  aus  Grundcreditgeschäftcn  u.  s.  \v.  sind  wiederholt 
erfolgt;  und  danach  sind  Rectificationon  der  Contingeutc  vorgeschlagcn  und  zum 
Theil  ausgeführt  worden.  Aber  die  Frage  blieb  und  bleibt  auch  hier  immer  wieder: 
ob,  wie  weit,  wann,  wo  man  mit  Zuverlässigkeit  nach  solchen  Daten  aus-dem 
Verkehrsleben  selbst  die  Gleich mässigkeit  der  Grundsteuer  verbürgen  kann. 
Eben  dieser  berechtigte  Zweifel  stellt  sich  auch  immer  grösseren  und  allgemeineren 
Veränderungen  einer  einmal  bestehenden  Grundsteuer-  Reparation  entgegen:  es  ist 
eben  fraglich,  wie  weit  diese  Veränderungen  wirklich  wahre  „Rectificationon“ 
sein  würden.  Noch  jüngst  hat  eine  französische  Enquete  für  die  Frage  der  Reparti- 
tions-Veränderung  viel  interessantes  Material  hervorgefördert.  (Einige  Daten  daraus 
im  folgenden  Paragraphen).  Aber  der  Benutzung  desselben  für  den  practischen  Zweck 
selbst  steht  man  doch  mit  Recht  sehr  zaghaft  gegenüber.  Das  Bedenken,  dass  eine 
grössere  Veränderung  der  Contingeutc  zudem  leicht  mehr  oder  weniger  auf  den  Boden- 
werth selbst  einwirken  könne,  verlangt  dabei  ausserdem  seine  Beachtung  und  recht- 
fertigt neues  Zögern  mit  oder  selbst  Abstehen  von  einer  Rectilication  der  alten 
Contingcnte. 

§.  185.  Alle  diese  Verhältnisse  erklären  einige  zunächst  auf- 
fällige Thatsaclien  der  Geschichte  der  modernen  französischen 
Grundsteuer,  Thatsaehen,  von  welchen  die  Finanz  Wissenschaft  für 
ihre  Stellung  zur  Grundsteuer  überhaupt  Act  zu  nehmen  hat. 

So  hat  die  ursprüngliche  Hauptsumme  (principal)  des 
Grundsteuercontingents  des  ganzen  Staats  erhebliche  Herab- 
setzungen erfahren,  weil  man  auf  diese  "Weise  noch  am  Besten 
die  geboten  erscheinenden  Erleichterungen  einiger  Landestheile 
glaubte  herbeiführeu  zu  können  und  eben  nicht  wagte,  dem  Wesen 
der  Repartitionssteuer  gemäss,  die  so  abgenonimenen  Summen 
auf  die  anderen  Landestheile  aufzulegen.  Auf  diese  Weise  ist  das 
Principaleontingent  seit  geraumer  Zeit  (1821)  aber  im  Wesent- 
lichen thatsächlich  stabil  geworden,  gegen  die  Natur  jeder  Steuer, 
auch  gegen  die  ursprüngliche  Absicht  des  Gesetzgebers  und  im 
vollen  Gegensatz  zur  Entwicklung  des  französischen  Steuerbedarfs 
und  der  meisten  übrigen,  besonders  der  indirecten  Verbrauchs-  und 
der  Verkehrssteuern,  aber  auch  der  Patentsteuer,  zu  welchen  allen 
die  Grundsteuer  daher  immer  mehr  in  ein  Missverhältnis  ge- 
kommen ist. 
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Mehrfach  haben  zwar  Zuschläge  zur  Grundsteuer  in  verschiedener  Höhe  und 
Zeitdauer  .auch  für  allgemeine  Staatszwecke  stattgefunden.  Aber  die  wenigstens 
hierdurch  bedingte  Veränderlichkeit  der  Grundsteuer  ist  mit  dem  nunmehr  seit  lange 
definitiven  Wegfall  dieser  Zuschläge,  seit  1851,  verschwunden.  Allerdings  mit  unter 
Einwirkung  politischer  Interessen,  aber  doch  auch  in  der  Einsicht,  dass  eine  so 
ungloichinässig  vertheilte  Steuer,  wie  die  französische  Grundsteuer,  durch  solche 
Zuschläge  für  allgemeine  Staatszwecke  vollends  ungleich  massig  wird.  Mit  der 
factischcn  Stabilität  verliert  sich  aber  bei  einer  solchen  Steuer  der  eigentliche 
Ste uercharacter  allmählich  und  tritt  derjenige  einer  Reallast  hervor,  selbst  bei  dem 
französischen  Rcpartitionsprincip.  Nur  der  Umstand,  dass  die  französische  Grund- 
steuer auch  mit  Zuschlägen  für  Dcpartemental-  und  Communalzwecko 
belegt  wird  und  dass  diese  wechseln  und  im  Allgemeinen  steigen,  verhindert 
die  volle  Himibcrbildung  der  Grundsteuer  zu  einer  Rcallast. 

Das  ursprünglich  nach  einer  freilich  sehr  unsicheren  statistischen  Schätzung  des 
Boden-Reinertrags  von  1200,  dann  von  1440  Mill.  Livres  auf  V5,  bez.  auf  % hiervon, 
daher  auf  240  Mill.  Livres  festgesetzte  Principalcontingent  wurde  wegen  der 
RepartitioD,  die  man  doch  nicht  vom  Grund  aus  umzuändern  wagte,  zunächst  um 
21,941,000  Frcs.  im  Jahre  1797  herabgesetzt,  wobei  die  für  überlastet  geltenden 
Departements  Ermässigungcn  von  25 — 12%.  die  für  richtig  belegt  geltenden  solche 
von  10%,  die  für  bisher  begünstigt  geltenden  solche  von  9 — 1%  erhielten  (Gesetz 
v.  18.  Prärial  V.  oder  f>.  Juni  1797)  Eine  neue,  aber  für  alle  Departements  gleiche 
Ermässigung  um  10,902,945  Frcs.  erfolgte  schon  durch  Gesetz  v.  9.  Vendem.  VI. 
Bald  darauf  wurden  die  bisher  mit  besteuerten  und  übermässig  belasteten  National- 
güter, welche  keinen  Ertrag  gaben,  steuerfrei,  wodurch  17,659,550  Frcs.  von  dem 
Contingente  fortfielen.  Der  Haupttheil  davon,  10  Mill.,  wurde  wieder  zu  Entlastungen 
nach  einer  für  die  als  überlastet  geltenden  Departements  progressiv  günstiger  werdenden 
Scala  benutzt  (Gesetz  v.  7.  Brum.  VII.  oder  2S.  October  1798).  Eine  ähnliche  Maass- 
rcgel  war  die  Befreiung  der  Staatswälder  von  der  Grundsteuer  (Gesetz  v.  19.  Vcnt.  IX. 
oder  10.  März  1801)  und  die  Entlastung  einer  Anzahl  überbürdeter  Departements  um 
einen  hierdurch  frei  werdenden  Betrag  von  0,192,300  Frcs.  Weitere  Verminderungen 
erfolgten  1804  um  8.434.000,  1805  um  3,092,000,  1819  um  3,978,000,  1821  (Gesetz 
v.  31.  Juli)  um  13,446,123  Frcs.,  welche  in  verschiedener  Weise  den  Departements 
gut  gebracht  wurden,  theils  in  höherem  Maasse  den  überlasteten,  tlieils  gleichmässig 
allen.  So  stellte  sich  das  Principalcontingent  seit  1821  auf  154,081,351  Frcs.  und 
ist  seitdem  im  Wesentlichen  so  geblieben,  indem  es  nämlich  nur  durch  den  gesetz- 
lichen Zutritt  zur  und  Austritt  von  Grundstücken  aus  der  Steuerpflichtigkeit  kleinere 
Aenderungen,  etwas  erheblichere  nur  in  Betreff  der  Steuer  von  „bebauten  Grund- 
stücken“ erleidet.  (Alle  Daten  auf  den  Umfang  Frankreichs  von  1815  bezogen,  die 
obigen  meist  nach  Stourm,  I,  201 — 210.  S.  auch  Sudre,  I.  309,  359,  Vignes, 
I.  31).  Nach  endgiltiger  Aufhebung  der  17%  Zuschläge  für  allgemeine  Staatszwecke 
zur  Grundsteuer  von  1851  an  durch  Gesetz  vom  14.  August  1850  ist  das  Grund- 
steuer-Principalcontingent  des  Staats  nur  noch  mit  kleinen  Zuschlägen  für  Ausfälle 
und  Aushilfen  belegt.  Einschliesslich  dieser  Zuschläge  betrug  es  1851  163.89, 
1870  175.81,  1871  nach  dem  Verlust  von  Elsass-Lothringen  171.05. 1885  181.40  Mill.  Frcs. 
(Bull.  XX,  220),  also  für  das  heutige  Frankreich  nur  etwa  % der  ursprünglichen 
Summe  von  240  Mill.  Dazu  traten  aber  allerdings  Departeuiental-  und  Communal- 
Zuschläge  1838  mit  70.87,  1851  mit  96. 29,  1870  mit  140.52,  1885  mit  192.08  Mill.  Frcs. 
(Bull,  eb.),  so  dass  die  Entlastungen  seitens  des  Staats  durch  diese  Zuschläge  drei- 
fach übertroffen  werden. 

Abgesehen  von  den  erwähnten  Veränderungen  der  Repartition, 
welche  auch  doch  wieder  unvermeidlich  etwas  willkührlich  erfolgten, 
ist  demnach  die  ursprüngliche  Repartition  von  1791  bis 
heute  verblieben.  Damit  hat  man  aber  eigentlich  nur  die 
Ungleichmässigkeiten  der  Besteuerung  des  ancien  r^gime 
bis  in  die  Gegenwart  hinein  erhalten. 

Man  kann  u.  A.  in  den  überlasteten  und  untcrlasteten  Departemental  - Gruppen 
noch  jetzt  die  alte  Eintbeilung  Frankreichs  in  pays  d’election  und  pays  d'ctats  wieder 
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finden,  so  dass  auch  hier  das  „Alte*4  unter  dünner  Tünche  des  „Neuen“  liegt. 
(Stourin,  I,  212,  nach  den  parlamentarischen  Berichten  und  Debatten  von  1821). 

Dreimal,  1818—1821,  1851 — 54  und  1879—83,  sind  grosse 
Enqueten  über  das  Grundeigentum  (insbesondere  das  „nicht  be- 
baute“, d.  h.  im  Wesentlichen  das  landwirtschaftliche),  seine  Er- 
träge und  seine  Steuerbelastung  angestellt  worden,  um  das  Vcr- 
hältniss  der  bestehenden  Besteuerung  zu  den  „wirklichen“  Er- 
trägen, bez.  den  dafür  geltenden,  aus  Kauf-  und  Pachtpreisen 
u.  dgl.  m.  ermittelten,  zu  bestimmen  und  eventuell  eine  sichere 
Grundlage  für  eine  neue  Reparation  oder  Feststellung  der  localen 
Contingente  zu  gewinnen.  Aber  trotzdem  diese  Untersuchungen 
kaum  denkbare  Ungleichmässigkeiten  der  Belastung  ergeben  haben, 
bat  man  doch  nur  in  ganz  beschränktem  Maasse  die  Ergebnisse 
der  ersten  Enquete  von  1818  ff.  zu  einer  Veränderung  der  Reparation 
benutzt  (1821).  ln  dem  Dilemma,  dort  ermässigen  und  hier  erhöhen 
zu  sollen,  wagte  man  nur  Ersteres  zu  tbun,  und  in  geringerem 
Grade,  als  es  den  Untersuchungsergebnissen  entsprochen  hätte. 
Das  wird  nach  dem  oben  Gesagten  auch  immer  wieder  begreiflich. 
Nach  der  Natur  der  Sache  konnte  den  „Ergebnissen“  eben  doch 
auch  keine  volle  Richtigkeit  beigemessen  werden.  Der  Vergleich 
der  Ertragsschätzungen  des  Katasters  mit  den  Kauf-  und  Pacht- 
preisen und  den  Daten  anderer  Rechtsgeschäfte  ist  gewiss  inter- 
essant und  giebt  gute  Fingerzeige  für  Aenderungen.  Aber  eine 
sichere  Grundlage  für  Repartition  und  Katasterrectification  geben 
eben  auch  die  Kauf-  und  Pachtpreise  u.  s.  w.  nicht. 

S.  bes.  Stourin,  I,  211  fl'.,  von  Hock,  S.  142,  v.  Kaufmann,  S.  177  ff. 

(uiit  vielen  Daten  aus  den  Enqueten).  Bull.  VI,  110,  185,  248*über  die  Unter- 
suchung von  1851  ff.  (der  resuinirende  Bericht  von  Vandal,  auf  den  schon  Hock 

Bezug  nimmt;  der  ein/.ige  von  SO  Handschrift- Bänden  der  Enquete,  welcher  dein 

Brande  des  Finanzministeriums  1871  entgangen  ist).  Ucber  die  neueste  Unter- 
suchung von  1880  ff.  s.  Bull,  an  den  oben  S.  434  genannten  Stellen,  büchst  reich- 
haltige und  interessante  Materialien.  Nur  hieraus  einige  Daten. 

Die  neue  Abschätzung  des  Ertrags  der  „nicht  bebauten44  Grundstücke,  nach  den 
Gesetzen  vorn  3.  August  1875  und  0.  August  1870,  erfolgte  nach  einer  umfassenden 
Instruction  (s.  dieselbe  im  Bull.  VI,  317).  Der  Katastralrcincrtrag  von  805.04  Mül.  Frcs. 
und  der  eingeschätzte  Ertrag  um  1851  von  1824.10  Mill.  Frcs.  wurde  nach  der  neuen 
Abschätzung  von  1880  ff.  auf  2045.51  Mill.  Frcs.,  der  Verkaufswerth  dafür  auf 
91.58  Milliarden  Frcs.  (Bull.  XIII,  130)  veranschlagt,  also  der  Ertrag  auf  mehr  als 
das  Dreifache  des  ersteren  und  um  45%  mehr  als  der  zweite,  wobei  allerdings 
1S79  die  von  Italien  abgetretenen  Gebiete  eingerechnet  sind,  die  1851  fehlen,  was 
aber  das  Ergebniss  wenig  verändert.  (Im  Katasterertrag  sind  diese  Gebiete  einge- 
schossen). Zu  der  Ertragssteigerung  hat  die  Ertragserhöhung  der  einzelnen  Cultur- 
arten,  auch  der  Uebergang  von  Grundstücken  in  höhere  Culturarten,  bes.  die  Ver- 
wandlung von  Haide  und  Weiden  in  Ackerland,  Wiesen  und  andere  Oulturclasscn  bei- 
getragen (Bull.  XIII,  130,  nach  Depart.  eb.  282  fl'.).  Diese  Ertragssteigerung  läuft 
auf  eine  Verminderung  der  Steuer  hinaus,  in  Betreff  des  Principals  auf  weniger 
als  Vs«  die  Fortbewegung  in  der  seit  1701  beständig  zu  verfolgenden  Richtung.  Der 
ursprüngliche  (geplante)  Steuersatz  des  Principals  von  20,  bez.  10.67%  für  die  ganze 
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Grundsteuer  (incl.  „bebaute“  Grundstücke),  der  durch  die  bis  1S21  erfolgten  Steuer- 
ermässigungen  schon  auf  ca.  13  9,  bez.  10.7  gefallen  war,  ist  durch  eine  solche  Er- 
tragsentwicklung auf  jetzt  etwa  4%  (immer  nur  für  das  Principal)  gesunken.  (Siehe 
auch  v.  Kaufmann,  S.  1S8  u.  fl.).  Bei  den  „nicht  bebauten“  Grundstücken  allein 
war  der  Steuersatz  nach  dem  Kataster  14.76.  nach  der  Einschätzung  in  der  Enquete 
von  1851  6.44,  nach  der  von  1879  4.49%  (Bull.  XIV,  43,  wiederum  1879  incl. 
italienische  Departements,  was  aber  auch  hier  auf  die  Durchschnittszahl  ohne  sonder- 
lichen Einfluss  ist.  Die  ehemaligen  elsass-lothringisclicn  Departements  sind  in  diesen 
und  den  obigen  Zahlen  abgerechnet).  Ein  gutes  Beispiel  der  allmählichen  Erleichterung 
und  Quasi -Abwälzung  einer  stabilen  Grundsteuer  durch  die  Ertragssteigerung,  welche 
letztere  freilich  wieder  die  mannigfachsten  Ursachen  hat,  eine  davon  auch  in  der 
Preissteigerung  der  Producte.  (Ein.  II.  S.  273). 

Allein  diese  Entwicklung  ist  eben,  wie  vorauszusehen  war  und  durch  die  Er- 
gebnisse der  Untersuchungen  von  1851  und  1879  Überall  bestätigt  worden  ist,  ganz 
ungleichmässig  nach  Culturarten  und  Landesthcil c n erfolgt,  so  gegen  die 
Katastralscluitzungen  bis  1851  und  wieder  gegen  die  Einschätzungen  von  1851  bis 
1879.  Gerade  dadurch  ist  die  Grundsteuer  selbst  eine  immer  ungleichmässigere  Last 
geworden.  Das  Maass  dieser  Ungleich  mässigkeit  ist  in  der  Enquöte  von  1880  auf 
mancherlei  verschiedene  Weise  berechnet  worden  (s.  die  angeführten  Stellen  im  Bull.). 
Bei  den  Culturgruppen  für  den  ganzen  Staat  ergab  sich  Folgendes  (Bull.  XIII, 
583;  XIV,  36). 

1S51  1880  -f-od. — %•  °/o  (1.  l’rincipals 


Grundstücke  höherer  Art  (Gärten  etc.) 

Ertrag  p. 

119.61 

Itect.  in  Frcs. 
1 66.06 

d.  G rundst,  nach 
Schätzung  v.187!) 
-j-38.0  4.30 

Ackerland  u.  ihm  gleichgestelltes  (auch 
Boden  der  Häuser) 

42.49 

56.74 

-{-33.5 

4.64 

Wiesen  u.  dgl 

72.60 

96.67 

+33.1 

4.69 

Weinland 

69.38 

129.95 

+87.3 

2.95 

Waldungen 

20.18 

22.50 

+ 11.5 

5.26 

Weiden,  Haide  u.  s.  w 

4.64 

6.12 

+ 3 1 .8 

5.12 

Verschiedene  Culturen 

49.10 

42.61 

— 13.2 

4.73 

Allgem.  Durchschnitt 

52.87 

+ 38.9 

4.49 

Etwas  abweichende  Ergebnisse  nach  dem  Vergleich  der  Verkaufs  wert  he. 
Per  Hectar  waren  diese  von  1851 — 53  bis  1879 — 83  um  43.45%  gestiegen,  im  ganzen 
Staate  und  bei  allen  Gulturen  im  Durchschnitt,  mit  Differenzen  nach  Departements 
von  -j-  140.70%  im  Maximum  im  Departement  Allier  (abgesehen  vom  Seinedepartement, 
wo  die  Steigerung  auf  1373.12%  berechnet  wird)  und  -{-0.96%  in  Vauclusc  im 
Minimum,  bez.  sogar  neben  einer  Abnahme  in  5 Departements  von  im  Maximum 
15.38%  (Ober- Alpen).  (Bull.  XIII,  584  11'.). 

Eine  „Ausgleichung“  des  Principals  der  Departcmcntal-Contingentc  nach 
der  Eiuschätzung  von  1879  wurde  für  die  „nicht  bebauten“  Grundstücke  gegenüber 
der  jetzigen  Reparation  zur  Aufbringung  des  bestehenden  Gesammtcontingents  von 
118,853,588  Frcs.  eine  Mehrbelastung  von  41  Departements  um  11.157,464  Frcs.  und 
eine  Minderbelastung  von  47  Departements  um  den  gleichen  Betrag  bedingt  haben. 
Die  Mehrbelastung  betrüge  im  Maximum  374.08%  (Gorsioa)  und  79.72%  (Aude), 
im  Minimum  0.39%  (Loire),  die  Minderbelastung  im  Maximum  37.71  (Oberalpen), 
im  Minimum  0.61%  (Loire  et  Chor)  und  die  verschiedensten  Sätze  in  den  dazwischen 
liegenden  Fällen  (Bull.  XIII,  585  IT.,  XVI,  37  ff.). 

Berücksichtigt  man  vollends  nur  die  Extreme,  so  fand  man  schon  1851  die 
Minimalbelastung  eines  ganzen  Departements  durch  die  Grundsteuer  (priucipal)  mit 
3.80,  die  Maximalbelastung  mit  9.18%,  also  wie  1 : 2.42  (Bull.  XIV,  40).  Nach  der 
Enquete  von  1874  stellten  sich  die  Extreme  noch  stärker  heraus,  nämlich  folgcnder- 
maasscu  (Tabelle  XXXI,  Bull.  XIV,  40)  nach  Gebietsabtheilungen,  in  Procenten  der 
Grundsteuer  vom  „wirklichen“  Ertrag. 


1 Minimalbclastungen 

o 


Gemeinden. 
0.19 
0.47 
0.50 
. 0.58 


Cantone. 

1.00 

1.26 

1.36 

1.54 


Arrondisscui. 
0.74 
1.40 
1 .74 
1.91 


Departem. 

0.95 

2.50 

2.58 

2.60 


Digitized  by  Google 


442 


6.  B.  2.  K.  Stcucrrccht.  1.  II. -A.  2.  A.  Frankreich.  §.  185. 


Gemeinden. 

Cantonc. 

Arrondissem. 

Departem. 

20.7(5 

10.32 

7.67 

6.47 

4 Maximalbelastungen  . . 

*< 

22.57  . 

29.59 

10.32 

11.25 

7.82 

8.06 

6.67 

6.S0 

30.03 

15.57 

9.47 

7.21 

Verb.  v.  Min.  zu  Max.  wie 

1 : 

15S.1 

15.6 

12.8 

7.6 

Ycrh.  des  höchsten  Minimum 

zum  niedersten  Maximum 

1 : 

35.8 

6.7 

4.0 

2.5 

Man  sieht:  Hock 's 

Wort 

vor  30  Jahren  (Fin.  Frankreichs,  S.  142),  man  sei 

überzeugt,  „es  gäbe  Departements,  die  Mal.  und  Gemeinden,  die  10  Mal  so  hoch 
als  andere  besteuert  sind“,  bezeichnet  jetzt  schon  bei  Weitem  nicht  mehr  die  Ex- 
treme! Freilich  muss  man  immer  wieder  daran  erinnern,  dass  hier  die  Unrichtig- 
keit der  bestehenden  Grundsteuervertheilang  an  dem  gewiss  wieder  recht  unvoll- 
kommenen Haassstabc  der  neuen  cursorischen  Abschätzung  nach  Kauf-  und 
Pachtpreisen  u.  dgl.  m.  bemessen  wird.  In  Wirklichkeit  können  die  Extreme 
kleiner,  freilich  aber  in  manchen  Fällen  auch  noch  grösser  sein. 

Durch  den  Hinzutritt  der  Zuschläge  für  Departemental-  und  Communalzwecke 
wird  die  Differenz  der  S teuer  belaste  ng  wiederum  bald  verkleinert,  bald  vergrössert 
werden. 

Jedenfalls  ergiebt  sich  aus  allen  diesen  und  zahlreichen 
weiteren  Thatsachen,  welche  die  letzte  Enquete  hervorgefördert 
hat,  dass  man  doch  mit  Recht  Bedenken  tragen  musste,  eine  so 
völlig  ungleichmässig  vertheilte  und  in  dieser  Hinsicht  be- 
ständig ungleiehmässiger  werdende  Steuer,  wie  die  Grund- 
steuer, mit  allgemeinen  und  gleichen  Zuschlägen  für  die 
Staatscasse  zu  belegen,  selbst  in  den  Finanznöthen  und  bei  den 
allgemeinen  Steuererhöhungen  nach  dem  letzten  Kriege.  Mindestens 
hätte  einer  solchen  Maassregel  erst  eine  Steuerausgleichung 
vorangehen  müssen.  Allein  eine  solche  setzte  wieder  eine  zeit- 
raubende und  kostspielige  neue  Katastrirung  oder  doch  wenigstens 
eine  Untersuchung,  wie  die  1879  ff.  vorgenommene  voraus.  Jedoch 
auch  die  Ergebnisse  einer  solchen  Operation  waren  sicher  von 
vornherein  wieder  sehr  mangelhaft  und  mussten  es  vollends  immer 
bald  wieder  mehr  und  mehr  werden.  Aus  den  französischen  Er- 
fahrungen darf  man  daher  wohl  den  Schluss  ableiten,  dass  auch 
die  moderne,  sogen,  „rationelle“  Grundsteuer,  wegen 
ihrer  unv er m eidlichen  grossen  und  in  Folge  der  ver- 
schiedenen Entwicklung  der  einzelnen  Landestheile 
immer  grösser  werdenden  Ungleichmässigkeit  und 
schon  dadurch  bedingten  Stabilität,  wenigstens  in 
einem  grösseren  Staate,  keine  passende  Staatssteuer 
für  allgemeine  Staatsbedürfnisse  und  vollends  unge- 
eignet ist,  mit  — ohne  Willkühr  wieder  kaum  anders  als  gleich 
hoch  zu  stellenden  — Steuerzuschlägen  für  den  wachsen- 
den Staatsbedarf  belegt  zu  werden. 
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Nur  durch  beständige,  in  kurzen  Zeiträumen  erfolgende 
und  eingreifende  Revisionen  Hesse  sich  diese  Steuer  für 
die  Deckung  des  Staatsbedarfs  geeigneter  machen.  Aber  solche 
Revisionen  sind  steuertechnisch,  dann  wegen  des  Kostenpuncts 
schwer  ausführbar  und  wegen  schwerer  anderweiter  Bedenken, 
welche  aus  der  ökonomischen  Natur  des  Grundeigenthums,  be- 
sonders des  ländlichen,  und  aus  dessen  Bewirthschaftung  folgen, 
zu  beanstanden.  Ist  die  Grundsteuerveranlagung  und  die  Steuer- 
repartition,  wie  in  Frankreich,  aber  einmal  thatsächlich  längere 
Zeit  unverändert  geblieben,  so  wird  nicht  nur  jede  Revision 
technisch  immer  schwieriger,  kostspieliger  und  in  ihren  Ergeb- 
nissen unsicherer,  müsste  sie  nicht  nur  zu  einer  fast  völligen  Er- 
neuerung der  Katastriruug  führen:  sie  schneidet  ausserdem 
in  die  Reinerträge,  die  nach  Abzug  der  neuen  Steuer 
bleiben,  und  dadurch  in  die  Wertbe  des  Grundeigen- 
thums so  bedeutend  ein,  dass  man  wieder  kaum  wragen  wird, 
die  Neu  vertheil  ung  der  Steuer  danach  zu  bewerkstelligen.  Die 
französischen  Enqueten  von  1851  und  1879  sind  eben  deshalb  auch 
ohne  practischen  Erfolg  geblieben. 

Im  Jahre  1S84  hat  eine  eigene  Commission  im  Finanzministerium  die  Ergebnisse 
der  Enquete  von  1879,  welche  zuvor  in  den  Departements  den  Gcneralräihen  vorgelegt 
worden  waren,  zu  prüfen  gehabt.  Die  Gencralräthe  hatten  sich  im  Allgemeinen 
günstig  über  die  Genauigkeit  der  Ergebnisse  geäussert.  Heim  Beginn  der  Arbeit 
(1879)  hatte  man  übrigens  zur  Beruhigung  der  Bevölkerung  amtlich  versichert,  dass 
die  etwaige  Ausgleichung  der  Ungleichraässigkeiten  einzig  durch  Entlastungen, 
nicht  durch  Erhöhungen  erfolgen  könne:  wiederum  im  Widerspruch  mit  den  noth- 
wendigen  fiscalischen  Anforderungen,  aber  nach  Lage  der  Dinge  und  Interessen  ebenso 
characteristisch  als  begreiflich.  Im  Ministerium  herrschte  die  Ansicht,  dass  ohne  eine 
gleichzeitige  Revision  der  Individualrepartition,  daher  des  Parcellarkatasters  eine  Aus- 
gleichung auch  nicht  wohl  statthaft  sei.  Ebenso  galt  die  letztere  für  störend  für  die 
Departemental-  und  Communalfinanzen  wegen  des  Zuschlagsystems.  Die  genannte 
Centralcommission  erklärte  die  Ergebnisse  der  Enquete  von  1879  11’.  für  hinlänglich 
zuverlässig.  Der  Antrag  auf  eine  allgemeine  Ausgleichung  wurde  indessen 
abgelehnt,  ähnlich,  aus  fiscalischon  Gründen,  der  eines  Erlasses  von  11.8  Mill.  Frcs. 
des  Principals  in  den  über  den  Durchschnitt  überlasteten  Departements.  Die  Com- 
mission entschied  sich  schliesslich  dahin,  der  Regierung  zu  ratlicn.  einen  Theil  des 
Contingents  der  „unbebauten“  Grundstücke  auf  dasjenige  der  für  weniger  hoch  be- 
steuert geltenden  „bebauten“  zu  übertragen,  zuvor  aber  eine  Revision  der  Einschätzung 
des  „bebauten  Eigenthums“  vorzunehmen.  Die  Kosten  dafür  wurden,  je  nach  der 
Mitberücksichtigung  oder  nicht  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  und  der  Thür-  und 
Fenstersteuer  dabei,  auf  4 — 2 Mill.  Frcs.,  die  Zeitdauer  auf  2 — 1 Jahr  veranschlagt. 
Für  die  Enquete  von  1879  If.  war  ein  Credit  von  1 Mill.  eröffnet  gewesen.  Bis  jetzt 
ist  es  zu  einer  weiteren  Reform  und  Veränderung  der  Rcpartition  und  der  Contin- 
gente  nicht  gekommen.  Durch  das  Finanzgesetz  vom  8.  August  1885.  Art  .84,  wurde  auch 
eine  Aufnahme  allen  „bebauten  Eigenthums“  und  Schätzung  seines  wirklichen  Mieth- 
werths  angeordnet  und  dafür  später  ein  Credit  eröffnet  (tiesetz  vom  8.  Juni  1887). 
Diese  Aufnahme  ist  jetzt  im  Gang  und  schreitet  rasch  vor. 

$.  186.  2.  Katastrir ung.  Die  Nothwendigkeit  einer  allge- 
meinen Bodenkatastrirung  zur  besseren  Vertheilung  der  alteren 
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dirccten,  meist  den  Grundbesitz  treffenden  Steuern  (Taille  u.  s.  w.) 
hatte  man  in  Frankreich  schon  in  den  letzten  Jahrzehnten  des 
ancien  regime  empfunden  und  wiederholt  ernstlicher  an  eine  solche 
Operation  gedacht  (§.  59).  Die  politischen , vornemlich  in  den 
ständischen  Verhältnissen  liegenden  und  die  technischen  Schwierig- 
keiten der  Sache  hinderten  aber  ein  Vorgehen  damit.  Durch  die 
Revolution  waren  die  ersteren  beseitigt,  nur  die  letzteren  geblieben. 
Die  unruhigen  Zeitverhältnisse,  die  dringenden  Finanzbedürfnisse 
Hessen  es  aber  auch  jetzt  nicht  sobald  zu  einer  so  langwierigen 
und  kostspieligen,  geordnete  ruhige  Verhältnisse  fast  unbedingt 
voraussetzenden  Operation  kommen,  wenn  man  deren  Unentbehr- 
lichkeit für  die  zweckmässige  und  gerechte  Durchführung  des  neuen 
Steuersystems  auch  von  vornherein  nicht  verkannte.  Ueber  parla- 
mentarische und  legislative  Monologe  in  Betreff  der  Noth  wendigkeit 
einer  Katastrirung  kam  man  bis  zur  Zeit  des  Consulats  nicht 
hinaus.  Erst  hier  begann  die  Ausführung,  anfangs  indessen  nach 
Plänen,  welche  dein  Gedanken  einer  Verkleinerung  und  Verein- 
fachung der  riesigen  Arbeit  entsprungen  waren,  sich  aber  bald  als 
unzureichend  für  den  Zweck,  namentlich  für  die  Grundsteuer- 
veranlagung der  einzelnen  Besitzer  erwiesen  (Katastrirung  nach 
„C ultu rmassen“,  Versuch  einer  Beschränkung  der  Katastrirung 
auf  eine  grössere  Anzahl,  1900,  Mustergemeinden  und  Anwendung 
der  dabei  erhaltenen  Ergebnisse  auf  die  übrigen  48,000).  Man 
schritt  daher  nach  diesen  vergeblichen,  zeitraubenden  und  immer- 
hin schon  kostspieligen  Vorarbeiten  (20  Mill.  Frcs.)  zur  letzten 
Consequenz,  zur  Katastrirung  der  einzelnen  Parcellen  (Gesetz 
vom  15. — 25.  September  1807).  Eine  Arbeit,  welche  nur  langsam 
fortschreiten  konnte,  so  dass  beim  Sturz  Napoleon's  I.  erst  V4  von 
Frankreich  vermessen,  Vs  katastrirt  war  und  die  ganze  von  den 
späteren  Regierungen  fortgesetzte  Arbeit  im  Wesentlichen  erst  1845, 
vollständig  im  continentalen  Frankreich  erst  1850,  in  Corsica  (bis 
auf  kleine  noch  heute  verbliebene  Reste)  erst  1858  und  in  den 
neuen  ehemals  italienischen  Departements  noch  gegenwärtig  nicht 
ganz  vollendet  ist.  Die  Kosten  sind  bis  um  1850  schon  auf 
150  Mill.  Frcs.  berechnet  worden,  also  etwa  auf  den  einjährigen 
Betrag  des  Principalcontingents  (nach  dessen  Reductionen  nach 
1821).  Dieselben  sind  bis  1821  vom  Staate,  seitdem  überwiegend 
von  den  Departements  getragen  worden.  Die  ursprünglich  be- 
absichtigte Benutzung  des  Katasters  zur  Vertheilung  der  Grund- 
steuer auch  unter  den  Gemeinden  und  Arrondissements  eines 
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Departements  ist  nach  verschiedenen,  ungenügend  ausgefallenen 
Versuchen  und  nach  bereits  früher  erfolgter  Beschränkung  der  Be- 
nutzung des  Katasters  zur  Verkeilung  des  Departementalcontingents 
auf  die  Arrondissements  desselben  Departements  (1813),  dann  des 
Arrondissementscontingents  auf  die  Cantone  desselben  Arrondisse- 
ments (1818)  seit  1821  definitiv  aufgegeben  worden.  Seitdem  dient 
das  Kataster  ausschliesslich  zur  In d i v i d u al re parti ti on 
unter  den  Grundstücken,  bez.  Grundbesitzern  jeder 
Gemeinde  (Gesetz  vom  21.  Juli  1821).  Im  Jahre  1850  ward 
den  Gemeinden  das  Recht  ertheilt,  auf  Verlangen  des  Municipal- 
raths  und  unter  Beistimmung  des  departementalcn  Generalraths 
auf  Gemeindekosten  eine  Revision  oder  Erneuerung  des 
Katasters  vorzunehmen,  wenn  mindestens  30  Jahre  seit  der 
Katastrirung  verflossen  sind.  (Gesetz  vom  7.  August  1850,  Art.  7). 
Von  diesem  Rechte  ist  nicht  besonders  oft  Gebrauch  gemacht 
worden.  Gegen  seine  Anwendung  stemmen  sich  in  den  Gemeinden 
ähnliche  Interessen,  wie  gegen  die  Veränderung  der  localen  Con- 
tingente  selbst. 

S.  bes.  Stourm,  I,  192 — 200.  Vigncs,  I.  32  ff,  von  Hock,  S.  118  ff.,  von 
Kaufmann,  S.  17(3,  Block 's  dict.  Art.  cadastre.  Bei  dem  Versuch  eines  blossen 
„Oulturmasscn  - Katasters“  vermied  man  die  mühsame,  zeitraubende  und  kostspielige 
Abmessung  und  Einschätzung  der  einzelnen  Farcellcn  und  beschränkte  sich  auf 
diejenige  der  im  Zusammenhang  liegenden  analogen  Culturcn.  Eine  Ncukatastrirung 
ist  im  Ganzen  zwischen  1828  — S3  in  2205  Gemeinden  von  ca.  36,100  erfolgt,  meist 
solchen  mit  stark  zersplittertem  Grundbesitz  (Bull.  XIV.  600,  XVI,  182),  speciell  nach 
dem  Gesetz  von  1850  sogar  nur  in  328  Gemeinden,  wovon  bei  Weitem  die  meisten 
im  Departement  Nord,  wo  die  fortgeschrittene  Pareellirung  nach  dem  ersten  Kataster 
0.38,  nach  dem  zweiten  bloss  0.29  Hectarc  pro  Parcelle  und  bez.  2.23  und  1.85  pro 
Eigenthümer  ergab. 

§.  187.  Die  Katastrirung  selbst  erfolgte  in  Frankreich,  wie 
in  den  meisten  neueren  Grundsteuerkatastrirungcn  nach  dem  System 
des  Parcellar -Reinertrags-  und  Classenkatasters  mit  der 
Einschätzung  der  einzelnen  Parcellen  in  die  Bonitätsclassen  jeder 
Culturart  nach  Typen-Grundstüeken.  Sie  bietet  nur  einzelnes 
Eigentümliche,  wovon  Einiges  in  den  nächsten  §§.  mit  erwähnt 
wird,  während  eine  allgemeine  Darstellung  hier,  unter  Verweisung 
auf  die  allgemeine  Lehre  von  der  modernen  Grundsteuer,  imterbleiben 
kann.  Auch  auf  eine  specielle  Kritik  braucht  hier  nicht  eingegangen 
zu  werden.  Das  System  hat  auch  in  Frankreich  dieselben  allgemeinen 
Vorzüge  und  Nachtheile  gezeigt  wie  in  anderen  Landen. 

Vgl.  vorläufig  über  die  Grundsteuer  im  Allgemeinen  und  über  die  ..Kataster- 
systeme“ meine  Abh.  directe  Steuern  im  Schön berg’schen  Handbuch  der  politischen 
Oekonomie,  2.  Aull.,  III.  230  ff..  241  ff.,  auch  S.  210. 

Erschwerend  für  die  Lösung  der  Hauptaufgabe,  die  richtige,  wenigstens  ver- 
hältnissmässige  Ertragseinsch&tzuug,  wirktet!  wohl  gerade  in  Frankreich 
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manche  Umstände.  So  der.  dass  es  sich  um  ein  so  grosses  Gebiet  mit  sehr 
verschiedenen  Boden-  und  Besit/.vcr hältuisscn.  auch  Culturen  handelte; 
dass  der  französische  Grundbesitz  nach  den  Eigen  th  ums  Verhältnissen  zum  Theil  sehr 
zersplittert  und  die  einzelnen  Besitzungen  gewöhnlich  stark  parcellirt  sind, 
daher  die  Zahl  der  Parcellen  eine  riesige  und  deren  Grösse  oft  sehr  klein  ist;  dass 
die  Katastrirung  Jahrzehnte  dauerte,  in  den  verschiedenen  Landestheilcn  zu 
verschiedener  Zeit  und  von  einem  verschiedenen  technischen  Personal  durchgeführt 
wurde,  was  von  vornherein  Ungleichen ässigkeiten  auch  schon  der  ersten  Ertrags- 
einschätzung bewirken  musste.  Die  speci tischen  Mängel,  welche  dem  P a reell ar- 
kataster  aus  solchem,  verglichen  mit  einem  freilich  direct  nicht  wohl  herzustcllenden 
..Gutskataster“,  principiell  anklebeu,  weil  die  Zusammenfassung  der  Parcellen  Eines 
Besitzers  zu  einer  Besitz-  und  Wirtschaftseinheit  unbeachtet  bleibt,  müssen 
bei  der  französischen  Rodcnparccllirung  nothwendig  in  besonderem  Maasse  hervor- 
treten. zumal  bei  der  landwirtschaftlichen  Hauptcultur,  dem  eigentlichen  Feldbau. 
Das  Gleiche  wird  von  den  speci  tischen  Mängeln  des  stets  unvermeidlich  auf  unsicheren 
Rechnungs-  und  Schätzungsoperationen  beruhenden  Reinen  ragskatasters  als 
solchen,  verglichen  mit  dein  Werth-  oder  V erk  ehr skataster  gelten,  da  die 
Fehlerquellen  bei  erstcrem  mit  grösserer  Parcellirung  wohl  progressiv  stärker  werden. 
Die  ungemein  viel  höheren  Einschätzungszahlen  in  den  Enqueten  von  1 S5 1 und  1879  tf. 
gegenüber  den  Katastraleinschützungen  legen  die  Vermutung  nahe,  dass  die  letzteren 
schon  von  vornherein  viel  zu  niedrig  waren;  die  Ertrags-  und  Werthsteigerung  also 
teilweise  wohl  nur  eine  rechnungs  massige,  keine  wirkliche  ist.  Aber  wie 
sich  die  wirklichen  Erträge  zn  den  katastralen  in  den  verschiedenen  Gegenden  und 
Einzelfällen  schon  anfangs  verhalten  haben  mögen,  das  bleibt  unbekannt.  Nur  aus 
der  ganzen  Art  der  Ertragskatastrirung  lässt  sich  schliessen.  dass  hier  grosse  Diffe- 
renzen vörhanden  gewesen  sein  werden.  Man  wird  daher  in  der  Annahme 
kaum  irren,  dass  die  Gru nds teuerv er tbe ilu ng  unter  den  Grundbesitzern 
innerhalb  der  Gemeinden  nach  dem  Kataster  auch  sehr  grosse  Ungleichinässig- 
keiten  und  mit  der  verschiedenen  Entwicklung  der  Verhältnisse  der  einzelnen  Besitzer 
und  Wirte  ebenfalls  immer  mehr  Ungleichmässigkeitcn  an  sich  haben  wird , ähnlich 
wie  bei  den  localen  Contingenten  (S.  441).  Die  Benutzung  des  Katasters  gerade  zur 
Verteilung  des  communalen  Gontingents  auf  die  einzelnen  Besitzungen  ist  daher  auch 
von  zweifelhafter  Berechtigung,  wenn  man  die  Erzielung  wenigstens  verhältniss- 
mässig  gleichmässiger  Stcucrbelastung  der  einzelnen  Grundbesitzer  damit  erreichen 
will.  Bei  der  grossen  Abhängigkeit  des  wirklichen  Reinertrags  eines  landwirt- 
schaftlichen Anwesens  von  dem  Grade  der  Parcellirung,  Arrondirung,  von  der  Lage 
der  Parcellen  zum  Gutshof  und  zu  einander,  der  Zugehörigkeit  derselben  zu  Gütern, 
verschiedener  Grösse  — die  französische  Annahme  „mittlerer“  Gutsgrössen  tbut  eben 
wieder  den  realen  Verhältnissen  Zwang  an  — , endlich  von  der  Persönlichkeit  des 
Wirts  einer  Besitz-  und  Wirtschaftseinheit  kann  inan  selbst  zweifeln,  ob  die  fran- 
zösische Praxis,  unmittelbar  nach  dein  Kataster  grade  die  Individ  ualrepartition 
der  Grundsteuer  vorzunehmen,  nicht  noch  anfechtbarer  ist,  als  die  Benutzung  des 
Katasters  für  die  Feststellung  der  localen  Contingenfe  sein  würde,  welche  man  in 
Frankreich  vermieden  hat.  Denn  hier  würden  wohl  eher  Ausgleichungen  zwischen 
ungleichmässigen  Einschätzungen  vor  sich  gehen,  als  innerhalb  ein  und  derselben 
Gemeinde  bei  dem  Besitzer  verschiedener  Parcellen. 

Durch  die  Katastrirung  und  die  partiellen  Erneuerungen  derselben,  sowie  durch 
die  früher  genannten  mehrfachen  Enqueten  und  versuchsweisen  Neueinschätzungen  ist 
sehr  viel  interessantes  statistisches  Material,  besonders  auch  Uber  die  Besitz-  und 
Parcelli  ru  n gsverhältnisse,  hervorgefördert  worden,  das  allerdings  agrarstatistisch 
noch  wichtiger  als  steuerstatistisch  ist.  Aber  die  Schwierigkeit  der  Lösung  des  Problems 
einer  allgemeinen  französischen  Grundsteuer  ist  nach  solchen  statistischen  Daten  der  Besitz- 
end Parcellirungsverhältnisse  erst  recht  zu  würdigen  und  die  notorische  Mangelhaftigkeit 
der  Ergebnisse  der  grossen  mühevollen  und  kostspieligen  Katastrirungsarbeit  wird  dann 
auch  leicht  begreiflich.  Nur  einige  wenige  Daten  zum  Beleg.  (Vielerlei  aus  der  neuesten 
und  der  lSöler  Enquete  im  Bull.,  so  VI,  110,  185,  248  Uber  1851,  aus  dein  Kataster 
u.  a.  XVII,  613  lf).  Nach  dem  Kataster  war  der  französische  Boden  52,153,150  ha, 
davon  steuerpflichtiger  „nicht  bebauter“  49.144.677  ha,  desgleichen  „bebauter“ 
244,893  ha,  nicht  steuerpflichtiger  2, 763, SSO;  die  Zahl  der  Eigenthüiner  11,036,601, 
der  Parcellen  126,079,962,  also  pro  Eigenthümer  4.7  ha,  pro  Parcelle  0.41  ha. 
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(Bull.  XVII,  625).  Ferner  war  die  Zahl  der  Grundsteuerquoten  (sog.  cotes) 
(Bull.  XVI,  156,  XIX,  624  und  mehrfach.  S.  auch  Kaufmann,  S.  184  ft'.): 

1835  10,893,528 

1858  13,118,723 

15o-  i 14,271,167  bebaute  \ 

11-85  \ 0,579,799  nicht  bebaute  ) <*»”**<*'’• 

Die  Zahl  der  kleinen  Quoten  bis  5 Frcs.  Steuer  (Principal  und  Zuschläge)  war 
hiervon  1835  47.79,  1858  50.97,  jetzt  51.33%-  lst  also  in  stetiger  Zunahme  begriffen. 
In  den  2265  neukatastrirten  Gemeinden  war  (Bull.  XVI,  182): 


bei  der  ersten  bei  der  neuen 
Katastrirung. 


Umfang  des  steuerpflichtigen  Bodens,  ha  2,645,765  2,681,942 

Zahl  der  Parcellen 7,628,528  8,068,469 

Zahl  der  EigcnthUir.er 730,524  813.180 

Mittlere  Grösse  der  Parcelle,  ha  . . . 0,35  0.33 

Desgl.  des  Besitzthums,  ha 3.62  3.30 


Einen  besonders  guten  Einblick  in  die  grosse  Besitzzersplitterung  giebt  eine 
neuerdings  erfolgte  amtliche  Zusammenstellung  der  Grössen  der  Besitzungen,  im 
Bull.  XVI,  180  (für  die  einzelnen  Departements,  S.  158 — 179).  Hiernach  war  in 
ganz  Frankreich,  mit  Ausnahme  von  Paris  und  364  noch  nicht  katastrirten  Gemeinden 
in  Corsica,  Savoien  und  Obersavoicn,  das  Ueberwiegen  der  ganz  kleinen  Besitzungen 
doch  sehr  bedeutend,  wie  folgende  üebersicht  zeigt  (weitere  Einzelheiten  in  Betreff 
der  hier  fehlenden,  mittleren  Kategorien  von  2 — lOo  ha.  Bull.  XVI,  ISO). 

Kategorie.  Zahl  der  Flächeninhalt  Procent  Proceut  des 

Stcuerquotcn.  ha.  der  Zahl.  Flächeninhalts. 


0—10  a . . . . 

10—20  a . . . . 

20—50  a . . . . 

50 — 100  a . . . . 

2,670,512 

1,444,951 

2,482,380 

1.987,480 

108,231 

213,789 

825,784 

1,426,785 

18.98 

10.28 

17.64 

14.12 

0.22 

0.43 

1.66 

2.88 

Zusammen 

8,585,323 

2,574,589 

61.02 

5.19 

1—2  ha 

1,840,045 

2,636,867 

13  07 

5.34 

Total 

14,074,801 

49,388,304 

100.00 

100.00 

Davon  nur  grössere  Be- 
sitzungen 1 00-  200  ha 

31,567 

4,338,240 

0.22 

8.79 

Ueber  200  ha  . . . 

17,676 

8,017,542 

0.12 

16.23 

Welche  Aufgaben  der  Katastrirung! 

Uebcr  die  leitenden  Grundsätze  der  Katastrirung.  besonders  des  Ver- 
messungs-  und  des  Einschätzungsverfahrens,  s.  ausser  den  Gesetzen  (3.  frimaire 
VII.  oder  28.  November  1798,  15.— 25.  September  1807,  31.  Juli  1821)  besonders  den 
amtlichen  recueil  methodique  des  lois,  dticrets,  rcglemcnts,  instructions  etc.  sur  le  cadastre 
de  la  France  von  1811 ; feiner  spätere  Reglements  vom  3.  Octobcr  1821,  15.  März  1827. 
Bibliographie  der  Literatur  des  französischen  Katasters  bei  Block,  Art.  cadastre,  p.  309 
und  Art.  contrib.  dir.,  No.  64 ff.  Kurze  systematische  Darstellung  des  französischen 
Katasterwesens  in  dem  ersten  Artikel,  eingehender  in  Perroux-Joppen,  No.  160  ff. 


§.  188.  3.  Unter  den  einzelnen  Eigentümlichkeiten  der 
französischen  Grundsteuer  und  ihrer  Katastrirung  mögen  hier 
folgende  als  beachtenswert!)  hervorgehoben  werden. 

a)  Der  Umfang  der  Grundsteuer  ist  in  Bezug  auf  die  ihr 
unterliegenden  Grundstücke  weit  gezogen  und  mehrfach  eigen- 
tümlich bestimmt.  Namentlich  ist  ausser  dem  gewöhnlich  überall 
der  modernen  Grundsteuer  unterworfenen  land-  und  forstwirt- 
schaftlich oder  in  einer  diesen  verwandten  Weise  benutzten 
Boden  auch  der  mit  Gebäuden  bebaute  und  der  verschiedenen 
anderen  Verwendungszwecken  dienende  Boden  zur  Grund- 
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Steuer  herangezogen.  Ausserdem  unterliegt  aber  bei  Gebäuden 
auch  das  Gebäude  selbst,  bez.  dessen  Ertrag  der  Grundsteuer, 
welche  also  insofern  in  Frankreich  in  doppelter  Weise  auch  zugleich 
eine  Gebäudesteuer  mit  umlässt.  Erst  jüngst  ist,  nach  länger 
gehegtem  Plane,  eine  förmliche  Theilung  dieser  Grundsteuer 
in  eine  solche  vom  „nicht  bebauten“  Grundeigenthum  (agra- 
rischem u.  s.  w.)  und  vom  „bebauten“  (den  Häusern  u.  s.  w.) 
erfolgt  und  so  eine  eigentliche  Gebäudesteuer,  ausser  der 
bestehen  gebliebenen  Thür-  und  Fenstersteuer  und  der  Mobiliar- 
Steuer,  geschaffen  worden  (Gesetz  vom  29.  Juli  1881).  Doch  ist 
diese  Theilung  der  Grundsteuer  mehr  von  formeller,  als  von  prin- 
cipielier  und  practischer  Bedeutung,  indem  insbesondere  kein 
anderes  als  das  bisher  geltende  Veranlagungs-  und  Einschätzungs- 
verfahren damit  eingeftlhrt  worden  ist.  Es  ist  daher  auch  ganz 
richtig  die  alte  Bezeichnung  „Grundsteuer“  die  gemeinsame,  für 
beide  nunmehr  geschiedene  Theile  dieser  Steuer  geblieben. 

u)  Gebäude-Grundsteuer.  Die  Bodenfläche  (area),  auf 
der  das  Haus  steht,  wird  nach  dem  Satze  des  besten  Acker- 
landes (1.  Bonitätsclasse)  der  Gemeinde,  das  Gebäude  selbst 
nach  seinem  Miethwerth,  unter  entsprechendem  Abzug  für  die 
Bodenfläche,  zur  Steuer  veranlagt. 

Bei  Wohnhäusern  und  Fabriken,  wie  ähnlichen  gewerblichen  Gebäuden 
soll  der  10jährige  Durchschnitt  des  Miethwerths  zu  Grunde  gelegt  und  behufs  Be- 
rechnung des  steuerpflichtigen  Reinertrags  bei  den  Wohnhäusern  von  diesem  Werth 
V4,  bei  den  gewerblichen  Gebäuden  ’/a  für  Abnutzung.  Unterhaltungs-  und  Reparatur- 
kosten abgesetzt  werden.  Das  Minimum  des  so  verbleibenden  Ertrags  muss  aber,  je 
nach  der  Zahl  der  Stockwerke  des  Hauses  (1-,  2 und  mehrstöckig)  das  2-,  3-  und 
4 fache  des  Satzes  der  besten  Bonitätsclasse  in  der  Gemeinde  für  die  dem  Ackerbau 
durch  das  Haus  entzogene  Bodenfläche  erreichen.  Für  die  Veranlagung  der 
Gebäude  wird  auch  in  Frankreich  zwischen  dem  platteu  Lande  und  den  kleineren 
Orten  einer-,  den  grösseren  Orten  (Städten)  anderseits  unterschieden,  wie  in  Oesterreich. 
Preusscn  u.  a.  L.  in.  Dort  werden  die  Häuser  in  der  Kegel  in  Classcn  (bis  10) 
gebracht,  hier  einzeln  veranlagt.  Letzteres  pflegt  auch  allgemein  bei  industriellen 
Gebäuden  zu  geschehen.  Die  zum  landwirtschaftlichen  Betrieb  dienenden  Gebäude 
entrichten  nur  die  Boden  flächensteuer  nach  dem  Satz  des  besten  Ackerlands  der 
Gemeinde.  Durch  manche  casuistische  Bestimmungen  werden  ausserdem  bei  den 
Gebäuden  die  verschiedenen  Verhältnisse  berücksichtigt.  Neubauten  u.  dgl.  unter- 
liegen in  den  ersten  2 Jahren  nur  der  bisherigen  Steuer  der  Bodenfläche,  erst  vom 
dritten  Jahre  an  der  durch  die  Normen  für  Gebäude  festgestellten  Grundsteuer.  Die 
erneuerte  Einschätzung  der  Gebäude  erfolgt  alle  10  Jahre.  S.  Perroux- 
Joppen,  No.  219  II'.,  mit  den  Stellen  aus  dem  Gesetz  v.  3.  friin.  VII.  und  aus  dem 
recucil  method. 

Ueber  die  Trennung  der  Grundsteuer  in  die  genannten 
beiden  Abtheilungen  bestimmte  das  Finanzgesetz  vom  29.  Juli  1881 
Art.  2,  Alinea  3 bloss:  „Le  revenu  cadastral  afferent  pour  1882 
aux  proprietes  bäties,  abstraction  fait  de  celui  du  sol,  sera 
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separe  des  autres  revenus  figurant  aux  matrices  cadastrales  et 
generales,  et  sera  inscrit  a part  dans  les  dites  matrices“. 

Mit  Hilfe  eines  besonderen  Credits  wurde  diese  Operation  dann  dnrchgefükrt. 
(Bull.  X,  82,  Block,  supplem.  g&n6r.  1878/84,  p.  132,  woselbst  das  betreffende 
Circular  des  General -Üirectors  der  directen  Steuern  vom  20.  December  188 IX  Das 
Ergebniss  war  in  1884  für  das  Principal  (nicht,  wie  Kaufmann  S.  174  sagt, 
inclusive  Zuschlagcentimen)  118,050,252  Frcs.  für  die  Grundsteuer  der  nicht- 
bebauten,  57,070,621  Frcs.  für  die  der  bebauten  Grundstücke,  richtiger  gesagt, 
der  Gebäude,  da  die  Bodenfläche  der  letzteren  bei  der  Grundsteuer  der  „uicht  be- 
bauten Grundstücke“  angesetzt  geblieben  ist,  zusammen  175,720.873  Frcs  (Bull.  XIII, 
119,  woselbst  auch  die  Vcrtheilung  nach  Departements).  Seitdem  wird  in  den  Etats 
und  Finanzgesetzen  diese  Theilung  festgehalten.  Durch  die  letztere  hat  sich  die  Zahl 
der  individuellen  Steuerquoten  bei  der  Gesammtgrundsteuer  natürlich  sehr  vermehrt. 
S.  die  Zahl  o.  S.  447.  Statistik  der  Gebäudearten  nach  dem  Kataster  im  Bull.  XVII, 
017  ff.  (aus  dem  1871  allein  unverbrannt  gebliebenen  Bande,  s.  o.  S.  447). 

Eine  endgiltige  Reform  der  Gebäudestcuer  ist  durch  diese 
Maassregel  nicht  erreicht  worden.  Es  ergiebt  sich  nur  eher  die 
Möglichkeit,  wie  schon  öfters  geplant  war,  die  Grundsteuer  des 
„bebauten  Eigenthums“  allein  zu  erhöhen.  Eine  allgemeine  Maass- 
regel dieser  Art  bleibt  jedoch  misslich,  da  in  den  einzelnen  Städten 
und  auf  dem  platten  Lande  die  Verhältnisse  zu  verschieden  sind, 
die  agrarische  Grundsteuer  ohnedem  fast  stabil,  die  Gebäudegrund- 
steuer durch  Neubauten  u.  s.  w.  in  Zunahme  begriffen  ist  — sie 
bat  sich  seit  1835  im  Principal  immerhin  um  ca.  84  °/0  vermehrt  — 
und  die  Gebäude  ausserdem  noch  direct  oder  indirect  durch  die 
zwei  anderen  directen  Steuern,  die  Thür-  und  Fenster-  und  die 
Mobiliarsteuer,  getroffen  worden.  Eine  tiefere  Reform  müsste  wohl 
zu  einer  völligen  Abtrennung  der  Gebäudesteuer  von  der  Grund- 
steuer, zur  Beseitigung  der  getrennten  Besteuerung  der  Boden- 
fläche des  Hauses  und  des  letzteren  selbst  und  zur  Verschmelzung 
der  Gebäudesteuer  mit  der  Thür-  und  Fenstersteuer  führen,  wobei 
die  Unterscheidung  der  Gebäude  c lassen  Steuer  und  der  Gebäude- 
zinssteuer, nach  österreichischem  Muster,  dann  strenger  durchzu- 
führen sein  möchte. 

§.  189.  ß)  In  der  Grundsteuer  für  den  „nicht  bebauten“ 
Grundbesitz  werden  Hauptkategorien  von  Culturarten  und 
in  denselben  weitere  Unterabtheilungen  unterschieden. 

In  den  statistischen  Verarbeitungen  des  Materials  nicht  ganz  in  gleicher  Weise, 
namentlich  etwas  verschieden  in  der  Statistik  des  Katasters  (livre  terrier  du  cadastre. 
Bull.  XVII,  013  fl.)  und  in  der  Statistik  der  neuen  Einschätzung  bei  der  Enquete 
von  1879  lf.  (z.  B.  Bull.  XIII,  130).  Die  Hauptkategorien  sind  im  Kataster 
Ackerland,  Wiesen,  Weinberge,  Waldungen  und  verschiedene  Grund- 
stücke, letztere  weiter  unterschieden  in  Gärten  (auch  Obstgärten,  Baumschulen), 
Weidengebüschc  u.  dgl.  (oseraies,  saussaies,  aulnaies),  Steinbrüche  und  Berg- 
werke, Wasserpfuhle  u.  dgl.  (auch  Bewässerungscanäle,  Schwemmen),  Schiff- 
fahrtscanäle (und  die  ihnen  gleichgestellten  Eisenbahnen,  bez.  Bahndämme 
u.  dgl.),  Haide-  und  Weideland  (auch  Torfland,  Sümpfe,  Felsland,  uncultivirtes 

29* 


450  6.  B.  2.  K.  Steuerrecht.  I.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  189,  190. 


üebirgsland,  sonstiger  uncultivirter  Boden),  Teiche,  Oliven-,  Mandel-,  Maul - 
beerpflanzu  ngen  u.  dgl.,  Kastanien  wälder.  In  der  Statistik,  zu  welcher  die 
letzte  grosse  Enquete  führte,  hat  man  7 Hauptkategorien  gebildet  und  die  ein- 
zelnen Unterabtheilungen  in  diese  etwas  anders  eingereiht:  Grundstücke  höherer 
Güte  (Gärten,  Obstgärten,  Hanffelder  u.  dgl.),  Ackerland  und  demselben  gleich- 
gestelltes Land  (darunter  der  Boden  des  „bebauten“  Eigenthums,  Wasserstücke,  Pfuhle, 
Baumschulen,  Canäle,  Eisenbahnen  u.  s.  w.).  Wiesen  (Grasplätze  u.  dgl.),  Wein- 
land,  Waldungen  (auch  Weidengebüsch),  Haide-  und  Weideland  (und  anderes 
uncultivirtcs),  endlich  Culturen,  die  in  keiner  der  genannten  6 Gattungen  schon 
enthalten  sind.  Es  ergiebt  sich  aus  dieser  Uebersicht  die  weite  Ausdehnung 
und  „Allgemeinheit“  der  französischen  Grundsteuer,  was  die  steuerpflichtigen 
Grundstücke  anlangt.  Die  Einschätzungsgrundsätze  für  diese  verschiedenen 
„Culturen“  weichen  in  Einzelheiten  von  einander  ab.  Siehe  besonders  das  Gesetz  vom 

з.  frirn.  VII.  und  recueil  rnethod.;  danach  Perroux-Joppen.  Ko.  172  ff.  Block, 
dict.  Art.  contrib.  dir.  No.  66  ff.,  auch  Art.  cadastre.  Für  Ocdland  u.  dgl.  muss 
mindestens  ein  Ertrags-  und  Steuerminimum  von  50,  bez.  10  Cent,  per  Hectar  an- 
gesetzt  werden.  Boden,  welcher  bloss  zu  Vergnügungszwecken  dient,  Lustgärten 

и.  dgl.,  wird  der  höchsten  Bonitätsclasse  des  Ackerlandes  in  der  Gemeinde 
gleichgestellt.  Bergwerke  zahlen  Grundsteuer  nach  der  Grösse  der  benutzten  0 b er- 
fläche,  in  der  Höhe  das  Satzes  der  angrenzenden  Grundstücke,  Schifffahrts- 
canäle und  nach  deren  Analogie  Eisenbahnen  für  den  benutzten  Boden  (abgesehen 
von  dem,  der  Gebäude  trägt)  im  Verhältnis  des  besten  Ackerbodens  der  Ge- 
markung. Ueber  die  immer  besonders  schwierige  Veranlagung  von  W ein  1 and  und 
Waldungen  s.  die  gesetzlichen  Bestimmungen  an  den  genannten  Stellen.  Die  Ver- 
heerung des  Wcinlands  durch  die  Reblaus  hat  auch  für  die  Aufrechthaltung  der 
Grundsteuer  Schwierigkeiten  bereitet  und  sind  Steuererlasse  und  Ermässigungen 
mittelst  des  Aushilfsfonds  (S.  426)  gewährt  worden.  Das  neue  Gesetz  v.  1.  Dec.  1887 
gewährt  z.  B.  in  den  von  der  Reblaus  afficirtcn  Departements  zeitweilige  Befreiungen 
von  der  Grundsteuer  für  jüngere  als  4jährige  Rebenpflanzungen,  ä Conto  des  fonds 
de  non-valeurs.  Die  letzte  EnquCte  erwies  u.  A.,  dass  von  823.509  ha  Weinland 
231,763  (mit  einem  Katas  tral ertrag  von  4,398.372  Frcs.)  keinen,  338,168  ha  bereits 
von  der  Reblaus  angegriffenen  Bodens  einen  erheblich  verminderten  Erfrag  ergaben, 
23,148  ha  neu  bepflanzt,  nur  230.091  ha  noch  unversehrt  waren  (Bull.  XIII,  318). 
Für  uncultivirtcs  Land,  sowie  für  cultivirtes,  das  mit  Weinstöcken.  Maulbeerbäumen, 
Obstbäumcn  bepflanzt  wird,  bleibt  die  alte  Besteuerung  15 — 30  Jahr  lang  unerhöht. 
Ebenso  wird  die  Anlage  von  Wäldern  durch  niedrigeren  Steuersatz  begünstigt.  (Ree. 
meth.  Art.  111  ff.,  P er roux- Joppen , No.  247  ff). 

In  Betreff  der  Befreiungen  von  der  Grundsteuer  (auch  der 
in  ihr  enthaltenen  Gebäudesteuer)  hat  die  Gesetzgebung  geschwankt, 
wenn  auch  die  Hauptbestimmungen  schon  im  Gesetz  v.  3.  frimaire 
VII.  getroffen  sind.  An  Casuistik  fehlt  es  nicht.  Es  werden 
bleibende  und  zeitweilige  Befreiungen  unterschieden. 

Bleibend  freiist  zunächst  vcräusscrlichcs  und  nicht  veräusserlichcs  ertragloses 
Staats-,  Departemental-  und  Communaleigcnthum , auch  Gebäude,  von  letzteren  auch 
noch  bestimmt  genannte  Kategorien  öffentlicher,  kirchlicher  u.  dgl.  Gebäude.  Das 
ertragsfähige,  für  vcräusscrlich  erklärte  Staatseigenthum  ist  staatsstcuerpflichtig 
wie  Privatbesitz,  also  die  Domänen  u.  dgl.;  durch  ein  besonderes  Gesetz  sind  aber 
die  Staatsforsten  bleibend  befreit  worden  (19.  ventöse  IX.).  Zu  den  Kosten  der 
Vicinalwegc  tragen  diese  jedoch  bei,  seit  1870  auch  für  eine  feste  Summe  zu  den 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Zuschlagccntimen  für  Departemental-  und 
Communalausgabcn.  S.  die  Zusammenstellung  der  durch  verschiedene  Gesetze, 
Verordnungen,  Staatsrathentscheidungen  gegebenen  Bestimmungen  im  Art.  contrib.  dir. 
in  Block’s  dict.,  No.  101  ff.  und  in  Perroux- Joppen,  No.  230 — 246,  mit  weiteren 
Einzelheiten,  über  Krongut  (nur  staatssteuerfrei),  Privatgut  des  Staatsoberhaupts 
^besteuert),  Gemeindeeigenthum  (im  Allgemeinen  staatssteuerpflichtig),  Stiftungseigen- 
thum  (desgleichen,  in  beiden  letzteren  Fällen  mit  Ausnahme  der  dem  Dienst  be- 
stimmten Häuser).  Beim  Uebergang  von  Staats-  und  sonstigem  öffentlichen  Grund-  und  ' 
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Gebäudeeigenthum  in  Privatbcsitz  tritt  regelmässig  Steucrpllichtigkeit  nach  den  allge- 
in einen  Normen  ein.  Zu  den  zeitweiligen  Befreiungen  gehören  die  oben  genannten 
im  Interesse  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Cultur,  ferner  diejenigen 
für  neue  Gebäude  (S.  448). 

§.  190.  b)  In  den  Grundsätzen  und  in  der  Praxis  des 
E i n sc hätzungs Verfahrens  bietet  die  französische  Grundsteuer 
im  Uebrigen,  wie  bemerkt,  kaum  etwas  Eigentümliches.  Es  werden 
eben  die  Folgerungen  gezogen,  welche  aus  der  Natur  des  einmal 
gewählten  Katastersystems,  des  Par ce llar-,  Reinertrags-  und 
C lasse nkatasters,  mit  Notwendigkeit  abzuleiten  sind. 

Eine  individuelle  Abschätzung  der  einzelnen  Parcellen 
oder  auch  nur  der  einzelnen  ßesitzeinheiten  wäre  bei  einer 
Zahl  von  weit  über  100  Millionen  der  ersteren  und  weit  über 
10  Millionen  der  letzteren  allerdings  nicht  wohl  möglich  gewesen. 
Die  etwaigen  Ergebnisse  hätten  sicher  noch  viel  mehr  Fehler  ent- 
halten, als  bei  dem  gewählten  Einschätzungs-  oder  Classenkataster. 

Fraglicher  ist  es,  ob  man  nicht  allgemeiner  als  erste  Grund- 
lage der  Abschätzung  Verkehrs werthe,  Kauf-  und  Pacht- 
preise, statt  der  doch  nur  durch  eine  rohe  Veranschlagung 
erlangten  und  in  der  That  auch  nur  so  erlangbaren  Ertrags- 
wert he  hätte  bestimmen  können  und  sollen.  Aber  der  Einfluss 
localer  und  temporärer  Verhältnisse  auf  die  Verkehrs  werthe, 
zumal  in  den  unruhigen  Jahrzehnten,  welche  dem  französischen 
Katasterwerk  vorangegangen  sind  und  in  welche  dessen  Aus- 
führung theilweise  noch  hineinfiel,  war  bei  diesen  Werthen  wohl 
in  einem  so  grossen  Staatsgebiete  noch  weniger  betreffs  seiner 
Bedeutung  für  die  Abweichungen  von  normalen  Werthen  fest- 
zustellen und  die  Reduction  der  gefundenen  Werthe  auf  Mittel- 
werthe  wohl  noch  schwieriger  und  unsicherer  als  bei  den  Ertrags- 
wertken. 

Indem  man  bei  letzteren  überall  durchschnittliche  Verhält- 
nisse, in  den  landwirtschaftlichen  und  ähnlichen  Culturen  ge- 
wöhnliche, gemeindeübliche  Wirthscluiftsmethoden  zum  Aus- 
gangspunct  für  die  Bestimmung  der  Katastralertragswerthe  nahm, 
mussten  die  letzteren  freilich  von  vornherein  vielfach  von  den 
wirklichen  Erträgen  mehr  oder  weniger  abweichen,  überwiegend 
wohl,  aber  wieder  in  ungleichem  Grade  in  den  einzelnen  Fällen, 
zu  niedrig  ausfallen,  so  dass  der  reelle  Steuersatz  gleich 
Anfangs  hinter  dem  nominellen,  gewiss  oft  erheblich,  zurück- 
geblieben ist. 
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Man  legte  im  Allgemeinen  15jährige  Durchschnitte  für  die  Berechnung  der 
Roherträge  zu  Grunde,  mit  Ausschluss  der  2 besten  und  schlechtesten  Jahre,  so  bei 
den  Ackerfeldern.  Kleinere  WerthdifFerenzen  wurden  absichtlich  übersehen,  so  in  der 
Bestimmung,  dass  bei  einer  Culturart  in  der  Gemeinde  höchstens  5 Bonitätsclassen  zu 
unterscheiden  seien,  wobei  dann  in  jeder  zwei  Parcellen  als  Typen,  eine  höhere  und 
eine  niedrigere,  ausgesucht  und  durch  Vergleichung  mit  diesen  die  Einschätzung  der 
übrigen  Parcellen  der  Culturart  in  die  Bonitätsclassen  bewerkstelligt  wurden. 

Man  kann  dieses  Verfahren,  ferner  die  gesetzlich  vorgesebriebene 
und  in  der  Katastrirung  befolgte  Methode  der  Rohertrags-  und  der 
Productionskostenveransehlagung  leicht  kritisiren  und  als  „roh“ 
bemängeln,  die  Ergebnisse  davon,  die  Reinertragsschätzungen  daher 
auch  mit  Recht  in  Betreff  ihrer  Zuverlässigkeit  und  selbst  nur 
ihrer  Gleichmässigkeit  beanstanden.  Damit  wird  hier  jedoch  deshalb 
nicht  viel  bewiesen,  weil  einmal  zur  Lösung  der  gestellten 
Aufgabe  nicht  wohl  anders  vorgegangen  werden  konnte.  Die 
Kritik  trifft  die  Aufgabe  selbst,  das  „Grundsteuer-  und  das 
Katastrirungsproblem“  als  solches.  Das  wäre  wohl 
schon  von  Anfang  an  einzusehen  gewesen.  Es  ist  jetzt,  nach  so 
vielen  misslungenen  Erfahrungen,  zu  denen  die  französischen  als 
ein  besonders  lehrreiches  Beispiel  gehören,  nur  leichter  zu  ver- 
stehen. 

Daher  halte  ich  z.  B.  die,  auch  hie  und  da  im  Einzelnen  zu  berichtigende  Dar- 
stellung und  Kritik  von  v.  Kaufmann  (Fin.  Frankreichs , S.  175  ff.),  u.  A.  dessen 
m.  E.  unrichtige  Auffassung  des  Berichts  von  Vandal,  in  mehreren  Puncten  für 
unzutreffend. 

Besondere  Aufmerksamkeit  wird  den  Besitz  Veränderungen 
gewidmet,  die  bei  so  zersplittertem  Grundbesitz  auch  für  die  Er- 
hebung der  Grundsteuer  manche  Mühe  mit  sich  führen. 

Der  Steuerpflichtige  ist  regelmässig  der  Eigentümer  (auch  der  üsufructuar), 
der  jedoch  seine  Pächter  mit  der  Zahlung  betrauen  kann,  was  dem  Steuereinnehmer 
anzuzcigen  ist  und,  wenn  der  Pächter  mehr  als  3 sind,  überhaupt  nur  unter  Mit- 
wirkung des  Steuerdirectors  erfolgen  darf.  Für  jeden  Besitzer  wird  eine  Grundsteucr- 
rolle  angelegt,  in  welcher  die  Quoten  seiner  einzelnen  Parcellen  vereinigt  sind.  Geber 
die  Besitzveränderungen  (inutations)  werden  besondere  Bücher,  jetzt  Blätter  geführt. 
Hier  sind  die  Bcsitzveränderungen  seitens  der  Parteien  anzuzeigen  und  dann  einzu- 
tragen. Bis  dies  geschehen,  bleibt  der  bisher  eingetragene  Eigentümer  für  die  Steuer 
verpflichtet.  (Perroux-Joppen,  No.  170  ff.,  260  ff.). 


b.  Personal-  und  Mobiliarsteuer. 

Gesetzgebung.  (Hauptgesetz)  Decret  vom  13.  Januar,  18.  Februar  1791, 
Gesetz  vom  3.  Nivöse  VII.  (23.  December  179S).  Gesetz  vom  26.  März  1831  (vor- 
übergehende Trennung  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  und  Gestaltung  der  ersteren 
als  Quotitätssteuer).  Gesetz  vom  21.  August  1832,  Grundlage  des  bestehenden  Kechts 
(Wiedervereinigung  der  beiden  Steuern).  Gesetz  vom  4.  August  1844  (Vermehrung 
und  Verminderung  der  Departements- Contingente  um  5°/0  des  zu-  und  abgehenden 
Miethwerthbetrags  von  Neubauten  und  zerstörten  Wohnhäusern).  Porroux-Joppen, 
No.  17 — 24,  2S6 — 306,  410  ff.,  Block,  diction.  Art.  contrib.  dir.,  No.  125 — 179. 
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Literatur.  Die  französische,  meist  die  allgemeine  über  directo  Steuern, 
Bibliographie  bei  Block,  dict.,  S.  673.  Stourm,  I,  ch.  S,  p.  238 — 204  (Historisches). 
Vigncs,  p.  39 — 47;  v.  Hock,  S.  145 — 147;  v.  Kaufmann,  S.  195 — 20S  (auch 
Statistisches).  Statistik,  meist  nur  der  Erträge,  im  Bull.,  IV,  197,  VII,  240, 
XX,  219,  XIX,  621.  F.  Faure,  budgets,  p.  74 — 76  (1S0S — 87).  — Uebcr  die  mit 
der  Gestaltung  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  mehrfach  in  Verbindung  stehenden 
französischen  Pläne  zur  Ausbildung  einer  Einkommensteuer  s.  Yves  Guyot,  l’impöt 
sur  le  revenu,  Par.  1SS6,  und  König,  nouv.  imp.  sur  le  revenu,  2.  cd.,  Par.  1887. 
Gesetzentwurf  des  Ministers  Dauphin  im  Bull.  XXI  (1887),  p.  276,  mit  Motiven 
(nicht  zu  Stande  gekommen). 

§.  191.  1.  Die  Mobiliarsteuer  als  Grundlage  einer 

Art  Einkommensteuer.  Der  ersten  Einfühlung  dieser  eigen- 
tktimlichen  Steuer  lag  der  Gedanke  zu  Grunde,  die  nicht  aus 
Grundbesitz  herrührenden  Einkünfte  einer  regelmässigen  directen, 
der  neuen  Grundsteuer  correspondirenden  Steuer  zu  unterwerfen, 
daher  die  Einkünfte  aus  beweglichem  Vermögen  und  aus 
rein  persönlichem  Erwerb.  Diese  Einkünfte  waren  im  Princip 
auch  den  älteren  directen  Steuern,  namentlich  den  Zwanzigsten, 
der  Kopfsteuer,  der  taille  personelle  mit  unterlegen  gewesen,  tbat- 
. sächlich  aber  von  diesen  Steuern,  theils  gar  nicht,  theils  nicht 
genügend  und,  worüber  am  Meisten  geklagt  worden,  fast  immer 
nur  ziemlich  willkührlich  getroffen  worden  (s.  §.  59 , 60). 
Um  diesen  Fehler,  besonders  den  letzteren,  zu  vermeiden,  hatte  man 
hie  und  da,  so  in  Paris,  schon  früher  die  Kopfsteuer  nach  der 
Wohnungsmiethe  aufgelegt.  Eine  Idee  dieser  Art  hegte  auch 
bereits  die  Notabelnversammlung  von  1787  bei  ihren  Plänen  zur 
Reform  der  directen  Steuern.  Die  Gesetzgebung  der  Revolutions- 
zeit entnahm  diesem  Ideenkreise  den  Gedanken,  nach  objectiven 
äusseren  Merkmalen  auf  die  Steuerfähigkeit  der  Bezieher  von 
Einkünften  aus  beweglichem  Vermögen  und  aus  persönlichem  Er- 
werbe zu  schliessen,  um  die  befürchtete  „Wi  11k  Uhr“  bei  der 
Veranlagung  und  ein  lästiges  Eindringen  iu  die  persön- 
lichen Verhältnisse  möglichst  zu  vermeiden , und  fand  das 
geeignetste  Merkmal  hierfür  in  dem  Wohnungsaufwand  oder 
Wohnungswerth  (Valeur  locative),  bez.  dem  Mieth werth  der 
(Privat-)  Wohnung. 

Hierbei  dachte  man  aber  zuerst  an  eine  auf  der  Basis  dieses 
„äusseren  Merkmals“  aufzubauende  cinkom mensteuerartige 
Abgabe  für  die  gesammten  Einkünfte  und  Personen,  indem  aus 
dem  Wohnungsaufwand  auf  die  Höhe  des  Einkommens  geschlossen 
und  das  also  berechnete  „Einkommen“  besteuert  werden  sollte. 

Man  beachtete  dabei,  was  neuere  statistische  Untersuchungen  im  Ganzen  als 
richtig  erwiesen  haben,  dass  der  Wohnungsaufwand  der  Leute  mit  kleinerem  Ein- 
kommen ein  vcrhältnissinässi g — zu  diesem  Einkommen,  als  Quote  davon 
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berechnet  — grösserer  sei  und  umgekehrt.  Daher  benutzte  man  eine  progressive 
Coefficientenreihe  zur  Bildung  der  steuerpflichtigen  Einkommen  aus  dem  Wohnungs- 
werth verschiedener  Höhe,  um  auf  diese  Weise  annähernd  proportional,  dem 
Plane  nach  mit  einem  Steuerfuss  von  5%,  die  dergestalt  berechneten  „Einkommen“ 
zu  besteuern.  An  sich  und  der  Richtung  nach  ganz  richtig,  nur  dass  die  Coefficienten 
ohne  genügende  Anhaltspuncte  der  Erfahrung  und  der  vorausgehenden  statistischen 
Erforschung  der  Thatsachen,  ziemlich  willkührlich  bestimmt  waren , man  nament- 
lich auch  ausser  der  Höhe  des  Wohnungswerths  nicht  andere,  für  das  Verhältniss 
zwischen  diesem  Werth  und  dem  Einkommen  mit  in  Betracht  kommende  Momente,  so 
besonders  die  Grösse  und  Art  der  Wohnorte  noch  irgend  welche  sonstige  ein- 
flussreiche individuelle  Momente  mit  berücksichtigte.  Der  Coeflicientcn  waren  im 
Ganzen  18,  beginnend  mit  2 bei  einer  Miethe  von  100  Frcs.  und  weniger,  3 bei 
100 — 500  Frcs.,  4 bei  500 — 1000  u.  s.  w.  und  endend  mit  12'/o  bei  12000  Frcs.  und 
darüber.  Um  der  Steuer  den  Cbaracter  der  Steuer  vom  beweglichen  Vermögen 
und  von  p ersön  1 ich  en  Einkünften  zu  bewahren,  sollte  der  getroffene  Steuerpflichtige 
das  Recht  haben,  seine  Grundsteuerquote  von  der  Mobiliarsteuerquote  abzuziehen. 
Ergänzt  wurde  diese  Steuer  einmal  durch  eine  allgemeine  Personalsteuer 
im  Betrag  von  dreitägigem  Arbeitslohn,  eine  Steuer,  welche  von  den  Arbeitern 
aber  nur  die  einen  höheren  als  den  gemeinen,  amtlich  ermittelten  Lohn  in  der 
Gemeinde  beziehenden  zu  entrichten  hatten,  also  meist  nicht  die  gewöhnlichen  Tage- 
löhner, zweitens  durch  „Luxussteuern“  auf  das  Halten  von  Dienstboten  und  auf  den 
Besitz  von  Pferden  und  Mauleseln  zum  persönlichen  Gebrauch.  (S.  bes.  Stourm, 
I,  347  ff.,  v.  Kaufmann,  S.  190  ff,  König,  p.  3 ff.  Bull.  XXI,  277,  Motive  des 
Entwurfs  von  1887). 

Doch  ist  diese  ganze  Gesetzgebung  nicht  ordentlich  zur  Durch- 
führung und  practischen  Anwendung  gelangt.  Nach  verschiedenen 
Veränderungen,  auch  nach  einem  Versuch  mit  einer  abgestuften 
(C  lassen-)  Personalsteuer  kehrte  das  Gesetz  von  1798 
(3.  Nivöse  VII)  zu  der  allgemeinen  Personaltaxe  und  zu  der 
unmittelbaren  Mobiliar-  oder  Wohnungs-  (Mieth-) Steuer, 
unter  Verzicht  auf  den  Versuch,  aus  der  Miethe  das  „Einkommen“ 
zu  berechnen,  zurück  und  legte  so  den  Grund  zu  der  noch  heute 
geltenden  Gesetzgebung.  Die  anfangs  noch  verbliebenen  Luxus- 
steuern, zu  denen  auch  noch  solche  auf  Kamine  und  Oefen  ge- 
kommen waren,  fielen  1806  fort,  ebenso  die  Abzüge  der  Grund- 
steuer von  der  Mobiliarsteuerquote  folgerichtig  mit  der  Aufgabe  des 
Versuchs,  die  Mobiliarsteuer  zu  einer  Art  Einkommensteuer  zu  ge- 
stalten. 

Der  Gedanke,  das  steuertechnisch  schwierige  Problem  einer  Einkommensteuer 
von  den  persönlichen  Arbeits-  und  den  Einkünften  aus  beweglichem  Vermögen  auf 
einem  Wege,  wie  dem  des  Gesetzes  von  1791  zu  lösen,  liegt  nahe.  Die  Ermittlung 
des  Wohnungsaufwands,  bezw.  Miethwerths  bietet  zwar  ausserhalb  der  grösseren  Städte 
und  zumal  in  ländlichen  Verhältnissen  auch  manche  nicht  unerhebliche  Schwierigkeit, 
aber  nicht  so  bedeutende,  wie  die  Ermittlung  des  Einkommens  selbst.  Schwerer  wiegt 
das  Bedenken,  dass  eben  der  Rückschluss  vom  Wohnungs-  oder  Miethwerth  auf  die 
Einkommenhöhe  immer  ein  unsicherer  bleibt  und  für  jene  Coefficientenreihe  wohl 
die  Richtung,  aber  nicht  genügend  sicher  die  zifferm ässige  Grösse  und  Ab- 
stufung der  einzelnen  Coefficienten  angegeben  werden  kann,  auch  die  individuellen 
Verhältnisse  gerade  auf  diesem  Gebiete,  selbst  im  nämlichen  Orte,  zu  grosse  Ver- 
schiedenheiten zeigen.  Indem  man  ferner  die  Coefficienten  über  eine  gewisse  Höhe 
der  Miethe,  daher  des  Einkommens  nicht  wachsen  lässt,  werden  wdeder  die  ganz 
grossen  Einkommen  besonders  begünstigt,  d.  h.  nicht  nur  nicht  progressiv,  sondern 
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nicht  einmal  proportional,  vielmehr  unterproportional  besteuert.  Der  unbestreitbare 
Vortheil  allein,  durch  Zugrundelegung*  solcher  „äusseren  Merkmale“  das  Moment 
der  „Willkühr“  auszuschlicssen  — das  zudem  bei  cigcnsbcwohnten  Häusern  und  auf 
dem  Lande,  sowie  in  der  Wahl  der  Coefficienten  gross  genug  bleibt  — , kann  doch 
hier  nicht  den  Ausschlag  geben.  Wäre  das  Einkommensteuerproblem  so  leiebt  zu 
lösen,  wie  auf  solchem  Wege,  so  würde  man  sicherlich  auch  in  anderen  Ländern, 
welche  Einkommensteuern  haben,  auf  diesen  naheliegenden  Ausweg  gefallen  sein. 
Bei  einer  Besteuerung  der  Immobiliareinkünfte  durch  die  Grundsteuer  und 
der  Mobiliaroink ünftc  durch  diese  cinkommensteuerartigc  Mobiliarsteucr  würde 
ausserdem  diese  tief  greifende  Verschiedenheit  der  Steuerprincipien  sehr  störend  ge- 
worden sein. 

Es  berührt  daher  eigenthümlich,  dass  man  jüngst  von  Neuem  auf  den  leitenden 
Gedanken  des  Gesetzes  von  1791  in  dem  Dauphin 'sehen  Plan  der  Umgestaltung 
der  Mobiliarsteuer  zu  einer  Art  Einkommensteuer  der  persönlichen  und  der  Einkünfte 
aus  beweglichem  Vermögen  zurückgekehrt  ist,  „um  die  Mobiliarsteuer  besser  mit  den 
individuellen  Fähigkeiten  in  ein  richtiges  Verhältnis  zu  bringen“,  ohne  doch  der 
„Willkühr“  oder  der  lästigen  „Inquisition“  wieder  Thür  und  Thor  zu  ölfuen.  (Gesetz- 
entwurf vom  27.  Februar  1887b  Danach  sollten  die  Personal-  und  die  Mobiliarsteuer 
wieder,  wie  1831,  getrennt  und  in  Quotitätssteuern  verwandelt,  auch  die  erstcre  nach 
9 Ortsclassen  abgestuft  (l1/* — 4’/*  Frcs.)  und  die  zweite  „einkommensteuerartig“  aus- 
gestaltet werden,  nach  den  Grundsätzen  des  Gesetzes  von  1791,  aber  mit  Moditicationen  : 
weniger  Coefficienten  nach  der  Höhe  der  valeurs  locatives,  7 statt  18,  um  absichtlich 
grössere  Spielräume  zu  gewähren,  und  Combination  derselben  mit  9 Orts- 
classen nach  der  Bevölkerungsgrösse,  wie  bei  der  Patentsteuer  (Min.  Orte 
unter  2000  Einw.,  Max.  Paris),  um  den  localen  Verschiedenheiten  der  Proportion 
von  Miethwerth  zu  Einkommen  möglichst  Rechnung  zu  tragen,  und  mit  Gewährung 
von  Mobiliarsteuerfreiheit  unter  einem  nach  Ortsclassen  abgestuften  Miethwerth- 
minimum  (25  Frcs.  in  den  kleinsten  Orten,  500  Frcs  in  Paris\  um  die  „kleinen  Leute“ 
ausser  durch  die  Personalsteucr  nicht  noch  durch  die  Mobiliarsteuer  zu  belasten. 
Gewiss  alles  richtige  Grundsätze,  — wenn  einmal  der  Hauptgrundsatz,  die  Auffindung 
einer  Steuergrundlage  in  der  geschilderten  Weise,  zugegeben  wird.  Aber  in  diesem 
Puncte  trefTcn  das  neue  Project  dieselben  Einwürfe  wie  das  Gesetz  von  1791.  I)ic 
grossen  Einkünfte  würden  bei  dem  Maximalcocfficienten  von  10  für  Micthen  von 
15,000  Frcs.  und  darüber  in  Paris  und  von  3000  Frcs.  und  darüber  in  den  kleinsten 
Orten  auch  wieder  unverhältnissmässig  geschont  worden  sein.  S.  den  Gesetzentwurf 
im  Bull.  a.  a.  0.,  die,  wenn  auch  mit  Moditicationen  doch  zu  einseitig  den  Plan 
empfehlende  (auch  die  Priorität  desselben  beanspruchende)  Schrift  von  König  und 
darüber  meine  Rec.  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1888,  S.  171  ff.,  und  die  Schanz’schc  im  Finanz- 
archiv, V (1888),  1,  S.  522  IT. 

§.  192.  2.  Character.  Die  französische  Personal-  und 

Mobiliarsteuer  ist  eine  aus  zwei  verschiedenen  Gliedern  bestehende 
Repartitionssteuer,  welche  indessen  in  der  untersten  Stufe 
ihres  Personalsteuerglieds,  bei  der  Individualbesteuerung,  zu 
einer  Quotitätssteuer  wird.  Das  Gesammtcontingent  des  Staats 
und  die  Contingente  der  Departements  werden  alljährlich  durch 
das  Finanzgesetz  festgestellt,  die  letzteren  Contingente  dann  durch 
die  Repartitionsbehörden  (§.  180,  Generalrätlie  u.  s.  w.)  auf  die 
Arrondissements  und  Gemeinden,  schliesslich  die  Gemeinde- 
contingente  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  vertheilt.  Für  die 
letzteren  hat  die  Personalsteuer  den  Charcater  einer  gleichen 
Kopf-  bez.  Familiensteuer  in  derselben  Gemeinde,  einer  im 
Fusse  etwas  verschiedenen  von  Gemeinde  zu  Gemeinde  etc., 
insoweit  in  der  That  den  Character  einer  Quotitätssteuer  mit 
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einem  nach  dem  etwa  verschiedenen  Anschlag  des  Arbeitslohns 
jährlich  möglicherweise  etwas  wechselnden  Fusse.  Die  Mobiliar- 
Steuer  hat  den  Character  einer  Repartitions-,  Wohnungs-  oder 
Mieth Steuer  mit  einem  Fusse,  welcher  sich  aus  dem  Verhältniss 
zwischen  dem  Communalcontingent,  genauer:  der  durch  die  Mobiliar- 
steuer zu  deckenden  Quote  des  Communalcontingents  der  ver- 
einigten Steuer  einer-  und  den  ermittelten  Mieth-  oder  Wohnungs- 
wesen anderseits  ergiebt. 

Die  Personalsteuer  wird  in  der  Weise  aufgelegt,  dass  der 
Generalrath  für  jede  Gemeinde  den  Werth  des  Arbeitstages  inner- 
halb der  gesetzlichen  Grenzen  von  Vs — 1 1/3  Frcs.  festsetzt,  worauf 
alsdann  der  dreifache  Betrag  dieser  Summe  als  Personaltaxe 
bestimmt  und  von  jedem  in-  oder  ausländischen  Einwohner  der 
Gemeinde,  beiderlei  Geschlechts,  der  „im  Genuss  seiner  Rechte“ 
und  nicht  notorisch  arm  ist,  erhoben  wird.  Der  sich  so  ergebende 
Gesammtbetrag  der  Personalsteuer  wird  darauf  von  den  betreffenden 
localen  Contingenten  (der  Gemeinde,  des  Arrondissements,  Departe- 
ments) der  vereinten  Steuer  abgezogen  und  der  Rest  als  Mobiliar- 
steuer nach  Verhältniss  der  Miethwerthe  repartirt.  Bei 
letzteren  handelt  es  sich  aber  nur  um  die  dem  persönlichen  Be- 
dürfnis s dienende,  daher  möblirte  („Privat“-)Wohnung,  demnach 
mit  Inbegriff  entsprechender  Nebenlocalitäten,  aber  mit  Ausschluss 
der  gewerblichen,  geschäftlichen  Räume,  bei  möblirt  vermietheten 
Wohnungen  oder  Zimmern  (chambres  garnies)  unter  Veranschlagung 
des  Mieth werths  ohne  Möbel. 

Die  Casuistik  in  Bezug  auf  die  Stcilerpllichtigkeit  bei  der  Personal-  und  Mobiliar- 
Steuer  und  auf  die  Ausnahmen  davon  ist  gross,  liegt  aber  in  der  Natur  der  Verhält- 
nisse und  auch  darin,  dass  eben  doch  unvermeidlich  gesetzlich  nicht  scharf  bestimmbare 
Kriterien  für  die  „äusseren  Merkmale“,  nach  denen  die  Steuer,  um  „Willkühr  zu  ver- 
meiden“, aufgelegt  werden  soll , gebraucht  werden  müssen.  So  z.  B.  in  Betreff  des 
Moments  „sich  im  Genuss  seiner  Hechte  befindend“  (jouissant  de  ses  droits).  Im 
Allgemeinen  sind  danach  doch  der  Personalsteuer  in  den  Familien  gewöhnlich  nur 
die  Familienhäupter  allein  unterworfen,  nicht  die  Angehörigen,  wenn  auch  mit 
mancherlei  Ausnahmen  (z.  B.  für  minorenne  wie  majorenne  Kinder,  die  bei  ihren 
Eltern  leben,  aber  eigene  Mittel  habenb  Insofern  waltet  eben  mehr  der  Familien- 
steuer- als  der  reine  Kopfstenercharacter  bei  der  Pcrsoualstcuer  ob.  Das  ergiebt 
sich  auch  aus  den  Zahlen  derConsiten  im  Vergleich  mit  der  Volkszahl:  Personal- 
stcucrquoten  allein  1,700,260,  Personal-  und  Mobiliarstcucrquoten  6,462,935,  zusammen 
8,229,195,  Mobiliarsteuerquoten  allein  235,003  (in  1885,  Bull.  XIX,  021).  Für  die 
sogen,  arbeitenden  Classcn  stellt  die  Personalsteuer  für  sich  und  auch  in  Verbindung 
mit  der  Mobiliarsteucr  eine  directe  Arbeitslohnsteuer  dar.  Gewöhnliche  Dienst- 
boten sind  pcrsonalstcuerfrei.  Auch  in  Bctrelf  der  mobiliarsteuerpflichtigen  W o h n u n g e n 
ist  die  Casuistik  genau.  S.  aus  der  Gesetzgebung  das  Gesetz  vom  21.  April  1832. 
aber  auch  andere  ältere,  ferner  Ministerialerlasse,  Staatsratbs- Entscheidungen  über 
einzelne  Fälle.  Detail  bei  Perroux-Joppen,  No.  286  ff,  Block,  dictionn.  contrib. 
dir.,  No.  120  ff.,  137  ff,  109  ff  Besondere  Bestimmungen  über  Officiere,  die 
theilweise  von  der  Steuer  frei  sind,  so  die  Officiere  der  Land-  und  Seemacht  ohne 
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festen  Sitz  und  init  Wohnung-  in  der  Garnison ; dagegen  sind  die.  welche  für  sich  und 
ihre  Fauiilien  besondere  Wohnungen  haben,  steuerpflichtig,  die  öffentlichen  11c- 
a in ten  im  Allgemeinen  ebenfalls. 

Die  Personal-  und  Mobiliarsteuer  ist  für  das  ganze  Jahr  da  zu  zahlen,  wo 
der  Steuerpflichtige  im  Beginn  des  Jahres  domicilirtc,  auch  wenn  er  im  Laufe  des 
Jahres  stirbt,  Wohnung  und  Gemeinde  vfer lässt  u.  s.  w.  Eigentümliche  Verpflichtungen, 
der  Controle,  der  Anmeldung  bei  der  Steuerbehörde,  boz.  Polizei,  und  eventuell  der 
Haftung  haben  die  Hauseigentümer  und  Hauptmiethcr  für  ihre  steuer- 
pfliclitigen  Miether,  so  wenn  diese  ans-  oder  fortziehen,  oder  heimlich  die  Wohnung 
verlassen. 

Die  Personalstcuer  knüpft  sich  ausschliesslich  an  das  Domicil  des  Steuer- 
pflichtigen, die  Mobiliarsteaer  ist  eventuell  auch  ausserhalb  des  Domicils  in  jeder 
Gemeinde,  wo  der  Pflichtige  eine  Wohnung  inne  hat,  zu  entrichten. 

Zuschlagcentimen  aller  Art  sind  nur  bei  der  Mobiliar-,  nicht  bei  der  Personal- 
steuer gestattet.  , 

Als  eine  Art  Kopf-  oder  F nmilien Steuer  treffen  die  Personal- 
steuer die  Bedenken  einer  solchen,  die  Einkommen-,  Besitz-,  Standes- 
verhältnisse nicht  beachtenden  directen  Steuer.  Bedenken,  welche 
indessen  durch  die  Niedrigkeit  des  Steuersatzes  (im  Maximum 
4 V*  Frcs.  oder  vom  Arbeitseinkommen  durchschnittlich  wohl  nur 
wenig  über  V2 — 3/4°/0,  gewöhnlich  bei  niedrigerem  Satze  weniger) 
und  durch  den  Hinzutritt  der  nach  anderen  Elementen  aufgelegten 
Mobiliarsteuer  gemindert  werden,  wodurch  die  Personalsteuer  bloss 
eines  der  Elemente  eines  directen  Steuersystems  wird.  Immerhin 
würde  die  HinüberfUhrung  der  Personalsteuer  in  eine  mehr  ein- 
kommensteuerartige, mindestens  in  eine  personale  Classensteuer  und 
die  1831  vollzogene,  aber  schon  1832  wieder  rückgängig  gemachte, 
1887  neu  geplante  Trennung  der  Personalstcuer  von  der  Mobiliar- 
steuer berechtigt  erscheinen. 

Gesetz  vom  26.  März  1S31,  das  wogen  der  lebhaften  Opposition  gegen  die  Ver- 
wandlung der  Personalstcuer  in  eine  auch  dem  flscalischen  Interesse  mehr  dienende, 
von  der  Mobiliarsteuer  getrennte  Quotitätssteuer  schon  durch  Gesetz  vom  21.  April  1832 
wieder  beseitigt  wurde.  Dauphin’»  Gesetzentwurf  von  1887  s.  o.  S.  455.  Die 
Personalsteucr  sollte  hiernach  in  4 festen  Sätzen  nach  Orts-,  hcz  Bcvölkcruugsgrössen- 
classcn  (unter  2000  Einw.,  1 — 5000  u.  s.  w. , über  100.000,  am  Höchsten  Paris)  mit 
H/4.  2,  2l/i  u.  s.  w.  bis  4 'L  Frcs.  erhoben  werden,  auch  fernerhin  ohne  die  sonstigen 
Zuschlagcentimen  bleiben,  doch  einem  5%  Zuschlag  für  Entlastungen  und  Ausfälle 
unterliegen.  Bull.  XXI,  281. 

Die  Mobiliarsteuer  characterisirt  sieh  steuertechnisch  und 
steuerpolitisch  als  eine  allgemeine  Wohnungs-  oder  Mieth- 
stener  mit  proportionalem,  nur  nach  der  Natur  der  Repartitions- 
steuer etwas  wechselndem  Steuerfusse.  Danach  unterliegt  sie  den 
nicht  unwesentlichen  allgemeinen  principiellen  Bedenken,  welche 
eine  solche  Steuer  in  Bezug  auf  den  steuertechnischen  Doppel- 
character,  den  man  ihr  beilegen  kann,  treffen.  Ob  man  sie  nämlich 
als  Verbrauchssteuer  für  einen  der  wichtigsten  und  stärksten 
Consume,  die  Befriedigung  des  Wohnuugsbedlirfnisses,  oder  als 
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eine  Art  „Einkommensteuer“,  bei  der  man  auf  die  Höhe  des 
Einkommens  aus  dem  Wohnungsaufwand  schliesst,  auffasst:  in 
beiden  Fällen  ist  sie  bedenklich  wegen  ihrer  Belastung  eines  notli- 
wendigen  Consums  und  wegen  ihrer  Ungleichmässigkeit.  Ohne 
Steuerfreiheit  für  kleine  Wohnungen  der  Aermeren  und  mit  pro- 
portionalem Steuerfnss  wirkt  sie,  vollends  neben  der  Personalsteuer, 
umgekehrt  progressiv  auf  die  „kleinen  Leute“,  die  Masse  der  Be- 
völkerung. Bedenken,  die  sich  in  Frankreich  bei  dessen  sonstiger 
hoher  Verbrauchsbesteuerung  noch  steigern.  Durch  die  mangel- 
hafte Festsetzung  der  oberen  Contingente  (§.  193)  steigern  sich 
diese  Bedenken  in  Bezug  auf  die  Gleiehmässigkeit  abermals.  Die 
Steuer  erscheint  danach  in  ihrer  gesetzlichen  Gestalt  namentlich 
als  allgemeine  Staatssteuer  und  mit  ihren  Zuschlägen  für  Departe- 
ment al  zwecke  misslich,  weniger  als  Co  mm  un  aisteuer.  Nicht 
unbedenklich  ist  aber  endlich,  dass  sie  als  dritte  directe  Steuer, 
neben  der  Grundsteuer  und  der  Thür-  und  Fenstersteuer,  an  das 
Wohnhaus  sich  anschliesst  und  wenigstens  durch  mögliche  (Jeber- 
wälzung  auch  wieder  den  Hausertrag  treffen  kann,  wobei  dann 
noch  an  die  hohe  Verkehrsbesteuerung  der  Immobilien  (Enregistrement) 
zu  denken  ist.  Eine  Ersetzung  der  Mobiliarsteuer  durch  eine 
wirkliche  Einkommensteuer,  in  welchem  Falle  dann  auch  die 
Verbindung  mit  der  zu  einer  Classensteuer  umgebildeten  Personal- 
steuer beibehalten  werden  könnte,  wäre  daher  gewiss  ein  richtiger 
Schritt  und  eine  passende  Reformmaassregel.  Die  mechanische 
Benutzung  der  Mobiliarsteuer  zur  Construction  einer  Einkommen- 
steuer, wie  im  Gesetz  von  1791  und  im  ministeriellen  Project  von 
1887,  reichte  freilich  hierzu  nicht  aus  und  unterliegt  besonderen 
anderweiten  Bedenken  (S.  455). 

§.  193.  3.  Die  Festsetzung  der  Contingente  des 

Staats  und  der  Departements.  Die  Art  und  Weise  dieser 
Festsetzung  ist,  ähnlich  wie  bei  der  Grundsteuer  (§.  184),  eine 
besonders  schwache  Seite  der  Personal-  und  mehr  noch  der 
Mobiliarsteuer.  Weder  das  berechtigte  fiscalische  Interesse  an 
steigenden  Erträgen,  parallel  der  wachsenden  Leistungsfähigkeit 
der  steuerpflichtigen  Bevölkerung,  noch  das  Interesse  der  ver- 
t heilenden  Gerechtigkeit  in  Bezug  auf  die  Belastung  der  ver- 
schiedenen Landestheile,  der  Departements,  ist  genügend  wahr- 
genommen. 

Die  anfängliche  Feststellung  des  Staatscontingents,  mit  (iO  Mill.  Frcs.,  erfolgte 
gerade  so  willkuhrlich . wie  bei  der  Grundsteuer.  Die  Summe  erwies  sich  zu  hoch 
und  musste  stark  herabgesetzt  werden.  Aber  da  man  auch  hier,  wie  bei  der  Grund- 
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Steuer,  wegen  des  dringenden  Fiuanzbcdarfs  und  der  Zeitdauer  einer  ordentlichen 
Katastrirung,  nicht  zuvor  die  letztere  vorgenominen  hatte,  so  fehlte  für  die  Bestimmung 
der  Höhe  des  Staatscontingents  und  der  Vertheilung  desselben  auf  die  Departements, 
daher  auch  für  den  Betrag  der  Ermässigungen  ein  sicherer  Maassstab.  Die  ursprüng- 
liche Vertheilung  war  wiederum  ebenso  wie  bei  der  Grundsteuer,  wesentlich  nach  dem 
Verhältnis  der  Steuern  des  ancien  regime  erfolgt,  enthielt  also  deren  li n gleich rnässig- 
keiten  noch  in  sich.  In  mechanischer  Weise  verminderte  man  dann  das  Staats- 
contingent  und  nahm  man  an  der  Departeinentalrepartition  Verminderungen  vor,  d.  h. 
man  entlastete  einige  Departements,  die  für  überbürdet  galten,  ohne  zu  wagen,  dem 
Wesen  der  Repartitionssteuer  gemäss,  dafür  andere  wieder  entsprechend  höher  zu  be- 
lasten. Schon  das  Gesetz  von  1798  setzte  das  Goutingent  des  damaligen  Staats  nur 
auf  30  MiU.  Frcs. , wovon  20  auf  die  eigentliche  Personalsteuer,  l‘/ä  Mill.  auf  die 
inbegriffenen  Luxussteuern,  3 auf  Abgaben  von  Besoldungen  (der  Beamten  u.  a.  in.), 
nur  5’/a  auf  die  eigentliche  Mobiliarstcuer  fielen  (Stourm,  I,  260).  1806  wurden 

die  Luxussteuern  aufgehoben,  die  (5°/0^  Besoldungssteuern  wurden  vermindert.  In 
dem  Frankreich  nach  1815  betrug  das  Staatscontingcnt  der  Personal-  und  Mobiliar- 
stcuer ca.  27  Mill.  Frcs.  Von  1820  an  wurden  dann  Pläne  für  eine  neue  Reparation 
der  Mobiliarsteuer  auf  Grund  einer  Aufnahme  der  Miethwerthe  im  ganzen  Staate  ver- 
folgt, aber  ein  befriedigendes  Resultat  wurde  nicht  erreicht  (Gesetz  vom  23.  Juli  1820. 
Einige  statistische  Daten  bei  v.  Kaufmann,  S.  202).  Es  erfolgten  kleine  Entlastungen 
einiger  Departements.  Die  Abzüge  an  den  Besoldungen  fielen  fort  (1821).  Der 
zweckmässige  Plan,  die  Personalsteuer  von  der  Mobiliarsteuer  ganz  zu  trennen  und  sie 
in  eine  Quotitätssteuer  mit  festen  Steuersätzen  zu  verwandeln,  wurde  zwar  Gesetz 
(26.  März  1831),  aber  musste,  als  „zu  fiscaiisch“  bald  wieder  rückgängig  gemacht 
werden. 

Das  neue  Gesetz  vom  21.  April  1832  führte  nicht  nur  die  Vereinigung  beider 
Steuern  wieder  herbei,  es  setzte  auch  das  Staatscontingcnt  wieder  ziemlich  willkührlich 
fest  (34  Mill.  im  Principal)  unter  gleichzeitiger  Entbürdung  der  für  überlastet  geltenden 
Departements  um  3 Mill.  Frcs.  Für  die  Vertheilung  dieser  Summe  auf  die  Departe- 
ments wurde  zwar  eine  etwas  veränderte,  jedoch  abermals  ziemlich  willkuhrliche  Grund- 
lage bestimmt.  Es  wurde  nämlich  Va  des  Contingents  nach  Verhältnis  der  Personal- 
Steuer  im  Jahre  1831.  ’/a  nach  Verhältnis  der  Mobiliarsteuer  im  Jahre  1830,  Va  nach 
Verhältnis  der  amtlichen  Aufnahme  der  Miethwerthe  repartirt.  Dm  dann  wenigstens 
die  Reparation  einigermaassen  in  Einklang  mit  der  Entwicklung  der  wirklichen  Mieth- 
werthe zu  halteu , wie  es  fiscalisches  und  Gercchtigkeitsinteressc  forderten , wurde 
bestimmt,  dass  in  1834  und  dann  von  5 zu  5 Jahren  eine  neue  Kcpartition  unter  den 
Departements  nach  den  Miethwerthen  erfolgen  solle.  Allein  dies  unterblieb,  die  Be- 
stimmung w'urde  1838  auch  gesetzlich  beseitigt  und  ein  neuer  Repartitionsplan  im 
Jahre  1842,  mit  10jährigen  Erncuerungsperioden , kam  ebenfalls  nicht  zu  Stande.  So 
verblieb  es  bei  der  Repartition  von  1832  cndgiltig  bis  heute,  nur  mit 
einer  Ausnahme,  dass  von  1846  an  die  betreuenden  Dcpartementalcontingente 
jährlich  um  die  Stcucrquoten,  welche  auf  zerstörten  Häusern  lagen,  vermindert,  um 
die  5procentigen  Miethwerthe  hinzu  gekommener  neuer  oder  umgebauter,  zur  Grund- 
steuer veranlagter  Häuser  vermehrt  wurden  (Gesetz  vom  4.  August  1844).  Hiernach 
steigt  allmählich  das  Staatscontingcnt  selbst  etwas,  aber  doch  nur  langsam.  Die 
Steigerung  der  Personalstcuer  allein,  die  Folge  der  Volkszunahmc  und  eventuell 
steigender  Lohnhöhe,  kommt  der  Staatscasse  nicht  zu  gute,  sondern  bewirkt  nur  eine 
Verminderung  der  Mobiliarsteuer.  Die  Verquickung  beider  Steuern  führt  daher  leicht 
zu  einer  Verschiebung  zu  Dngunstcn  der  Personalsteuerpflichtigen.  Das  Staatscontingcnt 
war  1832  (mit  allgemeinen  Zuschlagcentimen  für  Staatszwecke,  Ausfälle  u.  s.  w.) 
39.41,  1S3S  42.59,  1846  41.56,  1818  42.27,  1870  55.51,  1871  (ohne  Elsass-Lothringen) 
54.69,  1885  70.26  Mill.  Frcs.,  eine  stetige,  aber  langsame  Zunahme. 

Natürlich,  dass  bei  solcher  Stabilität  der  Departemental- Repartition  die  Steuer 
auch  immer  unfähiger  für  die  Belastung  mit  allgemeinen  Staatszuschlägen  wurde 
und  selbst  1871  11'.  ebenso  wie  die  Grundsteuer  davon  befreit  blieb.  Innerhalb  des 
einzelnen  Departements  besteht  dieser  Mangel  bei  der  Repartition  des  Dcpartcmental- 
Contingents  auf  Arrondissements  und  Gemeinden  und  schliesslich  auf  die  Einzelnen 
wenigstens  nicht,  weil  hier  jährlich  die  Veränderungen  der  Personenzahl,  Lohnhöhe 
und  Miethwerthe  bei  der  Repartition  berücksichtigt  werden.  Die  starke  Steigerung 
der  Departemcntal-Zuschläge  (1838  9.31,  18S5  32.86  Mill.  Frcs.)  und  der  Communal- 
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Zuschläge  (Wz.  4.04  uiui  28.97  Mill.  Frcs)  unterliegt  daher  nicht  dein  Bedenken, 
dem  eine  solche  Vermehrung  des  Staatscentingents  hei  dessen  Rcpartitionsstabilität 
ausgesetzt  wäre.  Die  übrigen  Bedenken,  welche  die  Steuer  als  solche  treffen,  treten 
aber  hei  dieser  Steigerung  der  Zuschläge  auch  hier  hervor.  Nebenbei  bemerkt, 
markirt  sich  die  Periode  1871  ff.  auch  bei  diesen  Zuschlägen  nicht  besonders  ab. 
(Bull.  XX,  221). 

Dass  bei  dieser  Sachlage  die  Reform  der  Personal-  und 
Mobiliarsteuer  noch  immer  nicht  zu  Stande  gekommen  und  an 
Stelle  dieser  Steuer  noch  keine  ordentliche  Einkommensteuer  ge- 
treten ist,  erweckt  billig  Erstaunen.  Aber  es  zeigt  sich  wiederum, 
welche  besondere  Schwierigkeiten  Reformen  der  directen  Steuern  in 
unserem  „Zeitalter  des  Individualismus“  linden  und  auch  — dass 
diese  Schwierigkeiten  wohl  durch  das  Repartitionssystem  mit  seinen 
localen  Contingenten  in  einem  grösseren  Staate  noch  gesteigert 
werden.  Auch  hier  sehen  die  unterlasteten  Landestheile  (Departe- 
ments) den  „Besitz“  eines  bestimmten,  ihnen  günstigen  Contingents 
einer  Staatssteuer,  wie  im  Mittelalter  und  später  im  ständischen 
Staate  die  Stände  und  Landestheile  ein  einmal  übernommenes  Con- 
tingent,  gleichsam  wie  ein  „wohlerworbenes  Recht“  an  und  sträuben 
sich  gegen  die  Consequenzen  des  Repartitionssystems,  dass  Ver- 
änderungen der  localen  Contingente  eintreten,  mit  Minder- 
belastungen da  und  Mehrbelastungen  dort.  Immerhin  möchte 
auch  diese  Wahrnehmung  indessen  nicht  gegen  das  Repartitions- 
system überhaupt  sprechen,  sondern  nur  gegen  das  unpassende 
Verfahren  bei  der  ersten  Einführung  desselben  in  Frankreich  und 
gegen  die  schon  anfängliche  Festhaltung  stabiler  Departemental- 
Contingente.  Aber  bei  der  allgemeinen  Würdigung  des  Rcpartitions- 
und  des  Quotitätssystems  kommen  freilich  diese  Schwierigkeiten 
einer  Erhöhung  des  Gesammtcontingents  und  einer  Veränderung 
der  Localcontingente  in  Betracht.  Nur  wenn  mau,  was  recht  wohl 
möglich  ist,  principiell  und  practisch  die  Reparation  nach  diesen 
beiden  Seiten  genügend  in  Entwicklung  und  Bewegung  hält,  treten 
in  fiscalischer,  administrativer  und  in  Hinsicht  der  distributiven  Ge- 
rechtigkeit die  Vortheile  des  Repartitionssystems  ordentlich  hervor. 
Sonst  wird  man  in  allen  diesen  Beziehungen  dem  Quotitätssystem 
den  Vorrang  eiuräumen  müssen. 

§.  194.  4.  Zahlung  des  Communalcontingents  der 
Steuer  aus  d em  Octroi- Ertrag.  In  eigentümlicher  Weise  kann 
die  Personal-  und  Mobiliarsteuerbelastung  der  Gemeinden  und  ihrer 
Bewohner  durch  die  Bestimmung  der  französischen  Gesetzgebung 
vermindert  werden,  dass  das  Communalcontingent  dieser 
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Steuer  ganz  oder  t b e i 1 w e i s e aus  der  Octroieinnahme 
gedeckt  werden  dürfe. 

0 c 

Es  setzt  dies  einen  Beschluss  des  Municipalraths,  Antrag  beim  Präfecten  und 
Genehmigung  durch  Verordnung  des  Staatsoberhaupts  voraus.  Der  verbleibende  Rest 
der  Steuer  wird  nur  auf  die  Mobiliarquoten  gelegt,  eventuell  unter  Freilassung 
der  klein  eren  Miethen  und  mit  einem  P rogressi vtarif  für  die  höh crcn , welche 
einzelne  Municipalrathsbeschlüsse  wieder  von  der  Staatsbehörde,  bez.  dem  Staatsober- 
haupt zu  genehmigen  sind.  Dabei  soll  darauf  gehalten  werden , dass  die  grösseren 
Steuerpflichtigen  mit  höheren  Miethen  aber  auch  so  nicht  mehr  zahlen . als  sie  bei 
der  Reparation  des  vollen  Contingente  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer  zahlen 
mussten.  (Gesetz  vom  21.  April  1832,  Art.  20,  3.  Juli  1846,  Art.  5;  die  Einrichtung 
beruht  aber  schon  auf  Bestimmungen  eines  Gesetzes  von  1806).  Nur  wenige,  meist 
grössere  Städte  haben  diese  Einrichtung  angenommen  (Paris,  Lyon,  Marseille,  Bordeaux, 
drei  andere),  ln  Paris  bestellt  zur  Deckung  des  Rests  der  Personal-  und  Mobiliar- 
Steuer  ein  Micthstcuertarif,  der  Wohnungen  unter  250  Frcs.  freilässt,  solche  von 
250 — 499  Frcs.  mit  3,  von  500 — 999  Frcs.  mit  5,  von  1000—  1499  Frcs.  mit  7,  von 
1500  und  darüber  mit  9°/0  trifft.  Also  ein  im  Princip  richtiger,  der  Abnahme 
der  Wohnungsquote  vom  steigenden  Einkommen  einigermaassen  Rechnung  tragender, 
insoweit  wirklich  proportionaler  Tarif,  dessen  Progression  nur  zu  früh  endet. 
(S.  Pcrroux-Joppen,  No.  302 — 304,  Vigncs,  I,  4(1,  v.  Hock,  S.  146,  v.  Kauf- 
mann, S.  745,  mit  etwas  abweichenden  Angaben). 

Die  ganze  Einrichtung  ist  immerhin  ein  characteristisehes 
Beispiel  der  Combination  di  recte  r und  indirecter  (Ver- 
brauchs-) Besteuerung  und  des  Ersatzes  jener  durch  diese, 
wobei  übrigens  der  partielle  Verbrauchssteuercbaracter  auch  der 
Miethsteuer,  nicht  nur  des  Octrois  zu  beachten  ist.  Ein  Beispiel 
einer  Tendenz,  die  sich  in  der  älteren  und  neueren  Steuergeschichte 
mehrfach  zeigt. 


c.  Thür-  und  Fenstersteuer. 

Gesetzgebung.  (Hauptgesetze).  Erstes,  die  Steuer  neu  als  Ergänzung  der 
Mobiliarsteuer  einführendes,  aber  Grundlage  gebliebenes  Gesetz  v.  4.  Frimaire  VII. 
oder  24.  November  1798.  Später  nur  kleine  Modificationen  von  Einzelheiten.  Tarif- 
erhöhungen, Umgestaltung  der  ursprünglichen  Quotitätssteuer  in  eine  Repartitions- 
steuer mittelst  Feststellung  von  Contingenten , unter  Beibehaltung  der  nur  nach  der 
Reparation  zu  modifleirenden  Quotitätssätze  eines  Tarifs,  nach  Gesetz  v.  13.  Flor.  X. 
oder  3.  Mai  1802.  Vorübergehende  Umwandlung,  — wie  bei  der  Personalsteuer 
S.  455  — in  eine  Quotitätssteuer  durch  Gesetz  vom  26.  März  1831,  Rückverwandlung 
in  Repartitionssteuer  durch  Gesetz  vom  21.  April  1832,  das  seitdem  formell  die  Grund- 
lage der  Steuer  bildet.  Bestimmungen  über  die  Berücksichtigung  der  Neubauten  und 
Gebäudezerstörungen  bei  der  Feststellung  der  Contingente  im  Gesetz  vom  17.  Aug.  1835, 
über  die  Berücksichtigung  der  commtinalcn  Volkszahlon  nach  einer  amtlichen  Zählung 
für  die  Tarifclasscn  und  weiter  für  die  Departemental- Contingente  durch  Gesetz  vom 

4.  August  1844.  Gesetz  vom  30.  Juli  1885,  Art.  3 — 5 (Modifieation  der  Besteuerung 
in  Orten  über  5000  Einwohner,  s.  auch  Bull.  XIII,  566).  Perroux-Joppen,  No.  25 
bis  30,  265 — 285,  416  II.,  Block ’s  dict.  Art.  contrib.  dir.,  pass.,  bes.  No.  ISO — 218; 
suppl.  geiler.  (1878 — 84),  p.  137,  suppl.  annuel  1885,  p.  25. 

Literatur.  Bibliographie  bei  Block  dict.,  p.  673,  directe  Steuern.  Stourm, 
I,  ch.  9,  p.  265 — 274;  Vignes  I,  47 — 52;  v.  Ilock,  S.  147 — 149;  v.  Kaufmann, 

5.  209 — 215  (übrigens  mit  einigen  Irrthümern  in  der  Darstellung).  Statistik  bei 
Kaufmann  eb.,  Faurc,  btidg.,  p.  77,  78,  Bull.  u.  a.  XX,  219,  VII,  199,  XIX,  621, 
bes.  II,  225  ff.  und  über  die  Steuer  in  den  Orten  über  5000  Einwohner,  XIII,  566. 

Leber  diese  Steuer  als  Form  einer  Gebäudesteuer  s.  meinen  Aufsatz  in 
Schön  berg’s  Handbuch  der  politischen  Oekonomie.  2.  A.  III,  257. 
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§.  195.  1.  Character.  Die  Thür-  und  Fenstersteuer  ver- 
dankt rein  fisealischen  Bedürfnissen  im.  Jahre  1798  ihre  erste  Ein- 
führung in  die  französische  Gesetzgebung,  mit  nach  englischem 
Muster.  Sie  erweist  sich  so  von  vornherein  als  ein  anorganisches 
Element  des  neuen  directen  Steuersystems,  ist  aber  gleichwohl, 
wenn  diesem  auch  erst  etwas  später  nur  mechanisch  angefligt, 
dauernd  und  im  Wesentlichen  auf  ihrer  ersten  Grundlage  ein  Glied 
dieses  Systems  geblieben.  Dazu  hat  ausser  dem  finanziellen  Be- 
dürfniss  der  unzureichende  und  doch  auf  der  gegebenen  Grund- 
lage nicht  hinlänglich  steigerungsfähige  Ertrag  der  drei  anderen 
directen  Steuern,  besonders  der  Grund-  und  der  Personal-  und 
Mobiliarsteuer,  daun  aber  wohl  auch  der  steuertechnische 
Character  der  Thür-  und  Fenstersteuer  selbst  beigetragen.  Denn 
so  denkbar  äuss erlich  mechanisch  und  insofern  steuer- 
politisch  bedenklich  diese  Steuer  ist,  so  lässt  sie  sich  doch  ver- 
hältnissmässig  leicht  nach  den  äusseren  einfach  zu  constatirenden, 
kein  „lästiges  Eindringen“  in  die  persönlichen  und  ökonomischen 
Verhältnisse  erfordernden  Merkmalen,  nach  denen  sie  aufgelegt 
wird,  veranlagen.  Sie  entsprach  so  in  besonderem  Maasse  Auf- 
fassungen und  Bedürfnissen,  welche  man  in  Frankreich  gern  als 
„dem  französischen  Volksgeist  eigentümlich“  bezeichnet  und 
namentlich  in  der  Periode  der  Steuerreform  der  ersten  Revolution 
grundsätzlich  zu  berücksichtigen  gesucht  hat,  wie  auch  schon  bei 
der  Mobiliarsteuer. 

Obgleich  als  Ergänzung  der  Mobiliarsteuer  gedacht  und  bestimmt, 
nicht  den  Hauseigenthtimer  als  solchen,  sondern  den  Benutzer, 
daher  bei  vermieteten  Wohngebäuden  und  Gebäudeteilen  den 
Miether  als  solchen  nach  seiner  steuerpflichtigen  Thür-  und 
Fensterzahl  zu  besteuern,  wird  die  Steuer  doch  vom  Eigenthümer 
(auch  Usufructuar  und  allerdings  auch  vom  Mieter  eines  ganzen 
Gebäudes)  gefordert  und  bezahlt,  dem  indessen  das,  formell  wie 
es  scheint  meist  nicht  besonders  geübte  Recht,  verbleibt,  den  raten- 
mässigen  Anteil  von  seinen  Mietern  sich  vergüten  zu  lassen. 
Practisch  vollzieht  sich  die  endgiltige  Tragung  der  Steuer  also 
gewöhnlich  in  der  Regelung  des  Miethpreises  und  erscheint 
die  Thür-  und  Fenstersteuer  im  Uebrigen  steuerpolitiscli  wohl  über- 
wiegend, mitunter  ganz,  immer  mehr  oder  weniger  als  eine  Haus- 
Ertragssteuer.  Ihre  Auflegung  nach  dem  äusseren  Merkmal  der 
Thüren  und  Fenster  und  die  Belegung  des  Hausertrags  schon  durch 
die  „Grundsteuer  für  bebaute  Grundstücke“  und  durch  die  Grund- 
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Steuer  für  das  Hausgrundstück  (§.  188)  machen  die  Steuer  als  eine 
Hausertragssteuer  dann  nur  noch  besonders  bedenklich.  Bedenken, 
welche  sich  noch  dadurch  steigern,  dass  die  Mobiliarsteuer  sich 
auch  an  Wohnung  und  Haus  anschliesst,  also  sogar  eine  drei- 
fache Combination  directer  Steuern  beim  Hause  vorliegt.  Wie  es 
sich  da  mit  dem  leitenden  Grundsatz  der  modernen  französischen 
Besteuerung  verhält,  „Jeden  nach  seinen  Fähigkeiten  zu  besteuern“, 
bleibt  fraglich  genug.  Unberechenbare  Ueberwälzungsverhältnisse 
bei  allen  drei  Steuern  mindern  die  Bedenken  in  diesem  Puncte 
nicht. 

Selbst  wenn  man  aber  die  Thür-  und  Fenstersteuer  nicht  als 
Ertragssteuer,  sondern  als  Wohnungssteuer  auffasst  und  in  dieser 
wieder  den  Doppeleharacter  der  Verbrauchs-  und  der  Ein- 
kommensteuer, wie  bei  der  Mobiliarsteuer  (§.  191),  anerkennt, 
unterliegt  die  Steuer  nicht  nur  den  prineipiellen  und  practischen 
Bedenken  jeder  Wohnungssteuer  dieses  regelmässig  vorhandenen 
Doppelcharacters,  sondern  auch  noch  den  speciellen  Bedenken, 
welche  aus  der  Veranlagung  der  Steuer  nach  einem  so  äusser- 
lichen  und  für  die  wirkliche  Werthbestimmung  des  Hauses  oder 
der  Wohnung  wenig  zuverlässigen  Merkmal  hervorgehen. 

§.  196.  2.  Die  Besteuerung  der  einzelnen  steuer- 

pflichtigen Subjecte  und  Objecte.  Die  Steuer  characterisirt 
sich  weiter  im  Wesentlichen  für  die  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen als  eine  Quotitäts-Ilausclassensteuer  von 
Wohnungen,  bezw.  Wohngebäuden.  Denn  der  Character 
der  Repartitionssteuer,  den  sie  wegen  der  Festsetzung  des 
Staats-  und  der  Localcontingente  (der  Departements,  Arrondissements 
und  Gemeinden)  so  zu  sagen  „nach  oben  zu“  trägt,  kommt  „nach 
unten  zu“  nur  in  den  kleinen  Modificationen  zur  Geltung,  welche 
die  individuellen  Steuerschuldigkeiten  nach  den  Abweichungen 
zwischen  dem  aufzubringenden  Contingent  und  dem  ans  der  An- 
wendung des  Tarifs  auf  die  Steuerobjecte  gebildeten  „Steuersoll“ 
der  Gemeinde  u.  s.  w.  etwa  erfahren.  In  der  Hauptsache  bleibt 
die  Steuer  so  eine  Quotitätssteuer  und  zwar  eine  nach  einem 
Classen-  und  Stufentarif  erhobene  Hausclassensteuer  für 
die  unmittelbar  Betroffenen,  die  Hauseigentümer  (und  Haupt- 
miether). 

Jede,  auch  die  beste  Hausclassensteuer  ist  steuertechnisch 
und  steuerpolitisch  nur  von  problematischem  Werth.  Principiell 
allgemein,  practisch  wenigstens  in  den  Städten,  vollends  in  den 
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grösseren,  steht  sie  in  dieser  Hinsicht  hinter  einer  freilich  nicht 
überall  anwendbaren,  mit  Recht  meist  auf  die  Städte  beschränkten 
„Hauszinssteuer“  zurück,  der  relativ  besten  „Gebäudesteuer“  und 
Ertragssteuer  überhaupt. 

S.  meine  Abhandlung  im  Schönbcrg’schen  Handbuch,  III,  259  ff.  Uas 
hat  man  auch  in  Frankreich  nicht  ganz  verkannt  und  wohl  mit  deswegen  Paris  und 
einzelnen  anderen  Städten  (Lyon,  Bordeaux)  gestattet,  nach  einem  besonderen  Tarif, 
der  eine  Combination  der  Besteuerung  nach  „Hausöffnungen“  mit  einer  solchen  nach 
dem  Micthertrag,  bezw.  Reinertrag  der  Häuser  enthält,  ihr  Contingent  aufzubringen, 
(üecret  fllr  Paris  vom  17.  März  1S52,  Art.  10,  Perroux-Joppen , No.  270  ff.,  wo- 
selbst der  Tarif  für  Paris;  für  Bordeaux  Gesetz  vom  5.  Mai  1855,  Art.  14).  Die 
speciello  l'ngecignetheit  einer  blossen  Thür-  und  Fenstersteuer  für  Grossstädte 
hat  zu  solchen  Exemtionen  ausserdem  noch  beigetragen. 

Unter  den  möglichen  Formen  einer  Hauselassensteuer  ist  dann 
aber  wieder  diejenige  einer  immer  so  mechanisch  äusserlichen  und 
zugleich  unvermeidlich  an  casuistischen  Bestimmungen  so  reichen 
Steuer,  wie  eine  Thür-  und  Fenstersteuer,  noch  besonders  zu  be- 
mängeln. Nicht  sowohl  deswegen,  weil  diese  Steuerreform  wie 
eine  „Besteuerung  von  Licht  und  Luft“  wirkt,  gesundheitlich  und 
sicherheitlich  unzweckmässiges  Bauen  veranlasst  — obgleich  auch 
in  dieser  Hinsicht  die  Bedenken  nicht  so  völlig  fehlen,  wie  z.  B. 
v.  Kaufmann  meint  — . Wichtiger  ist  das  Bedenken,  dass  auch 
der  noch  so  zweckmässig  abgestufte  Tarif  einer  „Thür-  uud 
Fenster“- Steuer  weder  den  Ertrags-  noch  den  Wohnungswerth- 
verschiedenheiten von  Ort  zu  Ort  und  von  Gebäude  zu  Gebäude  in 
demselben  Ort  sich  richtig  anzupassen  vermag,  sowie  dass  auch 
die  feinste  gesetzliche  Casuistik  und  deren  weitere  Entwicklung 
durch  Verordnungen  der  Verwaltungsbehörden  und  Entscheidungen 
der  Verwaltungsgerichtshöfe  ein  grosses  Maass  von  „Willkühr“ 
nicht  zu  beseitigen  vermag.  Der  Werth  einer  Steuer,  welche  nach 
einem  „einfachen“,  „sichtbaren“  äusseren  Merkmal  aufgelegt  wird, 
wird  aber  gerade  in  dieser  Vermeidung  der  Willkühr  gefunden. 

Die  französische  Gesetzgebung  hat  einen  principiell  richtigen 
und  ziemlich  feinen  CI as sen- Tarif  für  die  Veranlagung  der 
Thür-  und  Fenstersteuer  aufgestellt. 

Es  werden  darin  bei  kleineren  Häusern  bis  5 „Oeffnungen“  5,  bei  grösseren 
sogar  4 richtig  ausgcwähltc,  den  Wohnungs-  bez.  Hauswerth  wesentlich  mitbestimmende 
Elemente  zur  Bildung  eines  Classcnscheinatismus  combinirt,  nämlich  die  Grösse 
der  Ortsbevölkerung  nach  6 „Ortsclassen“,  die  Zahl  der  „Oeffuungen“  (bei 
den  Häusern  bis  incl.  5 Oeffuungen),  die  Zahl,  Art(Thore,  Ilausthüren,  Fensterzahl) 
und  Lage  der  Fenster  (bis  incl.  2 und  im  3.  und  höheren  Stockwerken)  in  den 
Häusern  mit  6 und  mehr  „Octlnungeu“.  So  entsteht  schon  für  die  kleineren  Häuser 
die  Zahl  von  30  Steuerclassen , für  die  grösseren  eine  sich  der  Zahl,  Art  und  Lage 
der  Oellhungen  fein  anschmiegende  Steucrclassenzahl,  wie  der  folgende  Tarif  des 
Gesetzes  von  1852  (für  das  Principal)  zeigt: 
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Häuser  mit  ö u.  mehr  Oelfnungen 
für  jede  der  letzteren: 


Ortsclassen. 

Einwohner- 

1 

Häuser  mit  Ueffnungeu 
2 3 4 

5 

Thorwege, 
ilayazinthore 
u.  dffL 

GewöhnL 
Thore, 
Fenster  d. 

Fenster  des 
3.  u.  höh. 
Stock- 

zahl. 

Frcs. 

Frcs. 

Frcs. 

Frcs. 

Frcs. 

unt.Stockw. 
bis  incl.  2. 
Frcs.  Frcs. 

werke 

Frcs. 

Cnter  5000  . . 

0.30 

0.45 

0.90 

1.60 

2.50 

1.60 

0.60 

0.60 

5—10,000  . . 

0.40 

0.60 

1.35 

2.20 

3.25 

3.50 

0.75 

0.75 

10,000—25,000 

0.50 

0.80 

1.80 

2.80 

4.00 

7.40 

0.90 

0.75 

25,000—50,000 

0.60 

1 00 

2.70 

4.00 

5.50 

11.20 

1.20 

0.75 

50,000—100,000 

0.80 

1.20 

3.60 

5.20 

7.00 

15.00 

1.50 

0.75 

über  100.000  . 

1.00 

1.50 

4.50 

6.40 

8.50 

18.80 

1.80 

0.75 

Weitere  casuistische  Bestimmungen  des  Gesetzes  jind  Auslegungen  hinsichtlich 
dessen,  was  als  „Ortsbevölkerung"  der  Ortstarifclasse  gerechnet  wird  (im  Allgemeinen 
die  Zahl  der  Ortsanwesenden,  ausschliesslich  des  Militärs  und  der  Insassen  der  sogen. 
„Anstalten",  s.  Verordnung  vom  4.  Mai  1840,  bei  Perroux-Joppen,  No.  269,  auch 
bisher  nur  die  Bevölkerung  innerhalb  der  Octroigrenze  bei  Orten  über  5000  Einw., 
jetzt  diese  Bevölkerung  in  dem  „agglomerirten  Theil“  der  Gemeinde,  die  übrigen 
Häuser  der  letzteren  unterliegen  dem  Tarif  der  Landgemeinden,  Gesetz  vom  30.  Juli 
1885);  ferner  die  Casuistik  in  Betreff  der  steuerpflichtigen  „Wohnung",  bezw.  des 
„Wohnhauses"  und  der  übrigen  steuerpflichtigen  Häuser,  sowie  in  Betreff  des  Begriffs 
„Thorweg",  „Thür“,  „Fenster“  u.  s.  w.  dienen  dazu,  den  Tarif  bei  der  practischen 
Anwendung  noch  mehr  sich  den  Verhältnissen  des  Wohnungswerths  anpassen  zu  lassen. 

Und  dennoch  bleiben  auch  bei  diesem  entwickelten  Stufen - 
tarif  und  dieser  Casuistik,  zumal  in  den  Städten,  vollends  in 
den  grossen,  sicherlich  von  Ort  zu  Ort  und  in  demselben  Orte 
bei  verschiedenen  Gebäuden  sehr  erhebliche  Ungleichmässig- 
keiten  bestehen,  welche  bei  einer  eigentlichen  Ertragssteuer  des 
Eigentümers  oder  Miethsteuer  des  Mieters  viel  mehr  vermieden 
würden. 

Dieselben  werden  durch  die  starken  Departeinental-  und  Communalzuschläge 
(s.  u.  S.  468),  wie  durch  die  bei  dieser  Steuer  bestehenden  allgemeinen  Staatszuschläge 
und  die  kleinen  Nebenzuschläge,  — durch  deren  Gesammtheit  das  Principal  jetzt  fast 
verdoppelt  wird,  1887  betragen  sie  95.1  % des  Principals  — noch  wesentlich  gesteigert, 
also  drückender. 

Die  weitgehende  Casuistik  bei  dieser  Steuer  — hinsichtlich  der 
Steuerpfliehtigkeit  und  Steuerfreiheit  der  ganzen  Gebäude  und 
Wohnungen,  dann  hinsichtlich  der  Begriffe  „Oeflnung“,  Thorweg, 
Thür,  Fenster  und  der  Steuerpfliehtigkeit,  Steuerfreiheit  und 
Steuerhöhe  dieser  „Oeffnungen“  — erklärt  sieh  zum  Theil  aus 
ungenauen  und  willkührlichen  Bestimmungen  des  Gesetzes,  zum 
Theil,  wie  auch  die  britische  Erfahrung  zeigt  (§.  117*),  aus  dem 
Wesen  dieser  Steuer  und  aus  der  öfters  nur  scheinbar  so  ein- 
fachen Bemessungsbasis  „handgreiflicher“  und  gleichwohl  viel- 
deutiger „äusserer  Merkmale“. 

Der  leitende  Grundsatz  des  Gesetzes  erscheint  einfach  genug: 
nämlich,  dass  „Thüren  und  Fenster,  welche  nach  den  Strassen, 
Höfen  und  Gärten  der  Gebäude  und  Fabriken  (usines)  hinaus- 
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gehen,  steuerpflichtig  sind“  (Gesetz  v.  4.  Frim.  VII.,  Art.  2).  In 
der  Anwendung  und  Auslegung  dieses  Grundsatzes  ergeben  sich 
jedoch  eine  Menge  Schwierigkeiten,  welche  die  angedeutete 
Casuistik  nöthig  machen. 


So  in  Betreff  des  steuertechnischen  Begriffs  „Fenster“,  „Thür“,  „Thorweg“, 
„usines“.  Beiin  besten  Willen  bleibt  in  den  Entscheidungen  manche  Willkühr  übrig. 
S.  das  Einzelne  bei  Perroux-Joppen,  No.  265  ff.,  278  ff.,  und  Block,  dict.  Art. 
contrib.  dir.,  No.  ISO  ff.,  195  ff.  Vornehmlich  hat  man  die  Wohn  räume  besteuern 
wollen.  Bei  der  Veranlagung  entstehen  Zweifel,  wenn  geschäftliche  (gewerbliche) 
und  Wohnräume  nicht  getrennt  sind  u.  i.  a.  F.  m.  Das  Gesetz  von  179S  will  ferner 
die  Steuer  auf  „usines“  legen,  ein  späteres  (4.  Germin.  XI.,  Art.  19)  beschränkt  die 
Steuer  bei  „Manufacturen“  auf  die  „Fenster  der  persönlichen  Wohnung  und  der- 
jenigen der  Aufseher  und  Commis“.  Aus  diesen  Vorschriften  entwickelte  sich  wieder 
die  Streitfrage,  was  eine  „usine“  und  was  eine  „Manufactur“  sei  und  eine  weit- 
gehende Casuistik  (Perroux- J oppen,  No.  2S1,  Block  a.  a.  0.,  No.  200.  Unrichtig 
Kaufmann,  S.  214,  „usine1*  heisst  hier  auch  nicht  „Hüttenwerk“).  Man  legte  den 
Unterschied  in  folgende,  bei  der  practischen  Anwendung  vielfach  wieder  unzulängliche 
Momente:  steuerfreie  „Manufacturen“  seien  „grosse  industrielle  Anstalten,  welche  in 
Werkstätten  eingetheilt  seien  und  zahlreiche  Arbeiter  beschäftigten“,  „Fabriken“ 
(usines)  seien  dagegen  „industrielle  Anstalten,  wo  die  natürlichen  und  künstlichen 
Motoren  das  hauptsächliche  oder  wirksamste  Agens  der  Fabrikation  seien“.  Die  eigen- 
tümlichen Entscheidungen  hiernach  a.  a.  0.  (Perroux-Joppen,  S.  82)  Steuerfrei 
sind  ferner  ausdrücklich  die  Thüren  und  Fenster  zur  Beleuchtung  und  Lüftung  der 
wichtigsten,  speciell  genannten  1 an  dwirthscha  ft  liehen,  nicht  zur  Wohnung 
bestimmten  Gebäude,  sowie  der  für  einen  öffentlichen  Dienst  bestimmten  Locali- 
täten,  was  wiederum  zu  casuistischen  Unterscheidungen  Anlass  giebt.  Dienst- 
wohnungen der  Beamten  sind  steuerpflichtig.  Oeffnungen,  welche  aus  gesund- 
heitspolizeilichen Rücksichten  in  Häusern  angebracht  werden,  sind  drei  Jahre  lang 
steuerfrei. 


Aus  der  Statistik  (Bull.  II,  226,  s.  auch  v.  Kaufmann,  abweichend)  sei  Folgendes 
angeführt.  Allgemeine  Aufnahme  der  Gebäude  und  Fabriken  fand  1822  und  1S41  statt. 


1. 

Zahl  der  Häuser  und  Fabriken 
weniger  als  6 Oeffnungen  . 

mit 

1822 

1871 

5,672,692 

1876 

5,698,575 

2. 

Desgl.  mit  mehr  als  6 . . . 

— 

2,776,264 

2,931,607 

8. 

Zusammen 

6,432,000 

„ 8,448,956 

8.630,182 

4. 

Zahl  der  Oeffnungen  bei  1 . 

# ^ 

— 

17,273,978 

17,447,438 

5. 

Desgl.  bei  2 

— 

38,678,224 

41,048.295 

6,. 

Zusammen 

33,949,468 

55,952,202 

58,495,733 

7. 

Durchschnittszahl  d.  Oeffnungen  bei  1 

3.04 

• 3.06 

8. 

11  i*  11 

„ 2 

— 

13.93 

14.00 

9. 

11  * 19  11 

Ganzen  

im 

5.28 

6.62 

6.77 

Die  Zahl  der  Häuser  nach  der  Zahl  der  Oeffnungen  war  1885  (Bull.  XIX,  621): 


Mit  1 Oeffnung  . 
Mit  2 Oeffnungen 
Mit  3 Oeffnungen 
Mit  1 Oeffnungen 


24S,352  Mit  5 Oeffnungen  . . . 849,961 

1,827,104  Mit  6 u.  mehr  Oeffnungen  3,259,331 

1,624,516  Zusammen 8,975,166 

1,165,902  Einzelne  Steuerquoten  . . 6,715,208 


Nur  die  Häuser  mit  1 Oeffnung  nehmen  beständig  etwas  ab  (1837  waren  es346,401\ 
mit  2 neuerdings  ebenfalls.  Am  Stärksten  nehmen  die  grösseren  Häuser  mit  6 und  mehr 
Oeffnungen  zu.  Auf  1 Steuerquote  kommen  1.83  Häuser,  was  auch  darauf  hindeutet, 
dass  meistens  die  Eigenthüiner  zahlen  werden,  freilich  mit  bedeutenderen  Ausnahmen 
in  den  grösseren  Städten,  wo  die  Zahlen  der  Statistik  für  die  Steuerpflichtigen  2 bis 
3 Mal  so  gross  als  für  die  Häuser  sind,  was  auf  entsprechende  directe  Besteuerung 
der  Miether  schliessen  lässt.  Der  Steuerbetrag  für  1 Haus  war  1885  im  Principal 
4.42,  mit  allen  Zuschlägen  8.64  Frcs.,  für  1 Steuerquote  5.91  und  11.52.  Nach  einer 
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Tabelle  bei  v.  Kaufmann  (S.  212)  würde  die  Steuer  für  1 Haus  1S8S  3.25  Frcs. 
(.princ.)  gewesen  sein,  und  zwar  in  Ortschaften  bis  500U  Einw.  2.17,  in  solchen  von 
50 — 100,000  Einw.  21.55,  in  grösseren  55,71.  Hiernach  erscheint  die  Steuer  auch 
gegenwärtig  noch  massig,  aber  relativ  besonders  niedrig  iu  grösseren  Städten,  was 
wieder  auf  die  mangelhafte  Veranlagungsbasis  hinweist,  bei  der  man  eben  keinen  an- 
gemessen hohen  Tarif  für  die  Städte  anzuwenden  wagt. 

§.  197.  3.  Die  Kepartition  und  die  Feststellung  der 
Contingente.  Ungünstige  finanzielle  Erfolge  mit  der  ursprüng- 
lichen Quotitätssteuer  führten  1802  zur  Verwandlung  der  Steuer  in 
eine  Repartitionssteuer.  Für  die  angemessene  Bestimmung  der 
Höhe  des  Staatscontingents  und  der  Kepartition  desselben  auf  die 
Landestheile  (Departements)  bis  herab  zu  den  Gemeinden  fehlten 
aber  wieder,  wie  bei  der  Grund-  und  Personal-  und  Mobiliarsteuer, 
die  genügenden  Daten.-  Daher  setzte  man  das  Staatscontingent 
auf  Grund  der  bisherigen  Erträge  in  1802  niedrig  und  wohl  zu 
niedrig  an  (16  Mill.  Frcs.)  und  die  Verkeilung  auf  die  Departe- 
ments blieb  ungleiclimässig.  Die  richtige  Verwandlung  der  Steuer 
in  eine  Quotitätssteuer  im  Jahre  1831  (Gesetz  vom  26.  März  1831) 
bot  das  Mittel  zur  angemessenen  Steigerung  der  Erträge  und  zu 
einer  richtigeren,  freilich  die  bisher  begünstigten  Landestheile 
empfindlich  mehr  belastenden  localen  Steuervertheilung.  Aber  beide 
Wirkungen  dieses  Gesetzes  fanden  auch  bei  dieser  Maassregel,  wie 
bei  der  gleichzeitigen  ähnlichen  in  Betreff  der  Personalsteuer 
(S.  459)  heftige  Opposition  > der  man  durch  Rückkehr  zu  der 
Repartitionssteuer  schon  in  1832  (Gesetz  vom  21.  April  1832) 
Rechnung  trug.  Indessen  wurde  gleichzeitig  auf  Grund  der  nach 
dem  vorigen  Gesetze  erfolgten  Veranlagung  das  Staatscontingent 
jetzt  wesentlich  erhöht,  auf  22  Mill.  im  Principal,  und  die  locale 
Verkeilung  berichtigt.  Da  man  ferner  bald  darauf  dafür  sorgte, 
dass  alle  Contingente  durch  die  Berücksichtigung  der  Neu-  und 
Umbauten  — unter  Abrechnung  der  zerstörten  Gebäude  — sich 
entsprechend  erhöhten  und  veränderten  (unter  den  Departements, 
Arrondissements  und  Gemeinden)  nach  Gesetz  vom  17.  August  1835 
und  die  Departeruentalcontingente  sich  nach  Gesetz  vom  4.  August 
1844  in  Gemässheit  der  von  der  wechselnden  Grösse  der  Orts- 
bevölkerung abhängigen  Sätze  des  Steuertarifs  veränderten,  d.  h. 
gewöhnlich  erhöhten,  so  blieb  die  Entwicklung  des  Ertrags  und 
die  locale  Verkeilung  dieser  Steuer,  abweichend  von  der  Grund- 
und  Personal-  und  Mobiliarsteuer,  mehr  in  Einklang  mit  dem  fis- 
calischen  Interesse  und  mit  einer  der  Tendenz  des  Gesetzes  wirk- 
lich entsprechenden  localen  Verkeilung,  sowohl  von  vornherein, 
als  mehr  und  mehr  im  Laufe  der  Zeit.  Als  Glied  des  directen 
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Steuer sy aStems  ist  die  Thür-  und  Fensterstcuer  freilich  auf  diese 
Art  zu  den  beiden  anderen  Repartitionssteuern,  besonders  zu  der 
wesentlich  stabilen  Grundsteuer,  hierin  ähnlich  wie  die  Patent- 
Steuer,  immer  mehr  in  ein  Missverhältnis  gekommen. 

Zum  Principal  der  Thür-  und  Fenstersteuer  werden  auch  seit  der  Gesetzgebung 
von  1832  beständig  Zuschläge  für  die  allgemeine  Staatscasse  erhoben  (15.S°/0).  Ein- 
schliesslich der  Zuschläge  für  die  Nebenfonds  (Ausfällfonds  u.  s.  w.)  des  Principals 
und  der  oben  genannten  Zuschläge  betrug  der  Ertrag  für  den  Staat  1838  26.56. 
1870  40.12.  1S71  (ohne  Elsass-Lothringen)  38.93,  1885  17.20  Mill.  Frcs.,  stieg  also 
von  1838 — 1885  (wo  im  letzten  Jahre  Elsass-Lothringen  fehlt,  Nizza  und  Savoicn  in- 
begriffen ist)  um  77.7  %.  In  derselben  Zeit  wuchs  der  ebenso  berechnete  Ertrag 
der  Personal-  und  Mobiliarstcucr  nur  um  64.9°/0,  der  Ertrag  der  Staatsgrundsteucr 
sank  sogar  unter  dem  Einfluss  des  durch  die  anderweite  Ertragssteigerung  noch  nicht 
wieder  cingebrachten  Erlasses  der  Staatszuschläge  seit  1851,  von  1838 — 85  um  6%- 
Bull.  XX,  220  ff.  Ungemein  sind  bei  der  Thür-  und  Fensterstcuer  die  Zuschläge  für 
‘Pepartcmcntal  - (von  1838  — 85  von  1.95  auf  12.78)  und  für  Communalzwecke  (dgl. 
von  1.17  auf  18.09  Mill.  Frcs.)  gestiegen,  was  bei  der  ungleichmässigen  Belastung  der 
Gebäude  in  ein  und  demselben  Orte  doch  auch  grosse  Bedenken  hat.  (Bull,  eb.,  s, 
auch  Faure,  S.  77). 

Die  Zusammenziehnng  der  Thür-  und  Fenstersteuer  mit  der 
Grundsteuer  von  „bebauten  Grundstücken“  und  der  Grundsteuer 
von  den  Grundstücken,  auf  denen  die  Häuser  stehen,  in  eine 
einzige  eigentliche  Gebäudesteuer  erschiene  das  Zweck- 
mässigste.  Diese  Steuer  wäre  dann  wohl  wesentlich  auf  die  Wohn- 
gebäude zu  beschränken  und  in  allen  grösseren  Ortschaften 
nach  dem  Ertrage  (Wohnungswerth,  valeur  locative,  Miethwerth) 
aufzulegen,  die  Thür-  und  Fenstersteuer  wie  die -Grundsteuer  von 
gewerblichen  Gebäuden,  namentlich  von  Fabriken  u.  dgl.  m. 
in  die  Patentsteuer  völlig  mit  einzugliedern.  Aber  Frankreich 
hat  sich  seit  der  ersten  Revolution  wenig  zu  tieferen  Reformen 
der  directen  Steuern  befähigt  gezeigt.  Sonst  würde  man  wohl 
schon  längst  in  der  angedeuteten  oder  einer  ähnlichen  Weise  vor- 
gegangen sein. 


d.  Die  Patentstcuer. 

Gesetzgebung  (Hauptgesetze).  Erstes  Gesetz  vom  2. — 17.  März  1791:  nach 
Aufhebung  1793  neu  begründet  durch  Gesetz  vom  4.  Tbermid.  III.  (22.  Juli  1795), 
erweitert  durch  Gesetz  vom  6.  Fructid.  IV.  (23.  August  1796),  modificirt  durch  andere 
im  Jahre  V,  cndgiltig  festgestcllt  durch  Gesetz  vom  7.  Brum.  VI.  (28.  October  1797) 
und  bes.  vom  1.  Brum.  VII.  (22.  October  1798).  Veränderungen  durch  Gesetz  vom 
25.  März  1817,  15.  Mai  1818,  19.  Juli  1819.  Umfassende  Codification,  nach  ver- 
geblichen früheren  Versuchen,  und  Ausbildung  durch  das  Gesetz  vom  25.  April  1844, 
die  Hauptgrundlage  bis  zum  Gesetz  von  1880.  Abänderungen  durch  Gesetz  vom 
18.  Mai  1850  (Ausdehnung  der  Steuer  auf  liberale  Berufe  u.  dgl.  in.,  Tabelle  „G“)i 
10.  Juni  1853,  4.  Juni  1S58,  26.  Juli  1860,  2.  Juli  1 862,  13.  Mai  1863,  18.  Juli  1866, 
2.  August  1868,  10.  Mai  1869.  27.  Juli  1870,  29.  März,  16.,  23.  Juli  1873  (Steuer- 
erhöhungen).  Nach  längeren  Vorbereitungen  neue  Codification  durch  das  Gesetz  vom 
15.  Juli  1880,  welches  jetzt  die  Grundlage  bildet.  S.  Perroux-Joppen,  No.  307 
bis  351,  427—430,  Block,  dict.  Art.  patentes,  p.  1447,  im  Suppl.  gen6r.  (1878 — 84), 
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p.  346  tdas  neue  Gesetz  von  1880,  hier  falsch  vom  14.  Juli  datirt).  Bull.  VIII,  1 
(das  Gesetz  von  1880)..  Dejcan,  code  d.  nouv.  impüts,  Par.  1875,  2.  6d.,  p.  106  11'., 
212,  213,  313,  407.  Amtliche  Ausgaben  des  Gesetzes  von  1880,  ein  Octavband  von- 
287  Seiten,  nur  das  Gesetz,  die  Tarife  und  die  Noinenclatur  der  Gewerbe  enthaltend! 

Literatur.  In  Frankreich  meist  die  allgemeine  über  directo  Steuern.  Biblio- 
graphie bei  Block,  dict , p.  673.  Daselbst  Art.  patentes.  Stourm,  I,  ch.  10,  p.  275 
bis  294,  Vigncs.  I,  52 — 03,  v.  Hock,  S.  153 — 157,  aus  den  Tarifen  eb.  in  den 
Anlagen,  S.  017  ff.,  v.  Kaufmann,  S.  215—251  (auch  grössere  Auszüge  aus  den 
Tarifen).  Statistik  besonders  bei  v.  Kaufmann.  Faure,  p.  79  ff..  Bull.  VIII, 
88  ff.  (1859—79).  Jährliche  Statistik,  so  XXI,  491  f.  1886;  Erträge  eb.  XX,  219 
(seit  1838).  Umfassende  Statistik  der  einzelnen  eingesteuerten  Gewerbe  jeder  Classe, 
mit  Angabe  der  besteuerten  Micthwcrthe,  nach  den  Rollen  von  1S85,  im  Bull.  XXII, 
355 — 413. 

Ueber  die  Gewerbesteuer  im  A 1 lg  cm  einen  und  besonders  Uber  das  Grund- 
p ri  n ci p der  französischen  s.  meine  Abhandlung  directe  Steuern,  in  Schönbcrg’s  Hand- 
buch der  politischen  Oekonomie,  2.  A.  III,  278  ff.,  284. 

§.  198.  1.  Character.  Die  französische  Gewerbesteuer, 
welche  den  Namen  Patentsteuer  trägt,  ist  von  den  directen  Steuern 
Frankreichs  die  eigenthümlichste  und  finanzwissenschaftlich  inter- 
essanteste, daher  wird  sie  hier  auch  am  Eingehendsten  erörtert. 
Sie  ist  nicht,  wie  die  drei  bisher  besprochenen  directen,  eine 
Repartitions-,  sondern  eine  Quotitätssteuer.  Seit  ihrer  end- 
giltigen  Begründung  durch  das  Gesetz  von  1798  (22.  October, 
1.  Brum.  VII.)  hat  sic  keine  Veränderung  ihres  eigentlichen  Gfund- 
princips,  der  Besteuerung  nach  äusseren  Merkmalen  der 
Ertragsfähigkeit,  erfahren.  Wohl  aber  ist  sie  in  immer  erneuter 
legislativer  Arbeit  auf  dieser  Grundlage  folgerichtig  ausgebildet 
und  dadurch  erheblich  vervollkommnet  worden.  Sie  konnte  sich 
so  einigermaassen  den  grossen  technischen  und  ökonomischen 
Veränderungen  des  Gewerbewesens  im  19.  Jahrhundert  anpassen 
und  hat  sich  in  Folge  dessen  auch  von  den  französischen  directen 
Steuern  allein  zu  starken  Erhöhungen  behufs  Deckung  des  ge- 
wachsenen staatlichen  Finanzbedarfs  geeignet  erwiesen  (1872  ff.). 
Das  Entwicklungspläne^)  der  Steuer  war:  immer  feinere 

Casuistik  in  Betreff  der  „äusseren  Merkmale“  der 
Veranlagung.  Dadurch  hat  sie  sich  zu  einer  nach  solchen 
Merkmalen  immer  sorgfältiger  specia lisirenden  Classen- 
Ge werbesteuer  entwickelt.  Was  eine  Gewerbesteuer  dieser 
Art  — und  eine  Ertrags-  oder  auch  eine  directe  Steuer  dieser  Art 
überhaupt  — zu  leisten  vermag,  das  leistet  die  französische  Patent- 
Steuer.  Ihre  Vorzüge  wie  ihre  Schwächen  liegen  in  diesem  ihrem 
steuertechnischen  Character  begründet. 

Die  erste  Einführung  der  Patentsteuer  erfolgte  lediglich  aus 
fiscalischen  Rücksichten  (§.  168),  da  die  anfängliche  Idee,  dass  die 
gewerblichen  Einkünfte  durch  die  Mobiliarsteuer  ausreichend  für  den 
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Finanzbedarf  mit  zu  besteuern  seien,  sich  als  eine  Täuschung  erwies. 
Man  verband  dann,  eigentümlich  genug,  die  Einführung  der 
Steuer  mit  derjenigen  des  Systems  der  Gewerbefreiheit,  indem 
man  Anmeldungen  der  gewerblichen  Unternehmer  und 
Entnahme  eines  „Patents“  für  das  zu  betreibende  Gewerbe 
vorsebrieb  und  für  dieses  Patent  die  Zahlung  einer  Abgabe 
verlangte.  So  erklärt  sieh  auch  der  Name  der  neuen  Gewerbe- 
steuer. 

Hiermit  war  zugleich  und  auf  die  Dauer  ein  erster  Grund- 
satz dieser  Steuer,  die  Vorschrift  der  Anmeldung  des  Gewerbe- 
betriebs und  damit  zur  Gewerbesteuerveranlagung,  ange- 
nommen. Aus  der  anfänglich  geplanten  Besteuerung  der  gewerb- 
lichen Einkünfte  durch  die  Mobiliarsteuer  entnahm  man  dann  einen 
zweiten  Grundsatz  der  Patentsteuer:  die  Besteuerung  nach  einem 
Proportionalsatz  vom  Miethwerth  der  Räume  für  den  Gewerbe- 
betrieb, in  drei  progressiven  Sätzen  von  10,  12 V2  und  15°/0  des 
Miethbetrags,  zunächst  noch  ohne  „festen  Satz“  (droit  fixe). 
Nach  vorübergebender  Aufhebung  der  Patentsteuer  (21.,  22.  März 
1793)  und  einfacher  Mit- Unterstellung  der  gewerblichen  Einkünfte 
unter  die  Mobiliarsteuer,  kehrte  man  aus  specifisch- politischen 
Motiven  der  Epoche1)  1795  (Gesetz  vom  22.  Juli,  4.  Thermid.  III.) 
zu  der  Patentsteuer  zurück,  gestaltete  sie  aber  jetzt  anders,  nämlich 
auf  der  Grundlage  von  festen  Steuersätzen  nach  (6)  Classen 
von  Gewerben  und  nach  der  Ortsbevölkerung  (4  Classen), 
doch  ohne  Proportionalsätze  nach  der  Miethe  oder  dgl.  mehr, 
womit  zwei  weitere  leitende  Grundsätze  der  Patentsteuer 
— Besteuerung  nach  Gewerbegattungsclassen  und  nach  Orts- 
Bevölkerungsclassen  — eingeführt  wurden,  freilich  noch  in 
roher,  viel  zu  wenig  specialisirender  Form. 

Die  baldige  Fortbildung  der  Steuer  erfolgte  dann  so,  dass  die 
verschiedenen  Grundsätze  der  erwähnten  Gesetze, 
namentlich  der  Anmelde-  und  Patentnah mezwang,  die  Ab- 
stufung der  „festen u Sätze  nach  Gewerbegattungen  und  bei 
den  wesentlich  für  den  Ortsbedarf  arbeitenden  Gewerben  nach 
Ortsclassen,  mit  dem  Princip  der  „Proportionalsätze“ 
nach  dem  ""Miethwerth  — bald  der  Wohnräume,  bald  der 
gewerblichen  Localitäten  je  nach  Verschiedenheit  der  Gewerbe  — 
combinirt  wurden,  wobei  indessen  die  Casuistik  der  Classi- 


*)  S.  Stourm,  I,  282  ff.,  auch  fUr  weitere  Einzelheiten  der  Entwicklung. 
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fication  immer  noch  eine  wenig  entwickelte  blieb,  u.  A.  die  „Pro- 
portionalabgabe“ gleiclnnässig  10%  war.  (Gesetz  vom  6.  Fruct.  IV. 
— 23.  August  1796  — , 9.  Krim.  V.  — 29.  November  1798  — , 
1.  Bruru.  VII.  — 22.  October  1798  — ). 

So  war  die  Gewerbesteuer  als  Patentsteuer  p*vh  einem 
Classensckematismus  und  mit  zwei  grundsätzlich  verschiedenen 
Steuersätzen,  dem  „festen  Satze“  (droit  fixe),  welcher  sich  aber 
nach  Gewerbegattungen  und  eventuell  weiter  nach  Ortsclasscn  ab- 
stufte, und  dem  „Proportional satze“  nach  dem  Micthwerth 
endgiltig  begründet  worden. 

Die  Fortentwicklung  in  der  Gesetzgebung  des  19.  Jahrhunderts 
bestand  folgerichtig  und  leicht  begreiflich  in  der  weiteren  und 
feineren  Ausbildung  des  Classensystems.  Hierbei  gelangte 
man  auch,  besonders  bei  der  (grossen)  Industrie  und  Handels-, 
Bank-  und  dgl.  Gewerben,  für  ein  und  dasselbe  Gewerbe  zur  Ein- 
fügung von  „veränderlichen  Steuersätzen“  nach  Merk- 
malen des  Betriebsumfangs  einer  einzelnen  gewerblichen 
Unternehmung,  damit  zur  Aufstellung  von  Betriebsumfangs- 
Classen,  sowohl  bei  Gewerben,  welche  ohne  Rücksicht  auf  die 
Grösse  der  Ortsbevölkerung  besteuert  werden,  als  auch  bei  einer 
Anzahl  von  Gewerben,  wo  ausserdem  die  „festen  Sätze“  nach  Orts- 
classen  verschieden  sind.  Nach  früheren  Gesetzen  und  Bestimmungen 
in  dieser  Richtung  (1817,  1818)  kam  das  .ganze  System,  erheblich 
verfeinert,  in  dem  Hauptgesetz  vom  25.  April  1844  zu  einem  ge- 
wissen Abschluss. 

Iudessen  hat  man  in  der  eingeschlagenen  Richtung  immer 
feinerer  Casuistik,  daher  immer  grösserer  Specialisirung 
der  Classification  und  der  Steuersätze  auch  seitdem  fort- 
zuarbeiten nicht  geruht,  so  in  den  oben  S.  468  genannten  Gesetzen. 
Dabei  sind  dann  auch,  wie  übrigens  schon  in  Gesetzen  der  Revo- 
lutionszeit, theils  Erleichterungen,  Beschränkungen  und 
Ausnahmen,  theils  Ausdehnungen  der  Patentsteuerpüichtigkeit 
erfolgt.  Ersteres  namentlich  in  Bezug  auf  gewisse  Kleingewerbe, 
Letzteres  besonders  hinsichtlich  der  „liberalen  Professionen“  (Gesetz 
vom  18.  Mai  1850).  Das  neue  Gesetz  vom  15.  Juli  1880  hat  daun 
wieder  einen  Abschluss  gebracht.  Die  nimmer  ruhende  ökonomisch- 
technische  Entwicklung  bedingt  aber,  dass  jeder  solche  „Abschluss“ 
doch  wieder  nur  die  Bedeutung  eines  Provisoriums  hat.  Die 
Steuer  Verwaltung  arbeitet  selbst  beständig  weiter  und  bereitet  immer 
neue  gesetzliche  Veränderungen  vor.  Eben  dadurch  passt  sich  die 
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französische  Patentste uer  den  Verhältnissen  des  gewerblichen 
Lebens  immer  sorgfältiger  an,  steigt  sie  in  den  Erträgen  und 
erweist  sie  sich  auch  in  den  Steuersätzen  selbst  steigerungsfähig, 
im  grossen  Unterschied  namentlich  von  der  Grundsteuer,  ihrem 
hauptsächlichen  Seitcnstltck. 

§.199.  2.  Einrichtung  der  Patentsteuer  im  Einzelnen. 

a)  Umfang.  Die  Steuer  trifft  im  Wesentlichen  die  „Gewerbe 
im  engeren  Sinne“,  und  zwar  die  gewerblichen  Unter- 
nehmerais solche  für  ihr  „Gewerbe“  mit  bestimmten  im  Gesetz 
genannten  Ausnahmen,  aber  inbegriffen  auch  einige  in  den 
Tarifen  speciell  genannte  Erwerbsarten  (wie  die  einzeln  aufge- 
zählten „liberalen  Berufe“),  welche  gewöhnlich  nicht  zu  den  „Ge- 
werben“ gerechnet  werden. 

„Tout  individu,  Francais  au  ctrangor,  qui  c.verce  en  France  un  commerce,  une 
industric,  une  profession,  non  compris  dans  les  cxceptions  determinces  par  la  präsente 
loi,  cst  assujetti  ä la  coutribution  des  patentes“  (Art.  1 des  Gesetzes  von  1880,  auch 
von  1844). 

Nicht  patentsteuerpilichtig  sind  danach  namentlich  (Art.  13  des  Gesetzes  von 
1814,  Art.  17  des  Gesetzes  von  1880)  folgende  wichtigere  Glassen:  die  Lohnarbeiter 
aller  Art,  auch  kaufmännische  (Commis),  Beamte  der  gewerblichen  Unternehmungen; 
Künstler,  Lehrer,  Zeitungsherausgeber;  die  öffentlichen  Beamten; 
die  Landwirthe,  als  solche,  also  ausser  den  selbstwirthscliaftendcn  Eigentümern 
auch  Pächter,  soweit  sic  nur  eigene  Eruteproducte  verkaufen;  die  Bergwerks- 
besitzer  für  den  Bergbau  und  für  den  Verkauf  der  Bergwerksproducte  (nicht  auch 
für  die  Umformung  der  letzteren,  also  z.  B.  für  Hüttenwerke);  dann  einige  speciclle 
Kategorien  (z.  B.  Hebammen,  Fischer,  Marketender,  öffentliche  Schreiber,  Handcls- 
schiffkapitäno,  die  nicht  auf  eigene  Rechnung  fahren,  unentgeltlich  verwaltete  Spar- 
und Versorgu ngseassen , autorisirte  Gegcnseitigkeits -Versicherungsanstalten , Salzteich- 
Besitzer  und  Pächter  u.  a.  m.):  endlich  die  im  Folgenden  noch  genannten,  gemeinhin  zu 
den  „Gewerben“  i.  c.  S.  gerechneten  gewerblichen  Klei  nun  terne  hm  u n gen. 

Hiernach  umfasst  die  Patentsteuer,  im  Ganzen  ebenso  wie  die 
meisten  Gewerbesteuern  anderer  Länder,  die  regelmässigen  grossen 
Kategorien  „gewerblicher“  Unternehmung:  Handwerk,  Manu- 
faetur,  Fabrikwesen,  Hüttenwesen,  Handel,  Agentur- 
Commissions-,  Geld-,  Bank-,  Versicherungsgeschäft, 
Transpo  rt  ge  werbe  (auch  Eisenbahnen),  Gast-  und  Schank- 
gewerbe, Dienstleistungs-Gewerbe  (Theater  u.  s.  w.,  regel- 
mässige [ gewerbsmässige | Zimmervermietung,  chambres  garnies), 
endlich,  abweichend  von  manchen  anderen  Gesetzgebungen,  einige 
wichtigere  Arten  liberaler  Profession  en,  die  selbständig,  nicht 
im  (öffentlichen  oder  privaten)  Dienstverhältnis  ausgeübt  werden. 

Unter  den  gewerblichen  Unternehmungen  sind  aber  einige 
wegen  ihrer  ökonomischen  Unbedeutendheit  oder  wegen  der 
gewöhnlichen  Dürftigkeit  ihrer  Betreiber,  ausdrücklich  für 
steuerfrei  erklärt,  einige  andere  werden  wenigstens  niedriger 
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als  zu  den  allgemeinen  Steuersätzen  besteuert:  Kleingewerbe, 
Handelsgewerbe,  H aus  i r ge  werbe,  Handwerk,  Haus- 
industrie gewissen  geringen  Umfangs  und  gewisser  Art. 
Befreiungen,  welche  neben  der  socialpolitischen,  zunächst  dafür 
maassgebenden  auch  eine  steuertechnische  Bedeutung  haben,  indem 
dadurch  die  Zahl  der  Patentsteuerpflichtigen  erwünscht  vermindert  wird. 

Die  Rechtsform  der  Unternehmung  ist  an  sich  für  die 
Steuerpflicht  gleiehgiltig,  doch  bestehen  für  die  Veranlagung  der 
Erwerbsgesellschaften  einige  Specialbestimmungen. 

Alle  steuerpflichtigen  Gewerbe  werden  in  den  den  Gesetzen 
beigefügten  Tarifen  und  in  den  zu  letzteren  gehörigen 
Namensverzeichnissen  einzeln  in  der  bestimmten  Tarif classe, 
unter  die  sie  fallen  sollen,  aufgeführt.  Hier  nicht  speciell  ge- 
nannte Gewerbe  werden  durch  die  Verwaltungsbehörden  einst- 
weilen nach  Analogie  der  nächstverwandten  des  Tarifs  veranlagt 
und  betreffende  Listen  solcher  Gewerbe  alle  5 Jahre  der  Legislatur 
zur  Genehmigung  vorgelegt  (Gesetz  von  1880,  Art.  4).  So  bleibt 
die  Besteuerung  in  Uebereinstimmung  mit  der  Entwicklung  des 
Gewerbewesens. 

Die  als  ein  Thcil'der  Tabelle  „D“  der  neueren  Gesetze,  worin  die  Proportional- 
sätze zusammengestellt  sind,  aufgeführten,  seit  dem  Gesetz  vom  18.  Mai  1850  patent- 
steuerpflichtig gewordenen  „liberalen  Berufe“  sind  immerhin  etwas  willkührlich 
aus  der  Gesammthcit  solcher  Berufe  herausgehoben.  Es  gebären  dahin  jetzt  folgende 
z.  Th.  hier  besser  mit  den  französischen  technischen  Namen  bezeichnte  Kategorien, 
(amtliche  Ausgabe  S.  68,  auch  Perroux-Joppen , S.  259,  Statistik  im  Bull.  XXII, 
413):  Acrzto  und  Personen  des  Heilberufs  (Dr.  rned.,  Dr.  chir.,  zahnärztliche 
Chirurgen,  officiers  de  saute,  Thierärzte),  Anwälte,  Notare  und  andere  mit 
Rechts-  und  Gerichtswesen  in  Verbindung  stehende  Personen  (Advocaten  bei 
den  Gerichten,  bei  dem  Staatsrath  und  Cassationshof,  Sachwalter  — avouös  — . Be- 
vollmächtigte bei  den  Handelsgerichten,  groffiers,  huissiers,  referendaires  au  sceau, 
commissaires-priseurs),  Architectcn,  Civilin gen ieure,  Vorsteher  von  Schul- 
und  Erziehungsanstalten  (Pensionen).  Warum  andere  verwandte  Fälle  aus- 
drücklich steuerfrei  sind,  z.  B.  (Gesetz  von  1880  Art.  17),  „K ünstler“  (Maler, 
Bildhauer,  Stecher,  Zeichner,  „die  als  Künstler  gelten“  — allerdings  diese  alle  nur, 
wenn  sic  sich  auf  den  Verkauf  ihrer  eigenen  Kunsterzeugnisse  beschränken,  ferner 
dramatische  Künstler),  dann  auch  „Professoren  der  schönen  Literatur,  der  Wissen- 
schaften, der  Unterhaltungskünste“,  sogar  Zeitungsherausgeber,  ist  nicht  genügend  zu 
begründen.  Die  Patentsteuerfreiheit  der  Beamten  und  angestcllten  Angehörigen 
liberaler  Berufe  (in  einem  „Dienstverhältnisse  liegt  anders.  Allerdings  werden  aber 
diese  letzteren  Patentsteuerfreien  unzureichend,  weil  allein  durch  die  Personal-  und 
Mobiliarsteucr  und  die  Thür-  und  Fenstersteucr  und  auch  hier  nicht  einmal  immer 
direct,  sondern  nur  eventuell  indircct,  durch  Ucbcrwälzung,  getroffen.  Alles  ein 
Beweis,  dass  der  Grundsatz  der  „Allgemeinheit“  und  der  „Gleichmässigkcit“  auch  im 
modernen  Frankreich  nur  mangelhaft  durchgeführt  ist;  ebenso  der  der  Gleichmässig- 
keit  auch  bei  den  patentsteuerpflichtigen  liberalen  Berufen  wegen  der  Besteuerung 
bloss  nach  dem  Miethwerth  der  benutzten  Räume  (s.  u.). 

Die  Steuerfreiheiten  und  Erleichterungen  von  Kleingewerben  be- 
treffen namentlich  folgende  Fälle  nach  den  genannten  Gesetzen  von  1844,  1853,  1858. 
1862,  1868,  welche  fortschreitend  Erweiterungen  der  Befreiungen  brachten,  und  jetzt 
nach  Gesetz  von  1880  (Art.  17):  Arbeiter  und  Handwerker,  welche  zu  Hause  oder 
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bei  anderen  Gewerben  ohne  Gehilfen  (Gesellen)  oder  Lehrlinge  arbeiten,  einerlei 
ob  im  Aufträge  eines  Unternehmers  oder  auf  eigene  Rechnung  und  mit  eigenen 
Materialien  und  ob  mit  oder  ohne  Schild  oder  Laden,  wobei  aber  die  mit  dem  Manne 
zusammen  arbeitende  Ehefrau,  die  mit  Eltern  zusammen  arbeitenden  unverlieiratheten 
Kinder,  auch  ein  einfacher  Handlanger  nicht  als  Gehilfen  oder  Lehrlinge  gelten; 
ferner  sind  befreit  Handwerker,  die  zu  Hause  mit  einem  unter  10jährigen  Lehrlinge 
arbeiten,  auch  die  Witwe,  die  mit  Hilfe  eines  einzigen  Arbeiters  oder  Lehrlings  das 
Gewerbe  ihres  Mannes  fortsetzt;  weiter  Personen,  die  im  (.'mhergehen  auf  den 
Strassen  u.  s.  w.  Blumen.  Zunder,  Besen,  Gipstiguren  oder  Früchte,  Gemüse.  Butter, 
Eier,  Käso  und  andere  geringe  Esswaaren  verkaufen;  endlich  sind  noch  frei:  Schuh- 
flicker, kleine  Lumpensammler  (mit  Hacken),  Wasserträger  (mit  Tragband  oder  Hand- 
wagen), herumziehende  Schecrenschleifer,  Krankenträger.  Besonders  durch  das  Haupt- 
gesetz von  1844  und  das  spätere  von  1S5S  sind  so  */4  Million  Kleingewerbetreibender 
gegen  früher  aus  der  Patentstcuer  ausgeschieden.  Das  letzte  Gesetz  von  1880  hat 
in  dieser  Hinsicht  keine  erheblichen  Aenderungen  mehr  gebracht. 

Steuererleichterungen  gemessen  alle  Personen,  welche  andere  als  die 
vorerwähnten  kleinen  Artikel,  im  Umherziehen  oder  in  Buden  und  Ständen 
(öchoppes  und  6talages)  als  Händler  verkaufen:  sie  zahlen  nur  die  Hälfte  des 
Steuersatzes,  welchen  die  Kaufleute  für  dieselben  Gegenstände  mit  Läden  entrichten 
(Gesetz  von  1844,  Art.  14,  von  1SS0,  Art.  18,  mit  Ausnahme  der  Fleischer  und 
anderer  Kanfleuto,  die  festen  Stand  in  Hallen  und  Märkten  haben). 

Die  Associ6s  en  commanditc  sind  nicht  patentsteuerpflichtig.  Die  Patente 
sind  persönlich.  Bei  „societes  cn  nom  co.llectif“  zahlt  nur  der  Haupt- 
theilncbmcr  die  ganze  „feste“  Abgabe  des  Gewerbes,  die  anderen  Theilnehmer  zahlen 
diese  Abgabe  in  gleichen  Raten  noch  einmal  (mit  einer  Maximalgrenzc  für  den 
Einzelnen,  Vso*  bei  Mitgliedern  einer  Arbeiterassociation).  Die  „Proportionalabgabe'' 
wird  nur  für  das  Wohnhaus  des  Hauptthcilnehmers  und  für  die  Localitäten.  welche 
den  allgemeinen  Geschäftszwecken  dienen,  berechnet.  (Gesetz  von  1880, 
Art.  20,  Abweichungen  von  diesen  Grundsätzen  nach  Art.  21  für  Gewerbe  in  Tarif- 
tabelle O u.  B).  — Gewerbe  und  Handel  treibende  anonyme  Gesellschaften  zahlen 
für  jedes  ihrer  Etablissements  unter  Bezeichnung  des  Objects  der  Unternehmung  eine 
einzige  feste  Abgabe  (Gesetz  von  1SS0,  Art.  22). 

Wer  Waaren  von  Gemeinde  zu  Gemeinde  bringt,  wenn  auch  zum  Verkauf 
auf  fremde  Rechnung,  bedarf  eines  H ausirpate uts  der  betreffenden  Art  (mit  Packen, 
Saumthier,  Wagen;  Gesetz  von  1880,  Art.  23). 

Auswärtige  Handelsreisende  werden  auf  demselben  Fusse  wie  französische 
in  dem  betreffenden  Ilcimathlande  des  Reisenden  behandelt  (cb.  Art.  24). 

Besondere  Bestimmungen  gelten  für  Fälle,  wo  ein  Patentsteuerpflichtiger 
(patentable)  in  demselben  Etablissement  verschiedene  Gewerbe  ausübt,  oder  wenn 
ein  solcher  mehrere  Geschäfte  hat  (eb.  Art.  7,  8,  0). 

§.  200.  b)  Das  Classensy stem  und  die  Steuersätze 
darin.  In  Form,  Namen  und  Einzelheiten  der  Einrichtung  ab- 
weichend kommen  die  Steuerclassen  der  französischen  Patentsteucr 
doch  auf  die  allgemeinen  Unterscheidungen  und  Classen- 
typen  der  neueren  Classen  - Gewerbesteuern  hinaus.  Es  werden 
nämlich  unterschieden: 

I.  Gewerbe,  welche  wesentlich  für  den  Ortsbedarf  arbeiten, 
und  andere. 

II.  Bei  der  erstgenannten  stufen  sich  die  „festen“  Steuersätze 
nach  einem  System  von  Ortsclassen,  gemäss  der Bevölkerun gs- 
grösse  der  Gemeinde,  ab,  bei  den  letztgenannten  nicht.  Das  Orts- 
classen-Princip  beruht  mit,  nicht  allein,  auf  dem  Gedanken,  nach 
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der  Ortsgrösse  den  Betriebsumfang,  bezvv.  die  Ertrags-  und 
Steuerfähigkeit  eines  Gewerbes  zu  bemessen. 

III.  Sämmtliche  Gewerbe  sind  in  Gattungsclassen  nach 
ihrem  ganzen  ökono mischen  Character,  namentlich  nach  ihrer 
ungefähren  einz elwirthschaftlichen  Bedeutung  und  theil- 
weise  zugleich  in  Betriebsunifangs-  und  Ertragsfähigkeits- 
Classen  (bei  ein  und  derselben  Gewerbegattung)  gebracht,  und  zwar 
zunächst  in  vier  H a u p t c 1 a s s e n , wovon  die  beiden  ersten 
(A  und  B)  in  Combination  mit,  in  beiden  Fällen  übrigens  ver- 
schiedenen, Ort  sc  lassen,  die  beiden  letzten  (C  und  die  Ab- 
theilung liberale  Berufe  in  D)  ohne  diese  Combination.  Die 
weitere  Classification  innerhalb  jeder  dieser  Hauptclassen  ist  ver- 
schieden eingerichtet,  wie  in  §.  201  und  202  gezeigt  wird. 

IV.  Bei  den  Gewerben  aller  Ciassen,  mit  Ausnahme  von  Klein- 
gewerben in  Orten  unter  20.000  Einwohner  in  der  ersten  Haupt- 
classe  (A),  wird  der  ßetriebsumfang  für  die  Steuerbemessung 
der  einzelnen  zu  einer  Gewerbegattung  gehörigen  Unternehmung 
berücksichtigt  und  zwar  mittelst  der,  selbst  wieder  abgestuften, 
Proportional  ab  gäbe  nach  dem  Miethwerth  der  Localitäten.  Bei 
gewissen  Gewerben,  namentlich  der  d ritten  Hauptclasse  (C),  aber 
auch  einzelnen  anderen  in  der  zweiten  (B),  wird  ausserdem  der 
Betriebsumfang  nach  gewissen  äusseren  Merkmalen  desselben 
bestimmt  und  die  Steuer  mit  danach  bemessen. 

V.  Die  Steuersätze  sind  sonach  dreierlei  Art: 

1.  Ein  „fester“  Satz  (droit  fixe),  vornehmlich  nach  der 
Gattung  des  Gewerbes,  theilweise  auch  nach  dem  Betriebs- 
umfang, bei  den  Gewerben  der  ersten  und  zweiten  Haupt- 
classe (A  und  B)  classenweise  abgestuft  nach  der  Grösse  der 
Ortsbevölkerung,  bei  der  dritten  (C)  nicht;  bei  der  vierten, 
den  liberalen  Berufen,  fehlt  der  „feste“  Satz. 

2.  Ein  proportionaler  Satz  verschiedener  Höhe,  nach  dem 
Miethwerth,  und  zwar  regelmässig  (mit  seltenen  Ausnahmen) 
demjenigen  der  Wohnung  und  der  etwaigen  besonderen 
gewerblichen  Anstalt  (des  industriellen  Etablissements),  all- 
gemein bei  allen  patentsteuerpfiiehtigen  Gewerben.  Er  dient  dem 
Doppelzweck,  der  Steuerabstufung  nach  Gewerbegattungen 
und  nach  den  Betriebsumfang  des  ei nzelnen  Gewerbes  der- 
selben Gattung:  dem  ersteren  Zweck,  indem  der  Proportionalsatz 
bei  verschiedenen  Gewerbegruppen  und  mitunter  auch  bei 
der  Wohnung  und  der  gewerblichen  Anstalt  (auch  wohl  den  ge- 
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trennten  Verkaufsmagazinen)  eine  verschieden e Höhe  hat;  dem 
zweiten  Zweck,  indem  ein  bestimmter  Proportionalsatz  nach 
dem  genannten  Miethwerth  ein  und  dieselbe  Gewerbeart  in  ver- 
schiedenem Maasse  trifft.  - Bei  den  Gewerben,  wo  der  „feste“ 
Satz  nach  Ortsclassen  verschieden  ist  (A  und  B),  wird  der 
Betriebsumfang  daher  in  zweifacher  Weise  bei  der  Bemessung 
berücksichtigt;  bei  anderen,  besonders  der  Hauptclasse  C,  wird  dies- 
durch  den  folgenden  Punct  unter  No.  3 erreicht.  Die  beachtens- 
werte und  für  das  System  characteristische  Entwicklung  war  die 
allmähliche  Differenzirung  der  ursprünglich  gleich  hohen 
(10%)  Proportionalabgabe. 

3.  Ein  veränderlicher  Satz  nach  äusseren  Merkmalen 
des  Betriebsumfangs  bei  ge  wissen  Gewerben,  namentlich 
denjenigem  der  dritten  Hauptclasse  (C),  auch  bei  einzelnen  der 
zweiten  Hauptclasse  (B).  Durch  die  verschiedene  Normirung 
der  Einheitsbeträge  dieses  „veränderlichen“  Satzes  wird  ausser- 
dem auch  die  Gewerbegattung  berücksichtigt,  also  die  Classi- 
fication nach  Gattung  und  Betriebsumfang  eombinirt. 

§.  201.  Das  Classificationssystem  der  französischen  Patent- 
steuer gestaltet  sich  nach  den  im  Vorausgehenden  angegebenen 
Elementen  und  nach  den  weiteren  Bestimmungen  der  Gesetzgebung 
über  die  Classification  dann  schliesslich  im  Wesentlichen  folgender- 
maassen. 

Erste  Hauptclasse  (Tabelle  A des  Tarifs),  die  grosse 
Masse  der  gewöhnlichen  Geschäftsleute,  Kaufleute,  Gewerbe- 
treibenden, besonders  der  Arbeiter  beschäftigenden  Handwerker 
— „commer§ants  ordinaires  et  artisans  occupants  des  ouvriers“, 
wie  sie  in  der  Patentstatistik  kurz  heissen  — daher  auch  der 
Zahl  nach  an  % aller  Patentsteuerpflichtigen  (gegenwärtig  nahezu 
1,400,000  oder  84%  aller  in  1885)  umfassend.  Die  „festen“  Sätze 
wechseln  hier  nach  einem  „Generaltarif“  von  8 Gattungs- 
und, wie  bemerkt,  (auch  zum  Theil  Betriebsumfangs-)  und 
9 Ortsclassen  (die  erste  davon  Paris).  Die  Proportional- 
abgabe  ist  im  Gesetz  von  1880  wieder  etwas  ermässigt,  im  Prin- 
cipal regelmässig  — „vorbehaltlich  die  Ausnahmen“  — lji(i  hei 
Gattungsclasse  1—3,  %0  bei  Gattungsclasse  4—6  und  V50  bei 
Gattungsclasse  7 und  8 des  Miethwerths  der  Wohnung  und  der  ge- 
werblichen Anstalt.  Sie  entfällt  jedoch  in  beiden  letzteren  Classen 
(7  und  8)  in  den  4 untersten  Ortsclassen  (d.  h.  in  denen  mit  Be- 
völkerung unter  20,000  Einwohnern). 
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Die  Gassification  nach  Gewerbegattungen  kann  man  genau  nur  aus  den  umfang- 
reichen Tarifen  und  Nomenclatur- Tabellen  selbst  entnehmen.  Die  jungst  veröffent- 
lichte Statistik  (Bull.  XXII , 360  ff.)  giebt  dabei  noch  einen  besseren  Einblick  in  das 
characteristische  Einzelne.  Bei  einer  blossen  Zusammenfassung  und  Hervorhebung 
des  Hauptsächlichen  ergiebt  sich  zur  Characterisirung  der  Gattungsclassen  etwa 
Folgendes  (nach  der  Einleitung  zu  der  genannten  Statistik,  Bull.  XXII,  354,  etwas 
eingehender  Kaufmann,  S.  233 — 235):  1.  Gasse  die  meisten  Grosshändler  (d.  h. 
welche  an  andere  Händler,  Halbgrosshändler  und  Kleinhändler  verkaufen);  2.  Gasse 
die  meisten  Halbgrosshändler  (d.  h.  welche  an  Kleinhändler  und  an  das  Consumcnten- 
publicum  verkaufen);  3.  Gasse  gewisse  Gross-  une  Halbgrosshändler,  welche  kleinere 
Reinerträge  als  die  in  Gasse  1 und  2 zu  erzielen  scheinen,  auch  einige  Kleinhändler 
u.  dgl.,  die  von  grösserer  Bedeutung  als  die  Geschäfte  der  folgenden  Gassen  (z.  B. 
Conditoreien , Juwelen-  und  Bijouteriehandel,  Verlagsbuchhandel,  grössere  Schneider, 
Läden  für  Kleid ungsstoffe);  4.,  5..  und  6.  Gasse  Kleinhandel  und  Gewerbe  (Handwerk) 
mit  Handclscharacter;  7.  und  8.  Gasse  kleine  Handwerker  u.  dgl.,  besonders  zu 
Hause  für  fremde  Unternehmer  (Meister)  arbeitende,  geringer  Kleinhandel  u.  dgl. 
Die  Vertheilung  der  verschiedenen  Gewerbe  und  auch  desselben  Gewerbes  verschiedenen 
Characters,  Umfangs  und  inuthmaasslichcn  Ertrags  in  die  Gassen  ist  sicher  mit  grossem 
Sachverständnis,  feinem  Tact  und  nach  vielfachen  „ungefähren“  Erfahrungstatsachen 
in  Betreff  der  Bedeutung  und  Einträglichkeit  der  Geschäfte  gemacht  (z.  B.  bei  den 
Gast-  und  Schankgewerben  unter  Berücksichtigung  der  Art  des  Betriebs,  des  Besitzes 
von  Billards  oder  nicht  u.  dgl.  in.,  so  u.  A.  Weinhändler  en  gros,  in  Gasse  1,  Wein- 
händler en  detail,  die  gewöhnlich  ausser  Haus  nach  Körben  oder  Flaschen  verkaufen, 
in  Gasse  4,  Weinhändler  *en  detail,  die  bei  sich  verschenken  und  Billard  halten,  in 
Classe  5,  ebensolche,  aber  ohne  Billard,  in  Gasse  6,  Verkäufer  von  Wein,  Cider, 
Bier  „au  petit  detail“  in  Gasse  7).  Das  Fragliche  bleibt  nur  immer,  ob  diese  in  der 
Richtung  gewiss  richtigen  Abstufungen  auch  dem  Maasse  nach  allgemein,  in 
Betreff  der  Gattungen  und  vollends  einzeln,  in  Betreff  der  einzelnen  Geschäfte  jeder 
Gattung,  zu  einer  richtigen  Verhältn issmässigkeit  der  Steuer  führen?  Der 
kritische  Punct  in  dieser  ganzen  Besteuerungsmethode  „nach  äusseren  Merkmalen“! 
(S.  u.  §.  205). 

Der  jetzige  Classeu-  uud  Ortstarif  (für  das  Principal)  ist  der  folgende: 


Ortsclassen . Einwohnerzahl 


Paria  Ueber 

50,001 

30,001 

20,001 

10,001 

5001 

2001 

unter 

Gattungs- 

100,000 

bis  100,000 

bis  50,000 

bis  30,000 

bis20,O00  bislO.OüO 

bis  5üo0 

2001 

c lassen 

1.  2. 

3. 

4 

5. 

C. 

7. 

8. 

0. 

Pres.  Frcs. 

Frcs. 

Frcs. 

Frcs. 

Frcs. 

Frcs. 

Frcs. 

Frcs. 

1. 

400  300 

240 

180 

120 

80 

60 

45 

35 

2. 

200  150 

120 

00 

60 

45 

40 

30 

25 

3*. 

140  100 

80 

60 

40 

30 

25 

22 

18 

' 4. 

75 

60 

45 

30 

25 

20 

15 

12 

5. 

50 

40 

30 

20 

15 

12 

9 

7 

0. 

40 

32 

24 

16 

10 

8 

6 

4 

7. 

20 

16 

12 

8 

8 

5 

4 

•> 

«1 

8. 

12 

10 

8 

6 

5 

4 

3 

2 

In 

Classe  7 und  8 

entfällt, 

wie  bemerkt,  von 

Ortsclasse 

6 incl. 

an  abwärts  die 

Proportionalabgabe. 

Die  Bevölkerung  der  Gemeinde  wird  nach  der  letzten  Volkszählung  und  nach  dem 
Decret  darüber  berechnet,  wie  bei  der  Thür-  und  Fenstersteuer,  daher  im  Allgemeinen 
unter  Abzug  der  Militär-  und  der  Anstaltenbevölkerung  (Perroux-Jop pen,  No.  33, 
s.  o.  S.  465).  Unterschieden  wird  dabei  in  Gemeinden  mit  einer  Gesammtbevölkerung 
von  über  5000  Einwohnern,  ob  der  Gewerbetreibende  in  dem  zusammenhängend 
gebauten  Theile  der  Gemeinde  (partio  agglom6ree)  oder  ausserhalb  dieses  Theils 
in  der  Gemeinde  sein  Gewerbe  betreibt.  Im  ersten  Falle  richtet  sich  die  Steuerstufe 
nach  der  Ortsclasse,  in  welche  die  Gemeinde  nach  ihrer  Gesammtbevölkerung  gehört, 
im  zweiten  Falle  nach  der  Classe,  in  welche  sie  nach  der  Zahl  der  nicht  zusammen- 
hängend wohnenden  Bevölkerung  gehören  würde  (Gesetz  von  1880  und  von  1844, 
Art.  6).  Bei  dem  Uebergang  einer  Geuieiude  nach  einer  neuen  Zählung  in  eine 
höhere  Ortsbevölkerungsclasse  ist  der  höhere  feste  Ortsclasscnsatz  in  den  ersten 
5 Jahren  nur  zur  Hälfte  zu  zahlen  (eb.  Art.  5). 
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Zweite  Hauptclasse  (Tab.  B):  die  „hauts  commergants“ 
der  Patentsteuerstatistik,  eine  verhältnissmässig  kleine  Anzahl 
solcher  Gewerbe  (ca.  16 — 17,000  gegenwärtig,  oder  ca.  1%  aller), 
welche  im  Allgem einen  für  wichtiger  und  durchschnittlich 
steuerfähiger  als  diejenigen  der  ersten  Classe  gelten,  z.  B.  Wechsel- 
agenten, Banquiers,  Wechselstuben  (für  Geschäfte  in  Werthpapieren), 
gewisse  Commissionäre,  grössere  Kaufleute  (ndgociants),  Makler, 
Seeversicherer,  grössere  Verkaufsmagazine,  Droschken-,  Omnibus- 
Unternehmungen  u.  dgl.  m.  Diese  Geschäfte  unterliegen  deshalb 
einem  Specialtarif  mit  höheren  Sätzen,  welche  wieder  nach 
Ortsc  lassen,  aber  nach  solchen  grösseren  Bevölkerungs  - Spiel- 
raums, als  in  Classe  A,  und  ausserdem  mehrfach  nach  Merkmalen, 
welche  für  das  D omieil  wichtig  sind  — so  Vorhandensein  oder 
Fehlen  eines  Entrepots  — und  nach  Merkmalen  des  Betriebs- 
umfangs abgestuft  sind.  In  letzterer  Hinsicht  besteht  daher  das 
Princip  „veränderlicher“  Sätze,  wie  in  der  dritten  Hauptclasse 
(C)  auch  hier.  Die  „festen“  Sätze  sind  regelmässig  erheblich 
höher  als  auch  für  die  ersten  Unterclassen  in  Hauptclasse  A,  die 
Proportionalabgabe  auch,  regelmässig  früher  V15,  jetzt  Vio* 

Der  Tarif  auch  bei  Kaufmann,  S.  236  ff.  Die  Statistik  von  1SS5  führt 
31  Kategorien  von  Gewerben  auf,  innerhalb  deren  die  Ortsclassensätze  und  z.  Th.  die 
veränderlichen  Sätze  wieder  vielfach  verschieden  sind.  Die  Ortsclassen  weichen  nicht 
nur  von  denen  der  Classe  A ab,  sondern  sind  auch  hie  und  da  unter  den  verschiedenen 
Kategorien  der  Classe  B wieder  etwas  verschieden.  In  der  Regel  bestehen  höchste 
Sätze  für  Paris,  dann  Ortsclassen  von  über  100,000,  50,001  — 100,000,  30,001 — 50,000, 
15,001 — 80,000  und  15,000  Einwohnern  und  darunter,  mehrfach  in  Combination  mit 
dem  Umstand,  ob  der  Ort  des  üomicils  mit  oder  ohne  Entrepot  und  mit  höherer 
Steuerstufe  im  ersteren  Falle.  Die  kleineren  Landstädte  sind  also  meistens  mit  den 
Landgemeinden  in  Eine  unterste  Classe  vereinigt.  Beispiele  von  festen  Sätzen, 
Ortsstufen  und  veränderlichen  Sätzen  nach  Merkmalen  des  Betriebsumfangs  sind: 
Banquiers  in  Paris  2000  Frcs. , in  den  5 genannten  Ortsclassen  1000,  500,  400, 
300,  200  Frcs.  (mit ' Modificationen  der  zweit-  und  drittletzten  Classe  nach  dem  ♦ 
Moment  des  Entrepots),  dann  für  jeden  angestcllten  Commis  u.  dgl.  über  5 hinaus,  ebenfalls 
abgestuft  nach  denselben  Ortsclassen,  je  50, 40,  25,  20, 15,10  Frcs. ; bei  Banquiers,  welche 
Emissionsgeschäfte  für  fremde  Länder  betreiben,  Zinszahlstellen  dafür  haben,  erhöhen 
sich  die  ., festen  Sätze“  um  die  Hälfte;  bei  Grosskaufleuten  feste  Ortssätze  von 
500  (Paris),  400,  300,  200,  150,  100  Frcs.  und  Commissätze  (wie  o.)  von  23,  20,  15, 

10,  8,  5 Frcs.;  bei  Droschken-  und  dgl.  Lohnf uhrunternehmungen  Orts-  und 
Betriebsumfangssätze  nach  Zahl  und  Wagen,  bei  Omnibusunternehmungen  desgleichen 
nach  Zahl  der  Plätze  in  den  Wagen.  Die  neuere  Gesetzgebung  hat  im  Allgemeinen 
die  Sätze  der  Classe  B,  um  sie  der  durchschnittlich  grösseren  Leistungsfähigkeit  dieser 
Classe  anzupassen,  nicht  unwesentlich  erhöht,  was  sich  am  Deutlichsten  im  Durch- 
schnittssteuersatz eines  Patentsteuerpflichtigen  ausdrückt:  1880  304.78,  1882  402.85  Frcs., 
während  dieser  Satz  in  Classe  A etwas  gesunken  (bez.  von  87.48  auf  34.93  Frcs.) 
und  bei  den  zwei  anderen  Classcn  auch  nur  wenig  gestiegen  ist  (Classe  C 75.43  und 
83.25,  Classe  D,  liberale  Berufe,  40.55  und  49.75).  Die  Steuerlast  ist  also  hier  immer- 
hin etwas  mehr  auf  die  stärkeren  Unternehmungen  des  Privatcapitalismus  geschoben 
worden.  Ob  genügend?  Die  ob  auch  nur  wenigstens  gleich  hohe  proportionale 
Besteuerung  (im  Vcrhältniss  zum  Reinertrag)  der  wichtigeren  Grossgeschäfte  im  Ver- 
gleich mit  den  kleineren  ist  ein  besonders  misslicher  Pnnct  der  modernen  „ratio- 
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nellen“  Gewerbeclassenstcuern  nach  der  Methode  der  Veranlagung  nach  äusseren 
Merkmalen. 

§.  202.  Dritte  Ilauptclasse  (Tab.  0).  Hierhin  gehören 
namentlich  industrielle  U nternehmungen  (Fabriken,  Manu, 
facturen  und  dgl.,  Hüttenwerke),  doch  auch  eine  Anzahl  anderer, 
so  grössere  Transportunternehmungen  (Eisenbahnen,  Dampfschiffe), 
Versicherungsgesellschaften  (auf  Erwerb),  die  grössten  Banken 
(u.  a.  die  Französische),  Bankactiengesellschaften  überhaupt,  Militär- 
lieferanten, Theater,  Concertunternehmuugen  u.  dgl.  m.,  einzelne 
mehr  commercielle  Geschäfte,  endlich  namentlich  der  Hausir- 
handel,  also  doch  manche  Kategorien  und  Fälle,  deren  Ein- 
stellung in  diese  Abtheilung  statt  in  A oder  B auf  einer  gewissen 
Willkühr  beruht.  Die  Zahl  der  Patentpflichtigen  dieser  Haupt- 
classe  hat  nach  dem  letzten  Gesetz  von  1880  etwras  abgenommen, 
sie  beträgt  gegenwärtig  nicht  ganz  200,000  oder  etwa  1/7  der 
Classe  A und  nahezu  12 °/0  der  Gesammtzahl.  Die  Bevölkerungs- 
grösse der  Gemeinde  wird  hier  nicht  berücksichtigt.  Die  be- 
treffenden Unternehmungen  sind  wieder  in  5 Specialc lassen 
eingereiht.  Für  jede  derselben  ist  namentlich  die  Proportional- 
abgabe verschieden,  theils  nach  der  Höhe  ihres  Satzes,  theils 
nach  dem  Umfang  der  Localitäten,  auf  die  sie  sich  bezieht 
(Wohnung,  industrielles  Etablissement,  getrennte  Verkaufsmagazine, 
mit  mehrfach  nach  diesen  Kategorien  wiederum  verschiedenen 
Proportionalsätzen).  Die  einzelnen  Unternehmungsarten  jeder 
Specialclasse  unterliegen  meistens  wieder  bestimmten  „festen“ 
(Einheits-)  Sätzen,  zu  denen  dann  „veränderliche“  Sätze  nach 
Merkmalen  des  Betriebsumfangs  treten.  Bisweilen  fehlen  die 
festen  Einheitssätze  ganz  und  werden  nur  solche  „veränderliche“ 
Sätze  erhoben.  Beachtenswert!!  und  characteristisch  gerade  für 
das  französische  Gew^erbesteuersystem , im  Unterschied  auch  von 
verwandten  Systemen  anderer  Länder  (so  der  deutschen  Staaten) 
ist  es,  dass  man  sich  bei  der  Wahl  solcher  „äusseren  Merkmale“ 
fast  ausschliesslich  auf  solche  beschränkt  hat,  welche  den 
Arbeitsfactor  oder  den  Factor  der  Maschine,  des  Apparats 
u.  dgl.  m.  darstellen,  daher  nicht  den  Ertrag,  sondern  nur  die 
Ertragsfähigkeit  eines  Gewerbes  erkennen  lassen  und  ohne 
besonderes  Eindringen  in  die  privaten  Vermö gens- 
und  Erwerbs  Verhältnisse  zu  constatiren  sind:  Arbeiterzahl, 
Maschinenart  und  Grösse,  Ofenraum,  Gefässgrösse  u.  dgl.,  unter 
Ausschluss  von  Menge  der  verbrauchten  Roh-  und  Hilfsstofie,  der 
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erzeugten  Fabrikate,  des  benutzten  Kapitalbetrags,  der  wirklich 
erzielten  Erträge.  Nur  in  wenigen  Fällen  wird  nach  dem 
„Kapital“  (so  bei  Bankactiengesellschaften)  oder  nach  dem 
Ertrag  (bei  Theatern  u.  dgl.)  die  Steuer  bemessen. 

Auch  für  diese  Classe  Tarifproben  bei  Kaufmann.  S.  241  fl'.  Nur  die  Tarif- 
tabeile  selbst  giebt  natürlich  vollen  Einblick.  Die  Normirung  der  „festen“ 
Sätze  und.  was  prac  tisch  hier  wichtiger  ist.  die  Abstufung  der  Proportionssätze 
und  die  Einreihung  der  Gewerbe  in  die  fünf  Specialclassen,  sowie  die  Be- 
stimmung der  B etriebsu in  fangs- M erk m a 1 e für  die  „veränderlichen“ 
Sätze  und  die  Bemessung  der  letzteren  ist  sicher  wieder  mit  grossem  Geschick 
vorgenommen  worden.  In  den  allmählich  hier  eingetretenen  Acnderungcn  olFcnbart 
sich  das  Streben,  die  Gesammtpatentsteuer  einer  Unternehmung  mit  der  Entwicklung 
der  technischen  und  ökonomischen  Verhältnisse  und  mit  derjenigen  der  „Leistungs- 
fähigkeit“ möglichst  in  Einklang  zu  halten.  Aber  das  unvermeidlich  W illkührli  ch  e 
des  ganzen  Systems  tritt  doch  überall  entgegen  und  die  grosse  Frage  bleibt  immer: 
wio  weit  eben  die  verschiedenen  Gewerbegattungen  dieser  Classe  C unter 
sich  und  verglichen  mit  denjenigen  der  Abtheilungen  A und  B,  ferner  wie  weit  die 
verschiedenen  einzelnen  Unternehmungen  derselben  Gewerbegattung  bei  diesem 
Verfahren  in  richtiger  Vcrhältnissmüssigkeit  besteuert  werden.  Die  Modi- 
ficationen  bei  der  Anwendung  eines  der  Besteuerungsprincipien  in  solchen  Fällen,  wo 
die  Anwendung  zu  Härten  führen  könnte,  enthalten  wiederum  ein  an  sich  richtiges 
Individualisirungsinoment.  aber  zugleich  doch  abermals  etwas  Willkiihrlichcs. 

Unter  den  „veränderlichen“  Sätzen  nach  Betriebsumfangs -Merkmalen  ist  der- 
jenige, welcher  sich  nach  der  Arbeiterzahl  richtet,  der  häufigste,  im  Allgemeinen 
bei  denjenigen  Manufacturen  und  Fabriken  in  Anwendung,  bei  welchen  der 
„Arbeitsfactor“  vor  oder  statt  des  „Maschinenfactors“  u.  dgl.  noch  den  Vor- 
rang für  die  Ertragsfälligkeit  behauptet.  Die  Steuer  eines  Gewerbes  steigt  dann  mit 
jedem  Arbeiter  um  einen  bestimmten  Satz  (früher  in  der  Regel  3 Frcs. , nach  Gesetz 
von  1880  meist  höher,  am  Häufigsten  4 Frcs.,  aber  auch  2,  272,  3,  37s ’ 6»  7, 

selbst  10  Frcs.).  Dabei  werden  Arbeiter  unter  16  und  über  65  Jahre  nur  zur  Hälfte 
gerechnet  (Gesetz  vom  4.  Juni  1858,  Art.  10,  Gesetz  von  1880,  Art.  10h  Die  Tarif- 
tabelle bestimmt  genau  in  allen  einzelnen  Fällen,  wo  der  „veränderliche“  Satz  sich 
nach  der  Arbeiterzahl,  wo  nach  anderen,  sachlichen  Betriebselementen,  Maschinen- 
zahl. Apparaten  u.  s.  w.  richtet.  Und  zwar  wird  regelmässig  entweder  nach 
der  Arbeiterzahl  oder  nach  solchen  sachlichen  Factoren  die  Steuer  bemessen, 
bei  der  üblichen  Betriebstechnik,  nicht  nach  beiden  zugleich.  Die  früher  hier  und 
auch  bei  einigen  anderen  Betriebsmerkmalen  geltenden  Maxima  (der  nach  dem 
Merkmal  sich  richtenden  Gesammtabgabc)  sind  seit  1S72  (Gesetz  vom  24.  März  1872, 
Art.  2)  beseitigt,  womit  eine  Begünstigung  des  Grossbetricbes  fortgcfallen  ist. 

Beispiele  von  „sachlichen“  Merkmalen  für  die  Bestimmung  der  „veränderlichen“ 
Sätze  sind:  Lastcngcbalt  bei  Schiffen,  Geschäftsumfang  der  Militärlieferanten , (Ken- 
inhalt  bei  gewissen  Fabrikationen  (Gips,  Kalk),  Ofenzahl,  Feueressen,  Braupfannen- 
grösse (bei  Brauereien),  zurückgelcgte  Wegelänge  und  Wagengrösse  (Diligencen  beides, 
Eisenbahnen  ersteres);  bei  verschiedenen  Industrien,  Hüttenwerken,  Spinnereien, 
Zwirnereien,  Webereien,  Zeugdruckereien,  Drahtziehereien,  Mühlen.  Papierfabriken, 
Porcellanfabriken , Brennereien  u.  s.  w.  dient  gewöhnlich  das  für  die  Technik  des 
Betriebes  characteristisc-he  und  wichtigste  Bctriebsmerkmal  als  Grundlage  für  den  ver- 
änderlichen Satz  (z.  B.  die  Zahl  der  Spindeln,  der  Webstühle,  der  Drucktische,  der 
Walzeupaarc,  der  Inhalt  der  Gährbottichc  u.  dgl.  m.). 

llausircr  werden  nach  Transportart  (Packen,  Lastthierc,  Wagenart,  1,  2- 
und  mehrspännig) , dann  nach  Wagenzahl  besteuert;  Hausirer  bloss  mit  gewissen 
gemeinen  Waarcn  (Besen,  Ivorbwaaren,  irden  Geschirr  u.  dgl.)  nur  zur  Hälfte  der 
sonstigen  Sätze,  ebenso  bei  Eselgespann  und  bei  Hausiren  im  Umkreise  von  20  Kilo- 
meter. Die  bloss  ausnahmsweise  Berücksichtigung  des  Kapital betrags  selbst 
(bei  Bankactiengesellschaften)  hat  bei  dem  Princip  der  „Oeffentlichkeit“  für 
solche  Unternehmungen,  ähnlich  die  Besteuerung  nach  gewissen  Erträgen  (Theater, 
Concerte)  nach  der  Notorietät  der  Ertragsverhältnisse  keine  Schwierigkeit  und  nichts 
Lästiges.  Eine  allgemeine  Pflicht,  der  Stcuerverwaltung  Einsicht  in  die  Waaren- 
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Empfangs-  und  Expeditionsregister  zu  gewähren,  besteht  für  Eisenbahnen,  Fluss-, 
See-  und  Landtransportunternehmungen,  Entrepots-  und  Magazinverwaltungen  (Gesetz 
von  1SS0,  Art.  .87). 

Die  Proportionalabgabe  fügt  sich  in  dieser  ('lasse  den  Verhältnissen  des 
Betriebs  und  der  Leistungsfähigkeit  besonders  fein  an,  in  Sätzen  seit  1 SSO  von  tf.,Q 
(früher  von  Vis")  bis  1/ao,  mit  sachgemässen  Unterscheidungen  von  Wohnung,  indu- 
striellem Etablissement,  davon  getrennten  Verkaufsmagazinen,  wobei  die  Sätze  theils 
nach  diesen  Verschiedenheiten  der  Localitätcn  verschieden  hoch  sind , theils  nur  die 
eine  oder  andere  Art  der  Localitäten  treli'en,  z.  B.  in  der  5.  Specialclasse  nur  die 
Wohnung  ('/i0). 

Vierte  Hanptclasse  (eine  Abtheilung  der  den  Proportional- 
tarif enthaltenden  Tab.  D):  nur  die  oben  (S.  473)  genannten  „libe- 
ralen Berufe“,  die  keinen  „festen“  Steuersatz  haben,  sondern 
bloss  der  Proportionalabgabe  für  ihre  Privat  wohn  un  g zu  1jl& 
unterliegen.  Hier  nimmt  die  Patentstcuer  daher  ganz  den  Cha- 
racter  der  M i et h Steuer  an  uud  erscheint  je  nachdem  als  eine 
Verbrauchs-  oder  als  eine  Einkommensteuer  dieser  Berufsclasse,  wobei 
die  richtige  Verhältnissmässigkeit  der  Besteuerung  unter  den  einzelnen 
Steuerpflichtigen  gerade  dieser  Classe  und  im  Vergleich  mit  den- 
jenigen der  anderen  Classen  freilich  zweifelhaft  genug  bleibt. 


Die  Proportional  ab  gäbe  aller  Patentsteuerpflichtigen  ist  durch  die  Tab.  D 
im  Anhang  zu  dem  Gesetze  für  die  einzelnen  Classen  und  Unterelasseu  normirt.  Sie 
enthält  jetzt  Sätze  von  7J0,  Via»  7*0»  Vs o»  V*»»  7<so«  a^so  e”,e  grosse  Differenzirung 
und  im  Allgemeinen  eine  Ermässigung  gegen  den  ursprünglichen  Einheitssatz  von 
1 0°/o-  Oie  kapitalkräftigeren  und  ertragsfähigeren  Unternehmungen , bezw  Gewerbe- 
gattungen mit  höherem  Proportionalsatz,  die  anderen  mit  niedrigerem,  die  schwächsten 
am  Niedrigsten  zu  belegen  oder  auch  ganz  zu  befreien,  ist  das  leitende  Priucip  dieser 
Differenzirung  der  Sätze.  Ob  das  auf  diese  Weise  richtig  erreicht  wird,  stellt  wieder 
dabin. 


Die  Grundlage  der  Proportionalabgabe  ist  der  Miethwerth  (valeur  locative) 
des  Wohnhauses  wie  der  verschiedenen  und  verschiedenartigen,  zur  Aus- 
übung des  steuerpflichtigen  Gewerbes  dienenden  Localitäten  (Gesetz  von 
1844,  Art.  9,  Gesetz  von  1SS0,  Art.  12).  Er  wird  nach  authentischen  Micth vertrügen 
oder  nach  gehörig  registrirten  wörtlichen  Erklärungen  oder  durch  Vergleich  mit 
anderen  Localitätcn,  deren  Miethwerth  bekannt  ist.  festgestellt,  bei  Fabriken  u.  dgl. 
für  diese  als  Ganzes  genommen  und  mit  ihren  materiellen  Prodnctionsmittcln  (also 
z.  B.  Maschinen)  ausgestattet.  Hierdurch  wird  die  Proportionalabgabe  in  Einklang 
mit  der  Bewegung  der  Miethwcrthe  gehalten,  also  in  der  Kegel  ertragsreicher  werden. 
Nähere  Bestimmung  über  das,  was  als  steuerpflichtiges  „Wohnhaus“  gilt,  über  die 
örtliche  Lage  dev  steuerpflichtigen  Localitätcn  in  Art.  14  des  Gesetzes  von  1880. 


§.  203.  c)  Weitere  Einzelheiten  der  Einrichtungen. 
Von  solchen  sind  als  bemerkenswerth  etwa  noch  folgende  hervor 
zuheben. 


«)  Die  Steuer  wird  jährlich  veranlagt.  Dieser  Umstand,  in  Verbindung  mit 
dem  Quotitätssteucrcharacter  der  Patentsteuer  und  mit  dem  System  der  Proportional- 
und  der  veränderlichen  Sätze,  bedingt,  gegenüber  den  drei  anderen  grossen  directen 
Steuern,  als  Kepartitionssteuern , besonders  gegenüber  der  Grundsteuer,  die  grössere 
Beweglichkeit  und  Steigerungsfähigkeit  der  Erträge.  Fiscalisch  ein  Vortheil,  vom  Stand- 
punct  der  richtigen  Vertlieilung  der  directen  Besteuerung  etwas  nicht  Unbedenkliches. 

fi)  Der  Steuerpflichtige  muss  stets  auf  Anforderung  der  Behörde  sein  Patent 
vorweisen  können.  Gewerbebetrieb  ohne  Patent  ist  straffällig  und  zieht  unmittelbar 
Verfolgung  nach  sich.  (S.  Gesetz  von  18S0,  Art.  32,  33).  Frühere  schärfere  Be- 
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Stimmungen,  u.  A.  über  Denunciantenantheile  dev  Patentinhaber  gegen  steuerpflichtige, 
patentlose  Gewerbetreibende  in  den  Gesetzen  der  Revolutionszeit,  dann  über  die  Pflicht 
steter  Erwähnung  des  Patents  bei  gerichtlichen  Schritten  und  bei  öffentlichen  gewerb- 
lichen Anzeigen  sind  beseitigt  worden. 

y)  Die  Steuer  wird  für  das  ganze  Jahr  von  allen  geschuldet,  die  im  Januar 
das  steuerpflichtige  Gewerbe  betreiben.  Doch  erfolgt  auf  Antrag  Ucbertragung  des 
Patents  an  denjenigen,  welchem  ein  steuerpflichtiges  Gewerbe  cedirt  wurde.  Nur  bei 
Schluss  des  Gewerbes  in  Folge  von  Tod  oder  Fallissement  wird  auf  Reclamation  vom 
folgenden  Monat  an  die  Steuer  erlassen.  Im  Tarif  des  Jahres  begonnene  Gewerbe 
werden  vom  Monat  der  Eröffnung  an  steuerpflichtig.  Ebenso  treten  die  Erhöhungen 
der  festen  und  der  Proportionalsätze  ein,  wenn  ein  Steuerpflichtiger  ein  mit  höherem 
festen  Satz  belastetes  Gewerbe  übernimmt  oder  sein  Gewerbe  in  eine  Gemeinde  mit 
höherem  Urtssatz  überträgt  oder  Locale  mit  höherem  als  dem  Miethwerth  der  früher 
benutzten  gebraucht.  (Gesetz  von  1850,  Art.  28).  Dagegen  werden  Veränderungen 
des  Mieth werths  desselben  Locals  oder  der  Merkmale,  nach  denen  sich  die  ver- 
änderlichen Sätze  richten,  erst  bei  der  neuen  Veranlagung,  also  vom  folgenden  Jahre 
an,  regelmässig,  wie  es  scheint,  nach  dein  Stande  zur  Zeit  der  Veranlagung,  berück- 
sichtigt. Die  Patentsteuer  ist  wie  die  anderen  directen  Steuern  in  Zwölfteln,  also  in 
Monatsraten  fällig.  Doch  müssen  Hansircr  und  überhaupt  Gewerbetreibende,  deren 
Gewerbe  nicht  an  einem  festen  Orte  ausgeübt  wird,  die  ganze  Steuer  auf  einmal  bei 
Auslieferung  des  Patents  zahlen.  (Gesetz  von  1880,  Art.  29;  ebenso  bei  Wohnungs- 
wechsel ausserhalb  des  Erhebungsbezirks,  eb.  Art.  30). 

rf)  Die  Patentformulare  sind  jetzt  stempelfrei  (Gesetz  vom  4.  Juni  1858, 
früher  1%  Frcs.  Stempel  p.  Patent  nach  Gesetz  von  1844).  Dafür  werden  aber  all- 
gemeine Zuschlagcentimen  zum  Principale  erhoben,  deren  Betrag  jährlich  das 
Finanzgesetz  feststellt.  Ferner  werden  5%  Zuschläge  zum  Principale  und  zu  den 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Departcmental-  und  Communalzuschlägen  erhoben 
zur  Decku n g der  Ent  1 ast  ungen,  Herabsetzungen , Erlasse,  Ermässigun gen , 
und  zur  Bestreitung  der  Druck-  und  Expeditionskosten  der  Patent- 
formulare (Gesetz  von  1880,  Art.  31,  36).  Von  dem  Principalsatz  der  Patentstcuer 
llicssen  aber  nur  92%  io  die  Staatscasse,  8%  in  die  Gasse  der  Gemeinde, 
wo  das  Gewerbe  steuerpflichtig  ist,  eine  Bestimmung,  durch  welche  man  gerade  bei 
einer  solchen  Quotitätssteuer  glaubte  das  Interesse  der  Gommunalverwaltung  an  richtiger 
Veranlagung  der  Ccnsiten  anregen  zu  sollen  und  zu  können.  Ob  das  mit  Erfolg  hier- 
durch geschieht,  vermag  ich  nicht  anzugeben. 

*•)  Die  Patentsteuer  hat  nach  dem  letzten  Kriege  allein  von  den  directen  Steuern 
Steigerungen,  namentlich  erhebliche  Erhöhungen  einiger  ihrer  Sätze  und 
allgemeine  ausserordentliche  Zuschläge  zu  Gunsten  der  Staatscasse  erfahren. 
So  wurde  durch  Gesetz  vom  29.  März  1872  Art.  1 (jetzt  als  Art.  8 im  Gesetz  von 
. 1SS0)  die  frühere  mässigere  Besteuerung  eines  „patentable“,  welcher  mehrere 
Etablissements,  Läden,  Magazine  derselben  Art  oder  verschiedener  Arten  besitzt 
und  betreibt  und  im  Gesetz  von  1844  bloss  einen  einzigen  Steuersatz,  nach 
den  Gesetzen  vom  18.  Mai  1850  und  4.  Juni  1858  ausserdem  für  die  Zweiggeschäfte 
je  einen  halben  Steuersatz  zu  entrichten  gehabt  hatte,  jetzt  in  die  volle  Besteuerung 
nach  Maassgabe  aller  seiner  Geschäfte  verwandelt.  Dasselbe  Gesetz  v.  1872  beseitigte  die 
Maxima,  welche  die  Summe  der  „veränderlichen“  Sätze  nach  Betriebsmerkmalen 
erreichen  durften  (Art.  2).  Ferner  wurde  der  Proportionalsatz  nach  dem  Miethwerth 
für  die  erste  Unterclasse  der  Hauptclasse  A und  für  die  ganze  Hauptclassc  B von 
’/iö  auf  Vio.  für  d*0  2.  und  3.  Unterclasse  von  A von  J/,20  auf  V,5  schon  vom 
1.  April  1872  an  erhöht  (Gesetz  vom  29.  März  1872,  Art.  4).  Dann  folgte  bald  die 
Auflegung  eines  allgemeinen  ausserordentlichen  Zuschlags  von  00%  zum  Principal 
für  das  Jahr  1573  (Gesetz  vom  1(5.  Juli  1872),  wovon  bloss  die  7.  und  8.  Unterclasse 
der  Hauptclasse  A in  Orten  unter  20,000  Einwohnern  und  diejenigen  übrigen  Patentablen, 
welche  nicht  mehr  als  8 Frcs.  Principal  zahlten,  befreit  blieben.  Von  1874  au 
wurden  diese  00%  auf  43  herabgesetzt,  (Gesetz  vom  24.  Juli  1873),  erst  von  1880 
an  (Finanzgesetz  für  I8S0  vom  30.  Juli  1879,  Art.  1)  auf  20%.  Das  Patentgesetz 
von  1880  brachte  dann  aucli  wieder  Ermässigungen  der  Proportionalabgabc,  so  für 
die  ersten  3 Classen  von  A von  J/10 , bez.  */,ß  auf  %0  (wie  vor  1872,  wo  Classe  1 
aber  schon  ‘/is  gezahlt  hatte).  So  betrugen  die  Zuschlagcentimen  für  allgemeine  Zwecke 
bis  1872  15.8,  dann  1873  79.0,  1874—1880  02.0,  1880  ff.  39.6%,  neben  solchen 
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für  Departements,  1S72  27.5,  allmählich  bis  1SS4  auf  32.1%  steigend,  und  solchen 
für  Gemeinden,  die  von  29.5  auf  38.(1  stiegen  (s.  Faure,  Tab.  S.  81).  Zur  ver- 
gleichsweisen  Beurtheilung  der  Patentsteuer  und  der  anderen  directcn  Steuern  ist  diese 
grössere  „Tragfähigkeit“  der  ersteren  immerhin  beachtenswerfh. 

£)  Die  Veranlagung  der  Steuerpflichtigen  und  die  Aufstellung  der 
Steuerrollcn  erfolgt  jährlich  durch  die  Controleure  der  directen  Steuern  gemeinde- 
weise, unter  Assistenz  des  Maire  oder  eines  Delcgirten  desselben,  die  bei  ab- 
weichender Meinung  dies  in  der  Holle  vermerken.  Die  Holle  wird  dann  10  Tage 
lang  im  Secretariat  des  Maire  zur  Kcnntnissnalunc  der  Interessenten  aufgelegt,  von 
letzteren  dem  Maire  etwaige  Einwendungen  kundgegeben,  dann  wird  nach  neuen 
10  Tagen  die  Holle  vom  Maire,  mit  dessen  Bemerkungen,  dem  Director  der  directen 
Steuern  (früher  zunächst  dem  Unterpräfecten  und  mit  dessen  Bemerkungen  jenem 
Director)  überreicht.  Letzterer  stellt  die  unbestrittenen  Sätze  fest,  hinsichtlich  der 
bestrittenen  berichtet  er  dem  Präfecten.  Wenn  dieser  dem  Director  nichtVbeistimmt 
wird  an  den  Finanzminister  berichtet.  Der  Präfect  setzt  dann  die  Holle  fest  und 
macht  sie  vollstreckbar  (Gesetz  von  1844,  Art.  20,  von  1880,  Art  25,  etwas  ab- 
weichende Bestimmungen  für  Paris). 

//)  Reclamanten  gegen  die  ihnen  aufgelegten  Steuersätze  können  durch  Vor- 
legung von  Gesellschaftsacten,  ordnungsmässig  geführten  Journalen  und  Handelsbüchern 
und  anderen  Documenten  ihre  Reclamationcn  zu  begründen  suchen  (Gesetz  von  18SO, 
Art.  26).  Reclamationcn'  um  Entlastung  oder  Herabsetzung  und  Bitten  um  Erlass 
oder  Ermässigung  (s.  o. , §.  181)  gehen  an  den  Maire  und  werden  im  Uebrigen  wie 
bei  den  anderen  directen  Steuern  behandelt  (cb.  Art.  27). 


§.  204.  3.  Zur  Statistik.  Der  Ertrag  der  Patentsteuer 
hat  sich  seit  1838  folgenderniaassen  entwickelt  in  Mill.  Frcs. 
(Rull.  XX,  219). 


Principal  f.  Staat, 

Für  Departements 

Für  Gemeinden 

(ohne  die  8%  für 

nebst  Zuschlägen 

nebst  Zuschlägen, 

Gemeinden)  nebst 

f.  Ausfälle  etc. 

incl.  die  8%  v- 

Summe. 

allgcin.  Zuschlägen. 

Principal. 

1838 

31.00 

2.44 

3.68 

37.12 

1844 

37.86 

4.18 

5.64 

47.67' 

1845  (neues  Ges.)  36.90 

4.21 

5.40 

46.51 

1848 

37.69 

5.01 

6.25 

48.94 

1S49 

36.00 

5.50 

6.65 

48.14 

1870 

73.14 

1 7.76 

21.45 

112.35 

1871  (ohne 

Eisass)  68.45 

17.88 

21.75 

1 OS. 07 

1872 

76.70 

1 8.20 

25.25 

120.14 

1873 

130.88 

21.18 

29.19 

181.24 

1874 

119.26 

21.32 

30.76 

171.33 

1879 

128.40 

24.34 

38.22 

1 90.96 

1880 

103.78 

23.56 

37.26 

164.61 

1885 

106.91 

26.32 

38.68 

171.92 

Von  1849 — 1870,  von  1874 — 1879,  von  1880 — 1885  ist  die  Steigerung  des 
Principals  u.  s.  w.  ununterbrochen,  ein  Beleg  für  die  Entwicklung  der  Steucrerträge 
in  Verbindung  mit  dem  gewerblichen  Leben  (genaueres  Detail  nach  Zwecken  der 
Erträge  bei  Faure,  S.  79  If.  Der  „Kriegszuschlag“  brachte  1873  45.41,  1874  32.88, 
1879  35.41,  18S0  15.61,  1885  16.62,  1SS7  16.43  Mill.  Frcs.). 

In  die  Zahl  der  Steuerpflichtigen,  deren  Vortheilung  auf  die  4 Ilauptclassen. 
die  Steuererträge  der  letzteren  und  die  Zusammensetzung  derselben  aus  den  „festen“ 
und  den  „proportionalen“  Abgaben,  die  Durchschn ittshclastung  eines  Patenls 
jeder  Classe  und  die  Bewegung  der  zur  Bemessung  der  Proportionalabgabe  dienenden 
Miethwerthc  giebt  folgende  Ucbersicht  einen  Einblick.  Sie  ist  nach  den  Materialien 
im  Bull.  VIII,  88 — 111  und  den  .jährlichen  Statistiken“  im  Bull.  (spec.  IX,  313,  XI, 
323,  XXI,  491)  zusammongestellt  und  enthält  nur  die  Daten  für  characteristische 
Jahre,  nach  den  politischen  Verhältnissen  (1870 — 71)  oder  nach  Aenderungen  der 
Gesetzgebung  (1880 — 81).  Besonders  der  Einfluss  des  Gesetzes  von  18^0  ist  be- 
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achtenswerth.  Die  Ertragszahlen  und  Bclastungszilfern  betreffen  nur  das  Principale. 


(Vgl.  auch  die  Daten 
führlichcr  sind). 


bei  v.  Kaufmann,  S.  248 — 251,  die  zum  Theil  etwas  aus- 


1859 

1870 

1871 

1880 

1881 

1886 

Zahl 

der  Steuerpflichtigen  (s. 

u.). 

G.  A ... 

1,188,918 

1,222,591 

1,140,421 

1,353,987 

1,353,376 

1.402,408 

„ B . . . . 

11,513 

14,670 

13,008 

16,239 

16,267 

16,570 

„ 0 . . . . 

185,479 

197,941 

184,099 

221,566 

204.107 

194,699 

„ D . . . . 

52,012 

5 1 ,965 

48,840 

49,754 

49,907 

50,971 

Summa  . . . 

1 ,437,922 

1,487,167 

1 ,386,368 

1,641,546 

1,623,657 

1,664,548 

Mittlerer  Betrag  für 

1 Patent,  in  Frcs. 

G.  A . . . . 

28.56 

38.17 

38.18 

37.48 

34.48 

36.38 

„ B . . . . 

295.45 

322.85 

318.90 

364.78 

453.28 

434.70 

„ C . . . . 

57.01 

64.37 

63.23 

75.43 

79.71 

87.33 

„D.... 

27.42 

34.77 

34.55 

46.55 

48.86 

54.54 

Zusammen  , . 

34.34 

44.35 

44.01 

46.11 

44.80 

46.86 

Ertrag  des  I’rincipals  in  den  Gassen, 

in  Mill.  Frcs. 

A.  feste  Abgabe 

17.72 

21.77 

20.15 

21.62 

23.19 

24.39 

„ proport.  Abg. 

16.24 

24.90 

23.39 

29.12 

23.47 

26.63 

„ zusammen  . 

33.96 

46.67 

43.54 

50.74 

46.66 

51.02 

B.  feste  Abgabe 

2.10 

2.63 

2.21 

2.4t 

3.71 

3.36 

„ proport.  Abg. 

1.31 

2.11 

1.93 

3.46 

3.67 

3.84 

„ zusammen  . 

3.47 

4.74 

4.15 

5.92 

7.37 

7.20 

C.  feste  Abgab»; 

5.18 

5.66 

5.03 

8.14 

8.85 

8.79 

„ proport.  Abg. 

5.39 

7.08 

6.61 

8.57 

7.42 

8.21 

„ zusammen  . 

10.58 

12.74 

11.64 

16.71 

16.27 

17.00 

I).  proport.  Abg. 

1.43 

1.81 

1.69 

2.32 

2.44 

2.77 

Sa.  feste  Abg.  . 

25.01 

30.06 

27.39 

32.24 

35.75 

36.53 

„ proport. Abg. 

24.47 

35.90 

33.63 

43.46 

37.00 

41.46 

„ im  Ganzen  . 

49.38 

65.95 

61.02 

75.69 

72.74 

78  00 

Miethwerthe  für  die  proport.  Abgab 

[j,  Mill.  Frcs. 

G.  A . . . . 

354.85 

552.89 

519.57 

680.41 

687.74 

785.88 

„ B . . . . 

21.47 

32.82 

28.83 

41.43 

41.89 

44  84 

„ C . . . . 

182.09 

228.32 

211.59 

286.84 

301.50 

340.10 

„ I)  . . . . 

21.40 

27.10 

25.31 

34.74 

36.58 

41.62 

Summa  . . . 

579.81 

841.14 

785.30 

1043.43 

1067.72 

1212.55 

Die  „Zahl 

der  Steuerpflichtigen“  begreift  in  all 

diesen  Statistiken  genauer  gesagt 

die  „Zahl  der  festen  Steuersätze  oder  der  Theilc  davon,  nebst  der  Zahl  der  Patentablen 
in  Abth.  I)“. 

Durch  den  Verlust  von  Elsass-Loth ringen  schieden  49,679  Patente  mit  2.14  Mill. 
Frcs.  Ertrag  aus,  die  Gesammtabnahme  1871  gegen  1870  war  aber  100,799  Patente 
mit  4.94  Mill.  Frcs.  Ertrag,  wovon  eine  Kleinigkeit  auf  gesetzliche  Abänderung 
(140  P.  und  13,668  Frcs.  Ertrag),  fast  Alles  auf  den  Einfluss  der  damaligen  politischen 
Ereignisse  zu  setzen  ist  (Bull.  VIII,  101). 

Der  Einfluss  des  Gesetzes  von  18S0  zeigt  sich  besonders  in  der  Abnahme  der 
Zahl  der  Patente  in  Classc  C,  der  Erträge  der  Proportionalabgabe,  namentlich  in  A, 
Folge  der  Herabsetzung  des  Satzes,  und  der  Ertragssteigerung,  bcs.  der  festen  Abgabe, 
in  Gasse  B,  Folge  der  Erhöhung  der  Sätze. 

Die  ungemein  starke  Steigerung  der  Miethwerthe,  an  und  für  sich  beachtens- 
werth,  zeigt,  dass  in  der  Proportionalabgabe  vom  Micth werth  wenigstens 
einigennaassen  ein  geeignetes  Mittel  anzuerkennen  ist,  die  Steuer,  gemäss  dem  fiscalischeu 
und  dem  Gerechtigkeitsintcres.se,  der  Entwicklung  der  Leistungsfähigkeit  anzupasseu. 
Das  Vcrhältniss  zwischen  den  Erträgen  beider  Theilc  der  Steuer  hat  sich  immer  mehr 
zu  Gunsten  der  Proportionalabgabe  verschoben,  eine  Bewegung,  in  die  nur  gesetzliche 
Aenderungen.  wie  im  Gesetz  von  1880,  hemmend  cingreifen.  Die  Entwicklung  der 
Unternehmungen  zum  Grossbetrieb  tso  in  B)  trägt  zu  dieser  Bewegung  auch  etwas 
mit  bei  und  spiegelt  sich  in  den  Zahlen  ab.  In  der  Hauptclassc  C (.grosse  Industrie) 
steigt  der  Ertrag  der  „veränderlichen“  Abgabe  (oben  bei  dem  „festen“  Satze  inbe- 
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grifl'eu)  in  Zeiten  günstiger  Conjunctur  mit  der  vermehrten  Arbeiterbeschäftigung, 
lebhafterem  Geschäftsbetrieb  u.  s.  w.,  was  sich  bei  dem  Vergleich  der  einzelnen  Jahre 
auch  etwas  ersichtlich  macht. 

Innerhalb  der  Hauptclasson  sind  natürlich  die  Verhältnisse,  namentlich  auch  die 
Mittelbeträge  eines  Patents  nach  den  Specialclassen  und  weiter  nach  den  einzelnen 
Gattungen  in  jeder  der  letzteren  sehr  verschieden.  Für  die  8 Classen  der. Hauptclasso 
A s.  eine  Statistik  bei  v.  Kaufmann  (S.  251,  ohne  Quellenangabe),  wonach  1873 
die  Durchschnittssteuer  eines  Patents  im  Principal  war  (Masse  1 — 8:  bez.  Frcs.  177. 
235,  104,  55,  36.  24,  15,  8.  Grosses  interessantes  Detail  jetzt  in  der  Statistik  für 
1SS5  iin  Bull.  XXII.  359  11'.,  doch  nicht  für  die  Erträge  und  die  Mittelbelastungen 
der  Specialclassen  und  Geschäfte.  Immerhin  bekommt  man  einen  Einblick  in  die 
Gliederung  im  Einzelnen  und  in  die  verschiedene  Höhe  der  Miethwerthc  bei  ver- 
schiedenartigen Gewerben,  Verhältnisse,  welche  für  die  Beurtheilung  der  Patontsteuer 
mit  in  Betracht  kommen,  hier  aber  nicht  weiter  verfolgt  werden  können. 

Die  Bedeutung  der  Specialclassen  ergiebt  sich  aus  folgenden  Zahlen  der 
„Patentpllichtigen“  (im  oben  S.  484  genannten  Sinne)  für  1885  (Bull.  XXII,  359): 


Zahl. 

Miethwerth 
Mill.  Frcs. 

Miethwerth 
p.  Patent,  Frcs 

Classe  A. 

1.  Classe 

. . . 46,743 

67.21 

1 438 

2.  ., 

. . . 15,162 

31.99 

2110 

3.  ., 

. . . 58,894 

92.37 

1568 

4.  ,. 

. . . 1S5,557 

154.45 

831 

0.  ,, 

. . . 282,587 

160.44 

566 

6. 

. . . 501,226 

198.43 

396 

i . „ 

. . . 226,722 

62.36 

275 

8. 

. . . 77,458 

9.77 

126 

Summa . . 

. . . 1394,649 

777.01 

557 

Classe  B . . . 

. . . 16,607 

45.42 

2735 

Classe  C. 

1 . Classe 

. . . 26,268 

11.06 

421 

. . . 10,706 

18.43 

1722 

8.  ., 

. . . 117,366 

225.34 

1920 

4.  „ 

. . . 10,646 

77.53 

7282 

5. 

. . . 31.796 

4.65 

146 

Summa  . . 

. . . 196,777 

237.01 

1204 

Classe  I)  . . 

. . . 50.849 

41.11 

808 

Zusammen 

. . . 1658,882 

1200.55 

724 

In  den  Classen  2 bis  4 von  C wird  noch  zwischen  Werth  der  Wohnung  und 
des  industriellen  Etablissements  unterschieden;  er  ist  in  Classe  3 bez.  38.60  und  206.74, 
in  Classe  4 bez.  6.35  und  71.18  Mill.  Frcs.  Die  Bedeutung  der  Gewerbegattung,  des 
Betriebsumfangs  und  der  Ertrags-  und  Steuerfähigkeit  der  Gewerbe  jeder  Classe  spiegelt 
sich  in  den  Durchschnittsmicthwcrthen  bezeichnend  ab. 

§.  205.  1.  Zur  Kritik  der  französischen  Patents teu er. 

Nach  „äusseren  Merkmalen“,  welche  sich  zugleich  möglichst 
ohne  lästiges  Eindringen  in  die  persönlichen  Verhältnisse  eines 
gewerblichen  Unternehmers  und  in  die  inneren  Geschäftsverhältnisse 
ermitteln  lassen,  will  die  französische  Patentsteucr  das  schwierige 
Problem  der  modernen  Gewerbesteuer  lösen.  Dadurch  soll  das 
allgemeine  Ziel,  welches  der  französischen  Gesetzgebung  hei  allen 
directen  Steuern  seit  der  Revolution  vorschwebt,  nämlich  unter 
Ausschluss  jeglicher  subjectiven  Willktihr  von  Ver- 
anlagungsbehörden,  Commissionen  u.  s.  w.  die  Be- 
steuerung durchzuführen,  hier  auf  dem  Gebiete  des  Gewerbewesens 


486 


ß.  B.  2.  K.  Steuerrecht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  205. 


erreicht  werden.  Die  berücksichtigten  „äusseren  Merkmale“  sollen 
dabei  so  ausgewählt  werden,  dass  sie  mit  Sicherheit  auf  die  — 
wenigstens  ungefähre  — Einträglichkeit  der  besteuerten  Gewerbe 
und  Berufe  einen  Schluss  gestatten,  damit  der  leitende  Haupt- 
grundsatz der  modernen  französischen  Steuerpolitik,  „Jeden 
nach  seinen  Fähigkeiten“  zu  den  öffentlichen  Lasten  herbei- 
zuziehen, verwirklicht  werde.  Alle  die  dargestellten  Einrichtungen 
der  Patentsteuer,  namentlich  der  Classenschematismus,  dienen  den 
genannten  zwei  Gesichts-  und  Zielpuncten,  die  immer  weitergehende 
Indivicipalisirung  und  Specialisirung  in  der  Classification  besonders 
dem  zweiten  davon. 

Die  Kritik  wird  zugeben  müssen,  dass  die  französische  Gesetz- 
gebung sich  im  Ganzen  auf  dieser  einmal  gewählten  Grundlage 
folgerichtig  und  dem  practischen  BedÜrfniss  nach  gleiehmässiger 
Veranlagung  der  Gewerbe  gemäss  entwickelt  hat.  Zwar  erheben 
sich  auch  hier,  diese  Grundlage  selbst  als  richtig  zugegeben, 
manche  Bedenken  gegen  Einzelheiten  des  französischen 
Classificationssystems.  Aber  es  ist  einzuräumen,  dass  diese 
Einzelheiten  für  die  Beurtheilung  nicht  entscheidend  und  auch  noch 
der  Verbesserung  und  Veränderung  fähig  sind. 

So  macken  sich  Bedenken  geltend  gegen  das  doch  recht  mechanische 
Princip  von  „Ortsclasscn“  bloss  nach  der  Bevölkerungszahl,  ohne  Rücksicht  auf  so 
manche  andere  Umstände,  welche  daneben  die  wirthschal'tliche  Bedeutung  eines  Ortes 
und  der  darin  betriebenen  Gewerbe  bestimmen;  so  gegen  die  Vertheilung  mancher 
Gewerbearten  in  die  verschiedenen  Classen  und  unter  die  verschiedenen 
Steuersätze,  wenn  auch  im  Ganzen  gerade  hierbei  mit  grossem  Tact  und  Yerständniss 
vorgegangen  ist;  so  gegen  das  zwar  steuertechnisch  bequeme,  aber  doch  nicht  ge- 
nügend zuverlässige  Princip  der  Proportional  ab  gäbe  gerade  nach  dem  Mi  eth- 
werth,  welcher  doch  auf  die  Proportionalität  der  Reinerträge  der  Gewerbe  nur  einen 
sehr  unsicheren  Schluss  gestattet  und  bei  gewissen  gewerblichen  Localitätcn,  so  bei 
Fabriken  u.  dgl.,  auch  ohne  die  sonst  so  verfehmto  „subjective  NVillkülir“  nicht  zu 
ermittetn  ist;  so  endlich  auch  gegen  das  Princip  der  „veränderlichen“  Sätze 
vornehmlich  nach  der  Arbeiterzahl  und  der  Zahl  und  Art  der  sachlichen  Betricbs- 
factoren.  Die  Veranlagung  der  Steuer  nach  Kapitalbeträgen,  wenigstens  bei 
Grossgewerben,  besonders  bei  Handels-,  Bank-,  Fabrikgeschäften,  böte  wohl  mehr 
Garantie  für  richtige  Verhältnissmüssigkeit  der  Besteuerung  unter  verschiedenen  Ge- 
werbcarten  und  einzelnen  Gewerbebetrieben  derselben  Art.  Aber  — sie  verstiessc 
freilich  mehr  gegen  den  Grundsatz  sich  nur  an  leicht  erkennbare  äussere 
Merkmale  zu  halten , und  bedingte  ein  „lästiges  Eindringen“  in  persönliche  und  Be- 
triebsverhältnisse in  höherem  Grade,  als  die  Ermittlung  der  Zahl  der  Arbeiter,  Commis, 
Maschinen.  Miethwertkc  u.  s.  w.  Die  an  sich  richtige  Abstufung  der  Proportional- 
abgabe verstösst  anderseits  freilich  wieder  gegen  die  Tendenz,  „XVillkühr  auszu- 
schliessen“  — und  auch  eine  „gesetzliche“  Bestimmung  dieser  Art  ist  doch  „Will- 
kühr“,  wennschon  keine  subjective  — stark.  In  dieser  Hinsicht  wird  sie  von  dem 
gleich  zu  erörternden  Haupteinwurf  gegen  die  ganze  Grundlage  der  französischen 
Patentsteuer  mit  getroffen. 

Auch  unter  wesentlicher  Festhaltung  dieser  Grundlage  lässt  sich  indessen  durch 
immer  weitere  Specialisirung,  auch  doch  wohl  mitunter  durch  Zuruckgehen  auf  das 
Anlage-  und  Betriebskapital  selbst,  statt  bloss  auf  einzelne  hcrausgegrifTcnc  Bestand- 
theile  beider  letzteren,  das  ganze  System  noch  verbessern  und  so  den  Mannigfaltig- 
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keitcn  der  concreten  Verhältnisse  noch  feiner  anpassen.  Durch  Bildung  von  „St-eu Ur- 
gesellschaften“ von  Gewerbsgonosscn , welche  die  tarifinässigcn  Contingente  der 
Patentsteuer  von  Gewerbegruppen  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  zu  vertheilen 
hätten  und  dabei  individuelle  Verhältnisse  mit  berücksichtigen  müssten  und  könnten, 
einigermaassen  nach  preussischem  Muster,  Hesse  sich  endlich  wohl  auch  in  Frankreich 
die  alleinige  Entscheidung  nach  mechanischen  Elementen  etwas  zurückdrängen,  auch 
Momente  der  Quotitäts-  und  Repartitionssteuer  passend  vereinigen,  aber  freilich  — 
nicht  ohne  dass  „subjectiver  Willkühr“  dabei  ein  Spielraum  eröffnet  wird.  Es  fragt 
sich  nur,  ob  das  nicht  mehr  ein  Vortheil,  als  ein  Nachtheil  ist,  verglichen  mit  dem 
gegenwärtigen  Zustande,  womit  wir  zu  dem  Haupteinwurfe  kommen. 

Die  eigentlichen  prinzipiellen  Bedenken  betreffen  eben 
die  ganze  Grundlage  der  Patentsteuer  und  damit  gerade  den 
leitenden  Gedanken,  nach  noch  so  passend  und  1‘eiu  specialisirten 
„äusseren  Merkmalen“  eine  Gewerbebesteuerung  richtig  durch- 
führen zu  wollen,  zumal  in  unserer  Zeit  beständig  wechselnder 
Technik,  Communieationswesens  und  unter  moderner  Gewerbefreiheit. 

Es  ist  mit  anderen  Worten  in  erster  Linie  die  Methode, 
gegen  welche  sich  die  Kritik  wenden  muss,  nicht  die  Ausführung 
der  Methode,  die  in  Frankreich  vielfach  vorzüglich  ist.  Nach  der 
einmal  angenommenen  Methode  kann  man  weder  die  wirklichen 
noch  die  verhältnissmässigen  Reinerträge,  nach  denen  sich  doch  die 
Besteuerung  richten  müsste,  genügend  zuverlässig  ermitteln.  Denn 
einmal  werden  dabei  ebenso  wichtige  oder  selbst  wichtigere 
Factoren  für  die  Bestimmung  dieser  Reinerträge,  als  die  berück- 
sichtigten „äusseren  Merkmale“  unbeachtet  gelassen  — vor  Allem 
die  Persönlichkeit  des  Unternehmers,  auch  als  Subject  von 
Vermögensrechten  — , sodann  fehlt  ein  Maassstab  zur  Messung 
der  wirklichen  Bedeutung  der  einzelnen,  im  Classenschematismus 
aufgenommenen  „äusseren  Merkmale“  für  die  Gestaltung  des  Rein- 
ertrags, endlich  kann  man  überhaupt  aus  solchen  äusseren  Merk- 
malen höchstens,  und  auch  das  nur  bedingt,  auf  die  absolute  und 
relative  Ertragsfähigkeit  und  allenfalls  auf  den  Rohertrag,  nicht 
aber,  wie  es  doch  erforderlich  wäre,  auf  den  Reinertrag  einer 
Gewerbegattung  und  eines  einzelnen  Gewerbes  schliessen.  Mit 
Hilfe  der  französischen  Patentsteuermethode  gelingt  es,  bestenfalls 
die  Richtung,  in  welcher  sich  die  Erträge  muthmaasslich  bewegen, 
und  ganz  ins  Ungefähre  gewisse  Gross enmaasse  dieser 
Erträge,  innerhalb  weiter  Grenzen,  festzustellen.  Aber  das 
genügt  eben  für  die  Lösung  der  wirklich  vorliegenden  Aufgabe 
noch  lange  nicht. 

Ja  gerade  die  an  sich  richtige  Specialisirung  und  Individuali- 
sirung  im  Classificationssystem  steigert  in  einer  Hinsicht  die  Be- 
denken, denn  dabei  werden  wiederum  nach  mehr  oder  weniger 
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zufälligen  Nebenumständen,  nur  weil  dieselben  sieb  leicht  ermitteln 
lassen,  Ertragsverschiedenheiten  vermuthet,  welche  in  vielen 
Fällen  der  Wirklichkeit  nicht  entsprechen  werdeu , weil  andere, 
nicht  beachtete  Factoren  wichtiger  sind.  Dies  gilt  z.  B.  von  dem 
mechanischen  Ortsclassensystem,  der  Proportionalabgabe  nach  dem 
Miethwerthe,  der  „veränderlichen“  Abgabe  nach  der  Arbeiter- 
zahl u.  a.  m. 

Vielleicht,  dass  das  Classificationssystem  der  Patentsteuer  bei 
festem,  dem  Individualismus  Schranken  auflegenden  Gewerberecht, 
wie  im  Zuuftwesen,  bei  relativ  stabiler  Gewerbetechnik,  wie  vor 
dem  Dampf-  und  Maschinenzeitalter,  bei  unvollkommenem  und 
lange  Zeit  unverändert  bleibendem  Communications-  und  Transport- 
wesen, wie  ehedem,  zur  Lösung  des  Problems  einer  „gleichmässigen“ 
Gewerbesteuer  leidlich  ausreichen  würde.  In  unserem  Zeitalter  des 
„ökonomischen  Individualismus“,  beständiger  Umgestaltung  der 
Technik,  der  Betriebsformen,  der  Betriebsgrössen,  des  Communi- 
cations- und  Transportwesens  reicht  das  System  entschieden  zur 
Lösung  dieser  Aufgabe  nicht  aus.  Es  läuft  auf  ein  System  von 
doch  mehr  oder  weniger  willktihrlichen  Gewerbetaxen  für  die 
verschiedenen  Gewerbegattungen  und  einzelnen  Gewerbe  hinaus, 
das  zwar  recht  rationell  erscheint  und  zweifellos  sehr  scharf- 
sinnig ausgebildet  ist,  aber  im  Grunde  doch  auf  einer  Reihe  mehr 
oder  weniger  will k U h rl ic her  Vermuthungen  Uber  die  absolute 
und  relative  Ertragsfähigkeit  der  Gewerbe  beruht. 

Von  einem  weiteren  Haupteinwurf,  nämlich  der  fehlenden 
richtigen  Verb  ältnissmässigkeit  der  Patentsteuer  zu  den 
anderen  Ertragssteuern,  soll  hier  nicht  einmal  gesprochen 
werden.  Er  trifft  alle  einzelnen  Glieder  eines  jeden  neueren 
Ertragssteuersystems.  Auch  in  Frankreich  hat  man  sich  mit  diesem 
Problem  des  richtigen  Verhältnisses  der  Ertragssteuern  unter  ein- 
ander nicht  weiter  beschäftigt,  obgleich  dessen  .Stellung  und  Lösung 
der  Frage  nach  der  richtigen  Gestaltung  jeder  einzelnen  Erlrags- 
steuer vorangehen  müsste. 

Mit  dieser  Kritik  in  §.  205  ist  eigentlich  der  systematischen  „spcciellcn 
Steuerlehre“  schon  vorgegrifl'cn  worden.  Da  indessen  gerade  die  französische  Patent- 
steuer als  ein  besonders  gelungenes  Beispiel  des  auf  Classilicationsmerkmalen  beruhenden 
Krtragssteuersystems  gilt,  in  Frankreich  wie  vielfach  ausserhalb,  und  da  diese  Steuer 
öfter  als  Muster  gedient  hat,  darf  sich  auch  schon  an  sie  wohl  eine  mehr  die  ganze 
Methode  betreffende  Kritik  ankniipfen.  Für  das  Weitere  hinsichtlich  der  Kritik  beziehe 
ich  mich  vorläufig  auf  meine  Abh.  „directe  Steuern“  im  Sch  ön  berg’schen  Hand- 
buch der  politischen  Oekonomic,  2.  Auf!.,  bcs.  §.  S3  ff.,  S.  275  ff.  Was  ich  hier 
allgemein  ausgofUhrt  habe,  findet  meines  Erachtens  in  der  Kritik  des  glänzendsten 
Beispiels  der  Gewerbebesteuerung  „nach  der  Methode  der  äusseren  Merkmale“,  der 
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französischen  Patentstcuer,  soiue  volle  Bestätigung.  Das  halte  ich  u.  A.  auch  Vocke 
gegenüber  aufrecht,  auch  gegenüber  seiner  Abwehr  meiner  Kritik  (Schanz’  Fin.  Arch., 
1SS8,  I,  472  Note). 

Implicite  folgt,  nebenbei  bemerkt,  aus  einer  Kritik,  wie  der  vorausgehenden  der 
französischen  Patentsteuer  auch  die  relative  Rechtfertigung  anderer  mangelhafter 
Steuern,  wie  der  Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern,  was  ebenfalls  Vocke’s  Uebor- 
schätzung  der  Ertragssteuern  gegenüber  hier  gesagt  werden  mag. 


8.  Die  übrigen  (kleineren)  directen  Steuern. 

Als  solche  werden,  abweichend  von  der  französischen  Terminologie  und  Ver- 
waltungspraxis, nur  drei  hier  an  dieser  Stelle  behandelt,  die  Steuer  von  den 
Gütern  der  todten  Hand,  die  Bergwerksabgaben  und  die  8%  Steuer  vom 
Einkommen  aus  beweglichem  Vermögen  (s.  o.  S.  416). 


a.  Die  Steuer  von  dcu  Gütern  der  todten  Hand  (taxe  sur  les  biens  de  mainmorte). 

Gesetzgebung.  Einführung  der  Steuer  durch  Gesetz  vom  20.  Februar  1840. 
Erhöhung  des  Steuersatzes  durch  Gesetz  vom  80.  März  1872,  auch  80.  December  1878, 
Gesetz  vom  14.  December  1875  (Befreiung  der  Actiengescllschaften , welche  aus- 
schliesslich An-  und  Verkauf  von  Immobilien  betreiben).  Pcrroux-Joppen,  Ko.  055 
bis  657.  Block,  dict.  Art.  mainmorte,  p.  1219,  snppl.  g6n£r.,  p.  278,  Dejcan,  code 
d.  nouv.  imp.,  p.  185. 

Literatur.  Vigncs,  I,  70,  v.  Hock,  S.  158,  v.  Kaufmann,  S.  252 — 254, 
Block,  a.  a.  0.  Statistik  Bull.  I,  213  lf.  (eb.  VIII,  249,  Besitz  von  Congregationen. 
s.  auch  Kaufmann,  a.  a.  0.).  Faure,  p.  82. 

§.  206.  Character  und  Einrichtung.  Diese  directc  Steuer 
ist  in  Folge  der  politischen  Strömungen  von  1848  eingeführt  worden, 
verdankt  aber  doch  auch  principicllen  und  schon  älteren  Er- 
wägungen ihre  Entstehung.  Sie  hat  einen  verschiedenen  steuer- 
politischen  und  steuertechnischen  Character.  In  ersterer 
Hinsicht  ist  sic  eine  Ersatzsteuer  der  im  Gesetz  genannten 
juristischen  und  dgl.  Personen  für  die  im  französischen  Register- 
abgabenwesen (Enregistremcnt)  enthaltenen  Steuern  vom  Besitz- 
wechsel von  Immobilien  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen, 
da  diese  Personen , „weil  sie  selten  veräussern  und  nicht  sterben** 
thatsächlich  von  diesen  Registrirungsabgaben  nicht  getroffen  werden: 
eine  principiell  steuerpolitisch  gerechtfertigte,  ja  folgerichtig 
zu  fordernde  Abgabe,  wenn  einmal  solche  Besitzwcchselsteuern 
bestehen.  In  steuertechnischer  Hinsicht  ist  sie  eine  di  recte 
Steuer  und  zwar  in  Form  eines  bestimmten  Zuschlags  zur 
Grundsteuer,  welche  die  betreffenden  juristischen  Personen  von 
ihrem  Immobiliarbesitz  zu  entrichten  haben:  eine  aus  Zweck- 
mässigkeitsgründen gewählte  Form,  einen  Ertrag  direct  zu  be- 
steuern, den  man  nach  Lage  der  Verhältnisse  hier  nicht  durch  die 
„Verkehrssteuern“  treffen  kann. 
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Principiell  ist  die  Steuer  steuerpolitisch  und  -technisch  kaum 
anzufechten.  Misslich  bleibt  indessen  zweierlei,  einmal  ob  die 
Ersatzabgabe,  welche  sie  darstellt,  ihrer  Höhe  nach  in  richtigem 
Verhältniss  zu  denjenigen  Steuern  steht,  welche  sie  ersetzen  soll; 
sodann  dass  ein  gleichmässiger  Zuschlag  zur  Grundsteuer  die 
Ungleichmässigkeit  der  Veranlagung  der  letzteren  unter  den  in 
Frankreich  bestehenden  Verhältnissen  noch  steigert  und  für  die 
Belasteten  so  wieder  sehr  ungleichmässig  wirkt.  Für  das  richtige 
Verhältniss  zwischen  der  zu  ersetzenden  Summe  der  Besitzwechscl- 
abgaben  und  dem  als  Ersatz  dafür  dienenden  Grundsteuerzuschlage 
sind  ganz  sichere  Anhaltspuncte  schwer  zu  finden.  Die  für  die 
Normirung  der  Steuer  vom  französischen  Gesetzgeber  benutzten 
bieten  aber  wohl  die  Garantie  dafür,  dass  die  Ersatzsteuer  ungefähr 
in  ihrer  Höhe  richtig  bestimmt  worden  ist.  Die  ungleichmässige 
Wirkung  des  gleich  hohen  Zuschlags  zur  Grundsteuer  ist  ein  inte- 
grirender  Fehler. 

Das  Gesetz  von  1840  stellte  die  Höhe  auf  62.5%  Zuschlag  zur  Grundsteuer. 
Auf  diesen  Satz  kam  man  in  der  Annahme,  dass  Immobilien  einmal  in  20  Jahren 
im  Besitz  wechseln,  dann  ca.  5%  Besitzwechselabgabcn  vom  Kapitalwerth  oder  einen 
einjährigen  Ertrag  (diesen  also  hoch,  d.  h.  zu  5%  gerechnet)  als  Steuer  zu  tragen 
hätten,  daher  jährlich  5%.  Daraus  ging  beim  damaligen  Anschlag  des  jährlichen 
Ertrags  des  betreffenden  Besitzes  auf  66  Mill.  Frcs.  ein  Steuerbetrag  von  8.5  Mill.  Frcs. 
oder  ein  Zuschlag  von  62.5%  zuni  Grundsteucrprincipal  dieses  Besitzes  hervor  (siehe 
Vignes,  I,  76  Note,  auch  Kaufmann,  S.  252).  Nach  dem  Kriege  wurde  der 
Zuschlag  mit  Rücksicht  auf  die  mittlerweile  erfolgte  allgemeine  Ertragssteigerung  auf 
70%  erhöht  (Gesetz  vom  80.  März  1872,  Art.  5),  im  Widerspruch  mit  der  Ablehnung 
der  allgemeinen  Erhöhung  der  Grundsteuer  und  mit  characteristischer  Hinwegsetzung 
über  die  doch  auch  bei  diesem  Besitze  der  todten  Hand  aus  der  ungleichartigen  Ver- 
anlagung der  Grundsteuer  folgenden  Bedenken  gegen  eine  gleichmässige  Erhöhung. 
Dagegen  war  cs  allerdings  folgerichtig,  weil  dem  Character  der  Ersatzsteuer  für  die 
Immobiliarmutationsabgaben  entsprechend,  die  Steuer  denselben  „Kriegszuschlägen“  wie 
diese  letzteren  Abgaben  zu  unterziehen  (dass.  Gesetz,  auch  Gesetz  vom  80.  December  1873, 
seitdem  25 %V  Die  Steuer  beträgt  daher  87.5%  des  Grundsteuerprincipals.  Natürlich 
aber,  dass  die  aus  der  Ungloichmässigkeit  der  Grundsteuer  hervorgeheuden  Bedenken 
gegen  diesen  Modus  der  Besteuerung  durch  diese  Zuschläge  noch  verstärkt  werden. 

Steuersubj ecte  sind  die  im  Gesetz  speciell  genannten: 
Departements,  Gemeinden,  Hospitäler,  Seminare,  Kirchen  (fabriques), 
religiöse  Congregationcn,  Consistorien,  Wohlthätigkeitsanstalten  und 
,,-Burcaux“  (technischer  Name),  anonyme  Gesellschaften  (Actien-), 
öffentliche  gesetzlich  autorisirte  Anstalten.  Steuerobjecte  sind 
die  diesen  Subjecten  „gehörenden“,  der  Grundsteuer  unterworfenen 
Immobilien. 

Gesotz  von  1849,  Art.  1.  Die  nicht  unzweideutige  Wortfassung  hat  zu  Zweifeln 
und  zu  casuistischen  Entscheidungen  der  Judicatur,  des  Staatsraths  Anlass  gegeben, 
wodurch  der  subjcctive  und  objective  Umfang  der  Steuer,  daher  auch  die  Be- 
freiungen in  der  Verwaltungspraxis  sich  iu  einigen  Punctcn  eigcnthümlich  und 
wenn  nicht  gegen  die  ursprüngliche  Absicht  des  Gesetzgebers,  so  doch  bisweilen  wohl 
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gegen  die  rationelle  und  folgerichtige  steuerpolitische  Ausbildung  einer  solchen 
„Steuer  der  todten  Hand“  gestaltet  haben.  So  u.  a.  in  Folge  des  Ausdrucks,  dass 
die  steuerpflichtigen  Immobilien  den  Steuerobjecten  „gehören“  müssen  („apparte- 
naut“  aux  . . .) , was  zur  Steuerfreiheit  der  Grundstücke  der  Eisenbahn-,  Canal- 
gesellschaften geführt  hat;  dass  nur  „etablissements  puhlics  16galemem  autorisös“ 
Steuersubjecte  sind,  ebenfalls  mit  eigentümlichen  practischen  Consequenzen.  u.  a.  F. 
m.  (s.  Block,  dict.  u.  suppl.  a.  a.  0.,  auch  Vignes).  Die  im  Gesetz  vom  14.  Decbr. 
1S75  ausdrücklich  gewährte  Steuerfreiheit  für  anonyme  Gesellschaften,  welche  sich 
ausschliesslich  dem  An-  und  Verkauf  von  Immobilien  widmen,  ist  dagegen  folgerichtig, 
da  hier  ja  die  Voraussetzung  der  Ersatzsteuer  fehlt,  vielmehr  die  durch  diese  zu  er- 
setzenden Besitzwechselabgaben  selbst  eintreten. 

Eine  richtige  Oonsequenz  des  dem  Gesetz  von  1849  zu  Grunde  liegenden 
Gedankens  würde  es  dagegen  sein,  auch  das  in  Werthpapieren  u.  dgl.  bestehende 
bewegliche  Vermögen  der  genannten  Steuersubjecte,  welches  doch  auch  seltener  als 
unter  physischen  Personen  im  Besitz  wechseln  wird,  einer  besonderen  Ersatzabgabe 
für  diejenigen  zum  Stempel-  und  Registerabgabewesen  gehörenden  Besitzwechsel- 
steuern zu  unterwerfen,  welche  den  Verkehr  in  Werthpapieren  treffen.  Befreiungen 
für  Banken  u.  dgl.,  nach  Analogie  des  genannten  Gesetzes  von  1875.  wären  dabei 
freilich,  wenigstens  in  gewissem  Umfang,  zu  gewähren. 

Für  gewisse  ähnliche  Fälle  hat  die  neueste  französische  Gesetzgebung  auch 
einen  wenigstens  verwandten  Gedanken  verwirklicht:  durch  das  Finanzgesetz  vom 
28.  December  1880,  Art.  4,  ist  für  alle  Gesellschaften  und  Associationen  des  Civil- 
rcchts,  welche  den  Zutritt  neuer  Mitglieder  gestatten,  bestimmt,  dass  hier  Vermögens- 
zuwächse, welche  auf  Grund  von  Anfallclauseln  von  Seiten  ausscheidender  Mitglieder 
zu  Gunsten  der  verbleibenden  eintreten.  der  Besitzwechselabgabe  von  Todes- 
wegen unterliegen,  wenn  der  Zuwachs  sich  bei  Todesfällen  zuträgt  und  der 
Schenkungssteuer  in  allen  anderen  Fällen,  ohne  Rücksicht  auf  etwaige  frühere 
Oessionen  unter  Lebenden.  Diese  vornehmlich  auf  religiöse  Congregationen 
abzielende  Bestimmung  wird  durch  Finanzgesetz  vom  29.  December  1884  sogar  aus- 
drücklich gerade  für  diese  wirksam  gemacht.  Eine  solche  specielle  Tendenz 
der  Besteuerung  hat  aber  doch  ihre  Bedenken.  (S.  auch  unten  unter  §.  208). 

Der  Ertrag  der  Steuer  hat  anfangs  die  erstrebte  Summe  von  5.3  Mill.  Frcs. 
nicht  ganz  erreicht,  noch  1868  war  er  nur  3.60,  1870  3.72,  1871  (ohne  Elsass-Loth- 
ringen)  3.56.  1873  und  74  nach  der  Erhöhung  4.67,  bez.  4.92,  1877  5.14,  1884  5.93, 
1887  (Anschi.)  6.41  Mill.  Frcs.  1877  unterlagen  der  Steuer  (Bull.  I,  214)  4,897.000  ha 
Wald,  2,612,000  ha  uncultivirtes  Land,  Weiden  und  dgl.,  nur  524.000  ha  landwirt- 
schaftliches und  dgl.  Culturland,  15,667  ha  industrielle  Grundstücke,  6104  ha  „bebaute“ 
Grundstücke.  91.9%  dieser  sämmtlichen  Grundstücke  gehörten  Gemeinden,  die  vor- 
nehmlich den  Wald  und  die  uncultivirten  Grundstücke  besassen,  von  geringem  Ertrag, 
weshalb  sic  auch  nur  mit  56.2  % an  der  Steuerlast  betheiligt  sind.  Den  grössten 
Besitz  hatten  sodann  die  Hospitäler,  3.79%  des  Landes,  schon  von  höherem  Werth 
(meist  Landgut)  mit  13.85%  der  Steuer:  darauf  die  anonymen  Gesellschaften  (bes. 
mit  industriellen  Grundstücken)  mit  2.02%  des  Landes  und  17.28%  der  Steuer:  die 
burcaux  de  bienfaisancc  mit  bezw.  0.62  und  2.43,  die  religiösen  Congregationen  mit 
bezw.  0.88  und  1.79%,  also  auch  mit  werthvollcrem  Besitz  u.  s.  w.  Die  letztere 
Kategorie  bezieht  sich  dabei  nur  auf  die  „antorisirten“  Congregationen;  die  von  der 
Taxe  der  todten  Hand  freien  „nicht  antorisirten“  haben  ausserdem  noch  einen  nicht 
unerheblichen  Immobiliarbesitz.  Und  derjenige  beider  Arten  ist  in  starker  Zunahme 
begriffen  (vgl.  die  Statistik  im  Bull.  VIII,  249).  Ob  das  so  gefährlich  ist  und  ob  es 
durch  Umgestaltung  der  Steuer  zu  beschränken  gesucht  werden  sollte,  wie  v.  Kauf- 
mann S.  253  andeutet,  bleibe  dahin  gestellt.  Noch  weiter  als  durch  die  genannten 
schon  nicht  unbedenklichen  Gesetze  von  1880  und  1884  zu  gehen,  möchte  kaum 
räthlich  sein.  Die  Zunahme  des  Besitzes  in  solchen  Händen  ist  doch  ungleich 
weniger  bedenklich,  als  der  Ucbergang  von  Boden  an  städtische  Capitalisten , Börsen- 
männer und  selbst  an  alte  Grundaristokratie,  da  der  Besitz  der  Congregationen  direct 
und  indirect  im  Wesentlichen  gemeinnützigen  und  verwandten  Zwecken  dient. 
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I).  Die  Bergwerksabgaben  (rcilcvanres  des  mines). 

Gesetzgebung.  Kinfulming  der  Steuer  durch  das  allgemeine  Bergwerks- 
geset/.  vom  21.  April  1810,  Art.  38  ff.,  dazu  Decret  Ober  die  Durchführung  der  Steuer 
• vom  11.  Mai  1811,  später  inodificirt.  aber  in  der  Hauptsache  geltend.  Neuere  Decrete 
vom  30.  Juni  1800,  27.  Juni  lSOt».  bes.  11.  Februar  1874.  Gesetz  vom  17.  Juni  1840, 
Art.  4 (Wegfall  der  Proportionalabgabe  an  den  Staat  für  Salzwerke  und  Salinen). 
S.  besonders  die  eingehende  Darstellung  der  Gesetzgebung  in  Pcrroux-Joppen, 
No.  OOS — 725.  kurzer  im  Art.  mincs  in  Blocks  dict.  Art.  mines,  No.  44 — 48. 

Literatur.  Block,  a.  a.  Ü.  und  suppl.  geiler.,  p.  283  (Gesetz  vom  27.  Juli 
18S0),  auch  für  die  ganze  Bergwerksgesetzgebung,  die  bei  dieser  Steuer  immer  von 
Wichtigkeit  ist;  Bibliogr.  dict..  S.  1298.  Vigucs,  I.  74  If.,  v.  Hock,  S.  158, 
v.  Kaufmann.  S.  255,  Arndt  in  Conrad’s  Jahrb.,  B.  30,  S.  031.  Statistik  im 
Bull.  XV,  533  ff. 

Geber  Bergwerksbesteuerung  überhaupt  s.  meine  Abh.  directe  Steuern 
im  Schönbergschen  Handbuch  der  politischen  Oekonomie,  2.  Auf!.,  III,  285  und 
Arndt,  a.  a.  0.,  S.  174,  030. 

§.  207.  Bergwerke  unterliegen  in  Frankreich,  wie  alles  Grund- 
eigenthum, zunächst  der  Grundsteuer  und  zwar  für  die  in  An- 
spruch genommene  Oberfläche  nach  dem  Steuersätze  der  angrenzenden 
Grundstücke  (S.  450).  Dagegen  sind  die  Bergwerksconcessionäre 
als  solche,  nämlich  soweit  sie  nur  ihre  Producte  fördern  lind 
verkaufen  — also  nicht  für  etwaige  Verarbeitung,  Verhüttung  etc. — 
patentsteuerfrei,  so  früher  und  noch  nach  der  neuesten  Gesetz- 
gebung (Gesetz  von  1880  Art.  17).  Es  war  daher  folgerichtig, 
nicht  auf  Grund  der  rechtlichen  Natur  des  Bergwerksbesitzes, 
sondern  nach  der  ökonomischen  Bedeutung  desselben,  die  Berg- 
werke — allerdings  streng  genommen  nur  die  concessionirten, 
weil  allein  gesetzlich  patentsteuerfreien  — einer  der  Patentsteuer 
einigermaassen  analogen  directen  Ertragssteuer,  einer  Art 
„Specialgewerbesteuer“  zu  unterziehen,  der  dann  aber  auch  die 
ohne  oder  ohne  ordnungsmässige  Concession  betriebenen  Berg- 
werke unterstellt  worden  sind.  Eine  derartige  Steuer  wurde  durch 
das  Gesetz  vom  21.  April  1810  mit  eingeftlhrt  und  durch  das 
Decret  vom  11.  Mai  1811  geregelt.  Diese  Steuer  enthält,  wie  die 
Patentsteuer,  „feste“  Sätze  und  »proportionale“  Sätze.  Jene 
richten  sich  nach  dem  Umfang  des  concessionirten  Grubenleides, 
bezw.  bei  Bergwerken,  welche  ohne  Concession  betrieben  werden, 
nach  der  Ausdehnung  des  Betriebes  und  betragen  10  Frcs.  für  das 
Quadratkilometer  des  F eldes.  Die  proportionalen  Sätze  richten 
sich  nach  dem  festgestcllten  Reinertrag  eines  Bergwerks,  sollen 
im  Maximum  des  Principals  5°/o  des  Reinertrags  nicht  überschreiten, 
der  spccielle  Steuersatz  soll  durch  das  jedesmalige  Finanzgesetz 
festgestellt  werden,  er  beträgt  regelmässig  unverändert  Jahr  aus 
Jahr  ein  5°/0.  Im  Unterschied  von  der  Patentsteuer  wird  hier 
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also  der  Reinertrag  selbst  die  Basis  der  Proportionalabgabe  und 
wird  nicht  nur  aus  „äusseren  Merkmalen“  auf  diesen  geschlossen. 

Zur  Ermittelung  des  Reinertrags  bestellt  eine  allerdings  nicht  unbedingte  Ver- 
pflichtung der  ßergwerksbetTciber , erforderliche  Angaben  zu  machen,  in  deren 
Ermangelung  von  Amtswegen  eine  Abschätzung  durch  eine  zu  diesem  Zweck  aus  dem 
Präfecten,  zwei  von  diesem  ernannten  Mitgliedern  des  Gencralraths,  dem  Steuerdirector, 
dem  Bergwerksingenieur  und  zwei  hervorragendsten  Bergwerksbesitzern  zusammen- 
gesetzte Commission  erfolgt.  Diese  Commission  prüft  auch  die  eingereichten  An- 
gaben der  Besitzer  oder  Betreiber  und  stellt  den  steuerpflichtigen  Reinertrag  fest. 
Sie  hat  Recht  und  Pflicht,  Uber  die  den  Reinertrag  bedingenden  und  bestimmenden 
Productions-  und  Absatzverhältnisse  die  erforderlichen  Nachforschungen  anzustellen. 
Genaue  Normen  Uber  die  Berechnung  des  Reinertrags  aus  dem  Rohertrag  und  den 
Productionskosten , unter  näherer  Angabe,  was  als  letztere  abgezogen  werden  darf. 
Circ.  v.  1860,  Perroux-Joppen,  No.  668,  Note,  auch  Dccret  v.  11.  Februar  1874 
über  den  „Reinertrag“.  Seit  1877  werden  für  die  Berechnung  die  geförderten, 
nicht  mehr  wie  bis  dahin  die  verkauften  Mengen  zu  Grunde  gelegt.  Jedes  ein- 
zelne Bergwerk  wird  als  selbständiges  Steuerobject  behandelt,  auch  wenn  Ein  Besitzer 
mehrere  hat,  daher  erfolgt  auch  keine  Compensatio»  der  Reinerträge  und  Verluste  für 
mehrere  Bergwerke  desselben  Besitzers,  ebenso  nicht  für  mehrere  Jahre.  In  jeder 
Beziehung  also  hier  ein  „Eindringen“  in  die  persönlichen  und  ökonomischen  Ver- 
hältnisse, was  die  französische  Gesetzgebung  sonst,  so  bei  der  Patentsteuer,  so  ausser- 
ordentlich und  so  bedenklich  übertreibend  scheut.  (S.  besonders  Decret  von  1811, 
Art.  16  ff.,  bei  Perroux-Joppen,  No.  6*1  ti.).  Bloss  die  rechtliche  und  ökonomisch- 
technische  Natur  des  Bergbaus  rechtfertigt  doch  ein  so  völlig  abweichendes  Ver- 
halten der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  kaum.  Ja,  gerade  bei  Bergwerken  und 
wesentlich  nur  bei  diesen  den  wirklichen  Reinertrag  der  Steuer  zu  Grunde  zu  legen, 
welcher  bei  Bergwerken  doch  stets  nur  unsicher  zu  berechnen  ist  — da  Alles  von 
der  unlösbaren  Frage  abhängt,  wie  lange  ein  bestimmtes  Bergwerk  dauern  wird,  wie 
weit  der  „Reinertrag“  daher  wirklicher  Reinertrag  oder  Amortisation  ist  — , muss 
sogar  noch  Bedenken  gegen  diese  Anomalie  im  französischen  Steuerrecht  erregen. 
Andere  Gesetzgebungen  haben  dieser  Bedenken  wegen  auf  R eincrtragsbestcucrung 
der  Bergwerke  verzichtet. 

Befreit  von  der  Proportionalabgabe  sind  Salzwerke  u.  s.  w.  (inines  de  sei, 
sources  et  puits  d'eau  salec),  die  feste  Abgabe  zahlen  sie  (Gesetz  vom  17.  Juni  1840, 
Art.  4,  2). 

Ausser  der  unmittelbaren  Feststellung  der  Steuer  nach  dem  Reinertrag  sind 
Abonnements  für  die  Proportionalabgabe  zwischen  dem  Fiscus  und  den  Bcrgwerks- 
betreibern,  regelmässig  auf  Grund  fünfjähriger  Durchschnitte  des  Reinertrags,  statthaft 
(Decret  von  1811,  Art.  31  ft'.,  Decret  von  1860,  1866,  1871). 

Auch  bei  dieser  Steuer  besteht  ein  „Ausfallfonds“,  welcher  mit  einem  Zu- 
schlag von  10%  zum  Principale  dotirt  wird  und  aus  dem  Entlastungen,  Befreiungen, 
Minderungen  zu  Gunsten  der  mit  Verlust  arbeitenden  Bergwerke,  der  von  besonderen 
Unfällen  betroll'encn  erfolgen,  sowie  gewisse  Kosten  der  Steuerveranlagung  und  Er- 
hebung bestritten  werden  (Näheres  schon  im  Dccret  von  1811).  Anfangs  sollte  über- 
haupt der  Ertrag  der  Steuer  nicht  in  die  Staatscassc  zu  allgemeinen  Staatsausgaben 
flicssen,  sondern  einen  Spccialfonds  für  Zwecke  der  Bergwerksverwaltung  bilden,  was 
aher  schon  seit  1815  aufgehört  hat. 

Der  Ertrag  der  Bergwerksabgaben  (incl.  Zuschlag  für  Ausfallfonds,  auch  mit- 
unter gewisse  Gebühren)  war  1826  222,000  Frcs.,  stieg  erst  etwas  mehr  seit  den 
1840er  Jahren  (Max.  für  IMS  nach  der  Veranlagung  auf  Grund  des  Ertrags  in  1847 
707,000),  1861)  1,461,000,  1871  (ohne  Eisass)  1,126.000,  1874  (Max.,  Speculationsjahr) 
3,309,000  Frcs.,  1883  2.793.000  Frcs.,  1885  und  1880  (Anschlag)  2.b0  Mill.  Frcs. 
(Bull.  XV,  538,  Faure,  p.  82). 

c.  Die  Steuer  vom  Ertrag  (Einkommen)  aus  beweglichen  Werthcn  oder  die  Ertrags- 

Steuer  von  Werthpapierc.il.  (Taxe  sur  Ie  revenu  des  valeurs  mobileres). 

Gesetzgebung.  Einführung  durch  das  Grundlage  gebliebene  Gesetz  vom 
29.  Juni  1872,  Decret  mit  Ausführungsreglement  vom  6.  December  1872.  Ausdehnung 
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der  Steuer  auf  Loose  und  Rückzahlungspräuiien  durch  Gesetz  vom  21.  Juni  1873, 
Reglement  dazu  vom  15.  Decemher  1875.  Gewisse  Beschränkungen  in  Bezug  auf 
Steuerobjecte  durch  Gesetz  vom  1.  December  1875;  umgekehrt  bezügliche  Ausdehnungen 
durch  Gesetz  vom  28.  December  1SS0.  Art.  3,  und  29.  December  1884.  Art.  9. 
(Besteuerung  der  Einkünfte  religiöser  Congregationen).  Block,  dict.  Art.  valeurs 
mobilieres,  No.  13—17,  p.  1789,  suppl.  g«iner.,  p.  434,  suppl.  annuel  1885,  p.  18, 
Bull.  VIII,  399,  XVI,  017,  XXII,  234.  Dejean  code,  p.  207  ff. . 278  ff.  (Gesetz 
und  Decret  von  1872). 

Literatur  s.  Block  gen  Artikel.  Vignes,  I,  405 — 411.  Kaufmann,  S.  290 
(nur  Erwähnung').  Statistik  jährlich  in  derjenigen  der  Enrcgistrementsverwaltung. 
Für  1S72 — 86  Bull.  XXII.  234  (Erträge  und  belegte  Werthe  nach  Hauptarten,  auch 
graph.  Darstellung).  Ueber  die  Projccte  einer  umfassenderen  Einkommensteuer  nach 
dem  Kriege  von  1871,  woraus  dann  die  hierzu  besprechende  Steuer  allein  verwirklicht 
worden  ist,  Yves  Guyot,  imp.  sur  le  revenu  (Par.  18S6),  ch.  IV. 

§.  208.  Charactcr,  Umfang.  Diese  Steuer  ist  die  einzige, 
welche  die  Franzosen  zur  nothwendigen  Ergänzung  ihres  directen 
Ertragssteuersystems  nach  dem  letzten  Kriege  eingeführt  haben, 
zugleich  die  einzige,  womit  man  ein  wenig  in  die  Bahnen  der 
directen  Einkommenbesteuerung  eingeleukt  hat.  So,  wie  sie  aus 
umfassenderen  Plänen  zur  Besteuerung  von  Erträgen  oder  Ein- 
künften aus  beweglichem  Vermögen  oder  „Kapital“  allein  übrig 
geblieben  ist,  stellt  sie  eine  partielle  Kapitalrente  ns  teuer 
dar,  welche  sich  ziemlich  willkührlich  auf  die  Zinsen,  Renten, 
Dividenden  u.  s.  w.  von  gewissen  im  Gesetz  genannten  Capital- 
anlagen,  namentlich  gewisser  Werthpapiere,  beschränkt. 
Wichtige  analoge  Zinserträge,  besonders  aus  (in-  und  aus- 
ländischen) Staatsfonds,  dann  aus  hypothekarischen 
Darlehen  u.  a.  m.  sind  dieser  Steuer  nicht  unterworfen.  Ein 
gleichzeitiges  Gesetz  (28.  Juni  1872)  über  die  Besteuerung  der 
Zinsen  aus  letzteren  mit  2 °/0  war  noch  vor  seiner  Ausführung  am 
20.  December  1872  aus  Rücksicht  auf  Grundcredit  und  Immobiliar- 
besitz wieder  aufgehoben  worden.  Dem  Umfang  oder  den  Steuer- 
objecten nach  ist  diese  Steuer,  als  Kapitalrentensteuer,  daher 
viel  zu  eng  bemessen  und  damit  eben  kein  genügendes  Glied 
des  Ertragssteuersystems  geworden.  Die  Ausdehnung  des 
ursprünglichen  Umfangs  durch  das  Gesetz  vom  21.  Juni  1875  ist 
zwar  richtig  gewesen,  diejenige  durch  die  Gesetze  von  1880  und 
1884  aber  nicht  ohne  Bedenken. 

Der  Umfang  der  Steuer  ist  der  folgende : 

Nach  dem  Gesetz  von  1872  sind  Steuerobject:  die  Zinsen,  Dividenden,  Ein- 
künfte und  andere  Erträge  von  Actien  jeder  Art,  von  irgendwelchen  (in-  und  aus- 
ländischen) Gesellschaften,  Compagnien,  Unternehmungen,  finanziellen,  industriellen, 
commerciellcn  oder  des  Civilrechts;  die  jährlichen  Renten  und  Zinsen  von  Anleihen 
und  Obligationen  von  (in-  und  ausländischen)  Provinzen,  Departements,  Ge- 
meinden, Corporationen , öffentlichen  Anstalten,  Gesellschaften,  Compagnien,  Unter- 
nehmungen u.  s.  w.;  endlich  die  Zinsen,  Erträge,  Beneheien  von  In  teressenantheilen 
und  Commanditkapitalien  iu  Gesellschaften,  Unternehmungen  u.  dgl..  deren  Kapital 
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nicht  in  Actien  oingethcilt  ist  (Gesetz  von  1872,  Art.  1,  4).  Die  mehrfach  angeregte 
Ausdehnung  der  Steuer  auf  französische  Staatsfonds  ist  aus  principicllen  Be- 
denken über  die  rechtliche  Zulässigkeit  einer  solchen  Besteuerung  und  aus  Rück- 
sichten auf  den  Staatscredit  und  auf  wünschenswerth  erscheinende  Begünstigung  der 
Kapitalanlagen  in  der  einheimischen  Staatsrente  unterblieben,  Rücksichten,  welche  bei 
dem  Creditbedürfniss  des  Staats  um  1872  und  bei  näherer  Aussicht  auf  die  Möglich- 
keit von  Zinshcrabsetzungen  der  steuerfreien  Rente  allerdings  zu  nehmen  waren.  Die 
Einbeziehung  ausländischer  Staatsfonds  wurde  noch  unmittelbar  bei  der  letzten 
Berathung  des  Gesetzes  von  1872  beantragt,  aber  doch  aus  Opportunitätsrücksichten, 
u.  A.  damals  wold  auch  aus  Rücksicht  auf  die  Betheiligung  fremden  Kapitals  an 
französischen  Staatsanleihen  unterlassen , wo  man  dann  auch  Seitens  fremder  Staaten 
eine  Besteuerung  der  letzteren  unter  Umständen  hätte  erwarten  können  (Italien).  Auch 
hätte  die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer  in  der  angenommenen  Form  auf 
fremde  Staatspapiere  sich  weniger  leicht  anwenden  lassen,  da  man  sich  woltl  scheute, 
fremden  Staatsregierungen  gegenüber  die  Cautelen  zu  verlangen,  welche  das 
Gesetz  sonst  für  die  Zulassung  eines  Papiers  zur  französischen  Börsen notiruog  stellt  (s.  u.). 

Durch  das  Gesetz  vom  21.  Juni  1875  sind  dann  folgerichtig  auch  Loose  (nach 
dem  ganzen  Betrage)  und  die  aus  der  Differenz  zwischen  dem  Emissionscurs  und  dem 
Kückzahlungsbetrago  von  Anleihen  sich  ergebenden,  im  Grunde  Zinsen  vertretenden 
Prämien  der  Steuer  von  1872  unterworfen  worden,  mit  einigen  besonderen  Bestim- 
mungen über  die  Durchführung,  wie  sie  die  eigentümlichen  Amortisationspläne  bei 
solchen  Anleihen  bedingen  (Reglement  vom  15.  December  1875). 

Nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  von  1872  waren  die  Actien  und  Interessenton- 
antlieile  von  Gesellschaften  jeder  Art  Steuerobject,  daher  auch  selbst  von  gewöhn- 
lichen offenen  Handelsgesellschaften  oder  Collectivgesellschaften  (societes  en  nom  eol- 
lectif).  Das  wurde  als  zu  weitgehend  durch  Gesetz  vom  1.  December  1875  beschränkt, 
indem  letztere.  Gesellschaften,  dann  Arbeiter- Cooperativgcnossenschaften  für  ganz  frei 
und  bei  einfachen  Gommanditgescllschafton  nur  die  an  die  Gommanditisten  für  die 
eingelegten  Commanditkapitalien  gezahlten  Erträge  für  steuerpflichtig  erklärt  wurden. 
Auch  liier  ergiebt  sich  dann  aber  immer  die  ungleichmässige  Behandlung  ganz  ähn- 
licher Kapitalanlagen  durch  die  dem  Umfang  nach  zu  enge  französische  Kapitalrcnteu- 
steuer.  Die  Zinserträge  von  gewöhnlichen  Darlehen  bleiben  eben  frei. 

Die  Ausdehnung  der  Steuer  durch  die  Gesetze  von  1880  und  1884  auf  eigen- 
fhumlich  liegende  andere  Fälle  von  Gesellschaften  und  Associationen  ist  zwar  in  einer 
Hinsicht  auch  folgerichtig,  in  anderer  doch  nicht  ohne  principicllc  Bedenken,  zumal 
liier  durch  die  Besteuerung  z.  Th.  nicht  bloss  finanzielle,  sondern  andere,  namentlich 
den  religiösen  Genossenschaften  n.  dgl.  gegenüber  kirchenpolitische  Sonder- 
zwecke verfolgt  werden.  Nach  dem  Gesetz  vom  28.  December  1880,  Art.  3 sollen 
nämlich  der  Steuer  des  Gesetzes  von  1872  auch  die  jährlichen  Erträge  und  Boneficien 
solcher  Gesellschaften  und  anerkannter  und  nicht  anerkannter  Associationen  unterliegen, 
bei  welchen  die  Erträge  nicht  ganz  oder  nur  theilweisc  unter  ihre  Mitglieder  ver- 
theilt  werden  müssen.  Soweit  dabei  die  Höhe  dieser  Erträge  nicht  nach  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  von  1872  zur  Veranlagung  der  Steuer  bemessen  werden 
kann  und  keine  entsprechenden  zuverlässigen  Angaben  der  Gesellschaftsvertreter  vor- 
liegcn,  soll  als  Ertrag  der  Satz  von  5%  des  detaillirt  abzuschätzenden  Werths  der  das 
Gcsollschaftskapital  bildenden  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögcnsbcstandtheile 
angesetzt  werden.  (Ucbcr  den  mit  Art.  3 des  genannten  Gesetzes  zusammenhängenden 
Art.  4 s.  o.  §.  200,  S.  4‘Jl).  Das  Gesetz  vom  20.  December  1884,  Art.  0 wendet 
dann  die  genannten  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1880  und  damit  die  Steuer  des 
Gesetzes  von  1872  spcciell  auf  alle  ,. religiösen  Cobgregatione»,  Verbindungen  (comtnu- 
nautes)  und  Associationen,  autorisirtc  wie  nicht  autorisirte“.  au  und  bestimmt  für  diese, 
wie  für  alle  anderen,  im  Gesetz  von  1880  bezeichneten  Gesellschaften  oder  Associationen, 
die  ihre  Erträge  nicht  ganz  oder  theilweise  unter  ihre  Mitglieder  vertheilen,  dass 
allgemein  als  steuerpflichtiges  Einkommen  der  Satz  von  5%  des  Bruttowerths  der 
besessenen  oder  occupirten  beweglichen  und  unbeweglichen  Güter  der  betretenden 
Gesellschaften  angenommen  werden  soll,  wenn  nicht  ein  noch  höheres  Einkommen 
constatirt  ist.  Dctaillirte  Declarationen  des  Vermögens  bilden  die  Basis  der  Ver- 
anlagung. Wie  man  auch  über  den  speciellen  Zweck  dieser  vornehmlich  auf  die 
religiösen  Congregationcn  abzielcndeu  Besteuerung  denke  und  wenn  man  auch  an- 
nimmt, dass  unter  den  so  besteuerten  Einkünften  manche  Zinserträge  sind,  welche 
A.  Wagner,  Finanzwissenseiluft.  III.  32 
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durch  die  Steuer  von  1S72  sonst  nicht  getroffen  würden  und  eigentlich  dadurch  ge- 
troffen werden  sollten,  zwei  erhebliche  rein  steuerpolitische  Bedenken  bleiben 
doch  bestehen.  Einmal  trifft  die  also  ausgedehnte  Steuer  eben  nun  Zinsen,  welche 
bei  anderen  Beziehern  rechtlich  und  luetisch  frei . bleiben : ein  Vcrstoss  gegen 
die  Gleichmässigkeit  einer  Kapitalrentensteuer,  und  zweitens  nimmt  die  Steuer 
zum  Theil  so  einen  ganz  anderen  Charactcr  als  den  gerade  einer  Kapita Iren tensteuer 
an:  sic  wird  hier  wirklich  eine  rohe  tiesammtcinkommcnstcuer  in  Form  einer 
Vermögenssteuer,  wodurch  natürlich  die  „Gleichheit  vor  dem  Gesetz“  anderen  Per- 
sonen gegenüber  verletzt  wird. 

§.  209.  Für  die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer 
ist  ein  steuertechnisch  zweckmässiges  Verfahren  angenommen 
worden.  Durch  dasselbe  erleichtert  und  sichert  man  für  die 
practisch  wohl  wichtigsten  Fälle  die  Durchführung  der  Kapital- 
rentensteuer wesentlich,  aber  freilich  trifft  man  andere,  jedenfalls 
indessen  weniger  zahlreiche  und  wichtige  Fälle,  welche  unter  die 
Steuer  gehören  würden , eben  wegen  des  gewählten  Verfahrens 
nicht. 

Das  Verfahren  besteht  darin,  dass  man  zu  Steuersubjecten 
nicht  die  Zins-  und  Dividendenempfänger  u.  s.  w.,  die  Gläubiger 
gemacht  hat,  welche  man  doch  eigentlich  besteuern  will,  sondern 
die  die  Zahlung  der  Zinsen  u.  s.  w.  Leistenden,  die  Schuldner, 
die  Gesellschaften  selbst.  Diesen  letzteren  sind  daher  be- 
treffende Verpflichtungen  der  Declaration,  Gestattung  der 
Controle  durch  die  Steuerbehörde,  dann  der  d i recte n Steuer- 
zahlung auferlegt,  mit  dem  Rechte,  sich  an  den  Empfangsberechtigten 
(also  namentlich  den  Gläubigern)  durch  entsprechenden  Abzug 
der  Steuer  bei  der  Zinszahlung  u.  s.  w.  schadlos  zu  halten.  So 
nimmt  die  Steuer  den  Character  einer  Dividenden  Verkürzung 
gegenüber  Actionären  und  ähnlichen  Personen  und  einer  als  Zins- 
reduction  erscheinenden  Co upon s te u e r gegenüber  Obligationären 
n.  s.  w.  an,  soweit  nicht  letzteren  Falls  der  Schuldner,  die  Ge- 
sellschaft, die  Corporation  etwa  die  Steuer  cndgiltig  auf  sich  über- 
nimmt, was  nicht  unzulässig  ist.  Natürlich,  dass  aber  so  sich  der 
Character  der  Steuer  theilweise  verändert.  Trotzdem  bleibt  dieser 
Modus  der  Veranlagung  und  Erhebung  fiscalisch,  steuertechnisch 
betrachtet,  überwiegend  vortheilhaft.  Denn  er  verbürgt  eine  möglichst 
sichere  Einsteuerung  der  Steuerobjecte,  auch  des  Haupttheils  der 
in  ausländische  n Effecten  bestehenden , eine  wohlfeile  Ver- 
anlagung und  Erhebung,  auch  weil  man  es  mit  weniger  und  mit 
den  zahlungsfähigsten  Steuersubjecten  zu  thun  hat.  Misslich  bleibt 
nur,  dass  die  Kapitalanlagen  in  solchen  ausländischen  Effecten, 
welche  nicht,  in  Frankreich  notirt  werden , sich  der  Steuer  ent- 
ziehen, was  aber  gerade  unter  französischen  Verhältnissen  practisch 
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Dicht  so  sehr  ins  Gewicht  fallen  mag.  In  allen  diesen  Puncten 
zeigt  die  Veranlagung  dieser  Steuern  viel  weniger  Scheu  vor 
scharfen  Anforderungen  an  die  Steuersubjecte  in  Betreff  der  An- 
gaben und  Controlen,  vor  „Eindringen  in  die  persönlichen  und 
ökonomischen  Verhältnisse“,  als  bei  den  älteren  grossen  directen 
Steuern. 

Für  die  französischen  Zahlung- Leistenden  und  Steuerpflichtigen  lässt  sich 
die  Zahlungsphicht  unschwer  durchführen.  In  Betreff  fremder  Effecten  bestellt  die 
Vorschrift,  dass  sie  in  Frankreich  nur  notirt,  uegociirt,  zum  Verkauf  gebracht  und 
emittirt  werden  dürfen , wenn  sich  die  Zahlungspflichtigen , bez.  deren  gesetzlich  zu 
bestellende  verantwortliche  Vertreter  in  Frankreich  der  Zahlung  der  Steuer  (ebenso 
wie  derjenigen  der  Stempclabgabcn  und  Transmissionssteuer)  unterziehen  (Gesetz  von 
1872,  Art.  4,  Decret  von  1872,  Art.  3 und  4).  Eben  diese  Vorschriften  mochte  man 
wohl  nicht  auf  fremde  Staaten  anwenden  und  Hess  mit  deshalb  die  Fonds  derselben 
steuerfrei  (s.  o.).  Effecten  von  fremden  Gesellschaften  und  Unternehmungen,  welche 
nicht  in  Frankreich  notirt  werden,  unterliegen  der  Steuer  in  dem  Falle,  dass  die  be- 
treffenden Gesellschaften  u.  s.  w.  in  Frankreich  liegendes  bewegliches  oder  unbeweg- 
liches Vermögen  besitzen,  im  Verhältniss  der  daraus  sich  ergebenden  Einkünfte 
(Decret  von  1872  eb.,  s.  u.  die  statistischen  Daten).  Alle  übrigen  fremden  Effecten, 
die  eigentlich  nach  dem  Sinn  und  wohl  selbst  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  steuer- 
pflichtig wären,  bleiben  bei  diesem  Verfahren  also  frei.  Die  Steuer  ist  in  vier  Qnartal- 
terminen  zu  zahlen,  bei  Actien  und  anderen  wechselnden  Erträgen  auch  und  zwar 
zu  4/r»  des  letztjährigen  Steuerbetrags,  mit  definitiver  Abrechnung  über  die  Steuer 
nach  Beendigung  des  Jabres-ßechnungsabschlusscs  der  Gesellschaften  (Decret  von  1872, 
Art.  1,  2). 

Strafen  von  100 — 5000  Frcs.  (nach  Art.  10  des  Gesetzes  vom  23.  Juni  1857)  und 
eventuell  weitere  nach  Art.  30  des  Gesetzes  vom  22.  Germ.  VII.  treten  bei  Vergehen 
der  Steuersubjecte,  auch  in  Betreff  von  Unterlassungen  von  oder  Mängeln  in  den 
Declarationen  ein  (Gesetz  von  1872,  Art.  5). 

Die  Steuer  ist  im  Uebrigen  eine  Quotitätssteuer  zu  dem 
festen  Steuersätze  von  3 % jährlich.  Mit  diesem  Satze,  dessen 
Stellung  auf  5 % angeregt  worden  war,  bleibt  die  Steuer  unzweifel- 
haft hinter  dem  Satze,  welchen  selbst  gegenwärtig  noch  die  fran- 
zösische Grundsteuer  erreicht  (S.  441),  zurück.  Ob  auch  hinter 
dem  Mittelsatze  der  Patentsteuer,  lässt  sich  nicht  sagen.  Zuschläge 
zu  der  Steuer  werden  nicht  erhoben.  Einen  höheren  Satz  als  3 % 
glaubte  man  aus  mancherlei  Rücksichten  der  Creditpolitik,  bei  der 
möglichen  Ueberwälzung,  bezw.  bei  der  endgiltigen  Tragung  durch 
die  gesetzlichen  Steuersubjecte  vermeiden  zu  sollen. 

Die  Steuer  steht  in  gewisser  Verbindung  mit  den  beiden 
anderen  Steuern,  durch  welche  die  französische  Gesetzgebung  die 
Werthpapiere  trifft,  dem  Stempel  und  der  Transmissions- 
steuer (§.220).  Da  diese  Steuern  unter  der  Direction  für  Stempel 
und  Enregistrement  stehen  und  einige  steuertechnische  Einzelheiten 
in  der  Veranlagung  hei  der  3 °/0  „Einkommensteuer“  den  Ein- 
richtungen des  Enregistrements  angepasst  sind,  lag  es  nahe,  die 
neue  Steuer  seihst  unter  diese  Direction,  nicht  unter  diejenige  der 
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direkten  Steuern  zu  stellen.  Eine  „directe“  Steuer  ist  sie  steuer- 
politisch und  technisch  gleichwohl,  wenn  auch  die  „vorschuss- 
weise“ Zahlung  durch  die  Schuldner  und  Gesellschaften  u.  s.  w. 
an  Stelle  der  Gläubiger,  Actionäre,  welche  eigentlich  besteuert 
werden  sollen,  ihr  immerhin  einen  eigenthUmlichen  Character  giebt. 
Verhältnisse  dieser  Art  kommen  aber  auch  sonst  hei  „directen“ 
Steuern  vor,  so  im  französischen  Recht  bei  der  Thür-  und  Fenster- 
steuer (§.  1.95,  19C>). 

Die  Steuer  trat  mit  1.  Juli  1872  ein.  Ihr  Ertrag  war  im  ersten  vollen  Jahre 
1S73  37.55,  1874  34. IS,  bis  1878  34—85,  1880  39.10,  1881  44.40,  1883  (Max.) 
47.98,  1884  — 86  40.83,  45.87,  47,28  Mill.  Frcs.;  seit  1885  incl.  Steuer  von  den 
religiösen  Congregationen.  Einige  90%  kamen  regelmässig  auf  französische 
Werthe,  auf  fremde  1873  2.06,  1882  (Max.)  4.10,  1880  3.48  Mill.  Frcs.  Die  Summe 


der  besteuerten  Erträge  war  in  Mill.  Frcs. 

1873  1886 

Französische  Actien  . 437.00  581.57 

Französische  Obligationen  und  Anleihen  ....  504.47  710.80 

Französ.  Interessentenanth.  u.  Coinmanditkapitalien  47.87  110.33 

Summa  französische  Werthe 989.40  1458.70 

Fremde  Actien 22.85  42.-54 

Fremde  Obligationen 44.25  02.79 

Fremde  Gesellschaften  mit  Gat  in  Frankreich  . . 1.00  10.40 

Summa  fremde  Werthe 68.76  115.78 

Gcsainmtbetrag 1058.10  1574.54 


Die  Anlagen  besonders  in  fremden  Actien  haben  1880  erheblich  abgenommen. 
Die  einzelnen  Jahre  dazwischen  zeigen  auch  sonst  manches  Beachtcnswerthe  (Bull.  XXII, 
235).  Zur  Würdigung  der  ökonomischen  Bedeutung  der  Anlagen  ist  nicht  zu  Uber- 
sehen, dass  alle  Staatsfonds,  als  steuerfrei,  hier  fehlen. 


4.  Rückblick  auf  die  französische  dirocte  Besteuerung  im  Ganzen. 

§.  210.  Ein  Rückblick  auf  die  im  Vorausgehenden  abge- 
handelten  einzelnen  directen  Steuern  des  modernen  Frankreichs 
kann  in  Betreff  dieser  ganzen  Steuergruppe  nur  bestätigen,  was 
schon  in  dem  Rückblick  auf  die  gesammte  französische  Stcuer- 
entwicklung  im  19.  Jahrhundert  hervorgehoben  wurde  (§.  177). 
In  der  politischen  Seite  des  Steuerwesens,  in  der  formellen 
Ordnung  dieser  directen  Steuern,  in  der  technischen  Durch- 
arbeitung einmal  angenommener  Grundsätze  für  die- 
selben haben  Gesetzgebung  und  Verwaltung  Bedeutendes  geleistet 
und  Erhebliches  erreicht.  Ein  grosser  Fortschritt  ist  hier  gegen 
das  Steuerwesen  des  ancien  regime  nicht  zu  verkennen.  Wirkliche 
Steuerprivilegien  und  Exemtionen  im  rechtlichen  Sinne  sind  gefallen. 
Die  „staatsbürgerlichen“  Besteuerungspostulnte  als  politische 
Anforderungen  sind  erfüllt. 

Allein  mit  dem  Allen  sind  doch  im  directen  Steuerwesen  mehr 
nur  formelle  als  materielle  Fortschritte  constatirt.  In  letzterer 
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Hinsicht  kann  man  gerade  auf  Grund  einer  speciellen  Darstellung 
und  Prüfung  wie  der  vorausgehenden  nicht  verhehlen,  dass  viel 
weniger  erreicht  worden  ist,  als  zu  verlangen  wäre.  Ein  Steuer- 
system, das  diesen  Namen  verdient,  stellt  die  moderne  fran- 
zösische directe  Besteuerung  — weder  für  sich  als  Ganzes,  noch 
in  ihren  einzelnen  Gliedern,  noch  als  Theil  der  gesammten  Be- 
steuerung betrachtet  — entfernt  nicht  dar.  Den  notkwendigen 
finanzpolitischen  Grundsätzen  und  Anforderungen  hinlänglicher 
„ Ausreichendheit“  und  „Beweglichkeit“,  um  sich  dem 
durch  sie  zu  deckenden  Theil  des  wachsenden  Finanzbedarfs, 
namentlich  des  staatlichen,  anzupassen,  entspricht  sie  ganz'unge- 
nttgend.  Die  Gerechtigkeitsgrundsätzc  und  Anforderungen  der 
„Allgemeinheit“  und  „Gleichmässigkeit“  und  damit  die 
nicht  nur  formelle  „Gleichheit  vor  dem  Gesetz“,  sondern  die 
materielle  Richtigkeit  des  Gesetzes  selbst,  daher  die 
(wenigstens  proportionale)  Gleichheit  der  Steuerbelastung 
aller  Derer,  welche  Steuerträger  sein  sollten,  erfüllt  sie 
ebenso  wenig.  Der  so  oft  als  Leitstern  in  und  seit  der  ersten 
Revolution  hingestellte  Grundsatz,  „Jedermann  nach  seinen 
Fähigkeiten  zu  besteuern“,  der  grosse  Grundsatz  der  „Be- 
steuerung nach  der  Leistungsfähigkeit“,  auch  wenn  er, 
gegen  seinen  wahren  Sinn,  nur  auf  allgemeine  proportionale 
Gleichmässigkeit  der  Steuerbelastung  gedeutet  wird,  ist  von  seiner 
Verwirklichung  weit  entfernt. 

Dies  ergiebt  sich  unzweifelhaft  aus  dem  Verhältniss  der 
directen  Steuern  zu  einander,  wenn  sie  als  Glieder  einer  Gruppe 
aufgefasst  werden,  wie  aus  den  inneren  Verhältnissen  jeder  ein- 
zelnen Steuer,  von  dem  Verhältniss  der  directen  Steuern  überhaupt 
zu  allen  übrigen  Steuern  gar  nicht  zu  reden. 

Die  französischen  directen  Steuern  stellen  im  Wesentlichen 
eine  sogen.  „Ertragsbesteuerung“  dar.  Als  solche  erfassen 
sie  aber  weder  alle  Erträge,  Einkommen,  Vermögen  derjenigen 
Einzelnen,  welche  in  einem  wirklichen  Steuersystem  dieser  Art 
Steuerträger  sein  müssten,  sind  also  nicht  wahrhaft  allgemein, 
noch  erfassen  sie  die  Erträge  u.  s.  w.,  welche  sie  treffen,  gleich - 
massig. 

ln  orsterer  Hinsicht  fehlt  gerade  die  systematische  Ausbildung  der  Ertrags- 
bestcuerung.  Ganze  Bcrufselasson  und  Ertragsarten  werden  nicht  direct  besteuert, 
höchstens  indirect  mitunter  durch  nicht  genau  zu  verfolgende  Uebcnvälzung  getroffen. 
So  aus  der  Bevölkerung  Theilc  der  arbeitenden  Classe,  der  liberalen  Berufe,  vielfach 
die  Beamten,  die  landwirtschaftlichen  Pächter,  so  aus  den  Erträgen  die  von  den 
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eben  genannten  Personenkreisen  bezogenen,  ferner  grosse  Tlicile  der  Zinsrenten,  ohne  dass 
in  beiden  Fällen  von  einer  angemessenen  Compensation  durch  die  übrigen  Steuern 
oder  allgemein  von  steuerpolitisch  berechtigter  Steuerfreiheit  zu  sprechen  wäre. 
Die  Ertragssteuersystemc  anderer  Länder,  so  der  süddeutschen  Staaten,  leisten  in 
dieser  Hinsicht  in  systematischer  Durchführung  des  einmal  angenommenen  Ertrags- 
steuerprincips  entschieden  mehr.  Die  Erfassung  und  Nichterfasssung  der  Stcuerkräftc 
durch  die  directen  Steuern  beruht  ja  in  Frankreich  freilich  auf  dem  Gesetz,  nicht 
auf  Willkilhr  der  Verwaltung  mehr.  Allein  die  betreffende  Gesetzgebung  selbst  ist 
eben  vielfach  ganz  willkührlich  verfahren. 

In  Bezug  auf  die  Glcichm  ässigkeit  der  directen  Steuern  gegenüber  den  durch 
sic  getroffenen  Stcucrsubjccten  und  Steuerobjecten  sind  aber  auch  in  Frankreich  nicht 
einmal  ernstliche  Versuche  gemacht.  Wenn  man  nur  die  beiden  wichtigsten  Steuern,  die 
Grundsteuer  und  die  Paten  tsteucr  vergleicht  und  etwa  noch  die  Berg  werks- 
steuer und  die  Worthpapiersteuer  mit  herbeizieht,  wo  ist  da  irgendwie  eine 
„gleichmässige“  Besteuerung  der  durch  diese  Steuern  getroffenen  Objecte  und  persön- 
lichen Träger  zu  finden?  Schon  diese  Steuern,  vollends  die  zwei  anderen  grossen 
directen  hinzugenommen,  stellen  doch  nur  eine  willk ührliche  ganz  anorganische 
Aneinanderreihung  directer  Steuern  von  völlig  verschiedener  Einrichtung,  schon  des- 
halb von  Unvergleichbarkeit  unter  einander  und  von  verschiedener  Höhe  dar. 

So  erfüllen  diese  Steuern  in  der  That  materiell  das  politische, 
„ staatsb ärgerliche“  und  das  Gcrech tigkeits postulat  all- 
gemeiner und  gleichmässiger  Besteuerung  durchaus  unge- 
nügend. 

Ebenso  wenig  befriedigend  gestaltet  sich  jede  einzelne 
Steuer,  wenn  man  sie  für  sich  nach  ihrer  Einrichtung  und  ihren 
inneren  Verhältnissen  betrachtet. 


Die  colossaleu  Ungleich mässigkeiten  der  Grundsteuer  haben  sich  einigermaassen 
auf  Zahlenausdrllcke  zurückführen  lassen  (§.  185).  Diejenigen  der  Patentsteuer  sind 
vielleicht  nicht  geringer,  trotz  des  ingeniösen  specialisirendcn  Classenschcmatismus. 
Wenn  man  dies  auch  zifiermässig  nicht  so  leicht  genau  nach  weisen  kann,  die  Kritik 
der  einzelnen  maassgebenden  Factoreu  gestattet  einen  solchen  Schluss  mit  Sicherheit, 
ja  nöthigt  dazu  (§.  205).  Und  mit  den  einzelnen  übrigen  Steuern  steht  es  schwerlich 
sehr  viel  besser.  Das  Problem  hat  man  hier  zwar  in  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung jeder  dieser  Steuern  richtig  erfasst,  aber  thcils  nicht  den  richtigen  Weg  zur 
Lösung  beschritten , theils  auf  richtigem  Wege  die  Schwierigkeiten  nicht  überwinden 
können.  So  ist  man  daher  auch  hier  weit  entfernt  von  „gleichmässiger“  Be- 
steuerung aller  Grundbesitzer  und  Grundbesitzungen,  aller  Gewerbetreibenden  und  Ge- 
werbebetriebe, aller  Hausbesitzer  und  Häuser,  aller  Hausbewohner  und  Wohnungen 
u.  s.  w.  u.  s.  w geblieben. 


Nicht  allein  aus  diesen  misslichen  Verhältnissen,  aber  wesent- 
lich mit  aus  ihnen  erklärt  sich  die  geringe  Fähigkeit  der  fran- 
zösischen directen  Besteuerung,  sich  in  den  Steuersätzen  und  ab- 
gesehen hiervon  durch  eigene  Entwicklung  der  Steuersubjecte 
und  Steuerobjecte  im  Ertrage,  namentlich  für  die  Staatsbedürf- 
nisse,  steigern  zu  lassen.  Unter  den  allgemeinen  Entwicklungs- 
bedingungen modernen  öffentlichen,  besonders  Staatsbedarfs  und 
unter  den  speciellen  Bedingungen  dafür  in  Frankreich  musste  diese 
relative  Ertragsstabilität  der  directen  Steuern  daun  auch  wieder  um 
so  mehr  zu  der  zum  Theil  übermässigen  Steigerung  der  Erträge 
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der  beiden  anderen  grossen  Steuergruppen,  der  Verkehrs-  und 
der  directen  Verbrauchssteuern,  hindrängen. 

Alles  in  Allem  kann  so  das  Urtheil  über  die  moderne  fran- 
zösische directe  Besteuerung  in  steuerpolitischcr  und  steuer- 
teeh nischer  Hinsicht  doch  kein  besonders  günstiges  sein. 

Die  Ursache  davon  Hegt  sicherlich  mit  und  selbst  wohl  über- 
wiegend in  den  überaus  grossen  Schwierigkeiten  einer  finanziell, 
volkswirtschaftlich,  technisch  und  nach  den  Gerechtigkeitspostulaten 
befriedigenden  directen  Besteuerung,  t heilweise  aber  doch  auch 
in  inneren  Mängeln  der  Gesetzgebung,  welche  sich  hätten 
vermeiden  lassen.  Diese  Mängel  sind  wieder  grundsätzlicher 
und  practi scher  Art. 

Gewiss  war  cs  richtig,  der  directen  Besteuerung  eine  be- 
deutsame Stellung  im  Steuersystem  zu  erhalten,  auch  nach  der 
Abkehr  von  der  einseitigen  Tendenz  in  den  ersten  Zeiten  der 
ersten  Revolution,  als  diese  Besteuerung  zu  der  ganz  vorwaltenden 
oder  nahezu  zur  alleinigen  hatte  gemacht  werden  sollen;  und 
gleichfalls  war  es  richtig,  das  Streben  zu  verfolgen,  „Jeden  nach 
seinen  Fähigkeiten  zu  besteuern“.  Allein  dann  musste  man  auch 
grundsätzlich  für  den  rechten  Zweck  die  rechten  Mittel  wählen, 
d.  h.  hier  sieh  nicht  darauf  beschränken,  nach  mehr  oder  weniger 
zuverlässigen , oft  recht  unzuverlässigen , wenn  auch  verhältniss- 
mässig  leicht  zu  constatirendcn  „äusseren  Merkmalen“  Object-  oder 
Ertragssteuern  alleiu  einzurichten,  sondern  man  musste  den  moralischen 
und  politischen  Muth  haben,  unter  Gewährung  aller  erforderlichen 
Bürgschaften  für  den  Ausschluss  von  „Willkühr“  von  Verwaltungs- 
organen, Subjectsteuern  zu  bilden  und  in  die  persönlichen  und 
ökonomischen  Verhältnisse  der  Wirthschaftssubjecte  und  ihrer 
Wirthschaften  bei  diesen  Steuern  wie  bei  den  daneben  bestehenden 
Objectsteuern  so  weit  einzudringen,  als  es  eben  für  die  Durchführung 
wirklicher  allgemeiner  Steuern  und  für  gleichmässige  Veranlagung 
derselben  geboten  ist.  Hier  siegte  aber  in  Frankreich  ganz  der 
„Individualismus“,  d.  h.  hier  die  Rücksicht  auf  wirkliche  oder 
vermeintliche  Interessen,  auf  Vomrthcile,  Empfindungen  der  Be 
völkerung.  Mit  den  viel  zu  weit  gehenden  Rücksichten,  welche 
man  dort  in  dieser  Beziehung  nahm,  ist  weder  eine  „gerechte“ 
noch  eine  finanziell  hinlänglich  ergiebige  Besteuerung,  vollends 
keine  directe,  welche  solchen  beiderlei  Anforderungen  entspricht, 
vereinbar.  Das  scheint  man  aber  in  Frankreich  immer  noch  nicht 
eingesehen  zu  haben.  Sonst  wäre  cs  in  der  Periode  von  1871  ff. 


502 


6.  B.  2.  K.  Steuerrecht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  210. 


zu  einer  gründlicheren  Reform  der  directen  »Steuern  und  endlich 
zur  Einführung  einer  Einkommensteuer  gekommen. 

Pr  actis  cli  aber  war  es  ein  verhängnisvoller  Fehler,  dass 
man  in  der  ersten  Revolution  viel  zu  rasch  die  alten  Steuern  be- 
seitigte und  ohne  genügende  Vorbereitung  die  neue  direetc  Be- 
steuerung legislativ  feststellte  und  dann  administrativ  durehfttbrte; 
dass  man  ferner  aber  auch  später  an  der  einmal  im  ersten  Jahr- 
zehnt der  ersten  Revolution  gelegten  Grundlage  dieser  Besteuerung 
mit  geringen  Veränderungen  festhielt.  Thatsächlieh  sind  in  Folge 
dessen  bei  der  Grundsteuer  und  bei  der  Personal-  und  Wohnungs- 
steuer (S.  459)  in  grossem  Umfang  die  UnglcichmUssigkciten  der 
directen  Steuern  aus  der  früheren  Königszeit,  über  die  man  doch  so 
klagte,  mit  viel  zu  geringen  Abänderungen  in  die  neuere  Zeit  hinüber- 
gegangen und  selbst  bis  heute  erhalten  worden.  Die  Unfähigkeit 
der  französischen  directen  Steuern,  sich  den  gesteigerten  An- 
forderungen des  Staatsbedarfs  anzupassen,  hängt  mit  diesen  Ver- 
hältnissen ebenfalls  zusammen. 

Was  danach  zu  geschehen  hätte,  möchte  auf  Grund  der  ge- 
gebenen Darstellung  und  Untersuchung  doch  auch  der  fremde 
Thcoreti  ker  sagen  dürfen : Beschränk  u n g der  z u aus- 

schliesslichen Beachtung  der  mechanischen  „äusseren“ 
Merkmale  und  Einfügung  subjectiver  Momente  in  die 
Ertragsbestcuerung,  ferner  Danebenstellung  einer 
Einkorn  men  besten  er  ung  und  t heil  weise  Hinüber  ftihrung 
der  Ertragssteuern  in  eine  solche. 


B.  Die  Verkehrsbesteuerung. 

1.  Die  I? egistrir  uugsa bgaben,  das  Stcinpclwcson  und  andere 

verwandte  Abgaben. 

a.  Im  Allgemeinen. 

Gesetzgebung.  S.  schon  die  Ucbcrsicht  in  Fiu.  II,  H3  (im  Folgenden  Be- 
richtigungen dazu).  Die  hierher  gehörigen  Gesetze  zerfallen  in  vier  Kategorien,  ent- 
sprechend den  viererlei  ., Abgaben“  dieses  Gebiets,  sie  stehen  aber,  wie  diese  Ab- 
gaben selbst,  in  Zusammenhang  unter  einander:  Gesetze  über  die  Begistriru  ngs- 
abgaben,  über  den  Stempel,  über  die  Gerichtsschroibereigebühren,  über 
die  Hypothekengebühren.  Das  Gebühren clement  und  das  Steuerelement  in 
den  betreffenden  Abgaben,  besonders  in  den  ersten,  wird  in  der  Gesetzgebung  selbst 
nicht  scharf,  meistens  gar  nicht  getrennt.  In  die  steuerpolitisch  und  steuertechnisch 
besonders  zu  beachtende  Verwickcltheit  und  beständige  Veränderungs- 
bedürftigkeit dieser  Gesetzgebung  giebt  schon  die  folgende  Uebersicht  der  Gesetze 
einen  Einblick.  Sie  ist  absichtlich  eingehender  gehalten  worden,  auch  um  diesen  oigen- 
thümlichen  Character  einer  solchen  Steuergesetzgebung  zugleich  mit  hervortreten 
zu  lassen. 
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1.  Die  Registrirungsabgaben  (droits  d’cnrcgislromcnt),  welche  die  Erb- 
schaftsbesteuerung mit  in  sich  enthalten,  wurden  in  der  Revolutionszeit  durch 
das  Gesetz  vom  5. — 19.  Dccember  1790  neu  begründet.  Nach  verschiedenen  weiteren 
Gesetzen  wurde  jedoch  erst  durch  das  an  Stelle  aller  bisherigen  tretende  Hauptgesetz 
vom  22.  Frimaire  VII.  (12.  December  1798)  die  cndgiltigo  Grundlage  des 
Systems  gelegt.  Zahlreiche  weitere  Gesetze  haben  das  letztere  in  Einzelheiten  ver- 
ändert. ausgebildet,  die  Sätze  mitunter  ermässigt,  häufiger  erhöht,  aber  das  System 
selbst  ist  in  seinen  Hauptpuncten  so  wie  es  das  Gesetz  vom  22.  Frimaire  VII. 
eingerichtet  hatte,  bestehen  geblieben.  S.  das  Gesetz  vom  Frimaire  u.  A. 
bei  Jacob,  Gesetze  über  Enregistremont  u.  s.  w.,  S.  21 — 96  (deutscher  Text).  Manche 
einzelne  kleinere  Veränderungen  sind,  wie  auch  auf  anderen  Gebieten  des  französischen 
Steuerwesens,  in  den  Jahresfinanzgesetzen,  Einnahmegesetzen  u.  s.  w.  getroffen  worden. 
S.  die  Daten  der  Gesetze  bei  Vigncs,  I,  829,  Block,  dictionn.,  Art.  enregistremont, 
p.  S7S.  Hervorgehoben  mögen  hier  in  chronologischer  Reihe  folgende  Gesetze  werden, 
die  wichtigeren  davon  sind  durch  gesperrte  Schrift  („Gesetz“)  bezeichnet  (s.  den 
Text,  soweit  er  hergehört  und  in  Kraft  bis  1870  blieb,  bei  Jacob,  nach  1870  z.  B. 
bei  Dejean,  a.  a.  0.):  22.  Pluviose  VII.  (10.  Februar  1799,  Förmlichkeiten  bei  Ver- 
steigerungen); Gesetz  vom  27.  Ventöse  IX.  (18.  März  1801 , regelt  verschiedene 
Puncto  bei  der  Erhebung  der  Registrirungsabgaben);  Gesetz  vom  28.  April  1816 
(Finanzgesetz,  Tit.  VII,  Art.  37 — 59,  einige  Veränderungen,  dann  verschiedene  Steuer- 
erhöhungen gegen  das  Gesetz  vom  Frim.  VII,  auch  Tarif  der  Siegclgebühren  und 
20%  Registerabgaben  dabei,  für  Adels-,  Wappenverleihungen  u.  a.  in.,  Jacob, 
S.  162 — 183;  dazu  K.  Ordonu.  vom  22.  Mai  1816,  cb.  S.  189  11'.);  Finauzgesetz  voin 
25.  März  1817,  Art.  74,  75.  dsgl.  vom  15.  Mai  1818,  Art.  73  If.  (kleine  Veränderungen); 
Gesetz  vom  16.  Juni  1824  (Ermässigungen  von  Sätzen  der  Registrirungsabgaben 
und  Stempel);  18-  April  1S31  (über  Enrögistrcmentsgebtlhrcn  von  Erwerbungen  der 
Gemeinden,  öffentlichen  Corporationeu  u.  dgl.);  21.  April  1832  (über  event.  Erlass 
gewisser  Siegclgebühren  des  Gesetzes  von  1816);  Gesetz  vom  21.  April  1832  (Art.  33 
des  betreifenden  Einnahmebudgetgesetzes,  Tarif  der  Schenkungs-  und  Erb- 
schaftsabgaben in  der  Seitenlinie):  24.  Mai  1834  (dsgl.  Einnahmegesetz. 
Art.  11  ff.,  verschiedene  Tarifänderungen);  3.  Mai  1841.  Art.  58  {Gebührenfreiheit 
bei  Expropriationen);  25.  Juni  1841  (Besteuerung  der  Uebertragung  verkäuflicher 
Amtsstellen);  19.  Juli  1845  (Einnahmegesetz,  kleine  Tarifänderuugcn) ; 3.  Juli  1846; 
25.  März  1S48  (Decrct,  Ermässigungen  des  Wcchselprotesttarifs);  Gesetz  vom 
18.  Mai  1850  (Regelung einiger  Punete  und  Sätze  der  E rbschafts- und  Schenkungs- 
abgaben u.  a.  in.);  Gesetz  vom  5.  Juni  1850  (vornehmlich  über  Stempel  von 
llandelseffecten,  Werthpapieren,  aber  aucli  mit  einzelnen  Bestimmungen  über 
Rcgistrirung);  7.  August  1850  (Finanzgesetz,  Art.  7.  Ermässigungen  einiger  Sätze); 
10.  December  1850  (gewisse  Gebührenfreiheiten  bei  Eheschliessung  Armer  u.  s.  w.); 
22.  Januar  1851  (Stundungsgcwähr  für  Registrirungsabgaben  hei  „Armen“);  8.  Juli 
1852;  5.  Mai  1855  (Finanzgesetz,  Art.  15  (Wiederaufhebung  der  Ermässiguug  des 
Gesetzes  vom  7.  August  1850);  Gesetz  vom  23.  Juni  1857  (Einführung  einer  eigenen 
Uebertragungsabgabe  — „Transmissionssteuer“  — von  Werth  papieren, 
dazu  Ausführungsdecret  vom  17.  Juli  1857;  11.  Juni  1859  (Tarifänderungen');  27.  Juli 
1870  (Ermässiguug  der  Abgabe  bei  gewissen  Tauschen  ländlicher  Grundstücke).  — 
Dann  kommen  nach  dem  Kriege  von  1870 — 71  grade  bei  diesen  Abgaben  die  Er- 
höhungen der  Steuersätze  und  die  Auflegung  neuer  Zuschläge  für  die 
Staatscassc  zum  Principale,  neben  den  alten  (s.  u.i,  meist  für  das  ganze  Gebiet 
der  betreffenden  Verwaltung  (also  incl.  Stempel  u.  s.  w.).  So  Hauptgesetz  über 
Registerabgaben  und  Stempel  vom  23.  August  1871;  16.  September  1871  (auch  andre 
Steuern  betr.);  Gesetz  vom  28.  Fdbruar  1872  (Einführung  abgestufter  „fester 
Sätze“  für  den  „droit  fixe“  bei  gewissen  Urkunden);  30.  März  1872;  30.  December 
1873;  Gesetz  vom  19.  Februar  1874  (Tariferhöhung);  21.  Juni  1875;  30.  December 
1876;  26.  März.  1878;  18.  December  1878  (gewisse Urkunden  bei  milit.  Requisitionen 
gratis  zu  registriren);  23.  Octobcr  lsSl  (speciell  über  gerichtliche  Verkäufe  von  Im- 
mobilien) und  3.  November  1884  (einige  Tarifcrinässigungcn'l. 

Decrcte  des  Staatsoberhaupts.  Verordnungen  der  Centralbehörden,  Entscheidungen 
und  Gutachten  des  Staatsraths,  Urtheile  der  Judicatur  sind  bei  dein  Registerwesen 
besonders  zahlreich  und  wichtig  und  steigern  die  Casuistik  und  das  Detail  ins 
Unendliche.  Gerade  das  ist  auch  wieder  für  dies  Gebiet  Steuer  technisch  besonders 
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7u  beacliten.  Theoretisch  und  practisch  aber  ein  schwacher  Punct  dieser  Steuerart! 
Aehnliches  gilt  von  der  folgenden  Gattung. 

2.  Stempel  (droits  de  timbre).  Die  neue  Regelung  dieses  Steuergebiets  erfolgte 
zunächst  durch  das  Gesetz  vom  12.  Deccinber  171)0 — IS.  Februar  1791,  das  bald 
Veränderungen  erfuhr' und  durch  das  Hauptgesetz  vom  13.  Brumairc  VII.  (13.  Novbr. 
179S)  ersetzt  wurde  (bei  Jacob,  S.  1 — 20).  Letzteres  ist  die  Grundlage  des 
Stempel  wesen  s geworden  und  bis  heute  geblieben.  Alle  weiteren  Gesetze, 
Decrete  haben  cs  nur  in  Einzelheiten  abgeändert  und  ausgcbildet.  Mehrere  der  beim 
En  regist  rem  ent  genannten  Gesetze  betreffen  gleichzeitig  den  Stempel  mit.  Ileivor- 
zuheben  sind:  Gesetz  vom  9.  Vcndern.  VI.  (30.  September  1797,  Stempel  von  Ein- 
gaben an  Behörden,  von  Zeitungen  und  periodischen  Blättern);  Gesetz  v.  0.  Prairial  VII. 
(25.  Mai  1799,  u.  A.  Stempel  für  gedruckte  Anzeigen);  Gesetz  vom  2S.  April  1816 
(Art.  62,  63,  71,  75,  76,  dann  in  Art.  243  besonderer  Stempel  von  10  Cent,  für  die 
Bezettelungen  und  Quittungen  bei  indirecten  Steuern);  Gesetz  vom  16.  Juni  1824 
(Einzelnes);  Gesetz  vom  24.  Mai  1834  (Einzelnes);  Gesetz  vom  20.  Juli  1837  (an 
Stelle  der  Stempel  von  HandclsbUchern  tritt  ein  3%  Zuschlag  zur  Patcntstcuer,  s.  o. 
Gesetz  vom  5.  Juni  1850  (Stempel  von  Handelseffecten,  Schlussnoten, 
Acticn,  öffentlichen  Obligationen,  Versicherungspolicen,  bei  Jacob, 
S.  233 — 247):  Gesetz  vom  22.  Januar  1851  (Freiheit  für  mit  „Armenrecht“  Begünstigte); 
Gesetz  vom  2.  Juli  1862  (verschiedene  Aenderungen,  Erhöhungen),  dazu  Decrete 
vom  30.  Juli,  29.  October,  8.  Decembcr  1862;  Gesetz  vom  13.  Mai  1863  (Etatsgesetz, 
Stempel  für  ausländische  Staatspapiere);  Decrct  (der  neuen  Regierung,  unmittelbar 
nach  Napoleons  III.  Sturz)  vom  5.  September  1870,  Aufhebung  des  Stempels  von 
Zeitungen  u.  dgl.).  — Nach  dem  Kriege  auch  hier  die  Erhöhungen  und  Aus- 
dehnungen des  Stempels  durch  Gesetz  vom  23.  August  1871  (u.  A.  Einführung 
eines  allgemeinen  Quittungs-  und  Checkstempels) ; Gesetz  vom  30.  März  1872  (Stempel 
von  Eisenbahnrecepissen  und  Schill'sconnossamenten);  Gesetz  vom  25.  Mai  1872 
(Aenderung  dos  Stempels  von  fremden  Staatspapieren);  kleine  Aenderungen  in  den 
Etatsgesetzen  der  Periode;  Decret  vom  30.  December  1873  (Formalien);  Gesetz  vom 
19.  Februar  1874  (Erhöhungen);  Decret  vom  19.  Februar  1874  (Stempelmarken  für 
Handelseffecten  und  Warrants);  Finanzgesetz  vom  22.  December  1878  (Ermässigung 
des  Stempels  für  Handelseffecten);  Gesetz  vom  30.  März  1880  (Stempel  von  Affichen); 
Decret  vom  29.  April  1881  (Stempelmarken). 

3.  Gcri  ch  tsscli  reibereigeb  Uhren  (droits  de  grelle),  theils  zu  Gunsten  des 
Gorichtsschreibers  (greffiers),  theils  als  Abgabe  für  die  Staatscasse.  Hauptgesetz 
für  Civilgeric hte  und  Handelsgerichte  vom  21.  Ventöse  VII.  (11.  März  1799, 
bei  Jacob,  S.  104 — 110)  und  Decret  vom  12.  Juli  1808  (Jacob,  S.  137);  Ordonn. 
vom  9.  October  1825;* für  andere  Gerichte  und  Behörden  verschiedene  Bestimmungen, 
s.  Vignes,  I,  458;  Gesetz  vom  16.  November  1875  über  Friedensrichter. 

4.  Hyp  othekenge b Uhren  (droits  d’hypothcques).  Bestimmungen  auch  hierüber 
in  dem  Hauptgesetz  über  Hypotheken  wesen  vom  21.  Ventuse  VII.  (11.  März 
1799,  Art.  19  ff.,  bei  Jacob,  S.  100  ff.).  Aenderungen  der  Sätze  im  Gesetz  vom 
2S.  April  1816,  Art.  60.  61;  Gesetz  vom  23.  August  1871,  Art.  5 (Dejean,  p.  10). 

Alle  diese  verschiedenen  Abgaben  (mit  einzelnen  Ausnahmen)  unterliegen  Staats- 
z uschlägen  zum  Principal,  so  einem  10  procentigen  als  Kriegszuschlag  schon  1799 
oingeführten  (Gesetz  vom  6.  Prairial  VII.  oder  25.  Mai  1799),  aber,  mit  Ausnahme 
beim  Stempel,  wo  er  durch  das  Gesetz  vom  28.  April  1816,  Art.  67  zeitweilig  beseitigt 
wurde,  beständig  gewordenen.  Zu  diesem  Zehntel  trat  zeitweise  ein  weiteres  (1S55  bis 
1857,  1862 — 64),  auch  anderthalb  Zehntel  (1864 — 71),  nach  dem  letzten  Kicge  wieder 
zu  dem  alten  von  1799  ein  zweites  Zehntel  (Gesetz  vom  23.  August  1871,  Art.  1.  2, 
woselbst  auch  die  Ausnahmen),  seit  1874  für  Register-  und  Hypotheken- 
abgaben (auch  Geldstrafen)  (Gesetz  vom  30.  December  1873,  Art.  2),  noch  ein 
halbes  Zehntel.  Daher  ist  der  Zuschlag  seitdem  im  Ganzen  25%  für  die  eben  ge- 
nannten, 20%  für  die  Stempel-  und  Gcrichtsschreibera  bgaben.  Einzelne 
Tarifposten  sind  von  allen  Zuschlägen  frei  (so  die  Quittungs-  und  Checkstempel , die 
Effecten -Transmissionssteuer).  Die  grosse  Ertragssteigerung  seit  dem  Kriege  ist  zu 
einem  erheblichen  Thcile  auf  diese  starken  Zuschläge  von  20 — 25%  zurückzuführen. 
Im  Vergleich  mit  den  directcn  Steuern  ist  zu  beachten,  dass  bei  den  hier  be- 
sprochenen Verkehrssteuern  Departoinontal-  und  Co oi mu na  1 Zuschläge  fehlen. 


Digitized  by  Google 


Verkehrsbestcuerung.  Gesetze. 


505 


Ausser  den  4 genannten  Abgaben  stellen  mit  dem  Gebiete  dieses  ganzen  Ver- 
waltungszweigs noch  in  Zusammenhang : die  als  Ersatz  der  Registcrabgaben  u.  s.  w. 
eingeführte  dirccto  Steuer  von  den  Gütern  der  todtcn  Hand  (o.  S.  48911'.)  , die 
aber  nicht,  unter  der  Verwaltung  des  Enregistrements  mit  steht;  die  directe  Steuer 
vom  Ertrag  beweglicher  Werth e (einschliesslich  der  Steuer  auf  Lose  und 
Prämien),  (o.  S.  494  tt'.).  welche  zu  dieser  Verwaltung  ressortirt;  die  besondere  Steuer 
von  See-  und  Landversicherungen  im  Gesetz  vom  23.  August  1871,  welche  von 
V ignes  u.  A.  ebenso  wie  die  beiden  vorher  genannten  und  wie  die  Effectcn- 
Transmissionssteuer  vom  23.  Juni  1857  als  „Anhang“  zu  den  Registcrabgaben 
angesehen  wird.  Wir  ziehen  "beide  letztere  zu  diesen  Abgaben  hinzu,  während  die 
beiden  anderen  oben  (§.  206,  208  ft’.)  abgehandelt  worden  sind. 

Literatur.  Stourm,  I,  ch.  XV  und  XVI,  p.  394-469.  Vignes,  I,  ch.  3, 
p.  320 — 473  (vorzügliche,  reichhaltige  und  doch  gedrängte  systematische  Behandlung), 
Tarife  daselbst  I,  414  fi.,  II.  397—410.  v.  Hock,  Kap.  5,  No.  1,  2,  4.  S.  177 — 209, 
21S — 223.  v.  Kaufmann.  S.  277 — 306.  Block,  dictionn.  und  Supplemente,  Art. 
enregistrement,  timbre,  greffiers,  hypotheques  (verwaltungsrechtlicher  Standpunct;  in 
den  Daten  der  Gesetze  hier  und  da  Fehler:.  Bibliographie  der  Specialwerke  des 
Finanz-  und  Verwaltungsrcchts  im  Block’schen  dictionn.  am  Schluss  des  Art.  enregistr. 
(dict.,  p 88S,  suppl.  gener.  p.  180),  umfassende  Commentare  u.  dgl.  So  Dalloz  et 
Vcrge,  code  de  l’enregistrement,  de  timbre  etc.,  Par.  1878.  Garnier,  repert.  gener. 
et  raisouac  de  f enregistrement,  6.  cd.,  Par.  1878,  5 vol.  Naquet,  traite  theor.  et 
prat.  des  droits  d enregistrement,  3 vol..  Par.  1882.  Die  neuesten  Gesetze  bei  Dejean , 
code  de  nouv.  imp.  (von  mir  spcciell  benutzt),  Roger  et  Sorel,  codcs  et  lois 
usuelles.  — Bei  der  Schwierigkeit  der  Materie,  den  vielen  juristischen,  technischen 
Ausdrücken  ist  cs  erwünscht,  dass  für  Elsass-Lothrin gen,  wo  diese  wie  dio 
übrige  französische  Steuergesetzgebung  verblieben  ist,  mittlerweile  übrigens  einige 
Aenderungen  erfahren  hat,  deutsche  Bearbeitungen  des  legislativen  Stolfs,  der 
Gesetze  selbst,  der  Dccrete,  Staatsrathcntscheidungcu  u.  s.  w.  vorhanden  sind.  Ich 
habe  besonders  die  genannte  Schrift  von  Jacob,  „die  Gesetze  über  Enregistrements-, 
Stempel-,  Hypothekengebühren  und  ähnliche  Abgaben  in  Eisass- Lothringen“,  Strass- 
burg 1878,  benutzt.  S.  ausserdem:  Leydhcckcr,  die  indirccten  Steuern  in  Elsass- 
Lothringen,  2 B.,  Strassburg  1877,  und  dio  (halbamtlichen)  Sammlungen  der  in  Elsass- 
Lothringen  geltenden  Gesetze,  3 B.,  Strassburg  1880 — 81,  daraus  B.  2,  französische 
Einzelgesctzc. 

Es  liegt  im  Wesen  dieses  Steuergebiets,  dass  die  Steuernormen  sich  an  das 
Privatrecht,  namentlich  an  die  Rechtsnormen  für  Eigenthum,  Nutzung,  Pfandrecht, 
Obligationenrecht  und  an  das  ganze  Vertragsrecht,  dann  an  das  Erbrecht,  an  das  ganze 
Handels-,  an  das  Processrecht  u.  s.  w.  näher  anschliesscn.  Manches  Eigentümliche 
der  französischen  betreuenden  Besteuerung  ist  die  Folge  der  Anpassung  der  Stcuer- 
normen  an  diese  Rechtsnormen.  Die  Vcrwickclthcit  der  erstcren,  die  Casuistik  wird 
wieder  durch  die  letzteren  bedingt.  Daher  ist  iui  Allgemeinen  auch  hier  im  Stcuer- 
wesen  auf  die  französischen  „Codes“,  den  Code  civil,  code  de  commerce,  code  de 
proeödure  civilc  und  auf  die  Commentare  dazu  sowie  auf  die  Literatur  über  fran- 
zösisches Privatrecht  hiuzuweisen.  Vielerlei  Streitfragen  des  Stcuerreohts,  welche  die 
Gerichtshöfe,  der  Staatsrath  zu  entscheiden  haben,  entstehen,  weil  es  sich  nicht  nur 
um  steucrrechtlichc , sondern  um  privatrechtliche  Streitfragen  dabei  handelt.  Daher 
denn  auch  die  bezeichnende  Auffassung  der  französischen  Juristen,  dass  „Enre- 
gistrement und  Stempel  die  einzigen  eines  Juristen  würdigen  Steuer- 
materien“ seien.  Vom  Standpunct  der  Steuerpolitik  und  Steuertechnik  gerade  kein 
Lob,  für  die  finanzwissenschaftliche  Darstellung  ein  sehr  erschwerendes  Moment, 
aber  eine  Auffassung,  welche  doch  bei  der  finanziellen  theoretischen  und  practischen 
ßeurtheilung  dieses  „Verkehrssteuersystems“  recht  beachtet  worden  muss.  Wenn  in 
Frankreich  der  „feine  juristische  Character“  des  Gegenstands  besonders  scharf  hervor- 
tritt, wenn  die  Zahl  der  Decrete,  Verordnungen,  Erlasse  u.  s.  w.,  welche  die  Durch- 
führung der  Gesetze  erfordert,  schon  vor  Jahren  auf  über  dritthalbtauscnd  be- 
rechnet worden  ist  und  jetzt  danach  3000  übersteigen  mag,  wenn  alles  dies  die 
principiellen  Bedenken  gegen  diese  Besteuerung  steigert,  so  ist  doch  auch  nicht 
zu  übersehen,  dass  gerade  die  ungemeine  Ausdehnung,  welche  man  in  Frank- 
reich dem  Enregistrement  und  Stempelwesen  gegeben  hat,  und  die  enorme  Höhe 
vieler  Steuersätze  (Besitzwechsel  von  Immobilien  unter  Lebenden!  Erbschafts- 
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Steuer!)  unvermeidlich  eben  die  feine  Rechtstechnik,  die  unendliche  Oasiüstik, 
die  zahlreichen  Streitfragen,  weil  cs  sich  mn  schwere  Belastungen  handelt, 
bedingen.  Kino  ausserordentliche  Belästigung  des  Verkehrs,  eine  übermässige  Be- 
lastung zahlloser  Rechtsgeschäfte  und  Rechtsthatsachen  (wie  bei  Todesfällen  und 
Erbgang)  sind  die  Folge  von  dem  Allen.  Aber  der  Staat  hat  sich  so  auch  eine 
ungeheure  Ertragsquelle  für  seine  grossen  Bedürfnisse  eröffnet,  die  ihm  jetzt  an 
700  Mill.  Frcs.,  mehr  als  ein  Viertel  seiner  heutigen  enormen  Steuereinnahmc  abwirft. 

Höchst  worthvoll,  reichhaltig  und  detaillirt  ist  die  Statistik  dieser  französischen 
Besteuerung,  die  in  den  Finanzwerken  nicht  genügend  verwerthet  wird.  Siehe  die 
Tabellen  Fan  re ’s,  p.  8$  II'.,  besonders  aber  die  Jahresberichte  der  Dircction  des 
Enrcgistrement  im  Bull.  ivfür  1886  in  vol.  XXII,  139),  und  die  langjährigen  Rück- 
blicke in  einzelnen  Arbeiten  daselbst,  soI,  309,  XII,  38,  XV,  540  (Successionen  und 
Donationen  seit  1826,  auch  XVII,  404,  XXI,  137);  V,  370,  XVI,  152  (Uebcr- 
tragungen  von  Immobilien  unter  lästigem  Titel  seit  1827),  I,  24,  III,  343  u.  a.  m. 
Eine  Statistik,  welche  für  manche  finanzielle,  ökonomische  und  selbst  für  die  eigen- 
tluimliche  französische  populationistische  Frage  (Erbfolgestatistik)  von  hohem  Interesse 
ist  und  monographische  Bearbeitungen  verdiente. 

Die  Darstellung  dieser  Besteuerung  bietet  erhebliche,  in  der  Sache  liegende 
formelle  und  materielle  Schwierigkeiten,  wenn  sie  sich  nicht  auf  blosse  Tarifproben 
und  statistische  Daten  beschränken  will.  Eine  erschöpfende  Behandlung  erfordert 
grossen  Raum,  eine  knappe  muss  Vieles  und  darunter  doch  auch  wichtiges  Einzelne 
übergehen.  Die  privatrechtliche  und  verwaltungsrechtliche  Seite  hängen  eben  zu  enge 
mit  der  finanziellen  zusammen.  Musterhaft  und  noch  knapp  ist  die  Darstellung  von 
Vign es,  aber  immerhin  150  Seiten  umfassend.  Auch  die  Block’sclien  Artikel  ver- 
dienen Anerkennung.  Im  Folgenden  ist  natürlich  nur  eine  Hervorhebung  der  Haupt- 
punctc  möglich. 


§.  211.  1.  Geschäfts  kreis  und  Dienstorganisation. 

Die  Verwaltung  der  Register-  und  Stempelabgaben  unter- 
steht einer  der  grossen  Generaldirectionen  des  Finanz- 
ministeriums, zn  welcher  zugleich  der  „domaine“,  d.  h.  das  Staats- 
eigentum (mit  Ausschluss  der  Staatsforsten  und  der  einem  öffent- 
lichen Dienst  gewidmeten  Objecte)  ressortirt,  weshalb  die  Direction 
die  Benennung  „Registrirung,  Domänen  und  Stempel“  führt, 
eine  eigentümliche  Verbindung  von  Steuer-  und  anderen  Geschäften. 
Ausser  den  genannten  Verkehrssteuern  ist  dieser  Direction  auch 
die  Verwaltung  der  Steuer  vom  Ertrag  beweglicher  Werte 
(S.  494  ff.)  und  der  Versicherung  übertragen,  auch  führt  sie  noch 
einige  andere  Geschäfte,  u.  A.  vereinnahmt  sie  einen  Thcil  der 
Forsterträge,  ferner  die  übrigens  zum  „domaine“  gehörigen  herren- 
losen Hinterlassenschaften  u.  a.  in.  Hiernach  erscheinen  unter 
ihren  Gesammteinnahmen  verschiedenartige  Posten.  Ihre  weitaus 
bedeutendste  Thätigkeit  hat  sie  indessen  speciell  auf  dem  Gebiete 
der  Registrirung,  des  Stempels  und  der  anderen  dazu  gehörigen 
Abgaben  (S.  502)  und  der  grösste  Theil  der  Einnahmen  ihrer  Ver- 
waltung rührt  daraus  her. 


lieber  den  Gosch  äftskrois  der  Direction  s.  Bull.  I,  310.  Block,  dictionn.,  Art. 
enregistrem.  No.  25.  Josat,  minist,  de  lin.,  p.  479  II.  Die  Verwaltung  des  „domainc“ 
tiu fasst  das  gcsaininte  Staatscigcnthum,  mit  Ausschluss  der  Staatsforsten,  welche 
bis  1820  unter  dieser  Direction  standen,  jetzt  zum  Ackerbauministcrium  gehören,  dann 
auch  ausgenommen  die  nicht  zu  einem  öffentlichen  Dienst  bestimmten  Objecte, 
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spccicll  Immobilien,  die  den  betretenden  Fachministerien  unterstehen  (Josat,  p.  r>0‘J  ff., 
513).  Gewisse  Erträge  der  Staatsforsten,  so  diejenigen  für  Holzschläge,  welche 
Jiieht  von  den  Generaleinnehmern  vereinnahmt  werden,  und  verschiedene  andere  Forst- 
erträge Hiesscn  aber  auch  bei  der  Registrirungsdirection  ein.  Zur  Würdigung  der 
Organisation  und  der  Kosten  dieser  Direction  ist  dieser  weite  auf  vielerlei  Anderes, 
als  auf  die  Verkehrssteuern  sich  beziehende  Geschäftskreis  zu  beachten.  Von  den 
Einnahmen  kamen  JSS6  (llull.  XXII,  139  ff.')  auf  die  Iiauptgruppen  folgende  Summen 
in  Mill.  Frcs. 


Eigentliche  Registrirungsabgabcn  (i.  e.  S.)  . . 405.34 


Droits  de  greffe 8.08 

Hypotliekengebühren 5.68 

Geldstrafen  im  Gebiet  der  Direction 1.27 

Seeversicherungspolicen 0.23 

Effectentransmissionssteuer 36.90 

Verschiedene  Einnahmen  d.  Rogist.-Abthcilung  . 1.56 


Zusammen  Regist.  im  weiteren  Sinne  519.11 

Stempel  . 156.14 

Summa  675.25 

3%  Mobiliarwerthsteuer 47.24 

Summa  „Steuern4'  722.49 

Domänenerträge 17.06 

Forsterträge 7.58 

Verschiedene  Einnahmen 1.83 


Summa  Summarum  748.95 


Unter  den  „verschiedenen  Einnahmen  der  Regist.  - Abtheilung“  Siegelgelder 
204,000  Frcs.,  Justizkosten  1.28  Mill.  Unter  den  „Domänenerträgen“  regelmässig  die 
Hauptsumme  aus  Veräusserungan  beweglicher  und  unbeweglicher  Objecte  (1 1.74  Mill.), 
2.57  Mill.  aus  herrenlosen  Vcrlassenschaften  u . s.  w.  S.  weitere  Statist.  Daten  u.  §.224. 

Eine  Zusammenstellung  der  Erträge  und  Vcrwaltungskosten  der  Direction  von 
1799 — 1878  im  Bull.  I,  309  ff.  Die  „persönlichen  Kosten“  sind  von  6%  in  1820 
auf  4 94  in  1830,  3.86  in  1850,  2.83  in  1869,  2.12%  in  1875  gefallen,  vornehmlich 
wegen  der  Ertragssteigerung,  auch  weil  die  Ertragsanteile  (remiscs)  der  . Beamten 
nur  vom  Principal,  nicht  von  den  Zuschlägen  berechnet  werden.  Die  persönlichen  Kosten 
waren  1875  14.18,  die  sachlichen  u.  s.  w.  1.80,  zusammen  15.98  Mill.  Frcs.,  bei  670.3  Mill. 
Einnahme,  also  ca.  2.37%  Kosten  im  Ganzen,  jetzt  wohl  nur  2'/4%,  allerdings  sehr 
niedrig,  auch  niedriger  als  die  der  directcn  Steuern  (s.  o.  S.  434),  — wobei  freilich  immer 
fraglich  bleibt,  ob  alles  Erforderliche  richtig  angesetzt  worden  ist  und  werden  kann. 


Ihrer  Organ isati  on  nach  zerfällt  auch  diese  Direction  in 
einen  Central-  und  einen  Local-  oder  Departementaldienst. 


An  der  Spitze  des  ersten  steht  der  Generaldirector,  unterstützt  durch  einen 
Verwaltungsrath  (4  Mitglieder)  und  das  erforderliche  Bureau-,  Rechnungspersonal  u.  s.  w., 
alle  cautionsfrei. 

Der  Localdienst  gliedert  sich  zunächst  nach  Departements  und  umfasst 
in  jedem  ein  höheres  und  ein  niedereres,  bezw.  eigentliches  Localdienst-Personal,  das 
iui  Allgemeinen  cautionspfliclitig  ist.  Zu  crsterein  gehört  für  jedes  Departement 
ein  Dircctor  und  ein  Inspector,  dann  Untcrinspectorcn  und  Verificatorcn,  in  besonderer 
Stellung  ein  garde- magasin  contröleur  de  comptabilite.  Der  Inspector  hat  u.  A.  die 
Verificatoren  und  in  Superrevision  die  Einnehmer  (reccveurs)  selbst  zu  controliren, 
die  Unterinspectoren  und  Verificatoren,  gewöhnlich  je  1 in  jedem  Arrondissement, 
haben  den  ganzen  Dienst  der  Rechnung  legenden  Beamten  (comptables)  und  Ein- 
nehmer speciell  zu  controliren.  Im  Local-  und  eigentlichen  Einnahmcdieiist  fnngiren 
für  die  Registrirung,  für  die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Abgaben  und  für  den 
Debit  des  Stcinpelpapiers  die  Einnehmer  („recevcurs“) , gewöhnlich  in  jedem 
Ca n ton  je  1,  die  Hypothekenbewahrer,  in  den  Hauptölten  der  Departements 
und  meistens  in  denen  der  Arrondissements  je  1.  In  grösseren  Städten  giebt  es 
ferner  eigene  Beamte  zur  Controlc  der  Erbfolgen,  Micth-  pwl  Pachtverträge,  münd- 
lichen Erklärungen.  (Vignes,  I,  470  ff.,  Josat,  p.  483  ff,  Block,  dietionn.,  No.  13 
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bis  24  im  Art.  En  regist  re  ment).  Die  Einnehmer  sind,  wie  andere  derartige  französische 
Finanzbeamtc  (die  receveura  particuliers  der  Arrondissements  s.  bei  Block  u.  d.  W.)  auf 
massige  (ichalte  und  auf  Ein  nah  me  an  t heile  (reinises)  gesetzt.  Hierfür  gilt  ein  mit  der 
Summe  abnehmender  (degressiver)  Tarifsatz,  der  jetzt  z.  B.  bei  2 — 3 Mill.  auf  ü.l. 
bei  3 — (»  Mill.  auf  0.03.  bei  Uber  ü Mill.  Frcs.  auf  0.01%  s*nkt  (Suppl.  gener. 
Bloek’s,-  p.  183).  Ein  früher  bestehendes  Maximum  der  remises  eines  Einnehmers 
von  12,000  Frcs.  ist  1882  beseitigt  worden.  Ehedem  sind  auch  die  übrigen  Beamten 
des  Enregistremcnt,  wie  schon  vor  1780  bei  den  analogen  Abgaben,  auf  solche 
Tantiemen  gesetzt  gewesen,  was  erst  1817  beseitigt  wurde,  wo  für  sie  feste  (jehalte 
eintraten.  (Stourm,  I,  430.) 

Dieser  steuertechnisch  gerade  bei  dieser  Steuergruppe  be- 
sonders wichtige  Local-,  Inspections-  und  Controldienst  ist  der 
Aufgabe,  die  hier  vor  Allem  in  der  vollständigen  und  richtigen 
Veranlagung  besteht,  wohl  gut  angepasst.  Für  diese  Veran- 
lagung ist  die  Voraussetzung  die  sichere  Constatirung  der 
steuerpflichtigen  Hechtsgeschäfte  und  derjenigen  That- 
sachen,  an  welche  sich  Steuerfälle  ankntipfen,  wie  namentlich  der 
Todesfälle  und  der  Erbfolgen,  sowie  in  allen  Fällen,  wo  das 
Maass  der  Steuerpflicht  sich  nach  der  Werthhöhe  richtet,  wie 
namentlich  bei  allen  Pro portion a labgaben,  die  sichere  Fest- 
stellung dieser  Werth  höhe.  Beides  sucht  die  Organisation 
des  Dienstes  zweckmässig  zu  verbürgen.  Die  Stellung  der  Ein- 
nehmer auf  Tantiemen  trägt  dazu  auch  mit  bei. 

Zur  Mithilfe  in  der  Lösung  dieser  schwierigen  Aufgabe  der 
Kcgistrirungs-  und  Stempelverwaltung  dienen  dann  die  Ver- 
pflichtungen anderer  Behörden  und  Beamten  zu  erforder- 
lichen Anzeigen  (z.  B.  der  Standesämter  in  Betreff  der  Todes- 
fälle) und  zur  Ertheilung  erbetener  Aufschlüsse,  die  Be- 
rechtigungen der  Registerbeamten  zu  Nachforschungen 
in  den  Acten  anderer  Behörden,  die  Verpflichtungen  anderer 
Behörden  zur  Controle  (z.  B.  der  Gerichte  in  Betreff  der  vor 
sie  kommenden  Urkunden,  Rechtsgeschäfte,  Vorgänge  bezüglich  der 
erfolgten  richtigen  Rcgistrirung  und  Stempelung),  endlich  und 
namentlich  die  Verpflichtungen  des  Rechtsgeschäfte  ab- 
schliessenden, Erbschaften  antretenden  u.  s.  w.  steuerpflichtigen 
Publicums  selbst  zur  Anmeldung,  Rcgistrirung,  Stempelung 
und  die  Androhung  von  Rechtsnachtheilen  und  Strafen 
bei  Unterlassungen  der  Rcgistrirung  und  Stempelung  und  bei 
Verkürzungen  des  Fiscus  (z.  B.  in  Folge  unvollständiger  oder 
falscher  Angaben). 

Ob  alle  diese  Hilfsmittel  neben  der  guten  Organisation  des 
Verwaltungsdienstes  ausreichen,  die  gesetzliche  Besteuerung  voll- 
ständig und  richtig  durchzuführen,  darüber  stimmen  auch  in  Frank- 
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reich  die  Urtheile  nicht  ganz  überein.  Wo  empfindliche  Reclits- 
nachtheiie  drohen,  und  die  Betheiligten  selbst  ein  wesentliches 
Interesse  an  der  Erfüllung  aller  rechtlichen  Formalitäten,  an  die 
sich  dann  die  Steuer  gleich  anknüpft,  haben,  wie  wohl  im  Ganzen 
meistens  beim  Verkehr  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen  in 
Immobilien,  da  mag  das  Ziel  der  Besteuerung  wohl  ziemlich 
erreicht  werden.  Jedenfalls  werden  hier  weniger  Fälle  der  völligen 
Unterlassung  der  Steuerzahlung,  bei  ganz  unterbleibender  Regi- 
strirung  und  Stempelung,  als  der  theil  weisen  Hinterziehung,  be- 
sonders vermittelst  zu  niedriger  Werthangaben,  Vorkommen.  Die  zur 
Verhütung  letzteren  Vergehens  eingeftihrten  Controlen  der  Ver- 
waltung, so  das  eventuell  statthafte  amtliche  Untersuchungsver- 
fahren („expertisc“) , werden  schwerlich  immer  ausreichen.  Bei 
Verkehrsvorgängen  und  Rechtsgeschäften,  welche  sich  auf  beweg- 
liche Wertlie,  besonders  auf  Werthpapiere  (Namenspapiere), 
beziehen,  dürfte  auch  die  französische  Verwaltung  mit  allen  ihren 
tiscalischen  Hilfsmitteln  eine  vollständige  Durchführung  der  gesetz- 
lichen Besteuerung  kaum  erreicht  haben:  das  heikle  Problem  einer 
solchen  „Verkehrsbesteuerung“,  das  für  die  Beurthcilung  des  steuer- 
politischen und  steuertechnischen  Werths  derselben  von  Wichtig- 
keit ist,  weil  eben  die  gleichmässige  Behandlung  des  Immobiliar- 
und  Mobiliarverkehrs  dabei  wieder  nicht  durchführbar  erscheint. 
Die  ungemeine  Höhe  vieler  Steuersätze,  besonders  des  Immo- 
biliarbesitzwechsels und  der  Erbschaftssteuern,  steigert  natürlich 
die  Ilinterziehungs-  und  Verkürzungstendenz  sehr.  Die  mitunter 
mögliche  Wahl  zwischen  verschiedenen  Einkleidungsformen  von 
Rechtsgeschäften  mit  verschiedener  Steuerhöhe  mag  auch  ein  wenig 
in  dieser  Richtung  wirken.  Die  Controlen,  die  bei  diesen  Abgaben 
besonders  wichtigen,  unentbehrlichen  und  auch  im  französischen 
Recht  sehr  ausgedehnt  angewendeten  Androhungen  von  Recbts- 
nacbtheilen  und  Strafen  wenden  sich  demgemäss  gegen  alle  solche 
Versuche,  aber  reichen  schwerlich  immer  für  den  Zweck  aus.  Alles 
das  bedingt  unvermeidlich  wieder  thatsächliche  Ungleichmässig- 
keiten  der  Besteuerung  und  bildet  so  ein  Bedenken  gegen  die 
letztere. 

§.  212.  2.  Reclamationen.  Beitreibung.  Zwangsver- 

fahren. Auch  bei  diesen  Abgaben,  wie  bei  den  dirccten  Steuern 
(§.  182)  unterscheidet  das  französische  Recht  einmal  Rec  1 a m a t i o n en , 
welche  aus  Billigkeitsgründen  um  ,, E r 1 a s s “ oder  „ E r - 
massig  u n g “ bitten  und  innerhalb  der  Verwaltungsbehürden- 
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Instanz  allein  erledigt  werden;  sodann  solche  Reclamationen, 
welche  als  Beschwerden  wegen  unberechtigter  oder  unrichtiger 
Veranlagung  oder  ebensolcher  Zahlungsleistung,  also  wegen  ver- 
letzten Rechts  eventuell  zunächst  ebenfalls  an  die  Verwaltung 
gehen,  aber  auch  danach,  bei  unbefriedigendem  Bescheid  für  den 
Reclamanten,  oder  gleich  von  vornherein  als  Steuerklagen  an 
die  Gerichte  gebracht  werden  können  und  hier,  wenn  Zahlung 
schon  geleistet  war,  Restitution  verlangen. 

Das  Recht  der  Verwaltung,  Erlass  oder  Ermässigung 
zu  gewähren,  ist  indessen  hei  diesen  Abgaben  — dem  Wesen 
derselben  allerdings  wohl  entsprechend,  also  logisch  folgerichtig  — 
erheblich  beschränkter,  als  hei  anderen  Steuern,  so  den 
directen,  und  war  es  früher  noch  mehr. 

Nach  Art.  59  des  Gesetzes  vom  22.  Frim.  VII.  war  der  Verwaltung,  bei  persön- 
licher Verantwortlichkeit  der  Beamten,  die  Gewährung  von  Erlass  oder  Ermässigung 
der  Abgaben  und  Strafen  untersagt.  Doch  hat  man  dies  später  beschränkt  auf  die 
einfachen  Ahgabesätzc  und  die  schon  gezahlten  (Straf-) Aufschläge  dazu  und 
die  Geldstrafen.  Sind  diese  noch  nicht  bezahlt,  so  kann  der  Finanzmiuistcr  dafür 
Nachlass  oder  Ermässigung  gewähren.  (Jacob,  Note  zu  Art.  59  des  genannten  Ge- 
setzes, S.  58,  Vignes,  I,  397.  S.  auch  Art.  60  dieses  Gesetzes:  „eine  gesetzlich 
erhobene  Registi  irgebühr  kann  nicht  zurück  erstattet  werden“.  Dennoch  Ausnahmen, 
s.  Jacob,  Note  zu  diesem  Artikel,  S.  54.  Vignes,  S.  397  fl  ). 

Steuer  klagen  wegen  verletzten  Rechts  gehen  hei  diesen 
Abgaben  regelmässig  zur  Entscheidung  an  die  Ci vilge richte, 
welche  auch  alle  Strafen  dabei  verhängen. 

Gesetz  v.  Frim.  VII.,  Art.  65.  Vignes,  I,  466.  Ein  wesentlicher  Unterschied 
von  der  Sachlage  bei  den  directen  Steuern,  wo  die  Verwaltungsjustiz  hier  eompetent 
ist  (§.  lsl ).  Bei  den  Register-  und  Stempelabgaben  u.  s.  w.,  wo  es  sich  regelmässig 
um  streitige  Privatrechtsfragen  in  solchen  Reclamationen  handelt,  — z.  B.  ob  ein 
Rechtsgeschäft  unter  die  und  die  Tarifposition  fällt  — ist  es  nur  folgerichtig  und 
zweckmässig,  hier  die  Civiljustiz  für  eompetent  zu  erklären,  wie  das  auch  andere 
Gesetzgebungen  in  ähnlichen  Fällen,  z.  B.  im  Stempclwcsen,  gethan  haben. 

Die  Beitreibung  veranlagter  fälliger  und  unbezahlt  ge- 
bliebener Abgaben  erfolgt  nach  vorausgegangener  Mahnung,  inner- 
halb 8 Tagen  zu  zahlen,  durch  einen  Zwangsbefehl  des  c-om- 
petenten  Steuerbeamten , welcher  vom  Friedensrichter  des  Cantons, 
worin  das  Steueramt  liegt,  visirt  und  für  vollstreckbar  erklärt  ist. 
Die  Vollstreckung  dieses  Befehls  kann  aber  durch  die  Wider- 
spruchsklage des  Steuerschuldners  unterbrochen  werden,  lieber 
diese  Klage  entscheidet  das  Civilgericht  des  Steuerbezirks. 

Gesetz  v.  Frim.,  Art.  64,  65.  S.  Jacob,  S.  56.  Vignes,  I,  467  (f.  Keine 
Berufung  gegen  das  Urthcil,  Anfechtung  nur  durch  Nichtigkeitsbeschwerde  (Art.  65V 
S.  f.  Weiteres  zum  Vergleich  auch  oben  §.  1$2  über  diese  Puncte  bei  den  directen 
Steuern.  Auch  Block,  dict.,  Art.  Enregistremcnt,  No.  1 04  — 1 OS.  Vignes,  I,  2S3  ff. 
über  diese  Verhältnisse  bei  den  Verbrauchssteuern,  welche  principiell  bei  den  Ver- 
kehrssteuern ebenso  oder  ganz  ähnlich  liegen , während  sie  bei  den  directen  Steuern 


Digitized  by  Google 


Rcgistriningsabgabcn.  Ursprung. 


511 


gegen  beide  Steuergruppen  abweichen.  — Bei  den  zum  Theil  nur  kurzen  Ver- 
jährungsfristen der  Kegistcrabgaben  gewinnt  das  Beitreibungsverfahren  besondere 
Wichtigkeit. 

Einzelnes  weitere  Hierhergehörige,  dann  über  Steuerstrafen  und  Kechts- 
n achtheile  im  Folgenden  bei  den  einzelnen  Abgaben. 


b.  Die  Rcgist rirungsabgaben. 

(«esetzgebu  ng  und  Literatur  s.  o.  S.  503  und  S.  505. 

§.  213.  1.  Ursprung.  Zur  Würdigung  dieses  ganzen  com- 

plicirten  und  den  Vennögensverkclir  so  schwer  belastenden  Steuer- 
systems ist  immer  wieder  darauf  hinzuweisen,  dass  es  in  seiner 
Grundlage  und  seinen  leitenden  Grundsätzen  aus  dem  ancien 
regime  herübergenommen  worden  ist,  nur  unter  anderen  Nauicu 
und  mit  Acndcrungen  und  Verbesserungen,  sowie  mit  feinerer 
systematischer  Durchbildung  im  Einzelnen,  freilich  aber  auch  mit 
weit  höheren  Steuersätzen.  Die  Vorgänger  der  heutigen  Register- 
abgaben sind  die  ehemaligen  Abgaben  unter  dem  Namen  contrule, 
insinuation  und  centieme  denier  (§.  65),  deren  administrative  und 
steuertechnische  Durchführung  formell  bereits  vor  1789  eine  im 
Ganzen  wohl  gelungene  war,  so  dass  Manches  davon  in  der  Folge- 
zeit für  die  Einrichtung  des  Enregistrement  als  Muster  dienen 
konnte  und  in  der  That  in  den  neuen  Gesetzen  und  Reglements 
vielfach  nur  copirt  worden  ist.  Die  Revolutionsgesetzgebung  hob 
diese  älteren  Abgaben  und  Einrichtungen,  mit  Ausnahme  der 
„Insinuation“  auf  (Gesetz  vom  5.— 19.  December  1790),  führte  sie 
aber  vereinfacht  unter  anderen  Namen  gleichzeitig  wieder  ein,  als 
Abgaben  von  Urkunden  und  von  Eigent  hu  ms  Wechsel,  zu- 
nächst freilich  nach  Normen,  welche  das  Hsealische  Interesse  nicht 
genügend  sicherten  und,  nach  den  Ideologieen  der  Zeit,  der  Bereit- 
willigkeit und  Ehrlichkeit  der  „Bürger“,  der  gesetzlichen  Steuer- 
zahlung nachzukommen,  zu  viel  zutrauten  (gen.  Gesetz  von  1790). 
Nachdem  dies  durch  die  Erfahrung  erhärtet  war,  verschiedene 
Experimente  sich  nicht  bewährt,  die  politischen  Zeitverhältnisse 
aber  begonnen  hatten,  sich  wieder  zu  klären,  hat  dann  das  grund- 
legende Hauptgesetz  vom  22.  Frimaire  VII.  (12.  December 
1798)  das  System  des  Enregistrement  en dgiltig  festgestellt. 
In  diesem  Gesetze  ist  aber  im  Wesentlichen  das  Gute  und  Brauch- 
bare aus  der  Gesetzgebung  der  früheren  Zeit  nur  in  verbesserter 
Gestalt  beibehalten  worden.  Alles,  was  seitdem  legislativ  auf 
diesem  Gebiete  geschah,  bildet  nur  den  Ausbau  des  Systems  des 
Gesetzes  vom  22.  Frimaire  VII. 

A.  Wagner,  Fiuanzwissenschaft.  III. 
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Vortreiriich  weist  Stourrn,  I,  394 — 443  überall  die  wenig  verborgenen  Ver- 
bindungstaden zwischen  der  alten  und  neuen  Gesetzgebung  nach , da  auch  hier  die 
üblichen  französischen  Illusionen  über  die  „Neuheit“  des  Steuerwesens  der  ersten 
Revolution  verbreitet  sind.  Doch  sind  diese  Beziehungen  zwischen  dem  „Neuen“  und 
„Alten“  auch  schon  früher  von  den  Fachautoren  bemerkt  worden.  S.  auch  Vigncs, 
T,  323  fl'.  — Das  erste  Gesetz  von  1 790  litt  an  dem  allgemeinen  Fehler  der  Zeit,  den. 
Steuerpflichtigen  zu  viel  Ehrlichkeit  zuzutrauen  und  der  Verwaltung  die  Mittel  zur 
Controle,  zur  Entdeckung  und  Verfolgung  der  Hinterziehungen  zu  versagen  oder  zu 
beschränken.  Daher  unterblieb  die  Anmeldung  und  Registrirung  so  vieler  steuer- 
pflichtiger Rechtsgeschäfte  oder  wurden  namentlich  die  Wert  he  zu  niedrig  angegeben. 
Das  Gesetz  vom  Frimaire  VII.  gab  in  allen  diesen  Beziehungen  der  Verwaltung  die 
nöthigen  Hilfsmittel  wieder,  nachdem  schon  ein  Gesetz  vom  9.  Vendemiairc  VI. 
(30.  September  1797)  die  Verwaltung  ermächtigt  hatte,  bei  Zweifeln  Uber  richtige 
Werthangaben  in  den  Urkunden  auf  die  „Expertise“  zurückzukommen.  Blosse  Straf- 
androhungen, für  deren  Anwendung  die  Handhabe  fehlte,  hatten  sich  unzulänglich 
erwiesen.  Freilich  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Zeit  für  die  Bewährung  eines 
milderen  Gesetzes  gleich  demjenigen  von  1790  damals  die  denkbar  ungünstigste  war. 

214.  2.  Der  finanzpolitische  Cliaracter  der  Regi- 
strirungsabgaben.  „Die  Einregistrirung  ist  eine  Förmlichkeit, 
welche  darin  besteht,  dass  in  ein  öffentliches  Register  bürgerliche, 
gerichtliche  und  aussergerichtliche  Urkunden  und  Erklärungen  über 
Eigenthumswechsel  wörtlich  oder  auszugsweise  eingetragen  und 
dabei  zu  Gunsten  des  Schatzes  Abgaben  erhoben  werden.“  So 
definiren  Cuenot  und  Verpy  in  ihrem  Artikel  über  die  Ein- 
registrirung (Enregistrement)  im  Block'schen  Wörterbuch  (No.  1) 
die  Einrichtung  und  fügen  dann  in  der  auch  bei  anderen  fran- 
zösischen Autoren  (z.  B.  Vigncs)  üblichen  Weise  hinzu,  diese 
Einregistrirung  habe  einen  doppelten  Cliaracter,  den  einer 
öffentlichen  Dienstleistung  im  Interesse  der  Bürger  und  den 
* einer  Besteuerung  im  Interesse  des  Staats.  Hiermit  wird  richtig 
der  finanzpolitische  Doppel-  oder  Mischcharacter  der  fran- 
zösischen Registrirungsabgaben  Unerkannt:  sie  sind  im  Allge- 

meinen, freilich  nicht  alle  und  nicht  alle  gleichmüssig,  „Gebühren“ 
und  „eigentliche  Steuern“. 

a)  Jenes,  soweit  wirklich  aus  sachlichen,  rechtstech- 
nischen und  verkehrspolitischen  Gründen,  im  Interesse  der 
allgemeinen  Ordnung  und  Sicherheit  des  Verkehrs,  der  Rechts- 
geschäfte, des  Erbgangs  und  daher  im  wirklichen  Interesse  der 
Nächstbetheiligten  eine  Einregistrirung  erfolgt,  eventuell  auch  obli- 
gatorisch ist  — ein  Umstand,  welcher  den  „Gebührencharaeter“ 
der  dabei  erhobenen  Abgabe  nicht  aufheht  — und  die  Abgabe 
nach  ihrer  Höhe  in  „angemessenem“,  d.  h.  zu  der  Vergeltung  des 
„Dienstes“,  der  verursachten  Kostenprovocation  und  der  erforder- 
lichen Beitragsleistung  für  die  Deckung  der  Kosten  der  Register- 
einrichtung — soweit  diese  letztere  eben  im  Verkehrsinteres.se 
liegt  — in  „richtigem  Verhältniss“  steht, 
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Ganz  scharfe  Kriterien  zur  Feststellung  letzterer  Momente  fehlen  zwar  der  Natur 
der  Sache  nach.  Aber  ungefähre  Anhaltspuncte  zur  Abschätzung  bieten  sich  und 
reichen  ans.  Der  Gcbührencharaeter  der  Abgabe  wird  aucli  noch  nicht  durch  die 
Abstufung  der  letzteren  nach  den  Werthgrössen,  auf  welche  sich  die  Rechts- 
geschäfte u.  s.  w.  beziehen,  aufgehoben.  Denn  einmal  bietet  die  Proportion  zwischen 
dieser  Werthgrössc  und  der  Höhe  der  Abgabe  immerhin  öfters  ein  Merkmal  zur  Be- 
messung der  ungefähren  Bedeutung  der  durch  die  Kegistereinrichtung  vertretenen 
„öffentlichen  Dienstleistung“  und  sodann,  was  noch  mehr  zutrifft,  lässt  sich  nach  einer, 
solchen  Proportion  die  Vertheilung  der  Gesammtkosten  der  Einrichtung  am  Besten  auf 
die  einzelnen  Fälle  der  Dienstleistung  vornehmen.  Auch  eine  „Proportionalab- 
gabe“, wie  im  französischen  Registerwesen,  verliert  daher  den  Gcbührencharaeter 
noch  nicht  völlig.  S.  auch  Fin.  II,  277  ff.,  bes.  §.  293,  Vigncs,  I,  323,  330  ff. 

4)  Eigentliche  Steuern  sind  die  französischen  Registrirungs- 
abgaben  dagegen  in  allen  den  Fällen,  wo  sie  nicht  Gebühren, 
und  in  allen  denjenigen,  wo  sie  nur  theilweise  Gebühren  sind: 
daher,  wo  kein  sachlicher,  rechtstechnischer  und  verkehrspolitischer, 
sondern  nur  ein  fiscalischer  Grund  die  Einregistrirung  einer 
Urkunde,  eines  Rechtsgeschäfts,  eines  Vorgangs  u.  s.  w.  bedingt 
und  wo,  selbst  wenn  Gründe  ersterer  Art  vorliegen  und  daher 
eine  wirkliche  öffentliche  Dienstleistung  stattfindet,  die  Höhe  der 
Abgabe  nach  den  vorhin  angedeuteten  Merkmalen  die  für  eine 
„Gebühr“  zulässige  Höhe  übersteigt. 

Hiernach  sind  die  Registerabgaben  Frankreichs  tlieils  nach 
dem  ersten  Umstande,  weil  nur  aus  fiscalischem  Grunde  die 
Registrirung  verlangt  wird,  theils  und  im  Ganzen  mehr  noch  aus 
dem  zweiten  Grunde,  weil  die  Höhe  der  Ahgabesätze  eine  sehr 
bedeutende  ist,  weit  überwiegend  eigentliche  Steuern,  welche 
daher  nach  steuerpolitischen  und  steuertechnischen  Gesicbtspuncten 
zu  beurtheilen  sind.  Bloss  „Gebühren“  sind  unter  den  Rcgisicr- 
abgaben  kaum  vorhanden. 

Ob  und  in  welchem  Maasse  die  einzelnen  Registerabgaben  nur 
Steuer  oder  mehr  oder  weniger  Steuer  oder  Gebühr  sind,  ist 
wesentlich  nach  allgemeinen  sachlichen,  rechtstechnischen  und 
verkehrspolitischen  Gründen  zu  entscheiden. 

In  Frankreich  ist  man  auch  Seitens  der  Finanzmänner  (z.  B.  Vignes,  I,  330  ff.f 
zu  sehr  geneigt,  die  nach  der  specifischcn  Rechtstechnik  des  französischen 
Civilrechts  und  Processrechts  gebotenen  Einregistrinmgen,  obligatorischen  Er- 
klärungen über  Eigenthums-  und  Besitzwechsel  und  schriftlichen  Beuikundungen  schon 
immer  als  hinlängliche  sachliche  Begründungen  der  Präsumtion  eines  „öffent- 
lichen Dicnsts“  und  daher  der  Erhebung  einer  „Gebühr“  in  der  Abgabe  anzu- 
erkennen, was  in  dieser  Allgemeinheit  nicht  zugegeben  werden  kann.  Es  liegt  dieser 
Ansicht  die  andere  zu  Grunde,  dass  die  französischen  civil-  und  processrechtlicben 
Bestimmungen  die  an  sich  juristisch  gebotenen  sind,  was  schon  durch  die  Ab- 
weichungen anderer  Rechtssysteme  widerlegt  wird.  Nach  finanz wissenschaft- 
lich er  Auffassung  sind  die  französischen  Registerabgaben  daher  in  noch  geringerem 
Maasse,  als  nach  der  oben  angedeuteten  Ansicht,  und  mituntef  überhaupt  nicht  mehr 
„Gebühren“,  wo  sie  es  nach  letzterer  noch  sind. 
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Demgemäss  sind , wenn  man  einige  Hauptfälle  betrachtet, 
generisch  die  an  den  Eigenthumswechsel  von  Immobilien, 
unter  Lebenden  wie  von  Todeswegen,  unter  lästigem  Titel  oder 
unentgeltlich  sich  knüpfenden  Registerabgaben  ebenso  wie  die 
Hypothekenabgaben,  entschieden  zum  Theil  Gebühr  und  als  solche 
gerechtfertigt.  Auch  von  Abgaben  für  Eintragungen  in  solche 
Register,  welche  aus  rechtstechnischen  Gründen,  z.  B.  im  Gebiete 
des  Handelsrechts,  Gesellschaftsrechts,  geführt  werden,  gilt  dies. 
Die  Registerabgaben  von  Rechtsgeschäften  bezüglich  beweglicher 
Objecte  und  bezüglich  der  blossen  Nu tzungs Übertragung  von 
Immobilien  (Pacht-  und  Mietverträge)  fallen  dagegen  im  Allge- 
meinen aus  dem  Gebührengebiet  ganz  heraus.  Auch  von  den 
Erbschaftsabgaben  als  solchen,  soweit  sie  sich  nicht  auf  Immo- 
biliarnachlass beziehen  und  nicht  an  sachlich  allgemein  begründete 
Amtshandlungen  der  Gerichte  u.  s.  w.  sich  anschliessen,  gilt  das- 
selbe. Ebenso  von  zahlreichen  einzelnen  Verträgen,  Urkunden, 
Geschäften  aller  Art,  welche  die  französische  Gesetzgebung  direct 
oder  indirecfc  „ — so  namentlich  bei  Producirung  vor  Gericht  — 
der  Registriruug  und  den  Abgaben  dafür  unterwirft,  z.  B.  Heiraths- 
verträge,  Versteigerungen,  Submissionen  von  Arbeiten,  Lieferungs- 
verträge, Schenkungen  u.  v.  a.  m. 

Das  französische  Gesetz  verlangt  nicht  von  allen  Urkunden,  Verträgen,  Rechts- 
geschäften unbedingt  die  Registriruug,  sondern  nur  von  speciell  genannten, 
die  innerhalb  gesetzlicher  Fristen  unter  Strafandrohung  registrirt  werden  müssen. 
Alter  auch  für  andere  Urkunden  u.  s.  w.  besteht  ein  bedingter  oder  indirecter 
Registri rungszwang,  indem  von  denselben  „weder  in  öffentlichen  Urkunden  noch  vor 
Gericht  noch  vor  irgend  einer  eingesetzten  Behörde  Gebrauch  gemacht  werden  darf, 
bevor  die  Registriruug  stattgefunden  hat“,  was  dann  die  Abgabcpilichtigkeit  und 
Zahlung  bedingt  (Gesetz  vom  22.  Krim.  VII.,  Art.  23,  42 — 44,  47,  48,  Gesetz  vom 
28.  April  1816,  Art.  57).  Auch  bei  den  unbedingtzu  registrirenden  Urkunden  u.  s.  w. 
liegt  ausser  in  der  Strafandrohung  und  in  der  unmittelbaren  Gefahr,  in  BetrcfT  der 
unterlassenen  Registriruug  und  Abgabezahlung  entdeckt  und  dann  bestraft  zu  werden, 
ein  mächtiges  Compellc,  die  Rcgistrirung  wirklich  vornehmen  zu  lassen,  in  dem 
drohenden  Rechtsnachtheil,  die  Urkunde  nicht  vor  Gericht  u.  s.  w.  produciren 
zu  können  und  wenn  letzteres  eventuell  geschehen  muss,  um  so  sicherer  der  Strafe 
für  unterlassene  Registriruug  zu  verfallen. 

Man  hat  mit  Rücksicht  auf  diese  Verhältnisse  dann  bisweilen  die  Ansicht  ver- 
treten, die  französische  Registrirungsabgabc  sei  eben  auch  allgemein  der  Preis 
— und  insofern  wenigstens  für  einen  Theil  ihres  Betrags  wieder  allgemein  eine 
„Gebühr“  — welcher  für  die  allgemeine  von  der  Rechtsordnung  anerkannte  Verwend- 
barkeit der  Urkunde  als  rechtliches  Beweismittel  bezahlt  werde,  sei  eine  Bezahlung 
für  den  Schutz,  welchen  die  Gesellschaft  den  Rechtsgeschäften  u.  s.  w.  zu  Theil 
werden  lasse.  Darauf  läuft  z.  B.  eine  diese  Abgaben  mit  begründende  Bemerkung 
von  Vign es,  I,  322  (womit  die  Ausführung  eb.  S.  330  fl.  za  vergleichen  ist) 
wenigstens  mit  hinaus.  Ganz  unhaltbar  ist  diese  Auffassung  wohl  nicht.  Sic  würde 
indessen  folgerichtig  einen  allgemeinsten  und  unbedigten  Registrirungszwang  aller 
denkbaren  Rechtsgeschäfte  mit  entsprechender  Abgabepflichtigkeit  und  sonstiger 
Nichtigkeit  (Nullität,  voller  Ungiltigkeit’)  bei  unterlassener  Registrirung  fordern,  was 
an  der  Durchführbarkeit,  von  anderen  Bedenken  abgesehen,  scheitert.  Und  das  ist 
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auch  gegen  die  Auffassung  bei  dem  bestehenden  französischen  System  einzuwenden: 
cs  ist  und  bleibt  zu  zufällig,  daher  in  der  Praxis  zu  ungleichmässig,  ob  und 
welche  Urkunden  registrirt  und  belastet  werden  und  wie  man  den  Tarif  nach  der 
Verschiedenheit  der  Rechtsgeschäfte  u.  s.  w.  gestaltet.  Die  wirkliche  Benutzung  einer 
Urkunde,  z.  B.  als  Beweismittel  vor  Gericht,  rechtfertigt  daher  auch  noch  nicht  die 
französische  Forderung  der,  wenigstens  nachträglichen  Registrirung  und  Abgahczahlung, 
die  immer  in  einer  Menge  anderer  Fälle,  wo  es  nicht  zu  einem  Rechtsstreit  kommt, 
unterbleibt.  Das  richtige  Gebuhrenmoment  in  den  „Gerichtskosten“  bei  Processen 
liegt  doch  nicht  bei  Registcrabgaben  von  gerichtlich  zu  producirenden  Urkunden  vor. 
Von  der  allgemeinen  Unzulässigkeit  der  Theorie,  die  Besteuerung  auf  den  „Schutz- 
gesichtspunct“  („protection  sociale“)  zu  begründen,  soll  hierbei  gar  nicht  einmal  geredet 
werden  (s.  Fin.  II,  §.  340,  418). 

Auch  in  denjenigen  Fällen,  wo  die  französische  Register- 
abgabe generisch  nach  der  Art  der  betroffenen  Rechtsgeschäfte, 
Vorgänge  und  Urkunden  eine  „Gebühr“  in  sich  schliesst,  bleibt 
die  Abgabe  aber  nach  ihrer  Höhe  regelmässig  doch  zum  grössten 
Theil  eigentliche  Steuer,  die  nur  als  solche  beurtheilt  und 
eventuell  gerechtfertigt  werden  kann.  Auch  die  Immobiliar- 
geschäfte, Eigenthumswechsel  u.  s.  w.  sind  dieser  Höhe  der 
Abgabesätze  nach  in  Frankreich  weit  mehr  wirklichen  „Steuern“, 
als  „Gebühren“  unterworfen. 

Vgl.  daher  die  Tarifsätze  des  Enregistrement,  bes.  die  Proportionalabgaben  unten 
in  §.  218.  Z.  B.  5.5,  mit  den  Decimen  6.875%  Abgabe  vou  Verkäufen  von  Immo- 
bilien; 1,  3,  6.5,  7,  8,  9%  nebst  25%  Zuschlag  bei  den  Erbschaftsabgaben.  Ueber 
% des  Ertrags  des  eigentlichen  Enregistrement  (1886  126.32  Mill.  von  405.34)  kommt 
allein  auf  die  gewöhnlichen  Verkäufe  von  Immobilien  unter  Lebenden,  mit  Ausschluss 
von  besonderen  Fällen,  z.  B.  bei  Verkäufen  behufs  Theilung  unter  Miterben  u.  a.  in. 

Welcher  Theil  der  Registerabgabe  auch  in  den  Fällen,  wo 
letztere  wirklich  „Gebühr“  mit  ist,  als  „Gebühr“,  welcher  als 
„Steuer“  anzusehen  ist,  lässt  sich  natürlich  nicht  ziffermässig, 
sondern  nur  begriffsmässig  scheiden,  daher  auch  in  den  Erträgen 
nicht  trennen.  Jedenfalls  ist  aber  die  „Steuerquote“  erheblich 
grösser  als  die  „Gebührenquote“.  Im  Folgenden  kommt  die  Register- 
abgabe nur  als  Steuer  zur  Erörterung. 

Was  im  Vorausgehenden  vom  finanzpolitischen  Character  der  Rcgistrirungs- 
abgaben  gesagt  worden  ist,  gilt  mutatis  mutandis  im  Wesentlichen  auch  von  den 
Hypotheken-,  Gerichtsschreibcrei-  und  den  in  Stcinpelform  erhobenen  Abgaben.  Die 
beiden  ersteren  sind  in  der  Hauptsache  nur  „Gebühren“,  die  letzteren  umgekehrt  ganz 
überwiegend  „Steuern“,  doch  enthalten  auch  die  französischen  Ilypothekengebühren 
für  die  „Uebcrschreibung“  von  Immobiliarbcsitzwechsel  ein  starkes  Steuerelement, 
s.  §.  219. 

§.  215.  3.  Der  steuerpolitische  Character  der  fran- 
zösischen Registerabgaben,  daher  derjenigen,  welche  nur, 
und  der  übrigen,  soweit  als  sie,  „Steuern“  sind.  Die  über- 
mässige Ausdehnung  und  Höhe  dieser  Abgaben,  auch  wenn 
dieselben  als  Steuern  aufgefasst  werden,  daher  die  einseitige  und 
übertriebene  fiscalische  Tendenz  in  der  Entwicklung  dieses  ganzen 
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Abgabesystems  ist  nicht  wohl  zu  leugnen.  Sie  ergiebt  sich  aus 
jedem  Blick  in  den  Tarif  und  aus  der  Vergleichung  mit  den 
gleichen  oder  ähnlichen  Abgaben  anderer  Länder.  Damit  wird 
aber  in  steuerpolitischer  Hinsicht  doch  nur  ein  Uebermaass 
constatirt  und  gerügt,  das  Abgabesystem  im  Ganzen  und  in  seinen 
wichtigeren  Theilen  ist  unabhängig  von  diesem  Uebermaass  des  ’ 
Fiscalismus  vom  Standpunct  der  allgemeinen  und  der  fran- 
zösischen Steuerpolitik  aus  zu  characterisiren. 

a)  In  ersterer,  in  allgemeiner  Hinsicht  entspricht  ein  Ver- 
kehrssteuersystem, wie  dasjenige  der  französischen  Registerabgaben 
(und  im  Ganzen  auch  der  Stempelabgaben)  den  Anforderungen, 
welche  für  ein  modernes  Steuersystem  aufzustellen  sind:  es  greift 
da  ein,  wo  die  übrigen  Steuern  rechtlich  oder  factisch  Lücken 
lassen  und  daher  einer  Ergänzung  und  eines  Ersatzes  be- 
dürfen. 

Die  principielle  Rechtfertigung  solcher  Verkehrssteuern  und 
das  principielle  Verlangen  danach  für  ein  ordentlich  ausge- 
staltetes Steuersystem  unserer  Periode  bei  hoch  entwickeltem 
Creditverkehr , regem  Besitzwechsel,  beim  Bezug  von  zufällig  an- 
gefallenen oder  speculativ  erstrebten  „Conjuncturengewinuen“  aller 
Art  in  Folge  solchen  Besitzwechsels,  überhaupt  bei  einer  volks- 
wirthschaftlicbcn  Organisation,  wie  der  heutigen  wesentlich  privat- 
wirthschaftliehen  in  dem  Gebiete  unserer  Culturvölker,  ist  in  unserer 
„allgemeinen  Steuerlehre“  (Fin.  II,  8.  439  ff.,  455  ff.)  näher  be- 
gründet worden;  ebenso  die  Rechtfertigung  des  und  das  Verlangen 
nach  einem  Erbschaftssteuersystem,  welches  ein  Bestandtheil  des 
französischen  Registrirungsabgabensystems  ist  (Fin.  II,  S.  476  ff.). 

Alles  dort  früher  Ausgeführte  nötbigt  uns,  rechtfertigt  es  aber 
u.  E.  auch,  principiell  das  französische  Enregistrement 
mit  seinen  Steuern  (und  ähnlich  das  Stempel  wesen)  gegen 
die  zu  weit  gehenden  allgemeinen  Angriffe,  die  es  als  Be- 
steuerungseinrichtung öfters  erfahren  hat,  in  Schutz  zu 
nehmen.  Bestände  es  nicht,  so  müsste  man  es  — unbeschadet 
der  Frage  seiner  Ausdehnung,  Einrichtung  im  Einzelnen  und  der 
Höhe  seiner  Steuersätze  — steuerpolitisch  verlangen,  wie  es  auch  in 
anderen  Ländern  zu  verlangen  ist.  Denn  auch  durch  die  noch  so 
vollkommene  Einrichtung  der  übrigen  Steuern  ist  die  einmal  zur 
Verwirklichung  der  obersten  Steuerprincipien  zu  fordernde  syste- 
matische Ausgestaltung  des  Steuerwesens,  namentlich  die  recht- 
liche und  thatsächliche  Erfassung  und  wenigstens  einigermaassen 


Digitized  by  Google 


Kegisterabgabcii.  Sleucrpolitisclier  Charactcr. 


517 


gleich  mässige  Belastung  aller  Erträge,  Einkommen,  Gewinne  u.  s.  w. 
nicht  zu  erreichen.  Eine  „Verkehrsbesteuerung“,  wie  Enregistrement 
und  Stempelwesen,  ist  freilich  ein  ziemlich  rohes  und  an  sich 
wieder  recht  unvollkommenes  Hilfsmittel  zur  Annäherung  an  dieses 
Ziel,  aber  immerhin  ein  Hilfsmittel,  dessen  Fehlen,  t>ei 
seiner  sonstigen,  wenigstens  partiellen  Unersetzbarkeit  durch 
Ausgestaltungen  der  übrigen  Steuern,  schlimmer  ist,  als  seine 
Fehler  sind. 

Angesichts  der  oigeuthümlichen  jüngsten  Preisgebung  seiner  eigenen  früheren, 
im  Kern  doch  haltbaren  „Verkehresteuertheorie“  seitens  L.  v.  Stein 's  glaube  ich 
auch  an  dieser  Stelle  dies  hervorheben  zu  sollen,  gerade  bei  der  Besprechung  des 
wichtigsten  und  für  die  principiellen  Gegner  günstigsten,  weil  so  berechtigten  Ein* 
wänden  wegen  tiscalischer  Maasslosigkeit  ausgesetzten  practischen  Beispiels  der  Vcr- 
kehrsbesteuerung.  Ich  halte  Stein  gegenüber  (4.  Aufl,  der  Finanzwissenschajt  II, 
152,  5.  Auf!,,  II,  2.  Abth.,  S.  212)  meine  Ausführungen  im  2.  Bande  meiner  Fiaanz- 
wissenschaft  (bes.  S.  439  If.  u.  §.  469,  470)  aufrecht  und  bin  durch  das  genauere 
Studium  des  französischen  Enregistrement  in  meiner  Auffassung  noch  bestärkt  worden. 
S.  auch  die  Bemerkungen  über  und  gegen  Stein  in  meinem  Aufsatze  „Finanzwissen- 
schaft und  Staatssocialismus“  I,  Tüb.  Ztschr.  1SSS,  S.  43  Note,  S.  46  Note. 

b)  Im  französischen  Steuersystem  speciell  nimmt  aber 
Enregistrement  (und  Stempelwesen)  vollends  eine  an  und  für 
sich  ganz  berechtigte  Stellung  ein.  Es  bildet  hier  eine  nicht 
unpassende  Ergänzung  der  directen  Steuern,  u.  A.  nach  seiner 
Wirkung  als  Besteuerung  von  Besitz,  von  Kentenquellen,  also 
auch  des  fundirten  Einkommens,  überhaupt  einigermaassen  einen 
Ersatz  der  fehlenden  directen  Einkommen-  und  Vermögens- 
besteuerung und  einen  Ausgleichungsfactor  neben  den  so 
ausserordentlich  entwickelten  indirecten  Verbrauchssteuern  (inneren 
und  Zöllen).  Dies  gilt  von  dem  Enregistrement  sowohl,  soweit 
es  Rechtsgeschäfte  uuter  Lebenden  betrifft,  als  namentlich  auch, 
soweit  es  die  Erbschaftsbesteuerung  in  sich  enthält.  In  seiner 
Wirkung  derjenigen  von  directen  Steuern  wesentlich  gleichkommend 
und  nach  diesem  entscheidenden  Moment  mehr  zu  diesen  als  zu 
den  „indirecten“  gehörig,  mit  denen  es  sonst  wohl  zusammen- 
gezogen wird,  stellt  es  so  auch  das  Gleichgewicht  zwischen  diesen 
beiden  Steuerarten  mehr  her.  Das  ist  auch  bei  Vergleichung  der 
französischen  mit  anderen  Besteuerungen  zu  beachten.  Und  wenn 
Frankreich  mit  Recht  dafür  getadelt  wird,  dass  cs  die  eigentlichen 
directen  Staatssteuern  neben  den  indirecten  Verbrauchssteuern  nicht 
genügend  entwickelt,  die  Einführung  einer  eigentlichen  Einkommen- 
steuer unterlassen  hat,  so  muss  dieser  Tadel  im  Hinblick  auf  das 
Enregistrement  (und  den  Stempel)  doch  erheblich  eingeschränkt 
werden.  Denn  mindestens  theilweise  wird  durch  letzteres 
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in  Bezug  auf  die  Vertheilung  der  Steuerlast  etwas  Aenliches  erreicht 
als  durch  die  Einkommen-  oder  eine  ihr  verwandte  Steuer  (z.  B. 
eine  allgemeine  Vermögenssteuer). 

Die  Frage  läuft  daun  insofern  auf  eine  steuertechnische 
hinaus:  auf  die  Wahl  der  einen,  der  directeu  Steuer,  der  Ein- 
kommen- und  Vermögenssteuer,  oder  des  Enregistrements  und 
Stempels  zur  Erreichung  desselbensteuerpolitischen  Ziels.  W enn 
man  auch  hierbei  die  erste  Steuerart  meines  Erachtens  mit  Hecht  vor- 
zieht, so  sind  doch  gewisse  Vorzlige  auch  der  zweiten  nicht  zu 
verkennen,  — immer  zunächst  nur  die  principiellc  Frage  nach  der 
ganzen  Steuerart  gestellt,  ohne  Rücksicht  auf  die  spccielle 
Ausgestaltung,  welche  Enregistrement  und  Stempelwesen  in  Frank- 
reich gefunden  haben.  Denn  diese  Ausgestaltung  ist  nicht  die 
allein  mögliche  und  kann  und  muss  vielfach,  vollends  in  den  hohen 
Steuersätzen,  preisgegeben  werden,  — Sätze,  welche  freilich  die 
nothwendige  Folge  eines  enormen  Finanzbedarfs  sind  (§.  225)  — 
ohne  dass  damit  dasPrincip  solcher  Besteuerung  fallen  gelassen 
wird.  Sicherlich  verbleiben  freilich  auch  bei  einem  maassvollereu, 
weniger  ausgedehnten,  weniger  fiscaliseh  übertriebenen  Verkehrs- 
steuersystem in  der  Weise  des  französischen  Enregistrements  (und 
Stempels)  immer  noch  viele  Bedenken  und  Nachtheile,  steuer- 
technischer wie  principielier  steuerpolitischer  Art,  Bedenken,  welche 
in  den  Principien  einer  solchen  Besteuerung  begründet  sind,  also 
sich  nicht  völlig  beseitigen  und  nur  theilweise  durch  passende 
Einrichtungsmodalitäten  vermindern  lassen.  Aber  es  fragt  sich 
eben,  ob  diese  Bedenken  erheblicher  sind,  als  bei  einem  Einkommen- 
(oder  Vermögens-)  Steuersystem  oder  gar  bei  einem  Ertragssteuer- 
system. Nur  so  vergleichsweise,  daher  relativ  lässt  sich  der 
grössere  oder  geringere  Werth  oder  Un werth  einer  Steuergattung 
in  einem  concreten  Falle  aber  richtig  beurtheilen. 

Dieser  steuerpolitische  Character  der  Einregistrirung  als  eines 
wichtigen  Ersatz-  und  Ergänzungsglieds  der  französischen 
Besteuerung  ist  im  Uebrigen  genauer  nur  aus  den  grundlegenden 
Bestimmungen  der  bezüglichen  Gesetzgebung,  daher  namentlich  des 
Hauptgesetzes  vom  22.  Frimaire  VII.  (12.  December  1798)  abzu- 
leiten. Zur  Darstellung  dieser  Bestimmungen  wenden  wir  uns 
jetzt  zunächst,  um  dann  zum  Schluss  noch  einmal  in  einem  kritischen 
Rückblick  auf  den  steuerpolitischen  Werth  der  Registrirungsabgaben 
zurück  zu  kommen  (§.  225). 

S.  bcs.  Vign es,  I,  335  ff. 
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§.  216.  4.  Das  System  und  die  leitenden  Principien 
der  Einregistriru  ng  und  des  A bgabevvesens  dabei. 

a)  Grundsätze.  Der  allgemeine  Grundsatz,  welcher  die 
Hegel  aufstellt,  ist,  dass  alle  der  Registrirung  unter- 
worfenen - Urkunden,  Rechtsgeschäfte  und  Handände- 
rungen (mutations)  auch  abgabepflichtig  sind.  Theils  zu  diesem 
Zwecke,  theils  oder  zugleich  schon  aus  rechtstechnischen  Gründen 
ist  die  — dirccte  oder  indirecte  — Registrirungspflicht  weit 
ausgedehnt.  Sie  tritt  präsumtiv  überall  ein,  wo  es  sich  um 
Urkunde,  Rechtsgeschäft,' Handänderung  handelt  und  wo  das  Gesetz 
nicht  ausdrücklich  von  der  Registrirung  absieht  oder  wo  aus  der  Aus- 
lassung bei  denjenigen  spccicllen  Fällen,  in  welchen  in  Ermangelung 
von  Urkunden  „Erklärungen“  verlangt  werden  (s.  u.),  das 
Fehlen  der  Registrirungspflicht  — wenigstens  bis  auf  Bezugnahme 
vor  Gerichten  u.  s.  w.  — implicite  folgt,  endlich,  wo  aus  gewissen 
concludenten  Thatsachen  hervorgeht,  dass  eine  Uebertragung 
von  Eigenthum  oder  Nutzniessung  von  Grundstücken,  welche  gesetz- 
widrig nicht  registrirt  worden  ist,  stattgefunden  haben  muss. 

S.  für  letztere»»  Puuct  Gesetz  vom  Frim.  VII.,  Art.  12,  13,  z.  B.  Eintragung 
eines  neue»  Eigentümers  in  die  Grundsteuerrollc,  Zahlung  von  Steuern  durch  ihn, 
Eingehung  von  Mieth-  uud  Pachtverträgen.  Hock,  S.  184  generalisirt  daher  zu 
sehr,  wenn  er  sagt:  ,.dem  Princip  nach  wird  das  abgeschlossene  Rechtsgeschäft,  nicht 
die  darüber  aufgonouimene  Urkunde  besteuert  *.  S.  unten. 

Nur  in  beschränktem  Viaasse  bestehen  Ausnahmen.  Einmal  von  der 
Registrirungspflicht  selbst,  so  u.  A.,  ausser  für  Urkunden  der  Regierung,  der 
öffentlichen  Verwaltungen  (wo  aber  Verkäufe  und  gewisse  Verträge  wieder  zu  regi- 
striren  sind),  für  Stenerquittungen , für  Eintragungen  und  Uebertragungen  unter 
lästigem  Titel  (also  u.  A.  nicht  im  Erbgang)  im  grossen  Staatsschuldbueh.  Ferner 
werden  eine  Anzahl  Urkunden  zwar  registrirt,  aber  unentgeltlich  (z.  B.  für  die 
Heirath  „Armer“).  Endlich  werden  manche  Urkunden  zwar  registrirt,  aber  die  Ab- 
gabe einstweilen  nur  ins  Debet  geschrieben,  wo  es  dann  von  den  Umständen 
abhängt,  ob  später  eine  Beitreibung  erfolgt.  (S.  Vignes,  I,  365 — 368,  wo  die  Gc- 
setzess teilen,  Block,  dict.  Art.  Euregistr.,  No.  110 — 119.) 

Registrirungspflichtig  und  abgabepflichtig  sind  danach 
in  der  Regel  alle  gerichtliche  und  aussergerichtliche, 
notarielle  Urkunden,  ferner  auch  solche  private  (unter 
Privatuntersebrift),  welche  unter  Lebenden  wie  im  Sterbefall  Eigen- 
thum uud  Nutzniessung  an  unbeweglichen  Gütern  übertragen, 
Miethe  und  Pacht,  Unterpacht,  Cession  von  Pacht  u.  dgl.  m.  bei 
diesen  Gütern  betreffen;  endlich  auch  solche  andere  Privat- 
urkundeu,  von  welchen  vor  Gericht  oder  Behörden 
Gebrauch  gemacht  wird  (S.  514).  Hier  wird  also  nicht  das 
Rechtsgeschäft  schon  als  solches,  sondern  nur  das  schriftlich 
beurkundete  zur  Eintragung  und  Abgabeeutrichtung  verpflichtet, 
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aber  nicht  die  Schriftlichkeit  unbedingt  verlangt  und  etwa 
zur  Voraussetzung  der  Rechtsgiltigkeit  gemacht. 

Dazu  treten  jedoch  Fälle,  wo  ein  Rechtsgeschäft  als  solches, 
bezw.  eine  Handänderung  (mutation)  als  solche  der  doppelten 
Verpflichtung  unterliegt  und  daher,  bei  fehlenden  Urkunden  (also 
u.  A.  regelmässig  bei  Intestaterbfolge,  bei  vielen  Schenkungen)  inner- 
halb bestimmter  Fristen  unter  Strafandrohung  abzugebende  Er- 
klärungen zur  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  vorgeschrieben 
sind.  Dahin  gehört  jede  Uebertragung  des  Eigenthums  oder  der 
Nutzniessung  unbeweglichen  Guts  unter  Lebenden*,  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Guts  im  Sterbefall  (beides  schon 
nach  Gesetz  von  1801),  ferner  jetzt  auch  jede  Uebertragung  der 
Nutzung  unbeweglichen  Guts  (also  alle  Pachten  und  Miethen, 
mit  Ausnahme  mündlicher  Vermiethungen  auf  höchstens  3 Jahre 
und  für  höchstens  100  Frcs.  jährlich)  und  jede  Uebertragung  zu 
Eigen thum  unter  lästigem  Titel  von  Handelsfonds  u.  dgl.  . 
(fonds  de  commerce  ou  de  clienteles). 

Beides  letztere  der  Dcclarationspfiicht  uuterworfou  durch  Gesotz  vom 
23.  März  1871,  Art.  11  (s.  Dejeau,  p.  13  ft'.,  mit  den  Noten),  bezw.  Gesetz  vom 
28.  Februar  1571,  Alt.  7 u.  8 (eb.  p.  147);  die  beiden  älteren  Vorschriften  schon 
im  Gesetz  vom  27.  Vent.  IX.,  Art.  4,  in  Verbindung  mit  22.  Frim.,  Art.  12,  22,  24,  38. 

Vignes  (I,  337  11.)  leitet  zwei  „allgemeine  Kegeln“  für  die  Abgabe- 
pflichtigkeit  ab:  1.  es  bedarf  einer  Urkunde  (acte),  ausgenommen  in  den  Fällen, 
wo  zum  Ersatz  jene,,  Erklärungen“  verlangt  werden;  2.  die  Urkunden  müssen  dem 
Kegisteramt  vorgelegt  werden,  ausgenommen,  wenn  nicht  schon  die  Geschäfte  (Um- 
sätze) als  solche,  auf  Grund  jener  „Erklärungen“  register-  und  steuerpflichtig  sind. 
Daher  sind  Besitzveränderungen  beweglicher  Güter  unter  Lebenden  im  Allge- 
meinen nur  bei  Beurkundung  pflichtig  und  diese  Beurkundung  ist  nicht  obligatorisch, 
so,  dass  davon  etwa  die  Keclitsgiltigkeit  des  Geschäfts  abhinge,  weshalb  sich  die 
meisten  letzteren  der  Strafe  entziehen  (gegen  den  Wortlaut  des  ursprünglichen 
Gesetzes). 

§.  217.  b)  Die  Abgabearten.  Die  Registerabgaben  zer- 
fallen nach  der  ursprünglichen  Gesetzgebung  (Jahr  VII)  in  zwei 
Arten;  durch  ein  neueres  Gesetz  (28.  Februar  1872)  ist  noch  eine 
an  die  erste  Classe  der  bestehenden  sich  anlehnende  und  sie  in 
gewissen  Fällen  verändernde  dritte  Art  hinzu  getreten.  Die  beiden 
alten  Arten  sind  die  sogen,  festen  Abgaben  (droits  fixes)  und 
die  sog.  proportionalen  oder  verhältnissmässigen  Abgaben 
(droits  proportionnels),  die  neue  Classe  ist  die  der  ab  gestuften 
festen  Abgaben  (droits  fixes  gradues).  Die  Anwendung  jeder 
der  drei  Arten  richtet  sich  nach  der  Art  der  Urkunden,  Rechts- 
geschäfte, Handänderungen  (mutatious). 

«)  Nach  den  grundlegenden  Normen  des  Art.  3 des  Gesetzes 
vom  22.  Frim.  VII.  und  dem  damit  in  Verbindung  stehenden  Tarif 


Digitized  by  Google 


Registerabgaben.  Arten.  Feste  Abgabe. 


521 


(Art.  68)  unterliegen  der  festen  Abgabe  diejenigen  „bürger- 
lichen , gerichtlichen  und  aussergerichtliehen  Urkunden , welche 
weder  eine  Schuld  Verbindlichkeit  (Obligation),  noch  eine 
S cli ul d be frei ung  (liberation),  noch  Vertheilung  unter 
Gläubigern  (collocation)  oder  Liquidation  von  Geld-  und  Werth- 
beträgen, noeh  eine  Uebertragung  von  Eigenthum,  Nutz- 
niessung  oder  Genuss  an  beweglichem  oder  unbeweglichem  Gut 
enthalten“.  Hiernach  kann  man  wohl  mit  Vignes  sagen:  die 
feste  Abgabe  tritt  bei  Urkunden  mit  bloss  darlcgendem 
oder  erklärendem  Inhalte  (actes  deelaratifs)  ein.  Der  Tarif 
classificirt  diese  Urkunden  dann  und  unterwirft  sie  ver- 
schiedenen festen  Sätzen,  welche  gegenwärtig  im  Principal  von 
s/4  bis  150  Frcs.  gehen.  Das  Missliche  möchte  dabei  nur  sein, 
dass  die  feste  Abgabe  in  zahlreichen  Fällen,  wie  gewisse  Rechts- 
und Verwaltungsgebühren  auch  sonst,  in  ein  ungünstiges  Verhältniss 
zur  Steuerfähigkeit  der  Betroffenen,  zu  deren  Einkommen  und 
Vermögen  tritt,  leicht  nach  Unten  zu  härter,  einigermaassen 
„umgekehrt  progressiv“  wirkt. 

Iu  der  Uebersctzimg  des  Art.  3 bin  icli  Jacob  gefolgt.  Ganz  unzweideutig  ist 
auch  das  Original  nicht.  Der  Tarif  trifft  gewöhnliche  bürgerliche  und  Verwaltungs- 
Urkunden  mit  1 ’/a — 22 7«  Frcs.,  gerichtliche  mit  1 l/.i — 150.  ausscrgorichtliche  mit 
3/* — 57Vä  Frcs.,  Urkunden  des  Civilstands  mit  3 — 150  Frcs.  Das  Einzelne  im  Tarif 
§.  68,  bei  Jacob,  S.  58  ff.  (mit  den  Abänderungen  des  Gesetzes  vom  Frim.  VII.). 
Die  „feste  Abgabe“  gleicht  hiernach  doch  sehr  dem  Stempel  und  iu  vielen  Fällen 
würde  es  einfacher  erscheinen,  die  betreffende  Urkunde  nur  für  Stempel  pflichtig 
zu  erklären  (was  sie  ausserdem  noch  sein  kann  und  regelmässig  ist).  Die  Kcgistrirung 
ist  nur  ein  gutes  Controlmittel  der  Steuererhebung. 

Bloss  ein  kleiner  Theil,  ca.  8%,  des  Ertrags  des  eigentlichen  Euregistromcnt 
fällt  auf  die  feste  Abgabe.  Es  war  in  1S$6  (Bull.  XXII,  150). 


Zahl  Stück. 

Ertrag  Mill.  Frcs. 
(mit  Decimeu) 

Abg.  p.  Stück. 

Bürgerl.  u.  administrative  Urkunden 

2,378,564 

9,541 

ca.  4 Frcs 

Gerichtliche  Urkunden 

2,167,806 

9,968 

,.  4.6  „ 

Ausscrgerichtliche  Urkunden  . . . 

6,554,169 

17,474 

2 7 

Civilstands -Urkunden 

8,928 

199 

„ 22.3  „ 

Zusammen 

37,231 

„ 3.3  „ 

Ertrag  incl.  49.000  Frcs.  nach  älteren  Tarifen.  Gesammtertrag  des  Enregistrement 
465.84  Mill.  Frcs.  — Aber  welche  Verwaltungsarbeit  und  welche  Belästigung  des 
Publicums  durch  diese  Registrirung  von  Uber  11  Mill.  Urkunden,  ohne  sehr  erheb- 
lichen finanziellen  Etfect  und  doch  nur  mit  beschränkterer  Stützung  durch  die  Gründe, 
welche  die  Proportioualabgabe  steuerpolitisch  rechtfertigen.  So  ist  diese  „feste  Ab- 
gabe“ auch  steuertechnisch  mehr  als  die  andere  zu  bemängeln. 

ß)  Die  1872  neu  eingeführte  Classe  der  ab  gestuften  festen 
Abgabe  bat  Grundsätze  der  gewöhnlichen  festen  und  der  Proportional- 
abgabe in  Verbindung  gebracht.  Sie  stuft  nämlich,  so  der 
muthmaasslichen  Steuerfäbigkeit  der  Betroffenen  sich  mehr  an- 
passend, als  die  feste  Abgabe,  für  bestimmte,  im  Gesetz  ge- 
nannte Urkunden  die  Abgabe  nach  grossen  Stufen 
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der  Werthbeträge,  auf  welche  sich  die  Urkunden  — ohne 
zur  Proportionalabgabe  Anlass  zu  geben  — beziehen,  selbst 
wieder  ab.  Wohl  ein  an  sich  richtiger  Fortschritt  gegenüber 
der  reinen  festen  Abgabe,  wobei  freilich  Auswahl  der  Urkunden 
und  Höhe  und  Abstufung  der  Abgabesätze  wieder  ziemlich  will- 
ktihrlich  bestimmt  wurden  und  werden  mussten. 

S.  das  Gesetz  vom  28.  Februar  1872  bei  Dcjean,  p.  139  ff.  mit  Noten.  Die 
dieser  abgestuften  festen  Abgabe  unterworfenen  Urkunden  betreffen:  Bildung  und 
Verlängerung  von  Gesellschaften  (für  den  Betrag  der  Zubringungen,  Apports, 
nach  Abzug  der  Schulden,  wo  ohnehin  die  Unterstellung  unter  die  feste  Abgabe, 
statt  unter  die  proportionale,  von  zweifelhafter  Berechtigung  und  insofern  eine  Ver- 
günstigung ist);  Urkunden  über  Handänderung  jeder  Art  (auch  Nutzniessung,  Genuss) 
au  unbeweglichem  Gut  im  Ausland  oder  den  Colonien  unter  Lebenden,  wenn 
diese  Urkunden  Rechtswirkung  innerhalb  Frankreichs  erlangen;  dgl.  über  Verkauf 
havarirter  Schiffe;  Hei ra thsv ertrage  (nach  dem  reinen  Betrage  der  persönlichen 
Zubringungen  der  künftigen  Gatten);  Theilungcn  unter  Miteigentümern  (auch  Mit- 
erben) unter  Schuldabzug  (in  letzterem  Puncte  richtig  abweichend  von  der  Pro- 
portionalabgabe, wo  diese  als  Erbschaftssteuer  fungirt);  Auslieferung  von  Legaten; 
Zustimmung  zur  Aufhebung  von  Beschlagnahmen  von  Hypotheken ; Fristverlängerungen 
von  Schulden:  Zuschläge  für  Bauten,  Lieferungen  u.  s.  w.  seitens  des  Staatsschatzes 
und  Cautionsstellung  dafür:  Ausgabe  neuer  Titel  für  Renten  u.  dgl..  wo  die  Schuld 
begründenden  Urkunden  registrirt  sind;  im  Ganzen  10  Arten  von  Urkunden.  Der 
Tarif  ist:  5 Frcs.  für  Summen  von  5000  Frcs.  in  den  Urkunden,  10  Frcs.  für  solche 
von  5 — 10,000  Frcs.,  20  Frcs.  für  10 — 20,000  Frcs.  und  weiter  20  Frcs.  für  jede 
vollen  oder  angefangenen  20,000  Frcs.  Also  1 Promille.  Der  Ertrag  war  1886  für 
429,928  Urkunden  10. GO  Mill.  Frcs.,  p.  Stück  ca.  25  Frcs.  (davon  94,884  „Theilungen“ 
mit  4.136,  105,565  Hcirathscontracte  mit  2.186,  p.  Stuck  ca.  20  Frcs.,  Bull.  XXII, 
151).  Im  Ganzen  noch  nicht  ein  Drittel  des  Ertrags  der  festen  Abgabe  und  nur 
ca.  2 ‘/3%  des  Ertrags  des  ganzen  Enregistrement,  von  dem  daher  die  feste  und  die 
abgestufte  feste  Abgabe  nur  etwas  über  10%  einbringen. 

§.  218.  y)  Die  Proportional abgaben,  die  dritte  Art  der 
Registrirungsabgaben,  sind  mitbin  das  eigentliche  Finanz- 
object in  der  Einregistrirung.  Sie  liegen  nach  dem  maassgebenden 
Art.  4 des  Gesetzes  vom  22.  Frira.  VII.,  was  dann  in  dem  Tarif- 
artikel 69  specialisirt  wird,  auf  „Schuldverpflichtungen 
(obligations),  Schuldbefreiungen  (liberations),  Verurtheilungen, 
Vertheilungen  unter  Gläubigern  (collocations)  und  Festsetzung  von 
Geld-  und  Werthbeträgen  (liquidation  de  sommes  et  valeurs)  und 
auf  jeder  Uebcrtragung  von  Eigenthum,  Nutzniessung 
oder  Genuss  beweglichen  oder  unbeweglichen  Guts“  und 
zwar  werden  sie  „nach  den  Werthen  aufgelegt“.  Daher,  wiederum 
mit  Vignes:  die  Proportionalabgaben  treffen  Urkunden  und 
Thatsachen,  durch  welche  Rechte  oder  Eigenthum  zu- 
ertheilt  werden  (actes  au  faits  attributifs).  Der  Tarif  classificirt 
dann  die  verschiedenen  steuerpflichtigen  Fälle  und  belegt  sie  mit 
bestimmten  Werthprocenten,  welche  ursprünglich  von  V4  bis 
5%  gingen,  aber  mancherlei  Veränderungen  erfahren  haben.  Als 
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procent  weise  Abgabe  ist  die  Proportionalabgabe  den  oben 
erwähnten  Bedenken  der  „festen“  Abgabe,  sich  nicht  der  Steuer- 
fähigkeit der  Betroffenen  anzupassen,  nicht  ausgesetzt.  Sie  ent- 
spricht vielmehr  nach  ihrem  Steuerfuss  — freilich  darum  noch 
nicht  an  und  für  sich  und  ihrer  ganzen  Natur  und  Wirkung  nach  — 
dem  leitenden  Gedanken  der  „staatsbürgerlichen  Besteuerung“,  der 
„Proportionalbesteuerung“  (Ein.  II,  §.  396  ff.).  Da  fast  90%  des 
Ertrags  des  Enregistrement  auf  diese  Abgabe  fallen,  so  ist  das 
auch  für  die  principielle  steuerpolitische  Gesammtbeurtheilung 
dieses  ganzen  „Verkehrssteuersystems“  zu  beachten.  Allein  gerade 
hier  zeigt  sich  freilich  auch  einmal  deutlich,  dass  auch  die  „Pro- 
portionalbesteuerung“, welche  kleine  und  grosse  Umsätze  u.  s.  w. 
mit  gleichem  Steuerprocent  belegt,  immer  noch  nach  Unten  zu 
schwerer  drückt,  wie  ja  die  „gleichquotige“  Einkommensteuer  im 
Grunde  ebenfalls. 

Nach  einer  sachlichen  Classification  des  Tarifs,  welcher  sieb  auch 
die  Ertragsstatistik  der  Kegisterverwaltung  anscliliesst,  werden,  meistens  mit  einer  An- 
zahl Specialrubrikcn , die  wieder  verschiedene  Steuersätze  haben,  folgende  Haupt- 
arten von  Fällen  gegenwärtig  mit  den  angegebenen  Principal  Sätzen  getroffen,  zu 
welchen  letzteren  dann  seit  1873  noch  die  27s  Decimen  oder  25°/0  Zuschläge 
für  die  Staatscasse  hinzutreten.  Statistische  Daten  für  188G  (Bull.  XXII,  144  ff.) 
werden  hier  beigefügt,  sie  lassen  die  finanzielle  Bedeutung  der  einzelnen  Kategorien 
am  Besten  hervortreten. 


Besteuerter 

Ertrag 

Durch- 

Tarifsatz 

Anzahl  der 

Werth 

Mill.Frcs. 

gehn  itts- 

(Principal). 

Fülle. 

Mil  1.  Frcs. 

(mit 

belasUni. 

Deciuieu). 

Der.)  ” 0. 

I.  Uebertragungcn  unter 

Lebende  n,in.  lästigem 
Titel. 

A.  Von  beweglich.  Gut 

(V erkaufe  u.  dgl.)  . 

2,  (auch  1,11% 

513,928 

918.06 

18.52 

2 01 

u.  a.  m.) 

B.  Von  unbewegl.  Out 

(Verkäufe  u.  dgl.)  . 

o.j(auch4, 3.*i, 
2,  1,0.2) 

928,368 

2,104.41 

139.04 

6.61 

Zusammen  I.  . . . 

1,437,296 

3,022.49 

1 57.56 

5.21 

II.  Verscliied.Urkunden, 

Verträge  u.  s.  w.  unter 
Lebenden. 

A.  Pacht, Miethe,antichrct. 

Verträge 

B.  Zuschläge  an  Mindest- 

0.2  (auch  2,  4) 

2,913,646 

• 2,915.44 

7.74 

0.26 

fordem  de,  Vergebungen 
von  Arbeiten  u.  s.  w. 

1 

77,186 

292.50 

3.66 

1.25 

C.  Schuldverschreibungen 

1 (aueh7e»8,u. 
feste  Sätze) 

2,222,910 

2,152.77 

32.08 

1.49 

D.  Schuldbefreinngcn  . . 

E.  Verurthcil. , Verthcil. 

0.50 

486,566 

1,132.44 

7.10 

0.63 

unter  Gläubigern  etc. 

0.50  (auch  2) 

243,986 

572.87 

4.16 

0.73 

F.  Cautionen  u.  dgl.  . . 

0.50  (auch 
0.25,  0.1) 

78,174 

210.97 

1.08 

0.51 

Zusammen  II.  . . . 

6,022,468 

7,276.99 

55.82 

0.77 

Summe  I und  II  . . 

7,459,764 

10,299.48 

213.38 

2.07 

Zusammen  II.  . 
Summe  I und  II 
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Besteuerter 

Ertrag 

Durch- 

Tarifsatz 

Anzahl  der 

Werth 

Mill  Frcs. 

sehnitts- 

(Principal). 

Fülle. 

Mill.  Frcs. 

(mit 

helast.(m. 

Decimen). 

Dec.)  %. 

Schenkungen  (unent- 
gcltliche  Uebertragungcn 
unter  Lebenden). 

• 

A.  In  directer  Linie  . . j 

1 1 u.  1.25  (2.50)1 
1 1.5  u.  2.75  (4)1 

} 152,240 

954.6's 

18.13 

1 .90 

B.  Unter  Gatten  . . . j 

1.5  a.  3,  3 | 

\ 785 

4.25 

0.082 

1 .93 

1 u.  4 5 | 

C.  In  der  Seitenlinie  . . j 

[4.5  u.  6.50,5  u.| 

\ 8.280 

35. 1 1 

2.69 

7.00 

[ 7,  5.5  u.  S J 

D.  Unter  Nichtverwandten 

0 u.  9 

5,290 

24.06 

2.54 

1 0.55 

Zusammen  III  (incl. 
ältere  Fälle)  .... 

1 66,590 

1,018.40 

23.44 

2.30 

Dieselben  Fälle: 

Bewegliches  Gut  (incl. 

Werthpapiere)  . . 

98,745 

591.46 

11,19 

1.91 

Unbewegliches  Gut 
Dieselben  Fälle: 

67.850 

426.94 

11.94 

2.80 

In  Heirathsverträgcn  . 

97,640 

552.46 

10.76 

1.97 

Ausserdem  .... 

68,955 

465.94 

12.68 

2.72 

Erbschaften  (Hand- 
änderungen  durch  Ster  be- 
fall). 

A.  In  directer  Linie  . . 

1 

539,478 

3,583.24 

44.79 

1.25 

B.  Unter  Gatten  . . . 

3 

1 66.735 

520.71 

19.53 

3.02 

C.  ln  Seitenlinie  . . . 

6.5,  7,  8 

190.182 

1,045.27 

88.66 

8.49 

I).  Unter  Nichtverwandten 

9 

38,167 

220,02 

2 1.75 

11.28 

Zusammen  IV  (incl. 
ältere  Fälle)  .... 

934,568 

5,369.24 

1 76.73 

3.29 

Dieselben  Fälle: 

« 

Bewegliches  Gut  (incl. 

Wcrtbpapiere)  . . 

524,832 

2,616.36 

93.90 

3.59 

Unbewegliches  Gut 

409,730 

2,752  88 

82.82 

3.0 1 

III  u.  IV  zusammen  . 
Sa.  der  Proportional- 

1,101,164 

6,387.64 

200.17 

3.13 

abgaben  

8,560,928 

16,687.12 

413.55 

2.48 

Erläuterungen  und  Ausführungen  zu  dieser  Tarifübersicht  und 
Tabelle. 

Zu  I.  A.  Der  wichtigste  hierher  gehörige  Fall  betrifft  Urkunden  über  Ver- 
käufe beweglicher  Sachen  (wozu  im  Princip  auch  Fonds,  Effecten,  Wert- 
papiere gehören),  mit  dem  Principalsteuersatz  von  2%-  Fast  die  Hälfte  des  Stcucr- 
ertrags  von  I.  A kommt  auf  diese  Fälle  (1S80  8.04  Mill.  Frcs , bei  345.55  Mill.  Frcs. 
besteuertem  Werth).  An  sich  natürlich  sehr  wenig,  da  der  bei  Weitem  grösste 
Theil  des  betreffenden  Umsatzes  sich  der  Steuer  entzieht,  weil  er  nicht 
beurkundet  werden  muss  und  auch  wohl  im  Falle  der  Beurkundung  nicht  immer 
versteuert  wird.  Eine  Ergänzung  bildet  in  Betreff  gewisser  Effecten  die  „Trans- 
missions“-(Umsatz-)steucr  von  1857  (s.  u.  §.220).  Sonst  kommt  hier  das  oben 
Gesagte  (S.  520)  in  Betracht,  dass  schriftliche  Beurkundung  nicht  erforderlich,  nicht 
das  Rechtsgeschäft  als  solches,  sondern  nur  die  Urkunde  steuerpflichtig  ist  und  nicht, 
wie  in  anderen  Fällen,  wo  Urkunden  fehlen,  Declarationen  verlangt  werden.  Man 
könnte  das  eine  Lücke  im  Gesetz  nennen  und  gegenüber  der  allgemeinen  Fassung 
des  Art.  4 des  Gesetzes  vom  Frimairc  ist  es  auch  eine  solche.  Doch  hat  man  wohl 
von  vornherein  nicht  den  ganzen  Verkehr  und  Umsatz  in  beweglichen  Gütern  — also 
die  Masse  der  „Baargeschäfte“ ! — register-  und  steuerpflichtig  machen  wollen  und 
wenn  man  es  gewollt  hätte,  es  nicht  können.  Aber  freilich  wird  so  von  vorn- 
herein der  Verkehr  in  Mobilien  viel  weniger  getroffen  als  der  in 
Immobilien,  was  für  die  Beurtheilung  des  ganzen  Systems  zu  beachten  bleibt. 
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Der  Steuersatz  von  2%  gilt  ferner  fUr  Verkäufe  von  fonds  de  commerce 
et  de  cli  enteles,  worauf  fast  */4  des  Ertrags  von  I.  A kommen  (1S$G  4.33  Mill.  Frcs. 
bei  173.08  Mill.  Werth);  dann  für  Versteigerungen,  Herauszahlungen  von 
Erben  an  Mit  erben  (soultes  de  partage)  und  Vcrtheiiungen  von  beweglichem  Gut 
(Code  civil,  Art.  1075  u.  1070);  weiter  für  Errichtung,  Ccssion,  Delegation 
von  Renten  oder  Pensionen  (Ertrag  393,000  Frcs.  für  15.72  Mill.  Frcs.  Werth 
in  1886). 

1%  (früher  1/9)  im  Principal  zahlen  namentlich  Ccssioncn  und  Dele- 
gationen von  S ch u Idforderu ngen  auf  Zeit  (creances  a terine).  im  Ertrage  die 
drittwichtigste  Rubrik  von  I,  A (1886  2.61  Mill.  Frcs.  für  209.09  Mill.  Frcs.  Werth). 

%%  öffentliche  Verkäufe  neuer  Waaren  und  Verkäufe  von  be- 
weglichen Gütern  und  Waaren  in  Concursen  (0.58  Mill.  Frcs.  Ertrag  für 
92.25  Mill.  Werth  in  1SS6);  desgleichen  von  Interessenant heilen  in  Gesell- 
schaften (andere  als  Actien,  0.20  Mill.  Ertrag  für  32.39  Mill.  Werth  in  1886). 

Auch  andere  Sätze  kommen  unter  I,  A noch  vor,  u.  A.  O.l°/0  für  öffentliche 
En-gros- Waarenvcrkäu  fe  (Auctionen,  für  45.70  Mill.  Frcs.  Werth,  in  1886 
57.000  Frcs.  Ertrag). 

Zu  I.  B.  Den  Ilauptposten  bilden  hier  die  gewöhnlichen  Verkäufe  von 
Immobilien  (Grundstücken,  Häusern)  mit  dem  ungemein  hohen  Steuersatz  von  5.5  % 
(mit  Zuschlag  6.875),  übrigens  einschliesslich  des  lVs% *£en  Transscriptionssatzos 
von  den  Ilypothekengebührcn , der  seit  1S10  gleich  mit  der  eigentlich  4%  Register- 
abgabe erhoben  wird  (s.  u.  §.  219).  Also  1 — 2 Jahreserträge!  90%  des  Ertrags 
von  I.B,  an  60%  des  von  lästigen  Rechtsgeschäften,  Uber  % des  ganzen  Enregistrements- 
ertrags  fallen  auf  diese  Rubrik  (1886  120.32  Mill.  Frcs.  Ertrag  von  139.04  von  I.  B, 
bei  einem  Umsatz  von  1837.4  Mill.  Frcs).  Da  hier  eben  Beurkundung  oder  in 
deren  Ermangelung  Erklärung  und  Einrcgistrirung  obligatorisch  sind,  ferner, 
Eigenthumsilbcrgang  sieb  hier  nicht  leicht  verbergen  lässt,  sondern  in  concludenten 
Thatsachen  hervortritt  — woraus  dann  die  Bcgistrirungspflicht  folgt,  s.  o.  S.  519  — 
so  fällt  dieser  Hauptverkehr  in  Immobilien  auch  ^tatsächlich  wohl  ganz  unter  die 
Einrcgistrirung  und  Steuer,  noch  neben  der  hohen  Grundsteuer,  im  wesentlichen 
Unterschied  vom  beweglichen  Vermögen.  Die  Control  mittel,  um  die  gesetzliche 
Verpflichtung  zur  ordentlichen  Erfüllung  zu  bringen,  und  das  rechtstcchnische  Inter- 
esse der  Betheiligten  an  dieser  Erfüllung  bewirken  bei  diesen  Geschäften  wohl 
ziemlich  sicher  und  vollständig  die  Einrcgistrirung  und  Versteuerung  an  sich.  Nur 
im  Puncte  der  Werthhöhen  mögen  Hinterziehungen  trotz  aller  Cautelen  nicht  ganz 
zu  verhindern  sein.  — Demselben  Steuersatz  unterliegt  der  Betrag  des  erlangten 
Mehrwerths  bei  Tausch  nicht  an  ei  nan  de  rs  tossend  er  Grundstücke  (Ertrag 

0. 43  Mill.  Frcs). 

4%  tragen  Versteigc ru ngen  und  Herauszahlungen  unter  Miterben 
und  Miteigentümern  (0.  civ. , Art.  1075,  1076),  der  zweite  Ertragsposten  von 

1.  B (1SS6  11.02  Mill.  für  220.31  Mill.  Werth);  ferner  Auflösung  von  Vcrkauls- 
contracten  durch  Urtheilsspruch. 

3%%  gewöhnliche  Tausche  (auf  einer  Seite,  1886  0.80  Mill.  Ertrag  für 
18.39  Werth). 

2%  Verkäufe  von  Staatsdomänen. 

1 °/o  der  Mehrwert  bei  Tauschen  a nein anderstossen der  Grundstücke. 

0.2%  der  Tausch  aneinanderstossender  Grundstücke,  insbesondere  in 
Landgemeinden  von  ländlichen  Grundstücken:  ein  so  massiger  Satz  im  agrar- 
politischen  Interesse  solcher  Manssrcgeln  (betroffener  Werth  in  1880  bei  2318  ge- 
wöhnlicher Tausche  2.99  Mill.  Frcs.,  specicll  in  derselben  oder  in  Nachbargemeinden 
6728  Fälle  mit  7.92  Mill.  Werth,  sonstige  von  ländlichen  Grundstücken  1021  mit 
2.02  Mill.). 

Auf  die  ganze  Kategorie  I kommt  ca.  % des  Ertrags  der  Proportionalabgabe 
des  Enregistrcment  vom  Verkehr  zu  lästigem  Titel  unter  Lebenden,  wovon  aber 
der  Immobiliarverkehr  an  88%,  «1er  Mobiliarverkehr  nur  etwas  über  12% 
trägt.  Zu  letzterem  tritt  jedoch  noch  die  Ef fecten-U msatzsteuer  (§.  220). 

Zu  II.  A.  Der  normale  Hauptsatz  ist  hier  der  massige  von  0.2%  für  die 
gewö hnlichcn  Pacht-  und  Mietverträge  über  Im mohilien  von  begrenzter 
Daimr,  sowohl  wenn  sie  schriftlich  als  auch  wenn  sie  mündlich  abgeschlossen 
sind  (Zahl  der  ersteren  in  1886  700,665  für  2087  Mill.  mit  5.22  Mill.  Steuerertrag, 
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der  letzteren  2,170,695  für  803  Mill.  mit  2 Mill.  Ertrag-,  wozu  dann  noch  andere 
nicht  spccificirte  kommen,  für  14.07  Mill.  Werth). 

Dagegen  zahlen  Urkunden  über  Pacht  und  Mietlic  von  Immobilien  auf 
Lebenszeit  oder  unbegrenzte  Dauer  4 (18S0  für  7.92  Mill.  Werth,  an 
400,000  Frcs.  Ertrag),  von  Mobilien  in  letzterem  Fall  2%:  ebenfalls  2%  anti- 
chretische  (Nutzungspfand-) Verträge  über  Immobilien  (1886  161  für  2.08  Mill. 
Werth). 

Zu  II.  B.  Dem  Satz  von  1%  unterliegen  die  genannten  (Jeschäfte  (adjudications 
au  rabais  et  marchis),  unter  Privaten  (,.autres  que  ceux  de  fournitures“,  1886 
35,04'2  mit  85.98  Mill.  Werth  und  1.07  Mill.  Ertrag)  und  von  Departements,  Ge- 
meinden, öffentlichen  Anstalten  (39,755  für  206.52  Mill.  Werth,  mit  2.58  Mill 
Ertrag).  Bei  den  ersteren  möchte  die  niedrige  Zahl  auf  Unvollständigkeit  der  Regi- 
strirung  liinweiscn. 

Dein  festen  Satz  von  3 Frcs.  im  Principal  unterliegen  solche  als  llandels- 
urkunden  geltenden  Verträge  (1886  nur  2389). 

Zu  II.  C.  Schuldverschreibungen  (,.obligations“).  Der  Hauptsatz  von  1 
(früher  */*)%  betrifft  die  gewöhnlichen  Schuldverträgc,  (auch  Rechnungsabschlüsse, 
Geldhinterlegungen,  Anweisungen  u.  dgl.  m.),  worauf  auch  die  Hälfte  des  Ertrags 
der  Kategorie  fällt  (1886  16.22  Mill.  für  433,596  Fälle  mit  1297  Mill.  Werth;  mutli- 
maasslich  vornehmlich  nur  Fälle,  wo  die  Einregistrirung  wegen  gerichtlicher  u.  s.  w. 
Producirung  der  Urkunden  erfolgen  muss). 

V-2°/o  Billcts  ä Ordre,  Warrants,  Wechsel  (protestirtc).  auch  Frist- 
gewähiungen,  Prolongationen  u.  dgl.  (atermoiements).  die  dritte  Rubrik  dieser  Kategorie 
dem  Ertrage  nach  (1886  1,777,175  für  605  Mill.  mit  3.78  Mill.  Ertrag);  ferner 
Orcditeröffnungen  und  Realisationen  (nur  4985  für  139.2  Mill.  mit  0.87  Mill. 
Ertrag). 

8%  von  der  Prämie  Feuer  Versicherungsverträge  und  Policen  (2707  Fälle 
für  111.3  Mill.  mit  11.13  Mill.  Ertrag).  Diese  Abgabe  von  der  Feuerversicherung 
und  eine  ähnliche  von  l/a%  von  der  Seeversicherung  (gleichfalls  von  den  Prämien, 
Principal,  wozu  bei  dieser  Versicherung  keine,  bei  der  8%  Feuerversicherung  dagegen 
die  25%  Zuschläge  treten)  — nicht  von  anderen  Versicherungen  — ist  erst  durch 
Gesetz  vom  23.  August  1871  Art.  6 zu  einer  unbedingten  geworden.  Früher  hing 
ihre  Zahlung  nur  von  der  bedingten  Registrirung  ab.  Die  Veranlagung  und  Er- 
hebung beider  Versicherungssteuern  ist  auch  etwas  anders  eingerichtet,  nicht  unmittellmr 
an  die  Registrirung  geknüpft  (s.  Vignes,  I,  411).  In  der  Statistik  wird  die 
Feuerversicherungsabgabe  bei  den  „Obligationen“,  die  Seeversicherung  apart  auf- 
geführt (1886  für  45.53  Mill.  Ertrag  0.228). 

Ausserdem  sind  mit  verschiedenen  Sätzen  andere  Verträge  belegt,  und  einige 
tragen  feste  Sätze  (Urkunden  über  Waarendepots  und  Konsignationen,  3 Frcs.,  Lehr- 
verträge 1 1/ä  Frcs.  bloss  194!).  — 

Die  wirklichen  Geschäfte  und  Verträge  dieser  Art  müssen  viel  zahl-  und  umfang- 
reicher sein.  Das  Princip  der  Registrirung  behufs  Processen  u.  dgl.  wirkt  eben  nicht 
ausreichend.  Das  Gleiche  gilt  von  den  folgenden  Kategorien. 

Zu  II.  D.  Schuld  befreiungen.  Registrirte  Quittungen  über  Geldsummen. 
Wertho  u.  s.  w.  ,/J ü/0.  (1S86  484,983  über  1132.3  Mill.  Frcs.  mit  7.07  Mill.  Ertrag). 
Ausserdem  20%  der  von  der  betreuenden  Behörde  erhobenen  Siegelgebühren- 
sätze für  Adelstitcl  u.  a.  m.  (Ertrag  35,000  Frcs,  s.  Jacob.  S.  181). 

Zn  II.  E.  Verurteilungen  u.  s.  w.  Richterliche  Urtheile  (bei  allen  in 
Betracht  kommenden  Gerichtshöfen),  welche  Verurtheilungon , Vertheilungen  unter 
Gläubigern,  Festsetzung  streitiger  Beträge  von  Geldsummen  und  beweglichen  Werthen 
enthalten,  unterliegen  der  Abgabe  von  '/.>%,  ebenso  gerichtliche  und  freundschaft- 
liche Protokolle  Uber  Vcrtheilung  unter  Gläubigern  (1886  190,858  Fälle  mit  368.06  Mill. 
Werth  und  2.30  Mill.  Frcs.  Ertrag,  bezw.  16.049  für  187.3  und  1.17  Mill.). 

2%  tragen  dagegen  Urtheile  über  Schadenersatz  (1886  37,079  Fälle  über 
27.52  Mill.  Frcs.,  mit  0.69  Mill.  Ertrag). 

Zu  II.  F.  Cautionen  (Verbürgungen  über  Geldsummen,  bewegliche  Gegen- 
stände, Sicherheitsleistungen  mit  diesen  u.  dgl.  m.)  tragen  ebenfalls  1fi°/0  (gewöhnt. 
Bürgschaften  1886  54,685  für  163  Mill.  Frcs.  mit  1.02  Mill.  Ertrag);  %%  gewisse 
Cautionen  staatl.  Rechnungsleger ; 7io%  Pacht-  und  Miethcautionen  (1886  23,366  für 
46.97  Mill.  Frcs.). 
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Die  ungefähre  Durchschnittsbelastung  der  einzelnen  Hauptarten  von  beurkundeten 
und  sonst  registrirungspflichtigen  Rechtsgeschäften  ergiebt  die  letzte  Verticalspalte 
der  Ucbersicht.  Die  ungemein  viel,  höhere  Belastung  des  I mm obiliar Verkehrs 
springt  in  die  Augen.  Die  filr  französische  Verhältnisse  auffallend  massige  Belastung 
der  Pacht-  und  Miethgeschäfto  gewährt  nur  eine  kleine  Compensation , namentlich 
wenn  man  ausserdem  die  directe  Besteuerung  berücksichtigt. 

Zu  III.  Schenkungen  (transmissions  entre  vifs,  ä titre  gratuit).  Die  Registcr- 
abgaben  dafür  („Schenkungssteuern“)  sind  wesentlich  eine  (übrigens  nicht  unbe- 
denkliche, §.  242)  Ergän znn g der  Abgaben  für  Erbschaften.  Daher  bestehen  auch 
wie  bei  letzteren  für  die  Steuersätze  Abstufungen  nach  der  persönlichen  Be- 
ziehung, bezw.  dem  Verwandtschaftsgrad  von  Schenker  und  Beschenktem.  Es 
werden  für  die  Steuersätze  4 Kategorien  von  Personen  unterschieden,  dirccte  Linie, 
Ehegatten,  Seitenlinie  und  Nichtverwandte;  in  der  Seitenlinie  drei 
weitere  Rubriken,  die  erste  Brüder  und  Schwestern,  Onkel  und  Tanten,  Neffen 
und  Nichten,  die  zweite  Grossonkel,  Grosstanten,  Grossneüen,  Grossnichten,  Ge- 
schwisterkinder, die  dritte  Verwandte  über  den  vierten  Grad  hinaus  und  bis  zum 
zwölften  Grade  umfassend.  Mit  der  Entfernung  der  Verwandtschaft  steigen  in 
üblicher  Weise  die  Steuersätze  für  die  Schenkungen,  wie  für  die  Erbschaften.  Ausser- 
dem wird  bei  jeder  dieser  Rubriken  und  Kategorien  unterschieden,  ob  die  Schenkung 
im  II  eirathsvertragc  oder  ausserhalb  eines  solchen  erfolgt.  Im  crstcren  Palle  sind 
die  Sätze  im  Allgemeinen  erheblich  niedriger.  Bei  der  directen  Linie  wild  noch 
weiter  unterschieden,  ob  die  Schenkung  ausserhalb  des  Heirathsvertrags  ohne  oder 
mit  Bestimmung  über  Verxnögcnstheilung  (partage)  erfolgt  (Art.  1075  und  1076  des 
Code  civil),  wo  im  letzteren  Falle  die  Sätze  wieder  niedriger  sind.  Endlich  werden 
bei  allen  Kategorien  und  Rubriken  gewöhnliches  bewegliches  Gut,  französische 
und  ausländische  Staatspapicre,  desgl.  bewegliche  Werth e (Acticn,  Obligationen, 
GcsellschaftsanlcilThn  u.  s.  w. , kurz  Werthpapiere,  ausser  Staatspapieren)  und  Immo- 
bilien unterschieden,  wobei  die  drei  ersten  Gattungen  Vermögen  regelmässig  aber 
den  gleichen  und  zwar  niedrigeren,  die  Immobilien  einen  höheren  Steuersatz 
in  jeder  Kategorie  und  Rubrik  der  directen  Linie  und  unter  Gatten  haben,  während 
in  der  Seitenlinie  und  unter  Nichtverwandten  Immobilien  und  übriges  Ver- 
mögen denselben  Satz  tragen.  Der  Schenkungssteuertarif  wird  so  ziemlich  mannigfaltig. 

Zu  IV.  Dem  gegenüber  ist  der  Erbschaftssteuertarif  insofern  einfacher,  als 
er  nur,  und  zwar  in  derselben  Weise  wie  bei  den  Schenkungen,  die  Erbfälle  nach 
den  persönlichen,  bezw.  verwandtschaftlichen  Beziehungen  zwischen  Erblasser 
und  Erben  unterscheidet,  allein  danach  die  Steuersätze  abstuft,  dagegen  die  vier  Arten 
Vermögen  für  jede  Personen-  oder  Verwandtschaftsclas.se  mit  demselben  Steuer- 
sätze belegt. 

Hiernach  sind  die  Zahlenangaben  in  der  Ucbersicht  in  der  Colonne  des  Steuersatzes 
zu  verstehen. 

In  der  directen  Linie  ist  bei  den  Schenkungssteuern  der  niederste  Satz 
tim  Principal,  also  ohne  die  allgemein  jetzt  25%  Zuschläge  dazu)  1%  für  alle 
Arten  beweglichen  Vermögens  bei  Uebertragungcn  ausserhalb  von  Heiraths- 
verträgen  mit  Bestimmungen  über  Vermögcnstheilung,  1.5%  für  Immobilien ; 1.25  und 
bezw.  2.75  im  Ehecontract;  2.50  und  bezw.  4 ausserhalb  des  Ehecontracts  und  ohne 
Bestimmung  über  Thcilung.  — Bei  Gatten  gelten  die  beiden  niedrigeren  Sätze  (1.5  u. 
3%)  für  Mobilien  und  Immobilien  im  Ehecontract,  die  beiden  höheren  (3  u.  4.50) 
dgl.  ohne  diesen.  — In  der  Seitenlinie  die  dreierlei  Sätze,  je  der  niedrigere 
für  Ehecontracte,  der  höhere  wenn  diese  fehlen,  für  die  im  Steuersatz  unterschiedenen 
3 Verwandtschaftsgrade  (also  4.5  und  6.5,  5 und  7.  5.5  und  8,  ohne  Unterscheidung 
der  Vermögensart).  Ebenso  bei  Nicht  verwandten  (6  und  9%)  nur  Unterscheidung 
nach  „im  oder  nicht  im  Ehecontract  übertragen“.  — Bei  den  Erbschaftssteuern 
der  Seitenlinie  beziehen  sich  die  3 angegebenen  Sätze  (6.5.  7,  8%)  auf  die  drei 
V erwandtschaftsgrade. 

Alles  in  allem  eine  für  die  directe  Linie  doch  nicht  eben  hohe  Belastung, 
woneben  diejenige  für  Gatten  hoch  erscheint  (anders  als  in  England,  s.  o.  S.  260). 
Die  Belastungszifi'er  für  die  Seitenlinie  ist  in  der  Ucbersicht  (letzte  Spalte)  die  durch- 
schnittliche der  drei  Verwandtschaftsgrade,  für  die  weitaus  wichtigsten  Fälle  (erste 
Seitenlinie)  ist  sic  natürlich  etwas  niedriger.  In  einzelnen  Jahren  selbstverständlich 
verschiedene  Ergebnisse  der  Erträge  und  Durchschnittsbelastungen,  je  nachdem  sich 
A.  W agner,  Finanzwissenschaft.  III.  34 
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die  mit  verschiedenen  Steuersätzen  belegten  Erbschaftsarten  verschieden  gestalten  (so 
in  der  Seitenlinie).  Die  Erbschaftssteuern  ertragen  7 — S Mal  so  viel  als  die 
Schenkungssteuern.  Etwas  könnte  dies  Uebcrgcwicht  durch  die  gleich  zu  erwähnende 
wuthinaassliche  factische  Lücke  im  Schenkurigsstcuerwcsen  mit  bewirkt  werden.  Und 
beide  Steuern  zusammen  ertragen  nicht  viel  weniger  als  die  Hälfte  der  ganzen  Pro- 
portionalabgabe oder  fast  soviel  wie  der  Verkehr  unter  Lebenden  zu  lästigem  Titel. 

Ob  die  Scheukungs-  und  Erbschaftssteuern  bei  allen  Arten  von  Vermögen 
gleiclimässig  zur  gesetzlichen  Durchführung  kommen,  ist  wenigstens  in  Betreff  der 
ersteren  bei  den  Werth  papieren  nach  den  statistischen  Ausweisen  wohl  zweifelhaft, 
denn  die  der  Schenkungssteuer  unterworfenen  Staats-  und  sonstigen  Fonds  und  Effecten 
weisen  doch  auffallend  niedrige  Beträge  auf,  sowohl  im  Vergleich  mit  den  übrigen 
besteuerten  Werthen  als  mit  den  Effecten  selbst  bei  den  Erbschaftssteuern.  Auch 
wenn  man  berücksichtigt,  dass  die  Schenkungen  unter  Lebenden  besonders  ländliche 
Anwesen  betreffen  werden  (Gutsüberlassungen  an  die  Kinder),  sind  die  Fälle  bei 
Effecten  doch  unerwartet  wenig  zahlreich  und  die  Werthsummen  niedrig.  So  unter- 
lagen 1886  gewöhnliches  bewegliches  Gut  in  96.698  Fällen  für  558.7,  immobiles  in 
♦»7 ,850  für  426.9,  dagegen  Staatsfonds  nur  in  710  für  15.3  und  andere  Effecten  nur 
in  1337  für  17.4  Mill.  Werth  der  Schenkungssteuer:  bei  der  Erbschaftssteuer  sind 
dieselben  Zahlen  bezw.  1630.2  — 2752.9  — 351.4  — 634.$  Mill.  Werth,  letztere 
beiden  Ziffern  für  Effecten  u.  s.  w.  auch  noch  niedriger  als  man  erwarten  möchte. 
Ist  diese  Muthmaassung  richtig,  so  läge  liier  ein  steuertechnischer  Mangel  des 
Systems  vor,  der  wiederum  auf  eine  factische  Begünstigung  des  Mobiliarvermögens 
und  zumal  des  auch  sonst  so  schwer  durch  Steuern  fassbaren  der  heutigen  „privat- 
kapitalistischen“ Volkswirtschaft,  des  in  Urkunden  des  Oreditverkeh rs  bestehen- 
den, hinauskommt. 

Ucber  die  Feststellung  des  Steuer pfl ichtigc n Werths  für  die  Berechnung 
der  Proportionalabgabe  s.  u.  §.  223- 

Zur  Vervollständigung  der  Einnahmen  des  eigentlichen  Enregistrement  ist  noch 
der  (strafweise  aufgelegten)  höheren  Abgabesätze  (s.  u.  §.  221,  222)  zu  erwähnen, 
die  1880  3.95  Mill.  Frcs.  ergaben. 

§.  219.  5.  Hypotheken  gebühr  eil.  An  das  geschilderte 
System  der  Registerabgaben  und  speciell  der  Proportionalabgabe 
schliessen  sieb  die  Hy pothekengebtibren  und  die  Umsatz- 
oder Transmissionssteuer  von  Actien  und  Obligationen  an. 

Die  Hypothekengebühren  haben  in  stärkerem  Grade  als 
die  bisher  besprochenen  eigentlichen  Enregistrementsabgaben 
„Gebühren “-Character.  Auch  sie  zerfallen  in  „feste“  lind  „pro- 
portionale“. Die  ersteren  fallen  in  bestimmten  Sätzen,  nach 
einem  ursprünglich  von  1810  herrUhrcnden , später  z.  Tb.  ver- 
änderten Tarif  den  Ilypothekenbeamten  zu,  kommen  aber  in  einigen 
besonderen  Fällen  auch  anstatt  der  Proportionalabgabe,  im  Inter- 
esse der  Erleichterung  des  Verkehrs,  zu  Gunsten  der  Staatscasse 
vor.  Die  Proportionalabgabe  ist  jedoch  die  eigentliche  Hypotheken- 
gebühr für  den  Staat.  Sie  zerfällt  in  die  Ei n schrei bungs- 
gebülir  (droit  d’inscription)  und  die  Ueberschreibungsgebühr 
(droit  de  transcription).  Die  erste  ist  allein  eine  wirkliche  Ilypo- 
thokenabgabe  und  zwar  wesentlich  „Gebühr“.  Sie  wird  für  die 
Eintragung  hypothekarischer  Forderungen,  jetzt  (Gesetz  vom 
23.  August  1871)  auch  von  Hypotheken  behufs  Sicherstellung  von 
Crediterttffnungcn  erhoben  und  beträgt  1 Promille  im  Principale 
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(jetzt  mit  25%  Zuschlag)  (Gesetz  vom  21.  Vent.  VII.,  Art.  20  und 
Gesetz  vom  28.  April  1816,  Art.  60).  Die  Ueberschreibungs- 
gebühr  wird  für  die  Uebertragung  der  den  Besitzwcchsel  des 
Grundeigenthnms  selbst  betreffenden  Urkunden  in  die  Hypo- 
thekenregister mit  l1/,®/,,  vom  Gesammtbetrage  des  Preises  der 
Uebertragungen , wie  dieser  bei  der  Registrirung  berechnet  wird, 
angesetzt  (Gesetz  vom  21.  Vent.  VII.,  Art.  25).  Sie  ist  also  nicht 
eigentlich  Hypothekenabgabe  und  auch  nur  nebenbei  für  einen 
kleinen  Theil  ihres  Betrags  „Gebühr“,  und  insofern  den  Register- 
abgaben ziemlich  gleich  zu  stellen.  Diese  Abgabe  wird  denn  auch 
nach  dem  Gesetz  von  1816  regelmässig  gleich  bei  der  Ein- 
registrirung  der  betreffenden  Urkunden  mit  erhoben,  wodurch 
der  ursprüngliche  Abgabesatz  bei  Immobilienverkäufen  von  4% 
auf  5 7 2%  im  Principal  gestiegen  ist  (s.  o.  Tab.  S.  523  u.  S.  525). 
Ist  dies  geschehen,  so  ermässigt  sich  die  Hypothekenabgabe  für 
die  Umschreibung  in  den  Hypothekenregistern  auf  den  festen  Satz 
von  1 Frcs. 

Im  Interesse  der  Begünstigung  elterlicher  Vcrmögeustheilungcn  unter  den 
Kindern  bei  Lebzeiten  (Art.  1075  und  1070  des  Code  civ.)  ist  die  Ueberschreibuugs- 
gebühr  in  diesen  Fällen  auf  %°/o  herabgesetzt  worden  (1875).  S.  Näheres  bei 
Vignes,  I,  402.  Tarif  11,  405.  v.  Kaufmann,  S.  299.  Blocks  dictionn.  Art. 
hypotheque.  Das  Hauptgesotz  vom  21.  Vcntuse  N il.  in  den  hergehörigen  Bestim- 
mungen bei  Jacob,  S.  100  ff.  — In  der  Statistik  der  Enregistrements- Verwaltung 
bilden  die  Hypothekenabgaben  eine  besondere  Abtheilung,  mit  Unterscheidung  der 
proportionalen  Ueberschrcibu ngsabgaben,  ob  sie  von  den  Einnehmern  des  Enre- 
gistrement  (recevcurs)  oder  von  den  Hypoflickenbewahrern  (conscrvateurs)  erhoben 
werden  (z.  B.  1 SSt»  von  ersteren  1.5S  Mill.  Frcs.,  für  84.20  Mill.  Werth,  von  letzteren 
0.387  für  20.01  Mill.).  Dazu  treten  die  von  den  Hypothekenbcwabrcrn  für  den  Staat 
erhobenen  festen  Abgaben  (1880  007,000  Frcs.).  Als  Ertrag  der  Inscriptions- 
abgabe ist  für  224.25  Mill.  2.80  Mill  Frcs.  angegeben  und  zwar  nach  dem  Tarifsatz 
von  1.25  Pro ccnt  (nicht  Promille,  auch  in  anderen  Berichten).  Sollte  hierunter 
die  Mlgcmeine  Registerabgabc  von  Obligationen  (s.  o.  S.  520)  verstanden  sein, 
so  fänt  der  niedrige  Betrag  des  Steuerobjects  auf  und  würde  die  l°%o  Hypotheken - 
Inscriptionsgcbühr  fehlen.  Daher  bleiben  mir  liier  die  statistischen  Buchungen  unver- 
ständlich. Die  volle  5 ’/a % Besitzwechselabgabe  von  Immobilien  unter  Lobenden 
(also  nicht  nur  4°/0)  ist,  wie  die  Tab.  o.  S.  523  ergiebt,  bei  diesen  Verkäufen  schon 
angerccbnct.  Der  (icsammtcrtrag  der  Hypothekengebühren  war  1 SSO  5.08  Mill.  Frcs. 

$.  220.  6.  Die  sogenannte  Umsatzsteuer  von  Actien  und 
Obligationen  von  in-  und  ausländischen  Actiengesellschaften 
n.  dgl. , Corporationen , öffentlichen  Körpern  — nicht  des  fran- 
zösischen noch  fremder  Staaten  — bildet  nach  dem  grundlegenden 
Gesetz  vom  28.  Juni  1857  (Art.  6 ff.)  eine  nicht  unwichtige  Er- 
gänzung des  Verkehrssteuersystems  des  Enregistrement.  Sic  füllt 
eine  Lücke  desselben  aus,  belastet  im  Werthpapierumsatz,  den  sie 
trifft,  das  bewegliche  Kapital  in  gebührendem  Maasse  mit  und 
bildet  mit  dem  S t e m p e 1 v o n W erthpa pieren  (Gesetz  vom 

34* 
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5.  Juni  1850,  s.  u.)  und  der  „Einkommensteuer  von  beweg- 
lichen Werth  en“  (8.494)  wieder  eine  Art  eigenes  dreigliedriges 
System  zur  Besteuerung  des  in  gewissen  Werthpapieren  angelegten 
oder  durch  dieselben  repräsentirten  beweglichen  Kapitals,  bezw. 
des  Ertrags  des  letzteren.  Eine  einigermaassen  genügende  Aus- 
gleichung der  Besteuerung  dieser  Art  des  beweglichen  Vermögens 
mit  derjenigen  des  Immobiliareigenthums  ist  freilich  auch  durch 
diese  drei  Steuern  noch  nicht  erreicht,  vollends  wenn  man  neben 
den  Registerabgaben  die  directe  Besteuerung  Frankreichs  mit  be- 
rücksichtigt. Und  die  Umsatzsteuer  allein  gleicht  wieder  innerhalb 
der  Verkehrsbesteuerung  die  Belastung  der  Immobilien  mit  der 
schweren  Besitzwechselabgabe  nicht  aus. 

S.  das  genannte  Gesetz  von  1857  bei  Jacob,  S.  267.  Dazu  das  Decret  vom 
17.  Juli  1857  ob.  S.  270.  Erweiterung  der  Steuerptlicht  auf  solche  Werthpapiere, 
welche  das  Gesetz  von  1857  nicht  getrotlen  hatte,  und  Erhöhung  des  Steuersatzes  nach 
dem  Kriege  durch  Gesetz  vom  16.  September  1871,  Art.  11.  weitere  Erhöhung  durch 
Gesetz  vom  50.  Marz.  1872.  Art.  1 und  Wiederermässigung  durch  Gesetz  vom  20.  Juni 
1872,  Art.  3,  als  die  3 °/„  Einkommensteuer  von  Wertpapieren  cingeführt  wurde. 
S.  mit  den  betreffenden  Noten  Dejean,  p.  65,  170,  200.  Vigncs,  I,  402—405, 
Block,  dict.  Art.  valeurs  mobiliercs,  No.  7 — 12,  v.  Kaufmann,  S.  289.  Statistik, 
spcciollcre  filr  1877 — 70,  Bull.  VIII,  150  (Septembernummer);  kürzer  jährlich  im  Bericht 
der  Registerverwaltung,  für  1886  Bull.  XXII,  152. 

Nach  Wortlaut  und  Tendenz  des  Gesetzes  vom  Frimaire  VII. 
würden  auch  die  Effectenuinsätze,  wie  alle  Handänderungen 
(mntations),  der  Registrirung  und  somit  der  Besitzwechselabgabe 
für  bewegliche  Wcrthe  unterliegen,  wrenn  diese  Umsätze  beur- 
kundet oder,  wie  gewisse  Jmmobiliargeschäfte  zum  Zweck  der 
Einregistrirung,  declarirt  werden  müssten.  Da  Ersteres  hier 
regelmässig  nicht  der  Fall  ist  und  Beides  aus  technischen  und 
verkehrspolitischen  Gründen  schwer,  wenn  überhaupt,  erzwungen 
werden  kann,  so  entzieht  sich  der  Effectenumsafz  der  Besteuerung 
durch  das  Enregistrement  grossentheils,  meist  völlig,  nach  der  Aus- 
steliungsform  solcher  Werthpapiere  namentlich  als  Inhaber-,  aber 
auch  als  Namenspapiere.  Das  war  auch  die  französische  Erfahrung 
gewesen.  Mit  der  steigenden  Bedeutung  der  Kapitalanlage  in 
Effecten  und  des  Umsatzes  der  letzteren  wurde  das,  zumal  gegen- 
über dem  Immobiliarumsatz  und  auch  dem  controlirbaren  und  daher 
einregistrirbaren  beurkundeten  Umsatz  anderer  beweglicher  Wertlie, 
ein  immer  grösserer  Uebelstand,  welcher  die  Gleicbmässigkeit  der 
Verkehrsbesteuerung  und  auch  das  fiscalische  Interesse  verletzte. 
Der  erstere  Umstand  mehr  wie  der  letztere  — was  in  der  fran- 
zösischen Fachliteratur  (so  bei  Block)  und  danach  z.  B.  auch  von 
Kaufmann  unrichtig  ausgeführt  worden  ist,  — musste  daher 
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folgerichtig  zu  dem  Gedanken  einer  Ersatz  steil  er  der  Regi- 
st rirungsabgabe  für  Handänderungen  bei  Effecten  fuhren.  In  dem 
einmaligen  Emissionsstempel  (Gesetz  vom  5.  Juni  1850)  konnte 
eine  solche  Ersatzsteuer  tlieils  gar  nicht,  theils  nicht  genügend 
gefunden  werden.  Gerade  in  einem  Steuersystem  wie  dem  fran- 
zösischen Enregistrement  bildete  daher  die  Einführung  einer  eigenen 
Umsatzsteuer  von  Effecten  eine  folgerichtige  steuerpolitische  Maass- 
regel. Es  ist  das  Verdienst  des  Gesetzes  von  1857,  unter  Napoleon  III., 
diese  Consequenz  gezogen  zu  haben,  wenn  auch  die  Durchführung 
des  Gedankens  eigentümlich  ausgefallen  ist.  Denn  eine  wirk- 
liche Umsatzsteuer  ist  die  Abgabe  wenigstens  in  den  wichtigsten 
Fällen,  bei  den  Inhaberpapieren,  nicht  geworden,  sondern  es  wurde 
wieder  nur  ein  Ersatz  einer  solchen  Umsatzsteuer  für  Effecten  in 
den  angenommenen  Normen  geschaffen  Daher  kann  diese  Steuer 
auch  nur  bedingt  als  eine  sogen.  „Börsensteuer“  bezeichnet 
werden.  Man  scheute  die  unleugbaren  Schwierigkeiten  einer  wirk- 
lichen Umsatzsteuer  bei  Inhaberpapieren  und  die  — wirklich  oder 
vermeintlich  — verkehrshemmenden  und  deshalb,  vielfacher,  freilich 
zweifelhaft  berechtigter  Annahme  nach,  schädlichen  volkswirt- 
schaftlichen Folgen  einer  solchen  Steuer. 

Die  Steuer  trifft  bestimmte  Kategorien  verhandelbarer 
oder  börsengängiger  Werth papiere,  nach  dem  Gesetz  von 
1857  Actien  (auch  Interimsscheine)  und  Obligationen  von 
jeder  Art  (privater)  Gesellschaften  (finanzieller,  industrieller, 
commercieller,  civilistischer  Actiengesellschaften,  Vereine,  Unter- 
nehmungen jeder  Art),  und  zwar  inländischer  wie  aus- 
ländischer; nach  dem  Gesetz  vom  16.  September  1871,  Art.  11 
auch  die  Obligationen  von  Departements,  Gemeinden,  öffentlicher 
Anstalten,  der  Gesellschaft  des  Credit  foncier,  die  bis  dahin  frei 
waren,  auch  die  ausländischen  (Gesetz  vom  30.  Mai  1872,  Art.  1). 
Die  ausländischen  Effecten  durften  nach  dem  Gesetz  von  1857 
(Art.  9)  an  der  Börse  im  Inland  weder  amtlich  notirt  noch  gehandelt 
werden,  ohne  Bezahlung  der  Abgabe;  nach  dem  Gesetz  vom 
30.  März  1872,  Art.  2 ist  auch  Emission  und  Zum -Verkauf- stellen 
ohne  die  Erfüllung  dieser  Bedingung  verboten.  Gleiche  Bestim- 
mungen, wie  sie  auch  für  die  Stempelung  auswärtiger  Effecten 
gelten.  Während  der  letzteren  aber  auch  fremde  Staatspapiere, 
welche  in  Frankreich  emittirt,  gehandelt,  notirt  werden,  unterworfen 
sind,  ist  die  hier  besprochene  Abgabe  auf  Staatspapiere  nicht 
ausgedehnt. 
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Sie  führt  nur  den  Namen  Umsatzsteuer  (droit  de  trans- 
mission),  aber  sie  ist  formell  eine  solelie  nur  bei  denjenigen  in- 
ländischen Effecten,  welche  als  Namenspapiere  (titres  nomi- 
natifs)  bloss  durch  eine  Umschreibung  in  den  Büchern 
des  Emittenten  (der  Gesellschaft  u.  s.  w.)  rechtsgiltig  Übertragen 
werden  können.  Hier  wird  sie  auf  Rechnung  des  Staats  von  der  • 
betreffenden  Gesellschaft  u.  s.  w.  bei  jeder  Umschreibung  von 
Actien  und  Obligationen,  auch  bei  einer  Umwandlung  von  Namens- 
in Inhaberpapiere  und  umgekehrt,  erhoben,  und  zwar  regelmässig 
nach  dem  mittleren  Börscncurse  des  dem  Geschäft  vorangehen- 
den Tages,  ursprünglich  zu  dem  Satze  von  1/5°/0 , seit  1871  Von 
V/o  (ohne  Zuschläge). 

(Decret  vom  17.  Juli  1857,  Art.  2,  5.)  Nur  der  7. — 8.  Theil  des  Ertrags  der 
ganzen  Steuer  kommt  auf  diese  eigentliche  „Umsatzsteuer  (1880  2.00  Mill.  Frcs. 
von  417.48  Mill.  Frcs.  Umsatz  von  Actien,  8.08  Mill.  von  015.49  Mill.  Umsatz  von 
Obligationen,  zusammen  5.17  Mill.  Ertrag  von  1081.83  Mill.  Umsatz,  während  der 
ganze  Ertrag  1:0.90  Mill.  Frcs.  war). 

Bei  den  inländischen  Effecten,  welche  auf  Inhaber  lauten, 
sowie  bei  allen  ausländischen  (also  hier  auch  bei  den  Namens- 
papieren, Decrct  vom  17.  Juli  1857,  Art.  10),  ferner  auch  bei  den- 
jenigen, welche,  nicht  auf  den  Inhaber  gestellt,  doch  auch  ohne 
Umschreibung  in  den  Büchern  des  Emittenten  rechtsgiltig  über- 
tragen werden  können  (Gesetz  vom  23.  Juni  1857,  Art.  6)  tritt  an 
Stelle  der  Uebertragungsabgabe  in  jedem  einzelnen  Falle  eine 
jährliche  obligatorische  Abgabe,  ein  sog.  (Zwangs-) Abonne- 
ment. Diese  Abgabe  wird  nach  dem  Durchschnittscurse 
der  Actien  und  Obligationen  im  voraufgehenden  Jahre  berechnet 
und  beträgt  davon  jetzt  7&ü/o  (ohne  Decimen). 

Anfangs  (Gesetz  von  1S57)  nur  ü.12%  (Gesetz  vom  23.  Juni  1857,  Art.  0,  vom 
29.  Juni  1872,  Art.  3,  über  die  Berechnung  des  (Jurscs  Decret  von  1857,  Art.  7: 
Summirung  der  Cursc  nach  den  Notizen  und  Dividirung  durcli  die  Zahl  der  Notizen). 
Nähere  Vorschriften  regeln  das  Einzelne  in  Betreff  der  Zahlungspflicht  der  Gesell- 
schaften u.  s.  w.  (s.  das  Decret  von  1857  und  das  Decret  vom  24.  Mai  1872,  bei 
Dejean,  p.  192).  Die  Emittenten  haben  die  Abgabe  nach  vierteljährlichen  Registern 
vierteljährlich  zu  entrichten.  Ausländische  Gesellschaften  u.  s.  w.  müssen  einen 
verantwortlichen,  vom  Finanzminister  genehmigten  Vertreter  im  Inlande  stellen 
(Decret  von  1S57,  Art.  10).  Die  Abgabe  von  ausländischen  Effecten  wird  übrigens 
nur  von  einem  Th  eile  der  betreffenden  Actien  und  Obligationen  erhoben  (mindestens 
710  des  Kapitals  der  crstcren,  2/10  desjenigen  der  letzteren):  von  welchem  Tlieile,  das 
bestimmt  der  Finanzministcr  nach  Anhörung  einer  fachmännischen  Commission,  wobei 
alle  8 Jahre  Revision  Vorbehalten  bleibt  (s.  Decret  vom  24.  Mai  1872). 

Die  letztbesprochene  Steuer,  durchaus  die  Hauptsache  bei  der 
sogen.  Umsatzsteuer,  ist  also  gar  keine  „Umsatzsteuer,  sondern 
eine  nominelle  Kapitalstcuer,  im  Effect  eine  Ertrags- 
s teuer  von  Actien  und  Obligationen.  Bei  letzteren  dies 
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allerdings  nur  dann,  wenn  sic  von  dem  zunächst  Zahlungspflichtigen 
Aussteller  wirklich  den  Obligationären  bei  der  Zinsauszahlung  an- 
gerechnet wird,  was  gesetzlich  zulässig  ist  und  um  der  Steuer 
wenigstens  einigerraaasseu  ihren  ursprünglich  beabsichtigten  Cha- 
racter  zu  erhalten , auch  folgerichtig.  Das  ^tatsächliche  Vorgehen 
scheint  verschieden  zu  sein.  Erfolgt  die  Ueberwälzung  vom 
Schuldner  auf  den  Gläubiger  nicht,  so  wird  die  Steuer  auch  bei 
den  Obligationen,  wie  bei  den  Actien,  zu  einer  Steuer  des 
Schuldners,  also  bei  Gesellschaften  zu  einer  Ertragssteuer  von 
freilich  problematischem  Werthe. 

„Internationale“  Gesellschaften,  wie  z.  B.  die  grosse  österreichische  Sud  bahn 
haben  ein  verschiedenes  Verfahren  befolgt,  neuerdings  die  genannte  den  Betrag, 
pauschalst  mit  anderen  Gouponsteuerabzügen , abgezogen;  anders  die  französisch- 
österreichische  Staatsbahngesellschaft.  Vgl.  Siegfried,  Saling’s  Börsenpapiere,  Th.  I, 
4.  Aull.,  Berlin  1884,  S.  57,  75;  Derselbe  in  der  Ztschr.  f.  Kapital  und  Kcnte, 
XII,  118  if.  über  die  französische  Eilectcnbcsteucrung. 

Der  Umstand,  dass  die  zweite  Art  der  „Umsatzsteuer“  nicht, 
wie  der  Eftectenstempel  einmal  und  nach  dem  Nennwerth,  sondern 
jährlich  und  nach  dem  Curs werth  erhöhen  wird,  unterscheidet 
die  Steuer  immerhin  von  der  gewöhnlichen  Stempelabgabc.  Der 
Ertrag  schwankt  daher  natürlich  mit  den  Carsen  und  soweit  diese 
nicht  rein  durch  äussere  politische  u.  dgl.  Umstände  und  Spccu- 
lationen,  sondern  durch  die  Ertrags  Verhältnisse  bestimmt  werden, 
steigt  und  fällt  er  mit  diesen,  was  im  Ganzen  ein  Vorzug  ist. 
Aber  die  Häufigkeit  und  Seltenheit  der  Eflectenumsätze  selbst  ist 
abgesehen  von  ihrem  Einfluss  auf  den  Curs  indifferent  für  den 
Ertrag  und  da  Jahresdurchschnittscurse  die  Grundlage  der  Steuer- 
berechnung bilden,  kommen  die  speeulativen  Cursschwankungen 
innerhalb  des  Jahres,  soweit  sic  sich  ausgleichen,  auch  für 
den  Ertrag  nicht  weiter  in  Betracht.  Daher  kann  diese  Steuer  in 
keiner  Weise  als  eine  genügende  Lösung  des  Problems,  die 
Börsen  um  sätze  zu  treffen,  gelten. 

S.  dio  statistischen  Daten  im  Bull.  a.  a.  O.  Die  einzelnen  Jahre  zeigen  in 
den  Gesainmtcrträgcn  geringere,  in  den  Summen  der  belegten  Werthe  grosse 
Schwankungen,  welche  letzteren  nicht  bloss  auf  Cursäudcrungcn  zurUckgcführt  werden 
können,  mir  aber  sonst  nicht  recht  erklärlich  sind,  namentlich  was  das  merkwürdig 
selbst  von  Jahr  zu  Jahr  schwankende  Vcrhältniss  zwischen  Actien  und  Obligationen 
anlangt.  Der  amtliche  Bericht  klärt  das  nicht  auf.  So  war  z.  B.  1884 — 80  (Bull.  XX, 


487,  XXII,  253): 

1884 

1885 

1880 

„Abonnements“ 
‘,zu  0.2%) 

Belegte 

Werthe 

Ertrag 

Belegte 

Werthe 

Ertrag 

Belegte 

Werthe 

Ertrag 

Mül.  Fr. 

Mill.  Fr. 

Mill.  Fr. 

Mill.  Fr. 

Mill.  Fr. 

Mill.  Fr. 

Französ.  Actien 

5,495.3 

1 0.99 

0,912,0 

13.83 

4,025.3 

9.25 

Französ.  Oblig. 

7,794.3 

15.59 

0,055.7 

13.33 

8.957.8 

1 7.92 

Zusammen  . . 

1 3,289.0 

20.58 

13,508.3 

27.10 

13,583.2 

27.17 
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221. 

1 SS4 

1885 

1886 

„Abonnements" 
(zu  0.2%) 

Belegte 

Werthe 

Ertrag 

Belegte 

Werthe 

Ertrag 

Belegte 

Werthe 

Ertrag 

Mill.  Fr. 

Mill.  Fr. 

Mill.  Fr. 

Mill.  Fr. 

Mill.  Fr. 

Mill.  Fr. 

Ausländ.  Actien 

1.247.4 

2.49 

1,195.3 

2.39 

2,312.0  t 

4.62 

Ausländ.  Oblig. 

1,121.2 

2.24 

1,218.7 

2.44 

0.064  (!) 

0.0001 29  (!) 

Zusammen  . . 

2,368.6 

4.74 

2,414.0 

4.83 

2,312.1 

4.62 

Summa  . . . 

DazuTransmiss.- 

15,659.2 

31.32 

15,982.3 

31.99 

15,695.3 

31.79 

Steuer(0.5%). 

Inland.  Actien  . 

662.2 

3.31 

126.8 

2.13 

417.84 

2.09 

Inland.  Obligat. 

522.6 

2.61 

556.9 

2.78 

615.49 

3.0S 

Zusammen  . . 

1,184.8 

5.92 

983.7 

4.92 

1,033.33 

5.17 

Ganze  Steuer(m. 

Strafzuschl.) . 

16,843.0 

37.24 

16,975.6 

36.90 

16,494.3 

36.96 

Während  die  Werllie  und  die  Erträge  jeder  der  drei  Kategorien  (inländische 
Abonnements,  ausländische  desgleichen,  Transmissionssteuer)  und  die  Gcsamnitwetthe 
und  Erträge  wenig  verschieden  sind,  zeigen  sich  ausserordentliche  Verschiebungen 
zwischen  Actien  und  Obligationen  jeder  Kategorie,  besonders  bei  den  Abonnements, 
wo  die  ausländischen  Obligation en  1886  geradezu  verschwinden.  Spcciellere  Unter- 
scheidung der  einzelnen  Arten  Effecten  ftlr  1877 — 79,  Bull.  VIII,  150.  Damals  traten 
solche  Schwankungen  zwischen  Actien  und  Obligationen  nicht  hervor.  Belegter  Wertli 
1877  — 79  11,400.4  — 11,961.4  — 13,000.7  Mill  , Ertrag  bezw.  25.15,  26. S9, 
29.97  Mill.  Frcs. 

Auch  bei  der  Zusammenziehung  der  Registerabgabe  für  üebertragungen  be- 
weglichen Guts  unter  Lebenden  zu  lästigem  Titel  (Verkäufe  u.  s.  w. , o.  S.  523  und 
S.  524)  mit  dieser  Efiectenabgabc  erhält  man  z.  B.  für  1886  nur  55.49  Mill.  Frcs. 
Ertrag  gegen  139.04  Mill.  bei  den  gleichen  Geschäften  mit  Immobilien.  Das  Miss- 
verhältuiss  bleibt  gross  genug. 

Zu  bemerken  ist  übrigens,  dass  die  Ucbcrtragung  von  Effecten, 
auch  derjenigen,  welche  die  „Umsatzsteuer“  trifft,  schenkungs- 
weise und  im  Erbgang  der  Registrirung  und  der  betreffenden 
Abgabe  unterworfen  bleibt.  Freilich  mit  zweifelhafter  Wirkung 
wenigstens  bei  Schenkungen  (S.  528). 

§.  221.  7.  Die  Durchführung  der  tariftnässigen  Regi- 

st ri  rungs  beste  ueru  ng. 

a)  Allgemeines.  Ein  so  umfassendes,  verwickeltes,  öfters 
feine  und  streitige  Rechtsfragen  .berührendes  Verkehrssteuersystem, 
wie  das  geschilderte,  welches  zugleich  vielfach  so  hohe,  ja  mit- 
unter drückende  Steuersätze  enthält,  macht  für  seine  strenge  Durch- 
führung auf  der  gesetzlichen  Grundlage  natürlich  grosse  Schwierig- 
keiten. Zur  Uebelwindung  derselben  bedarf  es  daher  eines  mächtigen 
Apparates  von  einzelnen  gesetzlichen  und  administrativen 
A u s f ü h r u n gs  n o r m e n , V e r w al t u n g s e i n r i c h t u n g en , C on tr o l - 
maassregeln  und  Strafbestimmungen. 

Ein  ausserordentliches  Detail,  das  hier  nicht  nur  nicht  erschöpft,  sondern  nicht 
einmal  vollständig  auch  nur  in  Betreff  aller  wichtigeren  Puncto  erwähnt  werden  kann. 
Mehr  zur  Characterisirung  des  Ganzen  und  mehr  beispielsweise  werden  hier  nur  einige 
dieser  wichtigeren  Puncto  aus  diesem  grossen  Gebiet  zahlreicher  Einzelheiten  von 
ungleicher,  jedoch  auch  in  den  scheinbar  nebensächlichsten  Bestimmungen  nicht 
fehlender  Bedeutung  herausgehoben.  Unberücksichtigt  dürfen  diese  Dinge  aber  auch 
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für  die  finanzwissenschaftliche  Betrachtung  eines  Steuersystems  wie  des  fran- 
zösischen Registerabgabewesens  nicht  bleiben.  Denn  sie  gehören  zu  denjenigen 
Momenten , von  welchen  der  finanzielle  Erfolg  und  die  gesetzliche  gleichmässigc  Be- 
handlung der  steuerpflichtigen  Fälle  abhängen,  in  welchen  sich  aber  auch  die  Be- 
lästigungen, Störungen,  immer  verbleibenden  Ungleichmässigkeiten  der  Belastung  und 
damit  die  steuerpolitischen  Bedenken  besonders  stark  zeigen. 

Die  gesetzrnässige  Durchführung  der  Registrirungsabgaben 
bedingt  vor  Allem,  dass  alle  registrirungs-  und  abgabepflichtigen 
Urkunden  und  die  auch  ohne  Beurkundung  hierzu  verpflichteten 
H e c h t s g e s c h ä ft e und  Handänderungen  (mutations),  wie  im 
Erbgang  und  sehe nkungs weise,  vollständig,  recht- 
zeitig, am  rechten  Ort,  d.  h.  vor  dem  legalen  Registeramte, 
und,  soweit  das  in  Betracht  kommt,  daher  namentlich  bei  der 
Proportion alabgabe  (und  der  „festen  abgestuften“)  im  wirk- 
lichen Werth  bet  rage  zur  Registrirung  und  A bgabe  Veran- 
lagung und  alsdann  demgemäss  die  gesetzlichen  Abgabebeträge 
zur  Erhebung  gelangen. 

Um  dies  zu  erreichen,  sind  einmal  gewissen  amtlichen 
Personen,  wie  den  Gerichtsvollziehern  u.  dgl.  m.  und  den  Ge- 
richtsschreibern für  alle  von  ihnen  ausgehenden  oder,  wie  den 
Notaren , für  alle  von  ihnen  aufgenommenen  Urkunden  Ver- 
pflichtungen zur  Einreichung  der  Urkunden  bei  dem  zuständigen 
Registeramte  auferlegt.  Gleiche  Verpflichtungen  liegen  dem  (Privat-) 
Publicum  für  Urkunden  unter  Privatunterschrift  ob,  und  zwar 
unbedingt,  wenn  es  sich  um  Testamente  und  um  die  oben 
(8.  519)  genannten  Rechtsgeschäfte  bandelt,  durch  welche  unter 
Lebenden  Handänderungen  erfolgen,  sowie  in  gewissen,  ebenfalls 
früher  (8.  520)  schon  erwähnten  Fällen,  wo  auch  ohne  Beurkundung 
ein  solcher  Besitzweehsel  zu  „deelariren“  ist;  ferner  bedingt, 
wenn  die  Urkunden  vor  Gerichten  oder  Behörden  benutzt  werden 
sollen,  in  welchem  Falle  sie  vorher  einregistrirt  und  die  Abgaben 
dafür  gezahlt  werden  müssen.  Als  Ansporn  der  betreffenden  Per- 
sonen zur  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  dient  theils  einzeln, 
theils  verbunden  einerseits  die  Androhung  von  Rechts  nach- 
theilen, von  erhöhten  Gebührensätzen  oder  von  Strafen 
bei  überhaupt  oder  in  der  gesetzlichen  Frist  unterlassener  Ueber- 
reichung  oder  Anmeldung  zur  Eintragung  auf  dem  Registeramte, 
bei  Verheimlichungen,  bei  unrichtigen  Werthangaben,  auch  bei  Aus- 
stellung von  Gegenscheinen  unter  Parteien,  wodurch  zum  Zweck 
der  Steuerdefraudation  ein  Preis  in  einer  registrirten  Urkunde 
erhöht  wird  (Art.  40  des  Gesetzes  vom  22.  Frim.  Vll.);  anderseits 
die  Ausstattung  der  registrirten  Urkunden  mit  gewissen 
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Hechts vorth eilen.  Für  die  verschiedenen  Fälle  von  betheiligten 
Personen,  in  Betracht  kommenden  Urkunden,  Hechtsgeschäften, 
Vorgängen  sind  verschieden  lange  Fristen,  innerhalb  deren  die 
Hegistrirung  regelmässig  zu  erfolgen  hat,  festgesetzt. 

Unter  den  angedrohten  Hechtsnachtheilen  findet  sich  die 
Nichtigkeit  der  nicht  oder  nicht  gehörig  oder  nicht  rechtzeitig 
registrirten  Urkunde,  bezw.  des  Rechtsgeschäfts,  die  logisch  richtige 
Consequenz  in  diesem  wie  in  dem  analogen  Falle  der  unterlassenen 
Stempelung,  in  der  französischen  Gesetzgebung  nur  in  ganz  be- 
schränktem Maasse,  so  für  Gerichtsvollzieher  und  andere  mit  ähn- 
lichen Befugnissen  versehene  Beamte  bei  unterlassener  Registrirung 
von  Zustellungen  und  Protokollen,  wofür  der  Zuwiderhandelnde  der 
Partei  verantwortlich  ist  (Gesetz  vom  22.  Frim.  VII.,  Art.  34).  In 
dem  practisch  bedeutsameren  Falle  von  Unterlassung  der  unbedingt 
obligatorischen  Registrirung  von  Urkunden,  Rechtsgeschäften,  Erb- 
fällen oder  bei  Verheimlichungen,  bei  zu  niedrigen  Werthangaben, 
hat  man  regelmässig  nicht  so  weit  zu  gehen  gewagt.  Hier  tritt  als 
Rcchtsnachtheil  nur  die  einstweilige  Unbrauchbarkeit  einer  Urkunde 
für  die  Benutzung  vor  Gerichten  und  Behörden,  also  namentlich 
als  Beweismittel  in  Rechtsstreiten,  dann  die  Verpflichtung  zu  nach- 
träglicher Registrirung  und  dabei  eine  erhöhte  Abgabe  als  Strafe 
ein.  Nur  bei  der  Ausstellung  von  Gegenscheinen  zum  Zweck 
der  Steuerhinterziehung  mittelst  zu  niedriger  Preisangaben  in  den 
Urkunden  bestimmte  das  Gesetz  vom  22.  Frim.  VH.,  Art.  40  auch 
Nichtigkeit,  was  indessen  durch  das  Civilgesetzbuch  (Art.  1321) 
auf  Nichtigkeit  Dritten  gegenüber,  nicht  unter  den  Parteien  selbst, 
beschränkt  wurde.  Die  Straferhöhung  der  Abgabe  ist  in  diesem 
Falle  aber  besonders  scharf,  das  Dreifache  des  gewöhnlichen 
Satzes. 

Besonders  gute  klare  Darstellung  aller  dieser  Puncte  bei  Vignes,  a.  a.  O. 
Mehrfach  kommen  auch  hier  für  die  Registrirung  rechtstcchnisch c Begründungen 
in  Betracht,  daher  Bestimmungen  des  französischen  Civilrechts.  Von  diesen  gilt  jedoch 
das  oben  S.  513  Gesagte:  sie  können  als  genügende  Begründung  einer  finanziellen 
Gebühr,  geschweige  einer  Steuer  nicht  gelten.  So  die  Fiction  eines  nothwendigen 
„öffentlichen  Dienstes*4,  um  durch  die  Einregistrirung  die  Existenz  einer  Urkunde, 
eines  Rechtsgeschäfts  u.  s.  w.  zu  sichern  oder  die  (notarielle)  Authcnticirung 
noch  zu  vervollständigen  oder  (so  bei  Privaturkunden  u.  s.  w.)  das  Datum 
Dritten  gegenüber  zu  vergewissern  (s.  Vignes,  1,  330  ff.). 

§.  222.  b)  Einzelne  Puncte.  liier  werden  folgende  sechs 
behandelt:  die  Fristen  zur  Eintragung,  die  Zahlungs- 
pflichten, die  Strafbestimmungen,  die  zur  Controle 
dienenden  Obliegenheiten  verschiedener  Organe,  die 
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Verjährungsfristen,  die  Normen  für  die  Werth b es ti m- 
m ungen  bei  der  Proportionalabgabe. 

a)  Ueber  die  Fristen,  innerhalb  deren  Urkunden  und  Erklärungen  zur  Regi- 
strirung  zu  bringen  sind,  s.  besonders  Gesetz  vom  22.  Frim  VH.,  Art.  20 — 25,  Block. 
Art.  Enregistr. , No.  04 — T2,  Vigncs,  I,  508.  Es  werden  öffentliche  Urkunden, 
Gerichtsvollzieher  u.  dgl.,  Notare,  Behörden  einer-,  Urkunden  unter  Privatunter- 
schrift anderseits  unterschieden,  mit  verschiedenen  Fristen  nach  den  Kategorien 
von  Fällen.  So  müssen  öffentliche  Urkunden  in  kurzen  Fristen  (4,  10,  15,  20  Tage), 
Urkunden  unter  Privatunterschrift  in  längeren  Fristen,  z.  B.  wenn  sie  eine  Ueber- 
tragung  von  Eigenthum  oder  Nutzniessung  an  Liegenschaften  zum  Gegenstände  haben, 
auch  Pacht-  und  Mietverträge  u.  dgl.  m.  binnen  5 Monaten  von  ihrem  Dalum  an 
zur  Rcgistrirung  gebracht  werden,  iälls  cs  sich  um  inländische  Fälle  handelt. 
(Art.  22  des  Gesetzes  vom  Frim.).  Erb-,  Schenk-,  Vermächtnissannahmcn 
im  In  lande  müssen  6 Monate  nach  dem  Tode  des  Erblassers  (in  verschiedenen 
längeren  Fristen  bei  Todesfällen  in  verschiedenen  Auslandsgebietcn)  registrirt  werden. 

ß)  Hinsichtlich  der  Zahlungspflicht  selbst  ist  der  allgemeine  Grundsatz,  dass 
die  Abgaben  vor  der  Rcgistrirung  zu  entrichten  sind  (Gesetz  vom  Frim.  VII..  Art.  28). 
An  Stelle  der  Parteien,  welche  in  letzter  Linie  von  den  Abgaben  getroffen  werden 
sollen,  sind,  im  Interesse  der  Erleichterung  und  Vereinfachung  der  Erhebung,  mehr- 
fach in  näher  bezeichneten  Fällen  die  Notare,  Gerichtsvollzieher  und  Gerichtsschreiber 
diejenigen,  welche  vorschussweise  die  Zahlung  an  das  Registeramt  zu  leisten 
haben  (dasselbe  Gesetz.  Art.  29,  30).  Die  Parteien  selbst  haften  in  vielen  Fällen 
für  die  von  ihnen  direct  zu  zahlenden  oder  an  die  genannten  Beamten  zurückzuer- 
stattenden Abgaben  solidarisch,  ebenso  bei  Erbfällen  die  Miterben  (cb.  Art.  29, 
30,  32).  Wird  unter  Parteien  die  endgiltige  Tragung  der  Abgabe  nicht  vertrags- 
lnässig  geregelt,  so  sollen  bei  bürgerlichen  oder  gerichtlichen  Urkunden,  welche  eine 
Schuldverpflichtung,  Schuldbefrciung,  Uebertragung  von  Eigenthum  oder  Nutzniessung 
beweglichen  und  unbeweglichen  Guts  enthalten,  die  Schuldner  oder  neuen  Be- 
sitzer, bei  anderen  Urkunden,  die  Betheiligten , welche  daraus  Vortheil  ziehen, 
die  Abgabe  tragen  (eb.  Art.  31).  S.  Weiteres  Detail  bei  Yigues,  I,  376 — 380. 

y)  Die  Strafbestimmungen  betreffen  theils  die  Beamten,  Notare,  welche 


Verpflichtungen  zur 


Anmeldung  von 


Urkunden  für  die  Rcgistrirung  haben,  theils  bei 


.Erklärungen' 


Urkunden  unter  Privat  untersch  rift  und  bei  den  vorgeschriebenen 
das  betheiligte  Publicum.  Die  Strafen  bestehen,  abgesehen  von  den  Fällen  der 
Nichtigkeit  (S.  536),  in  festen  Geldstrafen  und  in  um  die  Hälfte  oder  auf 
das  Doppelte  oder  auf  das  Dreifache  des  einfachen  Satzes  erhöhten  Abgaben. 
Diese  verschiedenen  Strafen  werden  mitunter  verbunden  oder  auch  so  eombinirt,  dass 
bei  Fällen,  wo  die  feste  Registerabgabe  besteht,  eine  feste  Geldstrafe,  in  Fällen  der 
Proportionalabgabe  die  Erhöhung  derselben,  unter  Bestimmung  eines  Minimal- 
betrags des  Zuschlags,  eiutritt  (Gesetz  vom  Frim.  VII.,  Art.  33 — 40,  Vigncs,  I,  380 
bis  385,  Block,  Art.  Enregistr.,  No.  75  ff.).  U.  A.  ist  der  doppelte  Abgabesatz 
bei  Unterlassung  der  Rcgistrirung  in  den  oben  S.  519  genannten  Fällen  des  Art.  22 
des  Gesetzes  vom  Frimaire  zu  berechnen  (gen.  Gesetz,  Art.  38).  der  hälftige  Zu- 
schlag bei  Unterlassung  der  Erklärungen,  welche  Erben.  Schenk-  undVcrmächt- 
nissnefamer  abzugeben  haben;  der  doppelte  Satz  bei  Verheimlichungen  oder 
bei  ungenügender  Schätzung  von  Vermögensstücken  in  den  letztgenannten  Fällen,  und 
zwar  von  dem  verheimlichten  oder  nicht  mit  geschätzten  Betrage  (eb.  Art.  40).  — Boi 
denjenigen  Urkunden  unter  Privatunterschrift,  welche  nicht  unbedingt  obligatorisch 
registrirungspflichtig  sind,  aber  nachträglich  registrirt  werden  müssen,  wenn  man 
von  ihnen  vor  Gericht  u.  s.  w.  Gebrauch  machen  will,  tritt  zunächst  zwar  nur  der 
gesetzliche  (einfache)  Gebührensatz  ein,  der  doppelte  jedoch,  wenn  sie  vor  der  Bezug- 
nahme am  Gericht  noch  nicht  registrirt  sind.  S.  für  Einzelnes  ausser  dem  Gesetz  vom 
Frimaire  auch  Gesetz  vom  27.  Voutöso  IX.  und  28.  April  1816  sowie  einzelne  der 
neueren  Gesetze,  so  vom  23.  Aug.  1871,  28.  Februar  1872. 

Eine  principiell  wichtige  Neuerung  im  fiscalischcn  Interesse  ist  die  Ein- 
führung einer  bis  dahin  fehlenden  Mit-Intercssir uug  des  früheren  Besitzers 

Vermiet hers  und 
Abgabe  der 


eines  der  Besitzwechselabgabe  unterliegenden  Objects,  sowie  des 
Verpachters  an  der  richtigen  Einregistrirung  der  Urkunde, 
schricbcncn  Erklärungen  u.  s.  w.  Bei  unterbliebener  Rcgistrirung  oder  Erklärung 


vorge- 
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werden  danach  nämlich  auch  die  Genannten  persönlich  und  ohne  Kecurs,  ungeachtet 
entgegenstehender  Stipulationen,  haftbar  für  einen  Zuschlagabgabesau  (mindestens 
50  Frcs.).  Davon  wie  von  der  unmittelbaren  Zahlung  des  einfachen  Satzes  können  sie 
sich  nur  befreien,  wenn  sic  innerhalb  bestimmter  Frist  — ein  Monat  mehr  als  die 
allgemeine  Frist  in  diesen  Fällen  — auf  einem  ßegistoramt  die  die  Handänderung  be- 
treffende Urkunde  hintcrlegcn  oder,  bei  deren  Fehlen,  die  nach  Art.  4 des  Gesetzes 
vom  27.  Vent.  LX.  gebotenen  „Erklärungen“  abgeben.  (Gesetz  vom  23.  August  1S71, 
Art.  14,  auch  vom  28.  Februar  1872,  Art.  S).  Wohl  eine  zweckmässige  und  wie  man 
annehmen  sollte  wirksame  Neuerung. 

Auch  bei  der  Effecten-Umsatzsteuer  (Gesetz  vom  23.  Juni  1S57,  Art.  10) 
sind  für  Unterlassung  oder  Unvollständigkeit  der  Erklärungen  die  doppelten  Gebühren- 
sätze nach  Gesetz  vom  Frim.  angedroht,  neben  Strafen  von  100 — 500C  Frcs.  ftlr  jede 
Zuwiderhandlung  gegen  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  oder  der  Ausführungsver- 
ordnungen. 

4)  Ucbcr  weitere,  mit  als  Controlmittel  dienende  Obliegenheiten  der 
Notare,  Gerichtsvollzieher,  Gerichtsschreiber,  Secretäre,  Richter,  Vcrwaltungsbeamten 
und  sonstigen  öffentlichen  Beamten,  auch  der  Einnehmer,  s.  bes.  Gesetz  vom  Frim., 
Art.  41 — 59.  Danach,  mit  Rücksicht  auf  ähnliche  Bestimmungen  anderer  Gesetze, 
Vignes,  I,  355  — 394,  Block,  Art.  Enregistr.,  No.  86  — 97.  Zur  Characteristik 
solcher  Bestimmungen  auch  nach  der  fiscalischen  Seite  vgl.  z.  B.  Art.  47  des  Gesetzes 
vom  Frim.:  auf  Grund  nicht  registrirtcr  Urkunden  darf  kein  Richter  oder  Schieds- 
richter ein  Urtheil,  kein  Verwaltungsbeamter  einen  Beschluss  zu  Gunsten  von  Privat- 
personen erlassen,  bei  Strafe  persönlicher  Haftbarkeit  für  die  Gebühren. 

* s)  Die  Verjährungsfrist  für  die  Ansprüche  des  Fiscus  ist  für  verschiedene 
Kategorien  von  Fällen  auf  */4,  1,  2,  5,  10  Jahre  gestellt,  hie  und  da  aber  auch  die 
allgemeine  des  französischen  Civilrechts  von  30  Jahren.  (Gesetz  vom  Frim.,  Art.  60 
bis  62  und  neuere.  Vignes,  I,  399 — 401,  Block.  Enreg.,  No.  102,  103). 

£)  Von  besonderer  finanzieller  Wichtigkeit  sind  bei  den  Rcgistcrabgaben,  nament- 
lich bei  der  Proportionalabgabe  (und  der  „festen  abgestuften“)  richtige  Werth  - 
angabe u in  den  Urkunden  und  Erklärungen.  Daher  bedarf  es  besonders  neben 
Strafandrohungen  hier  Normen  und  Maassregeln  zur  Verhütung,  bezw.  Aufdeckung 
zu  niedriger  Angaben  bei  Handänderungen  unter  lästigem  und  unentgeltlichem 
Titel  (Schenkungen,  Erbfällen),  wozu  hier  namentlich  das  gesetzlich  gestattete 
Verfahren  der  Abschätzung  durch  Sachverständige  („c.xpcrtise“)  dient. 

Strafen  u.  A.  in  Art.  39  des  Gesetzes  vom  Frim  VII.,  so  doppelte  Gebühr 
bei  Auslassungen  und  ungenügenden  Schätzungen  der  Vermögensstücke  für  Erben, 
Schenk-  und  Vermächtnissnchmer.  Vormünder  u.  dgl.  haben  hier  diese  Strafen  per- 
sönlich zu  tragen.  — 

Ucber  diese  Abschätzung  besonders  Art.  17 — 19,  61  des  Gesetzes  vom 
Frim.,  Gesetz  vom  15.  November  1S0S,  vom  23.  August  1871,  Art.  11,  15,  vom 
28.  Februar  1872,  Art.  8.  Bei  Urkunden  oder  Declarationen  über  Handänderung  von 
Immobilien  (Eigenthum,  Nutzniossung,  Genuss),  auch  von  Handelsfonds  zu 
lästigem  Titel  kann  innerhalb  eines  Jahres  von  Seiten  der  Steuerverwaltung  bei 
muthmaasslich  zu  niedriger  Preisangabe  auf  solche  „Expertise“  angetragen  werden; 
bei  jedem  unentgeltlichen  Besitzwechsel  von  Immobilien  binnen  2 Jahren.  Ermittelt 
soll  der  wahre  Verkaufswerth  der  Objecte  zur  Zeit  der  Veräusserung  oder  des 
Besitzwechsels  werden.  Vignes,  I,  394,  Block,  Enregistr.,  No.  52  ff. 

§.  223.  c)  Bestimmungen  über  den  steuerpflichtigen 
„Werth“  hei  der  Pro portionalabgabe.  Bei  letzterer  kann  es 
ohne  eine  positive  gesetzliche  Bestimmung  mitunter  zweifelhaft  sein, 
welcher  „Werth“  ihrer  Berechnung  überhaupt  zu  Grunde  gelegt 
werden  soll.  In  manchen  Fällen,  wiederum  namentlich  hei  Erb- 
gang und  Schenkung,  sind  auch  gesetzliche  Grundsätze 
für  die  Werthberechnung  seihst  erforderlich.  Die  fran- 
zösische Gesetzgebung  hat  in  zahlreichen  Bestimmungen  hierüber 
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das  Nothwendige  festgesetzt,  im  Wesentlichen  schon  im  Gesetz  vom 
22.  Frim.  VII.,  Art.  14  und  15,  dessen  Bestimmungen  durch 
spätere  Gesetze  einzelne  Moditicationen  und  Ergänzungen  erfahren 
haben. 

Genaueres  Einzelne  bei  Vigncs,  I.  34fi — 355,  kürzer  Block,  Art.  Eoregistr.. 
No.  50,  51.  S.  auch  Jacob  a.  a.  ().,  Noten  zu  den  Art.  14  u.  15  des  Gesetzes  vom 
Frimaire. 

Es  wird  in  diesen  Normen  bewegliches  und  unbewegliches  Gut  unter- 
schieden und  in  beiden  Kategorien  für  jede  einzelne  Art  Urkunden,  Rechtsgeschäfte, 
Besitzwechsel  u.  s.  w.  die  Bestimmung  über  den  zu  Grunde  liegenden  Werth  getrofbn. 
ln  vielen  Fällen  entsprechen  die  Bestimmungen  dem  auch  sonst  Ucblichen  oder  von 
selbst  sich  Ergebenden.  Von  wichtigeren  eigentümlichen  Fällen  mögen  folgende 
hervorgehoben  werden. 

«)  Aus  den  Vorschriften  für  bewr egliches  Gut:  Bestellung  von  immerwährenden 
— d.  h.  nach  französischem  Recht  höchstens  für  30  Jahre  nicht  ablösbaren  — oder 
Lebensrenten  und  von  Pensionen  unter  lästigem  Titel : liier  ist  das  bestellte 
oder  veräusserte  Kapital  das  Object  der  Proportionalabgabe.  Ebenso  verhält  cs 
sich  bei  Uebcrtragung,  Ablösung,  Rückkauf  solcher  Renten  und  Pensionen, 
ohne  Rücksicht  auf  den  hierfür  bezahlten  Preis.  — Werden  Renten,  Pensionen  ohne 
Angabe  eines  Kapitals  bestellt  (übertragen,  abgelöst),  so  wird  das  für  diesen 
Vorgang  steuerpflichtige  Object  durch  diejenige  Kapitalsummc  gebildet,  welche  dem 
20 fachen  der  immerwährenden  und  dem  10  fachen  der  lebenslänglichen  Rente,  — wobei 
zwischen  solchen,  die  auf  1 oder  mehrere  Leben  gestellt  sind,  nicht  unterschieden 
wird  — entspricht,  ebenfalls  ohne  Rücksicht  auf  den  Preis  der  Uebcrtragung  oder 
Ablösung.  — Die  unentgeltlich  eingeräumte  Nutzni essung  an  beweglichem  Gut 
wird  gleich  der  Hälfte  des  Werthcs  solchen  Guts  veranschlagt. 

Besonders  wichtig  ist,  dass  bei  üebertragungen  auf  Grund  freigebiger  Ver- 
fügung unter  Lebenden  und  für  den  Ucbergang  durch  Todesfall  der  Werth  des 
beweglichen  Guts  nach  einer  abzugebenden  Erklärung  der  Betheiligten  — zu  deren 
Controle  dann  wieder  das  Verfahren  der  „Expertise“  angewandt  werden  kann  — sich 
bestimmt,  aber  ohne  Abzug  der  Lasten,  was  u.  A.  die  Erbschaftssteuer  zu 
einer  solchen  vom  Vermögen  ohne  S c h u 1 d a b z u g macht.  Bei  Wertpapiere n 
aller  Art  (auch  des  in  diesen  Fällen  steuerpflichtigen  Ucbergangs  französischer 
Staatsrente)  berechnet  sich  der  Werth  in  der  Regel  nach  dem  Börsencurs  vom 
Tage  des  Besitzwechsels. 

ß)  Aus  den  Vorschriften  für  unbewegliches  Gut:  bei  Pacht-  und  Miet- 
verträgen bildet  der  jährliche  Preis  unter  Zurechnung  der  dem  Pachter  oder 
Miether  auferlegten  Lasten,  das  Steuerobject:  bei  Pachten  und  Miethon  von  unbe- 
stimmter Dauer  oder  gegen  beständige  Renten  wird  aus  dem  in  gleicher  Weise  berech- 
neten Pacht-  oder  Mietpreise  ein  Stcuerkapital  durch  Multiplication  mit  dem  20 fachen 
gebildet.  Bei  Verpachtung  und  Vermietung  auf  Lebensdauer  wird  der 
Preis  mit  dem  10 fachen  multiplicirt.  Neuerdings  ist  für  ländliche  Immobilien  die 
Ermässigung  der  Kapitalisation  bloss  mit  dem  12'/., fachen  erfolgt  (lb75).  — Bei 
Tauschen  findet  ein  Kapitalanschlag  zum  20  fachen  des  Jahresertrags  ohne 
Lasten  ab  zu  g statt,  bei  ländlichen  Grundstücken  (ausser  bei  Tauschen  ancin- 
anderstossender  unbebauter,  d.  h.  nicht  mit  Häusern  besetzter)  sogar  zum  25 fachen. — 
Für  Verkäufe  und  andere  unter  lästigem  Titel  stattfindende  Üebertragungen  von 
Eigenthum  und  Nutzniessung  unter  Lebenden  wird  der  beurkundete,  bezw. 
durch  Expertise  festgestellte  Preis  zuzüglich  eines  Kapitalanschlags  aller  I. asten  zu 
Grunde  gelegt. 

Bei  un  en  tgeltlicher  Ucbcrtragungvon  Immobiliar-Eigcnthum  u nter  Lebenden 
und  von  Tod  es  wegen,  also  für  die  Proportionalabgabc  als  Schcnkungs-  und 
Erbschaftssteuer,  wird,  wiederum  ohne  Abzug  der  Lasten,  der  Jahresertrag 
oder  Pacht-  und  Miethzins  mit  dem  20 fachen,  bei  ländlichen  Grundstücken  jetzt  mit 
dem  25 fachen  zur  Bildung  des  Steucrkapitals  multiplicirt.  Das  10-,  bezw.  12*/^  fache 
tritt  in  diesen  Fällen  bei  Uebertragung  der  Nutzniessung  allein,  gleichfalls  ohne 
Lastenabzug,  ein.  Die  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  erhält  durch  diesen  Nicht- 
abzug der  Lasten  — welcher  in  England  ictzt  erfolgt,  §.  122,  S.  2(59  oben  — einen 
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besonderen  Character,  welcher  manche  Bedenken  hervorruft  und  zu  bedeutend  erhöhter, 
auch  ungleichmässigerer  Belastung  fuhren  kann,  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen 
auch  wohl  wirklich  führt  (§.  241). 

§.  224.  8.  Zur  Statistik  der  Registrirungsahgaben.  S.  die  reichhaltigen 

Materialien  in  den  oben  S.  506  angegebenen  Stellen.  Einige  Daten  wurden  schon 
früher  herausgehoben,  so  in  den  Tabellen  auf  S.  374.  395,  bes.  406,  407,  dann  in 
den  §$.  211  (S.  507),  217,  218,  besonders  in  der  tabellarischen  Uebersicht  des  Tarifs 
der  Proportionalabgabc  S.  523.  Eine  Analyse  des  reichen  statistischen  Materials  muss 
der  monographischen  Bearbeitung  Vorbehalten  bleiben.  Sie  würde  m.  E.  für  manche 
spccicllc  Fragen  einer  Verkehrsbesteucrung,  wie  diejenige  des  französischen  Enrc- 
gisfrement,  auch  finanzwissenschaftlich  — wie  wohl  noch  mehr  volkswirtschaftlich  — 
werthvolle  Beiträge  liefern,  liier  nur  noch  einige  Daten  zur  Ergänzung  der  früheren, 
bes.  der  auf  S.  406  u.  407  initgethciltcn , um  die  Reaction  der  Ereignisse  in  den 
kritischen  Perioden  des  französischen  Staats-  und  Wirtschaftslebens  auf  die  dem 
Enregistremcnt  unterworfenen  Geschäfte  und  daher  auf  die  Steuererträge  noch  etwas 
näher  zu  verfolgen. 

Der  Werth  der  Uebcrtragungen  von  Immobilien  zu  lästigem  Titel  unter 
Lebenden  (wesentlich  Verkäufe)  war  (Bull.  V,  370,  Faure,  p.  89)  in  Mill.  Frcs.: 
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Die  Reaction  ist  in  diesen  vier  kritischen  Perioden  deutlich  zu  erkennen , dein 
Grade  nach  ungleich  stark,  aber  so.  wie  es  nach  «1er  allgemeinen  Verkehrsstörung 
durch  die  äusseren  Ereignisse  etwa  zu  erwarten  war.  Der  Ausfall  der  Erträge  ergiebt 
sich  aus  den  Bewegungen  der  Werthzahlen . da  es  sich  hier  tun  die  Proportional- 
abgabe handelt.  Was  er  practisch  bedeutet,  zeigen  z.  B.  folgende  Zahlen  des  Ertrags 
für  die  hier  behandelten  Geschäfte  in  1869 — 72:  142.6  — 98.7  — 86. 5 — 
141.5  Mill.  Frcs.  — Natürlich  sind  die  Gcsani  in  (zahlen  der  Umsätze  und  Erträge  das 
Product  aller  öfters  sich  kreuzenden  Einflüsse.  Während  des  Krimkriegs  fand  z.  B. 
eine  grosse  speculative  Bewegung  statt.  Die  Umsätze  in  Immobilien  zeigen  daher  für 
1853 — 57  folgende  Zahlen:  1810  — 1641  — 1923  — 2016  — 1882  Mill.  Frcs.  — 
Neuerdings  erreichten  die  Ziffern  in  1881  das  Maximum,  2872  Mill.,  sanken  bis  1884 
auf  2249,  hoben  sich  1885  wieder  auf  2502,  sanken  1886  auf  2104  Mill.  Frcs.  Der 
Gang  der  Geschäfte  und  des  gesammten  wirtschaftlichen  und  politischen  Lebens 
spiegelt  sich  also  immer  deutlich  ab.  Da  sich  die  Einnahmen  des  Enregistremcnt 
aber  aus  so  verschiedenen  Posten  zusammensetzen  und  auch  die  Erbschafts-  und 
Schcnkungsstcuern  darunter  fallen,  zeigen  die  Gesammt-Erträgc  nicht  immer  ganz  die 
gleichen  Bewegungen  und  im  Ganzen  doch  eine,  wenn  auch  nicht  ununterbrochen, 
aufsteigende  Bewegung,  — wie  die  meisten  indirccten  Verbrauchssteuern.  Finanz- 
politisch sind  sie  daher  bei  wachsendem  Finanzbedarf  sehr  befriedigend. 

Die  Besch r än k u n g der  Umsätze,  namentlich  der  V erk äu  f e von  I m m ob  i 1 i e n 
durch  die  Registerabgabc , die  bei  letzteren  Geschäften  so  ausserordentlich  hoch  ist, 
wird  sich  im  Princip  kaum  leugnen  lassen,  was  je  nachdem  als  eine  günstige  oder 
ungünstige  Wirkung  dieser  Steuer  angesehen  worden  wird  und  werden  kann.  Immer- 
hin haben  sich  doch  auch  die  eigentlichen  Verkäufe  allein  von  1827 — 1860  fast  ver- 
doppelt (998  und  1878  Mill.  Frcs.).  Seit  dein  letzten  Kriege  sind  sie  dagegen  bei 
«len  höheren  Steuersätzen  — ob  wegen  derselben?  — wenig  gewachsen,  zeigen 
aber  jährliche  nicht  unbedeutende  Schwankungen  (1873  1843,  1877  2046,  1884  1965, 
1886  1837  MilL  Frcs.,  Bull.  V,  371,  XX,  479,  XXII,  145).  — Die  Zahl  der  Ge- 
schäfte ist  mitunter  Jahre  lang  fast  stabil,  z.  B.  Uebcrtragungen  unter  lästigem  Titel 
von  Immobilien  1878 — 81 : 988,532  — 982.005  — 981,303  — 986,680  Fälle  (Bull.  XVI, 
154),  und  dies  gilt  nicht  nur  von  der  Gcsammtzahl  für  den  Staat,  sondern  auch  von 
den  Departementszahlen  (s.  eb.). 

Ucber  die  zeitliche  Bewegung  der  Werthc  und  Steuererträge  von  Micth-  uiul 
Pachtverträgen  s.  Bull.  IV,  138  (seit  1827),  XVI,  150.  Der  Einfluss  der  Zeit- 
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eroigaisse  (184S — 49.  1870 — 71)  markirt  sich  auch  hier  deutlich.  Starke  Steigerung 
der  besteuerten  Worthe  in  Folge  des  Gesetzes  vom  23.  August  1871. 

Statistische  Daten  der  Effecten-Urnsatzsteuer  s.  o.  S.  533. 

Auf  die  statistischen  Daten  der  im  Enregistrement  enthaltenen  Erbschafts- 
und Schenkungssteuern  wird  unten  in  dem  davon  handelnden  Abschnitt  §.  243 
noch  besonders  eingegangen. 

Daten  über  die  Bewegung  der  Gesummt  er  träge  des  Enregistrement  werden 
unten  in  §.  234  neben  solchen,  welche  den  Stempel  bclrclfen,  mitgctheilt.  In  mancher 
Beziehung  gehören  diese  Daten  zusammen  und  ist  die  Vergleichung  ihrer  Bewegung 
von  Interesse. 

§.  225.  9.  Zur  Kritik.  Erst  durch  einen  genaueren  Einblick 

in  das  ganze  System,  die  leitenden  Grundsätze  und  die  wichtigeren 
Bestimmungen  über  die  Durchführung  wird  man  genügend  in  den 
Stand  gesetzt,  den  steuerpolitischen  Character  einer  so  eigentüm- 
lichen und  so  verwickelten  ßesteuerungsart,  wie  sie  das  französische 
Registerabgabewesen  ist,  vollständig  zu  verstehen  und  zu  beurteilen. 
Durch  das  Studium  der  Einzelheiten  des  Tarifs  und  der  Regi- 
strirungs-  und  Ertragsstatistik  erlangt  man  auch  erst  ein  deut- 
licheres Bild  von  der  verkehrspolitischen  und  volkswirtschaft- 
lichen Bedeutung  dieser  Besteuerung,  wovon  das  Urteil  über  den 
steuerpolitischeil  Character  und  Werth  der  letzteren  wieder  mit 
abhängt.  Wir  schliessen  daher  mit  einigen  Betrachtungen  wie  den 
oben  in  §.  215  schon  vorangeschickten. 

Das  französische  Registerwesen  will,  als  Steuereinrichtung  be- 
trachtet, das  Vermögen,  wo  cs  und  wenn  es  in  Urkunden, 
mitunter  auch  wo  und  wenn  es  ohne  Urkunden  in  Rechts- 
geschäften, sowie  in  bestimmten  Thatsachen  oder  Vor- 
gängen, wie  beim  Besitzwechscl  in  Folge  E r b falls  oder 
Schenkung,  sich  vorhanden  oder  in  Bewegung  (im  „Ver- 
kehr“) zeigt,  einer  Steuer  unterwerfen.  Diese  Steuer  hat  den 
Character  einer  Besitzsteuer,  vornemlich  in  ihrer  „festen 
Abgabe“,  einer  Verkehrssteuer,  vornemlich  in  ihrer  Pro- 
portionalabgabe. Die  erstere  trifft  das  Vermögen  wesentlich 
da,  wo  cs  sich  nach  Urkunden  vorhanden  erweist,  die  zweite, 
wo  es  nach  Urkunden,  Rechtsgeschäften,  Thntsachen  in  Bewegung 
zwischen  verschiedenen  Personen  ist  und  durch  diese  Urkunden  etc. 
diese  Bewegung  bekundet  wird.  Man  kann  in  dieser  Weise  mit 
Vignes  den  Unterschied  beider  Hauptabgaben  und  danach  auch 
ihren  steuerpolitischen  Character  richtig  kennzeichnen  (§.217,  218 
o.  S.  521  u.  S.  522):  ‘im  einen  Falle  werden  Vermögensrechte 
„declarirt“,  im  andern  „zue rt heilt“.  Bei  der  weit  über- 
wiegenden practischcn  Wichtigkeit  der  Proportionalabgabe  bleibt 
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das  Verkehrssteuermoment  in  dem  Registerabgabewesen  nur  das 
durchaus  vorwaltende. 

Die  principi eile  Rechtfertigung  dieses  Abgabezweigs  liegt 
dann  wieder  in  derjenigen  der  Verkehrssteuer  Überhaupt  (§.  215) 
und  in  der  anzuerkennenden  Ergänzungs-  und  Ersatzfunction, 
welche  das  Enregistrement  als  Besteuerung  im  französischen  Steuer- 
system speciell  ausübt,  besonders  gegenüber  dem  System  der 
directen  Steuern  und  gegenüber  der  schweren  indirecten  Verbrauchs- 
besteuerung Frankreichs.  Was  in  dieser  Hinsicht  bereits  oben  in 
§.  215  gesagt  wurde,  findet  in  der  vorausgehenden  näheren  Dar- 
stellung der  französischen  Einregistrirung  seine  Bestätigung:  nicht 
die  Einrichtung  als  solche,  nicht  die  Haupttheile  der  Register- 
abgaben, sondern  die  übertrieben  hohen  Steuersätze,  besonders 
für  den  Immobiliarverkehr,  sind  das  Bedenkliche.  Da  eine 
analoge  Besteuerung  des  Mobiliarverkehrs  schon  in  der  Gesetz- 
gebung, geschweige  in  der  Praxis  nicht  durchgeführt  werden  kann 
und  auch  in  Frankreich  trotz  der  Ausdehnung  des  Enregistrement 
auf  diesen  Verkehr,  trotz  der  Ergänzung  dieser  Besteuerung  durch 
die  Effecten- Umsatzsteuer  nicht  besteht,  so  ergiebt  sich  auch  eine 
Ungleichmässigkeit  der  Belastung  dieser  beiden  Verkehrs- 
gebiete, welche  neue  Bedenken  hervorruft.  Und  nur  um  so  grössere, 
weil  das  Immobiliarvermögen,  bezw.  sein  Ertrag  durch  die  directen 
Steuern  schon  viel  sicherer  und  schwerer  getroffen  wird.  Dagegen 
kann  auch  die  indi recte  Verbrauchs b esteuerung  keine  Aus- 
gleichung bilden,  auch  nicht  in  ihrer  französischen  Einrichtung. 

Von  der  Erbschaftabestouorung  scheu  wir  hier  noch  ab  (s.  §.  241).  Ist  sie  auch  im 
französischen  Enregistrement  formell  mit  enthalten,  so  kommen  für  sie  doch  wesentlich 
andere  steuerpolitische  (icsichtspuncte  als  für  die  Steuern  auf  Urkunden  und  Rechts- 
geschäfte, Handänderungen  unter  lästigem  Titel  unter  Lebenden  in  Retracht.  Auch 
die  Höhe  der  Steuersätze,  dann  die  Allgemeinheit  der  Erbschaftssteuer,  nämlich  ihre 
Ausdehnung  auf  alle  Verinögcnsartcn  und  alle  Verwandtschaftsgrade  sind  hier  anders 
zu  beurtheilcn.  — Die  wenigen  kritischen  Remcrkungen  bei  v.  Kaufmann,  S.  311 
treffen  das  Wesentliche  m.  E.  nicht  und  erscheinen  mir  auch  sonst  unrichtig,  auch 
in  Retrelf  des  folgenden  Puncts. 

Man  hat  mitunter  Einwendungen  gegen  die  Registrirungs- 
abgaben  als  sogen.  „Kapital steuern“  oder  als  Vermögens- 
steuern gemacht.  Diese  sind  indessen  kaum  zutreffend.  Es 
liegt  hier,  wie  auch  bei  den  gleichen  Einwendungen  wider  viele 
Abgaben  in  Stempel  form  und  wider  jede  Erbschafts-  und 
Schenkungssteuer,  die  übliche  doppelte  Verwechslung , bezw. 
der  Mangel  der  nothwendigen  Unterscheidung  zwischen  einer 
e i n z c 1 wirtschaftlichen  und  einer  volkswirtschaftlichen  reellen 
Vermögens-  oder  Kapitalsteuer  und  — was  die  Kritik  noch  weniger 
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übersehen  sollte  — zwischen  einer  reellen  und  einer  nominellen 
solchen  Steuer  war.  Nur  die  hohen  französischen  Steuersätze, 
besonders  bei  dem  Eigenthumswechsel  von  Itnmobilien  im  Wege 
des  Verkaufs,  bieten  in  beiderlei  Beziehung  allerdings  das  Be- 
denken, dass  die  nominelle  eine  reelle,  die  einzelwirthschaftliche 
eine  volkswirthschaftliche  Vermögenssteuer  mehr  oder  weniger 
werde.  Aber  an  sich  ist  dies  nicht  die  Wirkung  dieser  Abgabe- 
form und  auch  in  Frankreich  bei  vielen  anderen  Registerabgaben 
nicht  die  factische  Wirkung  derselben.  In  der  Regel  werden  die- 
selben und  theilweise  gewiss  auch  die  genannte  Immobiliarverkehrs- 
abgabe nominelle  einzelwirthschaftliche  Vermögens- 
steuern und  damit  reelle  einzelwirthschaftliche  Ertrags- 
oder Gewinn-  oder  Einkommensteuern  bleiben.  Freilich  be- 
lasten die  Registerabgaben  auch  als  Steuern  letzterer  Art  die  Be- 
troffenen zufälliger,  verschiedener,  ungleichmässiger,  als  formelle 
oder  nominelle  Ertrags-,  Conjuncturengewinns-  und  Einkommensteuern 
es  thun  würden,  aber  in  der  Endwirkung  gleichen  sie  diesen  doch 
einigermaassen.  Und  neben  specifischen  Nachtheilen  gegen  letztere 
haben  sie  auch  einige  steuerpolitische  und  steuertechnische  Vor- 
züge vor  denselben  voraus  (§.  215). 

S.  Uber  die  Terminologie  und  den  Unterschied  — der  auch  mit  dem  principalcn 
von  National-  und  Privatvermögen  und  Kapital  zusammenhängt  — Fin.  IL,  §.  330, 
S.  153,  Grundlegung  §.  23,  28.  Ueberhaupt  die  Ausführungen  meiner  allgemeinen 
Steuerlehrc  über  Verkehrs-  und  Conjuncturcngewinnssteuern  (Fin.  II,  §.  467  ff , 47311'.). — 
Die  Widerlegung  des  Einwands  gegen  Erbschaftssteuern  als  reelle  Kapitalsteuern, 
was  dieselben  allerdings  in  der  Kegel  sein  werden,  ist  etwas  anders  zu  fuhren.  Siehe 
Fin.  II,-  §.  482  ff.  v.  Kaufmann  s polemische  Bemerkungen  gegen  die  Erbschafts- 
steuern (S.  202  ff.)  sind  m.  E.  ganz  schief  und  bleiben  auf  der  Oberfläche.  Auch  seine 
Aeusserung  S.  311,  „der  Nachtheil  der  Einregistrirungssteucr  wurde  sich  recht  schnell 
in  Frankreich  in  seiner  ganzen  Grösse  zeigen,  wenn  nicht  von  allen  Seiten  danach  ge- 
trachtet würde,  die  Abgabe  theilweise  zu  umgehen“,  übertreibt  sehr. 

Der  unbestreitbare  Uebelstand  der  Registcrabgaben  ist  deren 
zu  bedeutende  H ö h e in  den  wichtigeren  Fällen.  Mit  daraus 
folgt  wieder  die  Nothwendigkeit  der  scharfen  Controlcn,  Verkehrs- 
hemmungen, Strafen.  Allein  diese  grosse  Höhe  der  Steuersätze 
ist  eben  die  Folge  des  grossen  Finanzbedarfs  und  der  gleichfalls 
so  bedeutenden  Höhe  anderer  französischer  Steuern  und  dies  ist 
wieder  die  Folge  der  französischen  Geschichte  und  Politik. 

Wäre  das  Enregistrcment  weniger  fiscalisch  ausgenutzt,  so  würde  man  andere 
Steuern  noch  mehr  anspannen  müssen.  Hätte  man  die  einzelwirthschaftlichcn  Steuer- 
quellen, welche  durch  die  Registcrabgaben  erschlossen  werden,  durch  directe  Ein- 
kommen- und  Vermögenssteuern  zu  treffen  gesucht,  so  würde  man  des  hohen  Finanz- 
bedarfs wegen  auch  diese  Steuern  sehr  stark  haben  anspannen  müssen.  Dann  würden 
die  Schwierigkeiten  der  Einrichtung  und  Durchführung  derselben  so  gewachsen  sein, 
dass  die  Besteuerung  in  dieser  Form  vielleicht  lästiger  als  in  derjenigen  des  Enre- 
gistrement  geworden  und  wahrscheinlich  weniger  ergiebig  geblieben  wäre.  Mit  dem 
A.  Wagner,  Finanzwissenschaft.  III.  35 
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an  sich  sicherlich  begründeten  Vorwurf  des  Superfiscalismus  und  der  zu  hohen  Ab- 
gabesätze des  Enregistreinent  beweist  man  also  unter  den  französischen  Verhältnissen  - 
nicht  viel  gegen  diese  Steuerform.  Ziemlich  demselben  Vorwurfe  sind  alle  und 
müssen  alle  französischen  Steuern,  auch  etwaige  Einkommen-  und  Vermögenssteuern, 
ausgesetzt  sein. 

Die  specifisehen  Nachtheile  der  Registerabgabe,  ver- 
glichen mit  den  letztgenannten  und  sonstigen  Steuern,  welche  als 
ihr  Ersatz,  ihre  Ergänzung,  ihre  Modifieation  in  Betracht  kommen 
könnten,  sind  dieselben  wie  diejenigen  aller  ähnlichen  Verkehrs- 
steuern, auch  derer  in  Stempelform. 

An  einzelne  mehr  oder  weniger  zufällige  Vorgänge  des  Verkehrs  sich  an- 
schliessend, in  mehr  oder  weniger  willkührlich  gewählten  Fällen  und  Beträgen  diese 
Vorgänge  oder  die  ihnen  zu  Grunde  liegenden  Bechtsgeschäfte  treffend,  besteuern 
sic  die  Pflichtigen  sehr  ungleichmässig  und  ohne  Rücksicht  auf  das  Vorhandensein 
und  die  Höhe  eines  Gewinnes  für  denjenigen,  welcher  die  Steuer  trägt,  bei  dem  be- 
steuerten Vorgang  oder  Rechtsgeschäft.  Daher  widersprechen  diese  Abgaben  sicher- 
lich dem  vermeintlich  leitenden , d.  li.  oft  genug  emphatisch  hervorgehobenen , aber 
stets  ganz  ungenügend  durchgeführten  Grundsatz  der  modernen  französischen  Steuer- 
politik: „Jeden  nach  seinem  Vermögen  und  seinen  Fähigkeiten  zu  besteuern.“  Hier 
böten  nur  Modilicationen  der  Einrichtung  der  Verkehrsbesteuerung,  wie  wir  sie  in 
- der  „allgemeinen  Steuerlehre“  besonders  auch  in  Betreff  der  „Conjuncturengcwinn- 
steuer“  angedeutet  haben,  eine  Abhilfe  (Fin.  II,  tj.  479). 

Die  specifisehen  Vorzüge  der  Registerabgaben,  besonders 
verglichen  mit  den  üblichen  Formen  der  directen  Steuern  und  mit 
indirecten  Verbrauchssteuern,  sind  jedoch  auch  nicht  zu  verkennen. 

Die  Rechtsgeschäfte  lassen  sich  zum  Theil  mit  Rücksicht  auf  die  sich  an  sie 
knüpfenden  Registerabgaben  der  jeweiligen  Steuerfähigkeit  mehr  anpassen,  besser  als 
directe  Steuern  und  ebenso  wie  indirecte  Verbrauchssteuern.  Sie  treffen  doch  wenigstens 
cj  öfters  dann,  wenn  ein  Gewinn  gemacht  wird  und  denjenigen,  welcher  ihn  macht  oder 
einen  Vortheil  aus  dem  Verkehrsgeschäft  erzielt.  Sie  lösen  das  Problem  freilich  nur 
roh,  Einkommen,  Ertrag,  Vermögen  zu  besteuern,  aber  sie  lösen  es  doch,  indem  sie 
dann  eintreteu,  wenn  durch  einen  Verkehrsvorgang,  ein  Rechtsgeschäft  ein  ökonomischer 
„Werth“  als  vorhanden  oder  als  sich  vom  Einen  zum  Anderen  bewegend  nach- 
gewiesen wird.  Wie  schwer  ist  öfters  für  die  directe  Besteuerung  ein  solcher  Nach- 
weis! Wie  viel  reelle  Steuerfähigkeit  treffen  diese  nicht  oder  unzureichend,  welche 
die  Einrichtung  der  Einrcgistrirung  zu  finden  und  die  damit  verbundene  Abgabe  zu 
treffen  weiss. 

Gewiss  Alles  nur  Rechtfertigungsgründe  von  sehr  relativem 
Wertlie.  Aber  muss  man  sich  mit  solchen  nicht  fast  immer  im 
Steuerwesen  aller  Formen  und  Arten,  aller  Zeiten  und  Länder  be- 
gnügen?! 

Eine  eingreifende  Reform  setzte  zweierlei  voraus,  wovon 
unter  den  gegebenen  Verhältnissen  keine  Rede  sein  kann:  eine 
sehr  bedeutende  Verminderung  des  Finanzbedarfs  oder  — wo- 
möglich zugleich  — eine  Ersatzmittel  bietende  Entwicklung  der 
übrigen  Besteuerung.  Dann,  aber  auch  nur  daun,  wäre  es  möglich 
das  Enregistreinent  von  vielen  fiscalischen  Härten  zu  befreien, 
i manche  einzelne  Steuersätze  desselben  aufzuheben,  alle,  nament- 
I lieh  die  bedenklichsten,  erheblich  zu  ermässigen. 
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Wie  die  Dinge  in  Frankreich  liegen,  wird  man  sich  mit  einem 
viel  weniger  weit  gehenden  Reformprogramm  begnügen  müssen: 
Ermässigung  besonders  der  übertrieben  hohen  Registerabgaben 
vom  Besitzwechsel  des  Grundeigenthums  unter  lästigem  Titel  unter 
Lebenden  und  Revision  der  Übrigen  Theile  dieser  Abgaben.  Dies 
wäre  aber  nur  durchführbar,  wenn  genügender  Ersatz  für  die  da- 
durch entstehenden  Ausfälle  an  Einnahmen  durch  andere  Steuern 
zu  beschaffen  wäre.  Nicht  nur  wegen  der  ohnehin  schon  so  be- 
deutenden Anspannung  aller  übrigen  französischen  Steuern,  sondern 
auch  aus  Gründen  richtiger  practischer  Steuersystematik  und  des- 
jenigen Ersatzes,  welchen  gerade  aufzuhebende  und  zu  ermässigende 
Registerabgaben  erhalten  müssten,  wäre  das  Richtige  wohl  die 
Einführung  einer  supplementären  Einkommensteuer  oder 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer.  Käme  es  dazu, 
vollends  aber  wenn  es,  wie  bisher,  nicht  dazu  kommt,  so  müsste 
innerhalb  des  verbleibenden  Systems  der  Registerabgaben  aber 
jedenfalls  mehr  auf  Entlastung  des  Immobiliar-  und  stärkere 
Belastung  des  Mo  biliar  Verkehrs  hingestrebt  werden. 

Betrachtet  man  endlich  das  französische  Registrirungsabgabe- 
wesen  vom  Steuer  technischen  Standpuncte  aus,  so  verdient  es 
alle  Anerkennung,  — immer  vorausgesetzt,  dass  einmal  durch  eine 
derartige  Besteuerung  so  enorme  Summen  für  die  Staatsbedürfnisse 
erhoben  werden  sollen.  Der  Ertrag  zeigt  sich  trotz  der  Höhe  der 
Steuersätze  sehr  entwicklungsfähig.  Die  logische  Consequenz  und 
systematische  Durchbildung  ist  bewundernswerth.  Schon  das  grosse 
Hauptgesetz  vom  22.  Frimaire  VII.  ist  eine  Steuer  technische 
Leistung  ersten  Ranges  zur  Lösung  des  gestellten  Problems, 
welche  die  höchste  Anerkennung  verdient.  Beweis  dafür,  dass  dies 
Gesetz  trotz  der  grossartigen  Entwicklung  und  vielfachen  Um- 
gestaltung des  Verkehrs  — Creditwesen!  — im  19.  Jahrhundert  die 
Grundlage  des  Enregistrement  bleiben  konnte  und  noch  gegen- 
wärtig ist.  Nicht  einmal  das  Bedürfnis  einer  neuen  Codification 
ist  trotz  der  zahlreichen  einzelnen  Abänderungen  und  Zusätze  durch 
spätere  Gesetze  in  besonderem  Maasse  hervorgetreten.  Das  spricht 
sehr  zu  Gunsten  dieses  Hauptstücks  der  Revolutionsgesetzgebung. 

c.  Die  Abgaben  in  Stcinpclform. 

Gesetzgebung  und  Literatur  s.  o.  S.  504  und  S.  505. 

§.  22G.  1.  Ursprung.  Auch  diese  Abgaben  stammen  aus  dem 
ancien  regime,  wo  sie  unter  dem  Namen  des  droit  de  formule  in 
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freilich  geringerer  Ausdehnung,  unvollkommenerer  Systematisirung 
und  niedrigeren  Sätzen,  übrigens  mit  Ausnahme  einiger  Provinzen 
(der  neu  annectirten) , schon  bestanden  hatten  (o.  §.  65).  Der 
Notabelnversammlung  von  1787  hatte  der  Entwurf  eines  neuen 
Stempelgesetzes  Vorgelegen,  durch  den  u.  A.  die  Urkunden  unter 
Privatunterschrift  in  grösserem  Maasse  stempelpflichtig  gemacht 
werden  sollten.  Dieser  steuertechnisch  vorzüglich  gearbeitete  Ent- 
wurf stand  indessen  nur  einen  Monat  lang  in  Gesetzeskraft  (4.  August 
1787),  da  das  Gesetz  vom  König  der  Opposition  des  Parlaments 
gegenüber  alsbald  wieder  zurttckgenommen  wurde.  Er  enthielt 
alles  Wesentliche  und  Brauchbare  der  Gesetzgebung  der  späteren 
Zeit  von  1797—98  an. 

Der  erste  gesetzgeberische  Versuch  in  der  Revolutionsperiode 
auf  dem  Gebiete  des  Stempelwesens  im  Gesetze  vom  12.  December 
1790/18.  Februar  1791  misslang  ähnlich  und  aus  gleichen  Gründen 
wie  auf  dem  Gebiete  der  Registrirung:  man  wagte  das  Stempel- 
wesen nicht  in  der  Weise  des  Entwurfs  von  1787  auszubilden 
noch  die  strengeren  Controlvorschriften,  welche  das  fiscalische 
Interesse  hier  einmal  verlangt,  als  „zu  wenig  liberal“,  cinzuführen. 
Mit  daher  war  der  finanzielle  Erfolg  des  neuen  Gesetzes  unbe- 
friedigend. Erst  nach  und  nach  kam  man  auch  hier  auf  den  Weg 
jenes  Gesetzentwurfs  zurück.  Nach  verschiedenen  Specialgesetzen 
in  dieser  Richtung  schuf  auch  hier  ein  technisch  vorzügliches 
Haupt  ge  setz  dieser  Periode,  dasjenige  vom  13.  Brumaire  VII. 
(3.  November  1798),  die  endgiltige  Grundlage  für  die  Folge- 
zeit bis  zur  Gegenwart.  Dies  Gesetz,  ein  Seitenstück  desjenigen 
vom  22.  Frim.  VII.  über  die  Registrirung,  knüpft  reell,  wenn  auch 
nicht  formell,  an  den  Entwurf  von  1787  an.  Alle  späteren  Gesetze 
bauen  das  Stempelwesen  auf  der  so  geschaffenen  Grundlage  nur 
weiter  auf  und  aus.  Namentlich  wird  die  Stcmpelpflichtigkeit  für 
specielle  Fälle  genauer  normirt  und  wirksam  gemacht.  Die  leiten- 
den Grundsätze  der  Gesetzgebung  sind  dabei  aber  nicht  mehr  ver- 
ändert worden,  so  dass  die  neuerliche  Einführung  von  Stempel- 
mark cn  wohl  als  der  bedeutendste  Punct  des  organisatorischen 
Fortschritts  auf  diesem  Abgabegebiet  bezeichnet  worden  ist.  Durch 
die  Entwicklung  der  Geschäfte,  die  Ausdehnung  der  Stempel 
pflichtigkcit,  die  immer  erfolgreicheren  Controlen  und  die  höheren 
Sätze  (namentlich  die  20%  Zuschläge)  ist  der  Ertrag  sehr  ge- 
wachsen, besonders  seit  1871. 
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S.  auch  hier  das  Nähere  in  der  trefflichen  Darstellung  der  Entwicklung  der 
Stempelgesetzgebung  der  Revolutionszeit  von  Stourin,  I,  444 — 469.  Unter  den  bei 
ßerathung  der  Gesetze  erörterten  Fragen  ist  diejenige  über  die  gerichtliche  Un- 
giltigkeit von  Urkunden  auf  ungestempeltem  Papiere  — „Nullität“  in  diesem 
Sinne  — eine  der  auch  finanzwissenschaftlich  besonders  interessanten.  Schon  in  dem 
der  Notabienversammlung  von  1787  vorgelegten  Entwürfe  war  vorgesehen,  die  Aus- 
steller von  Urkunden  unter  Privatunterschrift  dadurch  im  eigenen  Interesse  zur  Be- 
nutzung von  Stempelpapicr  zu  veranlassen , dass  sie  andernfalls  mit  Unwirksamkeit 
dieser  Urkunden  vor  Gericht  bedroht  wurden.  Die  Regierung  begründete  dies  gegen 
die  Einwände  einer  zu  grossen  Strenge  damit,  dass  die  Vorschrift,  Privaturkunden 
etwa  erst  bei  der  Vorweisung  vor  Gericht  zu  stempeln,  nicht  ausreiche,  weil  dann  nur 
der  kleinste  Theil  davon  zur  Stempelung  verpflichtet  werde  und  dazu  komme.  Aber 
die  Bestimmung  wurde  doch  fallen  gelassen  (Stourin.  I,  418).  Von  Neuem  wurde 
die  Frage  bei  der  Vorbereitung  des  Gesetzes  vom  Brurn.  VII.  angeregt,  aber  wiederum 
verneinend  entschieden.  Ebenso  ging  es  jüugst  nach  dem  deutschen  Kriege  1871  u. 
1875  (Stourin,  I,  464).  Auch  die  unterlassene  Einregistrirung  hat  man  in  Frank-  * 
reich  nur  ausnahmsweise  so  scharf  zu  bestrafen  gewagt  (s.  o.  S.  586).  In  England 
dagegen  ist  die  strengere  Consequenz  der  Unklagbarkeit  eines  Anspruchs  auf  Grund 
ungestempelter  Urkunden  gezogen  worden  (s.  o.  S.  262). 

§.  227.  2.  Finanz-  und  steuerpolitischer  Character 

der  französischen  Steinpelabgaben.  Er  ist  in  beiden  Hinsichten 
einigermaassen  demjenigen  derKegisterabgabcu  verwandt:  „Gebühr“ 
und  „Steuer“  sind  im  Stempehvesen  ebenfalls  gemischt  (§.214, 
215).  Doch  ist  im  Vergleich  mit  den  Registerabgaben  das  Ge- 
bühren eie  ment  etwas  häufiger  und,  wo  cs  vorhanden,  etwas 
stärker  ausgeprägt. 

Dies  folgt  aus  der  im  Gesetze  bestimmten  umfassenden  Anwendung  von  Stempel- 
papier für  die  verschiedensten  Arten  „öffentlicher“  und  sonstiger  Urkunden,  welche 
von  Gerichten.  Gerichtsvollziehern,  Verwaltungsbehörden,  Notaren,  Advocatcn  ausgehen, 
zum  Theil  auch  aus  der  Stempelpilichtigkeit  für  gewisse  Register  der  Gerichte,  der 
Staats-  und  Gemeindeverwaltungen.  Hier  bekommen  die  betreffenden  Privatpersonen, 
auf  deren  Angelegenheiten  sich  diese  Urkunden  und  Register  beziehen,  dann  den 
Stempel  verrechnet  und  zahlen  in  demselben  mit  die  „öffentliche  Dienstleistung“. 
Derselbe  Gesichtspunct  waltet  beim  Stempel  für  Eingaben , Gesuche  u.  dgl.  in.  an 
Behörden  ob.  S.  Gesetz  vom  Brum.  VII.,  Art.  12  mit  seinen  vielen  einzelnen  Kate- 
gorien von  Fällen.  Da  hier  nicht,  wie  so  vielfach  beim  Enrcgistrement  (o.  S.  513) 
die  „öffentliche  Dienstleistung“  fingirt  oder  bloss  im  fiscalischen  Interesse  aufge- 
drungen wird,  sondern  im  Wesen  der  Sache  liegt,  so  ist  das  Gebuhrenelement  hier  an 
sich  als  vorhanden  zuzugeben  und  die  „Gebühr“  in  der  geforderten  Abgabe  prin- 
cipiell  hier  berechtigt.  Nur  die  Art  ihres  Ansatzes  im  Stempel,  besonders  in  der 
höchst  mechanischen  Form  des  D im  ensio  ns  Stempels  (s.  u.  §.  220)  erregt  wieder 
Bedenken.  Und  die  grosse  Ausdehnung,  in  welcher  solche  „öffentliche“  Urkunden 
und  Register  stempelpflichtig  erklärt  worden  sind,  sowie  die  Höhe  der  Abgabe - 
Sätze  bewirken,  dass  auch  in  denjenigen  Fällen,  wo  die  Abgabe  berechtigter  Maasscn 
als  Gebühr  eintritt,  doch  ein  bedeutender  Theil  derselben  Stcuercharacter  artnimmt. 
Damit  fällt  dieser  Theil  dann  auch  unter  einen  anderen  principiellen  Gesichtspunct 
und  wird  von  demselben  aus  beurtheilt  vielleicht 'bedenklich , wenn  der  „Gebüliren- 
theil“  in  der  Abgabe  selbst  gerechtfertigt  erscheint. 

Auch  die  Ableitung  einer  allgemeinen  Berechtigung  odersogar  Nothwcndigkeit 
des  Stempels  als  „Gebühr“  für  alle  Urkunden  und  Schriftstücke  bloss  aus  der 
„Möglichkeit“,  dass  dieselben  einmal  vor  Gericht  vorgclegt  und  zur  Beglaubigung 
oder  Beweisführung  gebracht  werden  könnten  (Art.  1 des  Gesetzes  vom  Brum.  VII.), 
wird  zwar  mitunter  in  Frankreich  vertreten.  Diese  blosse  „Möglichkeit“  ist  in- 
dessen doch  kaum  schon  ein  genügender  Grund  zu  einer  Gebührenerhebung,  so 
wenig  wie  der  ähnliche  Gesichtspunct  bei  den  Rcgistrirungsabgaben  (o.  S.  514).  Bloss 
die  wirkliche  Beanspruchung  der  Gerichte  stellt  eine  „öffentliche  Dienstleistung“ 
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dar,  welche  mit  „Gebühren“  passend  bezahlt  wird,  wie  im  Falle  der  Gerichts- 
kosten. Nur  im  Stempel  der  für  Processfiihrung  gelieferten  Schriften  der 
Rechtskundigen , Advocaten  könnte  man  daher  etwa  das  Gebührenelement  ähnlich 
wie  in  den  Gerichtskosten  sehen. 

Die  französischen  Stempelabgaben  enthalten  somit  besonders 
in  den  vorausgebend  angedeuteten  Fällen  gewiss  principiell  „Ge- 
bühren“ und  practisch  mehr  oder  weniger  hohe  Gebtihrenquoten. 
Aber  über  letzteren  Betrag  hinaus  sind  sie  auch  hier  nach  ihrer 
Ausdehnung,  Berechnungsart  und  Höhe  wieder  „Steuern“, 
und  zwar  Steuern  auf  Rechtsgeschäfte,  Urkunden  u.  s.  w.,  ähnlich 
wie  die  Registerabgaben,  also,  in  der  üblichen  Terminologie  „Ver- 
kehrssteuern“. 

Thcils  diesen,  theils,  in  einigen  besonderen  Fällen  des  Dimensions-  * 
Stempels,  einen  Verbrauchssteuer-Character  nehmen  die  Stempel- 
abgaben aber  vollends  und  mehr  oder  weniger  ausschliesslich, 
häufig  durchaus  allein  in  den  übrigen  Kategorien  der  Stempel- 
pfliebtigkeit  von  Urkunden,  Schriftstücken,  Drucksachen  an,  daher 
besonders  bei  Privaturkunden  (unter  Privatunterschrift). 

Dahin  gehören  die  Fälle  des  Proportionalstcmpels,  des  sogen.  Special- 
stcmpels  für  verschiedenerlei  Geschäfts-,  Verkehrspapiere  (wie  Frachtbriefe,  Eisen- 
bahn -Empfangkchcinc,  Connosscmcnte  u.  a.  in.),  des  Check-,  Quittungs-,  Auschlag- 
(Affichen-)Stempels,  des  Stempels  für  Versicherungspolicen  u.  s.  w.  Nur  in  den  ein- 
zelnen Fällen,  welche  die  Ausnahme  von  der  Regel  bilden,  kommt  auch  hier  in  der 
Abgabe,  welche  im  Stempel  liegt,  das  Gcbührenelement  mit  vor  oder  Uberwiegt  selbst, 
so  in  Etwas  bei  Pässen,  Jagdscheinen. 

Mehrfach,  so  namentlich  beim  Proportionalstempel  der  Ilandelseirecten , Acticu, 
Obligationen,  fremden  Staatspapiere,  beim  Stempel  der  Checks,  Quittungen,  der  ver- 
schiedenen Transportpapiere,  wo  überall  in  der  Abgabe  der  Stcucrcharacter  so  gut 
wie  ausschliesslich  vorliegt,  ist  die  in  Stempclform  zur  Veranlagung  und  Erhebung 
kommende  Abgabe  steuerpolitisch  der  Registerabgabe  wesentlich  homogen. 
Eigentlich  stellen  hier  beide  Abgabearten  nur  zwei  verschiedene  Formen  ein 
und  derselben  Steuergattung,  der  Besteuerung  der  Rechtsgeschäfte 
u nd  Verkehrsvorgänge,  dar.  Am  Deutlichsten  tritt  dies  in  der  als  Regel  geltenden 
Bestimmung  hervor,  dass  die  Registrirungsämter  nur  die  auf  dem  vorgeschriebenen 
Stempclpapicr  errichteten  oder  für  Stcmpelzahlung  ausdrücklich  visirten  Urkunden 
registriren  dürfen  (Gesetz  vom  Brum.  VII.,  Art.  25). 

Die  folgende  Darstellung  des  Systems  und  der  Grundsätze  des 
französischen  Stempels  wird  den  finanz-  und  steuerpolitischen 
Character  desselben  und  seiner  verschiedenen  Arten  wieder  genauer 
im  Einzelnen  nachzuweisen  suchen. 

Bei  den  einzelnen  Tarifposten  und  ihren  Erträgen  kann  man 
nach  dem  Gesagten  mehrfach,  wie  bei  den  Registerabgaben,  nur 
begriffs-,  nicht  ziffermässig  eine  Scheidung  in  „Gebühren“  und  in 
„Steuern“  vornehmen.  Vom  Gesammtertrag  des  Stempels  möchte 
ich  kaum  ein  Drittthcil  als  Gebühren  anseben,  wie  sich  aus  den 
int  Folgenden  eingestreuten  statistischen  Daten  mit  ergiebt.  Das 
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ist  aber  immerhin  eine  viel  höhere  Quote  als  die,  welche  bei  den 
Registerabgaben  einen  solchen  Character  haben  inag. 

In  Bezug  auf  die  allgemeine  Frage  der  Berechtigung,  Noth- 
wendigkeit  und  Zweckmässigkeit  der  Stempelabgaben,  soweit  die 
letzteren  Steuern  und  speciell  Verkehrssteuern  auf  Urkunden  über 
Rechtsgeschäfte  sind,  genügt  es  im  Wesentlichen  auf  die  Er- 
örterungen über  die  gleiche  Frage  bei  den  Registerabgaben  zu  ver- 
weisen (§.  215,  225).  Die  allgemeine  principielle  Berechtigung 
möchte  danach  auch  den  betreffenden  Stempelabgaben  meistens 
zuzugestehen  sein.  Die  steuerpolitischen  Bedenken  liegen  mehr- 
fach in  der  Berechnungsart,  seltener,  aber  auch  bisweilen,  in 
der  Höhe  des  Abgabesatzes  als  Steuer. 

§.  228.  3.  System  und  leitende  Principien  des 

Stempelwesens. 

a)  Grundsatz.  Ausdehnung.  Der  allgemeine  Grund- 
satz, welcher  die  Regel  aufstellt,  steht  gleich  an  der  Spitze  des 
Gesetzes  vom  Brumaire  VII.  und  lautet  hier  im  1.  Artikel:  „Die 
Stempelabgabe  wird  auf  alle  zu  bürgerlichen  und  gerichtlichen 
Urkunden  und  zu  Schriftstücken,  welche  vor  Gericht  vorgelegt  und 
hier  zur  Beweisführung  gebraucht  werden  können,  bestimmten 
Papiere  gelegt.  Es  giebt  hiervon  keine  anderen  Ausnahmen,  als 
die,  welche  im  gegenwärtigen  Gesetz  ausdrücklich  genannt  sind.“ 
Also  die  fast  denkjbar  weiteste  Ausdehnung  der  Stempel- 
pflichtigkeit,  wenn  man  sich  bloss  an  die  Fassung  dieses 
Artikels  hielte.  Das  ist  indessen  nicht  ganz  zulässig. 

Dieser  legislativen  Fassung  der  gesetzlichen  Stempelpflichtigkcit  ist  allerdings 
gerade  ihre  Klarheit  und  Bestimmtheit  und  die  principielle  Allgemeinheit, 
welche  sie  für  die  Stempelpflichtigkcit  aufstellt,  nachgerühmt  worden.  so  von  Stourm 
(I,  4(54  IT.).  In  letzterer  Hinsicht  sollte  nur  so  das  fiscalische  Interesse  genügend 
gesichert  sein,  weshalb  die  Fassung  des  Art.  1 als  eine  wesentliche  Verbesserung 
analoger  Bestimmungen  im  ersten  Stempelgesetz  vom  18.  Februar  1791  bezeichnet 
worden  ist.  In  diesem  war  als  allgemeiner  Grundsatz  die  Stempelpflichtigkeit  der 
der  Registrirung  unterworfenen  Urkunden  hingestellt  und  damit  eine  zu  enge 
Grenze  gezogen  (Stourm,  I,  457).  Indessen  kann  man  umgekehrt  doch  die  Fassung 
des  Art.  1 des  Gesetzes  vom  Brumaire  VII.  als  zu  allgemein  und  als  selbst  nicht 
einmal  so  durchaus  klar  bezeichnen.  Dies  zeigt  sich  u.  A.  schon  bei  der  Schwierig- 
keit einer  corrccten,  grammatikalisch  und  dem  Sinne  nach  zutreffenden  Uebersetzung. 
Die  obige  weicht  absichtlich  von  derjenigen  Jacob  s (a.  a.  0.,  S.  2)  etwas  ab.  Im 
französischen  Text  heisst  es:  ,.la  contribution  du  timbre  est  etablic  sur  tous  les 
papiers  destines  aux  actes  civiles  et  judiciaires  et  aux  öcritures  qui  peuvent  etre 
produits  eil  justicc  et  y faire  foi.  11  n y a d’autres  exceptions  que  celles  nommement 
exprimes  daus  la  presente.“  Die  von  Stourm  gerühmte  „Allgemeinheit“  der 
Fassung  liegt  in  der  Wahl  des  Ausdrucks  „peuvent“,  in  Verbindung  mit  dem  letzten 
Satze.  Aber  das  „peuvent“  würde  so  ziemlich  jedes  denkbare  Schriftstück  umfassen; 
welcher  gewöhnlichste  Privatbrief  könnte  nicht  unter  Umständen  darunter  fallen?! 
Und  die  im  Schlusssätze  in  Aussicht  gestellte  namenweise  Aufzählung  der  Ausnahmen, 
die  auch  in  Art.  16  erfolgt,  reicht  dann  doch,  wie  gewöhnlich  eine  derartige  Casuistik 
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in  einem  Gesetze,  nicht  aus,  um  die  Regel  des  Art.  1 genügend  einzusch ranken 
Die  Praxis  hat  daher  auch  hier  die  richtige  Einschränkung  mit  geben  müssen,  indem 
sie  sich  an  den  Sinn,  nicht  an  den  blossen  Wortlaut  des  ganzen  Gesetzes  gehalten 
hat.  Die  auch  practisch  sehr  grosse  Ausdehnung  der  Stempelpflichtigkeit  ist  daher 
doch  kleiner  als  nach  Art.  1 anzunehmen  wäre. 

Der  allgemeine  Grundsatz  des  Art.  1 lindet  dann  seine  nähere 
Ausführung  im  Art.  12.  Derselbe  zählt  uuter  nochmaliger  antäng- 
licher  Hervorhebung  des  Prineips  die  einzelnen  Kategorien  von 
Urkunden  und  Schriftstücken  auf,  welche  der  ersten  Art  des 
Stempels,  dem  Dimensionsstempel  (s.  u.  §.  229),  unterliegen. 
Neben  den  schon  oben  genannten  „öffentlichen“  Urkunden  und 
Registern  sind  hier  nun  auch  Urkunden  von  Privatpersonen  unter 
Privat  Unterschrift  in  sehr  allgemeiner  Weise,  wenn  auch  wiederum 
nicht  so  allgemein,  wie  es  dem  Wortlaut  des  Art.  1 entsprechen 
würde,  für  (dimensions-)stempelpüichtig  erklärt.  Gerade  durch 
diese  Bestimmungen  wird  dem  französischen  Stempelwesen  — und 
zwar  speciell  demjenigen  Theile  davon,  welcher  sich  auf  Rechts- 
geschäfte, auf  Verkehrsvorgänge  rechtlicher  Bedeutung,  so 
betreffend  Schenkung,  auf  Regelung  des  Erbgangs  (Testamente)  etc. 
bezieht  — so  sehr  der  Character  der  „Verkehrssteuer“,  ähnlich 
wie  beim  Enregistrement,  nicht  oder  nicht  bloss  derjenige  der 
Gebühr  aufgeprägt.  Das  muss  für  die  steuerpolitische  Bedeutung 
des  französischen  Stempelwesens  beachtet  werden. 

S.  Art.  12  des  Gesetzes  vom  Bruui.  VII.,  bei  Jacob,  S.  4 11'.,  mit  den  späteren 
Abänderungen  der  einzelnen  Puncte  in  den  Noten.  Vignes,  I,  416  ff.,  Block,  Art. 
timbre.  Hervorzuheben  ist,  dass  nicht  nur  die  öffentlichen,  gerichtlichen,  gcrichts- 
vollzieherischen,  gerichtsschreiberischen,  notariellen. advocatorischen  u.s.  w.  Urkunden, 
diejenigen  von  Verwaltungsbehörden  — diese  soweit  sie  der  Registrirung  unter- 
liegen oder  an  Private  ausgehändigt  werden  — , auch  gewisse  Protokolle  selbst 
(dimensions-)stempclpflichtig  sind,  sondern  auch  die  Auszüge,  Abschriften,  Aus- 
fertigungen dieser  Urkunden.  Auch  die  Register  der  Gerichte,  in  welche  die 
der  Registrirung  auf  der  Urschrift  unterliegenden  Urkunden  eingetragen  werden,  sowie 
die  Repertorien  der  Gerichtsschreiber,  die  Register  der  Staats-  und 
Gemeindeverwaltungen  für  Gegenstände,  welche  zu  ihrem  Geschäftskreis  gehören, 
aber  sich  nicht  auf  die  allgemeine  Landesverwaltung  beziehen,  die  Repertorien 
derSecrctärc  dieser  Behörden,  die  Register  dcrNotare,  Gerichtsvollzieher, 
anderer  öffentlicher  Beamten  und  ihre  Repertorien,  ebenso  die  Register 
der  Rechnungsleger  von  Gemeinden  und  öffentlichen  Anstalten,  endlich 
die  Gesuche  und  Eingaben  an  alle  Behörden  — wenigstens  in  der  Regel  — sind 
(dimensions-)stcmpelpHichtig.  Unter  den  in  Art.  1(5  (und  der  sich  an  ihn  anschliessen- 
den späteren  Gesetzgebung)  angeführten  Ausnahmen  von  der  Stempelpllichtigkeit 
befinden  sich  u.  A.  die  Urkunden  der  gesetzgebenden  und  vollstreckenden  Gewalt, 
Urschriften  von  Urkunden  u.  s.  w.  der  öffentlichen  Verwaltung  und  Anstalten  dann, 
wenn  diese  Urkunden  nicht  der  Registrirung  unterliegen;  die  Register  der 
Erheber  öffentlicher  Abgaben,  ferner  Quittungen  über  Gehaltsbezügc  u.  dgl. 
der  Staatsbeamten ; gewisse  Steuorquittungen  (so  für  dirccte  Steuern)  u.  a.  F.  m. 

Die  (Dimensions-) Stempelpflichtigkeit  von  reinen  Privaturkunden  bezieht 
sieb  einmal  auf  Verträge,  welche  Privatpersonen  unter  Privatunterschrift  abscbliessen 
(auch  auf  Rechnungsduplicate  über  Oasscnführung  und  Verwaltung  besonderer  Ge- 
schäftszweige). Ferner  werden  allgemein  dem  (Dimcusions-) Stempel  unterworfen : 
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,,alle  öH'entlichcn  und  Privaturkunden  und  Schriftstücke,  Auszuge,  Abschriften  und 
Ausfertigungen,  welche  bestimmt  oder  geeignet  sind,  eine  rechtlich  bedeutsame 
Thatsache  darzuthun  oder  zum  Zwecke  der  Geltend  mach ung  einer  Ver- 
pflichtung oder  Entlastung,  behufs  Beglaubigung  einer  Behauptung, 
zum  Zwecke  der  Begründung  und  Bekämpfung  eines  Anspruchs  vor- 
gcbracht  zu  werden“  (Gesetz  vom  Brum.,  Art.  12,  nach  Jacob’s  Uebersctzung  und 
Eintheilung  unter  No.  1,  Punct  1,  s.  auch  cb.  No.  2,  Punct  1).  Ausnahmen  hiervon 
kommen  in  Art  10  kaum  vor,  bestehen  aber  gleichwohl,  wie  sich  auch  aus  dem 
alsbald  anzuführenden  Art.  80  des  Gesetzes  vom  Brum.  ergiebt.  Unterbliebene 
Stempelung  bedingt  daher  bei  den  genannten  Privat-  und  öffentlichen  Urkunden  und 
Schriftstücken  Straffälligkeit.  Endlich  aber  bestimmt  der  genannte  Art.  80  noch 
ganz  allgemein,  dass  „Privatschriftstücke,  welche,  obwohl  sie  nicht  unter  den  Aus- 
nahmen ausdrücklich  aufgeführt  sind,  doch  ohne  Zuwiderhandlung  gegen  die  Stempcl- 
gesetze  auf  freies  Papier  geschrieben  werden  können  (sic!  — in  directem  Widerspruch 
mit  der  Fassung  des  Art.  1 , die  sich  auch  hier  noch  als  zu  generell  erweist  — ), 
vor  Gericht  nicht  vorgelegt  werden  dürfen,  ohne  vorher  der  Extra- 
stempelung unterzogen  oder  fürSteinpel  visirt  worden  zu  sein“,  unter  Straf- 
androhung. — Auch  Handels-  und  Geschäftsbücher  der  Kaufleutc,  Fabrikanten, 
Banquiers,  Actiengcsellschaftcu  und  verschiedener  anderer,  wesentlich  gewerblicher 
Unternehmungen  (z.  B.  Fremdenbücher  der  Wirthc)  waren  anfänglich  (dimensions-) 
stempelpflichtig . doch  ist  im  Allgemeinen  diese  Stempclplücht  aufgehoben  worden 
(Gesetz  vom  20.  Juli  JS87,  Art.  4)  und  dafür  ein  Zuschlag  zur  Gewerbesteuer  ein- 
getreten. Geschäftsbücher  der  Makler  (Art.  S4  des  Code  de  comin.)  unterliegen 
jedoch  dem  (Dimensions-) Stempel  (Gesetz  vom  5.  Juni  1S50,  Art.  47). 

Durch  den  Zutritt  des  (Proportional-) Stempels  für  Ilandels- 
effecten  (Gesetz  vom  Brum.  VII.,  Art.  14)  und  Werthpapiere 
(Gesetz  vom  5.  Juni  1850,  s.  u.  §.  231)  und  durch  die  Ausbildung 
einiger  besonderer  Stempelarten  (§.  230)  erweitert  sich  die 
Ausdehnung  der  Stempelpflichtigkeit  im  französischen  Abgabe- 
system dann  noch  erheblich. 


Grundsätzlich  bezieht  sieh  die  Stempelpflichtigkeit  der  im 
Vorausgehenden  genannten  Urkunden  und  Schriftstücke  nur  auf  im 
Inland  aufgenommene.  Aber  auch  i in  A u s 1 an  d aufgenommene  sind 
alsdann  stempelpflichtig,  wenn  sic,  bezw.  bevor  sie  im  Inland  irgend- 
wie benutzt  werden,  in  öffentlichen  Urkunden,  in  Erklärungen,  vor 
Gericht,  vor  Verwaltungsbehörden  (Gesetz  vom  Brum.,  Art.  13),  im 
Allgemeinen  nach  denselben  Normen  und  Tarifsätzen  wie  inländische 


Urkunden. 


So  Ubertrifft  Frankreich  in  der  Ausdehnung  des  Stcmpelwesens 
wohl  jede  andere  ältere  und  bestehende  Gesetzgebung. 

Die  Uebereinstimmung  mancher  einzelnen  Normen  mit  den- 
jenigen, welche  für  die  Kegistrirung  gelten,  tritt  öfters  hervor  und 
ist  an  sich  folgerichtig,  auch  practisch  zweckmässig.  Supcrtiscalisch 
ist  das  Abgabesystem  in  beiden  Fällen. 

Grundsätzlich  ist  der  französische  Stempel  ein  U r künden - 
oder  Schriftstückstempel,  nicht  eine  Abgabe  vom  Rechtsgeschäft 
oder  Verkehrs  Vorgang  als  solchem.  Soweit  Schriftlichkeit  von  Ver- 
trägen u.  dgl.  nicht  obligatorisch  noch  allgemein  üblich  ist,  fallen 
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daher  manche  Vorgänge  und  Geschäfte  nicht  unter  den  Stempel.  Bei 
der  Einregistrirung  liegt  der  Sachverhalt  anders,  weil  hier  in 
bestimmten  Fällen,  wenn  Urkunden  fehlen,  „Erklärungen“  tiber 
Geschäfte  und  Vorgänge  gemacht  und  diese  registrirt  werden 
müssen,  womit  es  dann  auch  zur  Abgabepflicht  kommt  (o.  S.  520). 

§.  229.  b)  Arten  des  Stempels.  Ursprünglich,  speciell 
im  Gesetz  vom  Brumaire  VII.,  Art.  2,  und  danach  zum  Theil  noch 
heute  in  der  Verwaltung,  Statistik  und  Literatur,  werden,  wie  schon 
mehrfach  im  Vorherigen  berührt  wurde,  nur  zwrei  Hauptarten, 
der  Dimensions-(Umfang-)Stempel  und  der  Proportional- 
(verhältnissmässige)  Stempel  unterschieden.  Richtiger  ist  es 
wohl  neben  diesen  beiden  eine  dritte  Hauptart,  eine  Reihe  von 
Specialstempeln,  und  zwar  meist  Fixstempeln  zu  stellen, 
welche  nach  und  nach  hinzugekommen  sind,  und  sich  mehrfach 
von  den  anderen  unterscheiden. 

So  z.  B.  auch  iin  Block  sehen  dictionn.  in  dem  reichhaltigen  Artikel  von 
J.  Chardon,  während  Vignes  an  der  älteren  Zweitheilung  festhält,  die  Special- 
stempel fast  alle  beim  Dimensionsstempel  bespricht  (I,  419  fl'.),  aber  doch  selbst 
hervorhebt,  dass  letzterer  in  einigen  Fällen,  eben  denen  der  dritten  Art,  nicht  nach 
der  Papierdimension,  sondern  ausschliesslich  nach  der  Natur  der  Urkunde  sich 
richtet  (I,  415),  das  heisst  aber  doch,  dass  hier  der  Stempel  nicht  Dimensions- 
stempel ist. 

a)  Der  Dimensionsstempel  richtet  sich  nach  dem  Umfang 
des  für  die  Urkunden,  Register,  Schriftstücke  verbrauchten  Papiers 
(eventuell  Pergaments).  Er  wird  daher  auch  wohl,  doch  kaum 
passend,  Verbrauchsstempel  genannt.  Richtiger  kann  er,  im 
Unterschied  von  den  Specialstempeln,  der  eigentliche  Dimensions- 
stempel heissen,  während  dann  der  die  Specialstempel  mit  um- 
fassende der  Dimensionsstempel  „im  weiteren  Sinne“  wäre. 

Nach  amtlichcu  Formatgrössen  ist  der  Tarifsatz  im  Principal  für  den 
Bogen  (Blatt)  ein  fünffacher:  l/t,  1,  l*/2,  2,  3 Frcs.  Die  ursprüngliche  Kegel  war 
die  Lieferung  des  Stein peipapiers  durch  die  Verwaltung.  Gewisse  Per- 
sonen sind  gesetzlich  genöthigt,  nur  solches  Papier  zu  verwenden  (Notare,  Gerichts- 
vollzieher, Gerichtsschreiber,  Schiedsrichter,  Anwälte,  Advocaten,  alle  ötfentlichen  Be- 
amten, ausgenommen  wenn  statt  Papier  Pergament  gebraucht  wird,  Gesetz  vom 
Bruin.  VII.,  Art.  18).  Einige  davon,  so  Notare,  Gerichtsschreiber,  sind  auch  noch  in 
der  Wahl  des  Formats  beschränkt,  indem  sie  kein  Papier  unter  einer  bestimmten 
Grösse  benutzen  dürfen,  was  dann  wieder  eine  bestimmte  Höhe  des  Stempelbetrags 
bedingt  (eb.  Art.  19).  Andere  Personen,  bez.  Verwaltungen  können  dagegen  auch 
eigenes  Papier  verwenden,  müssen  dasselbe  aber  zuvor,  d.  h.  vor  dem  Gebrauch 
für  Urkunden  u.  s.  w.  nach  dem  Formattarif  amtlich  stempeln  lassen  (sog.  Extra- 
stempelung,  timbre  extraordinaire,  cb.  Art.  7),  wobei  von  dem  amtlichen  ab- 
weichende Papiorformate  nach  dem  Satze  des  nächst  höheren  Formats  belegt  werden. 
Der  Zweck  verlangt  dann  aber  sogar  Normen  für  die  Schreibweise,  welche  in 
Bestimmungen  über  die  Maximal -Zeilenzahl  auf  einer  Seite  des  Formats  und  die 
Maximal-Silbenzahl  auf  einer  Zeile  — durchschnittlich  für  jedes  Schriftstück  gerechnet  — 
gegeben  sind  (s.  z.  B.  Jacob,  S.  14,  Vignes,  I,  418).  Ueberschreitungen  machen 
straffällig.  Seit  1859  (zuerst  im  Gesetz  vom  11.  Juni  d.  J.)  sind  statt  des  amtlichen 
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Steinpelpapiers  und  der  Extrastempelung  auch  Stcmpclmarken  (timbres  mobiles) 
fur  die  Berichtigung  des  Dimensionsstcmpels  (wie  auch  der  übrigen)  eingeführt  und 
durch  spätere  Gesetze  nach  und  nach  immer  allgemeiner  in  bestimmt  genannten 
Fällen  für  anwendbar  erklärt  (Daten  bei  Vigncs,  I,  449).  Mitunter,  so  bei  dem 
Dimensionssfempel  für  Anschläge  (Afhches)  und  bei  einigen  Specialstcmpeln  ist  ausser 
der  Extrastempolung  nur  die  Stempelmarke  in  Gebrauch.  Von  dem  hier  besprochenen 
eigentlichen  Dimensionsstempel  für  Urkunden,  Schriftstücke,  Register  u.  s.  w.  im 
Allgemeinen  kommt  aber  auch  gegenwärtig  noch  nur  */# — des  Ertrags  auf  die 
Stempelmarke,  das  Ucbrigo  auf  Stempelpapicr  (18S6  40.43  Mill.  Blätter  Stempelpapier 
mit  43.49  Mill.  Frcs.  Ertrag,  14.11  Mill.  Blätter  mit  Stempel  marken  mit  1 2.09  Mill.  Ertrag). 
Einzelne  weitere  Vorschriften  suchen  für  die  gehörige  liscalische  Ausnutzung  des 
Dimensionsstcmpels  zu  sorgen,  z.  B.  diejenige  des  Art.  23  des  Gesetzes  vom  Brum.  VII., 
wonach  in  der  Kegel  nicht  zwei  Urkunden  nach  einander  auf  demselben  Stempclbogen 
stehen  dürfen  (mit  manchen  Ausnahmen,  s.  Jacob,  S.  15.  in  den  Noten). 

Die  diesem  Dimensionsstempel  unterliegenden  Schriftstücke  u.  s.  w.  sind  die  schon 
oben  in  §.  22S  hervorgehobenen , welche  für  die  Ausdehnung  der  Stempelpilicht  im 
französischen  Recht  überhaupt  vornemlich  in  Betracht  kommen:  öffentliche  Ur- 
kunden, Register,  Urkunden  unter  Privatunterschrift,  namentlich  Vertrags- 
urkunden, zu  registrirende  u.  a.  m.  Der  früher  genannte  Artikel  12  des  Gesetzes 
vom  Brum.  VII.,  für  die  Befreiungen  der  Art.  10  bestimmen  das  Einzelne;  spätere 
Gesetze  haben  manche  Aenderungeu  und  Ausdehnungen  gebracht  (s.  Block,  dict. 
Art.  timbre,  No.  31). 

Die  Principalsätzc  des  Tarifs  des  Dimensionsstcmpels  waren  von  den  älteren 
Zuschlägen  (dem  „Kriegszchntel41)  früher  frei.  Denjenigen,  welche  nach  dem  letzten 
Kriege  ein-  oder  wicdcrcingeführt  wurden,  unterliegen  sie  im  Betrage  von  2 Decimen 
oder  20%.  wie;  mit  einzelnen  Ausnahmen,  auch  die  übrigen  Stempelabgaben,  immer- 
hin also  niedriger  als  die  Registerabgaben,  welche  im  Allgemeinen  25%  Zuschlag 
erhalten  haben. 

Der  Ertrag  dieses  eigentlichen  Diinensionsstempels  ist  gegenwärtig  etwas 
über  ein  Dritttheil  des  gesammten  Stempelertrags,  Zuschläge  inbegriffen  (1880 
55.58  Mill.  Frcs.  von  150.40  Mill.  Frcs.  im  Ganzen)  und  die  kleinere  Hälfte  des 
Dimensionsstempels  im  weiteren  Sinne  (122.30  Mill.  Frcs.),  so  dass  die  grössere  Hälfte 
auf  die  verschiedenen  Spccialstempel  kommt  (00.72  Mill.  Frcs.).  Diese  Ziffern  ver- 
schieben sich  etwas  zu  Gunsten  des  Dimensionsstempels,  wenn  man  den  Affichen- 
und  den  wenigstens  theilweise  noch  zum  eigentlichen  Dimensionsstempel  gehörigen  Assc- 
curanz-Policenstempel  mit  dazu  rechnet  (s.  u.),  ferner  den  „Dimensionsstempel 
für  andere  nicht  specicll  genannte  Urkunden  jeder  Art“,  der.  in  der  Statistik  in  einer 
Rubrik  mit  dem  (Special-) Stempel  für  Anschläge  und  Schlusszettel  aufgeführt,  1880 
1.85  Mill.  Frcs.  ergab.  Dann  kommt  die  volle  Hälfte  statt  die  kleinere  auf  diesen 
Diinensionsstcmpel  vom  Dimcnsionsstcmpcl  im  weiteren  Sinne.  Der  Proportionalstempcl- 
Ertrag  erreicht  dagegen  immerhin  nur  % desjenigen  des  eigentlichen  Dimensions- 
stcmpels (1880  33.84  Mill.  Frcs.). 

Das  Urtheil  über  diese  Art  des  Stempels  specicll  kann  nicht 
günstig  ausfallen.  Aufgelegt  nach  eiuem  denkbar  iiusserlicksten 
mechanischen  Moment  in  ziemlich  hohen  Sätzen  bedingt  er  viele 
Mühewaltung  der  steuerpflichtigen,  auch  der  Controle  und  belastet 
die  einzelnen  Pflichtigen  jedenfalls  sehr  zufällig  und  uugleichmässig, 
vielfach  mit  der  Wirkung  eines  gegen  die  Leistungsfähigkeit,  die 
Einkommen-  und  Vermögensverhältnisse,  die  Werthhöhe  der  in  den 
Urkunden,  Schriftstücken  und  Kegistern  bekundeten  Geschäfte  etc. 
umgekehrt  progressiven  Steuerfusses.  In  Proportion  mit  dem  Um- 
fang des  gebrauchten  Papiers  steht  die  Steuerfähigkeit  ja  in  keiner 
Weise.  Wo  dieser  Stempel  einzuregistrirende  Urkunden  trifft,  tritt 
er  zu  der  schweren  Registerabgabe  noch  hinzu,  in  der  Wirkung 
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wie  ein  Zuschlag  zu  letzterer,  aber  wie  ein  solcher,  welcher 
gegen  die  Art,  Werthhöbe  und  die  Umstände  des  registrirtcn 
Geschäfts  oder  Vorgangs  ganz  indifferent  ist.  Ein  einfacher  Procent- 
zuschlag zur  betreffenden  Registerabgabe  wäre  stcuerpolitisch  und 
am  Ende  auch  steuertechnisch  vorzuziehen. 


§.  230.  ß)  Specialstempel.  Für  verschiedene  Kategorien 
von  Schriftstücken,  Urkunden,  sind  im  französischen  Stempelrecht 
besondere  Stempelsätze  zur  Geltung  gebracht  worden.  In 
einigen  Fällen  kommt  der  eigentliche  Dimensionsstempel  noch  zur 
Anwendung,  aber  anders  als  in  seinem  normalen  Bereich  oder  neben 
ihm  oder  statt  seiner  auch  eine  andere  Veranlagungs-  und  Er- 
hebungsweise  der  Abgabe.  Meistens  ist  aber  das  Moment  der 
Dimension  für  die  Belegung  mit  der  Abgabe  ganz  aufgehoben 
worden  und  es  treten  für  die  verschiedenen  Kategorien  verschiedene 
feste  Stempels  ätze  (fixe  Stempel,  Stückestempel)  ein  (Fin. 
II,  §.  324).  Daher  waltet  auf  dem  Gebiete  dieser  Specialstempel 
doch  im  Wesentlichen  ein  anderer  Abgabemaassstab  als  bei  dem 
eigentlichen  Dimensiousstempel  und  als  bei  dem  Proportional- 
stempel ob.  Deshalb  ist  es  richtig,  jene  Stempel  von  den  beiden 
anderen  Hauptarten  zu  trennen.  Die  einzelnen  zu  ihnen  gehörigen 
Specialarten  sind  übrigens  wieder  mannigfaltig  und  in  einzelnen 
Puncten  verschieden.  Sic  werden  hier  in  der  Reihenfolge  der  amt- 
lichen Statistik  aufgeführt. 

aa)  V ersicherungsstempe  1. 

Besonders  Gesetz  vom  5.  Juni  1850,  Art.  33—48,  auch  einzelne  Bestimmungen 
in  späteren  Gesetzen,  nach  1810.  Vigncs,  L,  426 — 430;  Block,  dict.  Art.  timbre, 
No.  56 — 68.  Das  genannte,  für  diesen  Stempel  grundlegende  Gesetz  von  1850  unter- 
wirft im  Princip  allgemein  alle  Versicherungsverträge  und  deren  Verlängerungen  und 
Veränderungen  dem  Dimensionsstempel,  und  zwar  ausdrücklich  zu  Lasten  des 
Versicherers.  Bei  allen  Versicherungen  — der  Erwcrbsgescllschaften , einzelner  Ver- 
sicherer, wie  der  Gegcnseitigkeitsgescllschaften  — mit  Ausnahme  der  See-  und 
sonstigen  Wasser-  (Fluss-  u.  s.  w.)  Versicherung,  ist  es  aber  gestattet. 
Seitens  der  Versicherer  Abkommen  (Abonnements)  zu  treden,  wonach  dioSach- 
versicherungsgcschäfte  statt  dieses  Dimensionsstempels  j äh rl ich  2.  seit  1862  3 Per- 
mille  vom  Gesammtbetrag  der  versicherten  Summen,  die  Lcbcnsversicherungsgeschäfte 
2 Permille  von  demjenigen  der  jährlich  eingenommenen  Prämien  zu  entrichten  haben. 
Für  Feuerversicherungen  ist  dieser  Abonnementssatz  jetzt  4tM,/00  bei  Prämien-,  3°%,, 
bei  gegenseitigen  Gesellschaften  (Finanzgesetz  vom  29.  December  18S4V  Treten  solche 
Geschäfte  von  diesen  Abonnements  wieder  zurück,  so  unterliegen  sic  für  jede  Police 
statt  des  Dimcnsionsstempels  einem  festen  Satze  von  35,  seit  1862  von  50  Cent.  Einige 
besondere  Bestimmungen  für  See-  n.  s.  w.  Versicherungen.  Assccuranzmakler  und 
-Notare  zahlen  für  ihre  Geschäftsbücher  den  Dimensiousstempel.  — Die  Statistik 
führt  nur  die  Stcropelertrfigo  von  nicht  maritimen  Versicherungen  auf,  in  3 Posten. 
1886  haar  erhobene  Gebühren  (droits  au  comptant)  189,000,  Abonnements  664.000, 
Extrastempelung  und  durch  Visirung  erhobener  Stempel  3,527,000  Frcs. , zusammen 
4.38  Mill.  Frcs. 
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hb)  Anschläge  (Strassenanschläge,  affiches). 

Bes.  Gesetz  vom  IS.  Juli  1852  und  18.  Juli  1806,  Art.  4.  Vigncs,  I.  430 
bis  433,  Block,  timbre,  No.  GO — 80.  Während  die  sog.  gerichtlichen  (legalen, 
öffentlichen)  Anschläge  dem  gewöhnlichen  Diinensionsstcmpel  unterliegen,  besteht  für 
alle  anderen  Strassenanschläge  auf  Papier,  seit  dem  gen.  Gesetz  von  1852  auch  für 
solche  auf  Leinwand  u.  dgl.  und  auf  den  Mauern  selbst  (gemalte)  — dieser  unter 
dem  besonderen  Namen  des  droit  d’affichage  — ein  spccieller  Dimensions- 
stempel. Die  normalen  Einheitssätze  sind  nach  3 Grössen  für  die  gewöhnlichen 
Anschläge  auf  Papier  5,  15  und  20  Cent.,  jetzt  mit  20%  Zuschlag  (in  gewissen 
Fällen  Erhöhungen);  die  gemalten  u.  dgl.  Maucraffichcn  zahlen  je  nach  der  Flächon- 
grösse  % und  1 Frcs..  nebst  20%  Zuschlag.  — Eine  geweibestcucrartige,  auch  bes. 
Geschäftsrcclamen  treffende  Steuer,  welche  sich  wohl  stcucrpolitisch  billigen  lässt. 
Sie  hat  keinen  ganz  unbedeutenden  Ertrag  (1^86  für  12.305.165  gewöhnliche  An- 
schläge 1,097,000  Frcs.  Ertrag  von  Stcmpclmarken ; dazu  1,556,00t)  Frcs.  von  E.vtra- 
stempelung,  zus.  2,634,000  Frcs.;  ausserdem  47,000  Frcs.  vom  droit  d’affichagc,  zus. 
2,681,000  Frcs.). 

cc)  Aufgehobene  specielle  Stempel. 

Dahin  gehört  der  der  Gesetzgebung  der  Revolutionszeit  ungehörige  Stempel  von 
Musiknoten - Papier,  aufgehoben  1 84  0 ; der  Stempel  für  gedruckte  A n k ii  n d i g u n g e n . 
Annoncen,  Prospecte,  aufgehoben  1857;  und  namentlich  der  Stempel  von  Zei  tungen, 
periodischen  Schriften  und  gewissen  nicht  periodischen,  welche  von  politischen,  national- 
ökonomischen,  socialen  Angelegenheiten  handeln.  Dieser  wesentlich  unter  politischen 
Gcsichtspunct  in  der  späteren  Zeit  der  ersten  Revolution  eingeführte  Stempel  (Gesetz 
vom  9.  Vcndein.  VI.')  hat  begreiflich  Wandlungen  durchgemacht.  Im  Jahre  1848  auf- 
gehoben. wurde  er  1850  wieder  eingeführt.  Ein  Decret  der  Regierung  gleich  nach  dem 
Sturze  Napoleons  111.  hat  ihn  wieder  beseitigt  (5.  September  1870).  An  seine  Stelle 
gewisserinaassen  ist  aber  nach  dem  Kriege  die  specielle  Zeitungspapiersteuer 
nach  dem  Gewicht  getreten,  20  Frcs.  für  100  Kilo,  ein  Theil  der  damals  einge- 
führten allgemeinen  Papierstcuer,  zu  einem  erheblich  höheren  Satze  als  diese 
(Gesetz  vom  4.  September  1871,  Art.  7,  s.  u ). 

dd)  Verschiedene  besondere  Stempel  auf  Urkunden, 
Schriftstücke  des  Geschäfts-,  besonders  des  Geld  Verkehrs. 
Hier  fassen  wir  die  von  der  Gesetzgebung  unterschiedenen  lind 
von  ihr  verschieden  behandelten,  aber  Verkehrs-  und  stcuerpolitisch 
doch  unter  sieh  näher  verwandten  vier  Fälle  des  Stempels  von 
Schlussnoten  u.  dgl.  der  Wechsel agenten  und  Makler, 
von  Quittungen  u.  dgl.  im  Allgemeinen,  von  besonderen  Quit- 
tungen bei  öffentlichen  Gassen  und  von  Checks  zusammen. 

au)  Die  Schlussnoten  und  Rechnungsabschlüsse  der 
Wechselagenten  und  Makler  (borderaux,  arretes  de  compte). 

Sie  sollten  nach  Gesetz  vom  5.  Juni  1850,  Art.  13  auf  Papier  geschrieben 
werden,  welches  dem  Diinensionsstcmpel  oder  der  Extrastempelung  dafür  unterlag. 
Anstelle  dieses  Stempels  hat  das  Gesetz  vom  2.  Juni  1862,  Art.  19  einen  doppelten 
Feststcmpel  nach  der  Höhe  der  Summe,  auf  welche  sich  der  Schlusszettel  oder 
die  Rechnung  bezieht,  gesetzt,  % Frcs.  für  Beträge  bis  10,000  Frcs  , 1%  Frcs.  für 
höhere,  mit  20%  Zuschlag  nach  dem  Kriege.  Dieser  Stempel  hat  durch  diese  Ver- 
änderung seine  technische  Natur  offenbar  gewechselt  und  sicli  dem  Princip  des  Pro- 
portionalstempels etwas  genähert,  doch  nicht  so  viel,  um  ihn  (wie  im  B lock’ scheu 
dictionn.)  zu  diesem  zu  stellen.  Denn  wirklich  proportional  ist  er  eben  nicht  ge- 
worden. Die  eingetretene  Vereinfachung  ist  eine  Begünstigung  der  grösseren  Ope- 
rationen. Ertrag  1886  766,000  Frcs. 
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ßß)  Qui  ttungen  u.  s.  w.,  nämlich  auch  Empfangsbescheinigungen, 
Entlastungen  und  andere  befreiende  Acte  (besonders  im  Privat- 
verkehr). 

S.  Vignes,  I,  420  — 422,  Block,  Art.  timbre,  No.  132  — 142.  Schon  das 
Gesetz  vom  ßruin.  VII.,  Art.  12  hat  diese  Schriftstücke  dem  (üimensions-)Steinpel 
unterworfen,  da  dieselben  unter  einen  der  allgemein  gehaltenen  Sätze  dieses  Artikels 
fallen.  Der  Art.  13  des  genannten  Gesetzes  bestätigt  dies,  indem  er  ausdrücklich 
Quittungen  bis  10  Frcs.  befreit.  Die  Gesetzgebung  nach  dem  letzten  Kriege  hat  hier  eine 
wesentliche  Veränderung  getroffen  und  für  die  Quittungen  u.  s.  w.  einen  Feststempel 
von  10  Cent,  für  jedes  Stück  (ohne  Zuschläge)  eingeführt  (Gesetz  vom  23.  August  1871. 
Art.  18).  Die  Befreiung  für  Beträge  bis  10  Frcs.  ist  geblieben  (ausser  bei  Ab- 
schlagszahlungen für  höhere  Summen),  ebenso  bestehen  einige  andere  Ausnahmen 
(eb.  Art.  20).  Wer  seine  Formulare  für  Quittungen  u.  dgl.  vorher  stempeln  lässt, 
geniesst  2%  Discont.  Die  Zahlung  erfolgt  überwiegend  durch  Benutzung  von  Stempel- 
marken  (1880  für  128.307  Mill.  Stück  13.384  Mill.  Frcs.  Ertrag,  was  mit  dem 
10  Cent. -Stempel  nicht  ganz  stimmt,  aber  in  der  amtlichen  Statistik  nicht  erklärt  wird) ; 
ferner  durch  Extrastempelung  (1880  38.173  Mill.  Stück  mit  3.817  Mill.  Frcs. 
Ertrag,  was  mit  dem  Tarif  stimmt)  und  „auf  andere  Weise“  (?)  (für  11.125  Mill. 
Stück  1.112  Mill.  Frcs.  Ertrag,  was  auch  stimmt).  Im  Ganzen  ergiebt  dieser  kleine 
Stempel  also  jetzt  18.31  Mill.  Frcs.  Ertrag,  mehr  als  der  analoge  britische  Penny- 
stempel, wenn  man  berücksichtigt,  dass  dieser  andere  Urkunden  mit  umfasst  (oben 
S.  204,  205).  Gewiss  eine,  besonders  Anfangs,  etwas  lästige  Abgabe  wegen  der 
Formalitäten,  aber  eine  durchaus  nicht  drückende,  an  die  sich  der  Geschäftsverkehr 
auch  in  Frankreich  bald  gewöhnt  hat.  S.  den  Aufsatz  im  Bull.  XII,  04  fl',  und  die 
Statistik  daselbst,  p.  147.  Der  Ertrag  des  Quittungsstempels  stieg  von  1872  mit  13.24. 
1873  mit  13.43  auf  18.04  Mill.  Frcs.  in  1881,  während  die  Zahl  der  Contraventions- 
protokolle  von  4180  in  1873,  3180  in  1874,  2819  in  1875  auf  803  in  1880  und  070 
in  1S81  sank. 

yy)  Quittungen  von  und  an  öffentliche  Gassen. 

Sie  waren,  abgesehen  von  besonderen  Fällen  der  meisten  Steuerquittungen,  schon 
nach  dem  Gesetz  vom  Brum.  VII.  im  Princip  (Dimensions-)stempelptlichtig  und  zwar, 
gegeben  oder  empfangen,  zu  Lasten  der  betreffenden  Privaten  (Gesetz  vom  Brum.  VII., 
Art.  20,  die  genannten  Befreiungen  cb.  Art.  10).  Mit  diesem  Stempel  wurde  schon 
früher  eine  ähnliche  Aendcrung  getroffen,  wie  1871  bei  den  allgemeinen  Quittungen. 
Ihre  Entnahme  und  Ertheilung  wurde  für  obligatorisch  erklärt,  aber  ein  Fest- 
st cm  pel  von  20,  seit  1871  von  25  Cent,  für  jedes  Stück  eingeführt  (Gesetz  vom 
8.  Juli  1805,  Art.  4,  vom  23.  August  1871,  Art.  2,  No.  3.  Vignes,  I,  410.  Block, 
Art.  timbre,  No.  151 — 155.  Jacob,  S.  10).  Die  Statistik  für  1880  giebt  circa 
3,931,000  Fälle  und  circa  083,000  Frcs.  Ertrag  an. 

6d)  Checks. 

Sic  würden  eigentlich,  wie  „Handolseffcctcn“,  Wechsel  u.  dgl.  m.  unter  den 
Proportionalstempel  des  Gesetzes  vom  Brum.  VII.  fallen.  Im  Verkehrs  politischen 
Interesse,  um  ihre  Einbürgerung  in  Frankreich  zu  begünstigen,  hat  man  sie  aber 
zuerst  für  10  Jahre  lang  von  jedem  Stempel  befreit  (Gesetz  vom  14.  Juni  1805, 
Jacob,  S.  29(5),  nach  dem  Kriege  zwar  alsbald  sie  mit  belegt,  aber,  nicht  nach 
dem  Proportionalstcmpel,  was  wiederholt  angeregt  war,  sondern  nach  einem  Fest- 
stempel wie  bei  Quittungen  u.  dgl.  in  2 Sätzen:  10  Cent,  für  gewöhnliche  Checks 
im  Orte,  20  Cent,  für  solche  zwischen  verschiedenen  Plätzen,  auch  zwischen  fran- 
zösischen und  fremden  (Gesetz  vom  23.  August  1871,  Art  18,  No.  2,  Gesetz  vom 
10.  Februar  1874,  Art.  Sb  S tempclm arken  sind  nur  in  gewissen  Fällen  anwendbar, 
die  gewöhnlichen  Stempel  unterliegen  der  Extrastempelung.  Der  Gebrauch  von  Checks 
ist  nach  den  statistischen  Daten  auch  gegenwärtig  noch  verhältnissmässig  beschränkt, 
1880  3.210,000  gewöhnl.  Checks  zu  10  Cent,  mit  322,000  Frcs.  Ertrag,  1,522,000 
andere  zu  20  Cent,  mit  304,000  Frcs.  Ertrag,  zus.  020,000  Frcs.  Ertrag.  (Vignes, 
I,  422,  Block,  timbre,  No.  143 — 150). 
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Die  hier  unter  „dd“  besprochenen  4 Kategorien  kleiner  Fest- 
stempel, meist  zu  10  Centimes,  haben  sonach  1886  immerhin 
20.69  Mill.  Frcs.  ergeben,  fast  2/5  des  eigentlichen  Dimensions- 
stempels, V6  des  Dimensionsstempels  im  weiteren  Sinne,  incl. 
der  Specialstempel,  über  V8  des  gesummten  Stempels.  Der  niedrige 
Feststempel  hat  sich  hiernach  und  nach  sonstigen  Beobachtungen 
auch  in  Frankreich  fisealisek  und  verkehrspolitisch  bewährt. 
Indifferent  gegen  die  Summen,  auf  die  sich  die  stempelpflichtigen 
Papiere  beziehen,  bleibt  er  freilich  dem  Einwand  der  Ungleich- 
mässigkeit  der  Belastung  ausgesetzt,  aber  — er  belastet  im 
concreten  Fall  — und  darauf  kommt  es  hier  an  — doch  überhaupt 
nur  sehr  unbedeutend  und  bringt  der  Staatscasse  etwas  Ncnnens- 
werthes  ein,  das  auf  andere  Weise  kaum  so  wenig  drückend  er- 
hoben würde.  Die  allgemeine  Rechtfertigung  der  „Verkehrssteuer“ 
trifft  bei  ihm  wohl  zu. 

ee)  Stempel  von  Scheinen  des  Transportwesens  über 
Versendung  von  Waaren,  zu  Lande  und  zu  Wasser  (Fracht- 
briefe, Empfangsbescheinigungen  Uber  zu  versendende  Waaren, 
Schiffseonnossemei>te).  Hier  ist,  für  gewisse  Eisenbahn  scheine  schon 
seit  1863,  für  die  übrigen  Scheine  seit  1871  eine  ähnliche  steuer- 
technische  Entwicklung  vom  allgemeinen  (Dimensions-) Stempel  zu 
speciellen,  massigen  Feststempeln,  wie  bei  der  vorausgehenden 
Rubrik  eingetreten.  Sie  hat  ähnlichen  Erfolg  gehabt  und  verdient 
ähnliche  Anerkennung.  Für  kleinere  Sendungen  unterliegt  sie 
allerdings  wieder  dem  Bedenken  der  antiproportionalen,  ungleich- 
mässigeren  Belastung  noch  mehr.  Für  die  steuerpolitische  Bc- 
urtheilung  ist  ausserdem  zu  beachten,  dass  die  Transportanstalten 
mit  regelmässigem  Dienste,  namentlich  die  Eisenbahnen,  auch 
noch  anderen  Transportsteuern  unterliegen  (s.  u.  §.  238).  * 

Das  Einzelne,  wovon  Einiges  näher  mit  Bestimmungen  des  französischen  Handels- 
rechts zusammenhängt,  so  in  Betreff  der  Connosseinente,  s.  hei  Block,  Art.  timbre, 
No.  156  — ISO,  Vignes,  I,  423 — 426.  Die  Sätze  des  jetzigen  Stempels  für  die 
Frachtbriefe  u.  s.  w.  sind  nach  den  neueren  Gesetzen  folgende  (bes.  Gesetz  vom 
13.  Mai  1863,  Art.  1,  über  Eiscnbahnreccpisse,  23.  August  1871,  Art.  18,  modificirt 
durch  Gesetz  vom  28.  Februar  1872,  Arl.  11  tiber  Frachtbriefe  und  Rccopissc,  Gesetz 
vom  30.  März  1872  über  Eiscnbahnreccpisse  und  Schiffsconnossementc,  Gesetz  vom 
10.  Februar  1874,  Art.  10  über  Stempelpflichtigkeit  von  — obligatorischen  — Rcce- 
pissen  oder  Frachtbriefen  über  Geld-  und  Werthsendungen  und  über  Geldcinziehungen 
aus  dem  Frachtgeschäft  und  andere  Specialbcstiinmungen  in  den  Steuergesetzen  der 
ersten  70er  Jahre).  Gewöhnliche  (nicht  obligatorische)  Frachtbriefe  des  Land- 
transports entrichten  1/i  Frcs.,  nebst  10  Cent.  Zuschlag,  also  60  Cent,  das  Stück  (1886 
nur  106,000  mit  64,000  Frcs.  Ertrag).  Eiscnbahnreccpisse  für  Eilgut,  sowie 
über  Einziehung  von  Geld  für  den  Preis  von  beförderten  Gütern  tragen  einen  Stempel 
von  35,  für  Frachtgut  und  alle  eigentlichen  Frachtbriefe  der  Eisenbahnen 
70  Centimes  das  Stück,  beides  ohne  Zuschlag  und  als  Abgabe,  welche  den  10  Cent.- 
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Stempel  für  die  Quittungen  der  Empfänger  der  Waarcn  gleich  mit  berichtigt  (Fälle 
zu  35  Cent,  in  1880  24.01  Mill.,  mit  8.11  Mill.  Frcs.  Ertrag,  zu  70  Cent.  27.79  Mill. 
mit  19.45  Mill.  Frcs. , zusammen  27.80  Mill.  Frcs.  Stempelertrag  von  diesen  Bahn- 
scheinon).  Ausdehnung  und  Ertrag  erklären  sich  aus  dem  Princip  des  obligatorischen 
Reccpisses  der  Eisenbahn,  wenn  kein  Frachtbrief,  was  nicht  gesetzlich  nothwendig 
ist,  genommen  wird  iso  schon  nach  Gesetz  von  1 S63'i.  Bei  anderem  Landverkehr  fehlt 
eine  analoge  Bestimmung;  wohl  daher  die  geringe  Zahl  der  Fälle.  Auch  Schiffs - 
connosscmente  (für  See.  Fluss,  Canal)  sind  obligatorisch  für  jeden  Transport 
zu  Wasser  und  tragen  für  das  in  Händen  des  Kapitäns  befindliche  Original  2 Frcs. 
per  Stück  (mit  Zuschlag  2 Frcs.  10  Cent.),  womit  bis  zu  1 Originalen  gedeckt  sind  ; 
jedes  weitere  kostet  nach  7*  Frcs.  Stempel.  Connosscmente  der  Küstenschiff- 
fahrt unterliegen  dem  halben  Satz.  Der  Ertrag  vom  Connossementenstompel  war 
1880  2.08  Mill.  Frcs.,  der  Gesainrntertrag  des  Stempels  von  eben  solchen  Verscndungs- 
schoinen  30  Mill.  Frcs.,  fast  J/n  des  ganzen,  fast  1/4  des  Ditnensions-  und  Special- 
stcmpclcrtrags.  Freilich  keine  ganz  unerhebliche  Belastung  des  Transports. 

ff)  Pass-  und  Jagd  sc  he  in  Stempel. 

Beide  sind  zwar  im  Princip  mehr  gebührenartige  als  steuerartige  Abgaben,  aber 
nach  den  ziemlich  hohen  Sätzen  doch  Letzteres  mehr  als  in  anderen  Gesetzgebungen. 
Der  Passstempel  unterscheidet  Inlandspässc  und  solche  für  die  Fremde  und 
beträgt  schon  seit  1810  für  jene  2,  für  diese  10  Frcs.,  welche  Sätze  dem  allgemeinen 
20 proccntigcn  Zuschlag  von  1871  unterliegen.  Ertrag  1880  für  3210  der  erstoren 
7718,  für  3452  der  letzteren  41,424,  zus.  ca.  49,000  Frcs.  — Der  Jagd  Stempel 
fällt  als  Steuer  betrachtet  nicht  unter  die  Verkehrs-,  sondern  unter  die  directe 
Gebrauchs-  oder  Gciiuss-  (und  allenfalls  die  Gewerbe-) Steuer.  Er  beträgt  seit  1844 
15  Frcs.  für  den  Staat,  10  Frcs.  für  die  Gemeinde.  Ersterer  Satz  wurde  1871  auf 
30  Frcs.  erhöht,  doch  schon  1872  wieder  auf  den  früheren  Betrag  ermässigt,  1875 
aber  dem  20%  Zuschlag  unterworfen,  daher  ist  er  im  Ganzen  jetzt  18,  bezw.  28  Frcs. 
mit  dem  Communalsatz  zusammen.  Die  Anzahl  der  ertlieilten  Scheine  (,,pcrmis  de 
chasso“)  ist  1885  und  1880  rund  400,000  und  391,000  gewesen,  mit  dem  nicht  uner- 
heblichen Ertrag  für  den  Staat  allein  von  7.20,  bezw.  7.04  Mill.  Frcs.  (vgl.  Gross- 
britannien, S.  341,  345). 

gg)  Stempelabgabe  von  Fabrikmarken. 

Wohl,  mit  der  auitl.  Statistik,  besser  hier  einzureihen , als  beim  Proportional- 
Stcmpcl  wie  bei  Yignes  (I,  44<Q.  In  eigentümlicher  Weise  ist  mit  dem  Handels- 
oder  Fabrikmarkensystem  (Gesetz  vom  23.  Juni  1857)  durch  Gesetz  vom  20.  Novbr. 
1873  eine  Stempelabgabe  von  1 (jetzt  2)  Cent,  bis  1 Frcs.,  im  Min.  5 Cent.,  im  Max. 
5 Frcs.  verbunden  worden,  die  z.  B.  1S80  26,211  Frcs.  abwarf.  Siche  auch  zwei 
Dccrcte  vom  25.  Juni  1874  darüber  (De jean , Code.  p.  397,  405,  das  Gesetz  selbst  cb. 
p.  340). 

Inf  Rückblick  auf  die  hier  aufgeziihlten  7 Hauptarten  von 
Specialstempeln  und  deren  Unterarten  ergiebt  sieb,  dass  diese 
zweite  Gattung  des  französischen  Stempels  und  demnach  der  daraus 
herrührende  Ertrag  (von  64.87  Mill.  Frcs.  in  1886)  steuerpolitisch 
ziemlich  verschiedene  Abgaben  umfasst.  Die  Entwicklung  zu  be- 
stimmten, meist  massigen  Feststempeln  verschiedenen  Betrags 
(Geldgeschäfts-,  Transportstempel)  möchte  steuertechnisch  das 
besonders  Beachtenswerte  auf  diesem  Stempelgebiete  sein.  Etwas 
Aehnliches  zeigt  England  besonders  im  Pcnnystempel , finanz- 
wissenschaftlich bemerkenswert.  Der  steuertechnisclie  Vorteil 
siegt  dabei  über  die  Bedenken  vom  Standpunct  des  Princips  glcicli- 
mässiger  Steuerbelastung. 
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§.  231.  y)  Der  Proportionalstempel,  die  dritte  Haupt- 
gattung  des  französischen  Stempels,  entspricht  wenigstens  von 
vornherein,  hierin  ähnlich  wie  die  Proportionalabgabe  im  Enre- 
gistrement,  der  wichtigen  steuerpolitischeil  Anforderung  „gleich- 
massiger“  Besteuerung  weit  mehr  als  die  beiden  anderen  ilaupt- 
Stempelgattungen  — diese  „Gleichmässigkeit“  in  der  üblichen  Weise 
im  Sinne  der  „Proportionalbesteuerunng“  genommen  (Ein.  II,  §.  397). 
Hierin  liegt  sein  unbestreitbarer  Vorzug  vor  den  bisher  besprochenen 
Stempeln.  Auch  mit  in  Folge  dieses  Umstands  ist  er  mehr  „eine 
Steuer“  und  hat  er  das  Geblihrenelement  fast  völlig  abgestreift.  Er 
schliesst  sich  dadurch  der  Besteuerung  im  Registerwesen  genauer 
an  und  wird,  wie  Theile  dieser  letzteren  (§.  218)  und  die  Umsatz- 
steuer von  Werthpapieren  (§.  219),  zu  einerSteuer  auf  das  beweg- 
liche Kapital,  welches  im  Handels-,  Geld-,  Bankgeschäft  u.  s.  w. 
arbeitet  und  in  „Werthpapieren“  des  Börsenverkehrs  angelegt  ist. 

Die  Urkunden,  welche  diesem  Stempel  unterworfen  sind,  lassen 
sich  in  zwei  Kategorien  theilen:  sogen.  Handelseffecten  und 
Werthpapiere  oder  Börseneffecten. 

aa)  Die  Handelseffecten  sind  diejenigen  stempelpflichtigen 
Urkunden,  welche  schon  nach  der  ursprünglichen  Gesetzgebung 
(13.  Brum.  VII.)  gerade  dem  hier  im  Unterschied  zum  Dimensions- 
stempel eingeftihrten  Proportionalstempel,  bezw.  der  Verpflichtung, 
auf  betreffendem  Stempelpapier  stehen  zu  müssen,  unterliegen  sollen, 
(gen.  Gesetz,  Art.  2,  14),  nämlich  „ ver handeibare  und  für  den 
Handelsverkehr  bestimmte  Effecten“,  zu  denen  namentlich 
Wechsel,  auch  Ordre-Billets  und  auf  den  Ueberbringcr  lautende 
u.  dgl.  m.  gehören.  Bald  darauf  wurden  aber  auch  nicht  ver- 
handelbare Schuldscheine,  Schuldanerkenntnisse,  einfache  Billete, 
Zahlungsanweisungen  auf  Frist  und  von  Platz  zu  Platz  u.  dgl.  m. 
demselben  Proportionalstempel  unterstellt  (Gesetz  vom  0.  Prair.  VII., 
Art.  6,  auch  Gesetz  vom  19.  Februar  1874,  Art.  4,  mit  weiter,  bis- 
herige Zweifel,  ob  gewisse  Papiere  stempelpflichtig  seien,  aus- 
sehliessender  Fassung  der  Steuerpflicht).  In  der  Hauptsache  ist 
dieser  Stempel  gleichwohl  der  französische  „Wechsel Stempel“. 
Der  Steuersatz  war  anfänglich  50  Cent.  (1/200/oo)  für  jede  ange- 
fangenen 1000  Frcs.  der  Werthsumme  des  Documents.  Dieser 
mehrfach  veränderte  Satz  ist  der  Normalsatz  geblieben  uud  gilt 
auch  gegenwärtig  wieder. 

Der  Umfang  der  Kategorie  ist  im  Wesentlichen  derselbe,  geblieben;  1S5S 
(Gesetz  vom  28.  Mai,  Art.  13)  sind  Warrants,  welche  getrennt  vom  Empfangs- 
schein indossirt  werden,  dazu  getreten.  Der  Tarif  ist  früher,  vor  1871,  nur  gernig- 
X.  Wagner,  Finanzwissenschaft.  111.  30 
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fügig  verändert  worden,  so  in  der  Weise,  dass  der  eigentliche  Proportionalsatz  in  einen 
festen  Stufensatz  für  Beträge  innerhalb  gewisser  Grenzziffern  verwandelt  wurde, 
was  besonders  für  den  Verkehr  bequemer  und  bei  diesem  Stempel  auch  sonst  üblich 
ist.  Der  alte  Normalsatz  von  1 /a°°/oo  blich  jedoch  der  durchschnittliche,  wurde  aber 
zeitweilig  mit  Zuschlägen  versehen  oder  allgemein  erhöht.  (S.  Gesetz  vom  IS.  Mai 
1834.  Art.  18.  Ermässigung  von  7/io°%o  wieder  auf  1/i00/00 , Gesetz  vom  5.  Juni  1850, 
Art.  1 , (u.  A.  Ermässigung  für  kleine  Wechsel  unter  5Ü0  Frcs.,  die  vordem  allgemein 
25  Cent.,  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Betrag,  gezahlt  hatten,  auf  5 Stufensätze  von  5, 
10,  15,  20,  25  Cent,  für  Wechsel  bis  100,  von  100 — 200,  2 — 300,  3 — 4G0.  4 — 500  Frcs.). 
X ach  d em  letzten  K ri  ege  trat  dagegen  für  diesen  Stempel  zeitweise  eine  bedeutende 
Erhöhung  ein,  und  zwar  eine  Verdoppelung  des  bisherigen  Tarifsatzes  (Gesetz 
vom  23.  August  1871,  Art.  2,  No.  1),  später  sogar  eine  weitere  Erhöhung  um  die 
Hälfte,  also  auf  das  Dreifache  des  früheren  Satzes  (Gesetz  vom  19.  Februar  1874, 
Art.  3).  Ein  Experiment,  das  sich  wenigstens  linanziell  insofern  bewährt  hat,  als  der 
Ertrag  im  vollen  Verhältniss  der  Tariferhöhung  und  selbst  darüber  hinaus 
wuchs.  Einnahme  aus  den  beiden  Hauptfällen,  sogen,  ordinärer  Stempel  (Papier)  und 
Stcmpelmarken,  zus.  1868  6.67,  1869  6.81,  1872 — 78  13.90,  14.49,  21.71  (Miteinfluss 
der  Contributionszahlungen  an  Deutschland?),  23.13.  23.12,  23.85,  25.03  (Maximum) 
Mill.  Frcs.  Im  Jahre  1879  fand  aber  eine  Herabsetzung  dieses  Stempels  wesent- 
lich wieder  auf  den  alten  Satz  vor  dem  Kriege  statt,  also  auf  den  dritten  Tlieil  des 
bisherigen  (Gesetz  vom  22.  December  1878).  Der  Normalsatz  ist  somit  wieder  1/i00/oo, 
und  zwar  jetzt  allgemein  für  grössere  und  kleinere  Beträge  immer  in  Stufen  von 
5 Cent,  für  je  100  Frcs.,  nur  dass  Wechsel  unter  100  Frcs.  stets  5 Cent,  zahlen 
(Gesetz  vom  29.  Juli  1881,  Art.  5).  Die  Einnahme  sank  1880  auf  11.02  Mill.  Frcs. 
und  hat  sich  seitdem,  mit  nur  kleinen  Schwankungen,  auf  dieser  Höhe  gehalten  (1886 
11.10  Mill.).  Sie  ist  also  zwar  durch  die  Ermässigung  des  Satzes  nicht  entsprechend 
gesunken,  was. den  verkehrspolitischen  Erfolg  der  Maassregel  zeigt,  aber  doch  nicht 
in  eine  dauernd  steigende  Richtung  gekommen.  (S.  Tab.  Faure’s,  S.  104,  Bull.  XXI,  157.) 

Steuerpflichtig  sind  zunächst  alle  Effecten  (Wechsel),  welche  in  Frankreich  selbst 
ausgestellt  und  zahlbar  sind,  dann  aber  auch  diejenigen,  welche  von  Frankreich  aufs 
Ausland  gezogen  werden  und  umgekehrt.  Im  letzteren  Fall  müssen  sie  nachträglich 
gestempelt  werden.  Effecten,  welche  vom  Ausland  auf  das  Ausland  gezogen  sind, 
Frankreich  also  nur  durch  Indossament  passiren,  wurden  dem  französischen  Stempel 
erst  1871  (Gesetz  vom  23.  August)  unterworfen  und  zwar  damals  dem  gewöhnlichen, 
also  dem  stark  erhöhten  Tarif.  Das  wurde  1872  schon  geändert  und  der  Stempel  für 
solche  Eflectcn  auf  7.,°%o,  bezw.  auf  je  */.,  Frcs.  für  je  2000  Frcs.  Betrag  ennässigt. 
Im  grossen  Maasse  sind  Stcmpelmarken  bei  den  Wechseln  u.  s.  w.  in  Anwendung. 
Die  Verhältnisse  der  Haftbarkeit  für  den  Stempel  und  für  die  Strafen  bei  unter- 
lassener oder  ungenügender  Stempelung  sind  bes.  durch  das  Gesetz  vom  5.  Juni  1850. 
Art.  2 — 9 genauer  geregelt  worden  (Jacob.  S.  233  ff.).  — Auch  die  Noten  der 
Bank  von  Frankreich  sind  stcmpelpflichtig  und  zwar  zu  50  Cent,  und  20  Cent, 
für  1000  Frcs.  Ertrag  davon  1885  rund  984.000,  1886  S97.000  Frcs.  Fremdes 
Staats papiergcld  ist  frei,  fremde  Banknoten,  wenn  sie  in  Frankreich  ncgociirt 
(indossirt,  acceptirt,  bezahlt)  werden,  nicht.  Vgl.  Vignes,  I,  434 — 440,  Block, 
dict.  tirnbre,  No.  83 — 95;  supplcm.  g6ner.,  p.  429. 

Die  ganze  Einnahme  ans  diesem  Proportionalstempel  war  1886  14.12  Mill.  Frcs., 
davon  für  14.23  Mill.  Stück  mit  gewöhnl.  Stempel  2.90  Mill.  Frcs.,  für  28.67  Mill. 
Stück  Stcmpelmarken  8.20  Mill.  Frcs.,  für  13.71  Mill.  Fälle  Extrastempelung 
1.91  Mill.  Frcs.,  für  Visirung  für  Stempel  0.21  Mill.  Frcs.;  der  Rest  vom  Stempel 
der  französischen  Banknoten. 

bb)  Der  Stempel  für  Werthpapiere  (Börseneffecten),  wesent- 
lich ein  sogen.  Emissionsstempel,  ist  durch  das  für  ihn  grund- 
legende Gesetz  vom  5.  Juni  1850  als  Proportionalstempel  bei 
der  ersten  Ausgabe  der  betreffenden  Papiere  an  Stelle  des  bis 
dabin  für  letztere  geltenden  Dimensionsstempels  getreten.  Er 

bildet  in  Verbindung  mit  der  1857  hinzugekommenen  Effecten*  Um- 
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satzsteuer  (o.  §.  220)  und  der  3°/o  Einkommensteuer  von  Werth- 
papieren von  1871  (o.  §.  206)  die  französische  Besteuerung  speciell 
des  in  solchen  Werthen  angelegten  beweglichen  Kapitals  und 
ist  insofern  steuerpolitisch  von  principieller  Bedeutung.  Eine  ge- 
nügende Gleichstellung  in  der  Besteuerung  dieser  Vermögensart  mit 
derjenigen  des  unbeweglichen  Vermögens  wird  aber  auch  durch 
alle  diese  drei  Steuern  noch  kaum  erreicht.  Als  Besteuerung  des 
Börsenverkehrs  wirkt  der  Stempel  noch  weniger  als  die  Effecten- 
Umsatzsteuer. 

Steuerpflichtig  waren  nach  Gesetz  von  1850  (Art.  14  ff".)  Actien,  Obligationen 
von  Gesellschaften  und  zwar  von  französischen  und  (seit  1857)  auch  von 
fremden;  Obligationen  von  Departements,  Gemeinden,  öffentlichen 
Anstalten  und  Corporationen,  zunächst  nur  inländische,  nach  Gesetz  vom 
30.  März.  1872  auch  ausländische;  fremde  Staat. spapiere  erst  nach  Gesetz 
vom  13.  Mai  1863;  eine  besondere  Stellung  nehmen  die  Obligationen  (Pfandbriefe) 
des  Cr6dit  foncier  ein  (Gesetz  vom  8.  Mai  1852.  Art.  29,  Jacob,  S.  259).  Der 
Stempel  erhielt  die  Natur  des  (ersten)  Emissionsstempels  bes.  durch  die  Bestimmung, 
dass  ihm  zunächst  nur  die  nach  1.  Januar  1851  ausgegebenen  Acticn  u.  s.  w.  unter- 
worfen waren  und  zwar  mit  Vs0/«  vom  Nennwcrth  bei  Unternehmungen  von  weniger, 
mit  1%  hei  solchen  von  mehr  als  10 jähriger  Dauer  (seit  1871  beide  mit  20%  Zu- 
schlag). Neu  an  Stelle  alter  ausgegebene  Actien  sind  frei.  Vor  1851  ausge- 
gebene Actien  zahlten  bedingungsweise  nur  ,/2#0/ool  neu  an  ihrer  Stelle  ausgegebene 
tragen  stets  diesen  Satz.  Für  Obligationen  jedes  inländischen  Emittenten,  die  nach 
1.  Januar  1851  ausgegeben  wurden,  ist  der  Steuersatz  allgemein  1%;  für  ältere  zu 
nachträglicher  Stempelung  binnen  bestimmter  kurzer  Frist  eingereichte  der  bis  dahin 
bestandene  Satz  (in  der  Regel  V3%);  jetzt  auch  mit  2 Decimcn  Zuschlag.  Aus- 
ländische Actien  und  Obligationen  wurden  durch  Gesetz  vom  23.  Juni  1857 
(und  Dccret  vom  17.  Juli  desselben  Jahres)  dem  gleichen  Stempel  wie  die  inländischen 
unterworfen.  Die  inländischen  Emittenten  von  Acticn  und  Obligationen  können 
aber  statt  der  Zahlung  des  Emissionsstempels  ein  Abonnement  cingchen,  indem  sie 
jährlich  5 (mit  Zuschlag  jetzt  0)  Cent,  für  100  Frcs.,  also  7a»  bozw.  l).6°%0  vom 
Nennwerth  ihrer  Papiere  in  Quartalsraten  zahlen  (Gesetz  von  1850,  Art.  22  und  31), 
wovon  aber  die  in  den  2 letzten  Jahren  nach  Abschluss  des  Abonnements  nicht 
Gewinn  noch  Zinsen  zahlen  könnenden  Gesellschaften  für  ihre  Actien  befreit  werden: 
ein  Stimulus  zur  Eingehung  solcher  Abonnements  für  die  Gesellschaften  (eb.  Art.  24). 
Bei  ausländischen  Gesellschaften  ist  das  Abonnement  obligatorisch.  Fremde 
S taatspapicre  wurden  durch  Gesetz  vom  13.  Mai  1863  (Art.  6 ft“,  Jacob,  S.  292  ff.) 
einer  ähnlichen  Stempelabgabe  zuerst  von  '/sü/<r  dann  von  1%  (Gesetz  vom  8.  Juni  1864. 
Art.  7)  unterworfen,  wozu  1871  die  2 Decimen  Zuschlag  traten.  Abweichend  von 
anderen  Steuermaassregeln  der  Periode  wurde  dieser  Stempel  schon  1872  erheblich 
herabgesetzt,  auf  75  Cent,  für  Stücke  bis  500  Frcs.  Nennwerth,  auf  1 */«  Frcs.  von 
500—1000  Frcs.,  und  auf  je  1 ’/a  Frcs.  oder  Promille  für  jede  weitern  1000  Frcs. 
(Gesetz  vom  25.  Mai  1872,  s.  Dejean,  code.  p.  195  II.,  mit  den  Noten),  ohne  Zu- 
schläge. Politische  und  volkswirtschaftliche  Erwägungen  waren  hierfür  mit  maass- 
gebend. Ohne  vorausgegangene  Entrichtung  dieser  Abgaben  dürfen  fremde  Staats- 
papiere in  Frankreich  bei  Strafe  nicht  übertragen  werden  (Gesetz  vom  13.  Mai  1863. 
Art.  7).  Obligationen  (lettres  de  gage)  des  Credit  foncier  sind  etwas  begünstigt. 
Sie  waren  zuerst  nur  dem  J/a°°/oo  Stempel  für  allgemeine  Handelscllcctcn  unterworfen, 
später  trat  auch  hier  die  Erlaubnis  des  Abonnements  ein:  anfangs  waren  dabei  nur 
2 Cent  für  je  1000  Frcs.  des  Gesammtumlaufs  (Gesetz  vom  8.  Juli  1852,  Art.  29), 
seit  1872  5 Cent,  oder  bloss  0.05 °%o  zu  zahlen,  also  der  zehnte  Theil  der  Abgabe, 
welche  bei  den  anderen  im  Abonnement  versteuerten  Papieren  als  Stempel  zu  ent- 
richten ist,  woneben  diese  letzteren  noch  dem  20%  Kriegszuschlag  unterliegen.  Für 
die  Veranlagung,  Zahlung,  die  Verpflichtungen  »1er  Emittenten,  Gesellschaften,  auch 
der  ausländischen,  deren  Papiere  in  Frankreich  emittirt  und  gehandelt  werden,  be- 
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stehen  analoge  Bestimmungen  wie  bei  der  Effecten- Umsatzsteuer  (§.  220).  S.  bes. 
das  Gesetz  vom  5.  Juni  lSc.0,  Art.  14  — 32  und  vom  13.  Mai  1863,  Art.  6 — 11. 
Weiteres  Einzelne  bei  Vignes,  I,  440 — 440,  Block,  dict.  timbre,  No.  101  —130. 

Das  Abonnement  wirkt  auch  auf  grössere  Gleichmässigkoit  der  jährlichen  Steuer- 
erträge hin,  während  der  directe  Emissionsstempclertrag  natürlich  nach  dem  Geschäfts- 
gang mehr  schwankt.  Einzelne  grössere  Veränderungen  der  Zahlen  auch  bei  Abonne- 
ments von  Jahr  zu  Jahr  (so  beim  Credit  foncier)  sind  ohne  nähere  Erläutc rangen, 
welche  in  der  amtlichen  Statistik  fehlen,  nicht  verständlich."  Der  Ertrag  des  ganzen 
hier  besprochenen  Werthpapierstempels,  incl.  Abonnements,  war  1S85  20.51,  1 SSO 
19.72  Mill.  Frcs.  Davon  kamen  auf  französische  Actien  bezw.  wirkl.  Stempel  nur 
24,823  und  24,233  Frcs.,  auf  Abonnements  4.97  und  4.70  Mill.  Frcs.,  auf  französische 
Obligationen  ebenso  53.705  und  28,589  Frcs.  und  (Abonnement)  11.70  und  11.88  Mill. 
Frcs.,  auf  Obligationen  des  Cred.  fonc.  354,031  und  132,791  Frcs.,  zusammen  auf 
inländische  Werthe  17.10  und  16.70  Mill.  Frcs.;  auf  fremde  Gesellschaft«  - 
u.  dgl.  Papiere  (wesentlich  Abonnements)  1.05  und  1.99  Mill.  Frcs.,  auf  fremde 
Staatspapierc  (Emissionsstempel)  1.754  und  0.968  Mill.  Frcs.,  zusammen  auf  fremde 
Werthe  3.40  und  2.90  Mill.  Frcs, 

Der  ganze  Proportionalstcmpel  ertrug  1885  35.0$,  1886  33.84  Mill.  Frcs.,  d.  h. 
wenig  über  */5  des  gesammten  Stempelertrags  von  154.59  und  156.14  Mill.  Frcs. 

Wenn  man  die  drei  „ Börsen effecten steuern“,  den  besprochenen  Emis- 
sionsstempel , die  Umsatzsteuer  (§.  220)  und  die  Einkommensteuer  von  Werth- 
papieren  zusammen  fasst , so  war  der  Ertrag  dieser  Steuern  dieses  Tlieils  des  „beweg- 
lichen Kapitals1  neuerdings  zusammen  etwas  Uber  100  Mill.  Frcs.  (1385  103.28,  1880 
103.92  Mill.  Frcs.).  Immerhin  ein  Object  im  heutigen  französischen  Steuersystem. 
Aber  ob  eine  genügende  Ausgleichung  auch  bloss  gegen  die  Grundsteuer  und  die 
Immobiliarbesitzwechselabgabe  (ohne  Schenkungs-  und  Erbschaftssteuer),  die  zusammen 
für  den  Staat  allein  das  Dreifache  (1886  ca.  306  Mill.)  abwarfen'?  Doch  schwerlich! 

§.  232.  4.  Durchführung  der  Stempelabgabe.  Es  liegt 
im  Wesen  eines  solchen  „formalistischen“  Abgabesystems,  wie  des 
Stempels,  dass  dasselbe  für  die  Betheiligten,  Publicum,  Fiscus, 
Behörden  viele  Schwierigkeiten  macht  und  eine  Menge  von  Normen, 
Verwaltungsmaassregeln  und  Einrichtungen  in  Betreff  der  erforder- 
lichen Förmlichkeiten,  Controlen,  Strafbestimmungen  u.  s.  w. 
bedingt.  Darin  unterscheiden  sich  dann  die  Stempelsysteme  ver- 
schiedener Länder  nach  ihrem  speeifisehen  Character  wieder  in 

Einzelheiten,  aber  in  Hauptpuncten  bringt  das  gleiche  Abgabeprincip 
auch  übereinstimmende  oder  ähnliche  Normen  und  Verwaltungs- 
einrichtungen mit  sich.  Daher  ist  hier,  mehr  als  auf  dem  ver- 
wandten, aber  doch  Frankreich  eigentümlichen  Gebiete  der  Regi- 
strirungsabgaben,  auf  die  allgemeine  finanztechnische  und  admini- 
strative Lehre  vom  Stempelweseu  zu  verweisen.  Manches  an  sich 
Eigentümliche  in  den  hierher  gehörigen  Bestimmungen  und  Ein- 
richtungen des  französischen  Stempelwesens  stimmt  dann  wieder 

mehr  oder  weniger  mit  den  betreffenden  Verhältnissen  im  Enje- 

gistrement  überein,  so  dass  dafür  auf  die  frühere  Darstellung 

Bezug  genommen  werden  kann  (§.  221,  222).  Vielerlei  Einzelnes, 
was  sich  auf  die  Durchführung  des  Stempels  bezieht,  ist  auch 
bereits  des  nahen  Zusammenhangs  wegen  in  den  vorausgehenden 
Paragraphen  an  seinem  Ort  mit  berührt  worden,  besonders  bei  der 
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Darstellung  der  verschiedenen  Haupt-  und  Unterarten  des  Stempels, 
wo  sich  einzelne  dieser  Verhältnisse  wieder  verschieden  gestalten. 
Daher  genügt  es,  im  Folgenden  Einiges  zur  Ergänzung  oder 
zur  besonderen  Characteristik  der  Normen  und  Einrichtungen, 
welche  die  Durchführung  des  französischen  Stempels  betreffen, 
hervorzuheben. 

Das  Detail  ist  natürlich  auch  hier  erheblich,  wenn  auch  nicht  in  gleichem  Grade 
wie  beim  Enrcgistrcmcnt.  Auch  nur  das  Wichtigste  daraus  in  Block,  dict..  Chardon’s 
Art.  timbre,  bcs.  No.  8 — 30,  186—212  und  passim  bei  den  einzelnen  Stcmpelartcn ; 
s.  auch  in  den  Supplcm.  den  gleichen  Artikel.  Yigncs,  bcs.  I,  447 — 458, 468  und  eben- 
falls bei  den  einzelnen  Stempeln,  p.  416—416,  v.  Hock,  S.  196—201,  v.  Kauf- 
mann, S.  301  ff. : beide,  besonders  letztere,  in  diesen  wichtigen  Punctcn  hier  wie 
sonst  zu  dürftig  für  solche  umfassende  monographische  Werke.  Von  den  Gesetzen 
sind  besonders  wichtig  für  diese  Fragen:  das  vom  13.  Brurn.  VII.,  namentlich  Art.  17 
bis  32;  vom  28.  April  1816,  namentlich  Art.  63  ff,  75,  70;  vom  16.  Juni  1824. 
besonders  Art.  10 — 14:  vom  5.  Juni  1850  (Wechsel  und  Handelseffectcn  Börsen- 
cffecten,  Versicherungsverträge  mit  zahlreichen,  gerade  hierher  gehörigen  Bestim- 
mungen), s.  bes.  auch  Art.  49;  Gesetz  vom  2.  Juli  1862.  Art.  17  ff,  nebst  Decreten 
vom  30.  Juli  und  29.  Octobcr  1862;  Gesetz  vom  13.  Mai  1863,  Art.  8 ff;  ferner 
einige  der  nach  dem  letzten  Kriege  erlassenen  Gesetze,  wo  die  Veränderung  der 
Principien  in  einigen  Fällen,  ferner  die  Erhöhungen  der  Sätze  und  das  stärker  ge- 
wordene liscalischc  Interesse  in  den  hierher  gehörigen  Bestimmungen  mehrfach 
Neuerungen,  Verbesserungen  und  Verschärfungen  gebracht  haben:  bes.  Ilauptgcsctz 
vom  23.  August  1871,  nebst  Decret  vom  25.  und  vom  27.  November  1871  (Dcjcan, 
p.  67,  74.  s.  auch  die  Noten  zu  dem  Gesetz  selbst,  p.  6 ff.);  Gesetz  vom  30.  März 
1872  (Eisenbahnreccpisse,  Connossementc);  Gesetz  vom  19.  Februar  1874;  Decret  vom 
19.  Fobruar  1874  (über  Stempelmarken  für  Handelseffectcn,  Warrants);  Decret  vom 
29.  April  1881  (Stcmpelmarkcn).  Auch  in  anderen  Stempelgesetzen  sind  einzelne 
hierher  gehörige  Puncto  gelegentlich  mit  geregelt. 

§.  233.  Die  Puncte,  welche  hier  noch  besonders  behandelt 
werden  sollen,  betreffen:  a)  die  Erhebung  der  Stempelabgaben ; 
b)  die  Zahlungsverpflichtungen,  Haftbarkeitsverhältnisse 
und  Strafandrohungen;  c)  die  fiscalischen  Hilfsmittel  dazu 
und  Controlen  darüber,  dass  die  gesetz-  und  vorschriftsmässigen 
Stempelungen  u.  s.  w.  Überhaupt  und  richtig  erfolgt  sind 
und  Zuwiderhandlungen  entdeckt  werden;  d)  die  Verfolgung 
von  Zuwiderhandlungen  und  die  Strafverhängung;  e)  die 
Verjährungen;  f)  die  Stcmpclbefreiungen  und  Aehnliches. 

a)  Die  Erhebung  der  Stempelabgabe  erfolgt  regelmässig 
und  vornemlich  durch  den  Verkauf  von  Stempel papier  und 
Stempelmarken;  ausserdem  durch  die  sog.  Extrastempelung 
(timbre  extraordinaire),  die  Visirung  anstatt  des  Stempels, 
und  durch  Abonnement;  endlich  ausnahmsweise  (besonders  für 
die  Generalzahlmeister  der  Finanzverwaltung)  im  Wege  der  laufen- 
den Rechnung  mit  dem  Staatsschätze. 

Vignes,  I,  448  ff,  Block,  timbre,  No.  8 ff. 

a)  Die  einfache,  allen  Betheiligten  bequemste  Form  der  Stcmpelmarkcn  hat 
auch  in  Frankreich  immer  allgemeinere  Anwendung  gefunden,  doch  ist  sie  nur  in  den 
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von  den  Gesetzen  naher  bezeichneten  Fällen  statthaft.  Mitunter  (so  mehrfach  beim 
Dimensionsstempel)  müssen  die  Marken  von  Finanzorganen  (Einnehmern)  angebracht 
und  überschrieben  werden,  nicht  unmittelbar  von  den  Pflichtigen  selbst.  Die  Art  der 
Ueberschreibung  ist  vorgcschricben.  Der  Verkauf  von  Papier  und  Marken  steht 
nur  deuen  zu,  welchen  er  besonders  gestattet,  bezw.  übertragen  ist;  früher  regel- 
mässig nur  den  Registerämtern,  neuerdings,  zur  Erleichterung  des  Anschaffens 
für  das  Publicum,  auch  den  Einnehmern  der  directen  Steuern  und  besonders 
den  staatlichen  Tabakverkäufern,  welche  dafür  Provisionen  gemessen.  Oeffent- 
liche  Beamte  dürfen  aber  die  Stempel  nur  von  den  Registerämtern  kaufen.  Anderen 
Personen  als  den  von  der  Verwaltung  autorisirten  ist  der  Verkauf  von  Stempelpapicr 
und  Marken  bei  Strafe  untersagt. 

ß)  Die  Extrastempelung  (s.  o.  S.  552)  erfolgt  durch  Stcmpclaufdruck 
auf  Papier,  das  zu  stempelpflichtigen  Urkunden  bestimmt  ist  und  dessen  sich  Private 
und  Behörden  statt  des  amtlichen  Papiers  bedienen  wollen.  Es  muss  aber  vor  der 
Benutzung  eingereicht  werden.  Notare,  Advocatcn,  Beamte  dürfen  jedoch,  wie  schon 
früher  bemerkt,  nur  amtliches  Stempelpapicr  benutzen.  Zur  Vornahme  der  Extra- 
stempelung sind  nur  gewisse  Hauptbureaux  berechtigt.  Auch  sind  die  Fälle  speciell 
genannt,  wo  sie  zulässig  ist.  Die  Zahlung  muss  im  Voraus  erfolgen. 

y)  Visirung  statt  des  Stempels  findet  ebenfalls  gegen  Vorauszahlung  der 
Abgabe,  in  gewissen  gesetzlich  bestimmten  Fällen,  statt,  so  wenn  Marken  nicht  ange- 
bracht werden  können,  auch  bei  der  Erhebung  von  StempelgcbUliren  im  Stempelwesen. 

6)  Des  Abonnements  anstatt  der  speciellen  Stempelung,  bezw.  Abgabeerhebung 
ist  oben  mehrfach  gedacht  worden.  Die  Action  und  Obligationen,  für  die  es  z.  B. 
erfolgt,  unterliegen  dann  einzeln  der  unentgeltlichen  Extrastempelung. 

b)  Die  Zahlungsverpflichtungen,  Ilaftbarkeits Ver- 
hältnisse und  Strafandrohungen.  Die  Zahlungsver- 
pflichtungen ergeben  sich  vielfach  aus  den  Bestimmungen  über 
die  Stempelpflichtigkeit  von  selbst.  Wo  sie  zweifelhaft  sein  können, 
wie  bei  Vertrags-  und  anderen  Urkunden,  an  denen  verschiedene 
Parteien  oder  Personen  betheiligt  sind,  sind  sie  in  den  Gesetzen  näher 
bestimmt.  Letzteres  gilt  auch  von  den  Ilaftbarkeits  Verhält- 
nissen verschiedener  Betheiligten,  sowie  derjenigen  Organe,  welche, 
wie  Notare,  gewisse  Beamte,  Urkunden  aufnehmen.  Die  Straf- 
androhungen bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Normen  für  die 
Zahlungspflicht  und  für  die  Haftbarkeit  folgen  dann  mit  logischer 
Consequenz  aus  diesen  Normen. 

In  der  Kegel  ist  derjenige,  welcher  eine  stempelpflichtige  Ur- 
kunde ausstellt  (unterzeichnet),  der  zunächst  Zahlungspflichtige, 
eventuell  der,  zu  dessen  Gunsten  die  Urkunde  ausgestellt  ist  oder 
der  sich  derselben  für  seine  Zwecke  bedient.  Wer  die  Zahlung 
endgiltig  trägt,  ist  dabei  der  Vereinbarung  unter  den  Betheiligten 
gewöhnlich,  aber  nicht  ausnahmclos,  überlassen.  Für  die  Ent- 
richtung der  Stempelabgaben  und  Strafen  haften  im  Uebrigen  die 
Betheiligten  solidarisch. 

So  die  Unterzeichner  bei  zweiseitigen  Verträgen,  Gläubiger  und  Schuldner  bei 
Quittungen,  sowie  bei  Darlohnsverträgen,  die  öffentlichen  Beamten,  welche  bei  Ent- 
gegennahme oder  Aufnahme  von  Urkunden  nicht  gestempelte  Acten  oder  Bücher  an- 
führen (Gesetz  vom  28.  April  181b,  Art.  75). 


Digitized  by  Google 


Stein  pclabgaben.  Durchführung. 


565 


Die  Strafen  selbst  gelten  im  Stempelwesen  übrigens,  ab- 
gesehen von  unterlaufender  betrügerischer  Absicht  bei  einer  Zu- 
widerhandlung, nicht  als  wirkliche  Strafen-,  sondern  als  civilrecht- 
liche  Wiedergutmachungen,  und  gehen  eben  deshalb  auf  die  Erben 
über.  Sie  sind  gewöhnlich  Geldstrafen,  meistens  feste  Sätze, 
verschieden  in  der  Höhe  nach  den  einzelnen  Fällen  im  Gesetze 
bestimmt,  mitunter  aber  auch  Quoten  vom  Werth,  um  welchen 
es  sich  in  der  betreffenden  Urkunde  handelt,  so  bei  Zuwiderhand- 
lungen gegen  die  Vorschriften  über  den  Wechselstempel  (s.  u.). 

Oefientliche  Beamte,  Notare  u.  dgl.  Personen  unterliegen  gewöhnlich  massigen 
festen  Strafen  (allgemeine  Herabsetzung  derselben  durch  Gesetz  vom  16.  Juni  1824, 
Art.  10).  Neben  den  Geldstrafen  sind  regelmässig  die  gesetzlichen  Stempelabgaben 
ausserdem  noch  zu  zahlen.  Nur  selten  sind  ausdrücklich  Rechtsnachtheile  mit 
Zuwiderhandlungen  verbunden.  So  beim  Wechsel  Stempel  (Gesetz  vom  5.  Mai  1850, 
Art.  5 und  7,  s.  u.,  auch  Vignes,  I,  456). 

Als  Beispiele  für  die  specielle  gesetzliche  Normirung  der  hier  behandelten 
Puncto  mögen  folgende  dienen:  Der  Q u ittungsstempel  ist  zwar  zu  Lasten  des 
Schuldners,  dem  quittirt  wird  oder  worden  ist.  Aber  haftbar  für  die  Stempelung, 
daher  straffällig  (mit  50  Frcs.  im  Principale  für  jeden  einzelnen  Fall)  ist  der  Gläu  biger, 
der  die  Quittung  ertheilt  hat,  und  zwar  persönlich  und  ohne  Rückgriff  auf  den 
Schuldner  auch  trotz  etwa  entgegenstehender  Abmachungen  (Gesetz  vom  23.  August 
1871,  Art.  23,  Dejcan,  p.  34).  — Der  Versicherungsstempel  ist  immer  zu 
Lasten  des  Versicherers,  der  auch  allein  straffällig  bei  Zuwiderhandlungen  ist, 
ohne  auf  den  Versicherten  zurückgreifen  zu  dürfen  (Gesetz  vom  5.  Juni  1850,  Art.  33).  — 
Gesellschaften  u.  s.  w.,  welche  nicht  gestempelte  oder  nicht  aus  dem  vorgeschricbenen 
Stockregister  (registre  ä souche)  herausgenommene  Actien  ausliefern,  unterliegen 
einer  Strafe  von  12°/0  des  betreffenden  Actien betrags.  Einer  gleichen  Strafe  von 
10°/o  sind  Wechselagenten  und  Makler  unterworfen,  welche  sich  an  der  Uebertragung 
solcher  Actien  betheiligen  (Gesetz  vom  5.  Juni  1850,  Art.  18,  19).  Aehnliche  Be- 
stimmungen bei  dem  Obligationenstempel  und  demjenigen  für  fremde  Staats- 
papiere. Auch  der  Inhaber  eines  solchen,  sowie  jeder  öffentliche  Beamte,  der 
bei  der  Veräusserung  eines  ungestempelten  Papiers  mitwirkt,  ist  mit  einer  Strafe  von 
lo%  des  Nenn werths  bedroht  (Gesetz  vom  13.  Mai  1863,  Art.  7). 

Besonders  wichtig  sind  alle  solche  Normen  für  den  Stempel  der  Handels- 
effecten,  daher  namentlich  den  Wechselstempcl  wegen  der  regelmässigen  Bc- 
theiligtheit  verschiedener  Personen  an  dem  Wechsel.  S.  darüber  Gesetz  vom  5.  Juni 
1850,  Art.  2 ff.  (danach  Vignes,  I,  436  ff.,  Block,  tirnbre,  No.  93  ff.).  Hier  be- 
steht zunächst  die  Stempelpflicht  für  den  Aussteller.  Ist  das  Papier  von  diesem 
nicht  oder  nicht  richtig  gestempelt,  so  hat  es  der  Empfänger,  wenn  er  sich  eigener 
Straffälligkeit  entziehen  will,  innerhalb  14  Tagen  oder  früher,  wenn  es  vorher  ver- 
fällt, für  Stempel  visiren  zu  lassen,  wofür  die  Abgabe  aber  die  dreifache  der  gewöhn- 
lichen (15  statt  5 Cent,  für  100  Frcs.)  ist,  jedoch  immer  zu  Lasten  des  Ausstellers, 
den  entgegengesetzte  Vertragsbestimmungen  hiervon  auch  nicht  befreien.  Wenn  jedoch 
auch  der  Empfänger  die  Stempelung  nicht  in  der  angegebenen  Weise  nachholt,  so 
sind  Aussteller,  Acceptant,  Berechtigter  oder  erster  Indossa nt  und  zwar 
ein  Jeder  einer  Strafe  von  6%  des  Wechselbetrags  — eventuell,  bei  zu  niedrigem 
Stempel,  von  6%  der  durch  letzteren  nicht  gedeckten  Wechselsumme  — unterworfen. 
Für  diese  hohe  Strafe  haften  die  Genannten  solidarisch,  wobei  der  Inhaber  die 
Abgabe  und  Strafen  auszulegen  hat,  vorbehaltlich  seines  Rückgriffs  auf  die  anderen 
Verhafteten.  Nur  der  erste  Indossant  ist  zwar  straffällig,  aber  auch  ein  weiterer, 
daher  der  Inhaber  hat  bei  nicht  genügend  gestempelten  Effecten  einen  Rechtsnach- 
thcil,  nämlich  ein  beschränktes  Klagerecht,  nur  gegen  den  Trassanten  und 
Acccptanten.  Verboten  ist  endlich  Jedermann  die  Eincassirung  oder  das  Ein- 
cassireniassen  ungestempelter  oder  ungenügend  gestempelter  Elfecteu,  unter  einer 
Strafe,  deren  Androhung  eine  wesentliche  (Jautel  richtiger  Stempelung  ist,  nämlich  von 
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wiederum  0%  des  Betrags  des  Effects.  Achnlichc  Nonnen,  iin  Einzelnen  etwas  ab- 
weichend, gelten  für  fremde,  im  Inland  zahlbare  Effecten.  — Die  weiteren  Spccial- 
bestimmungen  in  den  oben  S.  55!),  5(13  genannten  Gesetzen.  Noch  andere  Beispiele  bei 
Vignes  und  Block. 

c)  Die  Hilfsmittel  und  Controlen,  um  die  gesetzliche 
Stempelung  herbeizuführen  und  Zuwiderhandlungen 
zu  entdecken. 

S.  Yigncs,  I,  454  ff.,  Block,  timbre,  No.  193  — 200.  Das  Wesentliche  ist  in 
der  früheren  Darstellung  schon  berührt  worden  oder  ergiebt  sich  daraus,  so  aus  den 
soeben  bei  den  Ilandelseflectcn  erwähnten  Punctcn. 

In  der  Hauptsache  lassen  sich  zwei  „Controlmethoden“ 
unterscheiden,  eine  indirecte  und  eine  directe.  Die  erste 
besteht  in  Pflichten  der  Behörden,  Beamten,  Gerichte, 
Notare  u.  s.  w.,  dann  namentlich  der  Registerämter  und 
anderer  Steuerämter  (der  Zollverwaltung,  der  indirecten 
Steuern,  des  Octrois),  bei  Gelegenheit  ihrer  Amtshandlungen 
regelmässig  zugleich  zu  controliren,  ob  die  vorschriftsmässige 
Stempelung  der  ihnen  vorkommenden  Urkunden  erfolgt  ist.  Die 
zweite  Methode  besteht  in  Rechten  (und  daraus  sich  ergeben- 
den Amtspflichten)  der  Registerämter,  direct  von  Amts- 
wegen nachzuforschen,  ob  die  richtige  Stempelung  stattgefunden  hat. 

Für  die  Handhabung  der  ersten  Gontrolmcthode  ist  die  schon  im  Gesetz  vom 
13.  Brum.YII.,  Art.  24  enthaltene  Bestimmung  besonders  wichtig,  dass  Behörden,  Beamte, 
Gerichte  u.  s.  w.  keine  Amtshandlungen  vornehmen  noch  ürtheile  fällen  oder  Be- 
schlüsse fassen  dürfen  auf  Grund  von  Urkunden,  Registern,  Ilandelsellecten,  welche 
nicht  vorschriftsmässig  gestempelt  sind.  Spätere  Gesetze  haben  diese  Gontrolpflichtcn 
noch  wirksamer  zu  machen  gesucht,  so  das  Gesetz  vom  5.  Juni  1850,  Art.  49,  wonach 
der  Beamte  bei  Strafe  jedesmal  ausdrücklich  erklären  muss,  ob  ein  bei  einer 
Amtshandlung  ihm  vorgclcgtcs  Schriftstück  richtig  und  für  welchen  Betrag  cs  ge- 
stempelt war.  Achnliches  in  Art.  2 des  Gesetzes  vom  30.  März  1872  in  Betreff' 
fremder  Werthpapiere.  Besonders  wichtig  und  auch  wirksam  ist  weiter  die  Bestim- 
mung, dass  die  Registerämter  nicht  oder  nicht  vorschriftsmässig  gestempelte  Urkunden 
nicht  registriren  dürfen  (Gesetz  vom  Brum.  VII.,  Art.  25).  Immerhin  hängt  es  natürlich 
bei  dieser  Methode  der  indirecten  Controle  vom  Zufall  ab,  ob  und  welche  Schrift- 
stücke u.  s.  w.  überhaupt  zur  Controle  kommen. 

In  diesem  Puncte  tritt  nun  die  Methode  der  directe n Controle  ergänzend  ein. 
Nach  derselben  sind  in  den  Gesetzen  genannte  Anstalten , Einrichtungen , Personen 
(Notare,  Gcrichtsschreiber,  Sccretäre  u.  a.  ui.),  ferner  namentlich  Acticngcsellschaften, 
Ycrsicherungs-,  Yerkehrsanstalten  verpflichtet,  den  Agenten  des  zuständigen  Register- 
amts ihre  Bücher,  Register,  Rechnungen  u.  dgl.  m.  zur  Prüfung  auf  die  vorschrifts- 
mässige Stempelung  vorzulegen,  unter  Strafandrohung  für  jeden  Fall  der  Verweigerung 
(Gesetz  vom  23.  August  1871,  Art.  22,  aber  auch  schon  nach  Bestimmungen  in 
früheren  Gesetzen.  Gesetz  vom  15.  Deccmber  1875,  Art.  4).  Für  die  practische  Wirk- 
samkeit solcher  Normen  kommt  cs  natürlich  auf  die  Handhabung  an.  Immerhin  kann 
wohl  auf  diese  Weise,  schon  weil  der  Abgabepflichtige  auf  die  Möglichkeit  dieser 
Controle  Rücksicht  nehmen  muss  und  wird,  mancher  Zuwiderhandlung  und  Defraudation 
mit  Erfolg  vorgebeugt  werden. 

d)  Die  Verfolgung  von  Zuwiderhandlungen  und  die 
Strafverhängung. 

Uebcr  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Steinpelgesetzc  werden  sofort  Protokolle 
von  den  compctcntcn  Beamten,  welche  die  Sache  entdeckten,  aufgenommen.  Dabei 
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können  die  betreffenden  Urkunden,  Hegister,  Effecten  mit  Beschlag  belegt  und  den 
Protokollen  bcigefilgt  werden.  Doch  unterbleibt  dies,  wenn  die  straffälligen  Personen 
das  Protokoll  alsbald  unterzeichnen  und  die  Strafe  nebst  der  gesetzlichen  Stcmpel- 
abgabc  auf  der  Stelle  entrichten  (Gesetz  vom  Brum.  VII..  Art.  31).  Andernfalls 
erfolgt  die  Beitreibung  mittelst  Zwangsbcfehls.  Wird  dem  nicht  naebgekommen,  so 
geht  die  Sache  nach  denselben  Normen  wie  bei  den  Begisterabgaben  an  das  cornpc- 
tente  Civilgcricht  zur  Entscheidung,  gegen  welche  letztere  keine  Berufung  statt- 
findet (Gesetz  vom  Brum.  VII.,  Art.  32;  22.  Krim.  VII.,  Art.  65;  28.  April  1816, 
Art.  76). 


e)  Die  Verjährungsfristen. 

Die  regelmässige  ist  die  30jährige  in  Betreff  der  Stempel  uud  Strafen  Seitens 
des  Pflichtigen  gegen  die  Verwaltung;  ausnahmsweise  eine  2jährige  (Gesetz  vom 
26.  Juni  1824,  Art.  14).  Das  Hecht,  unrichtig  erhobene  Abgaben  und  Strafen  zurück- 
zufordern, verjährt  für  den  Berechtigten  in  5 Jahren. 


f)  Die  Stempelbefreiungen  und  Achuliches. 

Wie  bei  den  Kegisterabgabeu  giebt  es  im  französischen  Hecht  auch  bei  den  Stempeln 
drei  Kategorien  von  Fällen,  wo  die  Abgabeerhebung  vorläufig  oder  endgiltig  unterbleibt: 
einmal  wird  sie  mitunter  nur  ins  Debet  gebucht,  bis  der  Pflichtige  festgcstcllt  ist 
(z.  B.  bei  Polizeiprotokollen,  „actes  tirnbre  cu  debet“):  ferner  erfolgt  in  gewissen  Fällen 
die  Stempelung  unentgeltlich  („gratis“,  so  wo  der  Staat  selbst  belastet  würde  oder 
aus  IiumanitätsgrUüden,  z.  B.  bei  Eheschlicssuugen  Armer);  endlich  sind  nach  Special- 
bestimmungen  der  Gesetze  manche  Fälle  aus  besonderen  HUcksichteu  (auch  aus 
verkehrspolitischen)  ausdrücklich  von  dem  Stempel,  unter  den  sic  an  sich  fallen 
wurden,  ausgenommen  oder  befreit  (nach  Vignes,  1.  447).  Aber,  wie  die 
frühere  Darstellung  gezeigt  hat,  ist  die  Stempelpflichtigkcit  im  französischen  Hecht 
sehr  ausgedehnt  und  allmählich  immer  ausgedehnter  geworden,  namentlich  durch  die 
Gesetzgebung  der  letzten  Jahrzehnte  und  nach  dem  Kriege  von  1870 — 71.  Mit  daher 
und  wegen  der  Zuschläge  (Decimen)  die  bedeutende  Ertragssteigerung. 


§.  234.  5.  Zur  Statistik. 


Durch  die  folgenden  Daten  werden  die  in  die  vorangehende  Darstellung  einge- 
streuten ergänzt.  Zugleich  werden  hier  auch,  wie  oben  am  Schluss  des  §.  224  Vor- 
behalten wurde,  Daten  über  die  Bewegung  der  Gesa  mm  torträge  auch  des  Enre- 
gistrements  mitgetheilt.  S.  Bull.  XII,  42  (1S15 — 1882);  für  die  folgenden  Jahre  und 
mit  den  Einzelheiten  in  den  Jahresberichten  der  Hegisterverwaltung  (im  Bull.;  für 
1886  Bull.  XXII,  154).  S.  auch  Faurc,  p.  1)9,  105  (1868 — 87).  Die  Zahlen  beim 
Enrcgistrcmcut  umfassen  hier  das  letztere  im  weiteren  Sinne,  daher  ein  schliesslic  h 
der  Gcrichtsschroiboroi - und  Hypothekenabgaben,  der  Geldstrafen,  die  auch  für 
Stempel  bei  den  Hcgistcrabgaben  mit  verrechnet  sind , der  Sicgeltaxca,  der  Einziehung 
von  Justizkosten. 


Ertrag  in  Mill.  Pres. 


Kcgistrir. 

Stempel. 

Zusammen. 

1816 

118.10 

24.94 

143.04 

1820 

126.87 

25.74 

152.61 

1830 

1 53.46 

27.96 

181.42 

1840 

194.46 

34.47 

228.94 

1847 

228.70 

41.70 

270.40 

1S50 

208.33 

39.85 

248.17 

1860 

305.60 

56.39 

362.00 

1869 

371.95 

89.32 

461.27 

1870 

290.67 

74.S5 

365.52 

1871 

341.06 

82. IS 

423.24 

1872 

439.17 

137.75 

576.92 

1873 

429.68 

140.15 

569.82 

1881 

571.76 

155.36 

727.15 

1886 

519.11 

156.14 

675.25 

Die  Steigerung  ist  ausserordentlich,  woraus  sich  die  Fähigkeit  dieser  Steuerarten, 
vermehrte  Beträge  bei  Bedarf  zu  liefern,  ergiebt.  Die  allgemeine  Entwicklung  des 
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Verkehrs,  die  Ausdehnung  wohl  namentlich  der  Creditwirthschaft  in  allen  Formen, 
die  Ausdehnung  der  Abgabcpfliclitigkeit  und  die  Erhöhung  der  Steuersätze  theilen 
sich  in  den  Erfolg.  Die  Schwankungen  in  kritischen  Jahren  sind  oben  S.  400  fl', 
schon  näher  verfolgt  worden.  Auch  liier  vermag  ich  nicht  anzugeben,  wie  in 
1870/71  in  dem  von  den  Deutschen  besetzten  Theile  Frankreichs  die  Verrechnung 
für  obige  Daten  stattgefunden  hat.  In  den  allerletzten  Jahren  zeigt  sich  Stabilität  im 
Ertrag  des  Stempels,  Rückgang  in  dem  des  Enregistremcnt  (Maximum  in  1881).  Hei 
letzterem  war  die  Steigerung  des  Ertrags  nach  den  Finanzmaassregeln  des  Kriegs 
langsamer,  aber  anhaltender  als  beim  Stempel,  der  aber  später  wieder  mehr  Stetigkeit 
im  Ertrage  zeigte.  Das  hängt  wohl  damit  zusammen,  dass  die  Steuerobjecte  des 
Stempels  weniger  als  diejenigen  des  Enrcgistrements  von  den  Schwankungen  im  Ver- 
kchrsleben  beeinflusst  werden,  aber  auch  weniger  empfindlich  für  Steuererhöhungen 
sind  oder  sich  letzteren  weniger  entziehen  können. 

Die  Zusammensetzung  der  Stempelerträge  aus  den  einzelnen  Stempelkategorien 
ist  oben  schon  mit  gezeigt  worden  (bes.  in  §.  229 — 231).  Im  Unterschied  vom  Enrc- 
gistrement  ist  es  beachtcnswcrth , dass  beim  Stempel  der  Ertrag  des  Pro- 
port ionalstem pels  viel  kleiner  als  derjenige  des  übrigen  ist  (wenig  Uber 
1 :4,  1880  33.8  gegen  122.3  Mill.  Frcs.),  während  das  Verhältniss  das  um- 
gekehrte beim  Enregistremcnt  ist,  indem  auf  die  „feste“  Abgabe,  selbst 
inbegriffen  die,  der  Proportionalabgabe  sich  schon  mehr  nähernde  „feste  abge- 
stufte“, kaum  10,  auf  die  Proportionalabgabc  an  90%  des  Ertrags  fallen.  Steuer- 
politisch  ist,  soweit  dieser  Punct  entscheidet,  das  Registerabgabewesen  hiernach 
erheblich  günstiger  als  das  Stempelwcsen  zu  beurtheilen,  weil  sich  die  Proportional- 
abgabe — freilich  auch  nur  sehr  roh  und  durchaus  nicht  immer  — doch  im  Ganzen 
den  Anforderungen  gleichmässigcrer  Steuerbelastung  der  Pflichtigen  besser  anpasst. 

Die  Einnahme  aus  Geldstrafen  war  in  1885  und  1880  beim  Proportioual- 
stempel  206,441  und  208,830,  beim  Dimcnsions-  und  Specialstempcl  487,189  und 
478,072.  bei  anderen  Strafen  (incl.  Einkommensteuer)  514,191  und  584,32 1 Frcs., 
zus.  1.208  und  1.271  Mill.  Frcs. 

Sicgclgebühren  kamen  18S6  203,984  Frcs.  für  den  Schatz  ein  (Tarif  der 
Adels-,  Wappentaxen,  Altersdispense  und  einiges  Andere  im  Gesetz  vom  28.  April 
1816,  Art.  55,  bei  Jacob,  S.  181). 

§.  235.  6.  Zur  Kritik  des  Stempels.  Auf  eine  um- 

fassendere Kritik  des  französischen  Stempelwesens  als  solchen  soll 
hier  jetzt  nicht  eingegangen  werden.  Es  kann  an  den  in  die  Dar- 
stellung eingestreuten  Bemerkungen  genügen.  Denn  das  französische 
Stempelwesen  ist  doch  nicht  so  abweichend  von  demjenigen  anderer 
Länder,  dass  nicht  die  Kritik  des  Stempels  überhaupt,  in  der  all- 
gemeinen Steuerlehre  (Ein.  II,  §.  467  ff.,  auch  323  ff.)  und  in  der 
systematischen  speciellen,  im  Wesentlichen  auch  für  den  franzö- 
sischen Stempel  zuträfe.  Daher  hier  nur  noch  wenige  kritische 
Bemerkungen. 

Namentlich  die  grosse  Ausdehnung  des  besonders  roh  mecha- 
nischen Dimensionsstempels  scheint  mir  ein  Uebelstand  des 
französischen  Stempelrechts  zu  sein.  Die  Erhebung  von  Gerichts- 
gebühren mit  in  dieser  Form  (für  Processschriften  etc.)  ist  ebenfalls 
ein  besonderer  Mangel,  und  zwar  nicht  nur  ein  finanz-  und  steuer- 
politischer,  sondern  wohl  auch  ein  justizpolitischer,  — was  noch 
bedenklicher  ist.  Der  Hinzutritt  des  Stempels  zu  den  Register- 
abgaben in  vielen  Fällen  erhöht  die  Steuerbelastung  der  registrirungs- 
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pflichtigen  Rechtsgeschäfte  und  damit  manche  Bedenken  dieses 
Abgabesystems  gewiss  auch  öfters  nicht  unerheblich,  und  zwar 
nicht  nur  wegen  des  Betrags  der  Stempelabgabe,  sondern  auch 
wegen  der  Art,  wie  die  letztere  eingerichtet  ist. 

Aber  anderseits  bietet  sich  doch  in  der  Verbindung  von 
Stempel  und  Registerabgabe,  auch  von  ersterem  mit  der 
Umsatzsteuer  (bei  Werthpapieren),  wiederder  bei  einem  grossen 
Gesammtsteuerbedarf,  welcher  einmal  aufgebracht  werden  muss, 
doch  nicht  unwichtige  Vortheil,  die  Steuerlast  mehr  auf  ver- 
schiedene Arten,  Fälle,  Zeitpuncte  der  Steuerpfliehtig- 
keit  zu  vertheilen.  Es  wird  hier  eben  derselbe  steuerpolitische 
Grundsatz  angewandt,  wie  in  einem  ganzen,  aus  vielen  verschieden- 
artigen Steuern  bestehenden,  statt  eines  sehr  einfachen  Steuer- 
systems und  gar  statt  einer  „einzigen  Steuer“.  Immerhin  freilich 
erhebt  sich  dem  Betrachter  doch  nicht  selten  die  Frage,  ob  es 
nothwendig,  richtig,  zweckmässig  ist,  Registerabgaben  und  Stempel 
neben  einander  zu  erheben,  so  bei  den  registrirungspfiiehtigen 
Urkunden  und  ob  man  hier  nicht  besser  bloss  eine  einzige  ent- 
sprechend umgestaltete  Abgabeform  wählen  könnte  und  sollte. 

Bei  den  Specialstempeln,  wo  die  Entwicklung  in  der  Richtung 
niedriger  Fixstempel  als  der  steuertechnisch  allgemein  bc- 
achtenswerthe  Punct  dem  Kritiker  entgegentritt  (S.  558)  und  bei 
dem  Proportionalstempel  in  seinen  beiden  Hauptkategorien, 
Handelseffecten  (Wechsel)  und  Werth  papieren,  zeigt  der 
Stempel  in  seiner  französischen  Ausbildung  im  besonderen  Maasse 
jenen  seinen  eigenthümlichen  und  an  sich  steuerpolitisch  und  steuer- 
technisch gerechtfertigten  Character  der  Ergänzungs-  und  der 
Er satz Steuer  gegenüber  dem  französischen  System  der  directen 
Besteuerung:  so  gegenüber  der  Patentsteuer  und  deren  unzu- 
reichender Belastung  mancher  in  ihren  Erträgen  aus  den  dieser 
Steuer  zu  Grunde  liegenden  „äusseren  Merkmalen“  nicht  genügend 
getroffener  Gewerbe,  besonders  des  Geld-,  Bank-,  Verkehrs-,  Ver- 
sicherungswesens ; so  ferner  gegenüber  dem  Fehlen  der  Ein- 
kommensteuer, welches  Letztere  den  Einkünften  aus  beweg- 
lichem Vermögen  namentlich  zu  Gute  kommt,  ein  Privileg,  das 
durch  die  Registrirungspflichtigkeit  von  Rechtsgeschäften  und  Ur- 
kunden einigermaassen  vermindert  wird. 

So  Manches  daher  im  Ganzen  wie  im  Einzelnen  an  dem  fran- 
zösischen Stempelwesen  vom  finanzwissenschaftlichen  und  Volks- 
wirthschaftlichen , ja,  wie  bemerkt,  selbst  vom  justizpolitischen 
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Standpunct  auszusetzen  ist:  im  Rahmen  der  ges  am  inten 
französischen  Besteuerung  betrachtet  hat  dieser  Stempel 
in  seiner  erreichten  Ausgestaltung  doch  auch  wohl  seine  tiefere 
steuerpolitisehe  und  steucrtcchnische  Berechtigung. 

d.  Dio  Gcrichtsschrcibereiabgaben  (droit  de  grelle). 

Gesetzgebung  s.  o.  S.  501,  Grundlage  im  Hauptgesetz  vom  21.  Vcnt.  VII. 
(11.  März  1799).  Literatur.  Vigncs,  I,  45$ — 461,  469,  II,  40$ — 410  (Tarif). 
Block,  dict.  Art.  greffier,  p.  104$.  v.  Hock,  S.  201 — 204.  v.  Kaufmann,  S.  29$. 
Statistik  in  derjenigen  der  Verwaltung  des  Enrcgistromcnt , zu  welcher  diese  Ab- 
gaben ressortiren. 

§.  236.  Diese  Abgaben  haben  überwiegend  Gebühren- 
character,  als  Zahlungen  für  Amtshandlungen  der  „greffiers“ 
(Gerichtsschreiber).  Die  letzteren  beziehen  auch  in  den  Haupt- 
lallen Autheile  an  diesen  Gebühren,  zur  Ergänzung  ihrer  massigen 
festen  Besoldungen.  Im  engen  Zusammenhang  mit  der  eigenthüm- 
lichen  französischen  Organisation  dieses  Dienstzweiges  der  Gerichts- 
schreiberei (der  Gerichtskanzlei),  mit  der  Function  der  Gerichts- 
schreiber und  mit  der  Gattung  der  einzelnen  Amtshandlungen  dieser 
Personen  stehend,  sind  sie  nicht  aus  dem  finanzwissenschaftlichen 
Gesichtspuncte  in  erster  Linie  zu  beurtbeilen  und  auch  als  „Ge- 
bühren“ nur  iu  Verbindung  mit  Gerichtsorganisation,  Processrecht  etc. 
ganz  verständlich.  Steuerelemente  enthalten  sie  grossen theils  gar 
nicht,-  stets  nur  in  geringem  Grade.  Indem  sie  aber  regelmässig 
in  solchen  Fällen  Vorkommen,  wo  für  die  betreffenden  Urkunden 
und  Rechtsgeschäfte  schon  Stempel-  und  Registerabgaben  entrichtet 
sind,  bilden  sie,  wenn  auch  wesentlich  Vergütungen  für  specielle 
Dienstleistungen,  doch  in  der  finanziellen  Wirkung  eine  abermalige 
neue  Belastung  von  Urkunden  und  Rechtsgeschäften,  obschon 
in  weit  geringerer  Höhe  und  nach  einem  anderen  Princip  und 
Maassstab  als  die  beiden  anderen  genannten  Abgabearten,  vertheilt. 
Ihr  Gesammtertrag  ist  gegenwärtig  mit  ca.  8 Mill.  Frcs.  etwas 
über  5%  des  Stempelertrags  und  etwa  1 3/4°/0  desjenigen  des  En- 
registrements. 

S.  Ober  Organisation  und  Function  dos  Dienstes  der  Greffiers  den  gen.  Artikel  im 
JBlock’schen  dict.  Greffiers  besteben  an  den  Civil-,  Friedens-,  Handelsgerichten,  beim 
Cassationshof,  Staatsrath,  Rechnungshof,  mit  verschiedenen  Tarifen  (Vignes,  I,  458). 
Derjenige  für  die  Civ ilgerichte  beruht  auf  dem  Gesetz  vom  21.  Vcnt.  VII., 
Art.  2 ff.  (Jacob,  S.  104  fl.)  u.  kaiserl.  Decret  vom  12.  Juli  1 SOS  (cb.  S.  137).  Die 
Abgabesätze,  bei  denen  zum  Principal  der  alte  10%  Zuschlag  vom  Jahre  VII  und 
ein  weiterer  seit  1871  (Gesetz  vom  23.  August),  also  zusammen  20%  treten,  zerfallen 
in  drei  llauptartcn: 

1)  Für  die  Eintragung  einer  Sache  in  die  Gerichtsrolle  (droits  de  mise 
cu  rölc)  ., feste“  Sätze  von  1,  l1/^  3,  5 Frcs.  10%  davon  fallen  in  der  Regel  (nicht 
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überall)  den  Greffiers  als  Gcbührcnanthcil  7,n.  Ertrag  1885  und  1 SSO  bei  Civil-  und 
Handelsgerichten  780,000  und  706,000  Frcs. , bei  Friedensrichtern  353,000  und 

359.000  Frcs. 

2)  Für  die  Abfassung  und  Ueberschrcibung  (redaction  et  transcription) 
gewisser  im  Gesetz  genannter  Urkunden;  und  zwar  meistens  feste  Sätze,  je  nach 
den  Gegenständen,  für  jeden  Fall  von  l1/.,,  I1/-,  und  3 Frcs.;  in  zwei  Fällen  aber  auch 
P roportionalabgabcn  von  % (bedingt  ’/^/o  für  die  ersten  5000  Frcs.)  bei  Listen 
über  Antheilssuminen  von  Gläubigern,  Anweisungen  zu  beisteuern  derselben,  sowie 
bei  gerichtlichen  Zuschlägen.  Diese  Gestaltung  der  Abgabe  nimmt  ihr  nicht  noth- 
wendig  den  Gebührcncharacter , sondern  dient  nur  zur  angemesseneren  Verthcilung 
der  Kosten  unter  den  Interessenten.  Auch  hier  beziehen  die  Greffiers  10%  des 
Ertrags.  Letzterer  war  1885  und  1886  1,810.000  und  1.979,000  Frcs. 

3)  Für  Ausfertigungen  (cxp6ditions)  von  Erkenntnissen,  Urtheilen  und 
Gerichtsnrkunden , für  jedes  Stück  1,  1 */4 . 2 Frcs.,  je  nach  dem  Gegenstand,  wie  das 
Gesetz  es  näher  angiebt.  Der  Anthcil  des  Greffiers  ist  hier  30  Cent,  pro  Stück  (Kollo), 
bei  Ausfertigungen  für  Staatsbeamte  im  Namen  und  für  das  Interesse  des  Staats  20  Cent. 
Der  Ilaupttbeil  des  Ertrags  fallt  auf  diese  dritte  Gattung,  1885  und  1886  4,540,000 
und  4,944,000  Frcs. 

Der  Gesammtcrtrag  dieser  Abgaben  war  daher  1885  und  1886  7,492,000  und 

8.077.000  Frcs.,  wobei  (meiner  Annahme  nach)  die  Antheile  der  Greffiers  schon  ab- 
gezogen sind. 

In  allen  Fällen,  namentlich  auch  bei  den  Ausfertigungen,  sind  diese  Gebühren 
ausser  den  Stempeln  zu  entrichten.  Im  Interesse  des  Ertrags  des  letzteren  be- 
stehen wieder  Vorschriften  über  die  Zahl  der  Zeilen  auf  der  Seite  und  der  Silben  in 
der  Zeile,  welche  die  Ausfertigungsurkunden  im  Durchschnitt  inne  zu  halten,  also 
namentlich  nicht,  gegen  das  fiscalischc  Interesse,  zu  überschreiten  haben.  Immer  be- 
ac htens werth  für  die  Consequenz,  mit  der  das  fiscalischc  Interesse  auf  diesem  Gebiete 
überall  hin  verfolgt  und  der  Zusammenhang  von  Register-,  Stempel-,  und  Gerichts- 
schreibereigebUhren  daher  gewahrt  wird. 

Uebcr  die  vierte  Kategorie  der  zu  diesem  ganzen  Gebiet  gehörenden  Abgaben, 
die  Hypothekengebühren,  ist  des  Zusammenhangs  wegen  schon  oben  in  §.  219  im 
Rahmen  der  Darstellung  des  eigentlichen  Enrcgistrement  (i.  c.  S.)  gehandelt  worden. 

Es  ist  somit  dieses  grosse,  verwickelte*  in  jeder  Hinsicht  besonders  wichtige  Ab- 
gabegebiet nunmehr  vollständig  zur  Darstellung  gebracht  worden.  Wir  können  uns 
daher  jetzt  zu  den  übrigen  Abgaben  wenden,  welche  wir  zur  französischen  „Ver- 
kehrsbes teueru ng“  i.  w.  S.  gestellt  haben  (o.  S.  417). 


2.  Abgabe  von  den  Erfindungspatenten  (brevets  d’invention). 

Gesetzgebung.  Gesetz  vom  5.  Juli  1844,  bes.  Art.  4.  Literatur.  Block, 
dict.  Art.  brevet  d’invention,  No.  45.  46.  Vgl.  auch  Klosterma nn,  Patentgesetz- 
gebung aller  Länder,  2.  Aufl.,  Berlin  1876,  S.  316  ff.,  über  das  französische  Patent- 
recht, S.  334.  v.  Kaufmann,  S.  567.  Statistik  der  Erträge  bei  Faure,  p.  148, 
im  Etat  bei  den  „verschiedenen  Erträgen“. 

§.  237.  In  Frankreich  besteht  als  Princip  des  Patentrechts  das  reine  An- 
meld ever  fahren,  ohne  Vorprüfung.  Das  Patent  kann  auf  5,  10  oder  höchstens 
15  Jahre  genommen  werden.  Seine  Giltigkeit  ist  an  die  Zahlung  einer  gl  eich - 
massigen  Jah  rcsabgabc  von  100  Frcs.  geknüpft,  welche  jährlich  vor  Beginn  des 
Jahres  entrichtet  sein  muss,  sonst  verfällt  das  Patent.  Bei  einer  Ccssion  des  Patents 
muss  diese  Abgabe  für  die  ganze  Dauer  der  Zeit,  für  die  jenes  genommen  ist  und 
noch  läuft,  also  je  bis  zum  5.,  10.  oder  15.  Jahre,  auf  einmal  erlegt  werden. 

Die  Abgabe  hat  wie  jede  derartige  Patenttaxe  etwas  vom  Character  der  Gebühr, 
als  Kostenersatz  für  das  Patentamt,  sonst  den  einer  Steuer,  in  der  man  zwar  etwas 
Gewerbcstcucrartiges , aber  auch  etwas  Verkchrssteuerartiges  sehen  kann,  insoweit  die 
Abgabe  für  den  Erwerb  des  Erfinderschutzrechts  bezahlt  wird.  Der  Zweck,  durch 
die  Abgabeforderung  zugleich  die  übermässige  Entnahme  von  Patenten  zu  beschränken, 
wird  auch  in  Frankreich  anerkannt. 
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Ihr  Ertrag  ist  jetzt  über  2 Mill.  Frcs. : 

1869  ] ,44G,000  Frcs.  1872 

1870  1,007.000  1875 

1871  1,035,000  „ 1884 

Anschlag  1SS7  2,190,000  Frcs.  Also  starker  Rückgang 
same  Erholung. 


1.137.000  Frcs. 

1.418.000  „ 

2.133.000  „ 

in  der  Kriegszcit  und  lang 


3.  Transportsteuern 

oder  Steuern  von  „öffentlichen“  Fahrzeugen,  bezw.  Fuhrdienstcn,  insbe- 
sondere regelmässigen,  einschliesslich  Eisenbahnen,  namentlich  für  den  Per- 
sonentransport (voitures  publiques). 

Gesetzgebung  (Hauptgesetze).  Grundlegendes  Gesetz  vom  9.  Vendem.  VI. 
(30.  September  1797)  für  Personentransport.  Gesetz  vom  5.  Vent.  XII.  (23.  Februar 
1804),  Ausdehnung  auf  gewisse  Waarentransporte.  Dccrete  vom  14.  Fructid.  XII. 
(1.  September  1804).  Im  Finanzgesetz  vom  25.  März  1817,  Art.  112  fl',  wesentlich 
nur  neue  Redaction  der  älteren  Vorschriften.  Tarifänderungen,  meist  Erhöhungen 
und  andere  kleinere  Veränderungen  mehrfach,  so  1819,  1833,  1837,  1851,  1855,  1871. 
In  letzterem  Jahre  durch  Gesetz  vom  16.  September  1871  nahezu  Verdoppelung  der 
Steuer.  Gesetz  vom  11.  Juli  1879  (Tarifmodification  gegenüber  dem  Gesetz  vom 
25.  März  1S17,  Art  112,  113  und  genauere  Bestimmungen  über  die  Art  und  Weise 
der  Berechnung  der  Steuer).  — Diese  Gesetze  beziehen  sich  im  Allgemeinen  auf  die 
Steuer  vom  Eisenbahntransport  mit.  Besondere  Bestimmungen  über  diese  Steuer  im 
Gesetz  vom  2.  Juli  1838;  wesentlich  verändert  durch  Gesetz  vom  14.  Juli  1855.  Die 
starke  Tariferhöhung  des  Gesetzes  vom  16.  September  1871,  Art.  12,  betrifft  practisch 
vornemlich  nach  ihrem  finanziellen  Effect  die  Eisenbahnen.  Genauere  Bestimmungen 
über  die  Durchführung  der  Steuer  für  Eisenbahnen  durch  Decret  vom  21.  Mai  1881, 
zu  dessen  Erlass  die  Verwaltung  durch  Art.  4 des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1879  er- 
mächtigt worden  war.  Gesetz  vom  3.  März  und  9.  September  1881.  Der  Principal- 
satz  der  Steuer  erhöht  sich  durch  die  2 Dccimcn  Zuschläge  (des  einen  alten  von  10% 
von  1799  und  eines  zweiten  von  derselben  Höhe  aus  1855).  — Ausser  der  eigent- 
lichen Steuer  von  „voitures  publiques“  besteht  auch  noch  eine  Liccnzabgabe  von 
den  „Wagen“  (Tarif  nach  Gesetz  vom  2p.  März  1817,  Erhöhung  um  5%  im  Gesetz 
vom  30.  Dccember  1873).  — Vorübergehend  hat  nach  dem  letzten  Kriege  auch  eine 
Besteuerung  des  gewöhnlichen  Frachtgüterverkehrs  der  Eisenbahnen 
(..petitc  vitesse“)  bestanden  (Gesetz  vom  21.  März  1874).  Doch  ist  dieselbe  bald 
wieder  beseitigt  worden  (Gesetz  vom  26.  März  1878).  — S.  über  den  wesentlichen 
Inhalt  der  Gesetze  bes.  Block  und  Vignes. 

Literatur.  Stourm,  II,  108  — 117  (Entstehung  der  Besteuerung  in  der 
Periode  der  ersten  Revolution  und  Verknüpfung  mit  den  Einrichtungen  des  „öffent- 
lichen“ Fuhrwesens  der  früheren  Zeit).  Vignes,  I,  191 — 194,  Tarif  daselbst  II.  388. 
Block,  dict.  Art.  voitures  publiques,  p.  1833  ff.,  suppl.  gener.,  p.  438  (Gesetz  von 
1879);  Art.  Chemins  de  fer,  dict.,  p.  412,  No.  62 — 64,  suppl.  gener.,  p.  86  (Decret 
von  1881);  Art.  Licence,  dict.,  p.  1198.  v.  Hock,  S.  410 — 418,  420.  v.  Kauf- 
mann. S.  431 — 442,  beide  hier  ziemlich  ausführlich.  Bull.  VI,  1 (Gesetz  von  1879». 
IX,  457  (Decret  von  1881),  Tarife  XVI,  535.  — Statistik  bei  Vignes,  II,  294, 
v.  Kaufmann,  a.  a.  0. , Faure,  p.  121.  Bull,  in  den  Berichten  der  Verwaltung 
der  „indirecten  Steuern“,  so  I,  146,  XIX,  266.  282,  XX,  600  u.  a.  in.  . 

§.  238.  1.  Entwicklung.  Character.  Die  französische 
„Transportsteller“  von  „öffentlichen“  Fahrzeugen  (Fuhr- 
werken) oder  Fuhrdiensten  bietet  ein  eigenthtimliches  Beispiel  des 
Waltens  systematischen  Sinnes  in  der  französischen  Steuer- 
gesetzgebung. Die  Steuer  wurde  1797  wesentlich  aus  fiscalischen 
Rücksichten  cingeftthrt,  um  den  Ausfall  an  Einnahmen  zu  decken, 
welchen  die  damals  gleichzeitig  erfolgte  Aufgabe  der  Personen- 
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und  Packetpost  (ferme  nationale  des  Messageries)  endgiltig  mit  sich 
bringen  musste.  Diese  Verwaltung  hatte  allerdings  tbatsächlich 
mit  Deficiten  gearbeitet,  da  man  sich  nicht  entschlossen  konnte, 
ihr,  wie  anfangs  beabsichtigt  war,  ein  ausschliessliches  Recht  auf 
Fahrcurse  mit  festen,  nach  Tagen  und  Stunden  genau  bestimmten 
Abgangszeiten  in  wirksamer  Weise  zu  verbürgen.  Man  half  sich 
schliesslich,  indem  man  die  Mcssagerien  überall  der  Privatindustrie 
tiberliess  und  eine  Steuer,  theils  als  Proportionalabgabe  von 
10%  vom  Ertrag  der  Personen- F ahrzeuge  mit  regelmässigem 
Fuhrdicnst  zwischen  verschiedenen  Orten  zu  fest  bestimmten  Abgangs- 
zeiten,  theils  als  feste  Abgabe  von  anderen  „öffentlichen“,  auf 
besondere  Bestellung  fahrenden  Personen- Fahrzeugen  einführte. 

Bei  der  ersten  Abgabe  wurde  ein  Viertel,  seit  1 S 1 9 ein  Drittel  für  „leere  Plätze“ 
abgerechnet.  Anfangs  auch  gewisse  Aussenplätzc  nicht  berücksichtigt,  ferner  das  etwa 
im  Fahrpreis  enthaltene  „Trinkgeld"*  nicht  mit  besteuert.  Im  Princip  betraf  und  be- 
trillt die  Steuer  auch  den  Verkehr  zu  Wasser  im  Inlande.  1804  wurde  dann  der 
regelmässige  Waaren verkehr  zu  Lande  der  Proportionalabgabe  mit  unterzogen. 
Die  Hauptsache  ist  immer  die  Besteuerung  des  Personenverkehrs  geblieben. 
Abonnements  wurden  gestattet  (1805).  Mancherlei  kleinere  Veränderungen  im  Tarif, 
in  der  Berechn ungsw eise  der  Abgaben  sind  im  Laufe  der  Zeit  erfolgt  (s.  die  oben 
genannten  Gesetze  u.  s.  w.).  An  Casuistik  und  an  Zweifeln,  welche  die  Judicatur 
entschied,  fehlte  es  auch  hier  nicht.  Die  Abgabe  unterstand  zuerst  der  Enregistrement- 
verwaltung,  1805  wurde  sie  zum  Zweck  besserer  Durchführung  und  Controle  unter  die 
Verwaltung  der  indirectcn  Steuern  gestellt,  zu  welcher  sie  noch  gegenwärtig  gehört. 

Diese  in  der  französischen  Steuergesetzgebung  beliebte  Com- 
bination  von  Proportional-  und  festen  Abgaben  ist 
geblieben  und  systematisch  ausgebildet  worden.  Zu  beiden  trat 
seit  1817  noch  eine  Licenzabgabe  von  jedem  einzelnen  Fahr- 
zeug bei  der  Einfügung  der  „öffentlichen  Fuhrwerke“  in  das 
wesentlich  Controlzwecken  dienende  Licenzsystem  der  indirecten 
Besteuerung. 

Das  steuerpolitisch  entscheidende  Moment  in  der  Entwick- 
lung dieser  „Besteuerung  Öffentlicher  Fuhrwerke“  war  dann  die 
systematische  An  wen  düng  derselben  auf  den  Eisenbahn- 
verkehr. Dadurch  wurde  zugleich  die  steigende  und  eine  all- 
mählich sehr  erhebliche  finanzielle  Bedeutung  dieser  Be- 
steuerung herbeigeführt. 

An  und  für  sich  war  es  nur  folgerichtig,  den  Personentransport 
der  Eisenbahnen  unter  die  einmal  bestehende  Besteuerung  der 
• öffentlichen  Fahrzeuge  zu  stellen.  Das  Sträuben  der  Babngcsell- 
schaften,  welches  mit  dem  Hinweis  auf  die  Benutzung  der  von  ihnen 
selbst  hergestellten  Bahnen,  als  ihrer  eigenen  Wege,  zu  begründen 
gesucht  wurde,  ist  daher  auch  mit  Recht  zurückgewiesen  worden. 
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Da  die  Bahnen  aber  in  dem  Tarif  des  Personenverkehrs  nicht  bloss 
für  den  eigentlichen  Transportdienst  ihres  Fuhr-  und  Wagenparks, 
sondern  auch  für  die  Benutzung  der  Bahnen  selbst  bezahlt  wurden, 
so  war  es  gleichfalls  folgerichtig , dass  die  Proportionalsteuer  nur 
von  dem  Tarifbetrag  für  den  ersteren  Dienst  erhoben  wurde. 

Dies  hat  das  Gesetz  vom  2.  Juli  1838  festgestellt,  wonach  im  Allgemeinen, 
Mangels  anderer  Bestimmungen,  Vs  des  Tarif betrags  und  daher  Ycrkehrsertrags  als 
der  der  Proportionalabgabe  zu  unterwerfende  Theil  anerkannt  wurde.  S.  Näheres  über 
diesen  Pnnct  bei  v.  Kaufmann,  S.  434  (F.,  wo  in  der  sonst  guten  Darstellung  nur  die 
scharfe  steuerpolitische  Auffassung  mangelt  und  die  schärfere  Entwicklung,  wie  Öfters 
bei  ihm,  zu  einseitig  auf  bloss  fiscalische  Rücksichten  zu  rückgeführt  wird.  Auch 
Hock,  S.  417,  hebt  den  entscheidenden  principiellen  Punct  nicht  hervor.  S.  auch 
Vignes,  I,  192.  Block,  dict.  Art.  voitures  publ. , No.  9,  10,  Art.  chemins  de  fer, 
No.  02,  Stourm.  I,  115.  Hier  wird  überall  das  Wesen  der  älteren  und  ihr  Unter- 
schied von  der  neuen  Eisenbahnsteuer  verkannt.  Eine  „Ausnahme“,  wie  im 
Block’schcn  dict.  a.  a.  0.  in  No.  10  gesagt  wird,  also  eine  Art  Steuerprivileg, 
war  die  frühere  Beschränkung  der  Eisenbahnabgabe  auf  die  Steuer  vom  eigentlichen 
Transportdienst  nicht,  sondern  etwas  nach  dem  (»eiste  der  bestehenden  Transport- 
steuer Richtiges.  Es  ist  auch  nicht  zu  vergessen,  dass  die  damalige  französische 
Eisenbahngesetzgebung,  wie  auch  die  anderer  Länder,  so  die  prcnssische,  noch  der 
Idee  der  Möglichkeit  der  Trennung  dos  Fährverkehrs  vom  Besitz  der  Bahngeleise 
anhing,  wobei  dann  eine  uns  jetzt  fremdartig  und  sonderbar  vorkommende  Zusammen- 
setzung des  Tarifs  aus  zwei  Elementen,  für  den  eigentlichen  Transport  und  für  die 
Bahnbenutzung,  wieder  nur  folgerichtig  war. 

Im  Jahre  1855  wurde  dann  aber  die  Besteuerung  des  Eisen- 
bahnverkehrs umgestaltct  und  damit  dieselbe  überhaupt  steuer- 
politisch  zu  etwas  Anderem  gemacht,  als  sie  bis  dahin  gewesen 
und  als  die  allgemeine  Steuer  auf  „öffentliche  Fahrzeuge“  war  und 
blieb.  Wird  die  Eisenbahnsteuer  auch  seitdem  nach  wie  vor  als 
ein  Glied  dieser  allgemeinen  Steuer  aufgefasst,  so  ist  sie  das  doch 
nur  noch  formell,  ihrem  Wesen  nach  hat  sie  sich  so  verändert, 
dass  eigentlich  eine  neue  Steuer  vorliegt.  Das  Gesetz  vom  14.  Juli 
1855  bestimmte  nämlich,  dass  die  Proportionalabgabe  von  10%, 
nebst  Zuschlägen,  von  dem  ganzen  tarif massigen  Preise, 
daher  Ertrage  des  Personenverkehrs  der  Eisenbahnen,  ferner  auch 
des  Eilgut  Verkehrs  berechnet  werden,  den  Eisenbahnen  aber  auch 
die  wohl  schon  geübte,  jedenfalls  von  ihnen  beanspruchte  Be- 
rechtigung, diese  Steuer  zum  concessionirten  Tarifsätze  hinzu- 
zuschlagen,  gestattet  werden  sollte.  So  ist  diese  Steuer  äusser- 
lich  eine  Ertragssteuer  vom  genannten  Eisenbahnverkehr, 
ihrem  Wesen,  ihrer  vornemlichen  Wirkung  und  schliesslich  auch 
selbst  ihrer  Form  nach  eine  in  di  recte,  durch  die  Bahnverwaltung 
mit  erhobene,  regelmässig  vom  Benutzer  der  Bahntransportdienste  • 
getragene  Verbrauchs-  oder  Genusssteuer  geworden.  Das 
Gewerbesteuerartige,  auch  das  nicht  ganz  fehlende  Gebührenartige 
der  allgemeinen  Fahrzeugsteuer  ist  damit  in  der  Hauptsache  ver- 
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schwundeil.  Sie  muss  daher  auch  principiell  anders  als  letztere 
beurtheilt  werden. 

Das  ist,  so  viel  ich  sehe,  in  der  Literatur,  so  in  der  oben  genannten,  übersehen 
oder  nicht  richtig  erkannt  worden,  auch  von  v.  Kaufmann  nicht , der  hier  immer 
nur  einseitig  fiscalische  Tendenzen  sieht.  — Nebenbei  bemerkt  ist  der  wirkliche 
steuerpolitische  Character  einer  Steuer  wie  der  französischen  Eisenbahnsteuer  von 
1855  übrigens  mit  nach  der  Antwort  auf  die  schwer  zu  entscheidende  Krage  zu  be- 
stimmen, welche  Rückwirkung  eine  solche  Steuer  auf  Verkehr,  Tarife,  Reinerträge  hat. 
Ich  möchte  doch  annchmen,  auch  nach  der  Höhe  der  Steuer,  dass  dieselbe  nach  dieser 
mntbmaasslichen  Rückwirkung  immerhin  etwas  wie  eine  Ertragssteuer  der  Eisenbahnen 
mit  wirkt.  Für  die  Bourthcilung  des  Steuergesetzcs  von  1855  kommt  das  mit  in 
Betracht. 

Die  Umgestaltung,  welche  hiernach  gerade  die  Eisenbahn- 
steuer durch  das  Gesetz  von  1855  erlangt  hat,  wird  man  mit  Rück- 
sicht auf  die  Stellung  des  Eisenbahnwesens  unter  den  Communi- 
cations- und  Transportanstalten  der  Gegenwart  und  auf  die  ganze 
Gestaltung  des  französischen  Steuersystems  steuerpolitisch 
nicht  so  durchaus  missbilligen  können,  wie  es  wohl  geschehen  ist. 
Nach  der  rechtlichen  Natur  der  Privat- Eisenbahnen,  schon  in  Betreff* 
ihrer  Entstehung,  ist  eine  Sonderstellung  derselben  im  Steuerwesen 
nicht  ungerechtfertigt.  Nach  der  factisch  mehr  oder  weniger  mono- 
polistischen Stellung  im  Verkehrsleben  ebenso  wenig.  Allerdings 
wird  man  nach  beiden  Momenten  zunächst  nur  eine  besondere 
Ertrags  besteuerung  der  Bahnen  billigen  können,  nicht  die  im 
französischen  Recht  gestattete  Tarifsatzerhöhung  um  die  Steuer, 
also  die  Ueberwälzung  auf  das  Publicum.  Und  in  der  Tliat  ist 
dies  der  misslichere  Punct.  Aber  selbst  dafür  lässt  sich  geltend 
machen,  dass  eine  derartige  Steuer  in  ein  Steuersystem  immerhin 
hinein  passt,  welches  wie  das  französische  so  allgemein  dahin 
strebt,  die  Tragung  der  grossen  Steuerlast  durch  Vertheilung  der 
letzteren  auf  möglichst  viele  Yerkehrsacte,  Consume,  Rechtsgeschäfte 
zu  erleichtern.  Verkehrspolitische  Bedenken  bleiben  trotzdem  gewiss, 
aber  sie  müssen  und  dürfen  auch  wohl  beim  Personen-  und 
Eilgut  verkehr  den  in  Frankreich  einmal  gebotenen  finanziellen 
Rücksichten  weichen.  Beim  Frach  t verkehr  liegt  die  Sache  anders. 
Hier  ist  die  in  der  Finanznoth  nach  dem  letzten  Kriege  1874  ein- 
geführte Steuer  denn  auch  bald  wieder  beseitigt  worden  (1878). 

Der  finanzielle  Schwerpunct  der  ganzen  „Transportsteuer“  ist 
durch  die  grossartige  Entwicklung  des  Eisenbahnverkehrs  und  die 
starke  Erhöhung  der  Steuer  seit  1871,  aber  auch  wesentlich  mit 
durch  die  Umgestaltungen  des  Gesetzes  yon  1855  durchaus  in  die 
Eisenbahnsteuer  verlegt  worden.  Diese  bringt  jetzt  an  95%  des 
Gesammtsteuerertrags  von  ca.  90  Mill.  Frcs.  auf.  Erst  durch  die 
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Ausdehnung  der  Steuer  auf  die  Eisenbahnen  und  durch  die  genannte 
Steuererhöhung  ist  die  ganze  Steuer  so  zu  einem  erheblichen  Finanz- 
object für  das  französische  Budget  geworden. 

Ob  Frankreichs  Finanzlage  eine  Wiederermiissigung  der  Steuer 
so  leicht  und  bald  zulassen  wird,  wie  es  im  Verkebrsinteresse  er- 
wünscht wäre,  ist  fraglich  und  wäre  gegenüber  so  vielen  anderen 
bedenklicheren  Steuern  nicht  durchaus  räthlich.  Eher  könnte  mau 
daran  denken,  die  wenig  einträgliche  und  durch  die  Einrichtung 
und  die  Controlen  viel  lästigere  Besteuerung  der  übrigen  Fahr- 
zeuge aufzuheben : gewissermaassen  jetzt  nur  noch  ein  Anhängsel 
der  Eisenbahnsteuer,  wenn  auch  der  Ausgangspunct  dieser  ganzen 
Steuergattung.  Abgesehen  von  auch  hiergegen  noch  etwas  mit- 
sprechenden finanziellen  Bedenken  wird  aber  nicht  nur  der  alte 
Bestand  der  Steuer,  sondern  auch  der  französische  Sinn  für  strenge 
„Steuersystematik“,  in  welcher  letzterer  man  in  Frankreich 
wohl  ohne  Weiteres  die  Erfüllung  der  Gerechtigkeitsforderungen 
sieht,  dagegen  sich  auf  lehnen. 

§.  239.  2.  Einrichtung  und  Tarif  der  Transport- 
besteuerung. Nur  dem  „öffentlichen“  Verkehr  dienende 
Fahrzeuge  sind  steuerpflichtig,  also  frei  die  Pr i vat fuhrwerke  für 
die  persönlichen  Zwecke  des  Besitzers.  Für  diese  besteht  jetzt 
als  directe  Gebrauchssteuer  eine  eigene  Wagensteuer,  mit  welcher 
die  hier  behandelte  nicht  zu  verwechseln  ist.  Bei  letzterer  sind 
dann  nach  der  gegenwärtigen  Gesetzgebung  folgende  Fahrzeug- 
lind  Transportzweig e zu  unterscheiden , bei  welchen  hier  die 
jetzt  geltenden  Tarifsätze  gleich  beigefügt  werden. 

S.  bes.  Gesetz  vom  11.  Juli  1S79.  Decret  vom  21.  Mai  1SS1;  Tarifübersicht, 
Bull.  XVI,  535. 

a)  Oeffentliche  Fahrzeuge  (Wagen)  für  den  Verkehr  zu  Land 
und  zu  Wasser  und  zwar 

u)  mit  regelmässigem  Fahrdienst,  d.  b.  einem  solchen, 
welcher  zwischen  mehreren  Puncten  zu  bestimmten  Abgangs- 
zeiten erfolgt.  Hier  findet  die  Proportionalabgabe  An- 
wendung. 

Der  Tarifsatz  im  Principal  ist  ,/10  des  Preises  der  Plätze  der  Fahrgäste  und 
des  für  den  Waarentransport  bezahlten  Preises,  einerlei  ob  für  jeden  Fall  oder  im 
Abonnement  erhoben.  Die  Berechnung  erfolgt  jetzt  in  der  Weise,  dass  bei  Tarif- 
sätzen von  50  Cent,  und  darüber  22,/j°/0  der  Nettoeinnahmen  oder  9/4{(  der  Brutto- 
einnahmen, bei  Tarifsätzen  unter  50  Cent.  1 2 °/0  der  ersteren  oder  */Sfl  der  letzteren 
die  Steuerschuldigkeit  (mit  allen  Zuschlägen  zum  Principal)  bilden.  Ertrag  nur  noch 
unbedeutend.  1S86  für  Reisende  210.GS8.  für  Waaren  bloss  2839  Frcs. ! (Bull.  XXlll, 
287).  Dies  erklärt  sich  aus  den  Veränderungen  dos  Gesetzes  von  1879  (s.  u.\  Früher, 
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z.  B.  1876,  war  der  Ertrag  (incl.  ausserordentlicher  Dienst,  s.  u.'i  erheblich  höher 
2,434,000  Frcs.  fitr  Personen  und  80,000  für  Waaren  (Bull.  I,  140). 

ß)  (Mieth-) Fahrzeuge  auf  Bestellung.  Hier  besteht  die 
feste  Abgabe,  theils  nach-  Fahrzeugen  (Wagen),  theils  nach 
Plätzen. 

Zu  diesem  Verkehr  werden  jetzt  auch  Wagen  mit  bestimmtem  Dieust  zwischen 
zwei  Puncten  gerechnet,  wenn  dieselben  die  Stadt  nicht  oder  nicht  über  40  Kilometer 
weit  verlassen,  vorausgesetzt,  dass  nicht  eine  unmittelbare  Fahrtfortsetzung,  auch  nicht 
mit  Wägern Wechsel , nach  entfernteren  Puncten  stattfindet  (daher  voiturcs  assimilös 
au  Service  d’occasion.  Gesetz  vom  ll.Juli  1879,  Art.  2,  wodurch  eine  Ausnahme  von 
Art.  112  des  Gesetzes  vom  25.  März.  1817  begründet  wird).  In  Folge  dessen  fällt 
derOmnibus-  und  Pferdebahn  verkehr  jetzt  unter  diese  feste  Abgabe,  woraus  sich 
die  Geringfügigkeit  des  Ertrags  unter  a mit  erklärt.  Die  Ausnahmebestimmung  bestand 
übrigens  vordem  schon,  aber  nur  innerhalb  15  Kilometer  Entfernung  (Gesetz  vom 
28.  Juni  1883,  Art.  8). 

Der  jetzige  Tarif  ist  eine  feste  Jahresabgabe  für  Wagen  von  I — 2 Plätzen  von 
50  Frcs.,  3 Plätzen  75  Frcs.,  4 Plätzen  100  Frcs.,  5 Plätzen  120  Frcs..  0 Plätzen 
137 % Frcs.;  für  grössere  Wagen  (Waggons,  auch  Schiffe)  von  0 — 50  Plätzen  pro 
Platz  12%.  von  51 — 150  desgl.  6%,  über  150  31/*  Frcs.  pro  Platz.  Der  Ertrag  war 
1880  4,549,500  Frcs.,  früher,  z.  B.  1876,  nur  3,017,000  Frcs.  Ausserdem  1880  für  in 
diese  Kategorie  gestellte  Eisenbahnen  84,990  Frcs. 

y)  Fahrzeuge  im  ausserordentlichen  Dienst,  d.  h.  zur 
Aushilfe  bei  Bewältigung  des  „regelmässigen“  Dienstes  (unter«). 
Hier  besteht  dieselbe  Proportionalabgabe  wie  bei  «. 

Und  zwar  mit  dem  gleichen  Tarifsätze.  Ertrag  incl.  des  „vorübergehenden“ 
Diensts  (u.  6)  1886  23,903  Frcs. 

6)  Fahrzeuge  im  vorübergehenden  Dienst,  d.  h.  bei  ein- 
zelnen besonderen  Gelegenheiten,  wie  öffentlichen  Festen  u.  dgl. 
(service  accidentel).  Hier  besteht  eine  massigere  feste  Abgabe. 

Für  den  Platz  und  Tag  jetzt  mit  Zuschlägen  18%  Centimes. 

b)  Eisenbahnen.  Sie  unterliegen  der  Proportionalabgabe 
vom  Ertrag  des  Personenverkehrs  und  des  E i 1 gut  Verkehrs 
(grande  vitesse). 

Die  Bahngesellschafte.n  können  zwischen  der  Erhebung  der  Steuer  nach  der 
wirklichen  Einnahme  und  im  Abonnement  wählen  (Decret  von  1881).  Im 
letzteren  üblichen  Falle  werden  der  Berechnung  der  Steuer  jetzt  zu  Grunde  gelegt 
die  tarifmässigen  Roheinnahmen  der  Balmgesellschaften  für  beide  genannte  Verkehre 
(Postcollis  sind  jedoch  frei).  Davon  sind  *®/,M  oder  18.831  . . . °/0  von  Tarifeinheiten 
von  50  Cent,  und  darüber,  ia/n2  oder  1 0 . 7 i 4 . . . °/„  von  solchen  unter  50  Cent,  zu 
entrichten,  was  den  gesetzlichen  Beträgen  von  22%  und  12%  (mit  Zuschlägen)  der 
„Nettoeinnahmen“  gleich  gilt.  2 Cent,  pro  Einnahmepost  werden  (Decret  vom  21.  Mai 
1881)  dabei  von  den  erstcren  Fällen  abgerechnet,  vorbehaltlich  einer  Revision  dieses 
Abzugs  alle  5 Jahre.  Früher  war  die  Berechnungsweise  streitig,  namentlich  in  Betrelf 
der  Zuschlagsdecimen  und  der  10%  neuen  Steuer  von  1871,  ob  beide  nämlich  von 
dem  alten  Stener-Principalsatz  oder,  nach  cingetretenem  Zuschlag  desselben  zum  Tarif 
der  Bahn,  von  dem  ganzen,  die  Steuer  schon  in  sich  enthaltenden  Satze  zu  berechnen 
seien,  was  die  Steuerverwaltung  behauptete.  S.  darüber  Block,  dict.  Art.  voit.  publ. 
No.  11,  12.  v.  Kaufmann,  a.  a.  0.,  S.  437.  Jetzt  ist  die  Sache,  wie  angegeben, 
geregelt,  also  der  wirklich  erhobene  Steuersatz  procentweise  doch  niedriger  als  der 
gesetzliche.  Ein  Fortschritt  in  der  Richtung  besserer  Steuerverthcilung  wäre  es,  wenn 
man  bei  der  Besteuerung  des  Personenverkehrs  die  Wagenclasscn  unterschiede 
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und  diese,  statt  proportional,  progressiv,  am  Niedrigsten  die  3.,  am  Höchsten  die  1., 
belegte.  — Der  Ertrag  ist  cndgiltig  immer  erst  nach  Abschluss  der  Rechnungen 
der  Bahnen  festzustellen.  Er  war  für  Personen  in  1 SSt»  nach  der  Abschlussrechnung 
72.42  Mill.  Frcs.,  für  Eilgut  15.47,  zus.  87.80  Mill.  Frcs.,  nach  den  durch  die  Steuer- 
verwaltung während  des  Jahres  selbst  constatirten  Summen  bezw.  02.70,  12.83, 
75.53  Mill.  Frcs. 

Zu  diesen  Steuern  treten  noch  Licenz  gebühren  und  Ge- 
bühren flir  die  Fahrzeug-  oder  Wagen-Controlmarke.  Dem 
Licenzzwang  mit  seiner  Gebühr  und  dem  Controlmarken- 
zwang  unterliegen  alle  Wagen  und  Schiffe  für  den.  r ege  1- 
massigen  und  den  ausserordentlichen  Dienst,  einschliesslich 
der  Eisenbahnwagen,  der  Controlmarke  auch  die  auf  Bestellung 
fahrenden  Wagen. 

Die  Liconzgebuhr  beträgt  jährlich  mit  Zuschlägen  6*/4  Frcs.  pro  Waggon,  Wageu, 
Schilf  (nur  für  zweirädrige  Wagen  2'/a  Frcs.);  für  Wagen  auf  Bestellung  (/?),  daher 
Droschken  u.  dgl.  wird  an  Stelle  dieser  Licen/gebühr  nur  ein  Stempel  von  10  Cent, 
erhoben.  Die  Controlmarke  besteht  in  einem  kleinen  amtlichen  MctaUschild,  das  an 
jedem  Fahrzeug  angebracht  werden  muss  und  2 Frcs.  kostet  (estampille).  Der  Controle 
in  Folge  des  Licenzzwangs  unterlagen  1873  und  1S85  Eisenbahnunternehmungen 
bezw.  38  und  60,  Unternehmer  öffentlichen  Fuhrwerks  mit  regelmässigem  Dienst  4332 
und  515,  mit  Bestellungsdienst  10,301  und  13,700  (Bull.  XX,  600).  In  diesen  Zahlen 
zeigt  sich  der  Einfluss  des  Gesetzes  von  1879. 

Der  Eisenbahnfrachtverkehr  unterlag  nach  dem  Gesetz  vom  21.  März  1874 
einer  5°/0  Abgabe  vom  eigentlichen  Frachtpreis  zuzüglich  der  Lade-  und  Entlade- 
gebühren, der  Bahnhofsspesen  und  Uebergangsgebühren  zwischen  verschiedenen  Netzen 
für  alle  Waarcn  und  Gegenstände,  welche  nach  dem  Tarif  für  „petite  vitesse“  befördert 
werden.  Auch  diese  Steuer,  die  keinen  weiteren  Zuschlägen  unterlag,  durfte  auf  den 
Tarifsatz  geschlagen  werden.  Befreit  blieben  Waaren  im  Transit  von  einer  zur  anderen 
Grenze  und  Waaren  im  directcn  Verkehr  nach  dem  Ausland.  (Näheres  im  Decret  vom 
22.  Mai  1874,  Dejean,  code,  p.  388  ff.).  Die  Steuer  trat  noch  für  einen  Tlieil  von 
1874  in  Kraft  und  hörte  mit  1.  Juli  1878  wieder  auf  (Gesetz  vom  26.  März  1878). 
Ertrag  1876  23.11  Mill.  Frcs. 

Der  Gesammtertrag  der  Transportsteuer  (ohne  die  eben  genannte)  war  (Faure, 
p.  121)  in  Mill.  Frcs. 


von  Eisen- 

von anderen  . 

Summe. 

bahnen. 

Fahrzeugen. 

1869 

32.98 

5.21 

38.19 

1873 

64.36 

5.42 

69.77 

1878 

83.23 

5.89 

89.12 

1879 

75.91 

5.05 

80.96 

1883 

90.10 

4.72 

94.88 

1887 

(Anschi.)  85.82 

4.82 

90.64 

Man  ersieht  besonders  den  Einfluss  der  starken  Erhöhung  der  Eisenbahnsteuer 
um  ein  weiteres  Zehntel  des  Tarifpreiscs,  sowie  den  Einfluss  des  Gesetzes  von  1870 
auf  die  Abnahme  der  Erträge  von  anderen  Fahrzeugen.  Vor  dem  Kriege  kam  von 
dem  Sfcuerertrage  auf  letztere  lL — 1It>  jützt  nur  noch  etwas  über  5%. 

Die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer  erfolgt  bei  den  gewöhnlichen  Fahr- 
zeugen auf  Grund  von  vorgeschriebenen  Declarationen  der  Unternehmer  über  alle 
einzelnen  für  die  Besteuerung  wichtigen  Puncte.  Der  Licenzzwang,  die  ihm  ent- 
springenden Controlrechte  der  Verwaltung,  die  Controlmarkirung  der  Wagen  dienen 
zur  Sicherung  der  gesetzlichen  Besteuerung.  Ueber  die  Erfüllung  der  Verpflichtungen 
werden  Scheine  ausgestellt,  welche  die  Wagenführer  stets  bei  sich  tragen  müssen. 
Für  den  Verkehr  im  regelmässigen  Dienst  sind  Bücher  und  Register  mit  bestimmter 
Einrichtung  zu  führen.  Auch  Abonnements  sind  in  gewissen  Fällen  statthaft.  Straf- 
androhungen vervollständigen  das  ziemlich  complicirte  und  lästige  Besteuerungssystem, 
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dessen  zahlreiche  Einzelheiten  und  Abweichungen  bei  den  oben  unterschiedenen 
Dienstzweigen  hier  nicht  weiter  verfolgt  werden  sollen.  S.  die  hierauf  näher  ein- 
gehende Darstellung  von  v.  Hock  und  im  Block  sehen  dictionn.  Das  Einzelne  ist 
mit  der  üblichen  Schärfe  und  Consequenz  des  französischen  Steuerrcchts  durch- 
gearbeitet und  stellt  in  seiner  Gesammtheit  wieder  ein  merkwürdiges  Beispiel  davon 
dar,  was  sich  der  französische  Verkehr  und  Gewerbebetrieb  im  Gebiet  der  indirecten 
Steuert»  und  Verkehrssteuern  (Enregistremcnt  und  Stempel)  an  fiscalischen  Plackereien 
und  Controlen  gefallen  lässt,  während  man  in  der  directeu  Besteuerung  so  spröde  ist, 
in  die  persönlichen,  ökonomischen  Geschäftverhältnisse  dem  Fiscus  Einblick  zu  ge- 
währen. 

Die  Geschäftsführung,  das  Rechnungswesen,  die  Oeffentlichkeit.  die  Betriebs- 
concentration  im  Eisenbahnwesen  erleichtern  eine  solche  Besteuerung  viel  mehr  als 
diejenige  der  so  zersplitterten  sonstigen  Fuhrwerksuntornehmungeu.  Die  neuere  Ent- 
wickelung im  Verkehrswesen  ist  daher  auch  in  diesem  Puncto  dieser  Transportsteuer 
sehr  zu  Gute  gekommen. 

Seeschiffe  und  Seeschifffahrtsverkehr,  auch  der  Personenverkehr  dabei 
unterliegen  der  Steuer  nicht  mit. 


4.  Rückblick  auf  die  französische  Verkehrsbesteuerung  im  Ganzen. 

§.  240.  Stellt  man,  wie  wir  es  hier  gethan  haben,  die  Trans- 
portsteuern zur  Verkehrsbesteuerung,  also  zu  Einer  Hauptgruppe 
der  Besteuerung  mit  dem  Enregistrement  und  Stempel  zusammen, 
so  erhält  man  von  dieser  Gruppe  gegenwärtig  in  Frankreich  einen 
Ertrag  von  ca.  765  Mil].  Frcs.  — auch  noch  nach  der  Abnahme 
des  Enregistrementertrags  in  den  allerletzten  Jahren,  vordem  von 
rund  800  Mill.  Frcs.  und  mehr.  — Das  ist  nahezu  das  Doppelte 
des  Ertrags  der  direeten  Staatssteuern,  nur  etwa  100—150  Mill. 
weniger  als  der  Ertrag  der  Zölle  und  indirecten  Verbrauchssteuern 
(ohne  Monopole  und  Zuckersteuer)  zusammen,  mehr  als  das  Doppelte 
des  Rohertrags  des  Tabaksmonopols  und  an  30%  des  gesammten 
gegenwärtigen  Staatssteuerertrags.  Die  ungemeine  Wichtig- 
keit dieser  Steuergruppe  als  Finanzobject  im  französischen  Staats- 
haushalt ergiebt  sich  hieraus,  aber  auch  die  ausserordentliche 
Belastung  des  „Verkehrs“  in  dem  hier  gemeinten  Sinne. 
Nicht  zu  vergessen  ist  dabei  übrigens,  dass  die  Erbschafts- 
und Schenkungssteuern  im  französischen  Enregistrement  in- 
begriffen sind. 

In  steuertechnischer  Beziehung  giebt  es  kaum  ein  feineres 
und  verwickelteres,  daher  interessanteres,  freilich  aber  auch  lästigeres 
Steuergebiet  als  dasjenige  dieser  französischen  Verkehrsbesteuerung: 
rein  fiscalisch,  Steuer  technisch  betrachtet  eine  bewun- 
dernswerthe  Leistung,  der  man  in  der  französischen  und 
sonstigen  Besteuerung  schwer  etwas  Achnliches  zur  Seite,  geschweige 
ihr  voranstellen  kann.  Steu  er  politisch  freilich  kein  unbedenk- 
liches Lob! 
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In  Steuer  politischer  Hinsicht  kommen  aber  auch  noch 
sonstige  Bedenken,  anderseits  allerdings  auch  günstige  Seiten  dieser 
„Verkehrsbesteuerung“  in  Betracht. 

Bei  der  Zufälligkeit,  ob  und  in  welchem  Maasse  die  ein- 
zelnen Personen  von  dieser  Besteuerung  getroffen  werden,  kann 
von  einer  Erfüllung  der  „Gerecbtigkeitspostulate“  der  Allgemeinheit 
und  Gleichmässigkeit,  von  einer  Uebereinstimmnng  der  Besteuerung 
durch  Registerabgaben , Stempel  und  Transportsteuern  mit  dem 
„leitenden  Grundsätze“  der  modernen  französischen  Steuerpolitik, 
„Jeden  nach  seinen  Fähigkeiten  zu  belasten“,  durchaus  nicht  die 
Rede  sein. 

ünd  /war  nicht,  wenn  man  diese  grosse  Steuergruppe  allein  ftlr  sich,  und 
ebensowenig,  zum  Tlieil  selbst  noch  weniger,  wenn  man  sie  mit  der  directen 
und  mit  der  Verbrauchsbesteuerung  zusammen  betrachtet:  noch  weniger,  wenn  mau 
bedenkt,  wie  schwer  die  Rechtsgeschäfte  des  Immobiliarverkchrs  belegt  sind, 
während  doch  die  Immobilien  schon  durch  die  directe  Besteuerung  — die  Häuser 
eventuell  durch  drei  directe  Steuern!  — getroffen  werden.  Die  Steuerlast,  welche 
einmal  Dank  der  französischen  Staatsgeschichte  zu  tragen  ist.  wird  durch  die  Verkehrs- 
steuern nach  ganz  anderen  Grundsätzen  ‘auf  die  Bevölkerung  vertheilt,  als  durch  die 
beiden  anderen  Gruppen.  Aber  ob  Überhaupt  „gerechter"  und  nicht  noch  ungerechter, 
in  welchem  Grade  „gerechter",  wenn  das  erste  „ob"  selbst  bejaht  werden  sollte,  das 
ist  zweifelhaft  genug. 

Andererseits  bleibt  doch  die  Thatsache  bestehen,  wiegt  steuer- 
politisch  schwer  und  spricht  zu  Gunsten  dieser  Steuer- 
gruppe, dass  eben  durch  ihre  drei  Hauptglieder,  die  Register- 
abgaben, Stempel  und  die  Eisenbabnsteuer,  die  Tragung  des 
betreffenden  Theils  der  französischen  Steuerlast  er- 
leichtert und  vielleicht  erst  möglich  gemacht  wird, 
weil  das  „ Lasten verth eilungsprincip“  bei  ihnen  ein  so 
ganz  anderes  als  bei  den  directen  und  den  Verbrauchssteuern  ist. 

Kein  erfahrener  Stcuerpractiker  und  kein  besonnener  Theoretiker  wurde  wohl 
trotz  der  schweren  Mängel  dieser  Verkehrssteuern  die  Aufhebung  derselben  zu  ver- 
langen und  den  Ausfall  dann  durch  Steuern  der  beiden  anderen  Gruppen  zu  decken 
wagen.  Wurde  man  wirklich  so  Vorgehen,  so  wäre  das  Ergebniss  für  die  Lastenver- 
theilung,  nach  dem  Maassstabe  „gerechter"  Besteuerung,  schwerlich  ein  besseres,  der 
wirthschaftliche  Druck  der  übrigen,  entsprechend  vermehrten  oder  erhöhten  Steuern 
wohl  noch  grösser,  dem  Einzelnen  empfindlicher,  der  volkswirtschaftliche  und  sociale 
Nachtheil  einer  so  ausserordentlich  hohen  Besteuerung,  wie  die  französische  Gcsammt- 
bestcuerung  einmal  sein  muss,  höchst  wahrscheinlich  noch  bedeutender. 

In  allen  diesen  Hinsichten  erweist  sieb  die  französische  Vcr- 
kehrsbestenerung  auch  geeignet,  jene  Function  zu  übernehmen, 
welche  ihr  nach  der  principiellcn  steuersystematisehen  Aufgabe 
dieser  ganzen  Steuergruppe  obliegt:  die  Function  der  Ergänzung 
und  des  Ersatzes  gegenüber  anderen  Steuern  im  gesammten 
praetischen  Steuersystem. 
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Fin.  II,  4H7  II'.  Gewiss  vielfach  nur  in  roher,  an  sieh  nicht  eben  befriedigender 
Weise,  aber  doch  so,  dass  man  diese  Besteuerung,  als  Ganzes  betrachtet,  nicht  ent- 
behren möchte,  weil  sonst  das  Steuerwesen  noch  weit  mehr  Mängel  aufweisen  würde. 

Indem  die  zahlreichen  einzelnen  Abgaben  dieser  grossen  Stwier- 
gruppe  einen  Beitrag  zu  Gunsten  der  Staatscasse  dem  Einzelnen  da 
abfordern,  wo  sich  letzterer  im  Besitz  von  Vermögen,  Einkommen, 
wirthschaftlicher  Leistungsfähigkeit  bei  einem  Rechtsgeschäft,  in 
einer  Beurkundung  u.  s.  w.,  bei  einem  Transportact  zeigt,  über- 
nimmt die  betreffende  Besteuerung  denn  auch  die  Aufgabe,  welche 
den  direeten  Einkommen-  und  Vermögenssteuern  zukäme 
und  anderswo  diesen  obliegt.  Was  in  dieser  Beziehung  oben  (§.  225) 
vom  Euregistrement  speeiell  gesagt  wurde,  lässt  sieh  einigermaassen 
fltr  die  ganze  französische  Verkehrsbesteueruug  verallgemeinern. 

Steuerpolitische  und  steuertechnische  Vorzüge  wie  Nachtheile  sind  mit  dem  einen 
wie  mit  dem  anderen  Wege  nach  dem  gemeinsamen  Ziele:  einer  Besteuerung  nach 
der  „wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit“,  verbunden.  Wo  die  Besteuerung  einmal  so 
hoch  sein  muss,  wie  unter  französischen  Verhältnissen,  hat  der  Weg  der  Verkehrs- 
besteuerung. ähnlich  wie  derjenige  der  Verbrauchsbesteuerung,  verglichen  mit  dem 
der  direeten  Besteuerung,  immerhin  den  besonders  schwer  wiegenden  Vorzug,  den 
Druck  der  Steuerlast  durch  Vcrtheilung  der  letzteren  auf  zahlreiche 
einzelne  Fälle  im  wirthschaftlichen  Loben  — oben  Hechtsgeschäfte,  Urkunden- 
ausstellung u.  s.  w.,  Transportacte  — weniger  empfindlich  zu  machen.  Ich  möchte 
annehmen,  dass  z.  B.  solche  mehr  oder  weniger  klar  bewusste  und  selbst  unbewusste 
Momente  cs  mit  erklären,  dass  mau  die  Deckung  des  neuen  plötzlich  ungeheuer  ver- 
mehrten Steuerbedarfs  nach  1S70 — 71  in  so  besonders  starkem  Maasse  mittelst  der 
Ausdehnung  und  Steigerung  der  Verkehrsbesteuerung  bewerkstelligte. 

Bei  dem  jetzt  einmal  für  unabsehbare  Zeit  gegebenen  und 
dem  immer  weiter  sich  steigernden  Steuerbedarf  wird  daher  auch 
wohl  in  Frankreich  an  eine  Umgestaltung  dieser  Besteuerung, 
soweit  damit  eine  s t a r k e E r t r a g s v e r m i n d e r u n g der  letzteren 
verbunden  sein  würde,  kaum  zu  denken  sein. 

Für  die  Ke  form  frage  möchte  sich  daraus  ergehen:  man 
sollte  wenigstens  die  schlimmsten  Puncte,  welche  wohl  im 
En  regist  r erneut  und  hier  in  den  Besitz  Wechselabgaben 
von  Immobilien,  ferner  im  Gebiete  des  Stern pel s im  Dimen- 
sionsstempel liegen,  zu  verbessern  suchen.  Auch  Reformen  dieser 
Art,  welche  kleinere  Ausfälle  ergäben,  wären  aber  wohl  an  die 
Voraussetzung  gebunden,  dass  eine  di  recte  Einkommen-  oder 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer  eingeführt  würde,  wie 
wir  oben  (S.  502)  bei  dem  Rückblick  auf  die  directe  Besteuerung 
schon  empfohlen  haben. 

Denn  die  direeten  Ertrags  steuern  Frankreichs  allein 
können  solche  Ausfälle  nach  ihrer  technischen  Einrichtung  schwer- 
lich decken,  oder  cs  würde  das  andere  überwiegende  Bedenken 
haben.  Die  Verbrauchssteuern  aber  hierfür  noch  immer  weiter 
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anzuspaunen  erscheint,  einmal  nicht  hinlänglich  sicher  ausführbar  — 
wenn  man  nicht  in  weiteren  Monopolen,  wie  dem  des  Branntweins, 
das  Hilfsmittel  finden  sollte  und  möchte  — , anderseits  sonst  wieder 
zu  bedenklich.  Verbleibt  der  Haupttheil  der  Erträge  aus  den 
drei  grossen  Verkehrssteuern,  so  handelt  es  sich  auch  nur  um  eine 
massig  hohe  supplementäre  directe  Einkommensteuer,  was 
deren  Einführung  und  Einbürgerung  wesentlich  erleichtern  würde. 

C.  Die  A n fa llc r worbs- Besteuerung,  insbesondere  die  Er  bscliafts-  und 

Sehen  kungsbesteuerung. 

Von  den  beiden  hierher  gehörigen  französischen  Steuern,  den  Erbschafts- 
und S c he nkungs steuern  und  den  Steuern  auf  Loose  sind  die  ersteren  ganz  iin 
System  der  französischen  Registerabgaben  enthalten,  daher  in  der  Hauptsache 
schon  oben  (namentlich  in  §.  218}  mit  abgehandelt  worden.  Deshalb  im  Folgenden 
nur  noch  weniges  Weitere  speciell  Uber  diesen  Theil  der  Registerabgaben.  Die  Steuer 
auf  Loose  gehört  in  Frankreich  zu  der  Besteuerung  der  Werthpapiere  oder  der 
•4 °/0  Steuer  „vom  Einkommen  aus  beweglichen  Werthen“  und  wurde  deshalb  gleich- 
falls schon  früher  an  betreffender  Stelle  mit  besprochen  (§.  20S  ff.).  Wir  kommen 
auf  diese  Steuer  jetzt  nicht  besonders  zurück. 

Gesetzgebung.  S.  oben  diejenige  Uber  Enregistrement  und  Registerabgaben 
S.  503.  Specicllc  Uebersicht  im  Bull.  XV,  540.  Grundlage  schon  Art.  4 des  Ge- 
setzes vom  22.  Krim.  VII.  (J2.  Deccmber  17961,  wonach  „alle  Ucbertragungen 
von  Eigenthum,  Nutzniessung  und  Genuss  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Guts,  sei  es  unter  Lebenden  oder  durch  Sterbefair*  der  Pro- 
portionalabgabe des  Enregistrements  unterworfen  weiden.  Tarif  im  Anschluss 
an  diesen  Art.  4 in  Art.  69  des  genannten  Gesetzes,  mit  späteren  Abänderungen,  so 
durch  Gesetz  vom  IS.  Mai  1850,  Art.  10  fUr  die  gerade  Linie  im  Sterbefall, 
desgl.  hier  und  im  Gesetz  vom  28.  April  1816,  Art.  53  bei  Schenkungen,  für  die 
Seitenlinie  besonders  durch  Gesetz  vom  21.  April  1832,  Art.  33  tim  Gesetz  vom 
18.  Mai  1850,  Art.  10,  Gleichstellung  von  beweglichem  und  unbeweglichem  Gut),  für 
Ehegatten  durch  Gesetz  vom  28.  April  1816.  Art.  53  (auch  54  und  Gesetz  vom 
18  Mai  1^50,  Art.  10),  für  Nichtverwandte  durch  Gesetz  vom  21.  April  1832, 
Art.  33.  S.  die  Zusammenstellung  des  Tarifs  bei  Jacob,  S.  211  ff.,  dann  oben  S.  527. 
Zu  diesen  Principalsätzcn  treten  die  Zuschläge  mit  25°/o>  Geber  die  Werth- 
berechnungen gelten  die  allgemeinen  Grundsätze  bei  den  Registerabgaben,  bes. 
Gesetz  vom  Fritn.  VII.,  Art.  14.  15.  S.  auch  Gesetz  vom  18.  Mai  1850.  Art.  7.  Die 
weiteren  Hauptbestimmungen  im  Gesetz  vom  Frim.  VII. 

Literatur  s.  o.  S.  505;  in  Betreff  der  Entwicklung  der  neuen  Gesetzgebung 
aus  der  alten  s.  auch  hier  Stourm,  I,  ch.  XV,  passim  u.  o.  §.  65.  — Statistik 
ob.  S.  506.  bes.  Bull.  XV,  540,  XVII,  404,  XXI,  157;  I,  24,  III,  343  u.  a.  m. 

§.  241.  1.  Erbschafts-  und  Schenkungsbesteuerung 

als  Theil  des  Enregistrement.  Das  Characteristische  der 
französischen  Erbschafts-  und  Schenkungsbesteuerung  ist  ein  zwei- 
faches, einmal  die  vollständige  Eingliederung  derselben 
in  das  System  des  Enregistrements;  sodann  die  Hinzu- 
ftigung  einer  förmlichen  Schenkungssteuer,  d.  h.  von 
„Ucbertragungen  unter  Lebenden  zu  unentgeltlichem  Titel“,  ein- 
schliesslich derjenigen  unter  nächsten  Verwandten  (gerade  Linie), 
zu  der  Erbschaftssteuer. 
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In  steuertechnischer  und  administrativer,  daher  auch  in  fisca- 
lischer Beziehung  ist  jene  Eingliederung  wohl  günstig,  in  steuer- 
politischer  dagegen  überwiegend  bedenklich.  Auch  hier  hat  aber 
wieder  die  Gesetzgebung  der  Revolutionszeit  (das  Gesetz  vom 
19.  December  1790  und  vom  22.  Krim.  VII.)  weder  diese  Erbschafts- 
und Schenkungsbesteuerung  erst  geschaffen,  noch  diese  Eingliede- 
rung zuerst  herbeigeführt.  Die  Vorläufer  der  neuen  Gesetzgebung 
sind  vielmehr  auch  hier  die  altern  Gesetze  über  den  centieme 
denier  — vom  Eigenthumsweehsel  von  Immobilien  allein  unter 
Lebenden  und  von  Todeswegen  — und  zum  Theil  über  die  droits 
de  contröle  und  droits  d’insinuation  (o.  §.  65). 

Für  die  steuertechnische  und  die  administrative  Seite  dieser 
Besteuerung  genügt  es,  auf  die  frühere  Darstellung  im  Abschnitt 
von  den  Registerabgaben  zu  verweisen. 

Nicht  zu  übersehen  ist,  dass  da,  wo  zu  den  Kegisterabgaben  Stempelabgaben 
hinzutreten,  namentlich  wegen  vorschriftsm ässige n Gebrauchs  des  dem  Dimensions- 
stempel unterworfenen  Papiers  für  die  betreffenden  Urkunden,  auch  die  Erbschafts- 
und Schenkungssteuern  sich  um  entsprechende  Stempelbeträge  erhöhen.  Ausser  der 
Hauptabgabe,  der  Proportionalabgabe  von  Schenkungen,  Erbschaften,  Vermächt- 
nissen, kommen  auch  die  kleineren  festen  Registcrabgaben  bei  diesen  Angelegen- 
heiten vor,  so  bei  Urkunden,  welche  Abstellung,  Ausschlagung  von,  Verzichtleistung 
auf,  wie  anderseits  Annahme  von  Erbschaften,  Vermächtnissen  enthalten  (Gesetz  vom 
Krim.  VII.,  Art.  6S  und  spätere,  mit  Abänderungen  der  Sätze). 

Ueber  die  Steuer  politische  Bedeutung  dieser  Besteuerung 
und  ihrer  Eingliederung  in  das  System  des  Enregistrement  ist  hier 
noch  Einiges  hinzuzufügen,  auch  zur  Vervollständigung  der  prin- 
cipiellen  Kritik  des  Enregistrement  in  §.  225,  wo  diese  Besteuerung 
absichtlich  nur  nebenbei  berührt  wurde. 

Die  principielle  Steuer  politische  Berechtigung,  ja 
Noth wendigkeit  von  Erbschaftssteuern  überhaupt  in  einem 
Steuersystem  ist  gewiss  nicht  zu  bestreiten.  Dafür  kann  hier  auf 
die  Behandlung  dieser  Frage  in  der  „allgemeinen  Steuerlehre“  ver- 
wiesen werden  (Fin.  II,  §.  482  ft’.).  Schenkungen  von  Todes- 
wegen sind  nothwendig  der  Erbschaftssteuer  oder  einer  analogen 
Steuer  zu  unterziehen,  wenn  die  Erbschaftssteuer  nicht  zu  leicht 
soll  umgangen  werden  können.  In  Frankreich  hat  man  es  aber 
mit  einer  eigentlichen  umfassenderen  Schenk ungs Steuer  zu 
thun,  in  Betreff*  deren  die  principielle  und  practische  Frage  doch 
anders  liegt.  Daher  darüber  unten  (§.  242)  noch  ein  Wort.  Nach 
dem  speciellen  Character  des  französischen  Steuersystems  dürfte 
eine  Erbschaftssteuer  vollends  nicht  fehlen. 

Auch  die  hauptsächlichen  Puncte  der  Ausgestaltung 
von  solchen  Steuern  — die  allgemeine  Schenkungssteuer  vorläufig 
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einmal  als  berechtigt  zugegeben  — , namentlich  ihre  Ausdehnung 
auf  alle  Arten  Vermögensobjeete,  bewegliches,  unbeweg- 
liches Gut,  Wertpapiere,  die  Ausdehnung  auf  alle  Ver- 
wandtschaftsgrade, einschliesslich  der  geraden  Linie, 
die  Tarifabstufung  nach  der  Nähe  der  Verwandtschaft 
zum  Beerbten,  sind  im  Ganzen  in  der  französischen  Gesetz- 
gebung richtig  den  priucipiellen  Anforderungen  der  Finanzwissen- 
schaft gemäss  geregelt.  Die  Zahlen sätze  der  Tarifstufen 
sind  immer  etwas  WillkUhrliches,  aber  in  den  Proportionen  zu 
einander  wohl  auch  passend  bestimmt. 

Der  verhältnissmä&sig  hohe  Satz  für  Ehegatten  (3%  gegen  1 °/0  in  dor  direeton 
und  t>7*%  i«  der  nächsten  Seitenlinie  im  Principal  bei  der  Erbschaftssteuer)  ist  etwas 
auffällig  und  abweichend  von  anderen  Ländern,  so  namentlich  England,  aber  es 
mag  diese  Tarifirung  französischen  Auffassungen  entsprechen,  (ilciches  gilt  von  den 
Tarifstufen  bei  Sehen  ku  n gen  in  dircctcr  Linie  und  unter  Ehegatten  im  Ehevenrage, 
während  der  Ehe  oder  ausserhalb  eines  Ehevertrags  (s.  o.  S.  527 1,  wenn  dabei  die 
Willkuhr  in  der  Bestimmung  der  Verschiedenheit  der  Sätze  auch  schon  etwas  auf- 
fälliger ist.  Steuerpolitisch  fragwürdiger,  weil  wesentlich  eine  Consequenz 
der  Eingliederung  der  Steuern  in  das  Eurcgistremeutsystcin,  sind  die  verkommenden 
Unterschiede  der  Steuerhöhe,  zum  Nachtheil  des  Immobiliarbesitzes,  zwischen 
Immobilien  und  Mobilien.  Dafür  gelten  die  folgenden  Bedenken  mit. 

Die  absolute  Höhe  der  Abgabeproeente  der  Erbschafts- 
und Schenkungssteuern  — letztere  wiederum  zunächst  als  berechtigt 
zugegeben  — erscheint  im  Ganzen  nicht  zu  bedeutend,  auch  nicht 
in  der  directen  Linie  und  in  der  nächsten  Seitenlinie.  Sie  ent- 
spricht den  priucipiellen  Anforderungen  und  ist  ohnehin  durch  die 
Verhältnisse  des  französischen  Steuerbedarfs  geboten. 

Ja  nach  diesen  bemessen  und  verglichen  mit  anderen  französischen  Steuersätzen 
in  der  übrigen  Besteuerung,  sowie  mit  den  Erbschaftssteuersätzen  anderer  Länder, 
z.  B.  Grossbritanniens  und  verschiedener  Continentalstaaten,  selbst  — wenigstens  in 
Betreff  der  Seitenlinie  und  der  Nicht- Verwandten  — auch  deutscher  Staaten  erscheinen 
die  französischen  Steuersätze,  sogar  einschliesslich  der  Zuschläge,  nicht  einmal  so 
anomal  hoch,  etwa  mit  Ausnahme  derjenigen  für  bewegliches  Gut  ausserhalb  des 
Ehevertrags  (2*/Ä°/w)  und  für  unbewegliches  Gut  i,4°/0)  „saus  partage“  in  der  geraden 
Linie,  wo  letzteren  Falls  wieder  Consequenzen  der  Eingliederung  der  Steuer  in  das 
Enregistrement  vorliegen. 

Der  hohe  G esammtertrag  der  französischen  Steuern  möchte 
daher  auch  an  sich  und  vollends  mit  Rücksicht  auf  die  französische 
Finanzlage  nicht  eben  steuerpolitisch  zu  beanslauden  sein.  Er 
müsste  nur  auf  die  betreffenden  Steuerträger  mit  Rücksicht  auf 
die  folgenden  Bedenken  etwas  anders  vertheilt  sein.  Seine 
Grösse  entspricht  im  Ucbrigen  auch  der  Function,  welche  diese 
Steuern  in  Frankreich  mit  zu  übernehmen  haben:  als  Ersatz  einer 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer,  als  Ergänzung  der  ungenügen- 
den directen  Besteuerung,  auch  zur  M it besteuerung  von  Con- 
juncturengewinneu  an  vererbten  Werthobjecten  zu  dienen. 
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S.  oben  S.  524  und  unten  §.  245  die  statistischen  Daten.  Ein  Ertrag  von  gegen- 
wärtig rund  200  Mill.  Frcs.,  d.  h.  incl.  Schenkungssteuern  etwa  ebensoviel  wie  in 
(irossbritannien  die  Erbschaftssteuer  ergiebt  (S.  275),  welches  Land  diese  Besteuerung 
so  besonders  stark  entwickelt  hat,  wird  gerade  nach  diesem  Vergleich  von  Anderen 
vielleicht  ungebührlich  hoch  gefunden  werden.  Nach  meiner  principicllen  Auffassung 
von  der  Erbschaftssteuer,  auf  welche  von  jenen  200  Mill.  gut  % fallen,  ist  er  dies 
nicht  und  bei  einem  Gesammtsteuerbedarf  des  Staats  von  rund  2700  Mill.  Frcs.,  mit 
7.4%,  ohne  Schenkungsstcuer  mit  6.5%  dieser  Summe  ebenfalls  nicht.  In  Grossbritannien 
ist  diese  Kelation  10—11%. 


Der  Bedenken  sind  nun  namentlich  zweierlei.  Beide  hängen 
mit  derjenigen  Einrichtung  der  Steuern  zusammen,  welche  aus  der 
steuerpolitisch  unrichtigen  und  priucipwidrigen  Eingliederung  der 
letzteren  in  das  Enregistrement  nothwendig  folgt.  Einmal  werden 
nämlich  die  Besitzwechsel  in  Folge  Todesfalls  und  bei 
Schenkungen  den  übrigen  Besitz  wechseln  in  Folge  von 
Rechtsgeschäften  im  Verkehr  zu  weitgehend  gleich- 
gestellt, wenn  auch  mit  Berücksichtigung  der  völlig  ab- 
weichenden Ursache  des  Besitz  Wechsels,  wie  sich  in  der  Ein- 
richtung eines  besonderen  Tarifsystems  der  Erbschafts-  und 
Schenkungssteuern  zeigt.  Ferner  werden  — was  bei  dem  Besitz- 
wechsel unter  lästigem  Titel  im  Verkehr  begreiflich,  auch  hier 
zwar  nicht  unbedingt,  aber  doch  eher  berechtigt  ist  und  sich  auch 
viel  schwieriger  anders  machen  lässt  — in  völlig  unzulässiger 
Weise  bei  diesen  Steuern  die  Lasten  und  Schulden  bei  der 
Bemessung  des  die  Grundlage  der  Besteuerung  bildenden  Werths 
des  Objects  nicht  abgezogen  (Gesetz  vorn  Frira.  VII.,  Art.  14.  15). 
Das  ist  eine  freilich  auch  in  anderen  Gesetzgebungen,  so  früher 
in  der  britischen,  vorkonimcnde  Bestimmung.  Durch  dieselbe  wird 
die  Erbse  haftssteuer  aber  zu  einer  öfters  recht  bedenklichen  Be- 
lastung, welche  sich  auf  die  Steuerträger  sehr  uugleichmässig  ver- 
theilt, namentlich  wohl  wieder  zum  Nachtheil  des  Immobiliar- 
besitzes. 

a)  Die  Gleichstellung  des  Erbgangs  (und  der  Schenkgebung)  mitl 
anderem  Besitzwechsel  ist  formell  in  der  französischen  Gesetz -f 
gebung  streng  durchgeführt,  so  im  grundlegenden  Gesetz  vom  Fri- 
maire  VII.  Es  entspricht  das  auch  wieder  dem  mechanisch  syste- 
matisirenden  Character  des  französischen  Steuerrechts.  Aber  es  ist 
doch  materiell  eine  Anomalie  und  führt  denn  auch  zu  bedenk- 
lichen Consequenzen.  Vor  Allem  wird  dabei  der  völlige  ökono- 
mische und  socialpolitische,  daher  auch  steuerpolitische 
Unterschied  zwischen  dem  noth wendigen  Besitzwechsel  bei 
Todesfällen  im  Erbgang  und  doch  auch  ähnlich  bei  Schenkungen 
wenigstens  im  nächsten  Verwandtenkreise  behufs  Ausstattung 
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Mitgift  u.  dgl.  m.  einerseits  lind  dem  in  der  Regel  freiwilligen 
Besitzwechsel  bei  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden  zu  lästigem 
Titel  anderseits  gänzlich  bei  Seite  gesetzt. 

In  dem  Tarifsystem  der  ßegisterabgabeu  für  jene  und  für  diese  Fälle  kommt 
dieser  Unterschied  zwar  wieder  zur  Anerkennung,  aber  bedenkliche  Consecjuenzen 
jener  formellen  Gleichstellung  bleiben  doch,  so  namentlich  in  den  höheren  Steuer- 
sätzen für  Schenkungen  von  Immobilien  als  für  solche  von  Mobilien,  in  verschiedenem 
Maasse,  aber  allgemein  für  Schenkungen  in  der  geraden  Linie  und  zwischen  Ehe- 
gatten (s.  o.  S.  524,  527  den  Tarif). 

Die  ökonomische  und  socialp olitisc he  Verschiedenheit 
des  Besitzwechsels  in  Folge  Erbgangs  (oder  von  Schenkungen  der 
angedeuteten  Art)  gegenüber  dem  Besitz  Wechsel  in  Folge  der  ge- 
wöhnlichen Rechtsgeschäfte  des  Verkehrs  würde  Steuer  politisch 
und  folgerichtig  auch  Steuer  technisch  eine  andere  Behand- 
lung der  Erbsehafts-  und  Schenkungssteuern  als  der  Besitzwechsel- 
abgaben bei  Verkauf  und  Tausch  u.  s.  w.  im  Steuerrecht  bedingen. 
Das  würde  passend  auch  formell  seinen  Ausdruck  in  beson- 
deren Steuergesetzen  für  die  in  beiden  Fällen  steuerpolitisch 
ganz  verschiedenen  Abgaben  finden.  Nicht  der  „Besitz- 
weehsel“,  als  das  in  beiden  Fällen  Gleiche,  sondern  die  Ursache 
desselben,  als  das  hierbei  völlig  Verschiedene,  müsste  den 
Anknüpfungspunct  für  zwei  verschiedene  Gesetzgebungen  bilden. 

b)  Practisch  bedenklicher  und  principiell  nicht  minder  unrichtig 
ist  der  Nicht-Abzug  der  Lasten  und  Schulden  bei  den 
Erbschaftsteuern. 

Gerade  die  zunehmende,  im  Einzelnen  aber  wieder  so  ungleich  massige  Ent- 
wicklung von  Creditverkettungcn  unter  den  Einzelwirthschaften  führt  hier  noth- 
wendig  zu  ganz  ungleichmässigen  Belastungen,  ähnlich  wie  bei  den  Grund- 
und  Gebäudesteuern,  welche  auf  das  Ob  und  Wie  hoch  der  Verschuldung  auch  nicht 
Rücksicht  nehmen.  Was  sich  aber  bei  diesen  Ertragssteuern  nicht  gut  durchführen 
lässt,  die  Berücksichtigung  der  Schulden,  das  ist  bei  Erbschaftssteuern  recht  wohl 
durchführbar  und  muss  bei  ihnen  grundsätzlich  verlangt  werden.  Kann  die  Staats- 
casse  den  Ertragsausfall,  welcher  sich  bei  der  Anwendung  der  bestehenden  Tarifsätze 
aus  einer  dergestalt  abgeänderten  Erbschaftsbesteuerung  ergeben  würde,  nicht  ertragen, 
so  ist  cs  richtiger,  ihn  durch  entsprechende  Erhöhung  der  Tarifsätze  aus- 
zugleichcn.  Die  Belastung  durch  die  Steuer  wird  sich  dabei  dann  wesentlich  gerechter 
gestalten. 

So  wie  sie  jetzt  ist,  muss  daher  die  französische  Erbschafts- 
steuer, zumal  bei  der  an  sich  richtigen  Mitbelastung  der  geraden 
Linie  und  bei  den  geltenden  Steuersätzen,  als  eine  recht  unvoll- 
kommene Form  dieser  Steuern  bezeichnet  werden.  Der  Grund- 
besitz wird  dabei  auch  wieder  überwiegend  Benachtheiligungen 
erfahren. 

So  kann  wohl  über  die  Eingliederung  der  in  Rede  stehen- 
den Steuern  in  das  Enregistrement  vom  Standpuncte  der 
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Steuerpolitik  aus  nicht  günstig  geurtheilt  werden.  In  besou-  1 
deren  Gesetzen  als  besondere  Steuern  würden  sie  auch  | 
sofort  auf  den  ersten  Blick  als  das  erscheinen,  was  sie  sind: 
steuerpolitisch  etwas  Anderes  als  die  eigentlichen 
Registerabgaben.  Steuertechnische  und  administrative  Ptincte 
analog  zu  gestalten,  was  vielfach  richtig  ist,  hinderte  ja  auch  dann 
nichts.  Jetzt  stellt  das  Enregistrement  eine  anorganische  Ver- 
bindung heterogener  Elemente  dar,  wovon  sich  missliche 
practische  Folgen  leicht  nachweisen  lassen. 

So  ist  cs  /.  B.  eine  Consequenz  dieser  mechanischen  formell  -gleichen  Behand- 
lung heterogener  Abgaben,  dass  in  der  Hegel  jede  einzelne  steuerpolitische  Aenderung, 
auch  in  den  Steuersätzen,  ohne  Weiteres  auf  die  Erbschafts-  und  Schenkungssteuern 
angewendet  wird,  nur  weil  sie  ein  Thcil  des  Enregistrement  sind,  z.  B.  die 
gleichen  Zuschläge,  wie  geschehen,  aufgelegt  worden.  Gewiss  öfters  ein  schwerer 
Missstand!  Es  kann  ja  im  concreten  Falle  sein,  dass  ein  gleiches  Vorgehen  bei  allen 
Registerabgaben  richtig  ist.  Aber  das  könnte  ja  auch  stattlinden,  wenn  jene  verschieden- 
artigen Bestandteile  des  Steuerwesens  getrennt  würden.  Man  muss  nur  immer  specicli 
prüfen,  ob  gleiches,  ob  verschiedenes  Vorgehen  das  Passende  ist.  Diese  Prüfung 
aber  wird  nur  zu  leicht  bei  der  Zusammenfassung  zu  Einer  Steuergruppe,  wie  im 
Enregistrement,  unterbleiben. 

§.  242.  2.  Die  Hinzufügung  der  Sch  enkungs Steuer 
zur  Erbschaftssteuer.  Die  Einbeziehung  von  Schenk ungen 
von  Todes  wegen  (donationes  mortis  causa)  in  die  Erbsehafts- 
besteuerung oder  die  Unterstellung  solcher  Schenkungen  unter  eine 
wesentlich  analog  gestaltete  besondere  Besteuerung  wird,  wie  schon 
bemerkt,  als  eine  folgerichtige  Consequenz  der  Erbschaftsbesteuerung 
gelten  müssen,  schon  um  Umgehungen  der  letzteren  nach  Möglich- 1 
keit  zu  verhüten.  Anders  liegt  die  Frage  hei  gewöhnlichen  | 
Schenkungen  unter  Lebenden,  auch  Nächst-Verwandten, 
welche  sofort  oder  zwar  erst  in  bestimmter,  jedoch  nicht  vom  Tode 
des  Schenkers  abhängiger  Frist  lind  unter  etwaigen  weiteren  Be- 
dingungen den  Uebergang  von  Werthobjecten  vom  Schenker  auf 
den  Schenknehmer  zur  Folge  haben.  Das  Eigenthtimliche  der 
französischen  Gesetzgebung  ist,  dass  sie  im  Prineip  auch  solche 
Schenkungen  den  Registerabgaben  für  „Uebertragungen  von 
Eigenthum,  Nutzniessung  und  Genuss  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Guts“  unterwirft  (Gesetz  vom  Frim.  VII.,  Art.  4),  wenn  und 
soweit  als  diese  Uebertragungen  registrirungspflichtig 
sind,  daher  wenn  sie  thatsächlich  beurkundet  werden  oder, 
wenn  sie  in  Ermangelung  einer  Beurkundung  declarirt  werden 
m il  ss  en. 

Die  Beurkundung-  selbst  ist  nicht  unbedingt  obligatorisch,  die  Rcgistrirnng  des 
Besitzwechsels  unter  Lebenden  ebendeshalb  gleichfalls  nicht,  die  Declaration  nur  bei 
üebertragung  von  Eigenthum,  Nutzniessung  und  Genuss  unbeweglichen  Guts. 
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Deshalb  fällt  nur  letzteres  unbedingt  rechtlich  und  cinigermaassen  sicher  that- 
sächlich,  bewegliches  aber  sogar  rechtlich  mir.  wenn  die  Schenkung  — wozu 
kein  unbedingter  Zwang  vorliegt,  also  nur  facultativ  — beurkundet  wird,  that- 
sächlich  daher  durchaus  nicht  allgemein  unter  die  Registerabgaben  für  Schenkungen. 

(S.  o.  S.  519  ir.,  Gesetz  vom  Friin.  VII.,  Art.  22,  3S.  Gesetz  vom  27.  Vent.  IX,  Art.  4; 
Vigircs,  I,  338.)  Einer  der  früher  schon  erwähnten  Fälle  (S.  519),  wo  die  allge- 
meine Fassung  des  Art.  4 des  Gesetzes  vom  Frim.  VII.  doch  nicht  die  allgemeine 
Kegistrir-  und  Abgabcpflichtigkeit  eines  Rechtsgeschäfts  oder  Verkehrsvorgangs  in 
Frankreich  herbeigeführt  hat. 

Auch  liier  zeigt  sich  daher  zunächst  die  formelle  Einreihung 
der  Schenkungen  oder  der  „unentgeltlichen  llebertragungen  unter 
Lebenden“  unter  die  in  das  System  des  Enregistrement  eingeglie- 
derten Fälle  von  Bedeutung  für  die  rechtliche  Begründung  der 
Abgabcpflichtigkeit  der  Schenkungen,  in  der  eben  erwähnten  Be- 
schränkung. Eine  Behandlung  der  Frage  und  eine  Conseqtienz 
dieser  Eingliederung,  in  Betreff  deren  die  im  vorigen  Paragraphen 
hervorgehobenen  Bedenken  gelten. 

In  prin  cipiel  ler  Hinsicht  ist  eine  Schenkungssteuer  über-  * 
haupt  und  speciell  als  Glied  des  französischen  Steuersystems  zwar 
ähnlich,  aber  nicht  ganz  ebenso  zu  beurtheilen,  daher  nicht 
in  gleichem  Maasse  zu  rechtfertigen  wie  die  Erbschafts- 
steuer. 

Die  Begründung  einer  solchen  Steuer  als  einer  „Aufallerworbs-Steuer“  ist  zwar 
im  Wesentlichen  ebenso  zu  liefern,  wie  diejenige  der  Erbschaftssteuer,  soweit  es  sich 
um  die  Ökonomische  Art  dieses  Erwerbs  für  den  und  die  ökonomische  Wirkung  des- 
selben auf  den  Schenkneluner  handelt  (Fin.  II,  §.  4S2).  Aber  nach  der  anderen  mit 
in  Betracht  kommenden  Seite  liegt  die  Sache  anders,  nämlich  in  Betreff  einmal  des 
Erbrechts  und  sodann  des  ..Schenkungsrechts4’.  Letzteres  ist  ein  nothwendiger  Be- 
standtheil  des  ..Eigenthumsrechts“,  ersteres  nicht,  sondern  ein  besonderes  Rechts- 
institut neben  dem  Eigenthumsrecht.  Das  bedingt  fUr  die  ökonomische  und  für  die 
steuerpolitische  Auffassung  Verschiedenheiten.  Ich  beziehe  mich  für  diese  an  dieser 
Stelle  nicht  weiter  zu  verfolgende  Frage  auf  die  Erörterungen  in  meiner  „Grundlegung“, 

2.  A.,  §.  2Sö  und  Fin.  II,  §.  473  ff.,  4S2  ff. 

lu  practi  scher  Hinsicht  ist  allerdings  zuzugeben,  dass  eine 
Schenkungssteuer  namentlich  f li  r Schenkungen  u n t e r Ver- 
wandten, zumal  in  der  geraden  Linie  und  besonders  in  dem 
thatsäehlieh  wichtigsten  Falle  hei  Schenkungen  von  Eltern  an 
Kinder  (Ausstattungen,  Mitgiften  u.  s.  w.),  als  eine  Consequenz 
einer  Erbschaftssteuer,  namentlich  wieder  einer  solchen,  welche  die 
gerade  Linie  mit  trifft,  aufgefasst  und  insofern  auch  allgemeiner 
begründet  werden  könnte.  Denn  durch  solche  „Schenkungen“  wird 
eigentlich  der  dereinstige  unter  die  Erbschaftssteuer  fallende  Ver- 
mögensbetrag verkürzt  und  werden  Erbportionen  gewissermaassen 
vorweg  ausgeantwortet.  Durch  diese  „Schenkungen“  erfolgt  also 
unzweifelhaft  auch  eine  Verkürzung  des  Ertrags  der  Erbschafts- 
steuer. 
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Zu  einer  allgemeinen  principiellen  Begründung  der  Schenk- 
ungssteuer nach  der  vorhin  angedeuteten  Seite  möchte  aber  auch 
dieser  practische  Gesichtspunct  noch  nicht  ausreichen,  eben  weil 
das  ,, Schenkungsrecht“  als  nothwendiger  Bestandteil  des  Eigen- 
thumsrechts anzuseben  ist  und  eine  schenkungsweise  Uebertragung 
von  Vermögenswerth  derjenigen  unter  lästigem  Titel  ökonomisch 
und  socialpolitisch  und  deshalb  auch  wieder  steuerpolitisch  nicht 
ohne  Weiteres  gleichgestellt  werden  kann. 

Gerade  aus  wesentlich  prac tischen  Erwägungen  ist  aber 
ferner  auch  ein  Haupteinwand  gegen  eine  allgemeinere  Schenkungs- 
steuer wie  die  französische  zu  erheben:  es  ist  schlechterdings 
nicht  möglich,  sie  e in igermaassen  vollständig  dem  Ge- 
setze gemäss  durchzuführen.  Wiederum  wird  sie  den  Immo- 
biliarbesitz viel  allgemeiner  als  den  Mobiliarbesitz  und  unter 
dem  letzteren  wiederden  grössten  Theil  des  Werth  papier  besitz  es 
viel  schwerer  als  vielerlei  anderes  bewegliches  Gut  erfassen.  Auf  diesen 
Sachverhalt  deutetauch  die  Statistik  der  französisehenSehenkungssteuer 
hin  (S.  524  u.  591).  Das  ist,  wie  immer  in  solchen  Fällen  und  wie 
die  Eitragsstatistik  zeigt,  nicht  nur  ein  Nachtheil  in  fiscalischer, 
sondern  auch  ein  Bedenken  in  allgemeiner  Steuer  politischer 
Hinsicht.  Denn  die  Steuervertheilung  wird  dadurch  trotz  richtiger 
gesetzlicher  Normen  thatsächlich  eine  ganz  u ngleichmässige. 
Auch  nach  Gesellschafts  classen,  Erwerbsständeu,  Volks- 
sitten u.  dgl.  Momenten  mehr  möchten  sich  bei  der  Schenkungs- 
steuer weitere  Ungleichmässigkeiten  ergeben,  indem  der  gesetzlich 
zu  besteuernde  Schenkungsact  nach  diesen  Kategorien  und  Ver- 
hältnissen in  mannigfach  ungleichem  Grade,  bald  leichter,  bald 
schwerer,  bald  vollständiger,  bald  nur  weniger  vollständig  zu  er- 
fassen ist.. 

Wenn  man  vor  strengeren  Control  mittel  n,  vor  einem  gerade  in 
diesen  Dingen  wohl  besonders  lästig  empfundenen  fiscalischen  Ein- 
dringen in  persönliche  und  Familienverhältnisse  nicht  zurtickscheut, 
mag  es  wohl  gelingen , diese  Bedenken  zu  vermindern.  Aber  ein- 
mal bieten  solche  Mittel  und  Wege  und  ihre -Anwendung  gerade 
hier  besondere  Schwierigkeiten,  und  sodann  wird  auch  damit  nicht 
entfernt  diejenige  vollständige,  daher  gleichmässige  Besteuerung 
erreicht,  welche  dem  Gesetze  entspricht  und  principiell,  wenn  die 
Steuer  einmal  bestehen  soll,  zu  verlangen  ist. 

Die  französische  Gesetzgebung  und  die  administrativen  Normen 
und  Einrichtungen  des  Enregistrcment  reichen  jedenfalls  hierzu  nicht 


f)90  6.  B.  2.  K Steuerrecht.  1.  II. -A.  2.  A.  Frankreich.  §.  242,  243. 


aus,  wahrscheinlich  weniger,  als  bei  jedem  anderen  Theile  dieses 
Steuergebiets,  auch  als  bei  der  Erbschaftssteuer.  Der  Beurkun- 
duugszwang,  der  di  recte  Registrirungs  zwang  ftir  Ur- 
kunden, der  Declarationszwang  zum  Ersatz  fehlender  Beur- 
kundung müsste  viel  schärfer,  viel  umfassender,  daher  aber  freilich 
auch  viel  lästiger,  bis  zum  Unerträglichen,  gesetzlich  gefordert  und 
hinsichtlich  der  Durchführung  controlirt  werden,  als  es  selbst  gegen- 
wärtig, wo  man  in  dem  Allen  in  Frankreich  schon  nicht  eben 
spröde  ist,  auf  dem  Gebiete  des  Enregistrement  geschieht  und  als 
es  wohl  überhaupt,  beim  besten  Willen  der  Verwaltung,  durchführbar 
sein  möchte,  — vollends  beweglichem  Gut,  gar  Werthpapieren 
gegenüber. 

Alle  diese  Erwägungen  führen  zu  keinem  besonders  gün- 
stigen Urtheil  über  solche  allgemeine  Schenkungs- 
steuern und  speciell  über  die  französische  aus  dem  Gesichtspunct 
der  steuerpolitischen  und  steuertechnischen  Betrachtung. 


§.  243.  3.  Zur  Statistik.  Schon  früher  wurden  Daten  mitgetheilt,  welche 

sich  mit  auf  die  beiden  hier  betrachteten  Steuern  beziehen.  S.  o.  S.  324  und  passim. 
Die  Einzelheiten  der  amtlichen  Statistik  (bes.  Bull.  XV,  554  ff.,  Daten  seit  182(i, 
specieller  1877 — S2,  Bull.  XXII.  146,  Daten  für  1885  und  1886)  lassen  sich  mit  für 
die  Beweisführung  in  Sachen  der  Schenkungssteuern  benutzen.  S.  ebenfalls  schon 
oben  S.  528.  Das  Detail  ist  zu  gross,  um  es  hier  einfügen  zu  können,  und  nur  bei 
einem  genaueren  Eingehen  auf  dasselbe  ist  ein  sichererer  Beweis  — wie  bei  aller 
Statistik  freilich  nur  ein  Wahrscheinlichkeitsbeweis  — zu  führen.  Es  muss  genügen, 
hier  auf  einige  Puncte  hinzuweisen,  welche  durch  die  Statistik  illustrirt  werden.  Daran 
wird  ein  kleiner  Excu rs  über  den  Einfluss  der  französischen  Bevölkerungs- 
bewegung auf  d ie  Ergebnisse  der  Erbschaftssteuer  geknüpft,  welcher  aller- 
dings aus  dem  Gebiet  der  Stcuorstatistik  etwas  hinausführt,  aber  doch  eine  auch  für 
die  steuerpolitische  .Würdigung  dieser  Steuer  wichtige  Seite  behandelt. 

Der  Schwcrpunct  der  Schenkungssteucr  liegt  durchaus  in  der  directen 
Linie,  weit  mehr  als  bei  der  Erbschaftssteuer  und  unverhaltnissmässig  zurück  treten 
dabei  Schenkungen  von  Werth  papieren  u.  dgl. , ebenfalls  weit  mehr  als  bei  der 
Erbschaftssteuer,  während  das  sonstige  gewöhnliche  bewegliche  Gut  dort  erheblich 
stärker  vertreten  ist  als  hier.  Das  Alles  wird  zum  Theil  an  der  wirklichen  Ver- 
schiedenheit der  Debertragungen,  zum  Theil  aber  vermuthlich  auch  daran  liegen,  dass 
die  Veranlagung  der  Schenkungssteucr,  besonders  in  Betreff  der  Werthpapiere,  vielleicht 
auch  überhaupt  ausserhalb  der  directen  Linie,  mangelhafter  ist.  Die  folgenden  Daten 
scheinen  mir  diese  Auffassung  zu  bekräftigen.  Sie  bilden  zugleich  eine  Ergänzung 
der  summarischen  Daten  für  1886  oben  S.  524.  Es  war  (.Bull.  XXII,  146): 


Schenku  ngen. 

Directe  Linie  . . 

Seitenlinie  A . . 

B . . 

0 . . 

Ehegatten  . . . . 

Nicht-Verwandte 
Summa 


. Zahl  der  Fälle 


1885 

1886 

152,744 

152,240 

6,657 

6,830 

1)13 

965 

537 

485 

950 

785 

5,217 

5,290 

167,618 

1 66,595 

Werthbetrag 
MUL  Frcs. 


1885 

1886 

970.14 

954.68 

26.50 

29.49 

3.87 

3.32 

2.33 

2.61 

3.34 

4.25 

15.36 

24.06 

1021.54 

1018.40 

Stouerbetrag 


1000 

Frcs. 

1885 

1 886. 

18,311 

18,134 

1 ,975 

2.180 

300 

258 

209 

248 

94 

82 

1 ,595 

2,538 

•24,485 

23,441 
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Objecte  der 

Zahl  der  Fälle 

Werthbetrag 

Steuerbetrag 

S chenkunge  n. 

1885 

1886 

Mill. 

Frcs. 

1000 

Frcs. 

1895 

1886 

1885 

1886 

Bewegliches  Gut  . . 

Französische  u.  fremde 

97,466 

96,698 

569.84 

558.75 

1 0,242 

10,089 

Staatsfonds  . . . 

Französische  u.  fremde 

765 

710 

12.00 

15.29 

235 

683 

Wertpapiere  . . . 

1,100 

1,337 

20.39 

17.42 

344 

719 

Zusammen  „Mobilien“  . 

99,331 

98,745 

602.23 

591.46 

10,821 

11,491 

Immobilien  .... 

67,687 

67,850 

419.31 

426.94 

11,664 

11,949 

Summa 

167,018 

166,595 

1021.54 

1018.40 

22.485 

23,440 

Davon  i.  Heirathsvertrag 

97,932 

97,640 

558.16 

552.46 

10,731 

10,761 

„ ausserhalb  . . 
Erbfälle. 

69,086 

68,955 

463.88 

465.94 

11,754 

12,690 

Directe  Linie  . . . 

533,315 

539,478 

3622.67 

3583.24 

45.28 

44.79 

Seitenlinie  A ... 

158,968 

157.270 

782.03 

814.26 

65.54 

66.16 

B . . . 

22,246 

23,174 

131.18 

128.28 

11.48 

11.22 

C . . . 

9,527 

9,738 

103.18 

102.74 

10.32 

10.27 

Ehegatten 

166,311 

166,735 

538.85 

520.71 

20.21 

19.53 

Nicht -Verwandte  . . 

36,904 

38,167 

229.00 

220.02 

25.76 

24.75 

Summa 

922,271 

934,562 

5406.91 

5309.24 

176.59 

176.73 

Objecte  der  Erbfäll 

e. 

Bewegliches  Gut  . . 
Französische  u.  fremde 

481,213 

484,775 

16S1.65 

1630.16 

57.52 

58.49 

Staatsfonds  .... 
Französische  u.  fremde 

19,869 

21,046 

315.49 

351.43 

11.86 

13.16 

Wertpapiere  . . . 

16,690 

19,011 

625.70 

634.78 

22.34 

22.25 

Zusammen  „Mobilien“  . 

516,772 

524,832 

2622.83 

2616.36 

91.72 

93.90 

Immobilien  .... 

405,499 

409,730 

2784.09 

2752.88 

84.87 

82.22 

Summa 

922,271 

934,562 

5406.91 

5369.24 

176.59 

176.73 

Seitenlinie  A:  Geschwister. 

Onkcl  und 

Tanten,  Neffen  und  Nichten.  — B 

: Gross- 

onkcl.  Grosstanten, 
Etwa  91  % 


Grossneffen,  Grossnichten.  • 
der  Fälle  und  etwa  94° 


io 


C:  Verwandte  vom 
der  Werthbeträge 


ü.- 


Grade. 
bei  den 


12. 

kommen 

Schenkungen,  nur  etwa  56 — 57%  der  Fälle  und  etwa  66 — 67%  der  Werthbeträge 
kommen  bei  den  Erbschaften  auf  die  directe  Linie.  Die  üebertragungen  von 
Werthpapieren  (incl.  Staatsfonds)  sind  bei  den  Schenkungen  nur  8.2,  bei  den 
Erl) schäften  18%  der  Gesammtwerthe. 

Das  genauere  Detail  der  Statistik  der  Schenkungs Steuer  (Bull.  XV,  556) 
ergiebt,  dass  in  der  directcn  Linie  Uber  die  Hälfte  der  Werthbeträgc  auf  „Uebcr- 
tragungen  im  Ehccontract“  kommen,  davon  wieder  % a«f  bewegliches  Gut 
(zum  Steuersatz  von  1.25%  im  Principal,  wie  ebenso  für  Werth papiere),  nicht  % auf 
Immobilien  (2.75%  Steuer),  etwa  3%  auf  Werthpapiere.  Von  der  anderen 
etwas  kleineren  Hälfte  kommen  an  90%  auf  üebertragungen  ausserhalb  Ehecontracts 
mit  Theilung“  (Code  civ.,  Art.  1075  und  1076)  und  davon  hier  % auf  Immobilien 
(Steuersatz  1.50,  bei  Mobilien  und  Werthpapiereil  nur  1%).  Civilrechtlichc  Bestim- 
mungen, wie  die  bezeichneten,  erweisen  sich  hier  von  besonderem  Einfluss. 

Die  Steuererträge  ergeben  nach  den  Kategorien  der  belasteten  Personen  im 
Durchschnitt  dei  beiden  Jahre  1885  und  1SS6  folgende  Quoten  in  %: 

Schenkungen.  Erbschaften. 

i}62.2 


Directe  Linie  . . . 

. 79.51 

fs&.5 

25.5 

Seitenlinie  A . . . 

9.0  J 

36.7 

B . . . 

1.2' 

fl  1.2 

6.4 

„ C . . . 

l.Oj 

5.8 

Ehegatten  .... 

0.3 

11.3 

Nichtverwandte  . . 

9.0 

14.3 

Summa 

. 100.0 

100.0 

Die  Zufälligkeiten  des  Ertrags,  nach  den  Verwandtschaftsverhältnissen,  daher 
nach  den  anzuwendenden  Steuersätzen  und  nach  den  Werthbeträgeu  in  den  einzelnen 
Jahren  führen  natürlich  Verschiebungen  der  Quoten  mit  sich.  Die  typischen  Vcr- 
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schieden heiten  ergeben  sich  aber  schon  gelingend  aus  einem  solchen  Beispiel.  Sic 
springen  bei  der  Schenkungssteuer  verglichen  mit  der  Erbschaftssteuer  in  die  Augen. 
Bei  jener  liegt  der  Schwerpunct  der  Erträge  trotz  der  niedrigen  Steuersätze  ganz  in 
der  directen  Linie,  bei  den  Erbschaften  in  der  Seitenlinie  und  namentlich  iu  der 
ersten  (Geschwister  u.  s.  w.). 

§.  244.  Statistisc-hcr  Excurs  über  den  Einfluss  der 
Bevölkerungsbewegung  auf  die  Ergebnisse  der  Erb- 
schaftssteuer. Soweit  nicht  testamentarische  Verfügungen  er- 
heblichere Abweichungen  von  der  gesetzlichen  Erbfolge  bedingen 
— was  im  Kreise  der  näheren  Verwandten  doch  meistens  nur  in 
geringem  Maasse  und  in  Frankreich  wegen  der  hohen  Pflichttheile, 
bez.  der  Kleinheit  der  zur  freien  Disposition  des  Erblassers  stehen- 
den Vermögensquote  in  noch  geringerem  Grade  als  in  Ländern 
anderen  Erbrechts  der  Fall  ist  — wird  der  wirkliche  Erbgang  in 
letzter  Linie  von  der  Bevölkerungsbewegung,  speciell  von 
dem  Ab  sterbe-,  bez.  Aussterb  everhältn  iss  der  Bluts- 
verwandten bestimmt.  Je  leichter  die  directe  Linie  ausstirbt, 
desto  mehr  Erbanfälle  in  der  Seitenlinie,  und  weiter  in  der  ent- 
fernteren Seitenlinie,  je  leichter  die  nähere  ausstirbt.  Testamen- 
tarische Bestimmungen  werden  doch  zumeist  die  Verwandtschafts- 
verhältnisse berücksichtigen.  Je  weniger  nahe  Verwandte  vor- 
handen sind,  desto  mehr  wird  vermuthlich  durch  Testament  regelnd 
und  abweichend  von  der  gesetzlichen  Erbfolge  zu  Gunsten  der 
Gatten,  entfernterer  Verwandten  und  Nichtverwandten  verfügt 
werden. 

Wie  sich  in  dieser  Beziehung  die  französischen  Verhältnisse  gestalten,  lässt  sich 
natürlich  aus  den  Steuererträgen  nicht  sicher  ersehen,  weil  diese  von  den  ver- 
schiedenen Steuersätzen  beeinflusst  werden.  Immerhin  erscheinen  25 — 26°/0  Ertrag 
der  directen  Linie  nicht  hoch,  3b — 37%  der  ersten  Seitenlinie  (d.  h.  wohl  meistens 
der  Geschwister)  und  6 — 7%  der  zweiten  Seitenlinie  ziemlich  hoch,  — auch  im  Ver- 
gleich mit  der  britischen  Succession  duty,  soweit  ein  solcher  bei  der  Verschiedenheit 
der  Steuergesetzgebung  zulässig  ist,  was  freilich  nur  beschränkt  der  Fall  (s.  o.  S.  275 
und  269;  die  Legacy  duty  gestattet  noch  weniger  einen  Vergleich  ; bei  diesen  beiden 
britischen  Steuern  fehlt  auch  die  Besteuerung  der  Ehegatten). 

Bessere  Anhaltspunctc  ergeben  die  Vermögenswerthe  in  ihrer  Verth eilung 
auf  die  verschiedenen  Personenkategorien,  denen  sie  durch  Erbgang 
u.  s.  w.  zufallen,  sowohl  in  einzelnen  Jahren  als  vollends  in  der  Reihenfolge  der  Jahre. 

Allerdings  müssen  dabei  drei  Voraussetzungen  gemacht  werden,  wenn  man 
einen  Schluss  ziehen  will:  dass  die  Steuerveranlagung  unter  den  verschiedenen 
Personcnclassen  gleich  zuverlässig  erfolgt,  ferner,  dass  in  längeren  Zeiträumen  in 
dieser  Hinsicht  keine  erheblichen  Aenderungcn  eingetreten  sind,  endlich,  dass 
weder  in  der  gesetzlichen  Erbfolge  noch  in  den  in  grossen  Volkskreisen 
üblichen  testamentarischen  Bestimmungen  in  einer  solchen  längeren  Periode 
erheblichere  Abweichungen  von  dem  früher  Geltenden  und  Ueblichen  Platz 
gegriffen  haben.  Voraussetzungen,  welche  wohl  nicht  völlig  genau,  aber  doch  gerade 
in  Frankreich  so  weit  zutreffen  möchten,  dass  man  mit  leidlicher  Sicherheit  schliessen 
kann.  Variable  Factoren,  deren  Grösse,  Bedeutung  und  Veränderung  man  noch 
schwerer  berücksichtigen  und  nicht  zur  Ziffer  bringen  kann,  welche  aber  gleichwohl 
auf  das  Ergebniss  einwirken , giebt  es  auch  ausserdem  noch.  So  wird  die  im  Laufe 
der  Zeit  eingetretene  Vermehrung  des  beweglichen  Vermögens  und  besonders  des 
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Werthpapierbesitzes  insofern  influircn,  als  die  gesetzliche  Steuerveranlagung  des- 
selben bei  den  verschiedenen  Erbenkategorien  vcrmuthlich  nicht  ganz  gleich 
vollständig  ist  und  auch  in  dieser  Beziehung  wieder  in  längeren  Zwischenräumen 
Veränderungen  erleidet.  Es  könnte  z.  B.  der  Fall  sein,  dass  sich  Werthpapierbesitz 
in  der  directen  Linie  mehr  als  in  der  Seitenlinie  der  Besteuerung  entzieht.  Eine 
Verminderung  der  Quote  der  directen  Linie  von  dem  Werthbetrage  in  längerer  Periode 
wäre  dann  mit  darauf  zu rilekzu fuhren. 

Alle  solche  Erwägungen  mahnen  zur  Vorsicht  in  der  Schlusszichung.  Dennoch 
sind  folgende  Berechnungen  von  Interesse  für  die  ökonomische  und  sociale,  für 
die  steuerpolitische  und  — für  die  pdp  ulationistischo  Seite  der  französischen 
Erbschaftssteuer-Statistik. 

Die  übertragenen  Werthbeträge  im  Durchschnitt  dtr  Jahre  1 SS5  und  18S6 


waren  bei  der 


Erbschaftssteuer 
Directe  Linie 


in 


0/ 


06.91 

14.8 


}81. 


B . . . . 

...  2.4 

C . . . . 

. . . 1.9 

Ehegatten 

. . . 9.8 

Nichtverwandte  . . . 

...  4.2 

Summa 

. . . 100.0 

Erbgang 


übertragenen 


im 

über  4/6  hi  dieser  und  der  nächsten 
einer  Erbschaftssteuer  steigt  bei  dem  üblichen  Princip 


Vermögens  in 
Seitenlinie. 


der 

Die 

pro- 


wieder  bei  der 
gang  in  beiden 


Hiernach  bleiben  nur  4/a  des 
directen  Linie,  nur  etwas 
finanzielle 

gresSiver  Steuersätze  nach  der  grösseren  Entfernung  vom  Beerbten  natürlich,  je  mehr 
Erbgang  ausserhalb  der  directen,  weiter  ausserhalb  der  nächsten  Seitenlinie,  endlich 
ausserhalb  jeder  Verwandtschaft  erfolgt.  Man  vergleiche  auch  hier  die  Daten  über 
Grossbritannicn  (S.  275,  276),  aus  deren  Abweichungen  von  den  französischen  indessen 
Verschiedenheit  der  Einrichtung  beider  Steuern  Schlüsse  auf  den  Erb- 
Ländern  nicht  ohne  Weiteres  gezogen  werden  können. 

Bevor  dann  der  interessanteste  Punct,  die  etwaige  Veränderung  der  Quoten 
der  Erbenkategorien  in  längeren  Perioden,  untersucht  wird,  sei  zunächst 
noch  einmal  der  früher  schon  berührte  folgende  Punct  etwas  näher  ins  Auge  gefasst : 
nämlich  der  Einfluss  von  bedeutsameren  Vorgängen  in  der  Bevölkerungsbewegung, 
d.  h.  hier  specielf  in  den  Todesfällen  auf  den  Erbgang  und  damit  auf  die  Steuer- 
erträge in  einzelnen  besonders  characteristischen  Jahren.  Dieser  Einfluss  ist 
ganz  unverkennbar.  In  Betreff  von  1870  — 71  ist  darauf  schon  oben  S.  407  auf- 
merksam gemacht  worden.  Das  Genauere  zeigen  folgende  Daten , die  auch  für  die 
steuerpolitische  Würdigung  der  Erbschaftssteuer  von  Interesse  sind.  Es  ist  dabei  daran 
zu  denken,  dass  Eisass -Lothringen  nur  noch  für  einen  Thcil  von  1870  von  dieser 
Statistik  mit  umfasst  wird  (Bull.  XV,  542).  Die  Zahlen  Mill.  Frcs 


Erbfälle 

Directe  Linie  % 

Seitenlinie  % 

Ehegatten  °/u 

Nichtverwandte  % 

1868 

1869 

2303.2  1 
2507.6  f 

100.0 

681.3  \ 
640.9  \ 

100.0 

338.1  \ 
359.3  j 

100.0 

132.5  1 
128.9  / 

100.0 

1870 

2337.3 

97.2 

603.1 

91.2 

333.6 

95.7 

98.3 

75.4 

1871 

3407.S 

147.7 

946.1 

143.1 

470.0 

134.8 

187.0 

143.1 

1872 

2716.7 

112.9 

727.5 

110.4 

373.0 

106.9 

134.0 

102.5 

1873 

2507.9 

101.2 

697.1 

1 05.5 

370.0 

105.1 

1 36.0 

104.1 

Die  Abnahme  in  1870  ist  jedenfalls  init  auf  die  Kriegsereignisse  zurückzufuhren, 
weil  dadurch  vielfach  eine  Steuerveranlagung  unmöglich  gemacht  wurde  oder  ver- 
schoben werden  musste.  Die  starke  Zunahme  in  1871  erklärt  sich  ausser  aus  ver- 
mehrten Todesfällen  in  diesem  und  dem  Vorjahr  aus  nachträglicher  Regelung  von 
Rückständen  aus  1870.  In  den  einzelnen  Kategorien  von  Erbfällen  zeigt  sich  sonst 
aber  kein  grosser  Unterschied  in  der  Quotenbewegung,  mit  Ausnahme  der  Erbschaften, 
die  an  Nichtverwandte  kamen,  bei  denen  die  Declarationen  1870  besonders  im  Rückstand 
geblieben  sein  müssen. 

Die  Bewegung  nach  Kategorien  von  Werthobjecten  (Bull.  XV,  549)  ergiebt 
bei  allen  hier  unterschiedenen  4 Arten  (s.  o.  S.  591)  in  1S70  kleine  Abnahmen  gegen 
die  Vorjahre,  am  Stärksten  bei  den  Inscriptionen  im  Staatsschuldbuch , nicht  unbe- 
greiflich, dann  1871  überall  starke  Zunahmen,  am  Stärksten  bei  öffentlichen  Fonds 
und  Actien  (ausser  französischer  Renteninscription). 
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Die  Schenkungen  zeigen  bei  allen  4 Personenkategorien  erhebliche  Ab- 
nahmen der  Werthbeträge  18T0  und  noch  1 ST  1 , erst  1S72  besonders  starke  Zu- 
nahmen, die  in  den  folgenden  Jahren  aber  nur  wenig  und  nicht  allgemein  (so  nicht 
unter  Ehegatten)  sich  wieder  vermindern.  Z.  B.  directe  Linie  1868 — 75  866,  878, 
640,  676.  1070,  972.  935,  1005  Mül.  Frcs.  (Bull.  XV,  555). 

Die  allgemeine  Sterblichkeit  war  in  directer  uud  indirecter  Folge  des 
Kriegs  von  1S70 — 71  enorm.  1869 — 72  2.34,  2.83,  3.48,  2.19%,  bezw.  S64,326  — 
1046,909  — 1271,010  — 793,064  Todesfälle.  Dem  Fiscus  kam  das  in  der  Erbschafts- 
steuer sehr  zu  statten,  eine  immerhin  eigentümliche  Consequenz  einer  solchen  Steuer: 
sie  florirt  in  Calamitäten. 

Auch  in  früheren  Jahren  lässt  sich  ein  gewisser  Einfluss  politischer  Ereig- 
nisse auf  die  zur  Erbschaftssteuer  veranlagten  Wcrtlie  und  auf  den  Steuerertrag  nach- 
weisen,  nur  viel  geringer,  weil  der  Einfluss  auf  die  Sterblichkeit  geringer  war.  oder 
diese,  wo  sie  gestiegen,  gleichzeitig  etwa  von  anderen  Ereignissen,  Theuerung,  ver- 
heerenden Krankheiten  emporgetrieben  war  (so  1847 — 49,  1854 — 55  — Krimkrieg — , 
1859  italienischer  Krieg).  Aber  seit  der  ersten  Revolution  hat  kein  politisches  Er-  / 
cigniss  entfernt  so  stark  die  Bevölkerungsbewegung  und  namentlich  die  Sterblichkeit 
nachtheilig  beeinflusst  als  der  Krieg  von  1870 — 71  , nicht  einmal  die  napoleonischen 
Kriegsjahre  1806  ff.,  1812—14.  (S.  Ann.  Stat.  1882,  p.  33  ff.). 

Sind  nun  in  den  Quoten  der  Erbenkategorien  bestimmte  Aenderungcn 
während  der  Beobachtungsreihe  (seit  1826)  nachweisbar,  welche  auf  Vorgänge  in  der 
Bevölkerungsbewegung,  namentlich  in  der  Sterblichkeit  als  auf  ihre  Ursache  hin  zeigen? 

In  einzelnen  kritischen  Zeitpunctcn,  wie  1870 — 71,  kaum,  was  auch  keine 
allgemeineren  Gründe  hier  vermuthen  lassen.  In  längeren  Perioden  wäre  es  da- 
gegen a priori  bei  der  geringen  Geburtsziffer  Frankreichs,  der  niedrigen  ehelichen 
Fruchtbarkeit  und  dem  kleinen  jährlichen  Ueberschuss  der  Geburten  über  die  Todes- 
fälle — 1870 — 71  hat  sogar  die  Zahl  der  Todesfälle  um  548,000  überwogen  — nicht 
unmöglich,  ja  eigentlich  wahrscheinlich,  dass  häufiger  ein  Aussterben  der  directen 
Linie  und  selbst  der  ersten  Seitenlinie  erfolgt,  dass  dann  die  Intestaterbschaften  in 
diese  und  weiter  in  die  entfernteren  Linien  übergehen,  anderseits  auch  mehr  Erb- 
schaften und  Vermächtnisse  durch  testamentarische  Bestimmungen  an  Ehegatten,  ent- 
ferntere Verwandte  und  selbst  Nichtverwandte  fallen,  weil  weniger  oder  eventuell  gar 
keine  Rücksichten  auf  nähere  Verwandte  genommen  werden  müssen. 

Statistisch  lässt  sich  ein  solcher  Schluss  nur  wieder  unter  den  oben  augedeuteten 
Voraussetzungen  prüfen.  Man  wird  dabei  auch,  um  die  Zufälligkeiten  des  Erbgangs 
in  den  einzelnen  Jahren  etwas  auszuglcichon  . Durchschnitte  mehrerer  Jahre  zu 
Grunde  legen  müssen.  Im  Folgenden  werden  die  Ergebnisse  einer  solchen  statistischen 
Berechnung  mitgetheilt.  Die  absoluten  Zahlen  s.  im  Bull.  XV,  542,  XXI.  137,  XXII. 
147.  Die  Daten  an  ersterer  Stelle  — 1826 — 1882  — beschränken  sich  auf  die 
4 Ilauptkatcgorien  von  Erben.  In  den  Jahresberichten  der  Enrcgistremcnt- Verwaltung 
sind  auch  die  3 Arten  der  Scitenverwandten  unterschieden,  bei  denen  eine  Unter- 
suchung des  Erbgangs  für  die  angedcutcte  Frage  gleichfalls  von  Interesse  wäre.  Doch 
muss  sie  hier  als  zu  weitläufig  unterbleiben.  In  der  directen  Linie  wäre  noch  eine 
genauere  Verfolgung  des  Erbgangs  — von  Eltern  auf  Kinder,  Grosskinder  und  um- 
gekehrt — auch  von  Werth.  Hier  fehlen  die  Daten  indessen  auch  in  der  amtlichen 
Statistik.  Es  würde  zu  weit  führen,  hier  die  Berechnung  in  dem  ganzen  Zeiträume 
für  einzelne  Jahre  und  Perioden  (z.  B.  Quinquennien)  vorzunehmen  und  hier  einzu- 
fügen. Die  folgende  Uebcrsicht  beschränkt  sich  auf  eine  Berechnung  im  Anfaug, 
der  Mitte  und  am  Schluss  der  Periode  von  1826 — 1885. 

Die  obige  Annahme  findet  danach  ihre  volle  Bestätigung.  Die  Jahre 
1871  bis  72  sind  hier  nicht  mit  in  die  Beobachtungsreihe  gezogen,  obgleich  sie  für  die 
Frage  Interesse  böten,  weil  die  Veranlagung  damals  zu  sehr  gestört  war  und  dieser 
Umstand  sich  nicht  eliminiren  lässt. 


Absolute  Zahlen.  Summe  Mill.  Frcs. 

Directe 

Linie. 

Seiten- 

Linic. 

Ehe- 

gatten. 

Nicht- 

verwandte. 

Durchschnitt  1826 — 30 

1383.4 

970.5 

207.8 

129.8 

35.3 

„ 1851 — 55 

2061.5 

1410.2 

381.3 

195.0 

54.9 

,,  1876 — 80 

4831.6 

3247.5 

933.9 

476.4 

173.5 

1885 

5406.9 

3622.7 

1016.4 

538.8 

229.0 
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Relativzahlen  %• 

Directe 

Linie. 

Sciten- 

Linie. 

Ehe- 

gatten. 

Nicht- 

verwandte. 

Durchschnitt  1826 — 30 

100.00 

70.16 

17.01 

9.38 

2.55 

„ 1851 — 55 

100.00 

68.41 

18.50 

9.46 

3.63 

1876—80 

100.00 

67.22 

19.33 

9.86 

3.59 

1885 

100.00 

67.00 

18.79 

9.97 

4.24 

Es  wäre  nun  freilich 

möglich , 

dass  andere 

Umstände 

als  die  Bewegung  der 

Sterblichkeit  in  der  Familie  diese  Bewegung  der  Quoten  bestimmt  oder  doch  mit  be- 
stimmt haben.  So  etwa  eine  stärkere  Vermehrung  der  Schenkungen  in  der  directen 
Linie.  Indessen  sind  von  1826 — 30  bis  1876 — 80  die  Elbfalle  in  der  directen  Linie 
um  335,  die  Schenkungen  nur  um  238%  gewachsen,  in  der  Seitenlinie,  wo  die 
Schenkungen  aber  wenig  ins  Gewicht  fallen,  die  Erbfälle  um  377,  die  Schenkungen 
nur  um  128%.  Wenn  daher  nicht  etwa  anzunehmen  ist,  dass  in  der  directen  Linie 
immer  mehr  Hinterziehungen  bei  der  Erbschaftssteuer  stattfindeu,  was  unwahrschein- 
lich ist  und  durch  die  regelmässige  und  constantc  Verschiebung  der 
Quoten  der  Erbenkategorien  mit  widerlegt  wird,  so  bleibt  nur  die  Annahme 
übrig,  dass  die  geringe  Geburtsziffer  und  der  Gang  der  Sterblichkeit 
wirklich  in  Frankreich  den  Erbgang  mehr  in  die  Seitenlinie  und  selbst 
aus  der  Blutsverwandtschaft  herausdrängen.  Diese  eigenth  Umliche  Be- 
völkerungsbewegung Frankreichs  bedingt  dann  eine  steigende  Ergiebig- 
keit der  Erbschaftssteuer  wegen  der  progressiven  Steuersätze  in  der  Seitenlinie, 
bei  Ehegatten  und  Nichtverwandten.  Ein  fiscalischer  Vortheil,  welcher  natürlich  in 
mancher  Hinsicht  seine  Bedenken  hat  und  in  Ländern  mit  anderer  Bevölkerungs- 
bewegung, daher  z.  B.  in  den  germanischen,  bei  dieser  Steuer  nicht  hervortreten  würde. 

Die  weitere  Untersuchung  dieser  Verhältnisse  muss  anderen  Arbeiten  überlassen 
bleiben  und  gehörte  auch  mehr  in  das  bevölkerungsstatistische  als  in  das  steuersfatistische 
Gebiet.  Diese  Zusammenhänge  sind  aber  von  so  eigenth ümlichcm  Interesse,  dass  dieser 
kleine  Excurs  an  dieser  Stelle  gestattet  sein  mag.  Dass  vermehrte  Vergebungen  an 
religiöse  und  dgl.  Stiftungszwecke  auch  mit  bei  der  Verschiebung  der  Quoten  etwas 
mitspielen  mögen,  ist  möglich.  Aber  die  Haupterklärung  scheint  uns  doch  im 
Gang  der  Bevölkerungsbewegung  zu  liegen. 

Für  manche  andere  hier  nicht  weiter  hergehörige  Fragen  ist  das  interessante 
Material  der  Erbschaftssteuerstatistik  verwerthbar  und  verwerthet  worden,  so  für  die 
Schätzung  des  Volksvermögens  und  der  Vermehrung  des  letzteren.  Wenn  man  an 
dem  Vergleich  der  eingesteuerten  Erbschaftssteuerwerthe  mit  den  Staatseinnahmen  auch 
das  Steigen  und  Fallen  der  durch  diese  Einnahmen  dargcstcllten  Belastung  des  Volks- 
vermögens zu  messen  gesucht  hat  (Bull.  I,  24,  III,  344  ff.),  so  ist  das  freilich  etwas 
gewagt. 

D.  Die  Gesammtg’ruppe  der  directen,  der  Verkehrs-  und  der  Erb- 
schaftsbesteuerung. 

§.  245.  Die  drei  grossen  Gruppen  der  modernen  fran- 
zösischen Staatsbesteuerung,  die  di  recte,  die  Verkehrs-  und  die 
Erbschaftsbesteuerung  oder  die  beiden  grossen  Gruppen  der 
französischen  Verwaltungspraxis:  „directe  Steuern“  und  „Enre- 
gistrement  nebst  Steinpelwesen“,  lassen  sich  auch  wieder  zu 
Einer  Haupt  gruppe  der  französischen  Staatsbesteuerung  zu- 
sammenfas8en  und  dann  der  zweiten  Hauptgruppe,  der  in- 
directen  Verbrauchsbesteuerung  (einschliesslich  der  Zölle) 
gegenüberstellen.  Eine  solche  Zusammenfassung  und  Gegenüber- 
stellung ist  flir  die  Würdigung  des  französischen  Staatssteuersystems 
wie  zur  Gewinnung  eines  allgemeinen  finanzwissenschaftlichen  Er- 
gebnisses aus  der  französischen  Steuergeschichte  von  Interesse. 
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Der  Doctrinarismus  und  die  Ideologie  der  ersten  Revolution 
glaubten  mit  directen  Steuern  und  allenfalls  mit  etwas  Register- 
und  Stempelabgaben  den  Bedürfnissen  des  Staatshaushalts  eines 
Grossstaats  im  Ganzen  genügen  zu  können  (§.  167  ff.).  Obgleich 
man  nun  in  dem  Zeiträume  nahezu  eines  Jahrhunderts  diese  Steuern 
immerhin  viel  umfassender  ausgebildet  hat,  als  es  im  ersten  Plane 
lag,  und  das  fiscaliscke  Interesse  in  der  technischen  Ausgestaltung 
derselben  stark  genug  zur  Geltung  gelangt  ist,  — statt  der  um  1792 
erstrebten  ca.  400  Mill.  (S.  385)  geben  die  genannten  Steuern  jetzt 
mehr  als  das  Dreifache  — reicht  doch  nach  wie  vor  1789 
der  Ertrag  dieser  Einen  grossen  Steuergruppe,  bei 
Weitem  nicht  zur  Deckung  des  Steuerbedarfs  aus.  Die 
zweite  grosse  Gruppe,  die  in  der  Zeit  der  ersten  Revolution  so 
verfehmte  indirecte  V erbrauchsbesteuerung,  muss  zu  diesem 
Behufenoch  um  ein  paar  hundert  Millionen  mehr  abwerfen  als 
die  bisher  besprochenen  Steuern  zusammen  genommen! 

Dabei  sind  die  directen  und  die  Verkchrssteuern  schon  so  superfiscalisch  ausgenutzt, 
dass  aus  ihnen  auf  der  bestehenden  Basis  auf  einmal  nicht  viel  mehr,  als  sie 
schon  ertragen , herauszupressen  sein  möchte.  Das  hat  unsere  eingehende  Darstellung 
wohl  gezeigt.  Nur  die  weitere  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  mag  sie  noch  er- 
giebiger machen.  Dann  wird  aber  auch  der  Stcu erbedarf,  und  wahrscheinlich 
mindestens  in  gleichem  Maasse,  gewachsen  sein.  Und  wenn  man  auch  durch  Aus- 
bildung einer  rationellen  directen  Einkommen  - und  Vermögenssteuer  noch  einige 
hundert  Millionen  mag  erzielen  können,  so  wäre  anderseits  dann  vollends  eine  Ermässigung 
der  Steuersätze,  hie  und  da  bei  den  bestehenden  directen  Steuern,  in  weiterem  Um- 
tang im  Enregistremcnt,  dringend  geboten.  An  einen  irgend  umfassenderen  Ersatz 
des  Ertrags  der  indirecten  Verbrauchsbesteuerung  durch  Reformen  im  Gebiete  der 
jetzigen  directen  und  Verkehrsbesteuerung  allein  ist  gewiss  nicht  zu  denken. 

Das  „steuergeschichtliche  Facit“  von  allgemeinerer  Be- 
deutung, das  wir  hieraus  ziehen,  ist  daher:  ohne  stark  ent- 
wickelte Verbrauchsbesteuerung,  sogar  neben  einer  oft  so 
übermässig  fiscalisch  ausgestalteten  directen  und  Verkebrsbesteuerung, 
wie  der  geschilderten  französischen,  ist  im  „neuen“  wie  im 
„alten  Regiment“  der  Haushalt  eines  Grossstaats,  dessen 
geschichtliche  Stellung,  mit  Recht  oder  Unrecht,  einen  grossen 
Finanzbedarf  bedingt,  vollends  aber  der  Haushalt  des  Staates  eines 
politisch  so  ruhelosen  und  ehrgeizigen  Volkes  wie  des  französischen 
schlechterdings  nicht  zu  führen. 

Von  diesem  „Facit“  ist  für  den  folgenden  Schlussabschnitt  von 
der  Verbrauchsbesteuerung  von  vornherein  Act  zu  nehmen.  Der 
„Superfiscalismus“  ist  auch  hier  das  nothwendige  Product  der 
französischen  allgemeinen  Geschichte. 
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E.  Die  indirecten  Steuern  oder  die  Verbrauchsbesteuerung 
(im  weiteren  Sinne,  einschliesslich  der  Monopole,  Zölle,  Gebrauchs-  und 

Genusssteuern,  s.  o.  S.  417). 

Die  Gesetzgebung  ist  für  die  einzelnen  hierhergehörigen  Steuern  regelmässig 
eine  besondere.  Die  betreffenden  Gesetze  werden  daher  bei  jeder  Steuer  oder  kleineren 
Steuergruppe  speciell  angegeben.  Die  Verwaltung  dieses  grossen  Gebiets  zerfällt 
in  mehrere  Abtheilungen,  von  denen  die  wichtigste,  diejenige  der  „indirecten 
Steuern“  i.  c.  S.,  die  meinen  hierhergehörigen  Steuern  nebst  den  bereits  bei  der 
Verkehrsbestcucrting  dargestellten  Transportsteuern  unter  sich  vereinigt.  Gewisse 
Einrichtungen  und  leitende  Grundsätze  der  Verwaltung  sind  aber  auch  dem 
ganzen  Gebiet  der  Verbrauchsbestcuerung  gemeinsam.  Sie  kommen  im  Folgenden 
zuerst  zur  Darstellung. 

Literatur.  Stourm,  I,  ch.  11 — 14;  II,  ch.  IS,  19.  Vignes  I,  ch.  2, 
p.  111 — 319;  II,  p.  287 — 313  (.Statistik! ; II,  382 — 396  (Tarife).  Josat,  minist,  d, 
fin.,  bes.  II.  partie,  ch.  3 — 5,  p.  519  if.  v.  Hock.  Cap.  6 — 8.  v.  Kaufmann, 
S.  263  ff.,  320 — 550.  Block,  dictionn.  und  supplüm.  Art.  contributions  indirectes, 
douancs.  tabue  (Monopol)  und  die  Artikel  über  die  einzelnen  hierhergehörigen  öteuern. 
Say’s  dictionn.  de  finances  Art.  contributions  indirectes  (im  fase.  10,  p.  1226 — 1245) 
und  einzelne  Artikel,  soweit  sie  in  dein  alphabetischen  Werk  schon  erschienen,  so  bes. 
Art.  boissons  (von  Stourm).  In  diesem  Say’schen  Werk  auch  Statistik.  Die  wich- 
tigen Massregeln  nach  dem  Kriege  auf  dem  Gebiete  der  indirecten  (einschliesslich  der 
Verkehrs-)  Besteuerung  im  Einzelnen  gut  (mit  vielen  statistischen  Daten)  dargelegt 
und  kritisch  beui thcilt  in  Mathieu-Bodet’s  sorgfältigem  und  öbjcctivem  Werke 
„les  finances  fran<?ai»es  de  1870 — 78“,  Par.  1881.  bes.  vol.  I.  ch.  2—4.  8 — 11,  vol.  II, 
ch.  25;  ferner  Ainagat,  les  euiprunts  et  los  irnpöts  de  la  rantjon  de  1871.  Par.  18i>9, 
bes.  p.  161  IC.  Bull.  d.  Minist,  de  fin. , s.  Generalregistcr  in  vol.  XX  (1836)  Uber 
„contribut.  indir.“,  „douaues“,  „ manufacturcs  de  l'etat“;  Einzelnes  auch  unter 
„comptabilitö  publ.“  (neueste  Gesetzgebung,  Enqueten,  so  Uber  die  Getränkc>tcuern, 
Tarife,  Statistik,  histor.  Statist,  und  legislative  Uebersichtsartikel  mehrfach,  z.  B.  über 
die  Monopole).  Jahresberichte  der  Ueneraldirectiouen  etc.  und  in  den  folgenden 
Bänden,  mit  reichem  statistischen  Material.  Faurc,  budg.  d.  1.  France,  p.  110  ff. 
(Statistik  1868—1887.) 

Von  grösseren  wesentlich  administrativen  Werken  und  Commentaren  über 
die  französischen  indirecten  Steuern  wurde  bes.  benutzt  Olibo,  code  des  contri- 
butions indirectes  et  des  octrois,  3 vol.  5.  ed.  Lyon  1873 — 7ü,  ein  für  das  Eindringen 
in  das  administrative  Detail  ganz  unentbehrliches  Werk.  Weitere  Bibliographie  bei 
Block,  dictionn.  p.  685,  Say.  dict.  p.  1244. 


1.  Die  indirecten  oder  Verbrauchssteuern  im  Allgemeinen. 

§.  246.  1.  Dienstorganisation.  Finanzielle  Be- 
deutung. Im  Unterschied  von  der  directen  Besteuerung,  wo  die 
allgemeinen  Verwaltungsbehörden  mehrfach  an  der  Verwaltung  be- 
theiligt sind  (§.  179  ff.),  besteht  auch  in  Frankreich  nach  der 
Technik  der  indirecten  Steuern  eine  besondere  diesem  Zweige 
angepasste  Dienstorganisation  mit  eigenem  Behörden-  und  Be- 
amtenapparat. Nach  mehrfachem  Wechsel  auch  in  der  Zeit  seit 
1815  ist  gegenwärtig  die  Verwaltung  dieser  Steuern  in  Frank- 
reich unter  fünf  fin  an /minist  erielle  Gen  er  aldirectionen, 
diejenigen  der  „indirecten  Steuern“  (i.  e.  S.),  der  Staats- 

A.  Wagner,  Finanzwissenschaft.  III.  39 
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manufacturen,  der  directen  Steuern,  der  Comptabilitiit, 
der  Zölle,  ausserdem  an  eine  Abtheilung  des  Kriegs  Mini- 
steriums vertheilt. 

Die  Generaldirection  der  indireefen  Steuern  erhielt  1 Sl 4 ihren  Namen,  wo  sie 
an  die  Stelle  der  napoleonisehen  „Regie  der  vereinigten  Abgaben“  (regio  des  droits 
reunis)  trat.  Letztere  war  1SU4  für  die  Verwaltung  der  wiedereingeführten  inneren 
Verbrauchssteuern  und  einiger  anderer  Steuern  gebildet  worden.  Zeitweilig  ist  mit 
der  Direction  der  indirecten  Steuern  auch  die  Verwaltung  der  Zn  Ile  vereinigt  ge- 
wesen (1814 — 15.  1851 — 69),  ferner  die  Verwaltung  des  Tabak-  und  Pulver- 
monopols. Ueber  die  mehrfachen  Veränderungen  in  dieser  Dienstorcanisation 
Josat,  p.  521.  51)0.  Die  Grösse  und  Verschiedenartigkeit  der  Dienstgeschäfte  haben 
nach  manchen  Experimenten  zu  der  jetzigen  Organisation  geführt.  Ausser  admini- 
strativen und  technischen  Rücksichten  scheinen  aber  mitunter  politische  Erwägungen 
(so  bei  der  neuerlichen  Unterstellung  des  Pulvcrmnnopols  unter  das  Kriegsministerium), 
hie  und  da  vielleicht  auch  persönliche  Einflüsse  bei  den  Veränderungen  mit  gespielt 
zu  haben. 

a)  Die  Generaldirection  der  „indirecten  Steuern“ 
hat  es  namentlich  mit  der  Veranlagung  und  Erhebung  der 
auch  in  Frankreich  im  engeren  Sinne  sogenannten  inneren 
indirecten  Steuern  zu  thun.  Ausserdem  umfasst  sie  aber  einige 
andere  Abgaben  und  Einziehungsoperatiouen. 

Es  unterstehen  ihr  speciell  die  innere  Salzsteuer,  die  Getränkesteuern, 
die  inländisch e Rubenzuckerstcucr,  die  neueren  kleineren  inneren  in- 
directen Steuern  (Mineralöl,  andere  Öele,  Stearin  und  Kerzen,  Essig  und  Essig- 
säure, Dynamit  u.  s.  w.,  früher  auch  die  inzwischen  wieder  beseitigten,  zu  denen  seil 
1886  auch  die  Papiersteuer  gehört),  das  (übrigens  verpachtete)  Zündhölzchen- 
Monopol,  die  rrtifu ngsabgabc  von  Gold-  und  Silber w aaren , die  Dena- 
turalisation sabgabe  von  Alcohol,  die  Spielkartensteuer,  die  Liccnzen 
im  Gebiet  der  Verbrauchsbesteuerung.  Ferner  ressortirt  zu  dieser  Direction  der 
Verkauf  (nicht  die  Cultur  und  Fabrikation)  des  Tabaks  beim  Tabakinonopol 
und  ebenso  der  Verkauf  (nicht  die  Herstellung)  des  Pulvers  heim  Schiess- 
pulvermonopol. Verschiedene  kleinere  Abgaben  und  Einnahmen,  welche  mit 
diesen  indirecten  Steuern  in  Verbindung  stehen,  gewisse  Stempel.  Control- 
gebühren überwachter  steuerpflichtiger  Gewerbe,  Plombirungsgeldcr,  Geldstrafen, 
werden  ebenfalls  von  dieser  Direction  mit  verwaltet  und  erhoben.  Ausserdem  gehören 
die  schon  oben  behandelten  Transportsteuern  von  öffentlichem  Fuhrdienst,  auch 
von  Eisenbahnen  zu  ihrem  Ressort.  Endlich  unterstand  ihr  die  Erhebung  der  1880 
beseitigten  Abgaben  von  der  Schifffahrt  im  Inneren  und  untersteht  ihr  noch 
gegenwärtig  die  Einziehung  der  Pachtgelder  von  Fähren,  Ccbcrfuhrcn,  Fischerei  u.a.m., 
sowie  diejenige  gewisser  Zahlungen  der  Gemeinden  zum  Ersatz  von  Ausgaben 
im  Interesse  des  städtischen  Octroi  dienstes,  auch  communaler  Kasernirungsbeiträge. 
Es  findet  sich  hier  also  mit  den  grossen  Hauptzweigen  der  „inneren  indirecten  Ver- 
brauchsbesteuerung“ eine  Reihe  kleinerer  Einnahmezweige  vereinigt,  welche  finanz- 
wissenschaftlich besser  zu  einer  anderen  Steuergruppe  gestellt  werden  (die  Transport- 
steuern zu  den  „Verkehrssteuern“)  oder  gemischt  Steuer-  und  gebührenartiger  oder 
nur  letzterer  Natur  sind.  Sie  fallen  auch  insgesammt  finanziell  nicht  sehr  erheblich 
ins  Gewicht.  Auf  eine  eigene  Darstellung  dieser  Nebenzweige  des  Dienstes  dieser 
Generaldirection  verzichten  wir  hier,  soweit  nicht  der  Zusammenhang  mit  den  wich- 
tigeren Zweigen  zu  einer  Erwähnung  Anlass  giebt.  Einige  statistische  Daten 
weiter  unten. 

b)  Die  Generaldirection  der  Staatsmanufacturen 
fungirt  jetzt  ausschliesslich  uoeh  für  das  Tabakmonopol  und 
zwar  nur  für  die  Ueberwachung  des  inländischen  Tabakbaus,  den 
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Ankauf  des  Tabaks  im  In-  und  Auslande  und  die  Herstellung  der 
Tabakfabrikate,  während  der  Verkauf  der  letzteren  zur  General- 
direction  der  indirecten  Steuern  gehört. 

Anfänglich  stand  das  Tabakmonopol  bei  der  „Regie  der  vereinigten  Abgaben“, 
der  späteren  Direction  der  indirecten  Steuern.  Nach  mehrfachen  früheren  Ver- 
änderungen, wobei  sie  bereits  zeitweilig  selbständig  gestellt  gewesen,  wurde  die 
Tabaksverwaltuug  1S60  von  Neuem  zu  einer  eigenen  Gcueraldirection  erhoben, 
welcher  1S05  unter  Beilegung  des  Namens  „Generaldircction  der  Staatsmanu- 
facturen“  auch  die  Herstellung  des  monopolisirten  Pulvers  für  den  Privat- 
verkehr (im  Unterschied  vom  Bedarf  der  Militärverwaltung)  Übertragen  wurde  (s.  u.). 
Im  J.  1873  wurde  dieser  Fabrikationszweig  ihr  aber  wieder  abgenommen  und  dem 
Kriegsministerium  mit  übertragen.  (Josat,  p.  521,  591.  Vignes  I,  201.) 

c)  Die  General  direction  der  directen  Steuern  und 
diejenige  der  Comp tabili tat  (comptabilitö  publique)  verwalten 
von  den  erst  im  Folgenden  mit  behandelten  Steuern  die  von  uns 
hier  mit  eingereihten  „Gebrauchs-  und  Genusssteuern“,  nämlich 
die  im  französischen  Finanzrecht  mit  zu  den  „den  directen  Steuern 
assimilirten  Speeialtaxen“  gestellten  Steuern  auf  Wagen  und 
Pferde,  Billards,  gesellige  Vereine  u.  dgl.  (geschlossene 
Gesellschaften)  (S.  416,  418).  Die  erstgenannte  Direction  besorgt 
aber  auch  hier  nur  die  Veranlagung  und  was  damit  zu- 
sammenhängt, die  zweitgenannte  die  Erhebung  dieser  Steuern 
(S.  422). 

d)  Das  Kriegsministerium  verwaltet  seit  1873  durch  eine 
seiner  Directionen  (Ingenieurs  des  poudres  et  salpetres)  das  ge- 
sammte  Pulvermonopol,  daher  auch  die  Fabrikation  des  fltr  Handel, 
Bergwerke,  Jagd  bestimmten  Schiesspulvers.  Den  Verkauf  des 
letzteren  besorgt  aber,  wie  schon  bemerkt,  auch  hier  die  General- 
direction  der  indirecten  Steuern. 

So  war  cs  auch  vor  1805  gewesen,  wo  die  Pulver-  und  Salpeterdirection  im 
Kriegsministerium  aufgehoben  und  letzterer  nur  die  Fabrikatiou  des  Pulvers  für 
Militärzwecke  belassen,  die  des  Handelspulvers  aber  der  Tabak -Direction  mit  über- 
tragen wurde.  Alle  Staats- Pulver- Fabriken  und  Salpeter  - Rafliuerieen  gingen  1873 
wieder  auf  das  Kriegsministerium  über. 

Die  folgende  Uebersicht  zeigt  die  heutige  hohe  finanzielle 
Bedeutung  der  französischen  indirecten  Steuern  und  die  Ver- 
keilung derselben  auf  die  oben  genannten  Verwaltungs- 
directionen. 

Bull.  XXIII,  265  ff. , 306,  Ergöbniss  der  nicht  unter  der  Direction  der 
directen  Steuern  stehenden  Abgaben  für  18S6 ; Anschlag  der  drei  unter  der 
Direction  der  directen  Steuern  stehenden  Gebrauchssteuern  für  1 SST  im  Bull.  XX,  8; 
Zölle,  eb.  XXII,  6-tO , Ergebnis*;  auch  Faure  p.  S2,  118,  119.  Die  Reihen- 
folge ist  die,  in  welcher  sic  hier  besprochen  werden  (s.  S.  417). 
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6.  B.  2.  K.  Stoucrrecht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  240. 


Ertrag  Ertrag 
1000  Frcs.  1000  Frcs. 


I.  Bei  der  Direction  der  indirccten  Stenern 
erhoben : 

A.  Ve  rb  rauchssteuern: 

Innere  Salzstcucr 

Getränkesteuern: 

Wein 

Obstwein 

Branntwein 

Alkohoiis.  Weine 

Bier 

Zuschi. -Centimen 

Expediiionsgcbühr 

Innere  Zucker  Steuer 

Neuere  kleinere  innere  Steuern: 


133,210 

15.472 

234.554 

2.451 

21,003 

S3 


S,805 


407,408 


4,7S1 

86,91« 


Papier 

10,590*'] 

Mineralöl 

37 

Andere  Oele 

2,555 

> 25,627 

Stearin,  Kerzen 

8,716 

Essig  u.  s.  w 

2.933 

Dynamit  u.  s.  w 

Andere  verwandte: 

796 

Gold-  und  Silberprüfungsabgabe  . 

4.0241 

Alcohol  — denaturalisirt  . . . 

2.220} 

9,149 

Spielkarten 

Monopole: 

2,305) 

Tabak 

. 363.9381 

Pulver 

12.971} 

398,919 

Zündhölzer 

17,010) 

Licen ze  n : 

bei  Getränken 

12.2091 

12,893 

andere  

084/ 

Summe  A.  Verbrauchssteuern  . 

— 

954,620. 

B.  Ausserdem  werden  bei  dieser  Direction 
noch  vereinnahmt: 

Stempel 

Strafen  und  ConfiscÄtionen  . . .. 

Von  Fähren.  Fischerei  u.  dgl.  m. 
Zinsen  von  Stcuercrcditen  . . . 

Communalo  Ka>emirungskosten  . . 

Verschied.  Andere,  Kostenersätze  u.dgl 

C.  Ferner  Transportsteuern: 

Eisenbahnen 

Andere  öfientl.  Fuhrwerke  . . . 

Summe  aller  dieser  Einnahmen  . . 

Berichtigt**) 

Dazu  Erträgnisse  des2.  Theils  desExercico 
Gesamintbctrag  I 

II.  Bei  der  Direction  der  directcn  Steuern 
veranlagt : 

* Wagen,  Pferde  u.  s.  \v 

Billards 

Vereine,  Gesellschaften 


8,0031 

4,128 

2,755 

5101 

1,536 

2,904J 

75,6141 

4,923/ 


20.502 


11 

1 

1 


<070) 

,187} 

,490) 


80,537 

1,055,659 

1,055.088 

20,724 

1,076,383. 


13,74‘ 


*)  Seit  1.  Deccmber  1886  weggefallen,  also  obiger  Ertrag  nur  für  11  Monate. 

**)  Die  Summirung  ergiebt  29,000  Francs  weniger,  vielleicht  wegen  eines  nicht 
ermittelten  Druck-  oder  Rechenfehlers  in  einer  Rubrik. 
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Ertrag 
J000  Frcs. 


Ertrag 
1000  Frcs. 


III.  Zölle: 


Eingangszeile  (incl.  von  Zucker)  . . 

.‘124,5951 

Statist.  Abgabe 

6,440 

« 945,610 

Schifffahrtsabgaben 

7.6S4 

Nebeneiun.  der  Zollverwaltung  . . . 

4,891 

Salzs teuer  in  dieser  Verwaltung  . . 

— 

23,006 

Summe  III 

— 

366,616 

Summe  I.  bis  Ul 

— 

1 ,456,746 

Summe  ohne  die  Transportsteuern  unter  I.C. 

— 

1,376,209 

Solche  Daten  für  ein  einzelnes  Jahr  geben  bei  don  Schwankungen  der  Erträge 
gerade  der  hier  aufgeführten  Steuern  natürlich  nur  ein  Bild  von  der  Bedeutung  der 
verschiedenen  Posten  iin  Ganzen  und  von  der  Grösse  des  Gcsammtertrags  dieser 
Steuern  im  Verhältniss  zu  demjenigen  der  übrigen  grossen  Steuergruppen. 


Mit  13  — 1400  Mill.  Frcs.  beläuft  sich  der  Ertrag  dieser  „Ver- 
brauehsbesteuerung“ auf  1 — 200  Mill.  höher  als  derjenige  der 
beiden  früher  dargestellten  Gruppen  der  Staatsbesteuerung  (S.  596). 
Die  grosse  Steuervermehrung  seit  dem  deutsch-fran- 
zösischen Kriege  fällt  in  besonders  starkem  Maasse  auf 
diese  „Verbrauchsbesteuerung“.  Von  661  Mill.  Frcs.  in  1869 
stieg  die  Gcsammteinnahme  (incl.  Transportsteuern)  bei  der  Ge- 
neraldirection  der  indirecten  Steuern  schon  1875  auf  über  1000  Mill. 
und  hat  sich  seitdem  zwischen  1050  und  1100  Mill.  Frcs.  bewegt, 
einmal  letztere  Ziffer  selbst  etwas  überschritten.  Ebenso  ist  die 
Einnahme  bei  der  Generaldirection  der  Zölle  von  145  Mill.  in  1869 
von  1874  an  rasch  gewachsen  und  in  den  1880er  Jahren  bis  auf 
360 — 400  Mill.  Frcs.  und  mehr  gestiegen  (incl.  Salzsteuer  und 
Zuckerzoll).  Im  Unterschied  von  den  dirccten  Steuern  erfolgen  zu 
den  indirecten  Steuern  in  Frankreich  keine  Zuschläge  zu  De- 
partemental-  und  Communalzwecken.  Das  ermöglichte  mit  die 
grosse  Einnahmesteigerung  für  die  Staatscasse,  die  sonst  wohl 
nicht  in  diesem  Umfange  zu  erreichen  gewesen  wäre.  Das 
„steuerpolitisclie  Programm“  nach  dem  Kriege  in  der  Periode 
seit  1871  war  aber  überhaupt  gerade  die  „ Erhöhung  u n d V e r - 
mehrung  der  indirecten  Steuern“  (einschliesslich  Enregistre- 
ment  und  Stempel).  Wir  kommen  auf  diese  schon  oben  (§.  172 
bis  174)  characterisirte  Politik  unten  zum  Schluss  noch  einmal  zu 
sprechen. 

Im  Folgenden  wird  zunächst  nur  die  Einrichtung  und  der  Geschäftskreis  dev 
Generaldirection  der  indirecten  Besteuerung  dargcstcllt.  Von  der  Tabak-  und  der 
Zollverwaltung  speciell  wird  später  im  Eingang  der  Darstellung  dieser  Steuern  ge- 
handelt werden. 


§.  247. 
D i r e c t i o n 


2.  Einrichtung  und  Geschäftskreis  der 
der  indirecten  Steuern.  Nach  der  technischen 
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Natur  dieser  Steuern  — wie  auch  der  Zölle  und  der  Verkehrs- 
steuern (Enregistrement  und  Stempel)  — hängt  -Veranlagung 
und  Erhebuog  hier  sachlich  und  häufig  auch  zeitlich  näher  zu- 
sammen als  bei  den  directen  Steuern.  Die  bei  letzteren  in  der 

französischen  Verwaltung  bestehende  durchgreifende  Trennung  des 
Veranlagungs-  und  Erhehungsdienstes,  welche  beide  hier  sogar 
unter  zwei  verschiedenen  Generaldirectionen  stehen  (S.  422),  findet 
sich  bei  den  indirecten  wie  bei  den  Zöllen  und  Verkehrssteuern 
auch  nicht.  Auf  die  Einrichtung  des  gesammten  Dienstes  ist  diese 
Verschiedenheit  von  Einfluss. 

Der  Dienst  theilt  sich  auch  bei  der  Gcneraldirection  der 
indirecten  Steuern  in  einen  Central  dienst  zu  Paris  und  einen 
Local-  oder  Dep  artemental  dienst. 

Josat,  p.  522  ff.  Block,  dict.  Art.  contrib.  indir.  IV,  12 — 57.  Say,  dict., 
p.  1237  ff.,  hier  Kürzere  Darstellung:  der  neuesten  Gestaltung:.  Vignes  I.  308  ff. 
v.  Hock,  S.  441  ff.  v.  Kaufmann.  S.  323  ff.  Das  mancherlei  Detail  soll  hier  nicht 
gegeben  werde»;  im  Folgenden  nur  einige  Haupfpuncte. 

Der  Centraldienst  unter  dem  Generaldirector  ist  jetzt  unter  3 (bis  1^81  4) 
Abtheilungen  („divisions“),  jede  unter  einem  „Verwalter“  i^administrateur)  vertheilt. 
(Die  Functionen  derselben  bei  Josat,  p.  523  fl.)  Der  Gencraldircctor  hat  ausserdem 
ein  Centralbureau  und  ein  Bureau  für  die  Personalien  unmittelbar  unter  sich. 

Der  Departemen taldienst  gliedert  sich  wieder  in  den  mehr  centralisirten 
höheren  und  in  den  mehr  dcccntralisirten  niederen  oder  eigentlichen  Local- 
dienst. In  der  Kegel  bildet  jedes  Departement  einen  Dircctionsbezirk  unter 
einem  Diroctor;  nur  das  Seinedepartement  mit  Paris  hat  drei  Directionen.  Dieser 
Bezirk  ist  je  nach  Bedarf  wieder  unter  ü n terdir ectoren  in  Unterbezirke, 
welche  nach  dem  Umfang  der  Geschäfte  oin  oder  mchrcro  Arrondissements  umfassen, 
cingetheilt.  In  jedem  Dircctionsbezirk  stehen  unter  dem  Director  „Inspectoren“, 
thcils  „sesshafte“  (södentaires),  welche  ausschliesslich  in  ihrem  Wohnsitz  thätig 
sind,  tlfcdls  Departementsinspcctoren,  welche . Rundreisen  zu  machen  haben. 
Diese  Inspectorcn  haben  die  allgemeine  Uebcrwacbung  des  Dienstes  und  die  specielle 
Prüfung  der  Recbnungslcgcr  zu  besorgen,  sowie  das  Personal  des  „activen“  Dienstes 
(s.  u.)  in  ordentlicher  Anspannung  zu  halten. 

Für  den  eigentlichen  Localdienst  bestehen  Haupteinnchmercien 
(receveur8  principaux)  für  die  Vereinnahmung  der  Gelder  der  Unter-  und  Neben- 
ämter, für  die  Verrechnung  mit  diesen  u.  s.  w..  sic  fungiren  für  ihren  Ort  oder  für 
kleinere  Bezirke,  aber  auch  mit  als  Unterämter;  sodann  bestehen  in  den  grösseren  oder 
wichtigeren  Städten  eigene  Unterämter  (receveurs  particuliers)  für  den  Ver- 
anlagungs- und  Erhebungsdienst  der  einzelnen  Gefälle;  endlich  Nebenämter 
(receveurs  buralisfe»)  in  den  kleineren  Gemeinden.  Im  Interesse  leichter  und  be- 
quemer Erledigung  der  Steuergeschäfte  für  das  Publicum  ist  die  gesetzliche  Be- 
stimmung seit  1816  getroffen,  dass  jede  Gemeinde,  die  eine  Erhcbungsstelle  wünscht 
und  einen  zahlungsfähigen  Mann  dafür  stelleh  kann,  das  Recht  hat.  ein  solches 
Nebenamt  zu  erhalten.  Manches  specialisirt  sich  nach  den  einzelnen  Steuern.  Be- 
sonders die  cigenthümliche  Einrichtung  der  Getränkesteuern,  namentlich  der  Wein  - 
und  Branntweinsteuern,  die  dabei  vorkommende  Versendungs-  und  Transport- 
control e bedingen  wieder  Eigenthüinlichkeiten  im  Ueberwacbungsdienst  (§.  252  fl'.). 
Die  Einnehmer  der  Direction  der  indirecten  Steuer  fungiren  gewöhnlich  auch  mit  als 
Verschleisser  von  Tabak  und  eventuell  von  Fulvcr. 

Im  Localdienst  wird  ferner  zwischen  den  Städten  und  dem  platten  Lande 
unterschieden.  Dort  bestehen  regelmässig  Stcucrämter  mit  festem  Sitze,  in  denen 
die  Veranlagung  oder  Feststellung  der  Steuern  von  der  Erhebung  derselben 
getrennt  und  jede  einem  besonderen  Beamtenpersonal  übertragen  ist.  In  wichtigeren 


Digilized  by  Google 


Iadirecte  Besteuerung.  Diensteinrichtung. 


603 


Orten  fungiren  daneben  noch  ständige  Controleure.  Auf  dem  Lande  wird  der 
Dienst  von  ambulanten  Beamten,  zu  Kuss  oder  zu  Pferd,  immer  zwei  zusammen, 
dem  eigentlichen  Einnehmer  und  dem  Hauptcommis,  besorgt  und  so  Veranlagung, 
Erhebung  und  daneben  regelmässig  auch  Controle  von  demselben  Personal 
vorgenommen. 

Specialbeamte  fungiren  statt  der  genannten  Beamten  oder  Behörden  mitunter 
noch  für  einzelne  Zweige  der  unter  dieser  Generaldirection  stellenden  Abgaben. 

Im  französischen  Fiuauzrccht  wird  auf  diesem  Gebiete  in  der  aepartementalen 
und  localen  Steuervcrwaltung  noch  zwischen  dem  sesshaften  (södentaire)  und  dem 
activen  Dienst  unterschieden.  Zu  jenem  rechnet  man  deu  Bureaudienst  der 
Dtrectoren,  Unterdiroctoren  und  der  einzig  mit  der  Eincassirung  von  Steuern  betrauten 
Aemter  (comptables'i ; zum  activen  Dienst  die  insbesondere  mit  der  Ueberwachung 
der  Steuerpflichtigen  und  mit  der  Constatirung  der  steuerpflichtigen  Fälle  betrauten 
Behörden  und  Beamten:  die  Inspectoren,  Controlcure,  ambulanten  Erheber  und  das 
untere  üeberwachungspcrsoual  speciell  für  die  hierhergehörigeu  „indirccten“  Steuern. 
(So  Say,  dict.  Art.  contr.  indir. . p.  1238.  Die  Unterscheidung  wird  von  den  ein- 
zelnen Autoren,  so  Vignes,  Josat,  Block ’s  dict.,  v.  Hock  [s.  S.  25,  442J, 
v.  Kaufmann  a.  a.  Ö.  nicht  ganz  in  der  gleichen  Weise  gemacht.)  An  dem  Ueber- 
waebnngsdienst  hat  auch  das  Personal  anderer  Finanzzweigo,  namentlich  die  Zoll- 
wache,  in  gewissen  Fällen  Thcil  zu  nehmen,  hie  und  da,  z.  B.  bei  dem  Getränke- 
transport, üben  auch  andere  Verwaltungsorgane,  wie  Weg-  und  Brückenwächter, 
Geusdarmcrie  u.  a.  in.  die  Controle  mit  aus.  — Statistisches  und  Angaben  Uber  die 

Bezahlung  der  Beamten  im  Folgenden  bei  den  Erhebungskosten. 

# 

Der  grosse  Umfang  und  die  Mannigfaltigkeit  des 
Dienstes  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  der  indirecten  Steuern 
mit  ihrer  schwierigen,  verwickelten  Ueberwachung,  Veranlagung 
und  Erhebung  sind  durch  die  technische  Natur  dieser  Steuern 
nothwendig  begründet.  In  Frankreich  werden  sie  aber  durch  die 
gebotene  streng  tiscalische  Teudenz,  durch  die  Höhe  der 
Steuersätze  und  durch  die  specitischc  Einrichtung  einiger  Steuern 
(Getränkesteuern,  Tabakmonopol)  noch  gesteigert.  Das  Verwaltungs- 
personal muss  deshalb  in  Frankreich  besonders  zahlreich  und  kost- 
spielig sein.  Natürlich  stellt  es  auch  eine  Menge  über-,  neben-  und 
untergeordneter  Kategorieen  von  Beamten,  m.  a.  W.  eine  grosse 
bureaukratisc he  Hierarchie  dar.  Die  in  solchen  Einrichtungen 
enthaltenen  Uebelstände  sind  nicht  zu  verkennen,  aber  sie  sind  die 
unvermeidliche  Folge  eines  solchen  Steuersystems.  Manches 
mag  durch  den  Einfluss  politischer  Momente,  persönlicher  Rück- 
sichten unter  den  so  oft  wechselnden  Verfassungen  des  Staats  und 
den  noch  viel  häufiger  wechselnden  Ministerien  verschlimmert 
worden  sein,  auch  gerade  seit  1870.  Aber  in  der  Hauptsache  wird 
man  die  Dienstorganisation  mit  ihren  Schwächen  und  Vorzügen 
zugleich  mit  dem  ganzen  superfiscalischen  System  französischer 
indirecter  Steuern  hinnehmen  mtisseu.  Das  Svsteiu  ist  eben  wieder 
das  Product  französischer  Staatsgeschichte  im  19.  Jahrhundert 
und  musste  durch  die  nach  dem  Kriege  von  1870 — 71 

eingcschlagene,  freilich  im  Grossen  und  Ganzen  kaum  anders 
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mögliche  Steuerpolitik  nothwendig  noch  schärfer  herausgebildct 
werden. 

§.248.  3.  Ueberwachungsdienst,  Erhebung,  Recla- 
mationen,  Eintreibung,  Steuervergehen.  Die  technische 
Natur  der  indirecten  Steuern  überhaupt  und  der  französischen 
insbesondere,  namentlich  einzelner  der  letzteren,  wie  vor  allen  der 
Getränkesteuern,  bedingt  auch  einen  umfassenden  Dienst  regel- 
mässiger Ueberwachung  (in  strengster  Form  mittelst  des  sogen, 
steueramtlichen  „Exercice“,  §.  263).  Darin  liegt  eine  der  besonderen 
Belästigungen  des  wirtschaftlichen  Verkehrs,  welche  wieder  als 
Folge  des  Systems  hingenommen  werden  muss.  Für  die  Ausübung 
dieses  Dienstes,  zur  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten,  zur  Ver- 
hütung von  Defraudationen  und  zur  Ermittlung  derselben  geniesst 
die  Verwaltung,  namentlich  das  hierhergehörige  Dienstpersonal, 
wichtige  Rechte  in  Betreff'  des  regelmässigen  oder  ausserordentlichen 
Besuchs  in  den  Geschäftsräumen  der  dem  Exercice  unterworfenen 
Steuerpflichtigen,  auch  des  Eindringens  in  die  Wohnungen  im  Ver- 
dachtsfalle (z.  B.  bei  Hehlerei)  gegenüber  sonstigen  Privaten  u.  dgl.m. 
Umfang  und  Art  wie  Aus  üb  ungs  modal  i täten  dieser  Rechte 
und  der  correlativen  Pflichten  des  Publicums,  z.  B.  hinsichtlich  der 
Tageszeit  der  Besuche,  der  Vornahme  derselben  bei  gewöhnlichen 
Privaten  nur  unter  Assistenz  von  Friedensrichter,  Maire  oder 
Polizeicommissär,  bestimmen  die  betreffenden  Gesetze,  zum  Theil 
diejenigen  über  die  einzelnen  Steuern.  Natürlich  wird  ein  erheb- 
licher Theil  der  Verwaltungskosten  der  indirecten  Steuern  gerade 
durch  diesen  Ueberwachungsdienst  und  das  zahlreiche  Personal 
dafür  veranlasst.  Statistisches  über  diesen  Dienst  im  folgenden 
§.  249. 

Die  Erhebung  der  indirecten  Steuern  erfolgt  auf  zweierlei 
Weise.  Entweder  werden  die  schuldigen  Beträge  gleich  unmittelbar 
nach  der  amtlichen  Feststellung  haar  bezahlt  (sogen,  droits  au 
comptant)  oder  vorläufig  festgestellt  und  als  Steuerschuld 
dem  Pflichtigen  zur  Last  geschrieben  (sogen,  droits  constates) 
auf  Grund  der  Ermittlung  der  Beamten  bei  dem  „Exercice“  oder, 
soweit  das  zugelassen  ist,  nach  Schuldigkeits-Anerkenntnissen  der 
Steuerpflichtigen  selbst.  Diese  Beträge  sind  also  nicht  sogleich 
fällig.  Die  Vorschriften  über  die  Behandlung,  Sicherstellung,  Ein- 
ziehung dieser  Schuld  sind  bei  den  einzelnen  Steuern  öfters  etwas 
verschieden.  Der  berechtigte  allgemeine  Gesichtspunct  ist  aber, 
die  Entrichtung  der  Steuer  dem  zunächst  Verpflichteten  zu  erleichtern 
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lind  dieselbe  thunlichst  so  anzusetzen,  dass  der  letztere  nicht  oder 
nicht  lange  die  Steuer  aus  eigenen  Mitteln  vorsehiessen  muss,  — 
womit  der  specifische  Character  „indirectcr“  Steuern  anerkannt 
wird  (Fin.  II,  p.  338,  388).  Daher  werden  hier  auch  meist  eigentliche 
S teuerer edite  für  bestimmte  Maximalfristen  gegeben,  die  aber 
nach  dem  letzten  Kriege  verzinslich  gemacht  worden  sind.  Er- 
folgte dagegen  sofort  Baarzahlung,  so  wurde  früher  dem  Pflichtigen 
ein  Di sco nt  gewährt,  was  neuerdings  aufgehört  hat.  Das  Gleiche 
gilt  von  den  Zöllen  (Gesetz  v.  15.  Fehl*.  1875). 

Beim  Tabak-  und  Pulvermonopol  müssen  die  amtlichen 
Debitanten  sofort  den  die  Steuer  enthaltenden  Preis  bei  dem  Bezug 
der  Lieferungen  aus  den  Magazinen  baar  entrichten.  Der  feste 
Absatzpreis  enthält  dann  ihre  Provision  gleich  mit.  Credit- 
gewährung  an  Käufer  erfolgt  natürlich  nur  auf  ihre  Gefahr. 

Streitfragen,  daher  Reclamationen  über  die  Ver- 
anlagung der  Steuern  können  bei  Baarzahlung  wie  bei  „Con- 
statirung“  der  Steuer  entstehen.  Das  Be clamations recht  des 
Steuerpflichtigen  bezieht  sich  im  ersten  Falle,  wenn  er  voraus- 
setzungsw<fise  den  geforderten  Betrag  entrichtet  hat,  auf  ent- 
sprechende Rückzahlung  des  Entrichteten  oder  zu  viel  Entrichteten, 
im  zweiten  auf  entsprechende  Herabsetzung  oder  Löschung  seiner 
Steuerschuld.  Hier  steht  ihm  dann  einmal  die  Beschwerde  im 
Verwaltungswege,  sodann  aber  auch  die  Klage  im  Civil- 
geriebtswege  zu,  wenn  ungeachtet  seines  Widerspruchs  die 
Verwaltung  gegen  ihn  einen  Zahlungsbefehl  erlasst,  wozu  sic 
zunächst  das  Recht  hat,  und  dieser  Befehl  executirbar  ist, 
eventuell  auch  gegen  ihn  executirt  wurde. 

Iu  dieser  Beziehung  kommt  hier  der  schon  früher  erwähnte  wichtige  Grundsatz 
in  Betracht,  dass  die  Civilgorichto  bei  den  indirecten  Steuern  wie  bei  den  Kegister- 
und  Stempclabgaben  auch  schon  hinsichtlich  der  Veranlagung,  bezw.  bei  der  Frage 
compctent  sind,  in  welcher  Art  und  in  welchem  Maasse  Jemand  überhaupt  zu  der 
verlangten  Steuerentrichtung  rechtlich  verpflichtet  sei.  Bei  den  directcn 
Steuern  wird  darüber  nur  im  Verwaltungswege  entschieden,  kann  also  auch  nur 
innerhalb  desselben  reclainirt  werden.  (S.  o.  S 1S1,  S.  12S,  §.  212,  S.  510  und  die 
dort  angegebenen  Stellen,  bes.  Vignes  I.  2S3  If'.  Block,  dict.  contrib.  indir.,  Nr.  Sfi. 
Say,  dict.  ders.  Art.,  p.  1241.  Ges.  3.  22.  Krim.  VII,  5.  Vent  XII.)  Appellation 
gegen  die  Entscheidung  des  Civilgerichts  findet  nicht  statt,  Anfechtung  nur  im 
Cassationswege.  Die  Anbringung  der  Klage  hat  für  die  Vollziehung  eines 
Zahlungsbefehls,  zu  der  eventuell  wieder  das  Gericht  mitzuwirken  hat,  nur  danu 
aufschiebende  Wirkung,  wenn  der  Steuerpflichtige  binnen  S Tagen  motivirten  Wider- 
spruch eingelegt  und  die  Sache  zur  Entscheidung  vor  das  oompeteute  Civilgericht  ge- 
bracht hat.  Bekommt  der  Steuerpflichtige  nach  einstweiliger  freiwilliger  Zahlung  oder 
nach  erfolgter  Execution  liecht,  so  hat  er  ausser  auf  liuckcrsatz  des  Gezahlten  auch 
Anspruch  auf  Entschädigung.  Für  gewöhnlich  sistirt  indessen  die  Verwaltung 
Zwangsmaassregeln  gegen  den  klagenden  Steuerschuldner  überhaupt,  wenn  keine  Gefahr 
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vorliegt,  dass  im  Falle  des  Obsiegens  der  Verwaltung  das  Interesse  desj'iscus  inzwischen 
gefährdet  wird. 

Gegen  rückständige  Steuerschuldner,  bei  „eonstatirten“ 
Fällen,  erfolgt  die  Beitreibung  nach  Eintritt  des  Zahlungs- 
termins auch  mittelst  Zahlungsbefehls  der  Verwaltung.  Das 
Weitere  gestaltet  sich  dann  in  der  eben  angegebenen  Weise.  Wo 
Cautionen  der  Steuerpflichtigen  zu  stellen  sind  oder  bei  Steuer- 
crediten,  welchen  solche  oder  andere,  z.  B.  wecbselmässige  Ver- 
pflichtungen des  Steuerschuldners  zu  Grunde  liegen,  geben  diese 
Cautionen  u.  s.  w.  zunächst  die  Mittel  für  den  Fiseus,  sich  im 
Wcigerungs-  oder  Unvermögensfalle  des  Schuldners  bezahlt  zu 
machen.  Im  Uebrigen  hat  die  Verwaltung  das  Privileg,  sich  vor 
anderen  Gläubigern  (mit  gewissen  Ausnahmen)  an  das  bewegliche 
Vermögen  (einschliesslich  Werthpapiere)  des  Schuldners  zu  halten. 
Auch  bei  Fallissement  des  Steuerpflichtigen  genicsst  der  Fiseus 
für  seine  rückständigen  Steuerforderungen  Vorrechte.  In  allen 
Streitfällen  ist  die  Civiljustiz  competent.  Die  Verjährungs- 
frist ist  gegen  die  Verwaltung  für  nicht  eingezogene  Abgaben 
ein  Jahr  vom  Zeitpunct  der  Fälligkeit  ab,  gegen  den  Steuer- 
pflichtigen für  die  Forderung  von  Rückzahlungen,  Herausgaben 
(z.  B.  von  beschlagnahmten  Waaren)  zwei  Jahre. 

Leber  Steuervergehen,  Hinterziehungen  (Contra- 
ventionen,  Defraudationen)  werden  zunächst  von  den  eompetenten 
Steuerbeamten  — bisweilen  auch  von  den  anderen,  bei  der  Ueber- 
wachung  mit  betheiligten  öffentlichen  Beamten,  z.  B.  seit  1872 
hinsichtlich  des  Transports  der  Getränke  — in  genau  vor- 
geschriebenen Formen  und  unter  ebensolchen  Modalitäten  Proto- 
kolle aufgenommen.  Zur  Entschei düng  geht  die  Sache  alsdann 
an  das  Correctionstribunal  erster  Instanz.  Gegen  dessen 
Urtbeil  kann  appellirt  und  auf  Cassation  angetragen  werden. 

Auch  die  französische  Praxis  kennt  aber  im  Gebiet  der 
indirecten  Besteuerung  das  Vergleichs-  oder  Abfindungs- 
verfahren über  Geldstrafen  bei  Defraudationen.  Principiell 
nicht  unbedenklich  (Fin.  II,  §.  5118)  gilt  dies  Verfahren  eben  doch 
durch  das  practische  Bedürfniss  für  geboten.  Es  kann  sowohl  vor 
Anhängigmaehung  der  Sache  vor  Gericht  als  selbst  nach  erfolgtem 
Urthcil  eiutreten.  Nach  der  Höhe  der  Summe,  um  die  es  sich  bei 
einem  Straffall  und  einer  Verurtheilung  dreht,  sind  verschiedene 
Instanzen  der  Finanzvcrwaltung  zur  Bestätigung  der  Vergleiche 
competent  (Departementsdirector,  Generaldirector,  Minister).  Die 
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eingehenden  Strafbeträge  werden  grossentheils  unter  die  bei  der 
Ermittlung  der  Defraudationen  betheiligten  Beamten  — und  zwar 
im  Allgemeinen  nur  an  die  unteren,  bis  zu  einem  bestimmten  Grade  — 
vertheilt. 

Die  in  Geltung  stehenden  Vorschriften  über  die  in  diesem  §.  berührten  Puncte 
stammen  zum  Thcil  noch  ans  Gesetzen  und  Decreten  der  Periode  der  ersten  Revolution 
her.  So  Ge9.  v.  5.  Vent.  XII,  Decr.  v.  1.  Germin  XIII  u.  a.  m.  Bes.  wichtig  dann 
mit  einigen  Bestimmungen  das  Ges.  v.  2S.  Apr.  1 S1 6 (so  235 — 238  über  die  Rechte 

der  Verwaltung  in  Bez.  auf  visites,  exercices,  Eindringen  in  Wohnungen  Privater  im 
Veidachtsfall).  Bei  der  Einführung  der  neuen  indirecten  Steuern  IST I tf.  wird  ge- 
wöhnlich in  dem  betreifenden  Gesetze  die  Anwendung  der  älteren  gesetzlichen 
Normen  auf  die  Verhältnisse  der  neuen  Steuern  ausdrücklich  ausgesprochen  (z.  B. 
Ges.  v.  4.  Sept.  1871.  Art.  8).  Das  Einzelne  bei  Vigncs  I,  283  ff.,  Art.  288 — 2U3. 
Block,  dict.,  Art.  contr.  indir.,  bcs.  Nr.  81 — 113.  Say,  dict..  ders.  Artikel,  p.  1241 
bis  1244,  wo  für  die  wichtigeren  Puncte  dio  gesetzlichen  Bestimmungen  allegirt 
werden.  Auf  einige  davon  kommen  wir  unten  bei  den  einzelnen  Steuern  zurück,  bes. 
in  der  Darstellung  der  Getränkebesteuerung,  dem  in  jeder  Hinsicht  oigcnthümlichsten 
und  finanzwissenschaftlich  interessantesten  Theil  der  indirecten  Steuern.  Der  weit- 
läufige Gegenstand  lässt  sich  aber  hier  nicht  erschöpfen.  Für  die  finanzwissenschaft- 
liche Würdigung  der  französischen  indirecten  Steuern  ist  indessen  die  Beachtung  dieser 
Puncte  wichtig. 

§.  249.  4.  Erbebungs kosten.  Trotz  des  complicirten 

Verwaltungsapparates , des  zahlreichen  Verwaltungspersonals, 
namentlich  auch  des  weitläufigen  Ueberwachungsdienstes  sind  die 
Erbebungskosten  (i.  w.  S.)  der  eigentlichen  inneren  indirecten 
Steuern,  der  Monopole  und  der  Zölle  in  Frankreich  verhältnis- 
mässig niedrig.  Sie  haben  sich  auch  relativ  immer  weiter 
ermiissigt,  verglichen  mit  der  früheren  Zeit,  mit  den  Kosten  der 
andren  grossen  Steuergruppen  und  mit  denen  andrer  Länder. 
Das  erklärt  sich  wesentlich  mit  aus  der  enormen  Einnahme, 
welche  diese  Abgaben  in  Frankreich  abwerfen,  und  der  grossen 
Steigerung  derselben  in  den  letzten  Jahrzehnten,  besonders  seit 
1871.  Natürlich  mussten  sich  selbst  absolut  etwas  wachsende 
Kosten  mit  der  grösseren  Vermehrung  der  Einnahmen,  auf  die  sie 
sich  vertheilen,  relativ  günstiger  stellen.  Kann  man  den  amtlichen 
Kostenberechnungen  trauen  und  annebmen,  dass  dieselben  in  ver- 
schiedenen Zeiträumen  genau  nach  denselben  Grundsätzen  erfolgt 
sind,  so  wäre  aber  auch  die  absolute  Steigerung  der  Erhebungs- 
kosten nicht  eben  bedeutend.  Hie  und  da  scheint  danach  selbst 
eine  absolute  Abnahme  derselben  eingetreten  zu  sein.  Desto 
besser  musste  sich  das  Verhältnis  der  Kosten  zu  den  Ein- 
nahmen stellen.  Freilich  sind  hier  wie  sonst  bei  den  Kosten  die 
Zinsen  und  etwaige  Amortisationsbeträge  des  grossen  Gebäude- 
capitals  und  anderer  stehender  Capitalien  der  Steuerverwaltung 
nicht  berücksichtigt. 
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Statistik  des  üeberwachungsdienstes  iin  Gebiet  der  indirccteu  Steuern 
(incl.  Monopole)  in  Bull.  VI,  5,  XIII,  730.  XX,  59$.  Audi  v.  Kaufmann,  S.  326  fl'. 
Im  Allgemeinen  sind  alle  Produccnten,  Fabrikanten,  Händler,  Nicdcrlagen-Inhaber  der 
steuerpflichtigen  Artikel,  bezw.  die  betreffenden  Unternehmungen  der  Uebcrwachung 
unterworfen.  Die  Einführung  der  kleineren  neuen  indirccten  Steuern  nach  1S71  hat 
daher  die  Zahl  der  Ucberwachteu  vermehrt.  Doch  wird  dieser  Ucberwachungsdienst 
bei  den  (amtlichen)  Dcbitantcn  von  Tabak  und  Pulver,  bei  den  Goldschmieden, 
Juwelieren,  Uhrmachern,  ferner  bei  denjenigen  Ge  tränk  odebitanten,  welche  abonnirt 
sind,  sich  abgefunden  haben  (und  letzteren  Falls  nur  Branntwein  verkaufen)  oder  in 
den  der  „einzigen  Taxe“  unterworfenen  Städten  ihr  Geschäft  haben,  nicht  ausgelibt. 
Dadurch  vermindert  sich  die  Zahl  der  thatsächlich  ständig  überwachten  Unternehmer 
auf  fast  die  Hälfte  aller  im  Princip  der  Controle  unterstehenden.  Nur  schätzungs- 
weise führt  die  Statistik  die  Anzahl  der  bloss  ihren  eigenen  Wein  und  Cider  erntenden 
Eigenthümer  und  Brenner  (bouilleurs  de  cru),  welche  steuerfrei  sind,  auf.  Auch  die 
Eisenbahnunternehmungen  (186!)  32.  1885  60)  und  diejenigen  des  öffent- 
lichen Fuhrwesens  (1869  14,647,  18S5  14,224)  unterliegen  dieser  Controle  mit 
(s.  o.  S.  578).  Die  Hauptzahlcn  sind  folgende  (auch  1869  ohne  Elsass-Lothringen  be- 
rechnet), einschliesslich  der  ebengenannten  Geschäfte.  Weitere  Einzelheiten  bei  den 
betreffenden  Steuern.  „Exercice“  ist  die  strengere  Form  der  periodischen  oder  selbst 
beständigen  Ueberwachung. 


1869 

1873 

1SS5 

Unternehmer  im  Gebiet  der  Getränke. 

396,711 

380,293 

427,437 

Darunter: 

Unter  Exercice 

274,472 

260,57$ 

246,229 

Frei  davon  

122,239 

119,715 

181.208 

Schätzung  der  Eigencrnter  und  Brenner 

2,282,676 

2.312,689 

3,358,172 

Alle  anderen  Unternehmer  . . . . 

94,117 

92.536 

104,927 

Darunter: 

Im  Exercice 

30,445 

30,007 

35,232 

•Exercice- frei 

63,672 

62,529 

69,695 

Gesammtzahl  der  control.  Steuerpflichtigen 

490,828 

472,829 

532,364 

Darunter: 

Im  Exercice . 

304,917 

290,585 

281,461 

Exercice-frei 

185,911 

182,244 

250,903 

Die  „andren“  cxcreice-freien  Unternehmer  sind  die  Tabak-  und  Pulverdebitanten 

und  die  Goldschmiede  u.  dgl.  Ausserdem  hatten  noch  einige  Fabrikanten  die  Papier- 
steuer durch  Abouncment  berichtigt  und  sich  dadurch  vom  Exercice  befreit  (1885 
10),  was  in  obigen  Zahlen  nicht  berücksichtigt  ist.  Die  apart  stehenden  Getränkc- 
Debitanten  in  Paris  sind  überhaupt  in  den  Zahlen  nicht  mit  enthalten. 

Die  Erhebungskosten  bestehen  ganz  überwiegend  in  persönlichen,  für 
das  Verwaltungspersonal.  So  im  Etat  f.  1887  f.  das  „Personal“  in  der  Verwalt,  d. 
indir.  Steuern  29.82  Mill.  Frcs. , für  Micth-  und  andre  Schadloshaltungcn  (grüssten- 
theils  jedenfalls  persönliche  Kosten)  5.74,  für  Materielles  0.43  Mill.,  für  verschiedenes 
Andre  (incl.  gewisse  Geschäfte  beim  Tabakmonopol)  2.43  Mill.  Frcs.,  zus.  37.98  Mill. 
Frcs  Das  zahlreiche  Verwaltungspcrsonal  umfasste  in  den  1870er  Jahren  im  Central- 
dienst der  Gencraldircction  der  indirccteu  Steuern  125  Personen  in  6 Kategorieen,  im 
Departementaldicnst  in  19  Kategorieen  12,311  (darunter  z.  B.  234  reccveurs  parti- 
culiers  s6dentaires,  je  1100  ambulante  Einnehmer  zu  Pferde  und  deren  Begleiter, 
Commis,  je  1000  desgl  zu  Fuss,  45S0  Leute  des  Ucberwacliungspersonals  und  für  die 
Excrcices).  Ausserdem  an  11  — 12,000  buralistcs  und  an  1800  Octroicinnebmer, 
welche  für  den  Staat  die  Eingangsabgabe  von  Getränken  in  den  Städten  mit  erheben. 
Im  Ganzen  ein  Personal  von  ca.  25 — 26.000  Köpfen.  Diese  Beamten  beziehen  feste 
Gehalte,  welche  gewöhnlich  für  jede  Kategorie  wieder  in  einige  Classen  (z.  B.  bei 
den  rcceveurs  partic.  sedent.  in  8)  zerfallen.  Dazu  treten  für  einzelne  Bcamten- 
kategorieen  Mietli-  und  andre  Entschädigungen,  z.  B.  bei  den  ambulanten 
Beamten.  Ausserdem  erhalten  die  Beamten  im  eigentlichen  Erhebungsdienst  Provi- 
sionen (remises)  in  der  Form  von  Tantiemen  von  den  durch  sic  constatirten, 
bezw.  zur  wirklichen  Erhebung  gekommenen  Summen.  Die  Höhe  dieser  Tantiemen 
steht  in  umgekehrtem  Proccntverhältniss  zu  denjenigen  der  vereinnahmten  Gesammt- 
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betrage,  z.  B.  bei  Summen  bis  10.000  Frcs.  ist  sie  4%,  von  10,001—30,000  Frcs. 
3V//0  u.  s.  w..  bei  über  200,000  Frcs.  %%'  bei  Beträgen  über  300,000  Frcs.  sinkt 
sic  weiter  auf  0.4%  für  die  zweiten  3Ö0.000  Frcs.  und  schliesslich,  immer  nach 
einer  fallenden  Scala  für  den  Zuwachs,  auf  0.04%  für  Beträge  über  S Mill.  Frcs. 
In  diesen  Tantiemen  und  Scalen  treten  gelegentlich  Aenderungen  ein.  (Block,  dict. 
Art.  contrib.  indir.,  S.  55  ff.,  Art.  rcceveurs  partic. , suppl.  g6n6r. , Art  contr.  indir. 
und  percepteurs,  mit  weiteren  Einzelheiten.)  Für  einzelne  Beamtenkatetroriecn  und 
Landestheile  bestehen  Specialtarife.  Die  Buralistes  beziehen  diese  Provisionen  nach 
der  Anzahl  ihrer  Ausfertigungen.  Sie  haben  gewöhnlich  einen  Tabakdebit.  Zu 
diesen  Einkünften  kommen  für  einige  Beamtenkategorieen  noch  die  Antheilc  an 
Strafgeldern. 

Die  Beamten  der  Gencraldircction  der  indirectcn  Steuern,  insbesondere  im 
Pepartementaldienst,  sind  grösstcntheils  cauti onsp f li chtig,  mit  Beträgen,  welche 
sich  nach  der  Art  des  einzelnen  Amts  abstufeu  und  vom  einfachen  Betrage  des  Ge- 
halts bis  zu  dem  4 — 7 V2  fachen  der  Amtseinkünfte  steigen  (Block,  dict.,  Art.  contr. 
indir..  Nr.  55  ff.,  suppl.  gen6r,  Art.  percepteurs). 

Das  Yerhältniss  der  gesammten  Verwaltungs-  und  Erhebungs- 
kosten zu  den  Einnahmen  wurde  schon  oben  S.  434  nach  amtlicher  Berechnung 
für  die  Haupte  lassen  aller  französischen  Steuern  angegeben.  Die  relative  Ver- 
minderung der  Kosten  im  Laufe  längerer  Zeit  trat  aus  den  Zahlen  deutlich  hervor. 
Im  Einzelnen  hat  man  für  die  indirecte  Besteuerung  im  weiteren  Sinne  folgende 
K osten quoten  berechnet,  wobei  für  Tabak  und  Pulver  nur  die  eigentlichen  Ycr- 
waltungs-  und  Erhebungskosten,  nicht  die  natürlich  viel  bedeutenderen  Kosten  für  den 
Rohstoff  und  für  die  Fabrikation  — ganz  mit  Recht  — als  Regiespesen  oder  Er- 
hebungskosten angesetzt  sind  (Bull.  I,  125  ff.,  XVI,  15  ff.)  Die  zweite  Colonne  der 
absoluten  Zahlen  bezieht  sich  auf  den  „Reinertrag“,  welcher  vom  „Rohertrag“ 
nach  Abzug  der  Bewirthschaftungskosten , Rückzahlungen,  non-valeurs  u.  dgl. 
übrigblcibt.  Er  enthält  also  die  eigentlichen  Verwaltungs-  und  Erhebungskosten  noch 
in  sich.  Die  Procentzahl  giebt  den  Betrag  der  letzteren  von  diesem  „Reinertrag“ 
an.  Aus  dem  Vergleich  der  absoluten  Zahlen  in  den  3 angegebenen  Zcitpunctcn 
ersieht  man  gut  die  verschiedene  Bewegung  der  Erträge  und  der  Kosten,  mit  denen 
jene  erzieh  werden,  daher  auch  die  technisch-fin  anziellc  Vortheilhaftigkeit  einer 
so  fiscalischcn  Steuerpolitik  wie  der  französischen  und  freilich  auch  den  Einfluss  einer 
grossartigen  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  oder  wenigstens  Consumsteigcrung, 
welche  die  Erträge  so  wachsen  liess. 

Absolute  Zahlen.  % der  Kosten 


Rohertrag 
Mill.  Frcs. 

Reinertrag 
Mill.  Frcs. 

Kosten 
Mill.  Frcs. 

vom  Reinertrag 

Indirecte  Steuern  der  Gcneral- 
dircction  ohne  Tabak  u.  Pulver 

182S 

140.17 

130.30 

20.93 

15.2 

1876 

745.53 

742.33 

32.05 

4.42 

1884 

717.70 

716.55 

34.83 

4.86 

Tabak  und  Pulver 

1 S2S 

72.00 

54.86 

$.20 

14.9 

1876 

336.06 

271.18 

5.02 

1.S5 

1S84 

388.50 

314.40 

6 44 

2.04 

Tabak  allein 

1876 

322.35 

201.44 

4.58 

1.73 

1884 

373.59 

306.06 

6.14 

2.01 

Pulver  allein 

1876 

13.71 

9.74 

0.50 

5.13 

1884 

14.91 

8.84 

0.29 

3.51 

Zölle  und  Salz 

1828 

163.53 

150.93 

24.38 

16.1 

1876 

287.45 

2S6.92 

29.38 

10.28 

1884 

399.96 

397.68 

30.56 

7.68 

Das  Tabakmonopol  wurde  hiernach  jetzt  mit  ca.  2%  nur  etwa  dieselben  Er- 
hebungskosten wie  Eurcgistremeut,  Stempel  und  Domänen  machen  (ob.  S.  434).  Bei 
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letzterer  Generaldircction  ist  eine  Trennung  der  Kosten  für  die  ihr  unterstehenden 
Zweige  nicht  möglich.  Sicher  aber  betragen  diese  bei  den  Domänen  und  gewissen 
Forsterträgen,  welche  hier  verwaltet  oder  vereinnahmt  werden,  erheblich  mehr  als  bei 
Enregistrement  und  Stempel  allein,  so  dass  die  f.  1884  berechnete  Quote  von  2.17  °/0 
J)ei  letzteren  beiden  Steuerzweigen  noch  etwas  niedriger  sein  wird.  Die  übrigen 
indirecten  Stenern,  mit  ihrem  kostspieligen  Uebcrwachungsdienst  über  die  zersplitterte 
priratwirthschaftliche  Production  (Getrünkesteuern!),  haben  immerhin  auch  jetzt  noch 
mehr  als  doppelt  so  hohe  Erhebungskosten  als  das  Tabakmonopol  und  als  En- 
registrement und  Stempel  und  die  Zölle  sogar  noch  fast,  die  vierfachen.  Die 
relative  Verbesserung  des  Kosten  Verhältnisses  seit  1828  ist  bei  allen  genannten 
Steuern  aber  sehr  bedeutend,  die  absolute  Kostensteigerung  nicht  sehr  erheblich, 
bei  Tabak  ist  seit  1S28  sogar  eine  absolute  Kostenverir.inderung  erfolgt. 

Für  die  Generaldircction  der  Zölle  allein  ist  jüngst  eine  umfassende  amtliche 
Berechnung  über  die  Einnahmen  und  die  Erhebungskosten  von  1791 — 1885  ver- 
öffentlicht worden,  wobei  selbst  die  Jahre  der  ärgsten  Revolutionswirren  nicht  fehlen. 
Die  Zuverlässigkeit  der  Daten  für  diese  Jahre  muss  dahingestellt  bleiben  (Bull.  XXI, 
4S8  ft'.,  mit  graph.  Darstellung!.  Hiernach  hätten  die  Kosten  in  den  1790er  Jahren 
zwischen  50  und  22,  1801 — 1814  zwischen  1 G1/^  und  30  (mit  vielen  Schwankungen), 
1817 — 19  ca.  20%  betragen.  Von  da  an  sind  sie  ziemlich  stetig  bis  auf  13%  bi 
Mitte  der  4Uer  Jahre  gesunken,  1848  ff.  wegen  verminderter  Einnahme  bei  gleich 
bleibender  Ausgabe  wieder  auf  18 — 22%  gestiegen,  dann  von  Neuem  bis  1S55  auf 
15%  gefallen,  hierauf  etwas,  seit  1800  (Handelsvertrag  mit  England,  Verminderung 
der  Einnahmen)  stärker,  auf  23 — 24 % gestiegen,  bis  1869  jedoch  wieder  auf  19% 
gesunken,  nach  dem  Kriege  alsdann  mit  rasch  wachsender  Einnahme  bei  geringer 
Steigerung  der  Ausgaben  von  16%  in  1872  auf  10%  bis  1877  und  langsam  weiter 
auf  7 ’/j % in  1885  gewichen.  Die  absolute  Steigerung  der  Kosten  war  seit  1816 
bis  1862  zwar  eine  fast  stetige,  aber  eine  sehr  langsame,  von  ca.  22 — 23  auf  32  bis 
33  Mill.  Frcs.  Dann  sanken  sie  wieder  auf  27—28  Mill.  (1869).  Seit  1S72  betragen 
sie  etwas  über  30,  1879 — 85  wenig  schwankend  etwa  31%  Mill.  Frcs  jährlich; 
eine  steuertechnisch  glänzende  Entwicklung! 

Manche  Puncte  der  Steuerverwaltung,  welche  zwar  die  indirecten  Verbrauchs- 
steuern im  Allgemeinen  betreffen,  erlangen  doch  bei  einzelnen  der  hierhergehörigen 
Steuern  wieder  besondere  Bedeutung  und  gestalten  sich  dabei  in  Einzelheiten  etwas 
verschieden.  Sie  werden  deshalb  zweckmässiger  erst  im  Folgenden,  soweit  nöthig,  mit 
behandelt.  In  jeder  Hinsicht  hebt  sich  die  Getränkebesteuerung  unter  allen 
französischen  indirecten  Verbrauchssteuern  als  die  finanzwissenschaftlich 
eigentümlichste  heraus.  Sie  wird  daher  auch  am  Eingehendsten  behandelt  und 
Manches,  was  zwar  auch  bei  andren  Steuern  vorkommt,  bei  ihr  aber  besonders  wichtig 
und  bemerkenswert!!  ist,  wird  in  ihrer  Darstellung  seinen  Platz  finden. 

Die  Zölle  auf  eingeführtc  fremde  Artikel,  welche  als  inländische  einer  inneren 
Verbrauchssteuer  unterliegen,  bringen  wir  in  Folgendem  gleich  bei  den  Verbrauchs- 
steuern, soweit  nöthig,  mit  zur  Sprache. 

Eine  Uebersicht  der  Tarife  der  jndirecten  Steuern  im  Bull.  XVI,  514. 


2.  Die  einzelnen  Verbrauchssteuern. 

a.  Die  inneren  Verbrauchssteuern  bei  privatwirthschaftlicher 

Productionsweise. 

(Salz-,  Getränke-,  Rübenzucker-,  kleinere  derartige  und  ähnliche  Steuern,  s.  o.  S.  417.) 

«.  Die  Salzsteuer. 

Gesetzgebung  (Hauptbestimmungen).  Endgiliigc  Wiedereinführung  der  Salz- 
steuer nach  vorausgegangenem  Decret  v.  16.  Mai  1S06  durch  Ges  v.  24.  April  — 
4.  Mai  1806,  dazu  Decret  v.  11.  Juni  1806.  Tarifänderungen  1813,  1816.  Ges.  v. 
17.  Juni  1840,  K.  Ord.  v.  7.  März  1841,  auch  26.  Juni  1 S4 1 u.  a.  m.  Aufhebung 
der  Steuer  durch  Dccr.  v.  18.  März  184S  Wiedereinführung  durch  Ges.  v.  28  Dec.  1848 
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in  geringerer  Höhe  (Vgl  Vorübergehende  Belegung  mit  den  Kriegszuschlägen  (25%) 
durch  Ges.  v.  2.  Juni  1875,  Aufhebung  dieser  Zuschläge  durch  Ges.  v.  26.  Dec.  1876. 
Seitdem  keine  Tarifveränderung.  Zulassung  fremden  Salzes  zur  Einfuhr  aus  dem 
Ausland  gegen  Eingangsabgabc.  Ges.  v.  18.  Juli  1850.  Fabriken  u.  dgl.,  in  denen 
Salz  als  Nebenproduct  gewonnen  wird,  chemische  Fabriken  u.  s.  w. , unterstehen  den 
Betriebsvorschriften  und  Controlen  der  Salzsteuer  z.  Th.  mit  und  sind  für  das  in  den 
Oonsum  gebrachte  Salz  steuerpflichtig,  Ges.  v.  17.  Juni  1840.  Decr.  v.  26.  Juni  1841. 
Anderseits  mehrfache  Steuerfreiheit,  so  bes.  für  Exportsalz,  Fischerei  n.  dgl., 
dann  für  bestimmte  Fabriken,  für  landwirtschaftliche  Zwecke,  wenn  denatu- 
rirtes  Salz  verwendet  wird  (gen.  Ges.  v.  1806,  Ges.  v.  17.  Juni  1840,  Decr.  v. 
19.  Juli  1868  — Steuerrestitution  bei  exportirter  gesalzener  Butter  — , Ges.  v. 
2.  Juli  1862  über  Steuerfreiheit  des  Salzes  in  Sodafabriken,  Decr.  v.  8.  Nov.  1869 
betr.  Freiheit  von  denaturirtem  Vieh-,  Düngsalz  u.  dgl.,  auch  Decr.  v.  25.  Mai  1882; 
weitere  Ausdehnung  dieser  Freiheit  für  verschiedene  benannte  Gewerbe,  wie  Töpferei. 
Lohgerberei,  Oarrnin-,  Indigo-,  Seifen-.  Anilin-,  Glas-,  Papierfabriken  u.  a.  m. 
bes.  1882  ff). 

Literatur.  Stourm  I,  318—324  (Wiedereinführung).  Vignes  I,  164—168. 
Block,  dict.  Art.  sei,  auch  suppl.  g6ner.  und  annuel  (1885).  Olibo  III,  147—210 
tdie  einzelnen  Artikel  der  Gesetze  und  Decrete  mit  Commcntar).  v.  Ilock,  S.  328 
itis  338  (eingehende  gute  Darstellung  der  steuertechnischen  Seite,  Erhebung, 
Controlen  u.  s.  w.).  v.  Kaufmann,  S.  424  — 430.  — Statistik,  eb.  S.  431. 
Faure,  p.  120,  112,  dann  in  d.  jährl.  Statist.  Bericht  der  Generaldirection  der  indir. 
Steuern  und  der  Zölle  im  Bull.,  so  f.  1886  und  1887  XXIII,  268  fl.,  XXII,  633 
(.Zölle),  üebcrsicht  der  Constimtion  und  Finanz-Erträge  1816 — 76  im  Bull.  I.  29. 


§.  250.  1.  Die  Salzsteuer  i ni  Allgemeinen.  Unter  den 
indirecten  Verbrauchssteuern  des  Ancien  regime  war  die  Salzsteuer, 
namentlich  in  der  druckenden  und  gehässigen  Form  der  Gabelle, 
besonders  unbeliebt  gewesen  (§.  63).  Daher  war  ihre  Aufhebung 
gleich  im  Beginn  der  Revolutionsära  bestimmt  in  Aussicht  genommen 
worden  (Gesetz  vom  3.  November  1789)  und  durch  Decret  vom 
30.  März  1790  vom  1.  April  an  auch  wirklich  erfolgt.  Der  Ge- 
danke, eine  Salzsteuer  wieder  einzuftihren,  blieb  auch  längere  Zeit 
sehr  unpopulär,  obgleich  er  sich  doch  bereits  unter  dem  Directorium 
als  Project  in  den  gesetzgebenden  Körperschaften  wieder  hervor- 
wagte, im  Drange  des  Finanzbedtirfnisses  und  mit  der  Begründung, 
dass  eine  massige  Salzsteuer  in  der  Form  einer  wenig  lästigen  an 
die  Production  sieh  anschliessenden  Verbrauchssteuer  den  berech- 
tigten Einwendungen  und  der  allgemein  verbreiteten  Abneigung 
gegen  die  alte  Gabelle  keineswegs  unterliege.  Nach  einem  fehl- 
geschlagenen Anlauf  fand  der  Plan  im  .T.  1799  auch  im  Rath  der 
500  Billigung,  fiel  aber  im  Rath  der  Alten.  Auch  der  erste  Consul 
war  Anfangs  der  Wiedereinführung  der  vei hassten  Steuer,  die 
Gand  in  (Herzog  von  Gaeta)  alsbald  plante,  abgeneigt.  Es  ver- 
gingen noch  mehrere  Jahre,  bis  man  gleichwohl  von  Neuem  zu  der 
Steuer  griff.  Der  Ertrag  derselben  war  anfangs  zur  Unterhaltung 
der  Strassen,  Brücken  u.  s.  w.  bestimmt,  nachdem  das  besondere 
Wegegeld  aufgehoben  worden  war.  Dabei  wurde  die  Monopolform, 
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an  die  auch  gedacht  worden  war,  vermieden,  die  Steuer  möglichst 
an  die  Produetionsstätten  geknüpft  und  der  Verkehr  für  das  schon 
versteuert  in  ihn  gebrachte  Salz  tlmnlichst  von  Controlen  befreit, 
auch  die  Salzsteuer  niedrig  angesetzt,  zuerst  auf  10,  gleich  darauf 
auf  20  Centimes  für  das  Kilogramm  Speisesalz. 


Decr.  v.  16.  März.  Ges.  v.  24.  April,  4.  Mai,  Dc.cr.  v.  11.  Juni  1306.  S.  bcs. 
Stourm  [,  31  o If. , 328  ff.  für  die  Einzelheiten  der  hier  skizzirtcu  Entwicklung. 
Durch  die  massige  Zahl  von  Salzwerken  und  die  Bctricbsconcentratiou  im  Inneren, 
sowie  durch  die  Einrichtung  der  Seesalzgewinnung  in  Salzteichen,  die  von  der  Zoll- 
verwaltung bequem  mit  überwacht  werden  können,  ist  die  Einführung  der  Salzstcuer 
als  Productionssteuer  erleichtert  und  die  Beibehaltung  dieser  Steuer  begünstigt  worden. 

Steuerfreiheit  für  ins  Ausland  gebendes  Salz  wurde  von 
Anfang  an  gewährt,  und  diese  Freiheit  dann  im  Lauf  der  Zeit 
aus  volkswirtschaftlichen  Gründen  immer  mehr  erweiteit  und  be- 
quemer brauchbar  gemacht. 

Besonders  für  exportirte  eingesalzcne  Objecte,  für  die  Seefischerei,  für  die  von 
der  Marine  und  in  den  Colonieen  gebrauchten  iSalzwaaren,  für  die  Einsalzung  von 
Fischen  überhaupt,  dann  für  gewisse  Iudustrieen,  welche  Salz  in  ihren  Fabrikations- 
processen brauchen,  und  für  landwirtschaftlichen  Zwecken  der  Viehfütterung,  der 
Düngerboreitung  und  Düngung  und  sonst  dienendes  Salz,  das  dann  aber  denaturirt 
sein  muss  (s.  d.  Ges.  und  Decr.  in  der  Vorbemerkung).  Industricon,  welche  zur  Her- 
stellung menschlicher  Nahrungs-  und  Gomissmittel  Salz  verwenden,  geDiessen  aber 
folgerichtig  keine  Steuerfreiheit  und  ebenso  folgerichtig  ist  das  in  gewissen  Iudustrieen 
als  Nebenproduct  gewonnene,  in  den  eigentlichen  Constun  übergehende  Salz  steuer- 
pflichtig. Man  will  übrigens  einen  besonderen  Einfluss  der  Gewährung  der  Steuer- 
freiheit auf  die  Vermehrung  des  Salzvcrbrauchs  in  Industrie  und  Landwirtschaft  nicht 
wahrgenommen  haben. 


Im  Princip  und  im  Wesentlichen  auch  in  der  practischen 
Durchführung  des  Princips  ist  daher  die  französische  Salzsteuer 
auf  das  als  meuschiiches  Nahrungs-  und  Genussmittel  im 
inländischen  Consum  dienende  Salz  (Kochsalz)  beschränkt. 
Dadurch  entfallen  die  Einwendungen  gegen  eine  allgemeine, 
alles  irgendwie  verwendete  Salz  treffendeSteuer.  Die  Vermeidung 
der  Monopolform,  die  Freigebung  des  Verkehrs  in  versteuertem 
Salze,  die  verhältnissmässig  einfache  Form  der  Steuer,  die  Ab- 
wesenheit fast  aller  der  Controlen,  Zwangsmaassregeln,  vollends  der 
förmlichen  Consumerzwingung,  welche  die  alte  Salzsteuer  characte- 
risirten,  machen  auch  die  früheren  Einwendungen  gegen  die  neue 
Steuer  im  Wesentlichen  hinfällig.  Der  Angriffspunct  für  die  Kritik 
der  Gegner  dieser  Steuer  blieb  und  bleibt  dagegen  die  Be- 
steuerung des  Speise salzes  an  sich  und  die  Höhe  des 
Steuersatzes. 


Nach  vorübergehender  Erhöhung  des  letzteren  von  20  sogar  auf  40  Centimes 
für  das  Kilogramm  Ende  1813  wurde  der  Satz  1816  auf  30  Cent,  festgestellt  und  blieb 
so  bis  1848,  mit  einem  Ertrage  von  TO  Mill.  Frcs.  für  die  Staats casse. 
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Die  principiellen  Ansichten  im  Schoosse  der  provisorischen  Re- 
gierung von  1848  in  Bezug  auf  iudirecte  Verbrauchssteuern  wichtiger 
Nahrungs-  und  Genussmittel  (§.  171)  führten  denn  auch  alsbald  zur 
Aufhebung  der  Steuer  (Deeret  v.  18.  April  1848),  die  aber  noch 
vor  ihrer  völligen  Durchführung  bereits  Ende  1848  wieder  rück- 
gängig gemacht  wurde  (Gesetz  v.  28.  Dec.  1848).  Dabei  wurde 
jedoch  der  Steuersatz  auf  den  dritten  Theil  des  früheren,  10  Centimes 
für  das  Kilogramm,  herabgesetzt.  Dadurch  opferte  man  endgiltig 
anfangs  45,  später  30—40  Mill.  Frcs.  Staatseinnahme  auf,  ohne 
den  Consumenten  eine  ebenso  grosse  Ersparung  an  Kosten  zu  ver- 
schaffen. Denn  der  Einzelpreis  des  Salzes  ging  notorisch  nicht 
um  den  vollen  Betrag  des  Steuererlasses,  sondern  nur  etwa  um  die 
Hälfte  desselben  herab.  Der  Consum  selbst  stieg  zwar  sofort 
vorübergehend  (1849)  erheblich  und  blieb  dauernd  höher  als  vorher 
(in  den  40er  Jahren  6.5,  in  den  50er  8.25  Kil.  pro  Kopf),  aber 
hob  sich  dann  kaum  weiter.  Die  Massregel  von  1848  kann  daher 
fiscalisch  und  Volkswirt hschaftlich  nicht  besonders  günstig  beurtheilt 
werden. 

Die  principielle  Abneigung  in  weiten  politischen  Kreisen  gegen 
jede  Besteuerung  des  Salzes  war  indessen  in  der  Zeit  nach  1870 
doch  stark  genug,  um,  trotz  des  dringenden  Finanzbedürfnisses,  die 
Salzsteuer  von  der  Erhöhung  der  sonstigen  indirecten  Verbrauchs- 
und der  Verkehrssteuern  auszunehmen.  Im  Jahre  1875  wurde  sie 
zwar  dem  25%  Zuschlag  mit  unterzogen  (Gesetz  v.  2.  Juni  1875), 
aber  schon  Ende  1876  (Gesetz  v.  26.  Dec.  1876)  wieder  von  dem- 
selben befreit,  so  dass  der  frühere  Satz  von  10  Cent.  (10  Frcs.  f. 
100  Kilogr.)  seitdem  abermals  gilt.  Derselbe  ist  im  Verhältnis  zu 
der  Höhe  der  meisten  französischen  Steuern  und  auch  im  Vergleich 
mit  anderen  Ländern  nicht  übermässig  hoch,  sogar  niedriger  als  in 
Deutschland,  wo  er  12  Pfennig  oder  etwa  15  Cent,  für  das  Kilo- 
gramm beträgt,  der  Consum  auch  etwa  1 Kilogramm  niedriger  als 
in  Frankreich  ist  (7.7  gegen  8.7  Kil.  pro  Kopf).  Der  Ertrag  ist 
jetzt  jährlich  etwa  32 — 32.5  Mill.  Frcs.  oder  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  etwa  85  Cent,  gegen  1 Frcs.  15  Cent.  (92 — 93  Pfenn.) 
im  Deutschen  Reich:  niedriger  in  Frankreich,  ein  seltener  Aus- 
nahmefall bei  deutschen  und  französischen  Steuervergleichungen. 
Die  weitere  Ausdehnung  der  Steuerfreiheit  des  Salzes  für  gewerbliche 
Zwecke  hat  das  Wachsthum  des  Ertrags  in  Frankreich  etwas  gehemmt. 

Die  moderne  französische  Steuer  ist,  im  günstigen  Unterschied 
von  der  verwickelten  und  ungleichmässigen  Salzbesteuerung  in 
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der  alten  Monarchie,  die  gleiche  im  ganzen  Staatsgebiete, 
sie  macht  auch  keinen  Unterschied  zwischen  Seesalz  und  im 
Inneren  gewonnenem.  Nur  in  einem  kleinen  Grenzgebiet  gegen 
die  Schweiz  (pays  de  Gex  und  Theil  von  Obersavoien)  besteht  eine 
Ermässigung  des  Satzes  auf  2 Cent,  für  das  Kilogramm.  Salz  aus 
Algier  und  den  Colonieen  unterliegt  nur  dem  allgemeinen  Steuer- 
sätze. Ausländisches  Salz  dagegen  zahlt  ausser  der  allgemeinen 
Steuer,  wenn  es  in  den  Consum  tibergeht,  noch  einen  Einfuhr- 
zoll, welcher  nach  den  Sorten,  nach  den  Transportwegen 
(See  und  Land)  und  zum  Theil  nach  den  Grenzen  verschieden 
ist  und  im  Höchstbetrage  im  Tarif  von  1881  40%,  seit  1884 
immer  noch  33%  der  Steuer  ausmacht.  Das  inländische  Salz  ge- 
niesst  also  einen  nicht  unerheblichen  Schutz. 

Der  Zolltarif  unterscheidet  folgendcrmasscn:  roh  und  gereinigtes  Salz  (See-, 
Salinen-,  Steinsalz),  nicht  weiss,  nach  dem  bis  1881  geltenden  Tarif  für 
1 00  Kil.  zu  I.and  über  die  belg.  und  luxemb.  Grenze  27*  nebst  2 Decimen,  nach 
dem  Tarif  v.  4.  Mai  1881  8 Frcs. , nach  Ges.  v.  5.  April  1884  2 Frcs.  40,  über 
andere  Landgrenzen  bez.  nur  62 — 74 — 60  Cent.;  zur  See  über  Canal  und 
Ocean  2 Frcs.  18 — 2 Frcs.  60 — 2 Frcs.  10  Cent.,  über  Mittelmcer  nur  62 — 74 
— 60  Cent.;  ferner  gereinigtes  weisses  Salz  zu  Land  Uber  die  lux.  und  belg. 
Grenze  3 Frcs.  43 — 4 Frcs — 3 Frcs.  30,  über  die  anderen  Landgrenzen  dieselben 
Sätze  wie  nicht  weisses  Salz;  zur  See  über  Canal  und  Ocean  43  Cent.  — 
4 Frcs. — 3 Frcs.  80  Cent.,  über  Mittelmeer  62 — 74 — 60  Cent.  In  den  Handels- 
verträgen und  Conventionaltarifen  kommt  Salz  nicht  besonders  vor,  es  gilt  daher  der 
allgemeine  Tarif.  Mit  Elsass-Lothringen  verlor  Frankreich  wichtige  innere  Salzwerke 
und  Salinen , für  deren  Salzeinfuhr  nach  Frankreich  also  jetzt  der  Zollsatz  für  die 


„anderen  Landgrenzen1*  Anwendung  findet.  (Bull.  IX,  475, 

XI,  518,  XV,  399.  XVI, 

531,  Beutner, 

Zolltarife  Europas  Berl. 

1888,  I,  159.) 

Nach  Bull. 

I,  29  und  XXIII,  283 

war: 

Steuer- 

Versteuerte 

Consum 

ertrag 

Menge 

p.  Kopf 

Mill.  Frcs. 

Mill.  Kil. 

Kil. 

1817 

52.5 

175.8 

5.99 

1845 

70.4 

236.7 

6.74 

1851 

26.6 

266.7 

7.45 

1 869 

32.R 

329.4 

8.56 

1876 

37.7 

301.3 

8.35 

1886 

31.9 

319.7 

8.70 

Steuersatz,  wie  schon  bemerkt,  bis  184b  30,  von  da  bis  1875  10,  1875 — 76  12  5, 
seit  1877  wieder  10  Cent.  p.  Kil. 


§.  251.  2.  Einrichtung  der  Salzsteuer.  , Die  jetzige 
französische  Salzsteuer  ist  eine  an  die  Producti  o ns  statten 
sich  anschliessende  allgemeine  innere  Verbrauchssteuer, 
welche  das  Salz  regelmässig  erst  beim  Uebergang  desselben  aus 
den  Productionsstätten  und  Magazinen  in  den  Consum  oder  in  den 
freien  Verkehr  trifft.  Die  Controlen  erstrecken  sich  daher 
namentlich  auf  diese  Stätten,  beschränken  sich  aber  auch  im 
Wesentlichen  darauf,  mit  der  Ausnahme,  dass  in  einem  gewissen 
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Umkreise  um  die  Stätten  im  Inneren  (15  Kilometer)  und  bis  zu 
einer  gewissen  Entfernung  von  den  Seeküsten  (auch  15  Kilometer) 
die  Salzverscndung  dem  Anmeldezwang  bei  der  Steuei  behüt  de  oder 
dem  Zollamt  und  dem  Begleitscheinverfahren  unterliegt.  Im 
Uebrigen  zerfällt  die  Salzsteuer  administrativ  in  zwei  Arten,  die 
innere  für  das  im  Binnenlande  gewonnene  Salinen-,  Siede-  und 
Steinsalz,  welche  unter  der  Generaldirection  der  indireeten  Steuern, 
und  die  wesentlich  die  Seesalzgewinnung  treffendeSteuer,  welche 
im  Küstenstriche  unter  der  Generaldirection  der  Zölle  mit  steht. 


Nach  administrativer  Zweckmässigkeit,  mit  Rücksicht  auf  die  örtliche  Lage,  aber 
auch  nach  Veränderung  der  Eigenthums-  und  Betriebsverhältnisse,  wenn  z.  B.  ein 
Salzwerk  an  eine  andere  Salzunternchmung  übergeht,  erfolgen  mitunter  Verschiebungen 
zwischen  den  unter  den  genannten  beiden  Gcneraldirectionen  stehenden  Werken,  daher 
auch  zwischen  den  Salzsteuererträgnissen  beider.  Man  kann  deshalb  nicht  kurzweg 
sagen,  dass  nur  Seesalzgewinnung’  unter  der  Zollverwaltung,  alle  andere  ganz  unter  der 
Verwaltung  der  indireeten  Steuern  steht.  So  erwarb  z.  B.  1880 — 87  das  Syndicat  der 
„Salinen  des  Ostens“  ein  ihm  Concurrenz  machendes  Etablissement  in  der  Zolllinie, 
wodurch  die  Erträge  der  Steuervcrwaltung  1887  gegen  1S86  stiegen,  die  der  Zoll- 
verwaltung fielen  (Bull.  XXIII,  268).  Die  wichtigsten  Werke  des  Binnengebiets  mit 
über  60%  des  Steuerertrags  liegen  im  Dep.  Mcurthe  und  Mosel,  die  nächstwichtigen 
mit  18%  des  Ertrags  in  üoubs,  dann  noch  erhebliche  in  den  Dep.  Jura,  Landes, 
Haute-Saönc,  Hautc-Garonnc,  Unterpyrenäen,  im  Ganzen  nur  in  7 Depart.  bedeutendere 
Werke;  kleine,  z.  Th.  ganz  kleine  Erträge,  wohl  aus  ehern.  Fabriken,  kommen 
ausserdem  noch  in  S Departements  vor.  Diese  locale  Concentration  erleichtert  die 
Besteuerung. 


Die  Salzsteuern  im  Inneren  und  im  Küstenstrich  sind  in 
allem  Wesentlichen  gleich  eingerichtet,  mit  kleineren  Unterschieden, 
welche  sich  aus  den  verschiedenen  Betriebsverhältnissen  ergeben. 
Der  einzige  wichtigere  Unterschied  des  Finanz-  und  Verwaltungs- 
rechts ist,  dass  die  Anlegung  und  Ausbeutung  der  Seesalzteic  he 
(marais  salants)  ohne  Weiteres,  d.  h.  ohne  besondere  behörd- 
liche Ermächtigung  stattfinden  kann,  aber  eine  Declaration 
verlangt,  wonach  dann  die  Werke  der  Ueberwachung  unterliegen, 
während  die  Ausnutzung  von  Steinsalzlagern  und  Salzquellen  im 
Inneren  ausser  an  eine  mindestens  einen  Monat  vorausgehende 
Declaration  noch  an  die  Erlangung  einer  im  Staatsrath  zu  ge- 
währenden Concession  geknüpft  ist. 

Diese  wird  hei  Bergwerken  höchstens  für  einen  Umfang  von  20,  für  Salz- 
quellen u.  dgl.  für  einen  solchen  von  1 Quadratkilometer  crtheilt,  übrigens  auf  dem- 
selben Raum  nur  einheitlich  an  Einen  Unternehmer  gemeinsam  für  Bergwerk  und 
Quellen.  Auch  muss  sich,  im  Interesse  der  Steuerverwaltung,  jeder  Concessionär  in 
der  Regel  verpflichten,  mindestens  für  i/2  Mill.  Kilogr.  Salz  jährlich  zu  gewinnen. 
Für  die  Anlegung  von  Salzbergwerken  und  Erschliessung  von  Salzquellen  kommt 
mehrfach  das  Borgrecht  in  Betracht,  daher  das  Ges.  v.  21.  April  1810,  die  Ver- 
ordnungen dazu,  für  die  Concessioncn  auch  das  Ges.  v.  17.  Juni  1840  und  Ord.  v. 
7.  März  1841.  Der  Bergwerkssteuer  (o.  §.  207)  unterliegen  Salzwerke  nicht,  — 
was  übrigens  keine  nothwendige  und  auch  keine  richtige  Consequcnz  der  Salzsteuer 
ist,  da  diese  einen  ganz  anderen  steuerpolitischen  Character  als  die  Bergwerkssteuer 
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hat.  — Wohl  aber  zahlen  Salzwerke  Grundsteuer  für  die  Oberfläche  der  be- 
nutzten Grundstücke  und  Grundsteuer  für  die  Gebäude  (s.  o.  §.  1S9,  18S).  Jede  Aus- 
beutung: salzhaltiger  Stoße  und  jede  Salzsiederei  ist  beim  nächsten  Steuer-  oder  Zollamt 
anzumelden  und  darf  nur  in  ausdrücklich  genehmigten  Stätten  erfolgen.  Geheime 
Salzgewinnung  u.  s.  w.  ist  verboten.  Jedes  Salzwerk  muss  durch  eine  angemessene 
Umzäunung  oder  Ummauorung  getrennt  von  sonstigen  Gebäuden  sein , darf  nur  einen 
Zugang  haben,  ist  jederzeit  den  Steuerbcainten  zur  Ausübung  der  Ueberwachung 
zugänglich. 

Steueramtlich  controlirt  und  festgestellt  wird  die  wirklich  gewonnene  Salz- 
inenge  (insofern  besteht  „Fabrikatbesteuerung“)  und  diese  bildet  den  Ausgangs- 
punct  für  die  Bemessung  der  Steucrschuldigkeit.  Das  Salz,  welches  nicht  sofort  aus 
dem  Werk  selbst  in  den  Consuin  übergeht  und  in  diesem  Fall  principiell  sogleich  zu 
versteuern  ist.  muss  in  Magazine  gebracht  werden.  Hier  ist  über  Ein-  und  Ausgang 
genau  Buch  zu  führen  und  erfolgt  vierteljährliche  Abrechnung  mit  dem  Steueramt, 
welches  den  Verkehr  des  Magazins  und  den  Bestand  der  Lager  überwacht.  Zur 
Sicherung  dieser  Controle  über  Werke,  Salzteiche  und  Magazine  besteht  der 
Transport- Anmcldczwang  und  das  Begleitschein  verfahren  in  der  er- 
wähnten Ausdehnung  von  15  Kilometer  um  das  Werk,  bezw.  von  der  Küste  aus. 
Auch  bedarf  nächtlicher  Transport  noch  besonderer  Erlaubnis.  Fehlt  diese  oder 
fehlen  die  erforderlichen  Begleitscheine,  so  ist  Confiscation  und  doppelter  Steuersatz 
angedroht. 

Von  den  nach  den  Registern  und  Controlen  steuerpflichtigen  Salzmengen  werden 
dreierlei  Nachlässe  gewährt,  einmal  von  dem  wirklich  gewonnenen  Salz  3 — 5%< 
etwas  verschieden  je  nach  den  Gewinnungsorten , als  allgemeiner  Verlust  sodann  von 
dem  magazinirten  Salz  8%  als  Lagerverlust,  endlich  von  dem  versendeten  Salz  2u/0 
als  Transportverlust. 

Im  Princip  ist  die  Salzsteuer  beim  Uebergang  in  den  Consuin,  daher  bei 
Entnahme  aus  dem  Magazin  und  beim  Verkauf  fällig  und  baar  zu  entrichten.  Doch 
bestehen  einige  Ausnahmen,  wo  der  Fälligkeitstermin  erst  später  eintritt.  Auch 
werden  Steuercrcdite  in  der  Weise  gewährt,  dass  für  Summen  über  mehr  als 
300  Frcs.  genügend  verbürgte  Obligationen  mit  4 Monat  Verfallzeit,  aber  unter  An- 
rechnung von  Verzugszinsen  und  mit  Provisionsbezügen  (remises)  für  die  Beamten 
angenommen  werden:  die  gleiche  Einrichtung  wie  bei  den  anderen  indircctcn  Steuern 
und  den  Zöllen  (Ges.  v.  15.  Febr.  1S75,  Maximum  der  remise  7s%h 

Leichtere  Straf  fälle  werden  ohne  Appellation  vom  Friedensrichter  mit  persön- 
licher Geldstrafe  von  100  Frcs.  neben  der  Confiscation  der  beschlagnahmte!!  Gegen- 
stände, im  Rückfall  oder  in  gewissen  Erschwerungsfällen  vom  Gorrectionstribunal  mit 
2 — 500  Frcs.  und  ’/ä — 2 Monat  Gefängniss,  in  bestimmten  Fällen  des  Gesetzes  v.  1840 
ebenfalls  von  diesem  Gerichtshöfe  mit  Confiscation  auch  der  Werkzeuge,  Transport- 
mittel, ausser  dem  Salz  selbst,  mit  Geldstrafen  von  500—5000  und  10,000  Frcs., 
und  mit  Erhebung  des  Doppelsatzes  der  Steuer  geahndet.  Auch  kann  die  Concession 
unter  Umständen  entzogen  werden.  S.  bes.  Ges.  v.  1S06  und  1840  nebst  Decreten 
dazu.  Vigncs  und  Block,  dict.  a.  a.  O.,  am  Meisten  Einzelheiten,  von  denen  hier 
nur  das  Wichtigste  berührt  wurde,  bei  Hock,  so  über  Steuerfreiheit  der  Fischerei, 
der  Fischeinsalzung  u.  dgl.  m.  (S.  333  ff  ).  Die  Auslegung  der  einzelnen  gesetzlichen 
Vorschriften  durch  die  Rechtsprechung  bei  Olibo. 

Dem  üebe  rwachungsdienst  („exercico“)  der  Direction  der  iudirectcn 
Steuern  unterstanden  1869  (ohne  Elsass-Lothr.)  nur  32,  1873  23,  1SS5  22  selbständige 
Unternehmungen  („fabri cants“).  Also  eine  grosse  Eigenthums-  und  Bctriebsconceu- 
tration,  günstig  für  die  Steuerverwaltung  (Bull.  XX,  600'.  Es  war  (1886  defin.,  1887 
provis.,  Bull.  XXIII,  283) : 

Salzmenge  versteuert 
Mill.  Kil. 


1886 

1887 


Stcuer- 
verwaltung 
89.65 
1 05.36 


Zoll- 

verwaltung 

230.07 

219.86 


Zus. 

319.75 
325  22 


Steuer- 

verwaltung 

8.865 

10.406 


Steuerertrag 
Mill.  Frcs. 

Zoll- 

verwaltung 

23.007 

21.986 


Zus. 

31.872 

32.393 


Zu  2 Frcs.  p.  100  Kil.  für  Gex  und  Savoien  wurden  hiervon  bez.  1.25  und 
1.63  Mill.  Kil.  versteuert-  Das  Verhältnis  der  von  den  beiden  Generaldirectionen 
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erhobenen  Salzsteuern  hat  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  mehrfach  periodisch  geschwankt, 
im  Ganzen  hat  aber  die  innere  Gewinnung  absolut  und  relativ  gegenüber  der  Seesalz- 
gewinnung  zugenommen. 


/>’.  Die  Besteuerung  der  Getränke,  Wein,  Obstwein,  Branntwein,  Bier. 


Gesetzgebung.  Die  französische  Getränkebesteuerung  (impöt  des  boissons) 
ist  nach  dem  En  regist  rem  ent  die  vcrwickeltste  von  allen  französischen  Besteuerungen. 
Sie  bietet  eben  deshalb  auch  für  die  Darstellung  besondere  Schwierigkeiten.  In  den 
zahlreichen  Gesetzen,  Verordnungen  und  in  der  Menge  der  Instructionen  treten  diese 
Verwickeltheit  und  diese  Schwierigkeiten  schon  äusscrlich  hervor.  Eine  amtliche 
Uebersiolit  (Bull.  X,  516)  führt  zwischen  1804  und  1880  auf:  für  Wein  und  Cider 
.'18  (iesetze,  27  Decrete  und  (in  der  Königszeit  von  1815 — 47)  9 Ordonnanzen,  für 
Branntwein  (Alcohol)  30  Gesetze,  43  Decrete  und  8 Ordonnanzen,  für  Bier  19  Gesetze, 
9 Decrete  und  1 Ordonnanz!  Mehrfach  sind  hier  für  die  3,  bezw.  4 Getränke  aller- 
dings dieselben  Gesetze,  Decrete  bei  jeder  Kategorie  besonders  gezählt.  Aber  ge- 
wöhnlich sind  die  Bestimmungen  wieder  im  Rahmen  desselben  Gesetzes  für  jede 
Gattung  mehr  oder  weniger  abweichend.  Im  Ganzen  ist  die  Getränkcstcucr  für  Wein 
und  Obstwein  (Cider)  wesentlich  in  der  gleichen  Weise  eingerichtet,  die  Ver- 
schiedenheiten betreifen  vornehmlich  nur  die  Steuersätze.  Die  Alcoholstcuer  hat 
mit  der  Wcinstcuer  einige  Puncte  gemeinsam,  ist  aber  im  Hauptpunctc,  besonders  seit 
dem  Gesetz  von  1824,  sonst  technisch  verschieden.  Die  Bierstcuer  bildet  ein 
selbständiges,  von  den  beiden  anderen  Getränkesteuern  sich  durchgreifend  unter- 
scheidendes Glied  des  Systems.  Nur  die  wichtigsten  Gesetze  und  Verordnungen 
werden  im  Folgenden  angegeben.  Die  vollständige  Liste  s.  im  Bull.  a.  a.  0. 

Wiedereinführung  der  in  der  Revolutionszeit  (S.  379)  beseitigten  Getränkc- 
stouorn  durch  Ges.  v.  5.  Ventöse  XII  (25.  Fcbr.  1804);  verschiedene  Decrete  im  J.  XII 
und  XIII,  bes.  v.  1.  Gcrin.  XIII.  Weitere  Ausbildung  durch  Ges.  v.  24.  April  1806 
(Decr.  v.  5.  Mai  und  31.  Aug.  1806)  und  Ges.  v.  25.  Nov.  1808  (Decr.  v.  21.  Dec.  1S0S). 
Damit  war  der  dauernde  Grund  der  Gesetzgebung  wieder  gelegt.  Der  Branntwein 
unterlag  dabei  noch  den  Bestimmungen  der  Wein  Steuer.  Fortbildung  in  den  Decr. 
v.  5.  Jan.  und  7.  Apr.  1814.  Art.  Codification  im  Ges.  v.  S.  Dec.  1814  und,  nachdem 
Napoleon  I.  durch  Decret  v.  8.  Apr.  1815  die  bestehende  Gesetzgebung  umgestossen 
hatte,  von  Neuem  durch  das  Gesetz  v.  28.  April  1816:  bis  heute  das  grundlegende 
für  die  Getränkebesteuerung,  besonders  für  Wein,  Cider,  Bier,  Steuern,  welche 
von  da  an  im  Wesentlichen  in  ihrer  damals  erreichten  technischen  Einrichtung  ver- 
blieben sind.  Erheblichere  Modificationcn,  vornehmlich  der  Wcinstcuer  u.  A.  durch 
das  überhaupt  noch  wichtige  Ges.  v.  25.  Mürz  1817;  dann  Ges.  v.  12.  Dec.  1830, 
21.  Apr.  1832,  25.  Juni  1841.  Der  Alcohol  wurde  dagegen  erst  durch  das  Ges.  v. 
24.  Juni  1824  einer  eigenen  Verbrau chsabgabc  unterstellt  und  aus  dem  Rahmen 
der  Weinsteuer  in  der  Hauptsache  herausgenommen.  Im  J.  1848  und  1849  auf  dem 
Papiere  durch  Decrete  und  Gesetze  grosscnthcils  umgestossen,  wurde  die  Getränke- 
besteuerung noch  vor  der  Ausführung  dieser  Bestimmungen  auf  der  alten  Grundlage 
wiederhergestellt  (Ges.  v.  20.  Dec.  1849).  Erheblichere  Aenderungeu  dann  nur  noch 
durch  Decr.  v.  17.  März  1852,  sonst  unter  Napoleon  III.  nur  kleinere  (bes.  noch  durch 
Ges.  v.  8.  Juni  1864).  — Nach  dem  deutschen  Kriege  allgemeine  Tariferhöhungen, 
bes.  durch  Ges.  v.  1.  Scpt.  1871,  für  Alcohol  speciell  durch  Ges.  v.  26.  März  1872, 
für  die  Getränkesteuern  im  Ganzen  durch  Ges.  v.  30.  Dec.  1873,  für  Thcile  der  Wein- 
tuid  Cidersteuer  durch  Ges.  v.  31.  Dec.  1873.  Dazu  traten  verschärfte  Control- 
und  Strafbestimmungen  und  einzelne  Aendcrungen  der  Erhebung  (Ges.  v. 
28.  Fcbr.,  26.  März,  2.  Aug.  1872,  21.  Juni  1873,  16.  Febr.  1S75,  9.  Juni  1875, 
14.  Dec.  1875  u.  a.  in.),  an  die  sich  wieder  wichtigere  Ausführungsverordnungen 
(Decrete)  anschlossen  (bes.  1875 — 79).  Durch  Ges.  v.  19.  Juli  1880  erfolgten  darauf 
bedeutende  Tarifermässi gungen  und  neue  kleinere  Veränderungen.  Seitdem 
schweben  verschiedene  Ueformprojccte,  welche  auch  zu  Gesetzentwürfen  ge- 
führt haben,  so  1887  (Bull.  XIX,  239)  und  wieder  1888  (Bull.  XXIV,  529),  letzterer 
mit  höchst  radicaler  Tendenz,  s.  u.  §.  253. 
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Literatur.  Stourm  I,  ch.  13.  bes.  p.  352  ff.  (.Wiederherstellung  der  Steuern 
unter  Napoleon  I).  Vigucs  I,  11t) — 147  (getrennte Darstellung  der  einzelnen  Steuern, 
weniger  eingehend  als  bei  anderen  Steuern),  Tarife  eb.  II,  382.  v.  Hock,  S.  300 
bis  377  und  passim,  S.  3S3  fT.  v.  Kaufmann,  S.  332 — 308.  Block,  dict.,  Art. 
boissons  von  Roucou  und  Supplem.  (suppl.  gemir.  1878 — 84.  p.  52  und  spätere). 
Bes.  eingehend  und  vorzüglich,  u.  A.  Uber  die  verschiedenen  Getränkesteuer-Enqueten, 
in  Say’s  dict.  de  fiu.  die  betreffenden  Fachartikel,  namentlich  Stonrm’s  Art.  boissons, 
dann  alcool,  biere,  vin,  cidre,  vinagc,  denaturation  und  sonstige  einzelne  über  die 
technischen  Puncte  bei  dieser  Steuer  (noch  nicht  alle  erschienen);  auch  Stourm, 
l’impöt  sur  l’alcool  dans  los  princip.  pays.  Par.  1880,  p.  5 — 8S.  — Olibo,  der 
ganze  Band  I (072  p. ! über  die  einzelnen  Theile  des  Systems),  ferner  in  vol.  2 über 
bouilleurs  et  distillateurs , acquits-ä-caution , Liccnzen.  S.  auch  J.  Wolf,  Brannt- 
weinsteuer, Tüb.  1884,  S.  126 — 155,  ders.  in  Schanz’  Fin.  Arcli.  IV,  394.  Die 
einzelnen  Massregelu  auf  diesem  Gebiete  nach  dem  letzten  Kriege  von  Mathieu- 
Bodet  dargestellt  und  z.  Th.  kritisirt  (so  I,  37,  40,  98  ff.  — Keprcssivmassrcgcln 
gegen  Unterschleif  in  1872 — 113.  137,  141,  239,  253,  301,  332),  ferner  von  Amagat 
a.  a.  0.  bes.  p.  319  ff.,  168  ff.  Bibliographie  ini  Block’schcn  dict.  p.  258,  im 
Say’schcn  p.  430.  Statistik  bei  Faure  p.  114  ff,  Yigncs  II,  288,  in  den 
Artikeln  des  Say 'sehen  dict.,  auch  manche  Daten  bei  v.  Kaufmann,  vornehmlich 
aber  im  Bull.,  bes.  die  höchst  reichhaltigen  Daten,  welche  amtlich  für  die  grosse  Ge- 
tränkesteuerenqufite  v.  1879  ff.  zusammengestcllt  worden  sind,  in  vol.  IX  und  X;  dann 
Daten  Uber  Production  von  Wein,  Cider,  Alcohol  und  über  vielerlei  Einzelnes  aus  dem 
Gebiete  dieser  Besteuerung  (s.  Generalregister  f.  die  20  ersten  Bände  d.  Bull.  p.  8). 
Daten  über  die  Steuererträge  in  den  Verwaltungsberichten.  Im  Bull,  auch  seit  1877 
die  Gesetze,  Decrete,  Gesetzentwürfe  mit  Motiven,  Einzelnes  aus  den  Enqueten,  so  der 
Haupttheil  des  Berichtes  der  letzten  ausserparlamentarischen  Untersuchungscommission 
unter  L.  Say’s  Vorsitz  (Bull.  XXII,  329,  Bericht  v.  Finanzminister  Rouvier  au 
Präs.  Grevy,  Ber.  der  Commission  über  die  Monopolfrage  im  Journ.  offic.  v. 
9.  Juli  188S,  über  die  sanitäre  Seite  der  Alcoholfragc  und  über  Steuerreformen  im 
Bull.  1888  XXIV,  p.  470  ff.  und  592  ff.).  Der  demgemäss  ausgearbeitete  Gesetz- 
entwurf ist  der  obengenannte,  am  30.  October  1SS8  der  Dcputirtenkammer  vorgelcgte 
(Bull.  XXIV,  529). 

Im  Folgenden  wird  zunächst  eine  Uobersieht  der  Entwicklung  der  Getränke- 
besteuerung als  ganzes  System  und  im  Allgemeinen  gegeben,  darauf  die  Ein- 
richtung des  Systems  und  der  einzelnen  Steuern  dargcstcllt.  Einiges  in  der  technischen 
Einrichtung  dieser  Steuern  beschränkt  sich,  wie  oben  schon  bemerkt,  nicht  auf  sie 
allein,  sondern  ist  nur  bei  ihnen  besonders  wichtig  und  zum  Theil  weiter  ausgebildet, 
kehrt  aber  bei  anderen  indirectcn  Steuern,  wie  der  Salz-,  Zuckerstcuer,  den  Ool- 
steuern  u.  a.  in.,  wieder.  Es  wird  im  Wesentlichen  hier  bei  der  Behandlung  der 
Getränkesteuern  auch  für  die  anderen  Steuern  mit  erledigt  (E.vercicc,  circulation, 
acquits- ä-caution  u.  s.  w.).  — Das  Detail  der  Bestimmungen  ist  auf  diesem  Steuer- 
gebiete ausserordentlich  gross.  Auch  die  folgende  Darstellung  kann  von  wichtigeren 
Einzelheiten  nicht  ganz  absehen,  weil  sie  zur  Charactoristik  des  Systems  gehören. 
Aber  sie  möglichst  zu  beschränken  oder  zurücktreten  zu  lassen,  war  die  Absicht. 


aa.  Die  Entwicklung  der  Getränke  besteuern  ug  als  Ganzes  uud  im 

Allgemeinen. 

§.  252.  1.  Ursprung,  Ausbildung  und  allgemeine 
finanzielle  Bedeutung  von  1804  — 1871.  Auch  die  moderne 
französische  Getränkebestcuerung  stellt  in  vielen  und  wichtigen 
technischen  Puncten,  besonders  beim  Weine,  ein  Wiederaufleben 
von  ähnlichen  Steuern  des  „alten  Begiments“,  der  ehemaligen 
,,aidcs“  (§.  62)  dar.  Nur  dass  die  neue  Steuer  verallgemeinert, 
vereinheitlicht,  systematisch  vollständiger  uud  noch  folgerichtiger 
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in  ihren  Einzelheiten  ausgebildet  worden  und  der  frühere  Tarif- 
wirrwarr verschwunden  ist.  Die  moderne  Gesetzgebung,  namentlich 
das  Hauptgesetz  von  1816,  ist  wohl  als  fiscalisches  Meisterstück 
gepriesen  worden,  v.  Hock  nennt  es  „das  umfassendste,  kühnste 
und  durchdachteste,  welches  je  aus  dem  Gehirn  eines  Finauz- 
niinisters  entsprang“.  Aber  abgesehen  davon,  dass  dieses  Gesetz 
mehr  nur  die  Normen  seit  1808  zusammenfasste  und  schon  insofern 
nicht  die  Arbeit  Eines  Mannes  war:  es  lässt  sich  sogar  nachweisen, 
wie  es  Stourm  gethan  hat,  dass  die  wichtigsten  technischen  Be- 
stimmungen der  neuen  Getränkebesteuerung  den  Reglements  der 
ferne  generale,  der  Ordonnanz  Ludwig's  XIV.  von  1680  und  über- 
haupt dem  im  Laufe  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  ausgebildeteu 
Finanzrecht  der  aides  naehgebildet  worden  sind.  Der  „Bruch  mit 
der  Vergangenheit“  war  auch  hier  nur  ein  vorübergehender,  das 
„Neue“  später  mehr  scheinbar  als  wirklich,  die  lästigen  Controlen 
und  Verkehrshemmungen  namentlich  bei  der  Weinsteuer  gingen  von 
der  alten  Zeit  in  die  moderne  hinüber.1) 

Die  aides  waren  nach  einigem  Zögern  hinsichtlich  der  sogen. 
Eingangsabgabe  in  den  geschlossenen  Städten  (droits  d’entree) 
schliesslich  doch  mit  dieser  Abgabe,  in  der  Consequenz  der  vou 
der  constituirenden  Versammlung  einmal  eingeschlagenen  Steuer- 
politik, im  J.  1791  gefallen  (Gesetz  v.  17.  März  1791),  nachdem 
sie  ohnehin  schon  thatsächlich  vielfach  hatten  preisgegeben  werden 
müssen  (§.  167).  Die  Finanznoth  regte  zwar  auch  in  Betreff  der 
Getränkesteuern  schon  in  der  Zeit  des  Directoriums  Gedanken  der 
Wiederherstellung  an.  Aber  nur  als  Communalabgabe,  nämlich 
als  Theil  des  städtischen  Octroi,  das  für  eine  Anzahl  Gemeinden, 
darunter  Paris,  1798  wieder  zugelassen  wurde,  trat  die  Getränke- 
steuer vorläufig  wieder  ins  Leben.  Fast  5 — 6 Jahr  später,  im 
Jahre  1804  unter  Napoleon’s  Regierung,  kehrte  sie  als  Staats- 
steuer zurück,  um  seitdem  nicht  wieder  zu  verschwinden  und 
nach  und  nach  durch  ihren  steigenden  grossen  Ertrag  einer  der 
Grundpfeiler  des  französischen  indireeten  und  des  ganzen  Steuer- 
systems überhaupt  zu  werden.  Die  erste  Gesetzgebung  brachte 
einen  unbefriedigenden  Versuch  mit  einer  neuen  Steuerform,  einer 
Art  Productionssteuc r.  Schon  1806  kehrte  man  zu  den 
Steuerformen  der  früheren  Zeit  zurück  und  bildete  dann  die  Gc- 

')  v.  Hock,  S.  361.  Stourm  I,  331  II'.  und  derrf.  im  dict.  du  Jin.,  Art.  boisüous, 
1'.  117.  Auch  für  das  Folgende  Näheres  bes.  bei  Stourm. 
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tränkebesteuerung  demgemäss  aus:  ein  System  von  drei  bez.  vier 
Abgaben,  die  sogen.  Circulations-,  Klein  - (Detail-),  Eingangs- 
nnd  „einzige“  Abgabe. 

Die  1 S04  neu  geschallene  Steuer  knüpfte  unmittelbar  an  die  Production  an 
und  war  sehr  massig.  Nach  der  Wein-  und  Obsternte  erfolgten  Aufnahmen  der  ge- 
wonnenen Ärengen  Getränk,  mit  späterer  Nachprüfung  der  Bestände  (sogen.  System  des 
Inventars).  Der  Wein  zahlte  dann  beim  Verkauf  40  Cent.,  Cidre  u.  s.  w.  15  Cent, 
p.  Hectol.  Branntwein  aus  diesen  Getränken  destillirt  zahlte  nichts  weiter,  aus  anderen 
Stollen  (Korn,  Kernobst)  ebenfalls  nur  40  Cent.  p.  Hectol  (Ges.  v.  5.  Ventöse  XII  oder 
25.  Febr.  1804). 

Im  J.  1808  wurde  die  Aufnahme  mittelst  Inventars  beseitigt.  Aber  schon  1501» 
(Ges.  v.  24.  April)  wurden  zwei  neue  Abgaben  von  den  Getränken  cingeführt  und 
damit  die  Grundlage  des  ganzen  späteren  Systems  geschaffen : die  sogen.  Ci  reu  - 
lations  ab  gab  e,  anfangs  als  5%  Werthabgabe,  seit  1808  als  spceitische  Abgabe 
nach  der  Menge  (Hectoliter)  und  nach  einem  vierstufigen  sogen.  Zonen -Tarifsätze 
auf  Grund  einer  Einteilung  des  französ.  Gebiets  in  4 Classen  (Zonen)  nach  dem  un- 
gefähren Durchschnittswerth  des  Weins  (Min.  30,  Max.  80  Cent.  p.  Ilectol.),  ferner 
die  sogen.  Kleinabgabe  („Detailgebühr“,  droit  de  detail),  als  Werthabgabe  von  10, 
1808  von  15%.  1808  trat  dann  als  dritte  Abgabe  des  Systems  die  Eingangs- 

abgabe in  Städten  von  2000  Einwohnern  und  darüber  nach  einem  mit  der  Grösse 
der  Ortsbevölkerung  in  Stufen  aufsteigenden  Tarife  hinzu  (Ges.  v.  25.  Nov.  1808). 
Die  Cir culationssteuer  ward  sogleich  in  der  für  sie  characteristisch  gebliebenen 
Weise  eingerichtet,  nämlich  so,  dass  jede  Platzveränderung  der  Getränke  steueramtlich 
gemeldet  und  ein  Begleitschein  dafür  genommen  werden  musste  (sogen,  expedition). 
die  Grosskauflcutc  für  die  bei  ihnen  eintreffenden  Mengen  belastet  und  ihre  Lager- 
bestände  periodisch  aufgenommen  wurden.  Auch  der  Branntwein  wurde  zunächst 
noch  wie  Wein  behandelt,  unterlag  daher  den  drei  genannten  Abgaben,  nur  bestand 
für  die  Circulationssteuer  kein  Zonen-,  sondern  ein  einheitlicher  Tarif  (1  Frcs.  20  Cent. 
1».  Hectol.  in  Fässern,  5 Frcs.  in  Flaschen).  Schon  1812  wurde  aber  für  Branntwein 
die  Circulations-  und  Kleinabgabe  in  eine  einzige  15%  Werthabgabe  verwandelt. 
Bier  wurde  seit  1808  ausschliesslich  einer  Fabrikationssteucr  unterworfen, 
daher  von  den  drei  Abgaben  der  übrigen  Getränkesteuern  nicht  getroffen.  Im  J.  1814 
(Dccr.  v.  27.  April)  wurde  auch  bereits  die  vierte  Abgabe  des  Systems  eingefuhrt, 
die  sogen,  einzige  Abgabe  (taxe  unique),  welche  in  Städten  mit  Octroi,  unter  Be- 
seitigung der  inneren  Controlen  (des  Exercice).  an  die  Stelle  der  Circulations- 
und  Kleinabgabe  in  Form  einer  entsprechend  erhöhten  Ein gaugsa bgabc 
trat,  damals  obligatorisch,  wenn  die  Gemeinde  nicht  in  kurzer  Frist  widersprach. 
(S.  Näheres  bei  Stourm  I,  353  ff,  ders.  in  Say’s  dict. , Art.  boissons,  p.  419  ff, 
meist  wörtlich  übereinstimmend,  daun  Stourm’s  Art.  alcool,  cb.  p.  16.  Diese  Schriften 
auch  für  das  Folgende). 

Dieses  Getränkesteuersystem  bewährte  sich  finanziell,  der 
Ertrag  stieg  von  1806 — 9 von  35  auf  100  Mill.  Frcs.  Es  war 
aber  freilich  für  den  Verkehr,  für  die  Producenten,  besonders  die 
Wein-  und  Obstbauer,  und  für  die  Weinhändler  und  Wirthe,  wie 
für  das  Wein  beziehende  Privatpublicum  mit  recht  lästigen  Controlen 
und  Mühen  verknüpft.  Daher  machten  sich  1814  und  1815 
politische  Rücksichten  in  der  Gesetzgebung  dagegen  geltend. 

l)io  Kestaurationsregierung  gewährte  den  „Eigenbauern“  für  Wein,  Obstwein 
und  Branntwein,  den  sic  bloss  aus  ihrem  eigenen  Erntcproduct  gewonnen, 
Steuerfreiheit,  einerlei  wohin  und  an  wen  das  Getränk  ging,  — womit  die  noch 
gegenwärtig  nicht  ausgetragene  Streitfrage  Uber  die  Behandlung  des  Products  der 
Eigenbauer  und  sogen,  bouillcurs  de  cru  begann,  eine  Streitfrage,  welche 
wiederholt  die  Gesetzgebung  bis  in  die  neueste  Zeit  beschäftigt  bat  und  mehrfach 
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verschieden  entschieden  wurde  (I)ecr.  v.  8.  Dec.  1814).  Nachdem  dann  durch 
Napoleon  I.,  nach  der  ltückkehr  von  Elba,  aus  noch  weitergehenden  politischen  Ten- 
denzen mit  dem  Gctrfinkestcuersystem  gebrochen  und  dafür  Iländl erlicenzen  — 
die  später  blieben  — eingeführt  worden  (Dccr.  v.  8.  Apr.  1815),  die  königliche  Ke- 
gicrung  aber  alsbald  zu  dem  früheren  System  zurückgekehrt  war  und  cs  durch  das 
Ilauptgcsetz  v.  28.  Apr.  1S1G  cndgiltig  neu  begründet  hatte,  wurde  zwar  die  Steuer- 
freiheit der  Eigenbauer  beschränkt  (1816,  1817),  verblieb  aber  für  den  persönlichen 
Verbrauch  und  für  Transporte  in  der  Nachbarschaft  von  Keller  zu  Keller,  was  die 
Quelle  niemals  völlig  unterdrückt  gewordener  Unterschleife  geworden  ist  Durch  Ges. 
v.  25.  März  1817  wurden  die  Grundbestiininungcn  der  Wein-  und  Ciderbesteuerung 
dann  zum  Abschluss  gebracht,  die  Circulationsabgabe  blieb  auf  Sendungen  an 
„Private“  (particuliers) , die  Kleinabgabe  auf  Klein  Verkäufer  (Wirthc,  Debitanten) 
beschränkt:  ein  durchgreifender  principiellcr  Punct  der  Getränkebcsteucrung. 

In  der  Alcoholbesteuerung  erfolgte  dagegen  im  J.  1824  eine 
wichtige  Aenderung.  Die  bestehende  Wer tbab gäbe  wurde  nämlich 
beseitigt  und  durch  eine  einheitliche,  genau  nach  der  Stärke 
(Gradhaltigkeit)  bemessene  specifische  Steuer,  die  sogen.  „Ver- 
brauchsabgaben (droit  de  consommation)  ersetzt.  Diese  Steuer 
ward  nach  dem  Hectoliter  reinen  Alcohols  zu  dem  Steuersatz  von 


50  Fr  cs.  berechnet  und  mittelst  des  Gay-Lussac’schen  Centcsimal- 
Alcoholometers  bestimmt  (Gesetz  v.  24.  Juni  1824).  Dieses  ist  die 
Grundlage  der  Besteuerung  geblieben,  nur  sind  später  die  Steuer- 
sätze sehr  erhöht  worden.  In  den  Orten  mit  Eingangsabgabc  tritt 
letztere  übrigens  auch  für  Alcohol  hinzu. 

Wiederum  waren  es  im  J.  1880  nach  der  Julirevolution  mit 
politische  Erwägungen,  welche  zu  einer  erheblichen  Tarif- 
reduction  der  Getränkesteuern,  selbst  für  Alcohol,  auf  ca.  2/;,  des 
Satzes,  auch  der  Kleinabgabe  (auf  10  %)  und  zur  Anstellung  einer 
umfassenden  Enquete  über  die  ganze  technische  Einrichtung  der 
Besteuerung  führten.  Gegen  diese  Einrichtung  hatte  sich  besonders 
in  den  Weinbau  treibenden  Landcstheilen  eine  scharfe  Opposition 
erhoben.  Das  Ergebniss  der  Untersuchung  war  aber  der  Steuer 
selbst  und  den  Grundlagen  ihrer  Einrichtung  günstig.  Nur  in 
einigen  Puncten  der  Formalien,  der  Controlen  und  der  Erhebung 
erfolgten  Erleichterungen  und  Veränderungen,  die  hie  und  da  zu 
weit  gingen,  so  dass  später  Einzelnes  davon  wieder  etwas  modificirt 
werden  musste. 


Ges.  v.  17.  Oct.  und  12.  Dec.  1860,  21.  Apr.  1832,  23.  Apr.  1836,  20.  Juli  1837, 
25.  Juni  1811.  Stourrn,  Art.  boissons  im  Say  'sehen  dict.  p.  423,  über  d.  Enquete 
v.  1880.  U.  A.  wurde  den  Debitanten  von  Spirituosen  gestattet,  gegen  Entrichtung 
der  Abgaben  bei  der  Ankunft,  sich  von  der  Ueberwachung  (dem  Excrcico)  zu  lösen 
(sog.  debitants  redimes,  1882).  Die  „einzige“  Abgabe  wurde  1841  auf  Ersatz 
der  Klein-  und  Eingangsabgabe  beschränkt,  so  dass  sie  nicht  mehr  die  Circulalions- 
abgabo  mit  umfasste,  dafür  aber  die  Controlc  innerhalb  der  betreffenden  Gemeinden 
im  Interesse  der  Staatssteuer  und  auch  das  Octroi  wieder  hergestellt  wurde.  — Die 
Steuerermässigung  von  1S30  verminderte  den  Ertrag  sehr,  ohne,  wie  von  amtlicher 
und  sonstiger  sachverständiger  Seite  hervorgehoben  wird,  den  Consumenteu  in  Preis 
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oder  Qualität  zu  (iute  zu  kommen.  Der  Weinsteuerertrag  sank  1830  auf  1831  von 
60.5  auf  35.2  Mill.  Frcs.  und  erreichte  erst  1846 — 47  annähernd  wieder  die  frühere 
Höhe;  der  Alcoholsteuerertrag  sank  von  1830  auf  1831  von  20.2  auf  14.5  Mill.  Frcs. 
und  war  erst  1839  wieder  so  hoch  als  1830  (Bull.  IX,  181,  X,  155). 

Aus  ähnlichen  politischen  Gesichtspuncten  ging  man  iui 
J.  1848  sofort  gegen  die  Getränkesteuern  vor,  nur  viel  radicalcr. 
Wegen  der  listigen  und  gehässigen  Erhebungsart  hob  die  provi- 
sorische Kegierung  die  Kleinabgabe  und  die  Ueberwachungen  dafür 
auf  und  führte  eine  allgemeine  Verbrauchsabgabe  für  Wein,  Obst- 
wein und  Alcohol  mit  einem  mässig  gehaltenen  Tarife  ein,  wobei 
übrigens  die  Förmlichkeiten  der  Circulation  verbleiben  sollten 
(Decr.  v.  31.  März  1848).  Die  Nationalversammlung  stellte  indessen 
die  alte  Gesetzgebung  einfach  wieder  her  (Ges.  v.  22.  Juni  1848). 
Zwar  beschloss  sie  selbst  später  nochmals,  mit  in  politischer 
Tendenz,  die  Aufhebung  (Ges.  v.  9.  Mai  1849).  Bevor  aber  der 
Termin,  von  welchem  an  diese  Massregel  Platz  greifen  sollte 
(l.  Jan.  1850),  herbeigekommen  war,  wurde  durch  die  neu  gewählte 
Nationalversammlung  abermals  das  alte  Steuersystem  wieder  her- 
gestellt  und  die  Frage  der  Steuerreform  wieder  einer  Enquete- 
Commission  übertragen  (Ges.  v.  20.  Dec.  1849).  Das  Ergebniss 
auch  dieser  neuen  eingehenden  Prüfung  war  schliesslich  wiederum 
der  bestehenden  Steuereinrichtung  im  Ganzen  günstig.  Nur  in 
einigen  Einzelheiten  wurden  Abänderungen  vorgeschlagcn,  welche 
durch  das  Decret  v.  17.  März  1852  im  Wesentlichen  in  das  Steuer- 
recht  übergegangen  sind.  Unter  Napoleon  III.  blieben  die  so 
wieder  festgestellten  Grundlagen  der  Besteuerung  dann  fast  un- 
verändert. Der  Ertrag  stieg,  mit  unter  dem  Einfluss  von  Tarif- 
erhöhungen, erheblich,  bei  allen  Getränken  zusammen,  inbegriffen 
die  Nebenabgaben,  von  110.9  Mill.  in  1859  auf  259.4  Mill.  Frcs.  in  1869. 

S.  wiederum  bes.  S tour  in  im  dict.  de  (in.,  Alt.  boissons,  p.  423  ff.  Einem 
alten  Vorwurf  gegen  die  Gcträukesteucr  (auch  für  Alcohol  seit  1S24),  dass  dieselbe 
nämlich  nur  bei  der  Kleinabgabe,  als  einer  Werth abgabe,  die  Qualität  berück- 
sichtige, bei  den  sonstigen  Abgaben,  als  specifisohen  Steuern,  im  Gauzen  dagegen  nicht, 
glaubte  man  nach  den  Untersuchungen  der  Commission  doch  nicht  weiter  als  mittelst 
Beibehaltung  der  Kleinabgabe  und  Steuerzuschlag  für  Weine  und  Spirituosen  in 
Flaschen  und  für  Liyueure  Bcchnung  tragen  zu  können.  — Däs  Privileg  der  Ei  gen  - 
bauer  wurde  wieder  etwas  beschränkt,  auf  Sendungen  von  Keller  zu  Keller,  bloss 
innerhalb  des  Cautons  und  der  benachbarten  Gemeinden.  Eine  andere  Privilegien- 
frage, die,  welche  das  sogen,  steuerfreie  vinago,  d.  h.  die  Vermischung  des  Weins 
mit  Alcohol  ohne  Steuer  für  letzteren  betrifft,  wurde  1856  zu  Gunsten  dieser 
Freiheit  für  7 Departements  des  Südens  gelöst,  1864  (Ges.  v.  8.  Juni)  .aber  wieder 
beseitigt.  (Stourm  a.  a.  0.,  p.  424.  Art.  vinage  im  Block’schen  und  im  Say  scheu 
dictionn.) 

§.253.  2.  Periode  seit  1871.  Nach  dem  deutschen  Kriege 
mussten  begreiflicher  Weise  die  schon  so  ergiebigen,  aber  doch 
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immer  noch  einer  weiteren  Ertragssteigerung  fähigen  Getränke- 
steuern ihren  gebührenden  Antheil  an  der  allgemein  gebotenen 
Steuervermehrung  mit  übernehmen.  Dabei  trat  aber  immer  schärfer 
eine  characteristische  Neigung  hervor,  die  Belastung  mehr  auf 
den  Al co hol  zu  schieben,  als  auf  die  übrigen  Getränke.  Ferner 
suchte  man  nicht  nur  durch  Tariferhöhungen,  sei  es  des  Principal- 
satzes  (so  besonders  bei  Alcohol),  sei  es  der  Zuschläge  dazu  für 
Staatsrechnung  (der  „Decimen“),  sondern  durch  Ausdehnung 
und  Verschärfung  der  Controlen,  der  Formalitäten,  der 
Strafen  den  Unterschleif  wirksamer  zu  unterdrücken. 
Beide  Bestrebungen  sind  von  Erfolg  begleitet  gewesen.  Der  Ertrag 
der  Getränkesteuern  stieg  von  1869  bis  1880  für  den  Staat  (oliuc 
die  Zölle)  von  259.4  auf  454.4  Mill.  Frcs.,  also  um  ca.  75%.  Mit 
den  Zöllen  und  Gemeindeoetrois  ergab  sich  um  1880  ein  Gesammt- 
ertrag  von  über  600  Mill.  Frcs. 

Die  Tariferhöhungen,  zumal  für  Alcohol,  drängten  dann  auch 
ihrerseits  wieder,  weil  sie  noch  mehr  zum  Unterschleif  anreizten, 
auf  die  Verschärfung  der  Controlen  u.  s.  w.  hin.  Natürlich,  dass 
aber  dadurch  die  Belästigungen  gesteigert  wurden  und  die  Un- 
popularität dieser  Besteuerung,  trotz  der  Gewöhnung  der  Pflichtigen 
an  letztere,  noch  wuchs. 

Dazu  traten  immer  mehr  andere  Schwierigkeiten  in  Betreff  der 
Einrichtung  der  Getränkebesteuerung.  Solche  machten  u.  A.  be- 
sonders die  Fragen  von  der  Steuerfreiheit  der  Eigenbau  er  und 
Eigenbrenner  (bouilleurs  de  cru)  und  von  der  Unterstellung 
derselben  unter  die  regelmässige  steueramtliche  Controle  („exercice“), 
ferner  von  der  Besteuerung  des  Alcoholzusatzes  zum  Weine 
(vinage)  in  theils  neuer,  theils  vermehrter  Weise,  abermals 
vollends  bei  den  höheren  Steuersätzen.  Diese  Fragen  beschäftigten 
last  beständig  die  öffentliche  Meinung  und  wiederholt  die  Gesetz- 
gebung, die  sie  in  verschiedener  Weise  behandelte.  Ferner  ver- 
langten die  Verheerungen  der  Reblaus,  die  wachsende 
Concurrenz  der  „industriellen“  Alcohol e mit  denen  aus 
Wein  etc.,  die  Veränderungen  und  Verbesserungen  der  Technik  des 
Brennereibetriebs,  die  bei  letzterem  mitspielenden  landwirtschaft- 
lichen wie  anderseits  die  Weinbauinteressen  u.  dgl.  m.  noch  mehr 
als  in  anderen  Ländern  Berücksichtigungen  bei  einer  so  streng 
fiscalischen  Steuergesetzgebung.  Aber  das  dringende  Finanz- 
hedürfniss  machte  diese  Berücksichtigungen  noch  schwieriger  als 
anderswo.  Wiederum  schuf  auch  die  ungeheuere  Zersplitterung 
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der  privatwirthschaftlickcn  Production  beim  Weinbau,  Obstbau,  der 
Brennerei,  bei  den  gebotenen  hohen  Steuersätzen  noch  ihre  eigenen 
Schwierigkeiten  für  eine  erträgliche  und  doch  hinlänglich  einträg- 
liche Einrichtung  der  Getränkebesteuerung.  Die  Sachlage  war 
und  ist  in  Frankreich  in  dieser  Hinsicht  eine  ganz  andere  als  in 
Grossbritaunicn  ohne  Weinbau  und  mit  bloss  industrieller,  ausser- 
ordentlich concentrirter  Brennerei  (S.  291)  und  auch  als  in  Deutsch- 
land, wo  Weinbau  und  Wcinconsum  so  viel  beschränkter  sind.  Die 
zunehmende  Verbreitung  der  Trunksucht,  die  Erkenntniss  der 
schädlichen  Ingredienzen  besonders  der  nicht  oder  nicht  genügend 
gereinigten  industriellen  Branntweine  gaben  endlich  der  Frage  der 
Getränkebesteucrung  abermals  eine  neue  Wendung.  Sanitäre, 
ethische,  selbst  politische  Momente  begannen  immer  stärker  ihre 
Berücksichtigung  zu  verlangen.  Die  Schankwirthschäfts- Gesetz- 
gebung, die  Licenzlrage  traten  deshalb  mit  in  den  Vordergrund. 

So  wird  es  begreiflich,  dass  mancherlei  Reformprojecte  auf- 
tauehten  und  mehrfach  auch  die  Gesetzgebung  beschäftigten,  ln 
eigenthtimlicher  Form  trat  das  Branntwein- Mo nopolproject  iu 
dem  A lglave’schen  Plane  einer  Art  Kleinverkaufs -Monopols 
hervor. ')  Abermals  wurde  eine  grosse  parlamentarische  Enquete 
i.  J.  1862  angestellt  und  darauf  nochmals  eine  ausserparlamcn- 
tarisehc  über  einige  Hauptfragen  der  Getränkesteuerreform,  be- 
sonders der  Branntweinbesteuerung  (1887).  Die  verbesserte  Finanz- 
lage hatte  schon  im  J.  1880  (Gesetz  v.  19.  Juli)  die  Möglichkeit 
zu  einigen  Steuererleichterungen  gegeben.  Man  glaubte,  dies  vor- 
nehmlich den  Getränkesteuern  zu  Gute  kommen  lassen  zu  sollen 
und  schritt  daher  zu  einer  erheblichen  Ermässigung  der  Tarile 
derselben.  Man  erzielte  damit  eine  beträchtliche  Ertragsabnahme, 
hat  aber  wieder  die  Erfahrung  gemacht,  dass  davon  den  Consu- 
menten  wenig  zu  Gute  gekommen  ist,  was  u.  A.  der  Zersplitterung 
des  Getränkekleinhandels  oder  Debits  mit  zugeschoben  wird  (Say). 
Die  beständige  Agitation,  das  Mitspielcn  politischer  Rücksichtnahmen 
auf  einzelne  Volksclassen,  aber  allerdings  auch  die  Ergebnisse  der 
neuen  Untersuchungen  der  Getränkesteuern,  die  dabei  erfolgten 
Vorschläge  und  das  Bestreben,  den  sanitären,  ethischen  und  cultur- 
politischen  Rücksichten,  welche  bei  der  Einrichtung  der  Getränke- 
steuern mitspielen,  möglichst  Rechnung  zu  tragen,  hat  denn  jüngst 


')  S.  darüber  J.  Wolf,  im  Finauzarchiv  IV,  3U7.  Branntwein  sollte  nur  iu 
amtlichen  Flaschen  durch  den  Staat,  der  ihn  den  Erzeugern  im  Grossen  abkaufte, 
in  den  (Jonsum  und  Kleinverkehr  übergehen  dürfen. 
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zu  einem  radicalen  Gesetzentwurf  des  Finanzministers  Peytral 
geführt.  Hier  wird  nichts  Geringeres  geplaut,  als  die  völlige 
Aufhebung  der  Wein-,  Cider- und  Biersteuer n als  Staats- 
steuern und  die  Ersetzung  des  grossen  Ausfalls  an  Einnahmen 
durch  die  Steigerung  der  A 1 c o h o 1 s t e u e r , die  Erhöhung 
der  Licenzen  und  die  Einführung  einer  kleinen  Ein- 
kommensteuer. Das  lange  vorschwebende  Ziel,  die  Getränke- 
besteuerung wesentlich  auf  den  Alcohol  zu  concentriren,  würde  damit 
erreicht  werden. 

S.  wiederum  bes.  S tour  in  in  den  gen.  Artikeln.  Uebcr  die  einzelnen  steuer- 
politischen  Massrcgcln  und  Pläne  auch  Mathieu-Bodet  und  Amagat  a.  a.  O. 
Durch  Ges.  v.  1.  Sept.  1871  wurde  u.  A.  die  Circulatiousabgabe  verdoppelt  (f.  Wein 
in  Fässern  auf  1 Frcs.  20  Cent.,  1.00,  2 und  2 Frcs.  40),  f.  Flaschenwein  auf  15  Frcs. 
p.  Hectol.  gebracht,  die  Alcoholsteucr  stieg  v.  75  auf  125  Frcs.,  später  (Ges.  v. 
26.  März  1872)  f.  Branntwein  in  Flaschen,  für  alle  Liqueurc  (auch  in  Fässern)  auf 
175  Frcs.,  die  corrcspondircnden  Abgaben  (taxe  de  rcmplacement  in  Paris,  Steuersatz 
in  den  villes  redimees)  wurden  entsprechend  erhöht,  die  Kingangsabgabc  desgl.  (Ges. 
v.  31.  Dcc.  1873).  Die  Kleinabgabe  blieb  dagegen  im  alten  seit  1852  wieder  be- 
stehenden Principalsatz  v.  15%.  Die  Biersteuer  wurde  gleichfalls  1871  für  „starkes 
Bier“  um  die  Hälfte,  für  „kleines  Bier“  auf  das  Doppelte  gesteigert.  Die  Getränke- 
steuern unterlagen  wie  die  meisten  übrigen  indirecten  beständig  dem  alten  10% 
Zuschlag  für  den  Staat  (Ges.  v.  1816)  und  seit  1855  einem  zweiten  ebenso  hohen,  wozu 
1874  noch  eine  halbe  Decimc  trat  (Ges.  v.  30.  Dec.  1873),  zus.  also  25%  Zuschlag 
zum  Principalsatz  (mit  kleinen  Abweichungen  im  Einzelnen).  Im  J.  1880  wurden 
dann  die  Circulations-  und  Eingangsabgabe  f.  Weine  und  Obstweine  um  ein  Drittel, 
die  Kleinabgabc  auf  12.5 % vom  Preise  (incl.  Decimen)  herabgesetzt,  die  Alcohol- 
steucr ebenso,  Dccimcn  inbegriffen,  auf  1 56 V4  Frcs.  p.  Hectol.  (Ges.  v.  10.  Juli  1880). 
Die  „ExpcditionsgebUhr“  für  die  Auslieferung  stcueramtlicher  Begleitscheine  jeder  Art 
ist  1873  (Ges.  v.  31.  Dec.)  von  15  auf  40  Cent,  erhöht  worden,  wozu  dann  noch  eine 
Stempelabgabe  von  10  Cent,  tritt. 

Unter  den  Gesetzen,  welche  nach  dem  Kriege  das  Stcu  er  verfall  reu , die 
Formalitäten,  die  Controlcn  und  Strafen  u.  dgl.  m.  in  einigen  Punctcn  neu  regelten, 
boz.  verschärften,  ^nd  hervorzuheben:  diejenigen  vom  29.  Febr.  1872  (Uber  Formali- 
täten, Controlen,  Behandlung  der  acquits-ä-caution  u.  dgl.  m.  bei  der  Circulation  der 
Getränke);  26.  März  1 872  (u.  A.  über  Behandlung  des  Absinths);  2.  Aug.  1872 
(Unterstellung  der  bouillcurs  de  cru  unter  das  exercicc,  mit  Modificationen) ; 21.  Juni 
1873  (betr.  Verfahren  bei  Defraudationen,  Strafen  im  Gebiet  der  indirecten  Steuern); 
IG.  Febr.  1875  (unterwarf  die  bis  dahin  vom  exercice  befreiten  reellen  EntrcpOts  von 
Getränken  in  Paris,  wo  viel  Unterschleif  vorgekommen  sein  soll,  den  Controlen  und 
Formalitäten  des  Grosshandels  und  der  Entrepöts,  wie  sie  ausserhalb  Paris  bestehen); 
4.  März  1875  (betr.  die  constatirten  Fehlmengen  — manquants  — über  die  gesetzlichen 
Nachlässe  bei  Grosshändlern,  Brennern  und  Destillateuren  und  die  Besteuerung  dieser 
Mengen);  9.  Juni  1875  (die  „einzige“  Steuer  obligatorisch  an  Stelle  der  Detail-  und 
Kingangsabgabc  für  alle  Orte  über  10,000  Einw.  gemacht);  14.  Dec.  1875  (Wieder- 
aufhebung der  Controlc  für  die  Eigenbrenner).  S.  Uber  die  Massregeln  v.  1870  ff. 
bes.  Mathieu-Bodet  I,  98,  113,  i34,  301,  332. 

Der  finanzielle  Erfolg  der  genannten  Tarifveränderungen 
und  Verschärfungen  der  Controlen  tritt  in  folgenden  Daten  des 
Ertrags  der  einzelnen  Abgabearten  und  des  Gesammtertrags  deutlich 
hervor,  wobei  auch  die  Verschiebungen  zwischen  den  Erträgen  der 
Abgabearten  steuertechnisch  beachtenswert!!  sind. 
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Faure  p.  114,  womit  die  Daten  und  Berechnungen  der  amtlichen  Jahresberichte 
der  Gencraldircction  der  indirectcn  Steuern  zu  vergleichen,  im  Bull.,  z.  B.  f.  1880 
XXIII,  53S,  auch  für  die  Vcrtheilung  der  Erträge  auf  die  gemischten  Abgabearten, 
welche,  wie  die  „einzige  Taxe'1,  mehrere  sonst  getrennte  Abgaben  in  sich  enthalten. 


Die  Zahlen  bedeuten  Millionen  Francs. 

1809 

1872 

1870 

1880 

1881 

1884 

Circulationsabgabc  von  Wein 
und  Cider 

1 7.53 

33.77 

47.26 

38.40 

20.05 

28.21 

Expeditionsgebühr  . . . 

1.18 

1.17 

4.12 

3.86 

4.28 

4.82 

Kleinabgabe 

94.84 

99  37 

100.19 

118.48 

99.85 

98.18 

Allgemeine  Alcoholsteuer  . 

47.01 

02.15 

98.25 

185.30 

140.53 

150.09 

Eingangsabgabe  .... 

11.50 

10.72 

9.74 

1 0.98 

11.02 

12.1  1 

Einzige  Steuer  

10.09 

12.45 

46.03 

38.54 

33.92 

37.33 

Pariser  Ersatzsteuer  . . . 

50.82 

49.90 

72.39 

75.80 

08.70 

00.81 

Biersteuer 

10.83 

19.58 

21.25 

22.02 

23.07 

28.07 

Gesammtcrtrag 

249.83 

289.10 

399.24 

439.05 

414.63 

420.05 

Es  liegen  die  Daten  bei  der  Klein-,  Eingangs-  und  Pariser  Ersatzsteuer  auch 
getrennt  für  Weine  und  Obstweine  einer-,  Alcohol  anderseits  vor.  Demnach  kamen 
in  1884  auf 


Wein  u.  s.  w.  Alcohol 

Kleinabgabe 40.22  51.70 

Eingangsabgabe 2.25  0.1)0 

Pariser  Ersatzsteuer  ....  39.23  27.57 


In  1SS4  lallt  sonach,  oh  n e die  „einzige  Taxe“,  auf  den  Alcohol  245.3  Mill.  Frcs. 
Am  Bemerkenswerthesten  ist  besonders  diese  starke  Steigerung  des  Ertrags  der 
Alcoholsteuer  und  der  „einzigen  Steuer“  (letzteres  eine  Folge  des  Gesetzes  von  1 375, 
welches  diese  Steuer  für  die  Orte  von  mehr  als  10,000  Einw.  obligatorisch  machte"). 
Die  ExpeditionsgcbUhr  wird  auch  in  einigen  anderen  Fällen  erhoben,  der  Ertrag  fällt 
aber  fast  ganz  auf  das  Gebiet  der  Getränkcbestcuerung. 

Der  Gesammtcrtrag  der  letzteren  war  1 8s0  (incl.  Expeditionsgebühr)  412.23, 
1 sS7  417.99  Mill.  Frcs.  (Bull.  XXIII,  284).  Gegenwärtig  also  etwa  V7— 7e  der  gesummten 
Staatssteuern,  ohne  die  neuester  Zeit  erheblich  gewordenen  Zolleinnahmen  für  fremde 
Weine,  Alcoholc  und  Biere  (lsSO  bez.  25.27.  8. IS,  2.84,  zus.  30. 2S  Mill.  Frcs.).  Die 
volle  finanzielle  Bedeutung  der  französischen  Getränkestenern  ergiebt  sich  aber  erst 
unter  Einrechnung  des  den  Gemeinden  zufallenden  Octroiertrags  von  Getränken, 
welcher  1SS0  auf  113  Mill.  berechnet  wurde  (79  f.  Wein,  2.3  f.  Older,  14.23  f.  Bier, 
17.5  f.  Alcohol).  So  steigt  der  Ertrag  aus  inneren  Steuern,  Zöllen  und  Octrois  für 
den  Staat  und  die  Gemeinden  auf  über  000  Mill.  Frcs.  (1880  003,74,  Bull.  X,  511). 
Seitdem  hat  er  in  Folge  der  Tarifreductionen  von  1*80  etwas  abgenommen. 

Nach  den  von  der  Gencraldircction  der  indirccten  Steuern  für  die  Enquete  von 
1881  angestcllten  Berechnungen  ergiebt  sieb  für  die  einzeln en  Getränke  folgende 
Ertragsbewegung  der  für  Staat  und  Gemeinden  erhobenen  inneren  Steuern,  Zölle 
und  Octrois  in  Mill.  Frcs.  (Bull.  X,  510): 


Durchschnitt 

Wein 

Obstwein 

Alcohol 

Bier 

Xebenabg. 

Summe 

1830-39 

05.40 

8.40 

19.42 

12.12 

5.04 

111.03 

1840—49 

78.39 

9.23 

27.49 

14.80 

0.89 

130.79 

1 850—59 

92.24 

1 1.80 

44.38 

20.32 

8.41 

177.12 

1 860—09 

1 55.00 

1 5.09 

91.89 

28.00 

9.92 

299.97 

1870—79 

228.11 

10.30 

1 05.59 

32.91 

13.04 

456.00 

1 S80 

281.89 

10.01 

240.62 

39.09 

18.93 

603.74 

Auf  den  Alcohol  fiel  hiernach  in  den  30er  Jahren  17.5,  1880  10.8%  des 
Ertrags.  Seitdem,  in  Folge  der  Wirkungen  des  Gesetzes  von  1880,  ist  diese  Quote 
noch  gestiegen. 

Man  veranschlagte  um  1878,  dass  die  sämmtlichen  Staats-  und  Loealstcucrn  den 
Wein  im  Durchschnitt  mit  etwa  20%  vom  Yerkaufswcrthe  belasteten  (mit  0 Frcs.  51  Cent. 
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für  32.5  Fr  cs.  p.  Heetol.  — mir  etwa  3 — 4%  des  französ.  Weins  gehört  zu  dem 
Product  höherer  Qualität  und  Preises);  ebenso  hoch  schätzte  man  die  mittlere  Be- 
lastung des  Obstweins  (3  Frcs.  47  Cent,  von  15  — 16  Frcs.  Werth  p.  Hcctol.). 
(Bull.  VII,  149).  Eine  solche  Belastung  galt  als  zu  hoch.  Deshalb  die  Ermässigung 
im  Ges.  v.  1SS0  und  die  weiteren  Reformpläne. 

Misslicher  ist  aber  ein  anderer  Punct  des  ganzen  Systems, 
nämlich  ob  die  Consumenten  durch  die  einzelnen  Arten 
der  Getränkesteuer  wenigstens  annähernd  gleich- 
mässig  getroffen  werden?  Bei  allgemein  höheren  Tarifen  ist 
das  natürlich  noch  wichtiger.  Besonders  schwierig  ist  hier  die 
Feststellung  des  richtigen  Verhältnisses  der  0 i r eulation sabgah e , 
welche  die  wohlhabenderen  Privaten,  und  der  Klein- 
abgabe, welche  den  Wirths  haus  verkehr  und  mehr  die  mitt- 
leren und  unteren  Erwerbsclassen  vornehmlich  zu  treffen  hat.  Die 
Frage  der  Ueberwälzung  und  endgiltigen  Tragung  der  Steuer  bleibt 
dabei  ausserdem  noch  ganz  unerledigt.  Man  hielt  früher  und  um 
1871  die  Circulationsabgabe  gegenüber  der  Kleinabgabe  für  zu 
niedrig  und  hat  sie  daher  stark  erhöht,  die  andere  im  alten 
Principalsatz  belassen.  Mit  den  betreffenden  Abgaben  ist  dann 
aber  wieder  die  „einzige  Steuer“  und  die  Pariser  Ersatzsteuer 
im  richtigen  Verhältniss  zu  halten,  was  auch  Schwierigkeiten 
gemacht  hat. 

Das  bat  sich  z.  B,  bei  der  Ausführung  einer  Vorschrift  des  Ges.  v.  9.  Juni  1S75 
(betr.  die  obligatorische  Durchführung  der  einzigen  Steuer“  in  den  Orten  Uber 
10,000  Einw.)  ergeben,  wonach  alle  3 Jahre  eine  Revision  des  Tarifs  der  „einzigen 
Steuer“  erfolgen  sollte.  (Näheres  in  d.  Motiven  des  Ges.  v.  1SS0,  s.  Bull.  VII,  152.) 

Gerade  die  steuertechnische  Verschiedenheit  der  ein- 
zelnen Theile  des  Getränkesteuersystems  hat  man  wohl  sonst  ge- 
rühmt, weil  sich  die  Besteuerung  so  den  Verschiedenheiten  der 
Verkehrs-,  Absatz-  und  Consumtionsvcrhältnisse  gut  anpasse.  Aber 
die  hierdurch  wieder  bedingte  Com  plication  macht  eben  eine 
gleichmässige  Besteuerung  der  Consumenten  — von  der  Ueber- 
wälzungsfrage  ganz  abgesehen  — sehr  schwierig  und  im  practischen 
Ergebniss  fraglich. 

Die  Strebziele  der  verschiedenen  neueren  privaten  und  officiellen 
Reformpläne  und  Gesetzentwürfe  gehen  daher  auch  mit  auf  eine 
Vereinfachung  der  Besteuerung  hinaus. 

Iu  dem  Gesetzentwurf  v.  18SG  sollte  das  Exorcice  bei  den  Getränkedebitanlen 
fortfallen,  ebenso  allgemein  die  Klcinabgabe,  dagegen  verbleiben  die  Circulations- 
abgabe  — nach  einem  dreistufigen  Tarif  für  Wein  nach  3 Abtheilungen  des  Gebiets, 
nach  einem  Einheitstarif  für  Obstwein  und  für  Alcohol  — als  allgemeine  Verbrauchs- 
steuer im  ganzen  Staatsgebiete,  die  Eingangsabgabe  in  Orten  über  4000  Einwohnern 
nach  einem  siebenstnfigen  Ortstarif  (gemäss  der  Volkszahl),  mit  weiterer  Unterscheidung 
dieses  Tarifs  für  Wein,  nicht  für  Obstwein  und  Alcohol,  nach  den  drei  Gebiets- 
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abtheilungen.  Die  Licenzcn  sollten  verdoppelt,  die  steuerfreie  Alcoholisirung  der 
Weino  auf  die  Grenze  bis  zu  12%  Alcoholstürke  des  Weins  beschränkt,  der  von  den 
bouillcurs  de  cru  fabricirte  Alcohol  mit  besteuert,  diese  Personen  zwar  nicht  dem 
Exercico,  aber  einer  Gontrolc  der  Brennerei-  und  Destillirapparatc  u.  s.  w.  mit  unter- 
zogen, der  Schwerpunct  der  Besteuerung  durch  Erhöhung  der  allgemeinen  Verbrauchs- 
abgabe für  Alcohol  auf  215  Frcs.  p.  Hectol.  — ausser  der  nach  Ortsclassen  zwischen 
7.5  und  30  Frcs.  sich  bewegenden  Eingangsabgabc  — noch  inehr  in  diesen  Artikel 
gelegt  werden  (Ges.  u.  s.  w.  im  Bull.  XIX.  239,  Motive  eb.  S.  233  ff.).  Das  finanzielle 
Ergcbniss  dieses  Project  gebliebenen  Rcformplans  wurde  auf  ein  Plus  von  76.8  Mill. 
Frcs.  für  den  Staat,  gegenüber  dem  bisherigen  Ertrage,  geschätzt  (Verlust  bei  Wein 
und  Obstwein  49.3,  Gewinn  bei  Alcohol  im  Ganzen  115  Mill.  Frcs.,  sonst  bei 
Licenzcn  u.  a.  in.). 

Die  außerparlamentarische  Untersuchungscommission  von  1888 
constatirte  nach  der  hygienischen  Seite  der  Frage,  dass  die 
Ursache  des  „Alcoholismus“  im  Missbrauch  und  in  der  schlechten 
Beschaffenheit  der  alcoholischen  Getränke  liege. 

Auf  Verhütung  des  Missbrauchs  könne  man  durch  Verminderung  der  Consumtion 
und  hierauf  durch  Verminderung  der  Schenklocale  und  durch  die  mittelst  Steuer- 
erhebung zu  erzielende  Preissteigerung  des  Getränks  hinwirken.  Die  Verminderung 
der  Schenklocale  durch  Verwandlung  der  I.icenzen  in  widerrufliche  behördliche  Ge- 
nehmigung widerspreche  den  französischen  Gewohnheiten  und  gebe  zu  Missbrauchen 
Anlass.  Eher  könne  inan  daran  denken,  die  Zahl  der  Debile  nach  dem  Verhältnis 
der  Bevölkerung  zu  begrenzen.  Doch  empfehle  sich  mehr,  dies  auf  dem  indirecten 
Wege,  durch  Erhöhung  des  Licenzsteucrsatzes  zu  erreichen,  wodurch  die  kleinsten 
Locale  verdrängt  werden  würden;  Erhöhung  der  allgemeinen  Verbrauchsabgabc  setze 
aber  gleichzeitig  verschärfte  Controlen  zur  Bekämpfung  der  Defraudation  voraus. 
Daher  sei  Ueberwacluing  der  Eigenbrenner  mit  geboten.  Im  hygienischen  Interesse, 
sei  der  Uebergang  der  landwirtschaftlichen  Branntweine  in  den  Consuin  nur  nach 
erfolgter  Reinigung  unter  Inuelialtung  eines  Reinheitstypus  zu  gestatten,  die  Wein- 
und  Obstbranntweine  müssten  einer  ähnlichen  Verkaufscontrole  wie  schädliche  Ver- 
zehrungsgegenstände unterworfen  und  entsprechende  Strafen  den  Verkäufern  angedroht 
werden.  Alle  industriellen  und  landwirtschaftlichen  gewerbsmässigen  und  sonstigen 
Brenner  sollten  Declarationen  über  ihren  Betrieb  machen  müssen,  die  Eigenbrenner 
nur  für  höchstens  10  Liter  Alcohol,  als  Eigenconsuin,  steuerfrei  sein,  die  Fabrikation, 
der  Verkauf  und  die  Benutzung  von  Dcstillirkolben  und  anderen  Destillirapparaten 
überwacht,  der  Wein  nach  der  Alcoholstürke  besteuert,  der  Zusatz  von  Branntwein 
zu  Wein  nur  bis  zu  3'’/u  und  bis  zur  Grenze  von  15%  Alcoholstäike  des  Weins  statthaft 
sein  (Bull.  XXIV,  482,  616). 

Der  Gesetzentwurf  vom  30.  Oct.  1888  trug  diesen  Vorschlägen 
Rechnung,  ging  aber  noch  darüber  hinaus. 

Danach  sollen  die  Staatssteuern  von  Naturweinen  jeder  Stärke,  von  aleolioli- 
sirten  oder  Kunstweinen  bis  13  Grad  Stärke,  von  Obst-,  Honigwein  (Mcth),  von 
Bier,  demnach  die  betreffenden  Circulations-,  Klein-,  Verbrauchs-,  Fabrikationssteuern 
bei  den  genannten,  ferner  die  staatlichen  Eingangsabgaben  in  Städten,  auch  die 
Expeditions-,  Begleitsclieinsteinpel-  und  Quittungsabgaben  fortfallen  (mit  einer  Einbussc 
von  194.57  Mill.  Frcs.),  die  Ueberwachung  (exercice)  der  Getränkedebite  auch  auf- 
liuren.  I)cr  Ersatz  sollte  gefunden  werden  in  der  Erhöhung  der  Alcoholsteuer 
(auch  von  Eigenbrennern,  die  nur  noch  für  10  Liter  im  Jahre  steuerfrei  sein  sollten) 
auf  210  Frcs.  p.  llectol.  reinen  Alcohols  (104  Mill.  Frcs.  Plus),  in  der  Besteuerung 
des  „vinage“  und  in  erhöhten  und  anders  geregelten  Licenzcn.  Alcoliolzosatz  zu 
Wein  bis  zu  3%  im  Maximum  und  bis  zur  Erreichung  eines  Stärkegehalts  von 
12  Grad  zahlt  für  den  Ilcctolitcr  reinen  Alcohols  87.5,  aller  Wein  über  12  Grad 
Stärke,  der  nicht  eine  höhere  Naturstärke  hat,  sondern  künstlich  alcoholisirt 
worden,  für  seinen  Stärkegehalt  von  13 — 15  Grad  50  Frcs.  vom  Ilcctolitcr  reinen 
Alcohols,  von  16—21  Grad  dgl.  100  Frcs.,  von  22  Grad  und  darüber  den  Normalsatz 
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von  210  Frcs.  (Ertragsanschlag  dafür  20  Mill.  Frcs.).  Die  Licenzcn  sollen  in 
fixen  Sätzen  für  Debitanten,  Grosskauf lcute,  Brenner,  Brauer  und  in  pro- 
portionalen Sätzen  nach  dem  Mietli wcrth  der  Gewerbslocalitäten  von  8,  14  und 
20%  — also  nach  dem  Princip  der  Patentsteuer  — erhoben  werden,  wovon  man 
bcz.  22  (fixer  Satz)  und  23  Mill.  (prop.  Satz)  Plus  erwartet.  Totalpius  (incl.  von 
Essig)  161.9  Mill.  Frcs.,  daher  Ausfall  durch  die  ganze  Deform  32.67  Mill.  Frcs., 
welcher  durch  eine  Einkommensteuer  im  Anschlag  von  35  Mill.  Frcs.  gedeckt 
werden  soll  (Bull.  XXIV,  529  ff.). 

Der  Entwurf  ist,  während  dies  geschrieben  wird,  noch  nicht  erledigt.  Die 
Concentration  auf  den  Alcohol,  auch  in  den  alcoholisirten  Weinen,  ist  besonders  be- 
merkenswerth.  Auch  die  Steuerilberwachung  wtlrde  danach  eine  andere,  sie  würde 
sich  nicht  mehr  auf  den  Um  lau  f und  den  Kl  ein  verkauf,  sondern  ausschliesslich 
auf  die  Alcoholfabrikation  und  Zumischung  zum  Weine,  sowie  auf  die  Fabrikation  und 
den  Verkauf  von  Destillirapparaten  erstrecken.  Ob  die  Uoberwachung  in  dieser  Be- 
schränkung wirksam  genug  werden  kann?  Und  ob  die  Aufhebung  jeder  eigentlichen 
Wein-  und  Bierbesteuerung  gerade  unter  französischen  Consumtionsverhältnisscn  nicht 
zu  weit  geht  und  die  Berücksichtigung  bloss  des  Alcohols  und  die  Höhe  der  Steuer 
dafür  nicht  die  Steuerlast  zu  einseitig  auf  die  Branntweinconsumenten  schieben,  wenn 
aucli  unter  Wahrnehmung  der  hygienischen  und  ethischen  Interessen,  die  in  der  Frage 
mitspielen  — ? 

Im  Folgenden  stellen  wir  die  Getränkebesteuerung  dar,  wie  sie  bisher  besteht 


bb.  Einrichtung  der  Getränkebestenorung. 

§.  254.  1.  Einzelne  Steuerarten.  Hierfür  ist  nach  dem 
Früheren  in  wichtigen  Puncten  die  Besteuerung  des  Weins  und 
Obstweins  (Apfel-,  Birnwein,  auch  Honigwein  oder  Meth),  dann 
die  des  Alcohols,  endlich  die  des  Biers  zu  unterscheiden. 

Als  allgemeine  Abgabe  besteht  die  Licenzsteuer  für  die 
gewerbliche  Unternehmung  auf  dem  Gebiet  der  Getränke,  nämlich 
für  Kleinabsatz  („Debitanten“,  Wirthschaften  u.  s.  w.), 
Grosshandel,  gewerbsmässige  Brennerei  und  Destil- 
lation, Brauerei. 

S.  u.  über  Licenzcn.  In  den  dict  von  Block  und  Say  unter  diesem  Wort.  Bes. 
Ges.  v.  1816  Art.  144,  171.  Zn  den  Debitanten  gehören  alle  Arten  Klcinverkaufs- 
stellen,  auch  von  Eigenbauern  und  Eigenbrennern.  Der  Tarif  umfasst  8 Stufen  nach 
Ortsclassen  (Volkszahl)  von  15 — 50  Frcs.  (incl.  Decimen).  Die  Grosshändlcr  ent- 
richten überall  den  gleichen  Satz  125  Frcs.,  ebenso  die  gewerbsmässigen 
Brenner  und  Destillateure  25  Frcs.,  die  Brauer  in  11  Depart.  125,  in  den 
übrigen  75  Frcs.  Frei  von  der  Brcnn-I.icenz  sind  die  Brenner  und  Destillateure  von 
Wein,  Obstwein,  Kernobst,  welche  ausschliesslich  eigenes  Ernteproduct 
(bouillcurs  de  cru)  verarbeiten,  sie  haben  bei  Grossverkäufen  auch  keine  Grosshändler- 
licenz  zu  entrichten  (Olibo  II,  9);  dann  die  Brauer,  welche  nur  für  den  Eigen- 
consum  brauen.  In  Paris  ersetzt  die  „Ersatzsteuer“1  (s.  u.)  alle  Licenzcn  mit,  bis 
auf  die  der  Brauereien.  Liccnzsteucrpflichtig  waren  1886  408,021  Debitanten  mit 
8.81  Mill.  Frcs.  Steucrertrag,  27,029  Grosshändler  mit  3.40  Mill.  Frcs.,  2751  Brauereien, 
1845  üewerbsbrenncr  und  Destillateure,  259  Liqueurfabriken , 1878  Grossliquoristen, 
im  Ganzen,  incl.  die  Licenzcn  anderer  Unternehmungen  als  auf  dem  Getränkegebiet, 
461,798  Licenzpflichtige  mit  12.89  Mill.  Frcs.  Steucrertrag,  der  zum  bei  Weitem 
grössten  Theil  doch  von  Geschäften  im  Getränkegebiet  herrührt  (Bull.  XXIII,  289). 
Diese  Abgaben  haben  auch  nach  ihrer  massigen  Höhe  wesentlich  nur  den  Charactor 
von  Special-Gewerbesteuern. 

Wajjuer,  Finanzwissenschaft.  III. 
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Von  eigentlichen  staatlichen  Verbrauchssteuern 
bestehen  für  Wein  und  Obstwein,  — jetzt,  seit  dem  Gesetz  von 
1880  ohne  die  frühere  Zusatzsteuer  für  Flaschenwein,  also  im 
gleichen  Satze  für  Fass-  und  Flaschenwein  — fünf  verschiedene 
Abgaben,  dieCirculations-,  Klein-,  Eingangs-  und  „einzige“ 
Abgabe  und  speciell  für  Paris  und  Lyon  die  „Ersatztaxe“, 
davon  die  Circulations-  und  die  Eingangsabgabe  ebenso  wie  die 
Eingangs-  und  Kleinabgabe  neben  einander,  d.  h.  für  dasselbe 
Weinquantum,  die  „einzige“  Steuer  als  Ersatzabgabe  der  Ein- 
gangs- und  der  Kleinabgabe,  die  Pariser  (und  Lyoner)  Ersatzsteuer 
als  Ersatz  aller  anderen  Abgaben,  auch  der  Circulations-  und 
Licenzabgabe.  Alcohol  unterliegt  drei  solchen  Abgaben,  der 
gleichmässigen  allgemeinen  Verbrauchssteuer  — jetzt,  seit 
dem  Gesetz  von  1880,  ohne  den  bis  dahin  geltenden  höheren 
Steuersatz  für  Spirituosen  in  Flaschen,  für  Liqueure,  Absinth,  daher 
auch  hier,  wie  bei  Wein,  jetzt  im  gleichen  Satze  für  Fass-  und 
Flaschenbranntwein  — , dann  der  Eingangsabgabe  und  in 
Paris  wieder  der  alleinigen  Ersatz  Steuer.  Bier  wird  dagegen 
nur  von  der  einzigen  Steuer  bei  der  Fabrikation  getroffen. 

Für  die  städtischen  Finanzen  fallen  alle  genannten  Ge- 
tränke in  den  Gemeinden  mitOctroi  dann  noch  ausserdem  unter 
dieses  letztere. 

Die  Veranlagungs-  und  Erhebungsformen,  sowie  die 
Controlen  richten  sich  natürlich  wieder  nach  dem  steuertechnischen 
Character  jeder  einzelnen  der  genannten  Abgaben. 

Eine  besondere  kleine  Nebenabgabe  ist  die  an  die  Ver- 
sendung oder  den  Transport  der  Weine,  Obstweine  und 
Alcohole,  bez.  an  die  dabei  vorkommenden  Begleitscheine,  sich 
anknüpfende  Expeditionsgebühr. 

Sic  beträgt  10  Cent,  als  Stempel  für  jede  „Expedition“  Seitens  des  Steuer- 
amts, ausserdem  40  Centimes  für  jede  Expedition  mit  „acquits-ä-caution“  oder 
„passavants“  (daher  mit  Stempel  hier  Va  Frcs.).  Zahl  solcher  Expeditionen  zu 
40  Cent.,  grftsstentheils  bei  den  Getränkesteuern,  z.  B.  in  188G  11,951,529  mit 
4.78  Mill.  Frcs.  Ertrag. 

§.255.  2.  Steuerpflichtige.  Theils  als  Steuersu  bjecte 
oder  eigentliche  Steuerpflichtige,  theils  nur  als  Steuer- 
haftende sind  bei  diesen  verschiedenen  Steuerarten  folgende 
sechs  Personenkategorieen  zu  unterscheiden:  sogen,  einfache 
Private;  Eigen  bauer  und  Ei g e n b r e n n er  (bouilleurs  de  cru) ; 
einfache  Kleinverkäufer  und  Liqucurdebitanten;  ein- 
fache und  L i q u e u r - G r o s s h ä n d 1 e r ; gewerbsmässige 
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Brenner  und  Destillateure;  Brauer.  Je  nach  der  Steuerart, 
um  die  es  sich  handelt,  erscheinen  diese  Personen  in  verschiedener 
Weise  als  Steuerpflichtige  oder  Steuerhaftende  und  unterliegen  sie 
verschiedener  Verantwortlichkeit  und  Controle,  überhaupt  einem 
verschiedenen  Steuerrecht.  Erläuterungen  verlangen  besonders  die 
zwei  ersten  Kategorieen. 

„Einfache  Private“  sind  im  Stcuerrecht  insbesondere  die  Personen,  welche 
(ietränke,  specicll  Wein  und  Obstwein,  aber  auch  Spirituosen,  regelmässig  für  ihren 
eigenen  Bedarf,  beziehen  und  dann  der  Circulationsabgabc.  bei  Spirituosen  der 
Verbrauchssteuer,  eventuell  auch  der  Eingangsabgabc  oder  statt  beider  der  „einzigen“ 
Steuer,  in  Paris  und  Lyon  der  Ersatzstcuer  unterliegen.  Der  Begrilf  des  „einfachen 
Privaten“  wird  in  der  Praxis  etwas  ausgedehnt  (Block,  dict.  Art.  boissons  No.  54  IFA. 

Eigenbaucr  und  Eigenbrenner  sind  Wein-  und  Obstbauer,  welche  nur 
ihr  selbstgccrntetes  Product  zu  Wein,  Obstwein,  Alcohol  verarbeiten.  Für  einen 
bestimmten  Fainilienbedarf  (20  Liter  Alcohol)  sind  die  Brenner  steuerfrei.  Bei  Wein- 
transporten innerhalb  des  Cantons  und  der  Kachbargcmcinden  von  Koller  zu  Keller 
sind  die  Eigenbauer  von  der  Circulationsabgabc  frei.  Die  Brenner  unterstanden  nach 
dem  (ics.  v.  2.  Aug.  1S72  dem  Exercice  der  Steuerbehörde,  was  aber  nach  dem  Ges. 
v.  14.  I)cc.  1875  wieder  aufgehürt  hat.  Wenn  Eigenbauer  und  Eigeubrenner  ihre 
gewonnenen  Getränke  im  Grossen  verkaufen,  bez.  versenden  und  im  Kleinen 
verschenken,  treten  auch  für  sie  die  allgemeinen  Formalitäten,  Conirolen  und  Ab- 
gaben ein,  d.  h.  sie  unterliegen  insbesondere  dem  Meldczwang  in  Betrell  der  Ver- 
sendungen, der  Expeditionsgebuhr,  der  Circulations-  und  eventuell  der  Kleinabgabe. 
Im  Princip  ferner  sind  die  Eigenbauer  und  Brenner  nur  für  die  Verarbeitung  des 
selbst  ge  ernteten  Products  zu  Wein,  Obstwein,  Alcohol  vom  Exercice  befreit. 
Die  Schwierigkeit  liegt  für  die  Steuerbehörde  darin,  zu  verhindern,  dass  angekauftes 
Product  mit  verarbeitet  wird  und  dass  die  Eigenbauer  und  Eigenbrenner  an  Dritte 
steuerfrei  absetzen.  Im  Kampf  mit  diesem  ünterschleif  liegt  die  Verwaltung  beständig. 
Um  ihn  erfolgreich  zu  führen,  verlangt  sie  die  Beseitigung  des  „Privilegs“  dieser 
Personen,  von  dem  regelmässigen  „exercice“  frei  zu  sein,  namentlich  in  Betreff  der 
Brenner.  Allein  es  handelt  sich  bei  der  grossen  privatwirthschaftlichen  Zersplitterung 
des  französ.  Wein-  und  Obstbaues  um  eine  sehr  erhebliche  Anzahl  von  solchen  Per- 
sonen, die  dann  mit  überwacht  werden  müssen,  daher  um  technische  Controlschwierig- 
keiten  und  um  grossen  Volkskreisen  missliebige  Beaufsichtigungen,  was  das  Mitspielen 
eines  politischen  Moments  in  dieser  viel  erörterten  Frage  erklärt.  Die  Zahl  der 
bouilleurs  de  cru  hat  sich  in  der  Zeit  seit  1871,  übrigens  mit  erheblichen  Schwankungen, 
besonders  stark  vermehrt.  Im  J.  1885  wurden  die  Weinbauer  auf  1.791,770,  die  Obst- 
bauer auf  1,035,876,  die  Eigenbrenner  auf  531,017  veranschlagt  (Bull.  XX,  601); 
letztere  Zahl  war  noch  1881  nur  100,653.  Die  Menge  des  steuerfrei  consumirten 
Weins  an  sich,  dem  absoluten  Betrage  des  letzteren  nach,  und  im  Verhältniss  zum 
besteuerten  Wein  richtet  sich  wesentlich  nach  den  Ernteverhältnissen:  bei  guten 
Ernten  steigt  absolut  und  relativ  besonders  dieser  steuerfrei  bei  den  Eigenbauern  ver- 
zehrte Wein,  bei  schlechten  sinkt  er  aber  auch  besonders  stark.  Die  versteuerte 
Menge  schwankt  daher  weniger  als  die  Erntemenge  und  vollends  als  die  unversteuert 
verzehrte  (dies  das  Ergebniss  einer  Tabelle  im  Bull.  IX,  123,  f.  d.  Jahre  1831 — 79, 
wobei  natürlich  die  Zahlen  der  Erntcmenge  und  unversteuerten  Menge  nur  schätzungs- 
weise ermittelt  sind).  Im  längeren  Durchschnitt  bleibt  V4 — 7«  der  Ernte  steuerfrei, 
z.  B.  1870 — 79  10.45  Mill.  Hcctol.  v.  38.09  im  Ganzen.  Aehnliche  Schwankungen 
beim  Obstwein,  wo  aber  im  Durchschnitt  jetzt  die  Hälfte  und  mehr  steuerfrei  ver- 
zehrt wird  (Bull.  IX,  371). 

Bei  Alcohol  lässt  sich  der  Einfluss  der  Weinernte  auf  den  absoluten  und 
relativen  Umfang  der  Eigen brcnncrci  ebenfalls  erkennen:  in  guten  Jahren  wird  zur 
Vcrwerthung  des  Products  mehr  gebrannt,  in  schlechten  weniger  (so  1855 — 57). 
Doch  üben  andere  Umstände,  wie  die  Concurrenz  der  industriellen  Brennerei  und  die 
Prcisconjuncturcn  hier  noch  ihren  eigenen  Einfluss.  Im  Ganzen  ist  die  Alcohol- 
gewinnuug  aus  Wein,  Obst,  Früchten  gegenüber  derjenigen  aus  mehligen  Stoffen, 
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Melasse,  Rüben  auch  in  Frankreich  sehr  zurückgegangon : 1840 — 50  von  891,500  Hect. 
reinen  Alcoliols  815,000  aus  Wein,  Obst  u.  s.  \v.,  1865—69  von  1,344,614  553,283, 
1870—79  von  1,545,899  nur  451,070,  1880  sogar  von  1,581.068  nur  48,514  (Bull.  X, 
124),  und  seitdem  (1880 — 87)  keine  wesentliche  Veränderung;  1887  z.  B.  bei 
2,005,635  Hectol.  Gesainmtgewinnung  von  Alcohol  speciell  aus  Wein  32,758,  aus 
Cider  13,595,  aus  Weinträbern  u.  dgl.  (marcs,  lies  z.  B.)  41,872,  aus  Früchten  2386, 
zus.  aus  diesen  Substanzen  90,611-  Hectol , oder  nur  noch  ca.  4.5 °/0  (Bull.  XXIII,  609). 
Dieser  Bewegung  entsprechend  — zum  Tbcil  nur  ein  anderer  statistischer  Ausdruck 
für  dieselbe  Erscheinung  — ist  die  Alcoholgewinnung  der  Eigenbrenner 
mit  Schwankungen  absolut  und  relativ  sehr  gesunken  und  der  steuerfreie 
Eigenconsum  wenigstens  absolut  in  längeren  Perioden  gesunken,  in  einzelnen  Jahren 
erreicht  er  aber  noch  die  frühere  Höhe  (s.  für  beide  Puncte  die  Daten  von  1830 — 80 
im  Bull.  X,  122,  bis  1S87  Bull.  XXIII,  668,  672).  So  wurden  bei  einer  guten  Wein- 
und  Obsternte  1883  von  den  Eigenbrennern  40,000  Hectol.  Alcohol  von  2.011,000  im 
Ganzen  und  1,484,020  versteuertem  Alcohol,  bei  einer  schlechten  Ernte  1886 

72.000  Hectol.  von  2,052,000,  bezw.  1,419,901  erzeugt,  der  frei  von  den  Brennern 
selbst  verzehrte  Branntwein  auf  41,106  Hectol.  geschätzt  (Bull.  eb.).  Wer  kann  aber 
bürgen,  dass  xlie  Brenner  nicht  mehr  als  20  Liter  steuerfrei  verzehren  oder  verkaufen? 
In  den  3 Jahren  des  Exercice  1872 — 75  wurde  die  steuerfrei  verzehrte  Menge  auf 
26 — 27,000,  in  den  nächsten  Jahren  auf  38 — 39,000  Hectol.  geschätzt.  Bei  30  bis 

40.000  Hectol.  Eigenconsum  ergiebt  sich  für  die  Staatscasse  eine  Einbusse  von 
5.7 — 6.3  Mill.  Frcs.  jährlich,  — unberücksichtigt  die  muthmassliche  Defraude.  Und 
misslich  ist  auch  die  Verweigerung  dieses  Steuerprivilegs  für  kleine  land wirthsch. 
Brennereien,  welche  andere  Stoffe  verarbeiten. 

S.  über  die  Behandlung  der  Eigenbauer  und  Brenner  Block,  Art.  boissons. 
No.  62 — 73;  Say,  dict.  Art.  bouilleurs  de  cru.  Mathicu-BodetI,  39,  137,  256.  331. 
Ölibo  II,  1—59  passim. 

Auf  die  vier  anderen  eben  genannten  Kategorieen  von  Steuerpflichtigen  und 
Steuerhaftenden  wird,  soweit  nöthig,  im  weiteren  Verlauf  mit  eingegangen.  S.  bes. 
die  klare  Darstellung  für  jede  Kategorie  im  Block'schen  dict.  Art.  boissons,  No.  74  ff., 
Speciclleres  im  Commcntar  von  Olibo. 

§.  256.  3.  Wichtigere  Puncte  der  Einrichtung  der 
Getränkebesteuerung. 

Die  einzelnen  Bestimmungen  zur  Durchführung  des  Systems  sind  ebenso  zahlreich 
als  mannigfaltig,  und  zwischen  Wichtigerem  und  Untergeordnetem  ist  im  einzelnen 
Falle  nicht  immer  leicht  zu  unterscheiden.  Alles  steht  in  Verbindung  unter  einander, 
folgt  aus  einander,  bedingt  sich  gegenseitig.  Bei  der  hier  gebotenen  Kürze  der  Dar- 
stellung muss  Vieles  ganz  übergangen  und  die  Hervorhebung  des  Wichtigeren  un- 
vermeidlich mit  nach  subjectivem  Ermessen  — noch  dazu  des  Ausländers  und  des 
Theoretikers,  nicht  des  in  solchen  Dingen  competenteren  Practikers  — erfolgen.  Zu 
verweisen  ist  besonders,  wie  immer  gerade  für  derartiges  administrativ  -technisches 
Einzelne,  auf  v.  Hock  für  diese  Puncte,  wenn  auch  seitdem  Vieles  geändert  worden 
ist.  v.  Kaufmann ’s  Darstellung  enthält  gute  Partieeu  (so  S.  383  ff.),  aber  ist  in 
diesem  Abschnitt  zu  ungleichmässig  gearbeitet  und  unterscheidet  nicht  immer  ge- 
nügend (so  z.  B.  S.  383  nicht  zwischen  den  Formalitäten  der  Circulation  und  der 
speciellen  Circulationsabgabe).  Knapp,  aber  vorzüglich  ist  für  diesen  Gegenstand  der 
Art.  boissons  im  Block'schen  dict,  auch  suppl.  gelier,  in  den  betreffenden  Abschnitten. 
Im  Say  sehen  dict  sind  nur  die  allgemeinen  Verhältnisse  in  den  durchweg  trefflichen 
Artikeln  boissons,  vin,  cidre,  alcool,  biere,  die  spcciellcren  in  besonderen  Artikeln 
unter  den  einzelnen  technischen  Ausdrücken,  und  hier  recht  klar  und  genau,  behandelt. 
Doch  ist  das  Werk  in  der  11.  Lieferung  (Ende  1888)  nicht  mit  dem  Buchst.  D fertig, 
cs  fehlen  daher  noch  viele  Artikel.  S.  u.  A.  circulation , acquits-ä-caution , conge, 
abonnements;  von  noch  nicht  erschienenen  entrepöt,  exercice,  droit  de  detail,  d’entröe, 
taxe  unique,  taxe  de  remplacement  u.  s.  w.  Auf  dieses  Say’sche  Werk  ist  für  das 
Detail  besonders  Bezug  zu  nehmen.  Es  giebt  hier  viel  mehr  als  das  Block ’sche  dict., 
auch  als  die  für  das  Allgemeinere  der  Getränkebesteucrung  vorzüglichen  Arbeiten  von 
Stourm,  und  in  den  einzelnen  Artikeln  doch  wieder  in  knapper  Form  und  in  syste- 
matischer Darstellung,  während  Commcntare  wie  Olibo  zwar  noch  mehr  ins  Detail, 
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in  die  Casuistik  und  in  die  Streitfragen  — die  hier  zahllos  sind  und  eine  umfang- 
reiche und  wichtige  Thätigkeit  der  Judicatur  bedingt  haben  — hineinführen,  aber  zu 
systemlos,  zu  unübersichtlich,  daher  weniger  für  wissenschaftliche  als  für  unmittelbar 
practische  Zwecke  brauchbar  sind.  Mathieu-Bodet  hat  auch  die  hieher  gehörigen 
Reformen  nach  1S70  gut  beleuchtet  S.  für  die  Branntweinsteuer  ferner  J.  Wolfs 
Arbeiten  a.  a.  0. 

Es  lassen  sich  in  der  Einrichtung  der  Besteuerung  hier  die 
speciellen  Verhältnisse  bei  jeder  einzelnen  der  oben  in  §.  254 
aufgeführten  Steuern  und  die  allgemeineren,  alle  oder  mehrere 
dieser  Steuern  betreffenden  Verhältnisse  unterscheiden. 

a)  Verhältnisse  bei  den  einzelnen  Steuern. 

aa)  Circulationsabgabe.  Sie  ist  im  Princip  diejenige 
Verbrauchsteuer  von  Wein  und  Obstwein,  welche  den  Privat- 
cons umenten  treffen  soll,  und  zwar  denjenigen,  welcher  das 
Getränk  nicht  selbst  aus  seinen  eigen  gewonnenen  Producten  her- 
stellt, — dafür  besteht  Steuerfreiheit,  — sondern  welcher  es  von 
Dritten  erwirbt,  und  zwar  dann,  wenn  es  sich  um  den  Bezug 
im  Grossen,  d.  h.  von  mehr  als  25  Litern  auf  einmal  und  um 
die  Verzehrung  des  Privaten  bei  sich  zu  Hause,  bez.  im  Privat- 
local, im  Unterschied  von  der  Wirtbshausverzehrung , handelt. 
Dieses  Princip  erleidet  bei  der  practischen  Durchführung  aber 
Modificationen , Erweiterungen  und  Beschränkungen.  Der  Tarif 
ist  ein  nach  einem  Qualitätsraoment  dreifach  abgestufter  spe- 
ci  fisch  er. 

Die  Grundzüge  der  Einrichtung  sind  die  folgenden.  Der  steuerbare  Act 
wird  durch  die  behufs  Versendung  stattfindende  Platzveränderung  von  Wein  und 
Obstwein  (d.  h.  Apfel-,  Birn-,  Honigwein)  gebildet.  Deshalb  ist  jede  solche  Ver- 
änderung dein  Steueramt  anzumelden  und  dafür  ein  Begleitschein  zu 
nehmen  (§.  263).  Transporte  von  der  Kelter  zum  Keller  des  Eigonbaucrs  (recoltant) 
und  von  einem  seiner  Keller  zum  anderen , innerhalb  desselben  Oantons  oder  der 
Nachbargemoindcn,  sind  aber  dem  Princip  der  Steuer  gemäss  von  der  Circulations- 
abgabc  befreit,  bedürfen  jedoch  auch  eines  „passavant“  (§.  263).  Wegen  Defrau- 
dationsgefahr ist  dagegen  der  früher  aucli  in  weiterer  Entfernung  erlaubte  Transport 
des  Eigenproducts  des  Eigenbauers  nach  seinen  eigenen  Kellern  nicht  mehr  von  der 
Circulationsabgabe  frei:  eine  Erweiterung  der  Steuerpflicht  gegen  das  Princip.  Sonst 
ist  regelmässig  Besitzwechsel  zwischen  verschiedenen  Personen,  also  gewöhnlich 
im  Verkauf,  Bedingung  der  Steuerpflicht.  Doch  bestehen  hiervon  einige  Aus- 
nahmen. Insbesondere  unterliegen  kleinere  Versendungen  oder  Bezüge  als  25  Liter 
statt  der  Circulationsabgabe  der  Kleinabgabe  mit.  Ferner  sind  Versendungen  an 
Grosshändlcr,  Debitanteu  oder  Wirthe  und  sonst  mit  Licenz  zum  Getränke- 
handcl  versehene  Personen  ebenfalls  frei  von  der  Circulationsabgabe,  und  gehen  mit 
den  erforderlichen  Begleitscheinen  an  die  bestiinmungsmässigcn  Empfänger.  Doch 
unterliegen  der  Abgabe  in  den  Städten  mit  „einziger  Steuer“  auch  die  Debitanteu. 
Frei  sind  auch,  wie  von  allen  anderen  Getränkesteuern  (bis  auf  die  Expeditionsgebühr), 
die  für  die  Ausfuhr  ins  Ausland  bestimmten  Sendungen.  In  Paris  (und  Lyon) 
ersetzt  die  Ersatzsteuer  die  Circulationsabgabe  mit.  Der  Tarif  ist  ein  drei-  (bis 
1SS0  ein  vierstufiger,  nach  drei.  Abtheilungen,  in  welche  Frankreich  nach  der  un- 
gefähren Güte  und  dem  Preise  des  dort  consuinirten  Weins  eingctheilt  ist,  jetzt 
mit  den  Sätzen  von  1,  1.5,  2 Frcs.  (Principal  und  Decimen)  p.  Hectol.  Fass-  wie 
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Flaschenwein;  früher  letzterer  mehrfach  höher  tarilirt.  so  von  1871 — SO  einheitlich  zu 
15  Frcs.  p.  Hectol.:  der  Tendenz  nach  init  ein  Qualitätsfuss,  der  aber  nach  seiner 
pr&ctischen  Wirkung  doch  nicht  richtig  als  solcher  wirkte  und  deshalb  wieder  auf- 
gegeben wurde.  Der  anzulegcndc  Tarifsatz  richtet  sich  nach  der  Classe  des  Be- 
stimmungs-,  nicht  des  Versendungsorts.  Obstwein  hat  den  Einheitssatz  von  80  Cent, 
im  ganzen  Gebiete.  Gegenüber  der  Kleiuabgabe  ist  die  Circulationsabgabc  auch  nach 
der  Verdoppelung  des  Principals  in  1S71  und  vollends  nach  der  Wicdcrcnnässigung 
in  1SS0  wohl  immer  noch  zu  niedrig.  So  betrug  der  Mittelpreis  1870—79  für  das 
Hectol.  Wein  bei  den  Weinbauern  selbst  29,  im  Grosshandel  3S,  bei  den  Debitanten 
55.25  Frcs.,  die  der  Circulationsabgabc  unterzogene  Menge  im  Durchschn.  17.41  Mill. 
Hectol.,  der  Steuerertrag  33.63  Mill.  Frcs.  oder  p.  Hectol.  1.94  Frcs.,  d.  h.  vom 
ursprünglichen  Preise  6.7,  von  dem  am  meisten  zur  Vergleichung  geeigneten  Gross- 
handelspreise 5.1,  vom  Debitantenpreise  selbst  nur  3.5%.  während  der  Wein  im 
Kleinhandel  damals  15%  nebst  2'/9  Decimen  Zuschlag  vom  Debitantenpreis,  seit  1S80 
immer  noch  12.5%  im  Ganzen  zahlt.  Allerdings  tritt  in  den  Orten  Uber  4000  Einw. 
noch  die  Eingangsabgabe  hinzu.  Aber  auch  mit  dieser  zusammen  erscheint  der  im 
Grossen  bezogene  Wein  des  Privaten  begünstigt.  Im  J.  1 SSO  unterlagen  17.208,404 
Hectol.  mit  23.37  Mill.  Frcs.  Ertrag  der  Circulationsabgabc,  p.  Ilectol.  1.38  Frcs.; 
davon  5.07  Mill.  Hectol.  in  der  1.  Classe  mit  1,  10.77  iu  der  2.  Classe  mit  l*/a,  nur 
775,011  Hectol.  in  der  3.  Classe  mit  2 Frcs.  Steuersatz.  Obstwein  u.  dgl.  wurde 
1880  3,125.413  Hectol.  mit  2.5  Mill.  Frcs.  Ertrag  versteuert.  (S.  jedoch  unten  über 
die  etwas  abweichenden  Berechnungen  und  Bull.  XXIII,  548.  Daten  aus  Bull.  XXIII, 
280,  IX,  110  u.  a.  O.) 

§.  257.  bb)  Kleinabgabe  (droit  de  detail).  Sie  ist  im 
Princip  diejenige  Verbraucbsteuer  von  Wein  und  Obstwein, 
welche  den  Consum  im  Kleinen,  daher  insbesondere  in  Wirt- 
schaften aller  Art  oder  bei  sogen.  D e bitanten , aber  auch  bei 
Bezügen  von  weniger  als  25  Liter  auf  einmal  ins  Haus,  also  fin- 
den Privatconsum  in  diesem  Sinne,  treffen  soll;  und  zwar 
wiederum  mit  Ausnahme  des  aus  eigenen  Producten  gewonnenen 
Getränks,  das  der  Wein-  und  Obstbauer  mit  den  Seinen  selbst 
steuerfrei  verzehrt.  Auch  hier  ist  daher  die  Voraussetzung  der 
Steuerpflicht  der  Absatz  an  Dritte.  Die  Abgabe  ist  eine 
Werthabgabe  nach  dem  Absatzpreise  der  Weine,  jetzt  von 
12.5  °/0  (ohne  weitere  Zuschläge). 

Die  Hauptpuncte  für  die  Steuerverwaltung  sind  die  sichere 
Constatirung  der  vom  Debitanten  bezogenen  und  abgesetzten 
Mengen  und  der  Verkaufspreise  dafür.  Darauf  richtet  sich 
daher  die  Controle  vor  Allem  und  lim  sie  ausüben  zu  können, 
unterstehen  die  Debitanten  der  steucramtlichen  regelmässigen  Visi- 
tation, dem  sog.  Ex  er  ei  ee  (§.  263,  264),  soweit  sie  sieh  nicht 
durch  Abonnements  davon  befreien,  was  zulässig  ist,  oder  die 
Kleinabgabe  zusammen  mit  der  Eingangsabgabe  in  die  sogen, 
„einzige  Steuer“  verwandelt  wird. 

Nachweislich  im  Grossen,  d.  h.  in  Mengen  von  über  25  Liter  auch  von 
Debitanten  abgesetzter  Wein,  ein  auch  diesen  Personen  gestattetes  Geschäft,  ist  von 
der  Klcinabgabc  frei  und  eventuell  der  Circulationsabgabc  unterworfen.  Der  Debitant 
mu<*s  die  Eröffnung  seines  Geschäfts,  das  Verkaufslocal,  die  Mengen  und  Sorten  Ge- 
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tränke,  welche  er  besitzt,  der  Steucrverwaltung  an  melden  und  ein  Schild  oder  dgl. 
aussen  fuhren.  Die  allgemeine  Versendungs-  bez.  Bezugscontrole  ist  auch 
die  Voraussetzung  für  die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Kleinabgabe  (§.  263). 
Ueber  Zu-  und  Abgang  wird  Buch  geführt  und  steueramtlich  durch  das  Exercice 
controlirt.  Vielerlei  einzelne  Bestimmungen,  über  Rechte  der  Verwaltung  und  Pflichten 
der  Debitanteu , suchen  Unterschleif  zu  verhüten.  Unter  Umständen  kann  die  Uebcr- 
wachung  auf  die  Nachbarhäuser  ausgedehnt  werden.  Eine  besondere  Gefahr  liegt 
immer  darin,  dass  Wein  im  Geheimen  in  die  Lager  des  Debitanten  gelangt,  daher 
besonders  aus  Nachbarhäusern,  wohin  etwa  Wein  zum  Privatconsum  bezogen  wurde. 
Was  sich  nach  den  Büchern  als  Fehlmenge  ergiebt,  nicht  nachweisbar  verdorben 
ist  und  den  gesetzlichen  Satz  von  3%  für  Abgang  und  Familienconsum  übersteigt, 
unterliegt  der  Kleinabgabe.  Die  Verkaufspreise  werden  von  den  Debitanten 
declarirt,  im  Falle  der  Bestreitung  hat  der  Maire,  mit  Recurs  an  den  Präfecturrath, 
zu  entscheiden.  Sie  sind  im  Local  an  sichtbarer  Stelle  anzuschlagen  und  dürfen 
beim  Verkauf  nicht  überschritten  werden.  Strafandrohungen  suchen  die  Innehaltung 
dieser  Vorschriften  zu  sichern.  Gleichwohl  sollen  gerade  in  Bezug  auf  die  Preise 
durch  unrichtige  Angaben  und  Anlegung  anderer  Verkaufspreise  die  meisten,  nur 
schwer  zu  constatirenden  Unterschleife  Vorkommen.  Die  Steuer  ist  von  den  dem 
Exercice  unterstehenden  Debitanten  regelmässig  nach  vierteljährlichen  Abrechnungen 
zu  zahlen.  Fast  ä/a  des  von  Dcbifanten  abgesetzten  Weins  und  fast  der  ganze  Obst- 
wein wird  durch  die  Visitation  beim  Exercice  zur  Veranlagung  gebracht.  Der  Rest 
kommt  grösstenthcils  auf  Abonnements.  (S.  Vignes  I,  131,  Art.  Abonu.  im 
Say  sehen  dict.,  p.  4 ) 

Diese  sind  meistens  sogen.  Einzelabonnements  der  einzelnen  Debitanten, 
entweder  — aber  selten  — nur  in  Betr.  des  Preises,  wo  man  sich  über  einen 
Mittelpreis  einigt,  die  Ueberwachuug  nur  mehr  die  Mengen  betrifft  und  die  Steuer 
davon  erhoben  wird  (sog.  Abonnement  für  das  Ilectolitcr) ; oder,  und  in  der  Regel, 
auch  in  Betr.  der  Mengen,  gegen  eine  Abfindungssumme,  immer  höchstens  auf 
1 Jahr.  Das  Eingehen  auf  solche  Abonnements  kann  die  Verwaltung  nicht  verweigern. 
Einigt  man  sich  nicht  über  die  Summe,  so  entscheidet  der  Präfecturrath,  mit  Recurs 
an  den  Staatsrath.  Ausserdem  kommen,  aber  nur  selten,  sogen.  Collectiv-  oder 
Corporationsabonncmcnts  der  Gesammthcit  der  Debitanten  eines  Orts  unter 
solidarischer  Haft  vor,  nach  Beschluss  von  mindestens  ä/8  der  Debitanten  unter  Ge- 
nehmigung des  Municipalraths.  Endlich  giebt  es  noch  sog.  allgemeine  Abonne- 
ments, welche  auf  Verlangen  der  Municipalräthe  für  ganze  Gemeinden  über  die 
Klein-  und  Circulationsabgabe  gewährt  werden  müssen,  wo  dann  die  vereinbarte 
Summe  an  die  Staatscasse  in  halbmonatlichen  Raten  aus  der  Gemeindccasse  entrichtet 
wird.  Sie  verlangen  zum  Abschluss  die  Genehmigung  des  Finanzmiuisters,  kommen 
übrigens  auch  nur  wenig  vor.  Durch  die  Erklärung  der  „einzigen  Steuer'1  als  obli- 
gatorisch in  den  Gemeinden  von  über  10,000  Einw.  (Ges  v.  9.  Juni  1875)  hat  die 
Zahl  der  abonuirten  wie  der  dem  Exercice  unterworfenen  Debitanten  abgenommen. 
Es  waren 


1873 

1879 

1885 

Für  Wein  und  Cider  abonnirte 

Debitanten 

54,746 

39,441 

56,756 

Abgelöste , bloss  Alcohol  ver- 

kaufende  Debitanten  (s.  u.)  . 
Debitanten  in  Städten  mit  einziger 

36,494 

29,895 

39,732 

Steuer  

28,745 

68,940 

84,720 

Zus.  frei  vom  Exercice  .... 
Debitanten  dem  Exercice  unter- 

119,715 

138,271 

181,208 

worfen 

228.884 

216,576 

214,495 

Summe 

348,599 

354,852 

395.703 

In  allen  diesen  Zahlen  fehlt  Paris  (Bull.  XX,  600). 

Den  Grosshändlern  als  solchen  war  früher  bei  erheblicher  Strafe  (500 — 5000  Frcs. 
und  Confiscation  der  Getränke)  der  Debit  verboten.  Jetzt  ist  ihnen  derselbe  gestattet, 
wenn  sie  für  das  Kleingeschäft  ganz  getrennte  Lager  und  Locale  haben.  Die  Fehl- 
mengen, welche  bei  ihnen  über  die  gesetzlichen  Nachlässe  hinaus  durch  die  Ver- 
waltung constatirt  werden,  sind  nach  dem  Satze  der  Kleinabgabc  zu  versteuern.  Nur 
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unbedeutend  sind  die  gleich  beim  Bezug  von  Wein  und  Cidor  erhobenen  Beträge  der 
Kleinabgabe. 

Für  1886  ergiebt  sich  für  die  verschiedenen  Fälle  der  Kleinabgabe  Folgendes 


(Bull.  XXIII,  280): 

Beim  Bezug  erhoben  . . 

Fehlmenge  bei  Grosshändlern 
Durch  Exercice  constatirt  . 

Abonnements 

Summe  . . . 


Wein 

Hectol.  Ertrag  Frcs. 
14,826  139,126 

36.687  337,812 

2,578,163  24,399,420 

1,431,856  13,410,631 

4,061,532  38.286,989 


Obstwein  u.  s.  w. 
Hectol.  Ertrag  Frcs. 
217  640 

5,192  19,473 

3,218,599  7,250,327 

67,136  178,602 

3,291,144  7,449,042 


Der  Steuersatz  bei  den  Debitanten  mit  Exercice  stellt  sich  mit  Nachlässen  auf 
12.115%  statt  auf  12.5*y„.  Diese  Ziffern  enthalten  aber  lauge  nicht  die  ganze  Klein- 
abgabe, da  dieselbe  grossentheils  mit  in  der  „einzigen“  Steuer  und  der  Pariser  und 
Lyoner  Ersatzsteuer  steckt  (s.  u.).  Sie  steigt,  unter  Errechnung  der  betreff.  Bestand- 
teile dieser  Steuern,  auf  87.63  Mill.  Frcs.  f.  Wein  von  133.22  Mill.  Total  und  auf 
2.68  Mill.  Frcs.  f.  Obstwein  von  15.48  Mill.  Frcs.  Total  (Bull.  XXIII,  539).  — Der 
Durchschnittspreis  der  von  Debitanten  unter  Exercice  abgesetzten  Mengen  ist  in  den 
letzten  Jahren  erheblich  gestiegen.  Er  war  bei  Wein  1882 — 87  p.  Hectol.  76.38 — 
77.79—76.17—75.67—78.04—79.61  Frcs.  gegen  46.72  im  Durchschnitt  von  1850—59, 
51.57  von  1860—69,  55.25  von  1870—79;  bei  Obstwein  1882—87  19.48—19.05— 
17.88 — 18.39 — 22.50 — 21.28  gegen  16.05,  16.30  und  18.51  in  den  drei  genannten 
Deceunialperioden  (Bull.  XXIII,  281,  IX,  110,  370).  Natürlich  wird  die  Summe  im 
Abonnement  immer  entsprechend  neu  geregelt ; eben  deshalb  die  höchstens  einjährigen 
Abonnements.  Die  Werthabgabe  wurde  also  neuerdings  einträglicher,  kam  aber  auch 
noch  mehr  in  Missverhältniss  zur  Circulationsabgabe,  und  die  Ermässigung  des 
Steuersatzes  in  1880  wurde  durch  dies  Preisstoigen  ziemlich  aufgewogen:  so  trug 
z.  B.  das  Hcctoliter  Wein  im  Durchschnitt  von  1886 — 87  an  Kleinabgabe  9.50,  von 
1875 — 76  auch  nur  9.6  Frcs.,  obwohl  damals  die  Abgabe  als  Quote  vom  Werth  etwa 
um  die  Hälfte  höher  war  als  jetzt.  Der  Fiscus  profitirt  also  bei  steigenden  Preisen 
erheblich , aber  die  Gleichmässigkcit  der  Besteuerung  im  ganzen  System  wird 
verschoben. 

§.  258.  cc)  Die  Eingangsabgabe  ist  im  Princip  eine  Ver- 
brauchssteuer zu  Gunsten  des  Staats  speciell  von  der  städti- 
schen, d.  h.  von  der  Bevölkerung  in  Orten  mit  mehr  als  4000  Ein- 
wohnern, von  Wein,  Obstwein,  Meth,  wie  auch  von  Alcohol. 
Sie  tritt  zu  der  Circulations-  und  der  Kleinabgabe,  wie  bei  Alcohol 
zu  der  allgemeinen  Verbrauchsabgabe  noch  hinzu,  so  dass  durch 
diese  vereinigten  Abgaben  die  städtische  Bevölkerung  höher  als  die 
ländliche  besteuert  wird:  was  mit  dem  höheren  Wohlstand  der 
Städte  begründet  wird,  also  ein  Umstand  ist,  durch  den  die  Ge- 
tränkesteuer sich  dem  Princip  der  Besteuerung  „nach  der  Leistungs- 
fähigkeit“ anpasst.  Derselbe  Gedanke  waltet  im  Tarif  ob,  welcher 
ein  siebenstufiger,  mit  der  Grösse  der  Ortsbevölkerung  steigender 
specifischer  ist,  bei  Alcohol  und  Obstwein  für  jede  Ortsclasse  der 
gleich  hohe,  bei  Wein  noch  in  Combination  mit  den  Abtheilungen 
des  Staatsgebiets,  wie  bei  der  Circulationsabgabe. 

Die  Coutrole  erfolgt  in  Verbindung  mit  der  Verscndungs-  und  Bezugscontrole 
und  den  Begleitscheinen  beim  Eingang  in  die  Ortschaften,  wobei  die  Transporte  oder 
Bezüge  dem  Steueramt  angemeldet  werden  müssen.  Steuerpflichtig  ist  nur  das  für 
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den  Coasurn  iin  Orte  bestimmte  Getränk,  nicht  das  unter  Controle  bloss  durcligeführte. 
Auch  die  vom  Eigenthiimer  in  den  Ort  zur  Kelterung  u.  s.  w.  cingeführten  und  die 
im  Orte  vom  Sclbstbaucr  geernteten  Trauben  und  Früchte  sind  der  Eingangsstcucr 
und  einer  entsprechenden  Controle  mittelst  Aufnahme  eines  Inventars  unterworfen, 
wobei  die  Steuer  nach  dem  Ueductionsverhältniss  von  2 Hectol.  Wein  aus  3 Hectol. 
Trauben  und  5 Hectol.  Obstwein  aus  3 Obst,  bei  trocknen  Früchten  von  1 Ilectol. 
Obstwein  aus  25  Kilogr.  Obst  berechnet  wird.  Ein  allgemeines  Abonnement  für  die 
Weinlese  Seitens  der  Gemeinde  ist  zulässig.  Grosshändler  und  Selbstbauer  können 
für  ihre  Bezüge  und  Producte  die  sonst  beim  Eingang  fällige  Zahlung  verschieben, 
wenn  sie  die  Getränke  in  Entrepöt  bringen,  wofür  beim  Händler  Minimalmengen  zum 
Beginn  vorgeschrieben  sind.  Debitanten  und  Private  haben  kein  gesetzliches  Anrecht 
auf  Gewährung  des  Entrepöts,  doch  kommt  die  administrative  Zulassung  auch  bei 
ihnen  vor.  Versteuert  wird  dann , was  nach  den  Bestandbüchern  des  Entrepöts  oder 
eigenen  Lagers  in  den  Consurn  übergegangen  ist,  bez.  was  fehlt,  nach  Abzug  der 
Nachlässe,  welche  beim  Eigenbauer  seit  1S52  bis  10%,  beim  Grosshändler  bis  6 — 7% 
bei  Wein  betragen  (bei  Obstwein  und  Alcohol  7%).  Der  Tarif  von  1S80  steigt  in 
7 Ortsstufen  (4 — 600D  als  erste,  über  50,000  Einw.  als  höchste)  von  35  auf  80  Cent, 
p.  Hectol.  für  Cider  u.  s.  w.,  von  7%  auf  30  Frcs.  p.  Hectol.  für  Alcohol,  von  0.40 
auf  1 50 , von  0.55  auf  2.25 , von  0.75  auf  3 Frcs.  für  Wein  nach  den  drei  Gebiets- 
theil-Classen.  Besondere  Bestimmungen  bestehen  über  die  Berechnung  der  Orts- 
bevölkerung, Behandlung  der  Vorstädte  u.  s.  w. 

Durch  die  facultativ  zulässige,  neuerdings  für  Orte  Uber  10,000  Einw.  obli- 
gatorisch gewordene,  daher  mehr  verbreitete  „einzige  Steuer“  hat  die  Eingangs- 
abgabe als  selbständiges  Glied  der  Getränkebesteuerung  an  Bedeutung  verloren. 
Direct  unter  diesem  Namen  fuhrt  die  amtliche  Statistik  nur  kleine  Beträge  auf,  so 
für  1886  von  2.14  Mill.  Hectol.  Wein  1.54  Mill.  Frcs.  Ertrag,  von  1.19  Mill.  Hectol. 
Obstwein  0.55  Mill.  Frcs.,  von  471,327  Hectol.  Alcohol  9.69  Mill.  Frcs.  Allein  wenn 
man,  wio  es  in  besonderen  Berechnungen  auch  hierfür  die  Verwaltuugsstatistik  thut, 
die  einzige  Steuer  und  die  Pariser  und  Lyoner  Ersatzsteuer  wieder,  wie  oben  bei  der 
Kleinabgabe,  in  die  Steuern  zerlegt,  die  sie  vertreten,  so  ergeben  sich  erheblich 
grössere  Zahlen  für  die  Eingangsabgabe,  nämlich  in  1886  für  Wein  13.52  Mill.  Hectol. 
mit  22.82  Mill.  Frcs.  Stcuerertrag  von  133.22  Mill.  Frcs.  Total,  für  Obstwein 
3.25  Mill.  Hectol.  mit  2.68  Mill.  Frcs.  von  15.48  Mill.  Frcs.  Total,  für  Alcohol 
614,327  Hectol.  mit  13.98  Mill.  Frcs  , zus.  an  Eingangsabgabe  39.48  Mill.  Frcs.  von 
234.55  Mill.  Frcs.  Total  (ohne  den  Zuschlag  für  alcoholisirte  Weine).  (Bull. 
XXIII,  280  und  540).  Im  J.  1886  bestand  die  Eingangsabgabe  selbständig  in 
266  Gemeinden  (in  147  von  4 — 6000,  in  119  von  6 — 10.000  Einw.),  in  Verbindung 
mit  der  einzigen  Steuer  in  181,  davon  22  unter  6000  Einw.,  zus.  in  447  Ge- 
meinden mit  6.33  Mill.  Einw%,  wozu  dann  noch  Paris  und  Lyon  apart  kommen 
(Bull.  XXIII,  540). 

dd)  Die  mehrfach  schon  erwähnte  „einzige  Steuer“  tritt 
inOrten  von  4— 10,000  Einwohnern  facultativ,  seit  dem  Gesetze 
vom  9.  Juni  1875  in  allen  Orten  über  10,000  Einwohner  obli- 
gatorisch an  Stelle  der  bestehenden  Klein-  und  Eingangsabgabc 
von  Wein  und  Obstwein  u.  s.  w.  Ebenso  wird  die  allgemeine 
Verbrauchssteuer  von  Alcohol  (§.  260)  in  Orten  mit  Eingangs- 
abgabe heim  Eingang  gemeinsam  erhoben.  Die  Debitanten  werden 
in  diesen  Orten  (sog.  villes  redim^es)  daun  von  Exercice  befreit, 
unterliegen  aber,  wie  Private,  der  Circulationsabgabe  mit.  Die 
Controle  besteht  in  der  allgemeinen  Versendungs-  und  Bezugs- 
controle  und  in  derjenigen  beim  Eingang  in  die  Orte.  Die  Tarife 
werden  periodisch  revidirt,  um  sie  in  Uebereinstimmung  mit  der 
Kleinabgabe,  als  einer  Wertbquotenabgabe,  zu  erhalten.  Die 
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Schwierigkeiten,  die  Debitanten  in  Städten  auch  mittelst  des 
Exercice  ausreichend  zu  controliren  und  das  letztere  wirksam  zu 
gestalten,  neben  dem  Vortheil,  den  Verkehr  von  lästigen  Fesseln 
im  Innern  der  Städte  zu  befreien,  haben  zu  der  Ausdehnung  der 
einzigen  Steuer  und  zur  Einführung  der  Steuer  als  obligatorischer 
Massregel  geführt:  ein  bemerkenswerther  steuertechnischer  Vorgang, 
ähnlich  wie  die  Pariser  Ersatzsteuer. 

lieber  die  facultative  Einführung  entscheidet  ein  Beschluss  des  ad  hoc  durch 
eine  Anzahl  Grosshändler  und  Debitanten  zu  verstärkenden  Municipalraths.  Eigen- 
bauer unterliegen  für  ihr  Absatzproduct  der  einzigen  Steuer,  nicht  aber  der  Circu- 
lationsabgabe.  Die  Formalien,  Erhebung,  Entrepots  u.  s,  w sind  sonst  wie  bei  der 
Eingangssteuer.  Die  einzige  Steuer  ist  überhaupt  eigentlich  nur  eine  erhöhte  Ein- 
gangsabgabe, mit  einem  wesentlichen  Unterschied , nämlich,  dass  sie,  weil  sie  die 
Kleinabgabe  als  Werthquotenabgabe  mit  zu  ersetzen  hat.  aber  spccifischc  Abgabe  bleibt, 
nothwendig  veränderlich  sein  muss  Man  hilft  sich  dadurch,  dass  man  die  Tarife 
periodisch  revidirt,  aber  an  specifischeu  Sätzen  festhält,  was  practisch  kaum  anders 
möglich,  in  der  Durchführung  aber  nicht  ohne  Schwierigkeiten  ist  und  principicll  der 
Steuer  doch  einen  von  der  Klcinabgabc,  die  sic  ersetzen  soll,  wiederum  abweichenden 
Charactcr  giebt:  der  ganze  Vorgang  steuertechnisch  auch  als  Ueborgang  von  der 
principicll  richtigeren  Werthsteuer  zur  practisch  passenderen  specifischeu  beachtens- 
wertli.  Nach  Ges.  v.  9.  Juni  1875  Art.  4 und  5 sollte  nach  I.  Januar  1879  alle 
5 Jahre  der  Tarif  revidirt  werden.  S.  über  hervorgetreten c Schwierigkeiten  Motive 
zum  Gesetzentwürfe  von  1 SSO , Bull.  VII,  154.  Das  Gesetz  von  1875  und  das  vom 
19.  Juli  1880  bestimmte,  dass  die  Tarife  der  einzigen  Steuer  nach  den  Mengen  und 
Arrondissements -Durchschnitts -Detailpreisen  der  Debitanten  in  1877 — 79,  dann  vom 
1.  Jan.  1886  in  5jähr.  Perioden  revidirt  werden  sollten.  Bis  dahin  sollte  die  einzige 
Steuer  in  den  Orten  über  10.000  Einw.  das  Dreifache  des  Eingangstarifs  des  Ges.  v. 
1SS0  nicht  übersteigen  dürfen  (Art.  5).  — Der  Ertrag  der  einzigen  Steuer  war  1886 
für  6.42  Mill.  Hectol.  Wein  29.36  Müll.  Frcs  , d.  i.  im  Durchschn.  4.58  Frcs.  p.  Hectol., 
für  1.76  Mill.  Hectol.  Obstwein  3 60  Mill.  Frcs.,  2.04  Frcs.  p.  Hectol.  (für  Alcohol 
nicht  ausgeschieden).  In  der  Steuersumme  des  Weins  steckt  10.11  Mill.  Frcs.  Ein- 
gangsabgabe, 19.25  Mill.  Frcs.  Kleinabgabe,  in  der  des  Obstweins  bezw.  1.75  und 
1.86  Mill.  (Bull.  XXIII,  540,  280). 

ee)  Ersatzsteuer  von  Paris  (und  Lyon)  (taxe  de  rem- 
placement).  Sie  stellt  im  Princip  eine  völlige  Uni fi cation  der 
Getränkebesteuerung  dar,  indem  eine  einzige  speci fische 
Abgabe  in  der  Form  der  Eingangs abgabe  als  Ersatz 
aller  anderen  Steuern,  selbst  der  Licenz,  für  jede  Art 
Getränk  (ausser  Bier)  erhoben  wird.  Der  Tarif  wird  nothwendig 
jedesmal  gleichzeitig  mit  der  Veränderung  der  Tarife  der  anderen 
Abgaben  geregelt,  zuletzt  im  Gesetz  vom  19.  Juli  1880.  Er  ist 
absichtlich  höher  als  in  anderen  Orten  gehalten,  müsste  aber 
eigentlich,  da  die  Ersatzsteuer  namentlich  die  Kleinabgabe  mit  zu 
ersetzen  hat,  periodisch,  ähnlich  wie  die  einzige  Steuer,  gemäss 
den  Veränderungen  der  Preise,  revidirt  werden.  Die  Controlen 
des  Exercice  der  Debitanten  u.  s.  w.  fallen  bei  der  Ersatzsteuer 
fort:  der  Hauptzweck  und  Hauptvortheil  für  Verwaltung  und  Ver- 
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kehr.  Destillation  von  Alcohol  ist  in  Paris  verboten,  Liqueur- 
fabrikation  jedoch  nicht. 

Die  Eisatzsteuer  iu  Paris  ist  (ohne  weiteren  Zuschlag)  nach  Ges.  v.  1 '»SO  für 
Wein  S.25  Frcs.  p.  Hcctol.,  in  Lyon  7.77.  für  Obstwein  4.50  und  2.05,  für  Alcohol 
180.25  in  Paris  (vor  1 SSO  auch  hier  ein  höherer  Tarif  für  Elaschenbranntwcin, 
Cider,  Absinth,  seitdem  ein  gleicher  Satz  für  allen  Alcohol).  Die  Pariser  Gross- 
händler und  Hinterleger  in  den  Entrcpüts  sind,  wegen  der  vorgekoimnenen  Miss- 
brauche u.  s.  w. , dem  Exercice  unterstellt  worden  (Ges.  v.  10.  Fcbr.  JS75  s.  o.). 
Der  Ertrag  der  Ersatzsteuer  war  1S86  in  Paris  für  4.34  Mill.  Hectol.  Wein  35.81 
Mill.  Eres.,  für  306,121  Hectol.  Obstwein  1.38  Mill.  Frcs.,  für  143, OuO  Hectol.  Alcohol 
26.63  Mill.  Frcs.,  welche  Summe  nach  amtlicher  Berechnung  sich  als  3.51  Mill.  Frcs. 
Circulations-,  9.77  Eingangs-  und  22.53  Mill.  Frcs.  Kleinabgabe  ergeben  würde 
^Bull.  XXIII,  339). 

§.  259.  ff)  Die  allgemeine  Verbrauchssteuer  von 
Alcohol  (droit  general  de  consommation)  ist  die  hauptsächliche, 
im  ganzen  Staatsgebiete,  bis  auf  Paris,  gleiche  Branntweinsteuer, 
zu  welcher  in  den  Orten  mit  Eingangsabgabe,  wie  schon  bemerkt, 
dann  die  letztere  noch  hinzutritt,  in  Orten  mit  einziger  Steuer 
vereinigt  sich  die  allgemeine  Verbrauchssteuer  mit  der  Eingangs- 
abgabe in  der  Erhebung.  In  Paris  ist  sie  in  der  Ersatzsteuer 
enthalten.  Seit  dem  grundlegenden  Gesetze  vom  24.  Juni  1824 
von  der  Weinsteuer  abgetrennt  und  verselbständigt,  stellt  sie  seitdem 
im  Princip  eine  speci fische  Abgabe  in  Form  einer  hohen 
Fabrikatsteuer  dar,  welche  nach  dem  reinen  Alcohol- 
gehalt  aller,  der  eigentlichen  Verzehrung  oder  Verwendung 
zu  Verzehrungsgegenständen  dienenden  gebrannten  Flüssigkeiten 
mittelst  des  Gay-Lussac’schen  Centesimal-Alcoholometers  bemessen 
wird.  Sogen,  denaturirter , für  gewerbliche  Zwecke  dienender 
Spiritus  unterliegt  auch  einer  Steuer,  aber  einer  viel  massigeren. 
Die  Controle,  welche  bei  der  starken  Steigerung  der  Steuersätze 
sehr  verschärft  werden  musste  und  wurde,  erfolgt  zunächst  durch 
die  Ueberwachung  (Exercice)  der  sogen,  gewerblichen 
Brennereien  oder  Destillationsanstalten,  eine  Ueberwachung, 
von  welcher  die  sogen.  Eigenbrenner  (bouilleurs  de  cru)  von  Wein- 
und  Frliehtebranntwein , welche  ausschliesslich  ihr  eigenes  Ernte- 
product  verarbeiten,  seit  1875  wieder  befreit  sind,  — die  schon 
oben  (S.  631)  besprochene  Frage  — ; ferner  dient,  zumal  auch 
gegenüber  diesen  Eigenbrennern,  bei  diesen  sogar  allein,  die  all- 
gemeine Versen dungs-  und  Bezugscontrole  zur  hier  bei 
Alcohol  besonders  wichtigen  Hilfe;  endlich  unterstehen  die  Gross- 
händler, die  Entrepöts,  Li q ueu r fab ri kanten,  Debi- 
tanten, — letztere  mit  Ausnahme  derer  in  den  „abgelösten“ 
Städten  (mit  einziger  Steuer)  und  in  Paris  — , der  Ueber- 
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wachnnj.  Bei  der  grossen  Höhe  der  Steuer  sind  Zahlungs- 
aufschübe hier  von  besonderer  Wichtigkeit  und  die  Einrichtungen, 
sie" zu  ermöglichen,  gut  getroffen,  so  namentlich  durch  die  Be- 
stimmung, dass  nicht  die  Brennerei  als  solche  die  Steuer  zu  ent- 
richten hat,  sondern  der,  welcher  zum  eigen  Consum,  als  Privater, 
oder  zum  Absatz  unmittelbar  für  den  Consum,  als  Debitant,  den 
Branntwein  bezieht,  ferner  durch  die  Einrichtung  der  Entrepöts 
und  durch  die  Zulassung  der  Versteuerung  des  bezogenen  Quantums 
bei  den  Debitanten  nach  Massgabc  des  Absatzes,  auf 
Grund  der  Bcstandscontrole  mittelst  des  Exercice.  Bei  der  deut- 
lichen Tendenz  der  Gesetzgebung,  auf  dem  beschrittenen  Wege  der 
Steigerung  des  Steuersatzes  fortzuschreiten,  und  bei  der  immer 
mächtigeren  Entwicklung  der  gewerblichen  Brennerei  werden  diese 
Erleichterungen  der  Zahlung  wie  jene  Verschärfungen  der  Controlen 
immer  wichtiger.  Da  diese  gewerbliche  Entwicklung  aber  auch  zu 
grösserer  Betriebsconcentration , im  Vergleich  zu  der  ehemals  fast 
allein  zu  beachtenden,  so  ganz  zersplitterten  Wein-  und  Obst- 
brennerei, führt,  so  werden  die  Controlverschärfungen  auch  an- 
wendbarer und  erfolgreicher.  Sie  sind  auch  in  Frankreich  neuer- 
dings mit  nach  englischem  Vorbild  vorgeuommen  worden. 

S.  bes.  den  Arb  Alcool  von  Stourm  im  Say 'sehen  dict.,  auch  Stourin’s  Schrift 
über  die  Branntweinsteuer;  Wolf  a.  a.  0.  Oben  §.  253.  Die  neueren  Gesetze  vom 
28.  Fcbr.  1872,  26.  März  1873,  21.  Juni  1873,  16.  Febr.  1875  (o.  S.  617),  19.  Juli 
1SS0,  Keglements  ,.A“  v.  18.  Sept.  1879  für  grosse  Melasse-  und  Kombrennereien, 
„A  bis“  vom  19.  Sept.  1879  für  landwirthsch.  Brennereien,  „B“  v.  15.  August  1881 
für  gewerbliche  Wein-,  Cider-,  Fruchtbrcnncreicn  und  einige  andere  (Bull.  X,  5, 
auch  Block,  soppl.  g6ner.  p.  53);  Dccr.  v.  27.  Dec.  1884  (über  das  Alcoholoineter). 

Die  Steuersä  ze  sind  im  Laufe  der  Zeit  sehr  stark  gesteigert  worden.  1824  war 
der  Normalsatz,  ii.cl.  Decime,  55  Frcs.,  seit  1830  37.40,  seit  1855  60,  seit  1860  90, 
seit  1871  150,  seit  1873  156.25,  von  1872  — 1880  für  Spirituosen  in  Flaschen, 
Piqueure,  Absinth  218.75  Frcs.,  seit  1880  für  alle  Spirituosen  gleich,  156.25  Frcs. 

Der  Satz  bezieht  sich  stets  auf  reinen  Alcohol,  verändert  sich  also  im  einzelnen 
Falle  nach  dem  Gehalt.  Die  steucrtcchuische  Hauptaufgabe  ist  daher,  zugleich  dem 
ganzen  Character  der  Steuer  als  Fabrikatsteuer  entsprechend,  die  sichere  und 
möglichst  einfache  Ermittlung  des  Alcoholgehalts,  — ein  Problem,  das  in  Frankreich 
seit  länger  für  so  weit  genügend  gelöst  gilt,  dass  man  die  Besteuerung  in  der  an- 
gegebenen Art  einrichten  zu  dürfen  geglaubt  hat.  Nach  einer  Reductions-  und 
Oorrectionstabclle  wird  bei  der  Veranlagung  der  Steuer  in  der  Praxis  umgerechnet, 
wenn  die  Temperatur  der  Flüssigkeit  von  der  normalen  von  15  Grad  Celsius  abweicht 
(s.  die  Tabelle  bei  Block,  dict.,  p.  243).  Das  Gay-Lussac’sche  Centesimal-Alcoholo- 
meter  ist  für  alle  Verwaltungsacto  und  Privatgeschäfte  zum  ausschliesslich  anwend- 
baren gesetzlich  erklärt  worden.  Jedes  in  Gebrauch  kommende  und  ebenso  jedes 
dabei  mit  benutzte  Thermometer  darf  nur  verkauft  und  benutzt  werden,  wenn  es  zuvor 
amtlich  beglaubigt  und  diese  Beglaubigung  durch  ein  vorgeschriebenes  Zeichen  con- 
statirt  ist  Mit  beiden  Instrumenten  erfolgen,  wie  überhaupt  in  Frankreich  mit 
Maassen  und  Gewichten,  periodische  Revisionen.  Jeder  Patentpflichtige,  welcher 
Gross-  oder  llalbgrosshaudel  mit  Alcohol  treibt,  muss  beide  verificirte  Instrumente 
haben  (Ges.  v.  7.  Juli  1881,  auch  7.  Juli  1882,  28.  Juli  1SS3,  Decr.  v.  27.  Dec  1SS4, 
in  dem  das  Alcoholometer  beschrieben  ist,  Bull.  XVII,  4).  Ein  jüngstes  Gesetz  vom 
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10.  Dec.  18S7  eröffnet  eine  Preisbewerbung  für  die  Erfindung  eines  einfachen  und 
practisch  von  der  Stcnerverwaltung  verwendbaren  Verfahrens  zur  Erkennung  der 
chemischen  Reinheit  des  Alcohols.  Früher  (Ges.  v.  1824)  wurde  Branntwein  in 
Flaschen,  aller  Liqueur  (auch  in  Fässern)  und  Früchte  in  Branntwein  als  „reiner 
Alcohol“  versteuert.  Seit  den  grossen  Steuererhöhungen  nach  dem  letzten  Kriege 
wird  aber  auch  hier  nur  nach  dem  ermittelten  Alcoholgrade  versteuert  ^Gesetz  vom 
20.  März  1872h  Nur  Absinth  blieb  unbedingt  noch  als  reiner  Alcohol  behandelt, 
(Absinthessenz  nur  als  Medicin  zu  fabriciren  und  zu  verkaufen  erlaubt).  Das 
Gesetz  vom  19.  .Juli  1880  stellte  Absinth  aber  auch  in  diesem  Puncte  anderen 
Spirituosen  gleich. 

Durch  diese  Einrichtung  der  Aleoholsteuer  als  Fabrikatsteuer 
hat  Frankreich  die  Schwierigkeiten  und  bedenklichen  Folgen  der 
Besteuerung  nach  Rohstoffen  oder  Betriebsmerkmalen  vermieden, 
allerdings  damit  auch  die  Prämiirung  technischer  Fortschritte, 
welche  mit  diesen  anderen  Steuerformen  verbunden  sind  (Preussen, 
Deutschland  u.  a.  L.).  Die  Fabrikatsteuer  bedingt  dann  nur  be- 
sonders scharfe  Controlen.  Eben  hier  zeigte  sich  das  Privileg  der 
bouilleurs  de  cru  nachtheilig,  anderseits  bot  die  Versendungs- 
controle  hier  besondere  Vortheile  zur  Ergänzung  der  Brennerei- 
controle.  Die  Steuer  wird  zwar  nicht  unmittelbar  von  der  Brennerei 
gezahlt,  aber  durch  die  Controlen  wird  hier  die  Menge  des 
Fabrikats  constatirt,  die  Brennerei  damit  belastet  und  von  da  an 
der  Verbleib  des  Fabrikats  durch  die  Versendungscontrole  verfolgt 
und  das,  was  steuerpflichtig  wird,  — daher  u.  A.  nicht  der 
exportirte  Alcohol  — nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  zur  Be- 
steuerung herangezogen,  so  z.  B.  auch  der  zum  Vinage  benutzte 
Alcohol. 

Alle  gewerblichen  Brennereien  und  Rectificirungsanstaltcn  müssen  nicht  nur  eine 
Licenz  nehmen,  wonach  sie  unter  das  steueramtliche  Exercicc  kommen,  sondern  auch 
Declarationen  über  ihren  Betrieb  machen.  In  allen  grösseren  gewerblichen 
Anstalten  erfolgt  jetzt  — nach  englischem  Muster,  doch  mit  Modificationen,  wie  sie 
schon  die  grössere  Anzahl  der  Geschäfte  bedingt  hat  — eine  beständige  Ueber- 
wachung  durch  Beamte,  welche  in  der  Anstalt  selbst  installirt  sind.  Sie  controliren 
alle  Operationen,  vom  Bezug  der  Rohstoffe  bis  zur  Fertigstellung  des  Fabrikats  und 
der  Hinausführung  desselben,  wobei  die  Verwaltung  auch  vieles  Einzelne  in  Betreff 
der  Aufstellung  und  Benutzung  der  Gefässe,  Bottiche,  Röhren,  Vorlegcschlösscr, 
Schlüssel  u.  s.  w.  regelt  (s.  bcs.  Rgl.  A v.  1879).  Für  landwirthsch.  Brennereien 
sind  die  Controlen  etwas  mildere,  noch  mehr  für  die  übrigen  (gewerbl.  W'ein- 
brenncreicn  u.  s.  w.),  doch  dürfen  z.  B.  auch  hier  die  Beamten  zu  jeder  Tageszeit, 
und  wenn  die  Brennerei  Nachtarbeit  hat,  auch  Nachts  in  die  Anstalt  kommen  ;*  die 
Verbindungen  mit  Nachbarhäusern  sind  verboten  u.  a.  m.  — Bei  den  nicht  dem 
Excrcicc  unterstehenden  Destillationen  der  Eigenbrenner  ist  wenigstens  durch  Ver- 
minderung des  steuerfrei  zu  consumirendcn  Branntweins  von  40  auf  20  Liter  für  den 
Haushalt  dem  Uuterschlcif  zu  begegnen  gesucht  worden,  wenn  auch  sicher  immer 
noch  ohne  genügenden  Erfolg.  Denn  die  liier  nun  seit  1876  wieder  allein  zum  Ersatz 
der  Brennereicontrole  fungirende  Versendungscontrole  mag  wohl  noch  ziemlich  aus- 
reichen  bei  Transporten  in  weitere  Entfernung,  schwerlich  jedoch  bei  geheimen  Ver- 
käufen in  der  Nachbarschaft  (Stourm).  Ebendeshalb  ist  das  Streben  der  Stcuer- 
vcrwaltung  nach  Ausdehuung  der  Ucberwachung  über  die  bouilleurs  de  cru,  wenn 
auch  in  anderer,  milderer  Form  als  bei  den  gewerblichen  Brennern,  so  begreiflich 
als  gerechtfertigt,  wie  wieder  in  den  neuesten  Gesetzentwürfen  (S.  628). 


()42  6.  Ti.  2.  K.  Stcuerrecht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.259,  260. 


Grosshändler  und  Debitanten  beziehen  den  Branntwein  n.  3.  w.  regelmässig 
unter  der  Form  des  sogen,  acquit-ä-caution  (§.  263).  Sic  werden  dann  in  einem 
Steuerconto  mit  den  Bezugsmengen  belastet.  Die  Grosshändler  erhalten  darauf  für 
jede  Versendung  Entlastung,  müssen  aber  für  die  bei  der  Control«  (dem  hier 
Kecensement  genannten  Exercice)  fehlenden  Mengen,  soweit  diese  den  statthaften  Ab- 
gang bis  zu  7 °/0  für  Leckage  u.  s.  w.  übersteigen,  versteuern.  Debitanten  dürfen  den 
empfangenen  Alcohol  nach  Massgabe  des  durch  das  Exercice  constatirten  Abgangs, 
unter  Abrechnung  von  3°/o  fdr  Verlust  und  Familienconsum,  versteuern,  haben  dalier 
hier  gar  keinen  „Stcucrvorschuss“  zu  machen,  wenn  sie,  der  Annahme  nach,  den 
Preis  um  die  Steuer  erhöhen  oder  die  Stärke  des  Getränks  entsprechend  herabsetzen 
konnten.  — Durch  Entrichtung  der  Steuer  gleich  bei  Empfang  des  Alcohols, 
wozu  sic  das  Recht  haben,  können  sich  die  Debitanten  aber  auch  vom  Exercice  ganz 
befreien,  was  vielfach  geschieht,  freilich  alsdann  aber  den  vollen  Stcucrvorschuss  be- 
dingt. (Ueber  eine  besondere  Art  des  Unterschleifs,  welche  nach  der  Steuererhöhung 
von  1871  sehr  zugenommen  haben  soll,  nämlich  mittelst  sogen,  fictiver  Ver- 
sendungen auf  acquits-ä-caution  s.  Mathieu-Bodet  I,  98.  Das  Ges.  v.  28.  Febr.  1872 
suchte  dem  vorzubeugen,  indem  es  namentlich  von  den  Versendern  Angabe  der 
Transportart,  der  Honte,  der  Hauptpuncte  der  Passage,  von  den  Empfängern  Vorlage 
der  Frachtscheine,  Eisenbahnpapiere  u.  s.  w.  verlangte.) 

Das  Princip  der  Fabrikatstcuer  in  Verbindung  mit  der  Erhebungsart  der  Steuer, 
der  Vcrscndungscontrole  und  dem  acquit-ä-caution  als  Begleitschein  ermöglicht  dann 
auch  eine  einfache  Lösung  des  Problems  der  Steuerfreiheit  des  ins  Ausland 
exportirten  Alcohols.  Derselbe  wird  überhaupt  gar  nicht  wirklich  ver- 
steuert, in  keinem  Stadium  der  Fabrikation  und  des  Handels,  sondern  auf  Grund 
eines  Certificats  des  betr.  Zollamts,  welches  die  erfolgte  Ausfuhr  bescheinigt,  wird 
das  mit  dem  Alcohol  einstweilen  belastete  Conto  der  Brennerei  oder  des  Grosshändlers 
wieder  entlastet. 

Eine  besondere  Besteuerung  besteht  für  den  Alcoholzusa t z zu  Weinen 
(sogen,  vinage,  „alcoholisirte“  Weine)  und  für  denaturirten  Alcohol  zu  gewerblichen 
Zwecken.  Die  erster«  ist  erst  1852  cingeführt,  indem  bis  dahin  Alcoholzusatz  zu 
Wein,  bis  zu  einer  Stärke  des  letzteren  von  26  Grad  und  bis  zu  einem  Zusatz  von 
5%  reinen  Alcohols,  allgemein  steuerfrei  war,  seit  1852  nur  noch  in  7 südl.  Departe- 
ments, was  auch  1861  aufhörte.  Nach  dem  Kriege  wurde  zunächst  aller  Wein  mit 
einer  Alcoholstärkc  von  mehr  als  15  Grad  dem  Doppelsatz  der  Alcoholvcrbrauchs- 
stcuer,  der  Eingangsabgabc,  der  Pariser  Ersatzsteuer  (und  auch  des  Octroi)  für  die 
Gradstärke  von  15 — 21  Grad  unterworfen,  Wein  von  Stärke  über  21  Grad  aber  in  der 
Steuer  dem  reinen  Alcoholsatz  unterstellt.  Später  wurden  von  dieser  Steuer  Weine 
mit  natürlicher  Alcoholstärkc  von  15 — 18  Grad  befreit  (Ges.  v.  2.  Aug.  1872  Art.  3). 
wenn  sie  gleich  als  solche  von  dem  versendenden  Weinbauer  bezeichnet  und  das  auf 
dem  Begleitschein  angegeben  war.  Die  ins  Ausland  und  in  die  Colonicen  gehenden 
alcoholisirten  Weine  sind  von  der  Alcoholsteuer  frei.  Die  ganze  Frage  ist  technisch 
und  wirtschaftlich  noch  nicht  endgiltig  entschieden,  die  Gesetzgebung  wird  vielfach 
angegangen,  sie  neu  zu  regeln  (s.  auch  Wolf,  in  Schanz’  Finanzarck.  IV,  402). 

Deuaturirter  Spiritus  und  Branntwein  für  gewerbliche  Zwecke,  der  in 
Gegenwart  der  Steuerbeamten  für  den  Consum  unbrauchbar  gemacht  war,  war  schon 
nach  dem  Ges.  v.  1814  steuerfrei.  Eine  unklare  Bestimmung  des  Ges.  v.  1816  führte 
aber  1833  Seitens  der  Verwaltung  dazu,  diese  Freiheit  als  aufgehoben  anzusehen. 
Erst  ein  Gesetz  v.  14.  Juli  1843  gewährte  wieder  Freiheit  von  den  allgemeinen 
Alcoholsteuern,  führte  aber  eine  kleine  Abgabe  vom  denaturirten  Alcohol  ein  (Grd. 
v.  14.  Juni  1844,  29.  Aug.  1845).  Nach  dem  Kriege  von  1870  stellte  das  Ges.  vom 
2.  Aug.  1872  diese  Abgabe  im  Principal  auf  30  Frcs.  p.  Hectol.  und  verordnete, 
dass  „die  Commission  der  Künste  und  Manufacturen“  für  jeden  Zweig  der  Gewerbe 
die  Bedingungen  der  Denaturalisation  des  Alcohols  in  Gegenwart  der  Beamten  zu  be- 
stimmen habe.  In  der  Kegel  wird  Holzgeist  (Methylene).  meist  %.  zugesetzt.  Neues 
strenges  Reglement  v.  29.  Jan.  1881.  S.  Art.  Denaturation  p.  1403  von  Stourm  im 
Say 'sehen  dich,  Bull.  IX,  355.  das  Reglern,  v.  1881). 

§.  260.  Statistisches  zur  A Icohol  besten  er  un  g.  Die  Ergebnisse  der 
Alcoholsteuer  im  J.  1886  sind  die  folgenden  (Bull.  XXIII,  282,  288,  541). 
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Hectoliter 

Ertrag 

Steuersatz  Frcs. 

reiner  Alcohol 

Mill.  Frcs. 

p.  Hectol. 

Allgem.  Verbrauchssteuer,  erhoben 
bei  Entnahme,  Ankunft,  Eingang 
in  abgclöstc  Städte,  Fehlmenge 

bei  Grosshändlern 

1 ,003,309 

156.77 

1 56.25 

Desgl.  constatirt  durch  Kxercice 

(Debitanten) 

273,581 

41.47 

151.57 

Ersatzsteuer  von  Paris  .... 

142,998 

26.63 

186.25 

Summe 

1,419,888 

224.87 

— 

Eingangsabgabe  

471,327 

9.69 

Verschied. 

Summe 

— 

234.55 

— 

Zuschlag  für  alcoholisirte  Weine: 

Doppelte  Verbrauchssteuer  . . 

5,7 1 5 

1.79 

312.50 

Doppelte  Par.  Ersatzstcuer  . . 

1,413 

0.53 

372.50 

Doppelte  Eingangsabgabe  . . . 

3,119 

0.14 

Verschied. 

Zus.  von  Weinen 

— 

2.45 

— 

Dcnaturalisationsabgabe  . . . . 

59,196 

2.22 

37.50 

Summe  aller  dieser  Abgaben  . . 

— 

240  22 

— 

Die  Stencrvcrwaltung  hat,  wie  für  alle  Getränke,  so  besonders  für  Alcohol  seit 
Jahren  eine  vortrefTliche  Statistik  au  (gestellt,  deren  Daten  für  alle  Seiten  der 
Steuerfrage,  aber  auch  für  die  wirtschaftlichen  Puncte  dej  Production  und  die 
ethischen  des  Consuuis  von  grossem  Interesse  sind.  Reichste  Materialien  in  vol.  1) 
und  10  des  Rull,  für  die  Enquete  v.  1880.  Neueste  Daten  f.  1886  und  ISST 
Bull.  XXIII,  658  ff.  S.  schon  oben  S.  626.  Auch  v.  Kaufmann,  Wolf,  Stourm 
a.  a.  0.,  so  in  der  Schrift  Uber  die  Alcoholsteuer  p.  20,  44  und  im  Say  'sehen  dict. 

Die  wichtigste  Thatsache  der  Productionsstatistik  ist  auch  in  Frankreich 
die  Ucberhandnahme  der  grossen  industriellen  Brennerei  von  mehligen  Substanzen, 
Melasse,  Runkelrüben,  nur  wenig  von  Kartoffeln,  gegenüber  der  in  der  Productions- 
inenge  mehr  und  mehr  verdrängten  Wein-,  Obstwein-  und  Fruchtbrennerei,  dann  der 
gewerblichen  gegenüber  der  der  bouillcurs  de  cru  (die  freilich  mutmasslich  die 
amtlichen  Schätzungen  übersteigt).  S.  schon  o.  S.  632  die  Daten.  Speciell  für  die 
letzten  Jahre  sind  die  Productionsdaten  folgende  (Bull.  XXIII,  668): 


1886 

1887 

Alcohol  aus 

Hectoliter 

Hectoliter 

Mehligen  Substanzen 

789,963 

765,050 

Melasse 

471,781 

451.826 

Runkelrüben 

683,485 

672,352 

Wein  . . . .* 

19,513 

32,758 

Cider  

28,600 

13,595 

Träbern  u.  s.  w 

49,311 

41,872 

Früchten  

4,424 

2,386 

Andere  Substanzen 

4,673 

25,796 

Summe 

2,052,250 

2,005,635 

Davon  aus  gewerblichen  Brennereien 

1,980.000 

1,952.000 

Bouillcurs  de  cru  ca 

72.000 

53,000 

Versteuert 

1,419,901 

1,467,642 

Die  Anzahl  der  gewerblichen  Brennereien  war  1886  3395,  1887  3528,  diejenige 
der  bouillcurs  de  cru  schätzungsweise  bez.  540,167  und  519,453,  von  denen  aber 
nicht  ganz  die  Hälfte  in  dem  Jahre  im  Betrieb  waren , nämlich  bez.  248,647  und 
235,233.  Die  Durchschnittsproduction  dieser  Eigenbrenner  ist  also  — wenn  die 
Schätzungen  einigormassen  richtig. — minimal,  nur  einige  20  Liter.  Von  den  ge- 
werblichen Brennereien  verarbeiteten  ISST  mehlige  Stolle  ;<46,  Kartoffeln  18,  Melasse 
und  Rüben  594,  Wein  1261,  Cidcr  374,  Trüber  u.  s.  w.  799,  Früchte  S2,  andere 
Stoffe  54.  Nur  250  Anstalten  sind  bedeutender,  nur  53  gewannen  jede  über 
10.000  Hectol.,  im  Durcbschn.  26.700  Hectol.,  nur  je  3 über  60,000,  50 — 60,000, 
40 — 50,000,  6 zwischen  30—40,000  (Bull. XXII I,  660,  666).  Also  doch  auch  hier  noch  eine 
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viel  geringere  Betriebsconcentration  als  in  Grossbritannien  (o.  S.  291).  Alles  beachtcns- 
werth  für  die  Steuerfrage. 

Die  Statistik  der  Versteuerung,  Verwendung  und  des  Consums  ergiebt 
auch  für  die  Steuerfrage  wichtige  Aufschlüsse  (s.  bes.  Bull.  XXIII,  668,  672,  075). 
In  den  letzten  Jahren  sind  in  der  Regel  nicht  ganz  drei  Viertel  der  heimischen  Pro- 
ductionsmengc  zur  Versteuerung  gelangt.  Die  Verwendung  in  1887  war: 


Heimische  Production 2,052,250  Hectol. 

Einfuhr 228,646 

Davon 

der  allgern.  Verbrauchssteuer  unter- 
worfen   1,419.888 

der  Denaturalisationsabgabe  . . . 59,196  „ 

in  Essig  verwandelt 52,070  „ 

als  Abzug  bei  Grosshändlern  gestattet  91,099  „ 

für  Vinage  declarirt 125,268  „ 

frei  bei  den  bouilleurs  de  cru  ver- 
zehrt ca 41,106  „ 

ausgeführt  ; 288,812 

Entlastungen  f.  verschiedene  Verluste  37,153  „ 

Entlast,  für  geringeres  Rendement, 

Abgang  bei  Rectification  ...  11,816  „ 

Menge  auf  dem  Transport,  in  Durch- 
fuhr am  Jahresschluss  . . . 88,145  „ 

Differenz 


} 


2,280,896  Hectol. 


2,164,548 


116,348 


Diese  Differenz  kann  sich  aus  Veränderungen  in  den  Vorräthcn  Anfangs  oder 
Ende  d.  J.  erklären. 

Von  dem  Alcohol  zum  eigentlichen  Consum  kamen  1887  auf  die  Versteuerung 
durch  Debitanten  ausserhalb  Paris  1,126,775  Hectol.;  durch  Private  für  Versorgung 
im  Grossen  (d.  h.  nicht  durch  Vermittlung  von  Debitanten,  welche  Zahlen  in  den 
vorausgehenden  mit  stecken)  150,115  Hectol.,  ausserdem  die  Pariser  Consumtion 
142,498  Hectol. 

Sehr  bemerkenswert!;  ist,  dass  nach  den  französischen  Erfahrungen  weder  die 
Preisschwankungen  — welche  bei  den  niedrigeren  Steuersätzen  der  früheren 
Zeit  und  bei  damals  öfters  und  andauernd  erheblich  höheren  Preisen  mehr  als  bei 
den  umgekehrten  Verhältnissen  der  Zeit  seit  1871  einwirken  müssten  — noch  die 
starken  Tariferhöhungen  in  der  letzten  Periode,  welche  den  Steuersatz  auf  das 
3 — 4 fache  des  Preises  brachten,  einen  sehr  erheblichen  Einfluss  auf  die  Consumtion 
und  namentlich  die  Tariferhöhungen  keine  irgend  nachhaltige  Verminderung 
der  Consumtion  bewirkt  haben.  Daraus  erklärt  sich  der  ausserordentliche 
fiscalische  Vortheil  dieser  Erhöhungen  und  ergiebt  sich  auch  in  Frankreich 
die  enorme  fiscalische  Tragfähigkeit  des  Branntweins.  Vorgekommene 
Steuerennässigungen  haben  auch  nur  wenig  auf  den  Consum  eingewirkt,  sind  auch 
notorisch  im  Preise  wenig  oder  gar  nicht  den  Consumenten  zu  Gute  gekommen,  was 
auch  in  diesem  Falle  aus  der  grossen  Anzahl  der  Debitanten,  der  knappen  Lage  sehr 
vieler  unter  ihnen,  der  Neigung  und  Möglichkeit,  Steuerennässigungen  dem  eigenen 
Säckel  des  Wirths  zu  Gute  kommen  zu  lassen,  und  der  Unfähigkeit  oder  Indolenz  der 
Consumenten,  ihr  Interesse  wahrzunehmen,  erklärt  wird  (L.  Say,  Stourm). 

Der  Consum  hat  seit  lange  eine  wenig  unterbrochene  aufsteigende  Richtung. 
In  1830  p.  Kopf  1.12  Liter  stieg  er  bis  1869  auf  2.62.  Der  Steuererlass  1830  um 
31%  (von  35  auf  37.4  Frcs.)  erhöhte  ihn  unmittelbar  nicht,  die  Stcuercrhöhung  1855 
um  45%  (von  37.4  auf  60  Frcs.)  und  die  von  1860  um  50%  (von  60  auf  90  Frcs.) 
drückten  ihn,  die  erste  gar  nicht,  die  zweite  fast  nicht  und  nur  ganz  vorübergehend, 
und  hemmten  auch  die  Zuwachsrate  kaum.  Auch  von  den  sehr  hohen  Preisen  der 
Mitte  der  50er  Jahre,  bei  den  starken  Missernten  von  Wein  und  Obst,  gilt  ziemlich 
dasselbe  (Preis  1850 — 58:  56,  53,  110,  128,  214,  145,  111,  109,  70  Frcs.  p.  Hectol.). 
Der  Consum  steigt  bis  1855  von  1.46  auf  1.80,  sinkt  nur  bei  dem  Maximalpreise  von 
1854  auf  1.68,  um  in  den  folgenden  Jahren  sofort  auf  2.00,  2.13,  2.29  Hectol.  zu 
steigen.  Die  Tariferhöhung  in  1871  um  66%  (90  auf  150  Frcs.)  traf  in  ein  Jahr 
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nöheren  Mittelpreises  (75  Frcs.  gegen  57  und  54  Frcs.  in  1870  und  1872).  Der 
Consum.  1869  2.63,  1870  2.32,  1871  2.81,  sank  allerdings  1872  auf  2.09,  war  aber 
1873  ff.  2.59,  2.69,  2 82  und  stieg  1880  bis  3.64  Hectol.  p.  Kopf,  bei  Preisen 
zwischen  43  und  68  Frcs.  und  obwohl  1873  der  Tarif  noch  um  4°/0  erhöht  und 
damals  die  Liqueure,  Absinthe  u.  s.  w.  höher  als  gewöhnlicher  Alcohol  besteuert 
waren.  Wein-  und  Obsternten  waren  dabei  Mitte  der  70er  Jahre  meist  sehr  reichlich. 
Nach  dem  Fortfall  der  Zuschlagtaxen  für  Liqueure  u.  s.  w.  in  1881  stieg  der  Consum 
1881  auf  3.91,  erreichte  1884  mit  3.98  das  Maximum,  war  aber  1886  und  1887  auf 
3.53  und  3.84  Liter,  bei  Preisen  meist  zwischen  40—50  Frcs.  in  den  1880er  Jahren. 
Die  Vermehrung  der  allgemeinen  Production  bes.  der  industriellen  Branntweine,  die 
Zunahme  der  Schenken,  die  dadurch  gegebene  leichtere  Gelegenheit  und  Verführung 
zum  Consum  sind  offenbar  viel  entscheidender  als  die  Steucihöhe  (vgl.  die  Daten  im 
Bull.  XXIII,  668,  X,  122,  auch  Stourm,  impöt  sur  l’alcool,  p.  28.  34).  Stourm 
theilt  nach  den  Aufnahmen,  welche  L.  Say  als  Seinepräfect  probeweise  bei  100  Debi- 
tanten  in  Paris  machen  liess , die  interessante  Thatsache  mit , dass  der  ausgeschenkte 
Branntwein  vor  der  Steuererhöhung  von  1871  38.81  Grad  Stärke  hatte,  ein  Jahr 
später  36.70,  Ende  1875  37.50.  Etwas,  aber  auch  nicht  viel  und  nicht  andauernd 
hatte  sich  der  Kleinverkehr  also  durch  Verminderung  der  Qualität  bei  den  Stcucr- 
erhöhungen  schadlos  gehalten  (Stourm  a.  a.  0.  p.  44). 

Die  Steuererträgo  des  Alcohols  sind  aber  unter  diesen  Verhältnissen 
folgendermassen  gewachsen : 


Ertrag  der  inneren 
Staatssteuer 

p.  Kopf 

Mill.  Frc9. 

Frcs. 

1831 

14.52 

0.45 

1855 

35.98 

1.00 

1860 

63.64 

1.70 

1869 

96.09 

2.52 

1872 

119.00 

3.13 

1880 

220  94 

6.03 

1884 

245  49 

6.5i 

1887 

242.48 

6.34 

(Bull.  X,  366,  XXIII,  282,  auch  Stourm  a.  a.  0.). 

Diese  Erfahrungen  machen  Pläne,  wie  den  oben  erwähnten  neuesten  (S.  628), 
die  Getränkesteuer  ganz  in  der  Branntweinsteuer  (und  der  für  aleoholisirte  Weine) 
aufgehen  zu  lassen,  auch  vom  fiscalischen  Standpuncte  in  Frankreich  begreiflich. 

Vielerlei  andere,  auch  für  die  Steuerfrage,  Octroi  u.  dgl.  beachtenswerthe 
Daten,  so  über  den  Consum  der  einzelnen  Departements  und  grösseren  Städte,  in  der 
amtlichen  Statistik  müssen  wir  hier  übergehen  (s.  z.  B.  Bull.  XXIII,  674).  — Die 
Einfuhr  von  Alcohol  hat  seit  Mitte  der  70er  Jahre  stark  zugenommen,  von  50,000 
auf  über  200,000  Hectol.,  die  Ausfuhr  hält  sich  mit  unter  300,000  Hectol.  nur  auf 
der  Höhe  früherer  Jahrzehnte  und  ist  bloss  Anfang  und  Mitte  der  70er  Jahre  erheblich 
höher  gewesen  (Bull.  eb.  p.  670). 

Die  Herstellung  denaturirten  Alcohols  hat  sich  seit  10  Jahren  mehr  als  ver- 
doppelt (Bull.  eb.  p.  675,  mit  Angabe  der  einzelnen  gewerblichen  Verwendungen). 

Die  Getränkebesteuerung,  besonders  für  Wein,  Obstwein,  Alcohol  spielt  auch  in 
den  Gemeindehaus  halten  Frankreichs  in  den  Orten  mit  Octrois  eine  sehr 
wichtige  Rolle  (s.  u.).  Mit  im  Interesse  der  Staatsfinanzen  finden  sich  in  den  Steuer- 
gesetzen Normen  und  Tarifschranken  für  den  Getränkeoctroi,  so  im  Ges.  v.  19.  Juli  1880 
Art.  6.  wonach  Wein-  und  Obstwein-Octroisatz  im  Allgemeinen  nicht  das  Doppelte  der 
Eingangsabgabe  überschreiten  darf. 

§.  2G1.  gg)  Die  Bi  erbest eue riing  ist  wesentlich  verschieden 
von  der  übrigen  Getränkebesteuerung  eingerichtet  und  im  Ganzen 
viel  einfacher.  Auch  sie  ist  allerdings,  wie  die  anderen  Getränke- 
steuern,  im  Princip  eine  — in  der  practischcn  Durchführung  übrigens 
wesentlich  modificirte  — Fabrikatsteuer,  aber  eine  solche,  welche 
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nicht  bloss  beim  Proclucenten  controlirt  und  demnach  diesem  zur 
Belastung  gebracht,  sondern  auch  bei  ihm  erhoben  wird.  Das 
Bier  geht  daher  bereits  versteuert  in  den  Verkehr  über,  wes- 
halb bei  diesem  Getränk  die  Verkehrscontrolen  fortfallen.  Die 
Veranlagung  und  Controle  der  Steuer  erfolgt  in  der  Brauerei  mittelst 
der  Ueberwachung  der  technischen  Einrichtung  und  des  Betriebs 
selbst.  Der  Tarif  unterscheidet  zwei  Sätze,  für  sogen,  „starkes“  Bier, 
jetzt  3.75  Frcs.  p.  Hectoliter  und  für  sog.  „kleines“  Bier,  welches 
aus  Nachguss  auf  bereits  zu  dem  starken  Bier  benutztes  Malzschrot 
hergestellt  wird,  mit  einem  nur  Vs  so  hohen  Steuersätze,  1.25  Frcs. 
— eine  Unterscheidung,  an  welche  sich  besonders  viele  Missbräuche 
und  Unterschleife  angeknlipft  haben.  Wiederholt,  besonders  seit 
1871  geplante  Reformen  der  Bierbesteuerung,  bei  denen  es  sich 
zum  Theil  um  den  Uebergang  zu  einer  anderen  Besteuerungs- 
methode bandelte,  sind  nicht  zu  Stande  gekommen.  Der  neueste 
radicale  Gesetzentwurf  giebt  die  Biersteuer  ganz  auf  (S.  628),  wofür 
schon  früher  parlamentarische  Stimmen  sich  in  der  Ueberzeugung 
erhoben  hatten,  man  könne  das  Problem  einer  zweckmässigen  und 
vor  Unterschleifen  hinlänglich  zu  sichernden  Biersteuer  durch 
keinerlei  Steuermethode  lösen,  so  in  der  Getränkesteuerenquete 
von  1880. 

Grundlage  der  Biersteuer  ist  immer  noch,  mit  einigen  späteren  Veränderungen, 
das  Ges.  v.  28.  Apr.  1816  (Art.  107  ff.).  S.  ausser  den  oben  genannten  allgemeinen 
Schriften  den  Art.  biere  vonRoussan  im  Say’schen  dict.,  die  hier  p.  399  genannten 
Berichte  aus  1874,  1875,  1880  Uber  die  Biersteuer  und  über  die  Reformpläne  p.  393. 
Olibo  I,  569 — 634.  — Die  französ.  Biersteuer,  im  Princip  Fabrikatsteuer,  ist  nach 
ihrer  practischen  Gestaltung  eigentlich  eine  sogen.  Kesselsteuer.  Die  Brauereien 
bedürfen  zunächst  der  Licenz,  die  75,  bezw.  in  einigen  Departements  125  Frcs.  im 
Jahre  kostet  (s.  o.  S.  629).  Dazu  treten  zweierlei  Decla rationspflichten 
gegenüber  dem  Steueramt.  einmal  betreffs  der  Einrichtung  der  Brauerei,  spccicll 
des  Inhalts  der  Kessel,  Bottiche  u.  s.  w.,  welche  Gefässe  erst  nach  erfolgter  amtlicher 
Nachprüfung  benutzt  werden  dürfen , auch  jede  Aenderung  in  den  Gefässen  muss 
vorher  angemeldet  werden;  zweitens  betreffs  der  jedesmaligen  Vornahme  des  B etriebs 
selbst,  wo  die  Zeit  der  Heizung,  Zahl  und  Inhalt  der  Kessel,  welche  benutzt  werden 
sollen,  Zahl  und  Gattung  der  mit  demselben  Malzschrot  beabsichtigten  Gcbränc,  Zeit 
der  Füllung  der  Fässer  u.  s.  w.  angegeben  werden  muss  und  die  Verwaltung  die 
umfassendsten  Rechte  der  Controle  während  des  ganzen  Branprocesscs  und  bei  der 
Fassung  hat.  Die  Veranlagung  der  Steuer  erfolgt  nur  nach  dem  Rauminhalt 
der  Kessel,  wobei  für  jedes  Gebräu  der  volle  Inhalt  berechnet,  aber  für  Abzüge  u.  s.  w. 
20°/o  abgezogen  wird  (Ges.  v.  1816  Art.  10,  Olibo  I,  587).  Wenn  die  Controle  der 
Bottiche  u.  s.  w. , oder  beim  Fassen  mehr,  als  nach  dem  Inhalt  der  Kessel  an- 
genommen, ergiebt,  so  wird  das  Plus  nach  d.  Ges.  v.  1816  in  Beschlag  genommen, 
’/i,,  Plus  bedingt  die  Vermuthung  eines  nicht  declarirten  Gebräus  und  Straffälligkeit. 
Ein  10°/o  übersteigender  Mehrbetrag  der  Menge  über  dio  dcclarirtc  steuerpflichtige 
hinaus  wird  nachversteuert  (gen.  Ges.  Art.  111).  Die  Fortschritte  und  Veränderungen 
der  Technik  und  die  Anwendung  verschiedener  Braumethoden  haben  dazu  genöthigt, 
theils  im  Wege  der  Gesetzgebung,  thcils  in  dem  der  Verordnung  und  Instruction  der 
Verwaltung,  einige  Moditicationen  hinsichtlich  der  allgemeinen  Brauereibestimmungen 
cinzuführen,  so  z.  B.  bei  baicr.  und  cambray’scher  Braumethode,  wo  in  die  mit  den 
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erforderlichen  Untersätzen  versehenen  Kesseln  mehr  als  dem  Bruttoinhalt  der  letzteren 
entsprechende  Stoßmengen  gebracht  werden  dürfen  (35 — 40%  Plus). 

Als  „kleines“  Bier,  Dünnbier,  gilt  nur  das  Gebräu,  welches  als  letztes, 
nach  mindestens  zwei  vorangegangenen  Gebräuen  starken  Biers,  mit  demselben  Schrot 
gewonnen  wird,  wobei  noch  einige  weitere  Bedingungen  hinsichtlich  der  Herstellung 
erfüllt  sein  müssen. 

Die  Steuer  ist  für  die  fertigen  Mengen  am  Ende  jedes  Monats  fällig.  Früher 
wurde  dann  bei  sofortiger  Baarzahlung  ein  Discont  oder  Credit  für  einige  Monate 
gewährt.  Seit  d.  Ges.  v.  15.  Fcbr.  1875  ist  das  auch  hier,  wie  bei  allen  indirecten 
Steuern  (o.  S.  605)  verändert.  Bei  Baarzahlung  fällt  der  Discont  fort,  Creditc  auf 
4 Monate  sind  verzinslich  und  mit  einer  Provision  für  den  verantwortlichen  Erheber 
versehen.  Statt  der  gesetzlichen  Veranlagung  der  Steuer  können  aber  in  Städten  von 
Uber  30.000  Einw.  allgemeine  Abonnements  mit  der  Gcsammtheit  der  Brauer, 
auf  deren  Wunsch  und  unter  solidarischer  Haft,  bewilligt  werden.  Sie  bestehen 
gegenwärtig  nur  für  Paris,  dessen  Brauerei  unter  der  Concurrcnz  von  ausserhalb  im 
Rückgang,  übrigens  in  grösserer  Concentration  begriffen  ist  (Say,  dict.,  p.  395). 

Ein  erheblicher  Mangel,  den  die  Rohstoß'besteuerung  nicht,  jedenfalls  nur  ge- 
ringer hat,  ist,  dass,  ausser  in  der  Unterscheidung  von  starkem  und  Dünnbier,  kein 
Qualitätssteuerfuss  besteht. 

Haus  brau  bloss  für  den  eigenen  Bedarf  ist  im  Princip  auch  steuerpflichtig, 
factisch  aber  vielfach  nicht  getroffen.  Gebräu  von  Hospitälern  für  eigenen  Bedarf 
geniesst  Ermäßigungen.  — Zur  Essigfabrikation  verwendetes  Bier  ist  biersteuerfrei, 
unterliegt  aber  der  Essigsteuer  (§.  278).  Traubenzucker,  welcher  nur  zur  Her- 
stellung von  Dünnbier  gewisser  Art  verwendet  wird , ist  von  der  Zuckersteuer  frei. 
Exportirtcs  Bier  erhält  volle  Steuerrestitution. 

Die  Bierprod uction  und  Consumiion  ist  auch  in  Frankreich  in  Zunahme 
begriffen,  p.  Kopf  war  der  Consum  inländ.  Bier  1830 — 39  ca.  10.54,  1850 — 59  15.58, 
1860 — 09  19.14,  1870 — 79  22.22,  1S86 — 87  21.2  Liter,  davon  früher  nur  %,  neuer- 
dings über  ’/a-  jßtzt  % Dünnbier.  Die  Production  und  Consumtion,  überwiegend  im 
Korden  und  Nordosten,  schwankt  mit  nach  dem  Ausfall  der  Obst-  und  Ciderernte. 
Die  Zahl  der  überwachten  Brauereien  war  1869  2861,  1872  2750,  1885  2722,  zeigt 
also  wenigstens  keine  besondere  Abnahme.  Die  Einfuhr,  meist  deutschen  Biers,  über- 
schritt schon  % Mill.  Hectol. , ist  aber  wieder  etwas  im  Rückgang,  sie  unterliegt 
einem  erheblich  höheren  Zoll,  als  das  einheimische  Bier ; die  Ausfuhr  ist  unbedeutend. 
In  18^7  ward  im  Inneren  versteuert  7.9S  Mill.  Hectol.  Bier,  davon  4.69  starkes, 
3.28  Mill.  Dünnbier,  9000  Hectol.  für  Hospitäler.  Steucrertrag  21.69  Mill.  Frcs., 
1860 — 69  war  er  i.  I).  16.58  Mill.  Frcs.  Im  J.  1871  wurden  die  Steuersätze  von  2.40 
und  0.60  Frcs.  auf  3 und  1 Frcs.,  mit  Dccimen  3.75  und  1.25  Frcs.  gesetzt.  Der 
Ertrag  stieg  von  ca.  17  auf  über  20  Mill.  Frcs.  (Bull.  X,  24,  366,  XXIII,  282). 

Bei  der  Darstellung  der  Zucker-  und  der  Essigbesteuerung  werden  noch  Zu- 
sammenhänge mit  der  Getränkebesteuerung  zu  berühren  sein. 

§.  262.  ß)  Allgemeine  Verhältnisse  der  Einrichtung  der 
Getränkebesteuerung.  Nachdem  im  Vorausgehenden  die  Verhält- 
nisse der  Einrichtung  der  einzelnen  Steuern  des  Getränkesteuer- 
systems  dargestellt  worden  sind,  sind  jetzt  noch  einige  all- 
gemeine Verhältnisse,  welche  in  den  §§.  256 — 261  meistens  schon 
gelegentlich  mit  berührt  worden  sind,  zu  behandeln  (s.  o.  S.  633). 
Sie  betreifen  in  der  Regel  nur  die  Wein-,  Obstwein-  und  Aleohol- 
steuer,  nicht  die  Biersteuer.  Von  solchen  allgemeinen  Verhältnissen 
kommen  namentlich  folgende  fünf  in  Betracht,  von  denen  die  beiden 
ersten  wieder  näher  unter  sich  Zusammenhängen,  daher  im  Folgen- 
den so  behandelt  werden:  Die  Vorschriften  über  die  Versend ung 
oder  Circulation  (Transport)  der  Getränke ; das  Begleitschein- 
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verfahren  und  damit  zusammenhängend  die  Arten  der  Zahlung 
der  Steuern;  die  Control en  mittelst  periodischer  Visitation 
oder  beständiger  laufender  Beaufsichtigung  (Exercice, 
recensement);  die  Einrichtungen  des  Entrep dt wesens;  die 
Strafbestimmungen. 

Für  andere  Puncte  ist  auf  den  Abschnitt  von  den  „indirecten  Steuern  im  All- 
gemeinen“ (§.  240  II.)  zu  verweisen.  Die  genannten  fünf  Puncte  werden  hier  nur 
insoweit  noch  besonders  behandelt,  als  sie  nicht  bei  der  Darstellung  der  einzelnen 
Steuern  schon  genügend  zur  Sprache  kamen  und  als  es  die  Bedeutung  der  Sache  mit 
sich  bringt. 

aa)  Circulation  und  Begleit  sc  he  in  verfahren.  Die 
Controle  der  Circulation  der  steuerpflichtigen  Getränke,  d.  b.  der 
besprochenen,  mit  Ausnahme  des  Biers,  bildet,  nach  dem  Früheren, 
den  geradezu  entscheidenden  Punct  des  französischen  Getränke- 
steuersystems. Es  besteht  daher  die  Vorschrift,  dass  jede  Entnahme 
und  Versendung  von  Getränken  zuvor  steueramtlich  vom  Ver- 
sender oder  Bezieher  (Käufer)  an  gemeldet  und  dafür  ein  vom 
Frachtführer  bei  sich  zu  tragender  steueramtlicher  Begleitschein 
erlangt  sein  muss.  Diese  Formalitäten  sind  unabhängig  von  der 
Circulationsabgabe  (§.  257),  wenn  auch  die  Voraussetzungen  der 
Veranlagung  und  Erhebung  der  letzteren.  Aber  sie  haben  eine 
allgemeine  Bedeutung  für  das  ganze  System,  weil  sie 
auch  für  die  anderen  Steuern  den  Stützpunct  der  Controle  für  Ver- 
anlagung und  Erhebung  bilden.  An  den  Begleitschein  selbst 
knüpfen  sich  nur  die  oben  (S.  630)  schon  erwähnten,  nach  der 
Art  dieses  Scheins  sich  richtenden  Expeditions-  und  Stempelabgaben. 

Ges.  v.  28.  Apr.  1816  Art.  6 u.  ff.,  10  ff.  Dazu  Olibo’s  Commentar  I,  50,  04. 
Die  oben  erwähnten  Verschärfungen  wegen  der  missbräuchlichen  „fictivcn  Ver- 
sendungen“ (S.  042)  im  Ges.  v.  28.  Febr.  1872,  Ges.  v.  2.  Aug.  1872,  Art.  8. 
21.  Juni  1873,  Art.  8,  §.  2;  ministerielle  Circulare  v.  16.  Jan.  1879,  31.  Juli  1882, 
11.  Aug.  1888  (Bull.  XXIV,  148,  Erleichterungen  bei  den  Versendungen  von  Ge- 
tränken in  kleinen  Mengen;  schon  d.  Ges.  v.  1816,  Art.  18  hatte  für  Keisende  solche 
Erleichterungen  in  knappem  Masse  gewährt).  Art.  Circulation  im  Say’schen  dict., 
Vignes  I,  122.  Bei  v.  Kaufmann  S.  883  ergiebt  sich  die  selbständige  Bedeutung 
der  Formalitäten  nicht  deutlich  genug,  sie  wären  auch  nicht  unter  „Circulationsabgabe“ 
zu  behandeln  gewesen. 

Der  Begleitschein  wird  nur  ausgeliefert,  wenn  die  Declaration  die  Mengen, 
Arten,  Qualitäten  der  Getränke,  die  Arten  der  Versendung  und  Bestimmung,  Namen, 
Vornamen,  Wohnort,  Beruf  der  Versender.  Frachtführer,  Käufer,  bestimmungsmässigen 
Empfänger,  bei  Alcobol  auch  Inhalt  und  Stärke  des  Fasses,  bei  acquits-ä-caution  als 
Begleitschein  die  Stoffe,  aus  denen  der  Alcobol  hcrgestellt  ist  — wonach  dann  je  für 
Wein,  industr.  Alcohole  und  Mischungen  sich  die  Farbe  des  Papiers  des  Scheins 
richtet  — angiebt.  Das  Bedürfnis  des  Verkehrs  hat  bei  der  Möglichkeit,  das  fiscal. 
Interesse  auch  dabei  leidlich  zu  sichern,  zu  einigen  Erleichterungen  für  kleine  Ver- 
sendungen geführt,  wofür  auf  die  genannten  Circulare  zu  verweisen  ist.  Sie  bilden 
doch  nur  kleine  Ausnahmen  des  allgemeinen  Princips  des  Anmeldezwangs  für 
alle  Versendungen.  Die  Steuerbeamten  und  z.  Tb.  auch  sonstige  Verwaltungsorgane 
(Gendarmerie,  Strassen-  und  Brückenwäehter  u.  a.  in.,  Ges.  v.  28.  Febr.  1872,  Art.  5) 
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haben  hiernach  auch  auf  dem  Transporte  selbst  weitgehende  Controlrechte,  die 
seit  1871  noch  verschärft  worden  sind  (gen.  Ges.  y.  1S72). 

Die  Begleitscheine  sind  dreifacher  Art,  wesentlich  nach 
der  Unterscheidung,  ob  und  wie  die  Steuerzahlung  gesetzlicher 
Weise  zu  erfolgen  hat  oder  üblicher  Weise  erfolgt.  Danach  dient 
als  Begleitschein  entweder  ein  sogen,  conge  oder  ein  sogen,  acquit- 
ä-caution  oder  ein  sogen,  pass  avant.  Dies  System  von  ver- 
schiedenen Begleitscheinen  und  das  Verfahren  bezüglich  derselben 
kommen  auch  bei  anderen  indirecten  inneren  Verbrauchssteuern 
und  in  der  Zollverwaltung  vor.  Bei  den  Getränk esteuern  ist  es 
von  besonderer  Wichtigkeit. 

Der  conge  wird  als  Begleitschein  crtheilt,  wenn  die  Steuer  bei  Absendang 
entrichtet  ist,  worüber  dabei  zugleich  quitt irt  wird.  Ucblicher  Weise  kommt  er 
für  Getränke  nach  Entrichtung  der  Circulationsabgabe  bei  Versendungen  an  Private, 
nach  Zahlung  der  Kleinabgabc  und  der  Alcohol- Verbrauchsabgabe  auch  sonst  in  An- 
wendung (s.  Art.  conge  im  Say’sclicn  dict.). 

Der  acquit-ä-caution  wird  bei  Versendungen  von  Getränken,  welche  erst 
beim  Empfang  versteuert  werden  sollen,  ausgestellt,  so  dass  erst  im  Ankunftsorte 
die  Versteuerung  steucramtlich  zur  Erledigung  gelangt.  Entsprechende  Sicher- 
stellungen für  die  Zahlung  werden  daher  hier  gefordert.  Die  Einrichtung  des  acquit- 
ä-caution  dient  dazu,  die  Steuerzahlung  selbst  zu  verschieben,  gemäss  der  allgemeinen 
Tendenz  der  französischen  Getränkebesteuerung,  und  die  Controle  doch  möglichst 
wirksam  zu  machen.  Mittelst  des  acquit-ä-caution  gehen  u.  A.  die  Getränke  in  die 
Städte  mit  „einziger  Steuer“  und  nach  Paris,  wo  regelmässig  erst  beim  Eingang  in 
diese  Orte,  nicht  bei  der  Absendung  die  Abgabe  entrichtet  werden  soll,  ferner  in  die 
Entrepöts  und  von  einem  derselben  ins  andere,  auch  die  zum  Export  ins  Ausland 
bestimmten  gehen  mit  diesem  Begleitschein  an  das  Grenzzollamt.  Besonders  für  die 
hohe  Alcohol -Verbrauchssteuer  ergiebt  sich  aus  diesem  Begleitscheinverfahren  der 
grosse  Vortheil  der  Verschiebung  der  Steucrcntrichtung  bis  zum  endgiltigcn  Ucber- 
gang  der  Waare  in  den  Consum  oder  bis  zur  Streichung  der  Steuerschuld  beim 
Export.  Ohne  diese  Einrichtung  wäre  bei  einer  Steuer,  welche  3—400%  vom  Pro- 
ducüonswerth  beträgt,  der  Verkehr  und  Handel  sehr  erschwert.  Im  System  der 
acquits-ä-caution  liegt  daher  der  Schwerpunct  des  ganzen  Begleitscheinverfahrens. 
Es  ist  umfassend  aus-  und  fein  durchgebildet.  S.  den  Specialartikel  darüber  im 
Say 'sehen  dict.,  OiiboII,  519 — 542.  Grundlage  dafür  schon  im  Ges.  v.  21.  Aug.  1791, 
Art.  2 — 14  gelegt:  im  Ges.  v.  JS16,  Art.  230  wird  auf  das  Ges.  v.  1791  nur  Bezug 
genommen.  Wichtig  dann  die  Ord.  v.  11.  Juni  1816,  auch  Decr.  v.  17.  März  1852, 
und  die  genannten  Verschärfungen  zur  Verhütung  fictiver  Versendungen  im  Ges.  vom 
28.  Febr.  1S72. 

Der  sogen,  passavant  endlich  dient  als  Begleitschein,  wenn  überhaupt  keine 
Steuerphicht  für  das  Getränk  vorliegt,  so  bei  den  Transporten  zwischen  den  ver- 
schiedenen Kellern  eines  Weinbauers  u.  s.  w.  oder  einfachen  Privaten,  wo  aber  doch 
immerhin  eine  steueramtliche  Meldung  und  die  Entnahme  eines  solchen  Begleitscheins 
erforderlich  ist. 

Zur  Erleichterung  des  Verkehrs  können  den  Versendern  von  Getränken,  in  deren 
Wohnort  kein  Steueramt  besteht,  besondere  sogen,  „laissez-passer“  gewährt 
werden,  mittelst  welcher  Formulare  Transporte  bis  zuin  nächsten  Steueramt  gehen, 
wo  daun  der  laissez- passer  durch  einen  der  drei  genannten  Begleitscheine  ersetzt 
wird.  Besondere  Vorschriften  regeln  die  Durchführung  oder  den  Aufenthalt 
von  Getränken,  welche  unter  Begleitschein  gehen,  in  Orten  mit  Eingangsabgaben  oder 
mit  einziger  Steuer. 

263.  bb)  Die  Steuer  amtliche  Beaufsichtigung,  das 
sogen.  Exercice  (bei  den  Grosshändlern  recensement)  beruht 
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auf  Rechten  der  Verwaltung  und  entsprechenden  Pflichten  der 
Steuerschuldner,  bezw.  Steuerhaftenden,  welche  in  den  einzelnen 
in  Betracht  kommenden  Fällen  verschieden  geregelt  und  daher  bei 
der  Darstellung  der  einzelnen  Steuern  schon  erwähnt  worden  sind. 
Durch  die  Vorschrift  der  Anmeldung  des  Geschäfts  bei  der 
Steuerbehörde  und  durch  den  Licenz zwang  werden  die  Geschäfte 
der  Beaufsichtigung  unterstellt. 

Den  Beginn  macht  dann  die  Controle  der  Production. 

Sic  bestellt  nach  dem  Früheren  vollständig  und  streng  als  beständige  Beauf- 
sichtigung nur  bei  den  gewerblichen  Brennereien  und  Kectiücationsanstalten 
von  Alcohol,  sowie  bei  den  Bierbrauereien,  während  das  „Privileg  der  Freiheit 
vom  Exercicc“,  welches  die  Eigencrnter  und  Selbstbrenncr  gemessen,  bei  der  Ge- 
winnung des  Weins  und  Obstweins  und  bei  der  Herstellung  des  Alcohols,  hier  die 
mehrfach  besprochene  Lücke  in  das  Controlsystem  rcisst.  Die  Beschränkung  dieses 
Privilegs  auf  die  Verarbeitung  selbst  gewonnener  Producte  ist  factisch  nicht  ge- 
nügend durchzuführen.  Kur  wenn  Eigencrnter  und  Solbstbrenner  in  Orten  mit  Ein- 
gangsabgabe das  Getränk  erst  im  Inneren  dieser  Orte  herstellcn,  erfolgt  auch  ihre 
Ueberwachung. 

Sodann  unterstehen  die  Ge  tränk  e-K  lein  Verkäufer  oder 
„Debitanten“,  daher  namentlich  die  Sehen kwirt he  u.  dgl.  m., 
die  Gross händl er  mit  Getränken  und  die  Entrepots  der 
periodischen  Visitation  von  Zeit  zu  Zeit. 

Die  auf  Grund  der  Versendungs-  bez.  Bezugscontrole  geführten  Ver- 
zeichnisse dienen  dabei  zunächst  als  Anhalt.  Fehlmengen  über  die  gesetzlichen 
Nachlässe  hinaus  unterliegen  dabei,  wie  früher  schon  bemerkt,  der  Versteuerung.  Am 
Wichtigsten  und  Strengsten  ist  die  Ueberwachung  der  Debitanten,  welche  dann  nach 
Massgabe  des  constatirten  Absatzes  die  Steuer  zu  entrichten  haben.  Weniger  streng 
und  seltener  erfolgen  die  Visitationen  (reccnsements)  der  Grosshändler.  Die  Ueber- 
wachung der  Entrepots  ist  zur  Ergänzung  nothwendig  und  hat  sich  auch  in  Paris, 
wo  sonst  wegen  der  „Ersatzabgabe“  die  Versendungscontroleu  im  Inneren  und  die 
Exerciccs  fortfallen,  bei  den  „reellen“  Entrepots  (s.  u.)  zur  Unterdrückung  von  Unter- 
schleifen geboten  gezeigt  (s.  o.  S.  689).  Auch  einfache  Private  werden  über- 
wacht, wenn  sie  auf  dem  Transport  befindliche  Getränke  bei  sich  lagern  haben  oder 
in  Orten  mit  Eingangsabgabe  des  Entrepots  genies^n.  Ueber  die  Formalitäten, 
unter  welchen,  und  insbesondere  über  den  Zeitpunct,  in  welchem  die  Visi- 
tationen u.  s.  w.  ausgeübt  werden  dürfen,  bestehen  nähere  Vorschriften.  Im  All- 
gemeinen beschränkt  sich  das  liecht  auf  die  Tageszeit,  ausser  in  Brennereien  und 
Brauereien  mit  Nachtdienst,  bei  Debitanten  besteht  cs  für  die  ganze  Zeit,  wo  die 
Locale  dem  Publicum  offen  sind.  Die  Ausübung  des  Rechts  stellt  den  coinpetenten 
Stcuerorganen  als  solchen  ohne  Weiteres  zu.  Nur  im  Verdachts  fall  können  auch 
bei  Personen,  welche  dem  Exercicc  nicht  unterstehen,  Visitationen  erfolgen,  doch  nur 
auf  Grund  der  Ermächtigung  eines  höheren  Verwaltungsorgans  und  in  Begleitung 
eines  Polizeibeamten.  Bestimmungen  v.  1816  und  später,  Olibo  I.  844  ff.  Der  noch 
ausstehende  Artikel  Exercice  im  Say’schcn  dict. 

ce)  Entrepots,  d.  h.  steuerfreie  Niederlagen  bilden 
im  französischen  Zollrecht  und  im  Recht  der  indirecten  Verbrauchs- 
steuern überhaupt,  speeiell  aber  wieder  in  der  Getränke- 
besteuerung ein  wichtiges  llülfsmittel,  dem  Steuerpflichtigen, 
bez.  Steuer  haften  den  die  Verschiebung  der  Steuerentrichtung 
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oder,  besonders  bei  exportirten  Getränken,  die  endgiltige 
Unterlassung  der  Steuerzahlung — auch  selbst  nur  vorschuss- 
weise — zu  ermöglichen.  Im  Allgemeinen  haben  bei  den  Ge- 
tränkesteuern nur  die  Produceuten  selbst  und  die  Gross- 
händler gesetzlichen  Anspruch  auf  Entrepöts,  nur  bedingungs- 
weise und  beschränkt  Private  und  nur  nach  administrativem 
Ermessen  bisweilen  auch  Debitanten,  diese  mit  Ausschluss  der 
abonnirten. 

Es  werden  auch  liier  sogen,  öffentliche  oder  reelle  und  private  oder 
fictive  Entrepöts  unterschieden.  Erstere  bestehen  in  einem  eigenen,  der  Gemeinde 
oder  der  öffentlichen  Verwaltung  gehörigen  Magazin,  die  anderen  in  Niederlagen 
bei  sich  zu  Hause,  aber  unter  der  erforderlichen  Controle  der  Steuerverwaltung. 
Wo  ein  öffentliches  Entrepöt  besteht,  kann  der  Municipalrath  dies  zum  ausschliess- 
lichen erklären.  Fehlmengen  in  solchen  waren  früher  steuerfrei  (Ges.  v.  1816),  jetzt 
nicht  mehr.  Für  Privatlager  muss  Caution  gestellt  werden.  Es  gelten  für  sie  die 
nämlichen  Controlrechte  der  Verwaltung  wie  für  die  Lager  der  Grosshändler.  Ilaupt- 
bestiminungeu  im  Ges.  v.  1816.  Art.  31  — 69,  mit  Ergänzungen  durch  spätere  Gesetze, 
s.  Olibo  I,  197 — 225,  279  ff.  Der  noch  ausstehende  Art.  Entrepöt  im  Say 'sehen 
dict.  (im  Block’schen  handelt  derselbe  nur  von  den  Zollcntrepöts).  Vignes  I,  137. 

dd)  Die  Strafandrohungen  sind  begreiflicher  Weise  bei 
dem  Character  der  französischen  Getränkebesteuerung  zahlreich 
und  öfters  scharf.  Sie  sind  seit  1871  noch  mehrfach  verschärft 
worden.  Sie  betreffen  unterlassene  oder  unrichtige  Declarationen, 
Versendungsanmeldungen,  Weigerungen,  die  Controle  (speciell  das 
Exercice)  zuzulassen,  geheime  Fabrikation,  Unterschleife  durch  In- 
umlaufsetzung von  Getränken  oder  Verkauf  derselben  ohne  Ent- 
richtung oder  Sicherstellung  der  Steuern  und  überhaupt  die  ein- 
zelnen Zuwiderhandlungen  gegen  die  gesetzlichen  und  administra- 
tiven Normen  des  ganzen  „Tegime  des  boissons“.  Die  Strafen 
bestehen  regelmässig  in  Geldstrafen  zwischen  einem  Minimum 
und  Maximum,  mit  Erhöhung,  besonders  des  ersteren,  im  Wieder- 
holungsfälle, ferner  iu  gewissen  Fällen  in  Confiscation  des 
Objects,  auf  das  sich  die  Zuwiderhandlung  oder  der  Unterschied 
bezog,  ausnahmsweise  auch  in  Gefängn  iss  strafe. 

S.  schon  d.  Ges.  v.  1816,  so  Art.  46,  94 — 96,  106  u.  A.,  von  den  neueren  bes. 
d.  Ges.  v.  21.  Juni  1873,  befr.  die  indirecten  Steuern,  dessen  Bestimmungen  grosseutheils 
speciell  die  Getränkesteuern  betreffen,  auch  Ges.  v.  28.  Febr.  1872  u.  a.  m.  Nur 
einige  Beispiele.  Versendung  von  Getränken  ohne  die  vorgeschriebenen  An- 
meldungen und  Begleitscheine  oder  mit  unrichtigen  oder  mangelhaften  Angaben  darin 
ist  mit  Geldstrafen  von  200 — 1000  Frcs. , im  Wiederholungsfälle  von  500  Frcs.  im 
Minimum,  bei  Branntwein,  Liqueur  u.  s.  w.  überhaupt  von  500 — 5000  Frcs.  und  mit 
Beschlagnahme , bez.  Confiscation  der  Ladungen  bedroht,  die  Transportmittel  können 
event.  als  Sicherung  der  Geldstrafe  beschlagnahmt  werden.  Wichtig  ist,  dass  sich 
diese  Strafandrohungen  auch  auf  die  Verletzungen  der  specielleu  Declarations- 
vorschriften beziehen,  welche  nach  dem  Ges.  v.  28.  Febr.  1872  für  Getränke- 
versendungen  vorgeschrieben  worden  sind.  — Bei  Nichtübereinstimmung  von  Acquit- 
ä-Cautiou  und  steueramtlichem  Entlastungsccrtificat  treffen  die  Unterzeichner  sechsfache 


Digilized  by  Google 


052  6.  B-  2.  K.  Stcucrrerht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  263,  264. 


Circulationsabgabcn  bei  Wein  und  Obstwein  (Decr.  v.  17.  März  1852,  ähnl.  Ges.  v. 
21.  Juni  1873,  Art.  10,  betr.  alcoholisirte  Weine).  — Besondere  z.  Th.  verschärfte 
Bestimmungen  betreffen  Zuwiderhandlungen  und  Unterschiede  bei  der  Eingangs-, 
der  einzigen  und  der  Pariser  Ersatzabgabe  (1 — 200  Frcs.  und  Confiscation, 
ausser  Strafen  für  geheimen  Transport).  Bei  gewissen  Fällen,  so  bei  Unterschleifen 
mittelst  Uebersteigung,  unterirdisch  oder  mit  bewalfncter  Hand  treten  allgemein,  bei 
gewissen  anderen  Manipulationen,  wenn  es  sich  um  Spirituosen  handelt,  z.  B.  beim 
Verbergen  in  der  Kleidung,  Cor rectionss trafen  von  6 Tagen  bis  f»  Monat  Ge- 
fängniss  ein,  ebenso  bei  Destillationen  in  Paris,  wo  sie  verboten  sind,  oder  bei  Ein- 
führung wieder  gereinigter  denaturirter  Alcohole  (Ges.  v.  1810,  Art.  40,  v.  21.  Juni  1873, 
Art.  11 — 14).  — Debitanten,  welche  plme  Anmeldung  ihr  Geschäft  betreiben,  ver- 
fallen Geldstrafen  von  300 — 1000  Frcs.  und  der  Confiscation  der  Getränke.  In  andern 
Fällen  von  Zuwiderhandlungen  treten  die  gleichen  Strafen,  wie  die  bei  der  Versendung 
genannten,  ein.  — Aehnliche  Bestimmungen  gelten  für  Zuwiderhandlungen  von 
Grosshändlern,  Destillateuren  u.  s.  w.  Bei  Bierbrauern  sind  die  Geld- 
strafen 2—600  Frcs.  Hier  kommt  auch  die  Androhung  der  Confiscation  der  Kessel 
vor,  wenn  in  nicht  cingemauerten  Kesseln  Bier  hergestellt  ist. 

Schätzungen  über  den  Umfang  der  Unterschleife  sind  natürlich  immer 
misslich.  Diejenigen,  welche  von  den  bouilleurs  de  cru  ausgeheu,  werden  wohl  immer 
noch  einen  ziemlichen  Umfang  erreichen.  Sie  wurden  mitunter  auf  '/ä  Mill.  Hectol. 
Alcohol  geschätzt.  Auch  Unterschleife  mit  unrichtigen  Begleitscheinen , mehrmaliger 
Benutzung  solcher  für  verschiedene  Sendungen  u.  dgl.  m.  sollen,  trotz  der  ver- 
schärften Gesetzgebung  von  1872  — 73,  immer  noch  Vorkommen.  S.  Wolf,  Brannt- 
weinsteuer, S.  154. 


cc.  Getränkezölle. 

§.  264.  Die  Zölle  sind  schon  im  Vorausgehendem  mehrfach 
erwähnt  worden.  Besonders  bemerkenswerth  ist,  dass  sie,  wie  in 
anderen  Fällen  französischer  innerer  Verbrauchssteuern,  so  bei  Salz 
(S.  614),  bei  den  zum  Consum  eingeführten  auswärtigen  Artikeln 
nicht  als  Ersatz  der  inneren  Steuer,  sondern  als  besondere 
Abgaben  von  fremden  Waaren  bestehen  und  die  innere  Ver- 
brauchsabgabe  daher  dann  erst  noch  hinzu  tritt.  Eine  Aus- 
nahme bildet  hiervon  unter  den  Getränken  nur  das  Bier,  wo  der 
— die  innere  Fabrikatsteuer  übrigens  selbst  im  Conventionaltarif 
noch  erheblich  übersteigende  — Einfuhrzoll  die  einzige  Abgabe 
auch  an  Stelle  der  inneren  Steuer  ist.  Diese  Ausnahme  ist  also 
doch  eigentlich  nur  eine  formelle.  Bei  den  wichtigeren  Getränken 
Wein  und  Branntwein  bedingt  dann  freilich,  zumal  bei  Wein, 
theilweise  auch  bei  Branntwein , schon  die  technische  Einrichtung 
der  inneren  Steuer,  dass  das  zum  inländischen  Consum  gelangende 
aus  dem  Ausland  eingeführte  Getränk  nicht  gut  durch  den  Einfuhr- 
zoll allein  besteuert  werden  kann.  Aber  möglich  wäre,  den  Einfuhr- 
zoll etwa  auf  die  hinzutretende  innere  Steuer  anzurechnen.  Das 
geschieht  jedoch  nicht,  der  Zoll  ist  daher  ein  Finanz  zoll  und 
zugleich  ein  Schutzzoll,  um  den  das  ausländische  Getränk 
höher  als  das  inländische  besteuert  wird.  Auch  durch  die  Con- 
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ventionaltarife  der  Handelsverträge,  welche  Frankreich  seit  1860 
abgeschlossen  hat,  ist  dieser  Sachverhalt  geblieben  und  nur  der 
Tarifsatz  gegen  den  allgemeinen  Tarif  ermässigt  worden.  Jüngst 
haben  dann  aber  gegenüber  den  in  der  Brennerei  und  Branntwein- 
besteuerung  anderer  Länder  erfolgten  Veränderungen  der  Cou- 
currenzbedingungen  des  fremden,  besonders  auch  des  deutschen 
Spiritus  bei  der  Einfuhr,  starke  Tariferhöhungen  des  Alcoholzolls 
stattgefunden,  wodurch  der  Schntzzollcharacter  desselben  wesentlich 
verschärft  worden  ist. 


Vor  1871  waren  indessen  diese  Bezolluugsverhältnisse  nicht 
von  besonderer  practischer  Bedeutung,  weil  die  Wein-,  Bier-  und 
Aleoholeinfuhr  im  Ganzen  geringfügig  und  nur  letztere  vorüber- 
gehend in  Jahren  schlechter  Weinernte,  wie  1854 — 1857,  erheblicher 
war.  Seitdem  dagegen  und  in  steigendem  Maasse  seit  etwa  10  Jahren, 
unter  dem  Einfluss  der  . Verheerungen  der  Reblaus  und  wohl  auch 
der  vermehrten  Concurrenz  der  fremden  Alcohole,  hat  sich  dieser 
Sachverhalt  sehr  geändert  und  könnte  leicht  so  verbleiben,  wie  er 
jetzt  geworden  ist.  Die  Einfuhr  fremder  Weine  und  Alcohole  ist 
viel  grösser  geworden  als  ehedem,  der  Zollertrag  daher  entsprechend 
gewachsen,  lu  den  letzten  Jahren  betrug  sogar  die  Weineinfuhr 
nach  Frankreich  dem  Werthe  nach  mehr  als  das  Doppelte  der 
Weinausfuhr!  Dadurch  hat  sich  die  practische  Bedeutung  der  Ge- 
tränkezollfrage natürlich  auch  gegen  früher  verschoben.  Der  ganze 
Vorgang  ist  ein  gutes  Beispiel  für  den  finanzwissenschaftlich  und 
volkswirthschaftspolitisch  wichtigen  Satz,  dass  solche  Tariffragen 
in  Betreff  des  Verhältnisses  zwischen  inneren  Verbrauchssteuern 
und  Einfuhrzöllen  nicht  bloss  nach  den  Tarifsätzen  selbst,  sondern 
zugleich  mit  Rücksicht  auf  die  jeweilige  Lage  der  thatsächlichen 
Broductions-  und  Handelsverhältnisse  zu  beurtheilen  sind.  Auch 
die  Einfuhr  von  Trauben  und  Früchten  (Feigen)  zur  Verarbeitung 
zu  Wein  u.  s.  w.  hat  zugenommen,  so  dass  auch  die  Zölle  auf  diese 
Gegenstände  bei  der  Getränkebesteuerung  mitspielen. 


Alcohol  gehörte  zu  den  Artikelu,  betreffs  deren  Frankreich  an  Grossbritaunien 
im  Handelsverträge  von  1860  Ooncessionen  machte  (die  Zölle  sollten  danach  nicht 
Uber  30%  vom  Worth  betragen).  Das  Priucip  dieser  Zollern) ässigung  ging  dann  in 
die  Conventionaltarife  über.  Damals  wurde  z.  B.  der  x\lcoholzoll  von  30  auf  15  Frcs. 
p.  Hectol.,  ausser  der  inneren  Verbrauchsabgabe,  der  Bierzoll  von  7.20  Frcs.  auf 
2 Frcs.  in  dem  Conventionaltarife  herabgesetzt.  Die  britische  Aleoholeinfuhr  nach 
Frankreich  ist  aber  unbedeutend  geblieben  und  hat  nach  1860  selbst  niemals  wieder 
entfernt  die  Höhe  wie  in  den  schlechten  Weinjahren  1854  ff.  erreicht,  wo  sie  einmal 
auf  86,000  Hectol.  gestiegen  war  (1855,  auch  in  1856  und  1857  an  S0,ü00  Hectol., 
später  Max.  1 SSt  und  1882  mit  45,000  und  27,000,  meistens  aber  nur  wenige  1000, 
Bull.  X,  162,  XXIII,  670).  — Nach  dem  Kriege  von  1870—71  hemmten  auch  hier 
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die  Handelsverträge  eine  stärkere  Zollerhöhung.  Als  allgemeinen  Zoll  bestimmte  das 
Ges.  v.  S.  Juli  1S71  30  Frcs.  p.  Ilcctol.  der  Flüssigkeit  von  Branntwein  in  Flaschen, 
desgl.  35  Frcs.  von  allen  Liqueuren,  30  Frcs.  vom  reinen  Alcohol  von  Branntwein 
in  Fässern,  mit  späterem  Zuschläge  bez.  31.20  und  36.40  Frcs.  Die  Vertragstarife 
hatten  in  allen  Fällen  den  Zollsatz  von  15  Frcs.  Der  allgemeine  Tarif  von  1 SS  1 
bestimmte  wieder  30  Frcs.  für  Alcohol  in  Fässern  v.  Hcctol.  reinen  Alcohols,  desgl. 
in  Flaschen  von  der  Flüssigkeit  und  ebenso  von  Liqueuren  40  Frcs.  von  der  Flüssig- 
keit. 30  Frcs.  ist  immerhin  an  60%  der  neuerlichen  Durchschnittspreise,  und  der 
Vertragstarif  von  15  Frcs.  beträgt  danach  doch  auch  noch  an  30%.  Bei  Gelegenheit 
der  deutschen  Branntweinsteuerreform  in  18S7  und  in  speciellcr  Begründung  damit 
hat  Frankreich  provisorisch  durch  Ges.  v.  5.  Juli  1S87  den  Satz  des  allgemeinen 
Tarifs  auf  70  Frcs.  für  bestimmte  Zeit  erhöht  und  den  Termin  mehrmals  verlängert, 
zuletzt  durch  Ges.  v.  29.  Mai  1888  bis  auf  Weiteres. 

Der  Wein  zoll  wurde  nach  dem  Kriege  auf  5 Frcs.  f.  d.  Hcctol.,  bei  Liqueur- 
weinen  auf  20  Frcs.  gestellt,  mit  späterem  Zuschlag  war  er  bez.  5.20  und  20.80  Frcs. 
Der  Vertragstarifsatz  war  einheitlich  3.50  Frcs.  Im  allgemeinen  Tarif  von  1881 
wurde  der  Zoll  ebenfalls  einheitlich  auf  4.50  Frcs.  gesetzt.  — Der  Bierzoll,  vor 
1860  7.20  Frcs.  p.  Ilcctol.,  im  brit.  Vertragstarif  2 Frcs.  (nebst  innerer  Verbrauchs- 
steuer), betrug  nach  dem  Kriege  mit  Zuschlag  7.75  Frcs.  im  allgemeinen,  5.75  Frcs. 
im  Vertragstarif,  seit  1881  in  ersterem  7.50  Frcs.,  womit  die  innere  Steuer  gedeckt 
ist.  Diese  ist  aber  nur  3.75  Frcs.  für  starkes  und  1.25  Frcs.  für  Dünnbier  (§.  262).  — 
Auch  der  Obstwein-  und  Methzoll  wird  ausser  der  inneren  Steuer  für  fremdes, 
zum  Consum  eingehendes  Getränk  erhoben,  ist  aber  practisch  bei  fast  ganz  fehlender 
Einfuhr  ohne  Bedeutung.  Er  war  vor  1881  im  allgemeinen  Tarif  für  Obstwein  2.50, 
für  Meth  31.20  Frcs.  p.  Hcctol.,  im  Tarif  v.  1881  bez.  1 und  20  Frcs.,  im  Vertrags- 
tarif  kommt  von  diesen  Getränken  Cider  allein  mit  0.25  Frcs.  p.  Hcctol.  vor.  Der 
Zollertrag  überschreitet  einige  100  Frcs.  jährlich  nicht.  — Trockene  und  gepresste 
Trauben  (auch  Aepfel  und  Birnen)  zahlen  nach  dem  allgem.  Tarif  von  1881  6 Frcs., 
ebenso  viel  trockene  und  gepresste  Feigen,  aber  beide  Kategorieen  nach  dem  Ver- 
tragstarif nur  30  Cent.  f.  100  Kilogr. 

Die  Statistik  der  Ein-  und  Ausfuhr  und  der  Zollerträge  ergiebt  Folgendes 
(s.  Bull.  IX,  295  ff.,  X,  160  ff.,  506,  XXII,  614  ff.,  XXIII,  23,  670  u.  a.  m.). 

Die  Alcoholeinfuhr  wie  Ausfuhr,  zumal  die  ersterc,  zeigt  sich  von  der 
Weinernte  beeinflusst.  Die  Einfuhr  betrug  vor  1S52  immer  nur  5 — 7000  Hcctol., 
stieg  Mitte  der  50er  Jahre  auf  201,000—377,000  im  Jahre,  sank  dann  aber  in  ge- 
wöhnlichen Jahren  wieder  auf  50.000 — 70,000,  erst  seit  1879  hat  sic  fast  jedes  Jahr 

200.000  Hcctol.  überschriticn , 1886  war  sie  229,000  (für  17.2  Mill.  Frcs.),  1S87 
212,000.  England  ist  daran  fast  gar  nicht  mehr,  Deutschland  war  Auf.  der  lSSOer 
Jahre  mit  der  Hälfte,  in  den  letzten  Jahren  nur  mit  */4 — % betheiligt.  Die  Einfuhr 
von  Liqueuren  war  im  Max.  etwa  2500,  neuestens  wieder  unter  1000  Hectoliter.  — 
Achnlich  hat  sich  natürlich  der  Zollertrag  bewegt,  er  war  1851  schon  einmal 
6.39  Mill.  Frcs.,  im  Durchschn.  v.  1860 — 69  0.99,  von  1870 — 79  0.70,  seit  1878  ist 
er  immer  erheblich  höher.  Max.  1882  4.1  Mill.  Frcs.,  i.  D.  v.  1883—87  3 Mill.  — 
Die  Ausfuhr  lranzös.  Alcohole  war  in  dem  4.  und  5.  Jahrzehnt  ca.  l/ß,  im  6. 
ca.  7,  Mill.  Ilectol.  jährlich,  in  den  70er  Jahren  450,000  im  Durchschn.,  seitdem  ist 
sie  durchschnittlich  unter  300,000,  1886  289,000,  1S87  286,000,  die  seit  einigen 
Jahren  stark  gesunkene  Liqueurausfuhr  war  im  vor.  Jahrzehnt  ca.  24,000  Hectol. 
jährlich,  1886  nur  11,410,  1887  8536.  — Allerdings  sind  die  exportirten  Alcohole 
von  hohem  Wertlie,  so  1886  75.7,  1887  79.4  Mill.  Frcs.,  etwa  4 mal  so  werthvoll  wie 
die  importirten,  was  auf  die  bezogenen  und  versendeten  Sorten  Licht  wirft. 

Die  Wci neinfuhr  war  in  den  früheren  Jahrzehnten  und  bis  1853  ganz  un- 
bedeutend. 2500 — 3500  Hectol.  jährlich.  Dann  stieg  sie  von  1854  an  bei  den  da- 
maligen schlechten  Weinernten  rasch  und  stark,  1857  bis  auf  628,000  Hcctol.,  sank 
dann  wieder  erheblich,  aber  doch  nur  in  2 Jahren,  1865  und  66  auf  unter 

100.000  Hectol.,  Durchschn.  1860-  69  194,000.  Von  1872  an  wuchs  sie  bedeutend, 
wohl  unter  dem  Miteinlluss  der  Ausscheidung  von  Elsass-Lothringen,  dessen  Aus-  und 
Einfuhren  seitdem  im  französ.  Handelsausweis  erscheinen.  Sie  war  5 — 600,000  Ilectol. 
jährlich,  nur  einmal,  1875  noch  unter  300,000.  Seit  1879  stieg  sie  dann  rapid,  1880 
auf  7.2  Mill.  Hectol.,  1886  auf  11.01,  1S87  auf  12.28  Mill.,  d.  h.  in  diesem  Jahre 
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auf  50%  der  Weinernte  von  24.33  Milk!  Der  Wertli  dieser  Einfuhr,  1S78  nur 
erst  59.2,  war  1887  573.2  Milk  Frcs.  und  im  Durchschn.  v.  1878 — 87  337.3  gegen 
nur  244.2  Milk  Werth  der  Weinausfuhr  in  diesen  10  Jahren!  (Bull.  XXII,  23). 
Spanien  und  Italien  liefern  die  Hauptmengen.  Der  Weinzollertrag,  im  4.,  5.  und 
6.  Jahrzehnt  V,  ~3/iu  Mill.  Frcs.  jährlich,  im  7.  bloss  67,000  Frcs.,  stieg  v.  1872  an 
in  die  Millionen,  Durchschn.  1870 — 79  3.09,  1879  10.25,  1880  25.27,  1886 
21.3  Milk  Frcs.,  bildet  also  jetzt  V7 — 7c  des  Ertrags  der  inneren  Weinsteuer  (1886 
133.2  Milk  Frcs.).  — Die  Weinausfuhr  hat  sich  bei  den  schlechten  Weinernten, 
bez.  bei  der  Abnahme  der  Weingewinnung  in  den  1880er  Jahren,  olfenbar  nur  mit 
Hilfe  dieser  gesteigerten  Bezüge  fremder  Weine  einigermassen  auf  der  früheren  Höhe 
erhalten  können.  Sie  war  vom  4.  bis  7.  Jahrzehnt  durchschnittlich  von  1.2  auf 
2.4S  Milk  Ilectol.  jährlich  gestiegen,  hatte  im  8.  Jahrzehnt  3.28  (Max.  1873  3.98, 
Min.  1879  2.79  Milk)  erreicht,  seitdem  ist  sie  auf  ca.  2.6  Milk  gewichen  (1SS6  2.71, 
1887  2.40).  Frankreich  hat  daher  vorläulig  aufgehört,  zu  den  überwiegend  Wein 
ausführenden  Ländern  zu  zählen,  es  ist  unter  die  Weinbezugsländer  getreten.  — Die 
Einfuhr  von  trockenen  Trauben  und  Feigen,  meist  zur  Weinbercitung,  war 

1885  und  1886  bez.  95.35  und  S8.42  Milk  Kik  Trauben  und  16.18  und  18.19  Milk 
Kik,  woraus  2.27  und  2.82  Mill , bez.  (aus  Feigen)  21,407  und  21,770  Hectol.  Kunst- 
wein bereitet  worden  wäre  (Bull  XXIII,  281). 

Alle  diese  Umstände,  die  eben  deshalb  etwas  genauer  dargelegt 
sind,  machen  es  begreiflich,  dass  in  dem  alten  Wein  lande  und 
We  in  Steuer  lande  Frankreich  jetzt  ernstlich  an  die  volle 
Beseitigung  der  Staats- Wein  Steuer  gedacht  wird:  eine 
finanzpolitische  Wirkung  der  — Reblaus,  nicht  nur  auf  Steuer- 
erträge, sondern  auf  die  ganze  Einrichtung  eines  wichtigen  Be- 
steuerungsgebiets ! 

Die  Biereinfuhr  ist  wie  die  Bierausfuhr  seit  Jahrzehnten  in  langsamer, 
aber  stetiger,  erst  seit  den  1860er  Jahren  erstere  in  etwas  erheblicherer  Steigerung 
begriffen  gewesen;  von  da  an  überragt  sie  die  Ausfuhr  (Durchschn.  1860  — 69 
48.000  Hectol.  Einfuhr,  2S,000  Ausfuhr).  Seit  1871  ist.  vornehmlich  mit  durch  die 
Einwirkung  des  Ausscheidens  von  Elsass-Lothringen,  die  Ausfuhr  last  stabil  geblieben 
(26 — 32,000  Hectol.  jährlich),  die  Einfuhr  sofort  und  weiter  rasch  auf  %,  '/3,  % Milk 
Hectol.  gewachsen,  dann  aber  wieder  etwas  gesunken  (Max.  1S82  lind  83  414,000, 

1886  293,000.  1887  236,000  Hectol.),  der  Ertrag  der  Biersteuer  daher  auch  von 
7.4  Milk  im  7.  auf  1.40  im  8.  Jahrzehnt  und  2.8  Milk  in  1SS2 — 86  jährlich  ge- 
stiegen — immerhin  auf  7«  des  Ertrags  der  Steuer  von  inländischem  Bier. 


dd.  Rückblick  und  zur  Kritik. 

§.  265.  Die  eigeiithümlicbe  Verbindung  der  Besteuerung  der 
verschiedenen  Getränke  und  die  nicht  minder  eigentümliche  Zu- 
sammenfiigung  technisch  verschiedener  Steuerarten  zu  einem  Ganzen 
erscheinen  wohl  beim  ersten  Anblick  ziemlich  willkürlich,  die  Be- 
zeichnung dieses  Ganzen  als  „System“  der  Getränkehesteuerung 
daher  auch  fragwürdig.  Bei  der  näheren  Betrachtung  der  Menge 
einzelner  Bestimmungen,  welche  der  Durchführung  dieses  „Systems“ 
dienen,  steigert  sich  sogar  die  Empfindung  des  Willkürlichen  noch 
und  macht  das  Ganze  dann  schliesslich  mehr  den  Eindruck  eines 
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förmlichen  steuerrechtlichen  und  steuertechnischen  Chaos  als  eines 
klaren  und  folgerichtig  durcbgebildeten  „Systems“. 

Allein  eine  solche  Be-  und  Verurthcilung  der  französischen 
Getränkebesteuerung  wäre  eine  unrichtige.  Giebt  man  vielmehr 
einmal  die  Nothwendigkeit  und  Berechtigung  der  Geträukebesteue- 
rung  in  einem  Umfange  und  Maasse  zu,  wie  sie  in  Frankreich 
besteht  — und  durch  die  finanziellen  Erfordernisse  nothwendig 
geworden  ist  — so  erweist  sich  die  ganze  Einrichtung  bei  un- 
befangener Prüfung  als  ein  Ergebniss  klarer  Steuer  pol  i tischer 
Gedanken  und  Ziele  und  im  Ganzen  wie  in  allen  ihren  Einzel- 
heiten als  die  Durchführung  eines  klaren  steuertechnischen 
Planes  zur  Verwirklichung  jener  Ziele.  Das  Einzelne  ist  mit 
strenger  Folgerichtigkeit  entwickelt,  auch  das  Untergeordnete  und 
Nebensächliche.  Nothwendigkeit  und  System  sind  da  vorhanden, 
wo  zuerst  nur  Willkür  erscheint.  Namentlich  gilt  dies  von  dem 
Haupttheil  der  französischen  Getränkebesteuerung,  der  Wein-, 
Obstwein-  und  Aleoliolbesteuerung,  bei  welcher  sich,  im  Unterschied 
von  der  Bierbesteuerung,  vornehmlich  Eigenthümliches  und  von  den 
Einrichtungen  anderer  Gesetzgebungen  Abweichendes  findet. 

Nach  dem  vorscb webenden  steuerpolitischen  Ziele  soll  die  Be- 
steuerung der  vorgenannten  drei  Getränke  möglichst  eine  wirk- 
liche Verbrauchssteuer  sein.  Daher  wird  die  Steuerpflicbt 
wesentlich  auf  das  zum  heimischen  Consum  bestimmte  Getränk 
beschränkt  und,  unter  den  erforderlichen  Cautelen,  das  zur  Aus- 
fuhr gelangende  Getränk  überhaupt  gar  nicht  erst  versteuert.  Zu 
diesem  Zweck  wird  im  ersten  Falle  die  Verpflichtung  zur  Steuer- 
zahlung an  den  Act  der  Consum tion  selbst  geknüpft  oder 
wenigstens  an  eine  Stelle  gelegt,  welche  diesem  Acte  mög- 
lichst nahe  liegt,  bis  dahin  aber  nur  die  Erzeugung,  die 
Versendung  und  die  Lagerung  des  Getränks  steueramtlich 
unter  Controle  genommen.  Für  das  au s ge fti lirte  Getränk 
aber  wird  nicht  erst  die  Steuer  erhoben  und  dann  zurückerstattet, 
sondern  das  von  den  betreffenden  Begleitscheinen  begleitete  Ge- 
tränk geht  überhaupt  steuerfrei  hinaus.  Nach  diesen  Ziel-  und 
Gesichtspuncten  sind  die  technischen  Einzelheiten  der  Einrichtung 
und  Durchführung  der  Getränkebesteuerung  gestaltet. 

So  hält  man  sich  zur  Veranlagung  der  Steuer  an  das  fertige  .Product,  das 
„Fabrikat“,  nicht  an  Betriebsmerkmale  bei  der  Herstellung  noch  au  Bohstolf- 
uiengen  u.  dgl.  m (Fin.  II,  §.  492).  Es  erfolgt  dann  eine  Uontrole  der  Pro- 
duction, aber  nicht  die  Besteuerung  des  Getränks  beim  Produccuten 
selbst,  sondern  nur  die  Ermittlung  der  producirten  Menge  bei  ihm  durch 
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die  regelmässige  steueramtlichc  Ueber wa  cliu ng  (Exercice).  Die  empfindliche 
Lücke  bei  letzterer  bleibt  — folgerichtig,  veil  eine  Abweichung  vom  Grundgedanken  — 
die  fehlende  Ueberwachung  der  Production  der  Eigenbauer  und  Eigenbrenner.  Der 
Producent  ist  nicht  der  eigentliche  Steuerpflichtige,  sondern  nur  der  Steuer- 
haftende, dem  die  producirten  Mengen  zur  Last  geschrieben  werden,  bis  sie  nach- 
weislich versteuert  oder  zu  steuerfreier  Verwendung,  wie  in  der  Ausfuhr,  gelangt 
sind.  An  die  Productionscontrole  der  gewerbsmässigen  Getränkeerzeugung  schliesst 
sich  die  Versen dungscontrole  an  und  selbständig  tritt  dieselbe  auch  bei  der 
Versendung  von  Getränken  Seitens  der  Eigenbauer  und  Eigenbrenner  ein.  Sie  ist  in 
ihrer  ganzen  Einrichtung,  mit  dem  Anmeldezwang  für  Versendungen,  dem  Begleitschein- 
zwang, den  betreffenden  Abgaben  bei  der  „Expedition“  und  „Circulation“  der  Ge- 
tränke, der  Controle  beim  Eingang  in  die  geschlossenen  Orte  ein  wesentlicher  und 
wieder  durchaus  folgerichtig  ein-  und  durchgeführtcr  Punct  des  ganzen  Systems:  sie 
dient  dazu,  das  Steuerobject,  auf  dem  Wege  vom  Produccnten,  Grosshändler, 
den  Steuerhaftenden,  zum  Händler,  W’irth,  Consumen teil,  als  den 
eigentlich  Steuerpflichtigen  verfolgen  und  erfassen  zu  können,  es  aber  eben 
erst  kurz  vor  oder  selbst,  wie  bei  den  Debitanten,  erst  nach  dem  erfolgten  Consum 
zur  Besteuerung  zu  bringen.  Die  Controle  beim  Empfang  Seitens  des  Steuer- 
haftenden oder  Steuerpflichtigen,  die  Gewährung  des  Rechts  der  steuerfreien 
Niederlage  (Entrepöt)  an  den  Producenten  und  Grosshändler,  der  Getränkebezug 
der  Debitanten  und  Händler  unter  dem  System  des  acquit-ä-caution,  die  Ueber- 
wachung der  Lager  und  Keller  der  Grosshändler,  Entrepöts,  Debitanten,  Liqueur- 
fabrikanten,  wodurch  bei  Grosshändlern  und  Entrepöts  es  wieder  möglich  wird,  nur 
Steuerhaftung,  nicht  Zahlungsverpflichtung,  beim  Debitanten  nur  Eintritt  der  Steuer- 
pflicht und  Fälligkeit  der  Steuerzahlung  nach  Massgabe  des  Absatzes  eintreten 
zu  lassen:  — alle  diese  Einrichtungen  und  Bestimmungen  sind  wieder  streng  folge- 
richtig und  dienen  erfolgreich  dem  Zweck,  die  Steuerzahlung  aufschiebbar  zu 
machen  und  der  Getränkebesteuerung  den  Character  einer  Verbrauchssteuer  des 
Consumenten  thunlichst  zu  wahren.  Die  Formen  der  Sicherstellung  und  der 
endlichen  Entrichtung  derSteuer  sind  den  obwaltenden  französischen  Productions-, 
Absatz-,  Verkehrs-,  Consumtionsverhältnissen  gut  angepasst. 

Auch  die  Al co holbesteuerung  war  ursprünglich  nach  den  gegebenen  Verhält- 
nissen der  früher  fast  allein  in  Betracht  kommenden  Wein-  und  Obstweinbrennerei 
leidlich  genügend  eingerichtet.  Das  freilich  von  vornherein  missliche  Privileg  der 
Controlfreiheit  der  Eigenbrenner  war  von  den  Eigenbauern  von  Wein  und  Obst  — 
zunächst  denselben  Personen,  die  eben  auch  destillirten  — , herübergenommen,  bei 
der  früheren  geringeren,  weniger  zum  Unterschleif  anreizenden  Höhe  der  Steuer  aber 
auch  noch  nicht  so  bedenklich  wie  später.  Die  Entwicklung  der  gewerbsmässigen 
(Gross- Jßrennerci  von  mehligen  Stoffen,  Melasse,  Rüben  schuf  dann  auch  in  Frankreich 
die  Nothwendigkeit  immer  schärferer  Bctricbscontrolen. 

In  dieser  ihrer  complicirten  Einrichtung  hat  die  französische 
Getränkebesteuerung  die  schwierige  Aufgabe  verhältnissmässig  be- 
friedigend gelöst,  eine  sehr  einträgliche  „indirecte“  Ver- 
brauchssteuer bei  einer  ausserordentlich  zersplitterten 
privatwirthscha  ft  liehen  Production  so  durchzuführen,  dass 
diese  Production  dabei  bestehen  kann.  Der  Gross- 
betrieb — wenn  auch  zu  Gunsten  der  gewerblich -technischen 
Entwicklung,  aber  mit  sehr  bedenklichen  socialpolitischen  Folgen  — 
wird  nicht  so  einseitig,  wie  bei  Rohstoff-  und  Betriebsmerkmal- 
Steuern  zum  Nachtheil  der  kleineren  Betriebe  prämiirt.  Der 
Steuer  wird  der  beabsichtigte  Character  der  wirklichen  Ver- 
brauchssteuer thunlichst  gewahrt,  v.  Hock ’s  oben  (S.  619)  schon 
erwähntes  Urtheil  über  das  Gesetz  von  1816  ist  besser  auf  den 
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ganzen  Bau  dieser  Getränkesteuer-Gesetzgebung  an- 
zuwenden: er  ist  ebenso  umfassend  und  kühn  als  durch- 
dacht, freilich  auch  ein  Werk,  an  welchem  eine  höchst  intelligente 
und  tüchtige  Verwaltung  Menschenalter  hindurch  gearbeitet  hat 
und  bis  in  die  Gegenwart  hinein  emsig  fortarbeitet,  wie  die  seit 
1871  erfolgten  weiteren  legislativen  und  administrativen  Fortschritte 
beweisen.  So  radicale  Reformpläne,  wie  derjenige  von  1888,  wenn 
er  auch  immer  noch  wichtige  Theile  der  Grundlagen  der  bestehen- 
den Gesetzgebung  festhält,  sind  doch  wohl  auch  deswegen  bedenk- 
lich, weil  viel  Erprobtes  dabei  zu  leicht  preisgegeben  wird. 

Die  anklebenden  Mängel  des  ganzen  Systems  sind  freilich 
anderseits  auch  nicht  zu  verkennen. 

Die  verschiedene  Qualität  der  Getränke,  welche  bei  Wein  und  Branntwein 
nicht  bloss  in  der  Alcoholstärkc  liegt,  wird  dadurch  noch  nicht  genügend  berück- 
sichtigt, dass  die  wichtige  Kleinabgabe  bei  Wein  und  Cider  nach  dem  Preise  bemessen 
und  die  Circulationsabgabe  nach  den  Preisverhältnissen  dreifach  abgestuft  ist.  Auch 
die  Biersteuer  trägt  der  Qualität  des  Getränks  nicht  ausreichend  Rechnung.  Nach 
diesen  Seiten  verstösst  die  Getränkebesteucrung  gegen  den  Grundsatz,  die  Steuerlast 
nach  der  Leistungsfähigkeit  zu  vertheilen.  Genügend  und  richtig  wird  dieser  Grund- 
satz durch  den  Hinzutritt  der  Eingangsabgabe  in  den  grösseren  Orten  auch  noch  nicht 
zur  Anwendung  gebracht.  Einen  directen  Verstoss  gegen  denselben  bildet  der  Um- 
stand, dass  die  einzelnen  Glieder  des  Systems  die  verschiedenen  Co  ns  umenten- 
kreise  zu  ungleich  trelfen,  was  besonders  von  der  Kleinabgabe  einer-,  der  Circu- 
lationsabgabe andererseits  gilt. 

Die  Controlen  sind  unvermeidlich  belästigend , störend,  und  doch  noch  nicht 
genügend  wirksam,  um  den  Unterschleif  zu  bewältigen.  Beides  trifft  in  besonderem 
Maasse  bei  der  dem  System  eigenthümlichen  — wenn  auch  noch  bei  anderen 
französischen  indircctcn  Steuern  sich  findenden  — Vcrsendungs-  oder  Transport- 
rontrolc  zu.  Die  Erhöhung  der  Alcoholsteuer  hat  alle  Controlen  noch  nothwendiger 
gemacht,  die  cingetrctenen  erheblichen  Verschärfungen  reichen  gleichwohl  noch 
immer  nicht  aus.  Und  doch  haben  sie  schon  einen  Umfang  und  eine  Beschaffenheit, 
die  anderswo  kaum  als  erträglich  gelten  würden.  .Man  hat  dennoch  auch  bei  den 
neueren  Reforinprojecten  der  Steuer  an  die  Milderung  und  thcilweisc  die  Beseitigung 
dieser  Controlen  gedacht.  In  Betreff  dieser  Bestrebungen,  namentlich  soweit  sie  auch 
das  Aufgeben  der  besondere  odiösen  Verscndungseontrole  bei  einer  Conccntration  der 
Getränkebesteuerung  bloss  auf  Alcohol  betreffen,  möchte  indessen  das  WortStourm’s 
gelten:  „entweder  die  Formalitäten  festhaltcn  oder  die  Steuer  unter- 
drücken“. Eine  Variante  des  „Sit  ut  est,  aut  non  sit“,  deren  Anwendbarkeit  die 
logische  Consequenz  und  technisch  vollendete  Durcharbeitung  des  Systems  am  Besten 
beweist.  Manche  Erleichterung  gewähren  ja  auch  die  Abonnements,  aber  die 
gl  eich  massige  Wirkung  derselben  auf  die  abonnirten  Steuerpflichtigen  steht  freilich 
wohl  mehrfach  dahin,  ebenso  wie  die  gleichmässige  Behandlung  der  Abonnenten 
einer-  und  der  Nicht- Abonnenten  anderseits,  sowie  die  genügende  Sicherung  des 
fiscalisclien  Interesses  bei  solchen  Abonnements  immer  fraglich  bleibt. 

S.  Stourm  im  Art.  boisson,  Say’s  dict.  p.  426.  Er  betont  aber  auch,  dass 
die  Gewöhnung  der  Steuerpflichtigen  und  Haftenden  die  Controlen  nicht  so  unerträglich 
in  der  Praxis  macht,  als  sie  nach  dem  Wortlaut  der  Gesetze,  Verordnungen  und 
Instructionen  erscheinen.  In  der  Praxis  wickelten  sich  die  Dinge  in  der  Regel 
einfach,  glatt  und  schnell  ab,  die  Steuerverwaltung  gewähre  jedes  Entgegenkommen, 
das  mit  der  genügenden  Wahrung  der  fisealisc.hen  Interessen,  die  sie  zu  hüten  hat, 
irgend  vereinbar  sei  u.  s.  w. 
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y.  Die  Zuekerbesteuerung. 

Die  speciell  hierher  gehörende  Besteuerung  des  einheimischen,  zum  inneren 
Verbrauch  gelangenden  Rübenzuckers  steht  in  engem  Zusammenhang  mit  der  Be- 
steuerung des  französischen  Colonialzuckers  und  des  fremden  Rohr-  wie 
Rübenzuckers  durch  die  Einfuhrzölle,  sowie  mit  der  Behandlung,  bezw.  der 
differentiellen  Bezollung  von  Rohzucker  und  Raffinade  bei  der  Einfuhr  und  mit 
der  Regelung  der  Rcductionsvcrhältnisse  der  verschiedenen  Zuckersorten  auf 
einander,  speciell  für  die  Feststellung  der  Ausfuhrvergütungen.  Auf  diese  Zu- 
sammenhänge muss  daher  auch  in  der  Darstellung  Rücksicht  genommen  werden.  Das 
Tarifwesen  der  französischen  Zuckerbesteuerung  wird  so  ein  sehr  verwickeltes. 
Es  hat  zudem  häufige  Aenderungen  erfahren,  sowohl  in  seinen  Sätzen  als  in 
seiner  ganzen  technischen  Einrichtung.  In  allen  seinen  Einzelheiten  kann  dieser 
Gegenstand  hier  nicht  verfolgt  werden. 

Die  ganze  Materie  der  Zuckerbesteuerung  gehört,  wie  das  Zollwesen  und  z.  Th. 
auch  die  Getränkebesteuerung,  zu  denjenigen  linanzwirthschaftlichen,  bei  welchen  die 
volkswirtschaftliche  Seite  vor  der  bloss  finanziellen  an  Bedeutung  voran  steht. 
Namentlich  die  Beziehungen  zwischen  der  Entwicklung  der  Rübenzuckerindustric  und 
der  Landwirtschaft  und  zwischen  erstercr  und  dem  internationalen  Zucker- 
handel sind  ebenso  verwickelt  als  wichtig.  Durch  die  seit  lange  in  Frankreich  ein- 
geschlagene und  in  einigen  Puncten  noch  gegenwärtig  festgchaltcne  Handelspolit  i k 
wird  die  Zuckersteuerfrage  gerade  in  Frankreich  nach  ihrer  volkswirtschaftlichen 
Seite  auch  noch  verwickelter  als  in  den  meisten  anderen  Ländern,  z.  B.  als  in 
Deutschland,  wo  es  sich  nur  um  den  Gegensatz  fremden  Rohr-  und  später  auch 
Rübenzuckers  zum  einheimischen  Rübenzucker,  oder  als  in  England,  wo  cs  sich 
in  Ermangelung  einer  einheimischen  Rübenzuckerindustrie  auch  früher  zur  Zeit  der 
Zuckcrzölle  nur  um  den  Gegensatz  des  eigenen  Colonial-  zum  fremden  Zucker 
handelte.  In  Frankreich  sind  schon  nach  der  Herkunft  drei  Hauptunterscheidungen 
bei  Zucker  zu  machen:  französischer  Colonial-  , fremd  c r und  einheimischer 
(Rüben-)Zuckcr.  Dazu  treten  aber  in  Betreff  der  importirten  Zucker  weitere 
Unterscheidungen  der  Handelspolitik:  so  zwischen  direct  aus  überseeischem 
Productionsgebiet,  aus  europäischem  Productionsgebict  und  aus  europäischen 
Entrepöts  kommendem,  bei  dem  seewärts  cingcführtcn  zwischen  dem  unter 
französ.  und  fremder  Flagge  anlangenden  Zucker.  Durch  den  Abschluss  von 
Handelsverträgen  und  speciell  von  Zuckerconventionen  — mit  Grossbritannien, 
Niederlanden,  Belgien  — kommen  wiederum  neue  Unterscheidungen  in  das  Tarifwesen. 
In  Folge  dieser  und  anderer  ähnlicher  Umstände  mehr  werden  die  auf  diesem  Gebiete 
überhaupt  so  wichtigen,  vielfach  entscheidenden  Wechselwirkungen  zwischen  der 
Einrichtung  und  dem  Tarifwesen  der  Rübenzuckerstcuer,  der  Einfuhrzölle  und  Ausfuhr- 
vergütungen einerseits  und  der  technischen  und  wirtschaftlichen  Entwicklung  der 
Rübenzuckcrproduction  und  des  internationalen  Zuckerhandels  anderseits  in  Frankreich 
noch  mannigfaltiger,  verwickelter,  wechselnder  als  anderswo.  Auch  bei  dem  in 
diesem  Werke  gebotenen  Bestreben,  die  Zuckerfrage  als  Steuerfrage  zu  behandeln, 
lässt  sich  eine  Berücksichtigung  der  angedeuteten  anderen  Seiten  der  Frage  nicht 
vermeiden,  weil  dieselben  mit  der  steuerpolitischen  und  steuertechnischen,  streng  ge- 
nommen allein  hierhergehörigen  zu  eng  Zusammenhängen.  Aber  selbstverständlich 
können  diese  anderen  Seiten  hier  nur  berührt,  nicht  entfernt  erschöpft  werden.  Der 
Hauptpunct  ist  die  Rü  benzuckersteucr;  die  Zölle  und  Zoll  fragen  müssen  in 
die  folgeude  Darstellung  aufgenommen  werden,  aber  sind  darin  absichtlich  in  zweite 
Linie  gestellt. 

Gesetzgebung.  (Kurze  Uebcrsicht,  aber  nur  wichtigere  Gesetze,  Decrete.) 
Sic  hat  sich  in  dem  Bestreben,  allen  Interessenten  Rücksicht  zu  gewähren,  fast 
unaufhörlich  verändert,  von  1S14 — S4  ist  26  mal  und  seitdem  noch  mehrmals  daran 
gearbeitet  worden.  Bis  zur  Einführung  der  Rübenzuckersteucr  i.  J.  1S3T  kommt  nur 
die  Zollgesetzgebung  und  deren  Tarifwesen  in  Betracht.  Massgebend  daher 
die  allgemeinen  Bestimmungen  des  Zollrechts  und  Zolltarifs  auch  für  die  Zucker- 
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Zölle,  mit  der  dem  französ.  Zollrecht  eigentümlichen,  in  einigen  Puncten  noch 
geltenden  differentiellen  Behandlung  des  eingefübrten  Zuckers  nach  Herkunft, 
Flagge  (französ.  und  fremde),  directer  und  indirecter  (d.  h.  aus  EntrepOts 
kommender)  Einfuhr.  Grundlegend  für  die  Tarifbegünstigung  des  französ. 
Colonialzuckers  gegenüber  dem  fremden  und  für  die  besondere  Begünstigung  der 
inländischen  Kaffin  er  ie  das  Ges.  v.  28.  Apr.  1816.  Mehrfache  Veränderung 
der  Gesetze  über  die  Tarifsätze,  Kcndements-  oder  AusbeutczifTern,  Ausfuhrvergütungen 
in  den  folgenden  Jahrzehnten  (s.  v.  Kaufmann,  Zuckerindustrie,  S.  120  ff.). 

Erste  Einführung  einer  inländischen  Rübenzuckersteuer  durch  Ges.  v. 
18.  Juli  1837.  Zu  unterscheiden  sind  seitdem  in  der  Gesetzgebung  die  Bestimmungen 
über  die  Einrichtung  und  die  Erhebungsmethode  dieser  Steuer,  über  die 
Tarife  derselben,  Uber  die  Bemessungs weise  der  Einfuhrzölle  und  deren 
Tarife  und  Uber  die  B e messu n gswei se  der  Ausfuhrvergütungen,  bezw. 
Steuer-  und  Zollrestitutionen. 

Für  die  Einrichtung  der  Rüben  zuckersteuer,  Unterstellung  der  Roh- 
zuckerfabriken unter  die  steueramtliche  Controle  (Exercice)  ist  bes.  wichtig  das  Ges. 
v.  31.  Mai  1846  nebst  Ord.  v.  29.  Aug.  1846  und  das  Gesetz-Decret  v.  27.  März  1852 
nebst  Reglern,  v.  1.  Scpt.  1852;  danach  gelten  hier  auch  einige  Bestimmungen  des 
Ges.  v.  28.  Apr.  1816  (so  Art.  235,  236,  betr.  "Visitationen  u.  s.  w.).  Die  Steuer  im 
Princip  Fabrikatsteuer;  jährliche  Licenzcn.  Als  Methode  für  die  Ermittlung 
des  steuerpflichtigen  Minimum  bestimmt  d.  Ges.  v.  1846,  Art.  7,  die  Messung 
der  Dichtigkeit  des  Safts  mittelst  des  Densim  e ters,  desgl.  Ges.  v.  19.  Juli  1880, 
Art.  21  (Zurückführung  der  mit  dem  Densimeter  nach  der  Saftmeuge  ermittelten  Er- 
gebnisse auf  Raffinade).  Feststellung  der  wirklich  gewonnenen  und  als  solche 
steuerpflichtigen  Menge,  daher  eventuell  über  das  aus  dem  Saft  abgeleitete 
Minimum  hinaus,  durch  die  Controle  (Exercice)  des  fertigen,  zur  Versendung 
aus  der  Fabrik  hinausgehenden  Rohzuckers.  Die  Methode  für  Ermittlung  des  letzteren, 
sowie  für  die  Bemessung  des  Verhältnisses  des  Rohzuckers  zur  Raffinade  und  für  die- 
jenige der  Ausfuhrvergütungeu  des  Rohzuckers  war  nach  der  anfänglichen  Gesetz- 
gebung die  Vergleichung  mit  Farbetypen  verschiedenen  muthinasslichcn  Zucker- 
gehalts und  danach  bestimmten  Steuersatzes.  Nach  Ges.  v.  29.  Juli  1875  trat 
Versteuerung  nach  dem  wirklichen  Zuckergehalt,  daher  eventuell  auf  Grund 
saccharitnetrischer  Prüfung,  ein  (s.  u.).  — Abonnements  der  Zuckerfabriken 
für  Minim alausbeuten  nach  der  Saftprobe,  unter  Freilassung  der  höheren  Ausbeute, 
zugelassen  nach  Ges.  v.  23.  Mai  1860,  Art.  4,  durch  Ges.  v.  7.  Mai  1S64  wieder 
aufgehoben.  — Völlige  Umgestaltung  der  Erhebungsmethode  zunächst  facul- 
tativ  seit  l.Sept.  1884,  obligatorisch  nach  1.  Sept.  1887,  durch  Verwandlung  der 
Fabrikat-  bez.  Saftbestcuerung  in  die  Rohstof  fbesteuerung  nach  der  Rü ben- 
inenge durch  Ges.  v.  29.  Juli  1884,  mit  Bestimmungen  über  die  steuerpflichtigen 
Minimalausbeuten  (Rendements)  und  Freigebung  der  Melirproduction; 
modificirt  und  niedrigere  Mitbesteuerung  des  Plus  der  Ausbeute  durch  Ges.  vom 
4 Juli  1887.  Administrative  Durchführung  der  neuen  Steuerform  durch  Decrete  vom 
31.  Juli  1884  und  25.  Aug.  1887. 

Die  von  der  Gesetzgebung  bis  in  die  neueste  Zeit  sehr  begünstigten  Raffi- 
nerieen  von  Rohzucker  sind  licenzpflichtig  (Ges.  v.  1846),  sie  unterlagen  zwar 
auch  früher  schon  in  gewissen  Fällen  der  Visitation , aber  in  der  Regel  nicht  dem 
beständigen  Exercice  (Decr.  v.  27.  März  1852,  Art.  2).  In  Consequcnz  der  inter- 
nationalen Zuckcrconventiön  stellte  das  Ges.  v.  21.  März  1874  zwar  die  Raffinerieen 
allgemein  unter  das  Exercice ; die  Ausführung  dieses  Gesetzes  wurde  aber  verschoben 
bis  1.  März  1876  (Ges.  v.  29.  Juli  1875)  und  ist  auch  dann  nicht  sofort  ordentlich 
erfolgt.  In  Verbindung  mit  der  neuesten  Gesetzgebung  v.  1884  ist  die  Controle  der 
Raffinerieen  eine  derjenigen  der  Rohzuckerfabriken  ähnliche,  aber  nicht  gleich  scharfe 
geworden  (Ges.  v.  27.  Mai  1S87,  Decr.  v.  25.  Aug.  1887). 

Eigene  Melasse-Entzuckerungsanstalten  stehen  unter  dem  Exercice 
(Ges.  v.  1846),  Melasse  selbst  trägt  einen  niedrigen  Steuersatz.  Glucose  (Trauben-, 
Stärkezucker),  — d.  h.  nach  der  gesetzlichen  Definition  alle  saccharinischcn , nicht 
crystallisirbaren  Productc  — , ist  schon  seit  Ges.  v.  4.  Juli  1843  steuerpflichtig,  zu 
einem  massigeren  Satze;  steuerfrei  nur.  mit  gewisser  Beschränkung  bei  Dünnbier,  bei 
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Zusatz  zu  Bier  (Ges.  v.  19.  Juli  1880,  Art.  23,  Ges.  v.  1.  Mai  1822,  Art.  8).  Die 
Glucosefabriken  sind  dem  Exercice  zwar  mit  unterworfen,  aber  nicht  dem  beständigen; 
licenzpilichtig  sind  sie  nach  Ges.  v.  1846. 

Die  Tarife  der  Rübenzuckersteuer  wie  der  Zölle,  sowie  die  gesetzlichen 
Ausbeuteziffern,  Kedu  cti  onszahlen  zwischen  Rohzucker  und  Raffinade 
und  die  Normen  für  die  Berechnung  der  Ausfuhr?  ergütungen  haben  seit  1837 
viele  Veränderungen  erfahren.  Erhöhung  der  Rübenzuckersteuer  schon  durch  Ges. 
v.  3.  Juli  1840.  Feststellung  einer  allmäligen  Steigerung  der  Steuer  bis  zu  der  1847 
zu  erreichenden  Gleichstellung  mit  dein  Zollsatz  für  französ.  Colonialzucker,  nach  Ges. 
v.  2.  Juli  1843,  unter  Fortdauer  der  Begünstigung  beider  gegen  fremden  Zucker. 
Neue  Begünstigung  des  französ.  Colonialzuckers  auch  gegen  den  einheimischen  Rüben- 
zucker mittelst  eines  Zoll- A bschlags  (detaxe)  nach  Ges.  v.  13.  Juni  1851  und  Gesetz- 
Decret  v.  27.  März  1852.  ein  System,  das  mit  verschiedenen  Veränderungen  der 
Steuersätze  bis  Ende  1809  dauerte.  Wichtige  Tarifänderungen  u.  dgl.  in.  durch  Ge- 
setze v.  23.  Mai  1860,  2.  Juli  1S62,  7.  Mai  1864.  Abschluss  einer  inter- 
nationalen Zuckerconvention  mit  Grossbritannien , Niederlanden,  Belgien 
unter  dem  8.  Nov.  1864  auf  10  Jahre  v.  1.  Aug.  1865  an,  mit  Nachtrag  1868.  Be- 
stimmungen in  Frankreich  aber  niemals  genügend  durchgeführt.  — Nach  dem 
Kriege  starke  Tariferhöhungen  aus  finanziellen  Gründen  durch  Ges.  vom 
8.  Juli  1871,  v.  22.  Jan.  1872  und  30.  Dec.  1873.  Zweite  internationale  Zucker- 
convention zwischen  den  genannten  Staaten  v.  11.  Aug.  1875;  zur  Ausführung 
derselben  Ges.  v.  30.  Dec.  1875,  durch  Nichtratificirung  der  Convention  Seitens  der 
Niederlande  die  Ausführung  dieses  Gesetzes  verschoben.  Dritte  Convention  v.  8.  März 
1877,  ebenfalls  ohne  genügenden  practischen  Erfolg  in  Frankreich  (s.  d.  u.  gen. 
Schriften  von  v.  Kaufmann  und  J.  Wolf).  — Neues  Tarifsystem  und  starke 
Herabsetzungen  der  Tarife  durch  Ges.  v.  19.  Juli  1880.  Abermalige  Aenderungen 
in  Verbindung  mit  der  technischen  Umgestaltung  der  Rübenzuckersteuer,  durch  Ges. 
v.  29.  Juli  1884;  dazu  die  Decrete  v.  31.  Juli  1884  und  22.  Juli  1885,  letzteres  betr. 
die  Verwendung  von  niedriger  besteuertem  Zucker  jeder  Art  als  Zusatz  zu  Wein 
und  Obstwein  vor  der  GUhrung.  Fortdauer  des  im  Ges.  v.  1884  angeordneten 
Zollzuschlags  für  fremde  Rohzucker  aus  Europa  durch  Gesetze  v.  13.  Juli  1886  und 
24.  Juli  1888  (hier  bis  Ende  1890).  Bekämpfung  der  bald  eingetretenen  un- 
günstigen finanziellen  Folgen  des  Gesetzes  v.  29.  Juli  1884  durch  Einführung 
eines  zeitweiligen  Zuschlags  von  20%  für  allen  Zucker,  auch  des  zur  Zuckerung 
der  Weine  u.  s.  w.  benutzten,  sowie  eines  Zuschlags  v.  10  Frcs.  für  100  Kil.  raff. 
Zuckers  für  die  steuerfreie  Mehrausbeute  der  Rübenzuckerfabriken,  über  das 
gesetzliche  Ausbeuteverhältniss  hinaus,  und  für  die  gleichfalls  steuerfreie  Quote  der 
eingeführten  französ.  Colonialzucker,  welche  dabei  als  gesetzlicher  Fabrikalionsabgang 
berechnet  wird,  durch  Ges.  v.  27.  Mai  1887.  Erhöhung  dieser  Zuschläge  (auf 
50%,  bez.  20  Frcs.),  unter  Herabsetzung  des  Principalsatzes  durch  Ges  v.  24.  Juli 
1888.  Erhöhung  der  gesetzlichen  Minimalausbeutequoten  (Kendements)  der  Rüben- 
zuckerfabriken schon  vorher  durch  Ges.  v.  4.  Juli  1887. 

Auch  bei  den  Zöllen  und  den  Bemessungen  der  Ausfuhrvergütungen  ist, 
wie  bei  der  Rübenzuckersteuer,  an  Stelle  der  Classificatio n nach  Farbentypen 
die  saccharimetrische  Feststellung  des  Zuckergehalts  (Polarisationsmethode) 
getreten  (Ges.  v.  29.  Juli  1875,  Ges.  v.  30.  Dec.  1875).  Dabei  wurden  nach  dem 
zwischen  gewissen  Grenzen  sich  bewegenden  Zuckergehalt  zunächst  wieder  Classen 
von  einem  Minimum  bis  zu  einem  Maximum  Zuckergehalts  unterschieden,  für  den 
zum  einheimischen  Verbrauch  bestimmten  Zucker  2,  bezw.  3,  für  den  zur  „zeitweiligen 
Zulassung“  in  den  Raffinerieen  (und  dann  event.  für  die  Ausfuhr  ins  Ausland)  be- 
stimmten 4,  bezw.  5 (s.  Olibo  III,  224,  Circ.  v.  18.  Febr.  1876).  Nach  dem  Ges. 
v.  19.  Juli  1880  wird  nicht  mehr  nach  diesen  Classen,  sondern  nach  dem  wirklichen 
jedesmaligen  Zuckergehalt,  unter  Gewährung  gewisser  Nachlässe  und  Ab- 
rechnung der  Salz-,  bezw.  Aschen-  und  Glucosebestandtheile  in  dem  Zucker,  nach 
gesetzlichen  Coefficientensätzen  dafür,  versteuert,  verzollt  und  rückvergütet. 

Literatur.  S.  für  die  ganze  Materie,  namentlich  auch  in  Betreff  des  Zu- 
sammenhangs der  Besteuerungsart  und  Steuerhöhe  mit  den  oben  erwähnten  landwirt- 
schaftlichen und  handelspolitischen  Seiten  bes.  v.  Kaufmann,  Zuckerindustrie, 
Berl.  1879,  daselbst  über  Frankreich  S.  50,  S.  113 — 143,  über  die  internat.  Zucker- 
A.  Wagnftr,  Finanz  Wissenschaft.  III.  43 
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conventionen  eb.  S.  171 — 196,  für  die  Zeit  bis  1878,  ders.  in  den  Fin.  Frankreichs 
S.  398 — 422,  für  die  Zeit  bis  18S1;  zur  Ergänzung  und  zur  Fortführung  bis  1SS5 
J.  Wolf,  3 Aufsätze  über  die  Zuckersteuer  in  d.  Tüb.  Ztschr.  XXXV111  (1882),  über 
Frankreich  bes.  S.  313  ff.,  660 — 669  (Ges.  v.  1880),  ders.  in  Schanz’  Finanz- 
archiv III,  1886  1 — 85,  über  Frankreich  S.  48 — 61  (Ges.  v.  1S84).  In  der  folgenden 
Behandlung  der  frauzös.  Zuckerbesteuerung  wird  unter  Hinweis  auf  diese  tüchtigen 
Arbeiten  v.  Kaufmann’s  und  Wolf ’s,  die  sich  gut  ergänzen,  Vieles  übergangen 
oder  nur  kurz  berührt,  so  die  volkswirtschaftlichen  Seiten  der  Frage,  mancherlei 
Technisches  und  überhaupt  die  Zeit  bis  1880.  Vorncmlich  soll  die  Umgestaltung 
der  Besteuerung  im  J.  1884  hier  zur  Erörterung  kommen.  Vielerlei  Hergehöriges 
auch  in  den  fach  technischen  Zeitschriften  der  ZuckeriDdustrie.  Ueber  die  ganze 
Zuckersteuerfrage  s.  JRiecke  im  Schönberg’schen  Handb.  2.  Aufl.  III,  431 — 146  (bes. 
über  die  deutsche  Enquete  1883 — 84,  S.  435  ff.),  üeber  das  Technische  s.  z.  B. 
Wagner,  ehern.  Technologie,  11.  Aufl.  Leipzig  1880,  „Zuckerfabrikation“  S.  580—  625 
und  die  daselbst  S.  580  citirte  Special -Fachliteratur  (Stohmann,  Scheib  ler, 
Stamer  u.  s.  w.);  ferner  Claassen,  Ueberblick  über  die  Zuckerindustrie  Deutsch- 
lands. 1888  (Fabrikationstechnik). 

Vignes  I,  156 — 163.  Block,  dict.  und  Supplemente,  Art.  sucre,  über  die 
technische  Einrichtung  und  Durchführung  der  Steuer  und  die  neueste  Gesetzgebung. 
Im  Say 'sehen  dict.  steht  der  betr.  Artikel  noch  aus.  Für  das  Einzelne  Olibo  III, 
211 — 344  (bis  1879).  sehr  reichhaltig  und  für  das  Verständniss  auch  mancher  wich- 
tigeren Puncte  der  Steuereinrichtung  und  Verwaltung  unentbehrlich,  v.  Hock, 
S.  321 — 327,  Stand  um  1856,  natürlich  nicht  mehr  genügend.  Ueber  die  gesetz- 
geberischen Vorgänge  seit  1871  Mathieu-Bodet  I,  32,  83,  239,  253,  273,  330. 
U,  401  if.;  auch  Amagat  p.  166,  172;  Uber  den  ganzen  historischen  Gang  der 
Zuckersteuerfrage  ders.  p.  382  ff.  Die  neueren  Gesetze,  Verordnungen  u.  s.  w.  im  Bull., 
bes.  vol.  VIII,  X,  XVI,  XVIII,  XX  bis  XXIV.  Ueber  die  Veränderungen  der 
Steuertechnik,  ihre  Ursachen  und  Folgen,  Manches  auch  in  den  Statist,  und  Verwaltungs- 
berichtcn  im  Bull. 

Statistik.  Manche  Daten  bei  v.  Kaufmann  und  in  guter  Verarbeitung  für 
die  Beweisführung  bei  J.  Wolf,  Faurc,  p.  124,  bes.  aber  viel  werthvolles  Material 
im  Bull.,  so  II,  29  (Zuckerconsum  und  Steuersatz  seit  1830),  III,  141  (Statistik  der 
Rübenzuckerfabrikation  1838  — 76,  auch  nach  Depart.),  XIII,  156.  Seit  1880 
namentlich  die  Jahresberichte,  auch  über  den  Stand  der  technischen  Ein- 
richtung, die  Wirkungen  der  Gesetzgebung,  so  XI,  320,  XIII,  158,  XV,  17,  XVII, 
170,  XIX,  404,  XXI,  298,  XXIII,  256.  Auch  XXI,  599  (Production  und  Herkunft 
der  Zucker  in  1886),  XXI,  602  (Zuckerung  vou  Wein),  XXIII,  532  (dasselbe), 
XXIV,  80  ff.  (Statistik  der  Ein-,  Ausfuhr,  Production,  Consumtion  seit  1871 — 1887, 
bes.  lehrreich). 


aa)  Entwicklung  der  Zuckerbosteuerung. 

§.  266.  1.  Periode  bis  1871.  Schon  die  Zuekerhandels- 

politik  der  früheren  Zeit  ging  in  Frankreich  auf  Begünstigung  der 
einheimischen  Raflinirung  des  colonialen  und  fremden  Rohr-Roh- 
zuckers und  auf  diejenige  der  Robzuckerproduction  und  der  Zucker- 
einfuhr der  eigenen  Colonien  aus.  Mit  unter  dem  Einfluss  der 
Handels-  und  Zollpolitik  Napoleon’s  I.,  besonders  während  der 
Continentalsperrc  seit  1810  verbreitete  sich  die  Rübenzuckergewin- 
nung damals  in  der  Praxis.  Nach  1814  nahmen  die  Ilandels- 
verhältnisse  wieder  ihre  natürliche  Gestalt  an.  Die  leitenden  Grund- 
züge der  Gesetzgebung  waren  von  da  an  und  bei  den  Zöllen  Jahr- 
zehnte lang,  namentlich  bis  um  1860,  in  einigen  Puncten  noch 
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länger,  in  den  Einzelheiten  der  Durchführung,  besonders  in  den 
Tarifsätzen,  öfters  verändert : Verbot  der  Einfuhr  raffinirten 
Zuckers,  erhebliche  Zolldifferenz  bei  der  Einfuhr  zu  Gunsten 
des  französchen  Colonialzuckers  gegenüber  dem  fremden  Zucker, 
insbesondere  für  Roh zucker,  Gewährung  von  Rückzöllen  für 
ausgeflihrte  Raffinade,  welche  nach  Berechnungsweise  und  Höhe 
zu  erheblichen  Ausfuhrprämien,  besonders  bei  der  Verarbeitung 
französischen  Colonialzuckers  wurden,  demnach  Begünstigung  theils 
der  einheimischen  Raffinirung,  theils  der  französischen  Colonial- 
zuckerproduction,  dem  Grade  nach  wechselnd,  Beides  zum  Nach- 
theil des  fiscalischen  Interesses  und  der  einheimischen 
Consumtion,  welche  langsam  wuchs. 

Die  Rübenzuckerindustrie  genoss  dagegen  nach  1814 
zunächst  noch  über  zwei  Jahrzehnte  lang  Steuerfreiheit.  Dank 
derselben  entwickelte  sie  sich  immer  weiter  und  dehnte  sich  vor- 
nemlich  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  Landwirtschaftsbetrieben, 
in  zahlreichen,  vielfach  nur  kleinen  Fabriken  über  einen  grossen 
Theil  Frankreichs  aus,  mit  ihrer  Production  in  der  Mitte  der  dreissiger 
Jahre  bereits  ein  Drittel  bis  zur  Hälfte  der  damaligen  französischen 
Zuckerconsumtion  deckend.  Die  Benachteiligungen,  welche  daraus 
für  die  Staatscasse  und  für  das  Productionsinteresse  der  französischen 
Colonien  hervorgingen,  regten  seit  den  zwanziger  Jahren  schon  die 
Frage  der  Besteuerung  des  heimischen  Zuckers  an.  1832  und  1836 
wurden  bezügliche  Gesetzentwürfe  vorgelegt,  aber  noch  abgelehnt. 
Im  Jahre  1837  kam  jedoch  ein  Gesetz  zu  Stande  (Gesetz  v.  18.  Juli 
1837),  das  für  die  Zuckerfabriken  Licenzen  (50  Frcs.)  einführte, 
sie  der  steueramtlichen  Ueberwachung  unterstellte  und  den  Zucker 
vom  1.  Juli  1838  an  in  Form  einer  Steuer  vom  Fabrikat,  bezw. 
Halbfabrikat,  dem  Rohzucker,  einer  Gewichtssteuer  von  10  Frcs. 
für  100  Kilogr.  im  ersten,  15  Frcs.  vom  zweiten  Jahre  an  unterwarf. 

Eine  Ordonnanz  v.  4.  Juli  1838  stufte  diese  Steuer  nach  einem  Typensystem 
in  Gemässheit  des  angenommenen  Zuckergehalts  ab,  ein  System,  das  dann  im  Gesetz 
v.  3.  Juli  1840  unter  gleichzeitiger  Erhöhung  der  Sätze  (25  Frcs.  — 33.30  Frcs. 
bezw.  36.10  Frcs.)  bleibend  in  die  Gesetzgebung  überging.  Im  Jahre  1843  (Ges.  v. 
2.  Juli)  wurde  darauf  eine  schrittweise  jährliche  Erhöhung  von  5 Frcs.  für  den 
Steuersatz  v.  1.  Aug.  1844  an  bestimmt,  um  so  bis  1847  die  Steuer  auf  die  Höhe 
des  Zolls  des  französ.  Colonialzuckers  zu  bringen,  auch  die  Zahl  der  Typen  auf  2 
vermindert.  Die  so  gleichgestellten  Zucker  blieben  aber  erheblich  gegen  allen 
fremden  Zucker  begünstigt,  dessen  Einfuhr  auch  ferner  nur  als  Rohzucker,  nicht 
raffinirt,  gestattet  war.  Gegenüber  dem  Normalzollsatz  für  fremden  Rohzucker  von 
71.50  Frcs.  behielt  der  Colonialzucker  eine  Ermässigung  von  22  Frcs.  im  Zoll.  I)cr 
Tarif  specialisirte  ausserdem  die  Zollsätze  bei  fremdem  Zucker  nach  der  Flagge  und 
nach  der  Herkunft,  mit  Ermässigung  bei  französ.  Flagge,  ebenso  bei  directer 
Einfuhr  (nicht  aus  Entrepöts)  und  wieder  bei  Herkunft  aus  Indien  gegenüber  der  aus 
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anderen  aussereurop.  Ländern.  Beim  französ.  Colonialzucker  war  wieder  der  aus 
Bourbon  (R6union)  vor  dem  aus  Amerika  (deu  Antillen,  Guadeloupe,  Martinique) 
etwas  begünstigt.  So  gingen  die  Zollsätze  im  Tarif  von  1840  von  38.50  Frcs.  für 
100  Kil.  für  „anderen  als  weissen  Rohzucker“  aus  Bourbon  in  13  Stufen  bis  auf 
105  Frcs.  für  weissen  oder  gleichgestellten  fremden  Rohzucker  unter  fremder  Flagge. 
Durch  das  wichtige  Gesetz  v.  31.  Mai  1846  nebst  Ord.  v.  29.  Aug.  1846  wurde 
darauf  die  technisch -administrative  Durchführung  der  Rubenzuckerbesteuerung  zum 
Abschluss  gebracht,  — in  den  strengen  Formen  des  französischen  Ueberwachungs- 
systems  (Exercice),  wie  es  der  Character  der  Steuer  als  Fabrikatsteuer  hier  besonders 
bedingte.  S.  Olibo  III,  211;  Amagat  p.  382  ff. 

Die  Wirkung  der  Besteuerung  zeigte  sieb  alsbald  in  der  Be- 
triebsaufgabc  einer  grösseren  Anzahl,  meist  kleinerer  landwirt- 
schaftlicher Fabriken,  in  dem  Verschwinden  der  Rübenzucker- 
industrie aus  einer  Anzahl  Departements  mit  weniger  günstigen 
Productionsverhältnissen  und  der  Concentration  dieser  Industrie  in 
16 — 18,  namentlich  in  3 — 5 Departements,  wo  diese  Verhältnisse 
günstiger  lagen,  aber  nur  in  einer  kurz  dauernden  Abnahme  der 
Gesammtproduction,  indem  die  bestehen  gebliebenen  oder  neuen 
Fabriken  ihren  Betrieb  ausdehnten:  Erscheinungen,  wie  man  sie 
ähnlich  bei  der  Einführung  und  Erhöhung  der  Steuer  auch  in 
anderen  Ländern  mit  anderen  Steuermethoden  (Rohstoffsteuer  u.  a.  m) 
beobachtet  hat,  so  dass  sich  hier  ein  specifischer  Einfluss  der  fran- 
zösischen Fabrikatbesteuerung  nicht  erkennen  lässt.  Das  fiscalische 
Interesse  blieb  so  in  einem  gewissen  Nachtheil,  das  coloniale  nicht 
minder.  Daraus  gingen  Gedanken  selbst  eines  Verbots  der 
Rübenzuckerindustrie,  anderseits  Tendenzen  zur  Steuererhöhung, 
mindestens  bis  zur  Gleichstellung  der  Steuer  mit  dem  französischen 
Colonialzucker  hervor,  wie  sie  dann  in  den  genannten  Gesetzen 
von  1840  und  1843  verwirklicht  wurden.  Die  begünstigte  Raffinerie 
verarbeitete  bald  heimischen  ebenso  wie  eingeführten  Zucker. 

Die  Entwicklung  bis  1850 — 51  war  folgende  vom  1.  Steuerjahr  1838 — 39  an: 


Zahl  der 

Productions- 

Durchschitts- 

Depart. 

Zahl  der 

menge 

production  per 

mit 

Fabriken 

Mill.  Kilogr. 

Fahr. 

Fabriken 

Rohzucker 

Kil. 

1838-39 

51 

547 

39 

71,300 

1839—40 

39 

418 

23 

55,000 

1840-41 

38 

388 

27 

69,600 

1844—45 

19 

294 

36 

122,400 

1850—51 

17 

304 

76 

250,000 

(Bull  III,  155.) 

Die  Consumtion 

war  von  113 

Mill.  Kil.  in 

1837  und  1838  auf 

fast  130  Mill.  in  1846  und  1847  (alle  Zucker  zus.  gefasst)  gestiegen,  wovon  anfangs 
etwa  Vs»  dann  zur  Hälfte,  schliesslich  an  8/e  bereits  auf  einheimischen  Rübenzucker 
kam  (Bull.  II,  30). 

Die  immer  empfindlichere  Concurrenz,  welche  der  Rübenzucker 
unter  dem  System  der  Gleichstellung  der  Abgaben  dem  französischen 
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Colonialzucker  machte,  veranlasste  im  J.  1851  die  Rückkehr 
zur  Zollbegünstigung  des  letzteren  gegenüber  dem  Steuersatz 
des  Rübenzuckers.  Zugleich  erfolgte  eine  Erhöhung  des  Satzes  ftir 
diesen  und  der  Versuch,  an  Stelle  des  Typensystems  der  Besteuerung 
die  genaue  saccharimetrische  Bestimmung  des  Gehalts  an 
reinem  Zucker  und  der  Ausbeute  bei  der  Raffinirung  zu  setzen 
(Gesetz  v.  13.  Juni  1851). 

Ein  Versuch , der  sich  indessen  practisch  noch  nicht  bewährte , so  dass  man 
bald  zu  dem  Typensystem  zurückkehrte  (Decr.  v.  27.  März  1852).  Das  Differen  tial- 
princip  zu  Ungunsten  alles  fremden  Zuckers  und  des  inländischen  Rübenzuckers 
gegenüber  dem  französischen  Colonialzucker  blieb  bestehen,  doch  erfuhr  es  1852  und 
von  Neuem  1S54  und  1855  in  Betreff  des  fremden  Zuckers  einige  Ermässigungen. 

Ein  erheblicher  Schritt  in  freihändlerischer  Handelspolitik  und 
liberaler  Zollpolitik  erfolgte  alsdann  in  Veranlassung  des  Handels- 
vertrags mit  Grossbritannien  vom  J.  1860  und  in  der  Consequenz 
der  damit  eingeleiteten  Volkswirth Schaftspolitik , namentlich  durch 
das  Gesetz  vom  23.  Mai  1860. 

. Das  Verbot  der  Einfuhr  raffinirten  Zuckers  wurde  für  Vertragsstaateu  auf- 
gehoben, die  Steuer  und  die  Zölle  wurden  bedeutend  ermässigt,  der  ZoJlabschlag  zu 
Gunsten  französischen  Colonialzuckers  zwar  beibehalten,  aber  vermindert  und  zeitlich 
auf  eine  Reihe  von  Jahren  (zunächst  bis  1804,  bezw.  1865)  begrenzt,  mit  der 
Inaussichtnahme  der  Aufhebung  jeder  solchen  Begünstigung  alsdann,  der  Dillerential- 
Zollzuschlag  für  fremden  Zucker  und  für  Einfuhr  unter  fremder  Flagge  wurde  eben- 
falls herabgesetzt.  Auch  wurden  Abonnements  der  Zuckerfabriken  auf  der  Grund- 
lage einer  allein  steuerpflichtigen  Minimalausbeute  — 1425  Gramm  Zucker  für  jedes 
Hectoliter  Saft  und  jeden  Grad  des  Dichtigkeitsmessers  — zugelassen,  was  auf  eine 
Begünstigung  der  Rübenzuckerproduction  und  auf  eine  durch  die  Besteuerung  bewirkte 
Förderung  des  technischen  Fortschritts  hinauskam  (Ges.  v.  23.  Mai  1860).  Das  Gesetz 
unterschied  auch  nur  noch  Rohzucker  jeder  Art  als  Eine  Tarifclasse  und  raffinirten 
Zucker.  Der  Principalsatz  für  nicht  raffin.  Zucker  war  25  Frcs.  für  100  Kilogr.  in- 
ländischen. ebenso  viel  für  auf  französ.  Schilfen  aus  französ.  Colonieen  eingeführten, 
3 Frcs.  mehr  für  fremden  aussereuropäischen,  0 Frcs.  mehr  für  den  aus  Entrepöts  — 
in  beiden  Fällen  unter  französ.  Flagge  — , 14  Frcs.  mehr  für  fremde  Flagge;  raffinirter 
zahlte  in  allen  Fällen  2’/a  Frcs.  mehr.  Zucker  aus  französ.  Colonieen  jenseits  des 
Caps  der  guten  Hofliiung  genoss  6 Frcs.,  nach  1.  Juli  1805  J */a  Frcs.  Abschlag. 
Bei  der  Beseitigung  der  Zoll-  und  Steuerstufen  nach  Typen  für  unraffinirten  Zucker 
waltete  der  Gedanke  ob,  dass  die  Fabriken  sich  bestreben  würden,  Rohzucker  her- 
zustellen, der,  ohne  der  kostspieligen  Raffinirung  zu  bedürfen,  unmittelbar  in  den 
Consum  übergehen  könne  (s.  Ber.  d.  Commiss.  des  gesetzgeb.  Körpers  über  den 
Gesetzentwurf  v.  1860,  im  Preuss.  Hand.-Arch.  1800,  I,  647).  Diese  Erwartung 
scheint  sich  nicht  erfüllt  zu  haben.  Das  Ges.  v.  7.  Mai  1864  führte  wieder  3 Typen 
ein  und  hob  die  Abonnementsabschliessung  auf.  Obwohl  schon  1862  (Ges.  v.  2.  Juli) 
wieder  ein  Zuschlag  zu  Steuer  und  Zoll  von  10  Frcs..  bez.  12  Frcs.  (mit  den  Decimen), 
daher  auf  42  Frcs.  im  Ganzen  erfolgte,  hat  doch  eine  bleibende  starke  Ermässigung 
der  Zuckersteuern  stattgefunden:  von  60  auf  42  Frcs.  im  Normalsatz  mit  Decimen. 
Der  Zuckerconsum  stieg  von  185  Mill.  Kil.  in  1857 — 59  auf  246  Mill.  in  1861 — 63 
und  nach  vorübergehender  Abnahme  auf  271  Mill.  in  1867 — 69,  etwa  7.7  Kil.  p.  Kopf 
bei  im  Ganzen  überhaupt  etwas  weichenden  Zuckerpreisen.  Ein  Einfluss  der  Stcuer- 
ermässigung  auf  die  Steigerung  des  Consums  ist  hier  wohl  anzunehmen.  Der  Colonial- 
zucker von  Rtiunion  und  den  Antillen  wurde  von  Neuem  für  die  Zeit  vom  15.  Juni 
1864  — 1.  Januar  1870  mit  einem  Zollabschlag  von  5 Frcs.  p.  100  Kil.  begünstigt 
l^Ges.  v.  7.  Mai  1864,  Art.  2). 
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Die  Bestimmungen  über  die  Ausfuhr  und  über  die  Berechnung 
der  Vergütungen  für  ausgefübrte  Raffinade  (Art.  7 des  Gesetzes 
vom  23.  Mai  1860)  liefen  fortdauernd  auf  die  Gewährung  erheb- 
licher Ausfuhrprämien  hinaus.  Dies  änderte  sich  auch  nur  der 
Form,  nicht  dem  Wesen  nach,  als  das  Gesetz  vom  7.  Mai  1864 
neue,  dem  wiederangenommenen  Typensystem  angepasste  Ausbeute- 
annahmen für  die  Umrechnung  der  auszuführenden  Raffinade  auf 
Rohzucker  feststellte  und  ein  neues  System  der  Behandlung  der 
Steuer-  bzw.  zollfrei  auszuführendcn  Zucker  einrichtete:  das  der 
zeitweisen  abgabefreien  Zulassung  von  nicht  raffi- 
nirten  Zuckern  jeden  Ursprungs  behufs  Raffmirung  für  die 
Ausfuhr  (admission  temporaire  en  franchise,  Ges.  v.  1864,  Art.  5,  6). 
Zum  Nachtheil  der  Staatscasse,  unter  Verschiebung  der  natürlichen 
Preisverhältnisse  und  der  Concurrenz  verschiedener  Länder  auf 
dritten  Märkten  ist  dieses  System  von  Ausfuhrprämien  vornemlich 
nur  für  die  Raffinerieen  und  eventuell  für  die  ausländischen 
Consumenten  günstig  gewesen  und  hier  nichts  Anderes  als  ein 
unverdientes  Geschenk  an  sie.  Die  einheimische  Rübenzuckerpro- 
duction  und  die  Rohrzuckergewinnung  der  französischen  Colonieen 
profitirten  davon  nur  etwa  indirect  durch  die  künstliche  Steigerung 
der  Nachfrage  der  Raffinerien  nach  Rohzucker  behufs  Verarbeitung 
zum  Export.  Auf  die  Beseitigung  dieses  Prämiensystems  zielten 
die  Zuckerconventionen  von  1865,  1875  und  1877  zwischen 
Frankreich,  Grossbritannien,  Niederlanden,  Belgien  hin,  ohne  dass 
etwas  Befriedigendes  erreicht  worden  wäre.  Freilich  durch  Mit- 
schuld Frankreichs  wegen  dessen  ungenügender  Ausführung  der 
Conventionsbestimmungen. 

Näher  soll  dieser  Gegenstand  hier  nicht  verfolgt  werden.  S.  darüber,  bes.  auch 
hinsichtlich  der  ungünstigen  Einwirkungen  des  Typen- Classificationssystems,  nainenüich 
des  (holländischen)  Farben -Typensystems,  welches  nach  den  von  den  Conventional- 
staaten  in  Köln  angestelltcn  practischen  Proben  angenommen  wurde,  v.  Kaufmann, 
Zuckerindustrie,  S.  130  fl'.,  172,  J.  Wolf,  Tüb.  Ztschr.  B.  38,  S.  644,  662. 

Die  Rübenznckerproduction  hat  sich  mit  Schwankungen,  welche  weniger  von 
den  Steuerverhältnissen,  als  von  den  Ernteverhältnissen  bedingt  waren,  fortdauernd 
ausgedehnt.  Es  war 
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Für  die  Ste uerer  träge  sind  bei  dem  complicirten  franzö- 
sischen System  und  bei  der  Bedeutung  der  Ausfuhrprämien  ausser 
der  jeweiligen  Rübenzuekerernte  und  Einfuhr  wesentlich  die  Rela- 
tionen massgebend,  in  welchen  bei  dem  Zucker  „zum  Consum“ 
die  drei  nach  der  Herkunft  unterschiedenen  Zucker,  der  inländische 
Rüben-,  der  französische  Colonial  und  der  fremde  Zucker  betheiligt 
sind,  sowie  die  Grösse  der  Zuckerausfuhr  und  deren  Ver- 

theilung  auf  die  drei  genannten  Zuckersorten  und  auf  die  daraus 

• 

hergestellten  Raffinaden.  Daher  nicht  nur  erhebliche  Jalires- 
schwankungen  der  Steuererträge,  sondern  auch  der  Beit ra'gs- 
q u o t e n , welche  von  den  Erträgen  auf  die  drei  Zuckersorten  kommen. 


S.  die  Tabelle  bei  v.  Kaufmann,  Fin.  Fr.s  S.  420  (1849 — 80).  Der  Ertrag 
stieg  von  70.6  Mill.  Frcs.  im  Durchs«  hn.  v.  1S49 — 51  auf  112  Mill.  in  1867 — 69, 
wovon  anfangs  etwa  a/6,  zuletzt  über  die  Hälfte  auf  den  Rübenzucker  kamen. 

Im  J.  1869  waren  die  Mengen  des  Consums,  in  Rohzucker  berechnet,  und 
die  Steuororträ ge: 

vr  „ tr;i  Mill.  Frcs. 

M Rü-  Steuer 

Rübenzucker 147.9  64  61 

Colonialzuckor 84.7  31.95 

Fremder 38.7  16.70 

Zusammen 271.2  113.25 

Glucose — . 0.327 


Faure  p.  124;  etwas  abweichend  Bull.  II,  39  (auch,  ohne  Erklärung  mehrfach 
in  den  amtl.  Statistiken  etwas  verschiedene  Zahlen,  z.  B.  Bull,  eb  und  XXIV,  56,  61). 
Von  der  inländ.  Production  kam  auf  die  Dep.  Nord,  Aisne,  Pas  des  Calais,  Somme, 
Oise  mehr  als  %.  Die  Verhältnisse  der  Ein-  und  Ausfuhr  näher  zu  verfolgen, 
müssen  wir  uns  für  diese  ältere  Periode  hier  versagen.  In  der  folgenden  werden 
sic  bei  ihrem  bestimmenden  Einfluss  auf  die  Besteuerung  mit  zu  betrachten  sein. 

§.  267.  2.  Periode  seit  1871.  Die  Zuckersteuern  und 

Normalzölle  waren  in  Frankreich  auch  vor  dem  Kriege,  nach  der 
neuen  Erhöhung  in  den  Gesetzen  von  1862  und  1864  immerhin 
bereits  60 — 75  % des  Preises  für  Rohzucker  gewesen : hoch  in  Ver- 
hältniss  zu  anderen  Ländern.  Gleichwohl  war  es  in  der  Finanz- 
lage nach  dem  Kriege  unvermeidlich,  sie  weiter  und  erheblich  zu 
steigern,  in  drei  Schritten  1871 — 73  schliesslich  um  56  %,  was 
aber  jetzt,  nach  dem  endgiltigen  Fortfall  des  Zollabschlags  des 
französischen  Colonialzuckers  und  der  im  Wesentlichen  erfolgten 
Gleichstellung  des  fremden  Zuckers  wenigstens  in  der  Hauptsache 
gleichmässig  für  Zucker  allen  Ursprungs  geschah.  Dadurch  stiegen 
die  Sätze  auf  100 — 115%  des  Preises:  eine  enorme  Höhe  bei 
diesem  Artikel,  welche  allerdings  wohl  die  weitere  Zunahme  des 
Consums  gehemmt,  selbst  etwas  Abnahme  darin  bewirkt,  sich 
daher  auch  finanziell  nicht  ganz  in  dem  sonst  wohl  zu  erwartenden, 
freilich  aber  doch  immer  in  bedeutendem  Grade  vortheilhaft  gezeigt 
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hat.  Die  Lage  der  Rtibenindustrie  war  dabei  aber  ungünstiger  ge- 
worden. Die  Zuckerconventionen  von  1875  und  1877  und  neue 
Gesetze  von  1875  änderten  in  dieser  Hinsicht  nicht  viel. 

Die  Verbesserung  der  Finanzlage  Knde  der  siebenziger  Jahre 
wurde  daher  auch  dazu  benutzt,  den  Consumenten  wie  der  Industrie 
zu  Liebe  eine  erhebliche  Verminderung  des  Steuersatzes  im 
Jahre  1880,  um  ca.  45  % des  zuletzt  geltenden  Betrages  für  Raffi- 
nade, herbeizuftihren,  — gleichzeitig  mit  der  Ermässigung  der  Ge- 
tränkesteuern (S.  624),  beide  Massregeln  in  Verbindung  mit  ein- 
ander, als  Concession  an  verschiedene,  dabei  interessirte  Landestheile. 
Die  Tarifirung  wurde  auch  etwas  vereinfacht,  in  einigen  Puncten 
verändert  ausländischer  Zucker  Zoll  Zuschlägen  unterworfen, 
welche  bei  Raffinade  nicht  unerheblich  waren,  die  Feststellung  der 
Ausbeuteverhältnisse (Rendements)  nach  dem  wirklichen  Zucker- 
gehalt statt  nach  Classen  angeordnet  (Gesetz  vom  19.  Juli  1880). 
Jene  Ermässigung,  noch  von  sinkenden  Preisen  begleitet,  hat  zu 
einer  namhaften,  aber  nicht  so  dauernd  anhaltenden  Steigerung  der 
Consumtion,  als  man  erwartet  hatte,  geführt.  Die  Vermehrung  der 
Einfuhr  fremden  wie  die  gleichzeitige  Verminderung  der  Ausfuhr 
heimischen  Zuckers  — vornemlich  die  Folge  der  stärkeren  Ent- 
wicklung der  deutschen,  belgischen  und  österreichischen  Zucker- 
industrie, und  des  erlangten  Uebergewichts  der  Zucker  dieser 
Länder,  besonders  Deutschlands,  auf  dem  für  Frankreich  wichtigen 
britischen  Markte  — haben  aber  auch  bei  der  so  viel  niedrigeren 
Steuer  die  Lage  der  französischen  Rtibenzuckerindustrie  von  1880 
an  trotz  jener  Consumsteigerung  precär  erhalten : Umstände,  welche 
dann  zu  der  grossen  völligen  Umgestaltung  der  Besteue- 
rungsmethode im  Jahre  1884  führten.  Das  System  der  Aus- 
fuhrprämien blieb  ungeachtet  der  Zuckerconventionen  von  1876 
und  1877  und  der  sich  anschliessenden  Gesetzgebung  von  1875, 
welche  auf  eine  richtigere  Berechnung  des  Zuckergehalts  und  der 
Au8fuhrvergtitungen  hinzielte,  bis  1880  wenig  verändert  in  Geltung 
und  ist  auch  durch  das  Gesetz  von  1880  nicht  genügend  beseitigt 
worden.  Bei  der  schwierigeren  Lage  der  Industrie  wagte  man 
vollends  nicht  ganz  damit  zu  brechen. 

Die  Erhöhung  der  Consumslener  für  alle  Zucker  betrug  zuerst  30%  de*  be- 
stehenden Satzes  (d.  h.  von  Principal  und  Deciinen  zus.,  Ges.  v.  S.  Juli  1871),  bald 
noch  weitere  20%  desselben  (Ges.  v.  22.  Jan.  1872)  und  schliesslich  abermals  4% 
des  so  erhöhten  Satzes  (Ges.  v.  30.  Dec.  1873).  Der  Satz  war  dadurch  von  42  auf 
65.52  Frcs.  p.  100  Kil.  Rohzucker  unter  der  Type  No.  13,  auf  68.64  Frcs.  für  die 
No.  13 — 20,  auf  70.20  für  dem  raffinirten  gleichgestellten  (poudres  blanches),  auf 
73.32  Frcs.  für  raffinirten  Zucker  inländ.  Ursprungs,  auf  26  Frcs.  für  Zucker,  welcher 
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mit  Hilfe  des  Baryt- Verfahrens  oder  dgl.  aus  Melasse  gewonnen  wird,  auf  11.44  Frcs. 
für  Glucose  erhöht  worden.  Diese  Tarifsätze  erfuhren  bei  den  Zöllen  noch  einige 
kleinere  Modificationen,  je  nach  der  Herkunft  der  eingehenden  Zucker,  wo  für 
die  Zuckerconventions-Staaten  Grossbritannien,  Belgien,  Holland  etwas  niedrigere,  für 
die  anderen  Handelsvertrags-Staaten  etwas  höhere,  für  Oesterreich  damals  noch  höhere 
Zölle  in  Anwendung  kamen,  auch  sonst  noch  Unterscheidungen  Platz  grifTen  (s.  bei 
v.  Kaufmann,  Zuckerindustrie,  S.  142,  den  Zolltarif).  Erneute  Versuche,  zu  einer 
internationalen  Zuckerconvention  zu  kommen,  wurden  1S75  aufgenommen, 
führten  auch  zum  Abschluss  einer  solchen  mit  den  früher  genannten  3 Staaten 
(11.  Aug.  1S75),  doch  trat  dieselbe,  weil  Holland  nicht  ratificirte,  nicht  in  Kraft. 
Das  französ.  Ges.  v.  30.  Dec.  1S75  hatte  mit  Rücksicht  auf  diese  Convention  neue 
alternative  Bestimmungen  betreffs  der  Zuckerbesteucrung  getroffen,  die  einen  für 
den  Fall,  dass  die  Convention  ratificirt  werde  (Art.  1 — 12),  die  anderen  (Art.  13 — 15) 
für  den  entgegengesetzten  Fall,  der  also  eintrat.  Danach  und  nach  dem  mit  be- 
stimmenden Gesetz  v.  29.  Juli  1875  wurden,  unter  Festhaltung  der  bestehenden,  vor- 
genannten Tarifsätze,  bei  den  zwei  Arten  der  Behandlung  des  Zuckers 
verschiedene  Classificationen  unterschieden:  einmal  für  die  Zahlung  der 
Verbrauchssteuer  2 Classen,  die  eine  unter  der  No.  13  der  Type  umfasste  die 
Zucker  unter  91%  Gehalt,  die  zweite,  für  die  Typen  14 — 20.  die  von  91 — 98%  incl. 
(poudres  blanches  mit  98%  u»d  mehr  angerechnet);  sodann  für  die  „zeitweilige 
Zulassung“  4 Classen,  die  erste  für  die  Typen  15 — 18  incl.,  wohin  die  Zucker 
mit  92%  excl.  und  98%  incl.  Gehalt,  die  zweite  für  die  Typen  10 — 14  incl.,  wohin 
die  Zucker  mit  85%  incl.  — 92  excl.,  die  dritte  für  die  Typen  7 — 9 incl.,  wohin 
die  Zucker  mit  76%  incl.  — 85  excl.,  die  vierte  für  die  Typen  unter  7,  wohin  die 
Zucker  mit  weniger  als  76%.  Wie  dieses  Classificationssystem  ausgebeutet  wurde, 
um  an  Steuer  zu  sparen  und  an  Ausfuhrvergütung  zu  gewinnen,  s.  bei  J.  Wolf, 
Tüb.  Ztschr.  B.  38,  S.  662  ff.  Soweit  nun  das  bcibehalteno  Farben  - Typensystem 
dem  wirklichen  Zuckergehalt  nicht  zu  entsprechen  schien,  trat  nach  den  Gesetzen  vom 
29.  Juli  und  30.  Dec.  1875  ergänzend  zur  Correctur  der  Ausbeuteberechnungen  und 
der  danach  bestimmten  Steuer-,  Zollsätze  und  Vergütungen  die  amtliche  sacchari- 
met rische  Expertise  ein,  worin  wenigstens  principiell  eine  wesentliche  Ver- 
besserung des  Verfahrens  lag  (Olibo  III,  219  ff.,  v.  Kaufmann,  Zuckerindustrie, 
S.  131  ff.,  173  ff.). 

Nach  dem  Ges.  v.  19.  Juli  1880  (im  Bull.  VIII,  24  ff.,  auch  bei  v.  Kaufmann 
Fin.  Fr.s  S.  415),  das  am  1.  Oct.  1880  in  Kraft  trat,  wurde  Zucker  jeder  Herkunft 
bei  der  Bestimmung  zum  inneren  Consum  folgenden  Sätzen  unterworfen:  Roh-  und 
raffin.  Zucker  40  Krcs.  f.  100  Kil.  raffin.  Zuckers  (also  Rohzucker  nach  der  Aus- 
beute an  raffin.  Zucker),  desgl.  43  Frcs.  f.  100  Kil.  Candiszucker,  Zucker,  in  besond. 
Anstalten  aus  steuerfreier  Melasse  gewonnen,  14  Frcs.  f.  100  Kil.,  Glucose  8 Frcs. 
desgl.;  Syrup,  Bonbons,  eingemachte  Früchte  wie  raffln.  Zucker,  Confituren  und  ge- 
zuckertes Biscuit  zum  halben  Satze  des  raffln.  Zuckers,  Chocoladc  88  Frcs.  p.  100  Kil., 

Melasse,  welche  nicht  zur  Destillation  bestimmt,  bei  absol.  Zuckergehalt  bis  incl. 

50%  f.  100  Kil.  12  Frcs.,  bei  höherem  Gehalt  257«  Frcs.  Fremder  Zucker 

unterlag  ausserdem  einem  Zollzuschlag  im  allgem.  Tarif  von  3 Frcs.  f.  100  Kil. 
Rohzucker  (d.  i.  von  98%  Rendem.  und  darunter),  2 Frcs.  im  Vertragstarif, 

127ä  Frcs.  bez.  8 Frcs.  f.  Raffinade  oder  ihr  gleichgestellten  Zucker  (über  9S%), 
157a  Frcs.  bez.  11  Frcs.  f.  Candis.  Als  Raffinade  gilt  aller  Zucker  in  Broden  oder 
dergleichen  Formen,  ihm  gleichgestellt  Zucker  in  Pulver  (Stampfmelis)  aus  fremden 
Ländern  mit  Ausbeute  über  98%.  Bei  anderem  (Roh-)Zucker  wird  für  die  Beroch 
nung  der  Ausbeute  an  Raffinade  in  Max.  98,  in  Min.  65%  angenommen,  vom 
wirklichen  Prüfungscrgcbniss  aber  l7s%  als  Abgang  abgerechnet,  auch  bei  dem  zur 
„zeitweiligen  Zulassung“  in  die  Raffineriecn  — behufs  event.  Exports  — gehenden 
Zucker:  Bestimmungen,  worin  wieder  ein  Element  der  Ausfuhrprämie  enthalten 
ist.  Die  Feststellung  der  Ausbeute  des  Rohzuckers  erfolgte  wie  bisher  nach  der 
polarimetrischen  Analyse  und  mit  Absetzung  des  4 fachen  (statt  früher  des  5facheu) 
an  Aschen-  und  des  2 fachen  an  Glucosebestandtheilen  (noch  etwas  zu  hoch,  daher  zu 
günstig  für  den  Raffineur).  Bei  der  Ausfuhr  von  Raffinade  wird  aber  dieser  Abzug 
für  Glucose  nicht  berücksichtigt,  was  unter  Umständen  wieder  eine  erheblichere  Aus- 
fuhrprämie darstellt  (s.  das  Ges.  v.  1880,  Art.  18,  19,  dazu  die  guten  Erläuterungen 
v.  J.  Wolf  in  d.  Tüb.  Ztschr.  B.  38,  S.  662—666). 
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Die  Gestaltung  der  Production,  Consnmtion  und  des  Zuckerhandols 
seit  dem  Kriege  bis  zum  Ges.  v.  1SS4,  und  damit  die  ökonomische  Begründung  der 
grossen  Umänderung  der  Besteuerung  durch  dieses  Gesetz,  ergeben  sich  aus  folgenden 
Daten.  Die  Jahre  seit  1884  bis  zur  Gegenwart,  soweit  Daten  vorliegen,  werden  dabei 
gleich  mit  hinzngezogen  und  in  der  Besprechung  jenes  Gesetzes  im  folgenden  Paragraphen 
mit  benutzt  werden.  Sie  zeigen  die  Wirkungen  desselben  (Bull.  II,  39,  III,  155, 
XIII,  156,  XXIII,  283,  bes.  XXIV,  56—61,  ausserdem  die  Jahresberichte  über  die 
Rübeuzuckerindustrie  im  Bull.,  s.  o.  S.  662;  Faure  p.  12-»). 


Menge  der 

Production 

Declarirt  für 

in  Roh- 

berechnet in 

innere  Consumtion 

zucker  unter 

Raffinade  nach 

Rüben- 

Franz. 

Fremder 

Zus. 

Type  13 

Analyse 

zucker 

Col. 

Mill.  Kil. 

Mill.  Kil. 

Mill.  KU. 

Mill.  Kil. 

Mill.  Kil.  Mill.  Kil. 

1871—72 

335 

287 

83 

48 

26 

157 

1875-76 

462 

396 

178 

47 

47 

272 

1876—77 

243 

209 

131 

50 

64 

245 

lv7u — 80 

278 

238 

160 

54 

104 

318 

1880—81 

331 

284 

202 

49 

126 

376 

1881—82 

393 

337 

220 

64 

120 

404 

1882—83 

423 

363 

247 

44 

111 

402 

1883—84 

474 

406 

246 

50 

129 

425 

1884—85 

318 

273 

187 

88 

147 

422 

1885—86 

309 

265 

315 

75 

38 

427 

1886—87 

506 

484 

326 

89 

26 

440 

1887—88 

c.  400 

343 

— 

— 

— 

— 

1876 — 77  und  1879 — 80  war  das  Minimum,  1875 — 76,  1888—84,  1886 — 87 
das  Maximum  der  Production.  Die  Jahre  sind  Campagnejahre  1.  Sept.  — 30.  Aug. ; 
bei  der  Consumtion  Kalender-  oder  Finanzjahre  und  zwar  die  Daten  für  das  zweite 
Jahr  der  ersten  Colonne  (also  1871 — 72  für  1872  u.  s.  w.). 

In  der  Zahl  der  im  Betrieb  stehenden  Fabriken  ging  bis  1884  keine  sehr  erheb- 
liche Veränderung  vor  sich  (1871 — 72  490,  1875 — 76  Max.  525,  1883 — 84  488). 
Seitdem  hat  sich  die  Zahl  rasch  vermindert  und  die  Durchschnittsproduction  ver- 
grössert:  eine  bemerkenswerthe  Wirkung  des  Ges.  v.  1884  (1884 — 85  449,  1SS5 — S6 
413,  1886 — 87  391,  1887 — 88  375,  in  4 Jahren  eine  Abnahme  um  108  oder  22  %; 
die  Durchschnittsproduction  stieg  von  981,000  Kil.  Rohzucker  in  1883 — 84  auf 
1,294,000  in  1886 — 87:  rascher  als  früher. 

Die  Dcclarirungen  zum  Consurn  haben  sich  bis  1879  massig,  seit  1880,  dem 
Jahre  der  Steuerreduction,  erheblich,  indessen  andauernd  nur  bis  1SS4  gesteigert. 
Die  stärkste  relative  Zunahme  und  selbst  eine  ebenso  starke  absolute  Zunahme  als  auf 
den  Rübenzucker  fällt  aber  auf  den  ausländischen  Zucker,  der  daher  von  dem 
Gesetze  v.  1880  am  Meisten  profitirte:  1879  war  der  Antheil  dieses  Zuckers  nur 
50  Mill.  Kil.  gewesen.  Seit  1886  ist  das  dann  freilich  wieder  ganz  anders  geworden, 
während  von  18S5  an  der  Antheil  des  Colonialzuckers  stärker  stieg. 

Die  Handelsstatistik  der  Periode  1871 — 1887  zeigt  die  eingetretenen  Ver- 
änderungen in  der  Stellung  der  französischen  Zuckerindustrie  noch  deutlicher.  S.  Bull. 
XXIV,  58  ff.  Die  Einfuhr  stieg  besonders  von  1878 — 84 — 85  und  zwar  namentlich 
die  Einfuhr  fremden  Rübenzuckers:  letzterer  von  S.64  Mill.  Kil.  Rohzucker  in 
1879  auf  56.71  in  1880,  91.84  in  1881,  1884  noch  89.73,  dagegen  1885  nur  47.94  Mill., 
1886  135,000  Kil.,  1887  5643  Kil.!  Deutschland  war  dabei  zeitweise  am  Stärksten 
betheiligt.  1884  mit  54.1  Mill.  Kil.,  1880  mit  — 100  Kil.;  dann  Belgien  und  Oesterreich. 
Die  Ausfuhr  von  inländischem  Rohzucker  und  von  Raffinade  nahm  dagegen  von  1875 
an  erheblich  ab,  bis  1885.  um  daun  wieder  stark  zu  steigen.  Besonders  der  englische 
Markt  bezog  weniger  französischen  Zucker.  Der  französische  Rohzucker  wurde  hier 
fast  ganz,  der  raftinirte  auch  etwas  durch  den  deutschen  verdrängt  (s.  die  brit. 
handelsstat.  Daten  in  Bull.  XXIV,  83,  85).  Der  französische  Colonialzucker,  fast 
ganz  ans  den  Antillen  (Martinique  und  Guadeloupe)  und  aus  Röunion  stammend,  be- 
hauptete sich  mit  annähernd  gleicher  Einfuhr  nach  Frankreich  1871—79,  saDk  dann 
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auch  etwas,  nahm  aber  seit  1885  einen  neuen  Aufschwung.  Die  immerhin  erschwerte 
Lage  dieses  französischen  Colonialzuckcrs,  mit  in  Folge  der  wachsenden  Concurrcnz 
des  mitteleuropäischen  Rübenzuckers,  war  für  die  neue  Richtung  der  französischen 
Zuckersteuerpolitik  auch  mit  massgebend.  — Der  Steucrertrag  ging  von  113.2  Mill. 
in  lsG9.  106.3  in  1 ST 2 auf  172.3  in  1873  und  mit  erheblichen  Schwankungen  bis 
auf  198  Mill.  Frcs.  in  1874  empor,  um  dann  nach  der  Reduction  der  Sätze  in  1880 
auf  133.7  Mill.  Frcs.  in  1881  zu  sinken,  sich  aber  wieder  bis  169.1  Mill.  in  1884  zu 
erhöhen. 

§.268.  3.  Die  Neugestaltung  der  Zuckerbesteuerung 
im  Jahre  1884.  Die  bisherige  französische  Besteuerungsmethode, 
die  Fabrikatbesteuerung  oder  genauer  gesagt  die  Verbindung 
der  Saftsteuer  mit  ihrer  Correctur  durch  die  saccharimetrische 
Analyse,  hatte  zwar  wegen  ihrer  schwierigen  und  lästigen  Controlen 
und  ihrer  ganzen  complicirten  technischen  Durchführung  manche 
Angriffe  erfahren.  Aber  sie  galt  anderseits  als  eine  rationellere 
Besteuerungsmethode  wie  jede  andere  vom  Standpuncte  der  allge- 
meinen Verbrauchssteuerpolitik  aus.  Seit  länger  wurde  allerdings 
nicht  verkannt,  dass  sie  den  technischen  Fortschritt  im  Rübenbau, 
bezüglich  der  Erhöhung  des  Zuckergehalts  der  Rüben,  und  in  der 
Fabrikation,  bezüglich  der  vollständigen  und  wohlfeilen  Gewinnung 
des  Zuckers  aus  den  Rüben,  nicht  in  demselben  Grade  befördere, 
weil  sie  nicht  durch  die  Ermöglichung  von  Ersparungen  an  Steuer 
ihn  so  förmlich  prämiiere,  als  andere  Besteuerungsmethoden,  be- 
sonders die  Rohstoff  besteuern  ng,  d.  h.  die  eigentliche  Rübensteuer, 
oder  auch  als  etwa  ein  Abonnementssystem  bei  der  Saftsteuer 
mit  bloss  steuerpflichtigen  Minimalausbeuten,  wie  es  von  1860  an 
einige  Zeit  hindurch  in  Frankreich  bestanden  hatte.  Anderseits 
galt  auch  mit  Recht  eine  solche  Prämiirung  für  steuerpolitisch  zu 
ungleichmässig,  daher  ungerecht  wirkend  und  das  französische 
System  als  dem  landwirtschaftlichen  Interesse  entsprechender,  in- 
sofern es  dem  Boden  einen  höheren  Rübenertrag  abgewinnen  Hess, 
der  ihn»  in  grösseren  Futterrückständen  der  Zuckerindustrie  wieder 
zu  Gute  kam. 

Erst  der  grosse  Aufschwung  der  sonstigen  continentalen, 
besonders  aber  der  unter  der  Rohstoflfbesteuerung  zur  Blütbe  ge- 
kommenen und  der  französischen  Zuckerindustrie  immer  gefähr- 
licher gewordenen  deutschen  Rübenzuckerfabrikation  und  die 
mit  dadurch  bedingte  veränderte  Stellung  des  französischen  Riiben- 
und  Colonialzuckers  im  Welthandel  gaben  den  Anstoss  zur  völligen 
Umgestaltung  des  eingebürgerten  Besteuerungssystems.  U.  A.  galt 
es  auch  zu  bewirken,  dass  die  grossen  Raffinerieen  wieder  mehr 
genöthigt  würden,  heimischen  Zucker  statt  auswärtigen  zu  ver- 
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arbeiten,  welches  Letztere  seit  1879  stark  zugenommen  hatte.  Die 
übliche  specifisehe  Animosität  gegen  Deutschland  machte  sich 
hierbei  noch  besonders  geltend. 

So  kam  es  denn  im  Jahre  1884  zur  Einführung  der 
KUbensteuer,  zuerst  für  3 Jahre  (1.  September  1884 — 87)  als 
facultative  Massregel  in  Form  von  Abonnements,  für  welche 
günstige  Ausbeuteminima  als  Grenze  der  Steuerpflichtigkeit  des 
gewonnenen  Zuckers  zugelassen  wurden,  vom  1.  September  1887 
an  als  obligatorische  Massregel.  Der  Steuersatz  blieb  nominell 
der  Fabrikat-,  bez.  der  Halbfabrikatsteuersatz,  der  dann  auf  die  rech- 
nungsmässig  gewonnene  Menge  angewendet  wurde.  Er  ward  zwar 
nominell  höher  als  der  von  1880  gestellt,  aber  reell  mit  Rücksicht 
auf  die  Steuerfreiheit  der  Mehrausbeute  war  er  niedriger.  Zugleich 
wurde  der  fremde  europäische  oder  aus  europäischen  Entrepöts 
kommende  Rohzucker  wieder  einem  höheren  Zuschlagzoll 
unterworfen,  welcher  nicht  rückvergütet  wurde:  ein  Streich 
gegen  den  Bezug  solchen  Zuckers  durch  die  Raffineriecn,  auch  bei 
beabsichtigter  Wiederausfuhr  der  Raffinade. 

Einen  Erfolg  für  die  Umgestaltung  des  französischen  Aussen- 
handels,  die  Hebung  des  Consums  heimischen  Zuckers,  die  Ver- 
besserung des  Zuckergehalts  der  Rüben  und  der  Fabrikationstechnik, 
namentlich  durch  Hindrängen  auf  die  Annahme  besserer  Aus- 
beutungsmethoden (Diffusion  u.  s.  w.)  hat  die  neue  Besteuerung 
in  der  kurzen  Zeit  ihrer  Wirksamkeit  bereits  gehabt.  Aber  die 
Grossbetriebstendenz  ist  auch  schon  stärker  hervorgetreten,  viele 
Fabriken  sind  schon  eingegangeu  und  das  Finanzinteresse  drohte 
durch  die  Annahme  zu  niedriger  Ausbeuteminima  und  die  Steuer- 
freiheit der  Mehrausbeute  bald  so  empfindlich  geschädigt  zu  werden, 
dass  bereits  Erhöhungen  jener  Minima  und  eine  „zeitweilige  Zu- 
schlagsteuer“ für  den  steuerfreien,  namentlich  den  aus  der  Mehr- 
ausbeute herrührenden  Zucker  nothwendig  geworden  sind.  Ob 
diese  „Provisorien“,  zu  denen  auch  der  Zollzuschlag  für  fremden 
Rohzucker  gehört,  wieder  beseitigt  werden  können  oder  „Definitiva“ 
werden,  steht  noch  dahin.  Aber  unwahrscheinlich  ist  Letzteres 
nicht.  Etwas  Endgiltiges  hat  auch  das  Gesetz  von  1884  schwerlich 
geschaffen.  Seine  Tarife  und  Ausbeuterelationen  sind  ja,  wie  ge- 
sagt, auch  bereits  wieder  abgeändert  worden.  Ob  Frankreich  die 
neueste  Londoner  Zuckerconvention  einfach  mit  annebmen  wird, 
lässt  sich  zur  Zeit,  wo  dies  geschrieben  wird,  auch  noch  nicht 
sagen.  Geschähe  es,  so  würden  zur  vertragsmässigen  Beseitigung 
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der  Ausfuhrprämien  wieder  erhebliche  Veränderungen  in  der  Steuer- 
gesetzgebung nothwendig  werden. 

§.  26Ü.  4.  Einzelnes  über  die  neue  Gesetzgebung 
und  ihre  Wirkungen.  Das  wichtigste  Ereigniss  in  der  Ge- 
schichte der  Politik  und  Technik  der  Zuckerbesteuerung  ist  der 
Uebergang  zur  Rubensteuer  in  Frankreich  aber  jedenfalls.  Diese 
Massregel  und  die  daraus  hervorgehenden  Einwirkungen  auf  Rüben- 
bau und  Fabrikationstechnik  verdienen  finanzwissenschaftlich  allge- 
meine Beachtung  und  sollen  deshalb  hier  etwas  näher  verfolgt  werden. 

S.  d.  Ges.  v.  29.  Juli  1884  in  Bull.  XVI,  125  (auch  Blocks  dict.  suppl.  gcuer, 

p.  418).  Dazu  das  AusfUhrungsdecret  v.  31.  Juli  1884,  Bull.  XVI,  253.  Geber 

diese  Gesetzgebung  gut  J.  Wolf,  im  Finanzarch.  III.,  53  II'.  Ferner  Ges.  v.  4.  Juli  1887 
(Bull.  XXII,  1,  Block,  dict.  suppl.  f.  1SS7  p.  300)  und  Decr.  v.  25.  März  1887  ;Bull. 
XXII,  229). 

Der  Steuer-  und  Zollsatz  Dir  Zucker  jeden  Ursprungs  ist  50  Frcs.  (gegen 

40  Frcs.  im  Ges.  v.  1880)  für  Roh-  und  raflin.  Zucker,  für  100  Kil.  raffin.  Zuckers 

(also  mit  entsprechender  Umrechnung,  bez.  Ermässigung  für  Rohzucker),  53.50  Frcs. 
für  Candiszucker,  10  Frcs.  für  Glucose.  Melasse,  welche  nicht  zur  Destillation  dient, 
trägt  f.  100  Kil.  bei  absolutem  Zuckergehalt  bis  50  °/0  15,  bei  höherem  32  Frcs., 
Chocolade  93  Frcs.  Rohzucker  und  aller  nicht  dem  raffinirten  gleichgestellter  aus 
Europa  oder  europäischen  Entrepöts  unterliegt  (zunächst  bis  Ende  August  1S86)  einem 
nichtrUckzahlbaren  Zuschlag  von  7 Frcs.  f.  100  Kil.,  statt  3 Frcs.  bisher.  Auch  ist 
die  Minimalausbeute  aus  den  letztgenannten  Zuckern  von  05  auf  SO  % erhöht  worden. 
Als  Uebergangsmassregel  von  dem  Steuersatz  von  40  auf  50  Frcs.  wurde  eine 
In ventarisirung  der  Zuckerbeständc  der  Raflinerien,  Fabriken  und  kauf- 
männischen Magazine  vorgenommen  und  der  Vorgefundene  Zucker  mit  10  Frcs.  Com- 
plementärabgabe  belegt;  frei  davon  Beträge  unter  1000  Kil.  (Ergebniss  ca.  22  Mill. 
Kil.  und  2.2  Mill.  Frcs.  Steuer). 

Schon  ein  Gesetz  v.  13.  Juli  1880  verlängerte  die  Erhebung  des  Zollzuschlags 
für  europäischen  Rohzucker  bis  Ende  August  1888,  das  Ges.  v.  24.  Juli  1888  vor- 
läufig bis  Ende  August  1890.  Das  Ges.  v.  27.  Mai  1887  (Bull.  XXI,  573)  brachte 
aber  auch  allgemeine  Tariferhöhungen,  so  bis  Ende  1887  von  20%  für  alle  Zucker 
(also  von  50  auf  00  Frcs.  per  100  Kil  ),  von  15  auf  18  und  von  32  auf  38.40  Frcs. 
für  die  beiden  Sorten  Melasse,  von  93  auf  98.40  Frcs.  für  Chocolade.  Die  Steuer- 
erhöhung von  10  Frcs.  f.  100  Kil.  raffin.  Zuckers  traf  auch  wieder  die  Vorräthe  von 
bisher  schon,  aber  niedriger  versteuerten  Zuckern  (mittelst  Inventarisirung)  und  die. 
nach  den  Ges.  v.  29.  Juli  1884  und  13.  Juli  1886  als  Ausbeute-Ueberschuss 
und  Fabrikationsabgang  steuerfreien  Zucker  (s.  u.).  (Restitution  dieser  Zuschläge 
auf  die  Vorräthe  am  1.  Jan.  1888  Vorbehalten,  Art.  4 d.  Ges.  v.  27.  Mai  1887).  Das 
Ges.  v.  24.  Juli  1888  (Bull.  XXIV,  14)  stellte  dann  zwar  den  Normalsatz  von  40  Frcs., 
des  Ges.  v.  1880  (statt  50  Frcs.  des  Ges.  v.  1884)  von  der  Campagne  1888 — 1889 
(1.  Sept.  1888)  an  wieder  her,  legte  aber  zugleich  einen  „zeitweiligen  Zuschlag“ 
— doch  ohne  Fristbestimmung  — von  50%  für  allen  Zucker  auf,  so  dass  es 
bei  60  Frcs  Steuersatz  in  Wirklichkeit  verblieb.  Dem  entsprechenden  „Acquivalent- 
Zuschlag“  von  20  Frcs.  wurden  ferner  die  steuerfreien  Ausbeuteüber- 
schüsse und  Fabrikationsabzüge  der  neuen  Campagne  sofort,  die  aus  der  voraus- 
gehenden von  Anfang  1889  an  unterworfen;  bis  dahin  entrichteten  letztere  nur  10  Frcs. 
solchen  Zuschlags.  Auch  die  als  Fabrikationsabgang  freien  Beträge  des  französischen 
Colon i a I zuckers  (s.  u.)  trugen  bis  1.  September  1884  nur  10,  von  da  an  20  Frcs. 
Zuschlag. 

Diese  in  beständiger  Veränderung  begrilfencn  Tarifcinzelhciten  zeigen  die  fis- 
calischen  Schwierigkeiten  und  Benachtheiligungen , in  welche  man  durch  das  viel 
zu  weit  gehend  die  Zuckerfabriken  begünstigende  Gesetz  von  1884  gekommen  war. 
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Die  Bestimmungen  des  letzteren  über  die  inländischen  Zuckerfabriken 
waren  die  folgenden : die  letzteren  konnten  mit  der  Verwaltung  der  indirecten  Steuern 
Abonnements  eingehen,  wonach  als  allein  steuerpflichtig  berechnet  wurde 
auf  je  100  Kil.  Hüben  die  Ausbeute  von  6 Kil.  raffinirten  Zuckers  bei  Diffu- 
sions- oder  einem  ähnlichen,  von  5 Kil.  bei  dem  Verfahren  mit  continuirlichen 
oder  hydraulischen  Pressen.  Was  darüber  gewonnen  wurde,  war  also  steuerfrei, 
auch  Syrup.  Melasse.  Fabriken,  welche  nicht  abonnirten,  erhielten  einen  Abzug  von 
9%  von  ihrer  Gesammtfabrikation.  Nach  3 Jahren,  d.  h.  nach  1.  Sept.  1887  glaubte 
man,  werde  sich  das  neue  Steuerverfahren  eingebürgert,  die  Fabrikation,  durch  allge- 
meinere Annahme  des  Difiusionverfahrens,  jenem  angepasst  haben.  Von  da  an  sollte 
die  Rübonbesteuerung  obligatorisch  für  alle  Fabriken  werden,  wobei  ein 
einheitlicher  Ausbeutesatz,  also  ohne  Unterschied  des  Fabrikationsverfahrens,  zu 
Grunde  gelegt  wurde,  nämlich  in  jährlicher  Steigerung  für  die  4 Jahre  1.  Sept.  1887 
bis  dahin  1891  von  G.25  — 6.5  — 6.75  — 7 Kil.  raffinirten  Zuckers  für  100  Kil. 
Rüben.  Gegenüber  den  raschen  Fortschritten  der  Praxis  in  der  Ausbeutung  und  den 
dabei  drohenden  fiscalischcn  Schädigungen  erhöhte  indessen  das  Ges.  v.  4.  Juli  1887 
für  die  genannten  4 Jahre  bereits  die  gesetzlichen  Ausbeuteminima  um  % Kil. 
jährlich,  also  auf  7 — 7.25 — 7.5  und  7.75  Kil.  Zuckerfabriken,  welche  zur  Zeit  des 
Erlasses  des  Ges.  v.  1884  sich  bereits  darauf  eingerichtet  hatten,  gleichzeitig  Zucker 
und  Alcohol  zu  erzeugen,  blieben  nach  dem  gen.  Ges.  v.  1SS7  ausnahmsweise  unter 
dem  älteren  Steuerverfahren  stehen  und  genossen  dann  vom  f'estgcsteilten  Productions- 
quautum  12(,/o  Abzug.  Zugleich  wurde  durch  das  gen.  Gesetz  auch,  „wegen  der 
grösseren  Kosten  des  im  Interesse  der  Zuckerindustrie  eingeführten  Steuerverfahrens1* 
eine } jährliche  Nebenabgabe  von  30  Cent,  für  je  1000  Kil.  verarbeiteter  Rüben 
cingeführt. 

Um  bei  dieser  Begünstigung  des  einheimischen  Rübenzuckers  den  französischen 
Colonialzucker,  den  Grundsätzen  der  neueren  Gesetzgebung  gemäss,  einigermassen 
gleichgestellt  zu  erhalten,  wurde  demselben  bei  der  directen  Einfuhr  nach  Frankreich 
ein  Fabrikationsabgang  von  12%  zu  Gute  gerechnet  (Ges.  v.  1S84  Art.  5). 
Dieser  wurde  nach  Ges.  v.  15.  Juli  1886  für  die  Campagne  1886 — 87  bereits  auf 
24%  erhöht  und  allgemein  bestimmt,  dass  er  zukünftig  dem  mittleren  Ausbeute- 
überschuss der  heimischen  Zuckerindustrie  in  der  letzten  Fabrikationscampagne 
über  den  gesetzlichen  Minimalsatz  hinaus  gleichkommen  solle. 

Besondere  Bestimmungen  trafen  die  gen.  neueren  Gesetze  (v.  29.  Juli  1884 
Art.  6,  v.  4.  Juli  1887  Art.  5)  über  gewisse  Ausbeuteberechnungen  bei  der  Entlastung 
der  Conten  betr.  „zeitweilige  Zulassung“  von  Zucker  zur  Raffmirung  behufs  Ausfuhr. 

Zucker  zur  Zuckerung  der  Weine  und  Obstweine  vor  der  Gährung.  wurde 
durch  das  Ges.  v.  1884  Art.  2 dein  niedrigeren  Satze  von  20  Frcs.  für  100  Kil. 
raffinirten  Zuckers  unterworfen.  Dazu  Decr.  v.  22.  Juli  1885  über  die  Durch- 
führung (Bull.  XVIII,  269).  Den  20  %-Zuschlag  des  Ges.  v.  27.  Mai  1887  tragen 
auch  diese  Zucker  (bis  auf  Weiteres  nach  Ges.  v.  24.  Juli  1888). 

Die  Einwirkungen  dieser  neuen  Gesetzgebung  auf  Ein- 
und  Ausfuhr  von  Zucker  und  auf  die  Betheiligung  der  in- 
ländischen und  der  französischen  Colonial zuckerindustrie  an 
der  Versorgung  der  heimischen  Consumtion  sind  schon 
oben  erwähnt  und  mit  Zahlen  belegt  worden  (S.  670).  Die  ein- 
getretenen Veränderungen  im  Rübenbau,  Menge  und  Qualität 
der  Rüben,  in  Fabrikationstechnik,  Zahl  und  Grösse 
der  Fabriken  und  localem  Sitz  der  Industrie  ergeben  sich 
genau  aus  den  mit  reichem  statistischen  Material  versehenen  Ver- 
waltungsberichten der  Steuerdirection  über  die  Rübenzuckerindustrie. 
Einige  wichtigere  Thatsachen  von  allgemeiner  Bedeutung  für  die 
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Zuckersteuerfrage  und  speciell  für  die  Beurtheilung  der  neuen  Be- 
steuerung8metkode  sollen  hier  noch  Platz  finden. 

Zu  vergleichen  sind  ausserdem  die  Ausführungen  von  J.  Wolf  über  die  neue 
französische  Gesetzgebung  im  Finanzarch.  a.  a.  0. 

Bis  Ende  der  TOer  Jahre  war  der  französische  Rübenbau  in  der  Znckerhaltigkeit 
der  Rübe  und  die  Industrie  in  der  Technik  der  Fabrikation  notorisch  immer  mehr 
hinter  denen  Mitteleuropas  zurückgeblieben.  Die  intensive  Bodencultur,  besonders  im 
Norddepartement,  hemmte  die  Gewinnung  zuckerrcichcrer  Rüben,  die  Ankaufsbedingungen 
beförderten  mehr  die  Menge  als  die  Qualität  in  der  Cultur,  das  Glassificationssystem 
der  Steuergesetzgebung,  vor  dem  Ges.  y.  1880,  begünstigte  die  Production  von  Zucker 
niedrigen  Gehalts  und  ermöglichte  so,  ältere  Fabrikationsmethoden.  die  in  Deutschland 
und  Oesterreich  längst  verbessert  waren,  beizubehalten.  Das  Diffusionsverfahren, 
das  technisch  beste  (s.  Wagner,  ehern.  Techno!.  S.  000,  Claassen  S.  4 IF.)  war 
noch  nicht  sehr  verbreitet,  auch  das  Osmose  verfahren  bei  der  Entzuckerung  der 
Melasse  noch  wenig  und  in  manchen  anderen  Puncten  war  die  Technik  zurück  (s. 
amtl.  Ber.  f.  1880,  Bull.  XI.  319).  In  allen  diesen  Verhältnissen  traten  indessen  unter 
dem  wachsenden  Druck  der  ausländischen  Concurrenz  seit  Ende  der  TOer  Jahre  mehr 
Fortschritte  ein,  welche  seit  dem  Ges.  v.  1SS0,  das  diese  Concurrenz  noch  steigerte, 
rascher  und  bedeutender  wurden,  besonders  in  BetrelF  der  Fabrikationsterhnik,  nament- 
lich der  Ausdehnung  der  Diffusion,  der  Verbesserung  der  Siedeapparate  u.  dgl.  in. 
Die  Zuckerausbeute  wuchs  so,  die  einzelnen  Departements  zeigten  nach  ihrer  Rüben- 
cultur  aber  erhebliche  Unterschiede,  die  alten  Hauptsitze  der  Industrie,  Nord  und  Pas 
des  Calais,  kamen  nicht  mehr  so  vorwärts. 

Mit  der  wenn  auch  zunächst  nur  facultativen  Einführung  der  Rübensteuer  und 
Steuerfreiheit  der  das  gesetzliche  Minimum  übersteigenden  Ausbeute,  nach  Ges.  v.  18s4, 
traten  dagegen  sofort  und  seitdem  immer  umfassender  erhebliche  Veränderungen 
im  Rübenbau  und  in  der  Fabrikationstechnik  ein:  einerseits  zuckerreichere  Rüben, 
höhere  Preise  dafür.  Versuche,  bei  der  Lieferung  und  dem  Ankauf  die  Rüben  nach 
dem  Zuckergehalte  zu  bezahlen  — eine  schwierige  Sache,  weil  die  Methoden  zur 
Bestimmung  dieses  Gehalts  bei  der  Anwendung  auf  die  Rübe  selbst  noch  vielfach 
versagen  und  die  einzelnen  Rüben  starke  Unterschiede  zeigen  — , aber  auch  kleinere 
Ertragsmenge  per  Hectare  und  entsprechend  relativ  geringere  Mengen  Füttcrungsrück- 
stände;  anderseits  immer  weitere  Ausdehnung  der  Diffusion  an  Stelle  des  Pressver- 
fahrens, mindestens  coutinuirliche  an  Stelle  der  hydraulischen  Pressen,  Verbesserung 
der  Siedeapparate,  Turbinen,  Filtrirung  und  anderer  technischer  Betriebseinzelheiten, 
vermehrte  Anwendung  der  Osmose,  doch  nur  erst  in  einzelnen  Fällen  auch  anderer 
neuerer  — dem  Osmoseverfahren  überlegener  (Claassen  S.  58  ff.)  — Melasseent- 
zuckerungsverfahren u.  dgl.  m. 

In  Folge  alles  dessen  lasche  und  starke  Steigerung  der 
Zuekerausbeute  (in  Procenten  des  Rübengewichts),  aber  freilich 
auch  bald  ausserordentliche  Zunahme  der  steuerfreien  Mehraus- 
beute zum  Nachtheil  des  Fiscus,  wodurch  allerdings  die 
rasche  Verbesserung  der  Maschinerie  u.  s.  w.  ökonomisch  erleichtert, 
öfters  wohl  erst  ermöglicht  wurde.  Etwas  haben  durch  Preis- 
ermässigung  auch  die  (Konsumenten  Vortheil  gehabt. 

S.  die  Berichte  im  Bull.  XVII,  171,  XIX,  404,  XXI,  298,  XXIII,  256. 

Abonnirt  waren  schon  im  ersten  Jahre  1884—85  142  von  449  Fabriken,  die 
aber  45  % der  Production  darstcllten  und  bis  auf  1 alle  die  gesetzliche  Ausbeute 
übertrafen,  im  Durchschnitt  um  29.14%  der  Steueranschreibung,  um  22.46%  der 
Production;  im  zweiten  Jahre  waren  schon  325  von  413  Fabriken  abonnirt,  die  steuer- 
freie Mehrausbeute  betrug  31.21%  der  Production;  im  dritten  Jahre  waren  von  391 
384  abonnirt,  die  genannte  Mehrausbeute  war  auf  30.44  % gestiegen. 

Schon  1886  wurde  amtlich  zugestanden:  „Das  neue  Steuersystem  habe 
alle  Wirkungen  gehabt,  die  zu  erwarten  gewesen  wären“  (Bull.  XXI,  299). 
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Die  Zuckerausbeute  (in  raffinirtein  Zucker  berechnet)  war  unter  dem  alten  Steuer- 
system etwa  5.5  % im  Durchschnitt,  1 SS4 — 85  bis  1SS6  — 87  bei  den  abonnirten  Fabriken 
7.27,  8.12,  8.87  (in  Somme  9.84,  in  Aisne  9.17,  in  P.  d.  Calais  nur  8.61,  in  Nord 
8.42),  1887 — 88  ca.  9.5 — 9.75%.  Der  Preis  der  Rüben  war  z.  Th.  um  5 — 10% 
höher  wie  früher,  der  Ertrag  p.  Hcct.  aber  von  35,000  auf  30 — 31,000  Kil.  gesunken. 
Die  Production  hat  sich  zu  Ungunsten  der  Departements  mit  zuckerärmeren  Rüben 
(so  Nord,  P.  d.  Calais,  die  früher  an  der  Spitze  standen),  zu  Gunsten  derjenigen  mit 
zuckerreicheren  (Somme,  Aisne)  etwas  verschoben.  In  diesen  4 und  2 anderen  Departe- 
ments (Oise  und  Seine  et  Marne)  ist  sie  noch  concentrirt.  Die  Durchschnittsproduction 
einer  Fabrik  hat  sich,  zumal  in  guten  Erntejahren,  um  30%  erhöht  (s.  o.  S.  670), 
eine  Richtung,  die  nach  deutscher  Erfahrung  wohl  andauern  wird. 

Freilich  war  aber  die  Menge  des  als  Ausbeuteüberschuss  steuerfreien 
heimischen  Zuckers  schon  in  den  3 ersten  Jahren  des  neuen  Systems  von  39.6  auf 
157.8,  des  französischen  Colonialzuckers  von  11.1  auf  26.4  Mill.  Kil.  gewachsen  und 
die  so  gewährten  „Prämien’1  beliefen  sich  in  den  3 Jahren  auf  25.4 — 44 — 72.1  Mill. 
Frcs.!  (Bull.  XXIII,  256).  Dies  erklärt  die  erwähnten  neuesten  iiscalischcn  Ver- 
änderungen der  Gesetzgebung,  welche  der  Staatscasse  wieder  einen  Theil  der  erlittenen 
Einbusse  gut  machen  sollen. 


Einige  bemerkenswerthe  Daten  seit  1880 — 1882 

ergiebt  noch 

die  folgend 

Uebersicht: 

Zahl  der  Fabriken 

1881-82 

486 

1 884  — 85 
449 

1886—87 

391 

Arbeitstage  von  Männern  1000  . 

4975 

3592 

4280 

..  „ Weibern  1000  . 

708 

436 

440 

„ Kindern  1000  . 

658 

400 

383 

Verarb.  Rüben  Mill.  Tonn.  . . 

6529 

4557 

4827 

Rübenpreis,  1000  Kil.  Frcs.  . . 

20.87 

19.08 

23.97 

Rübenertr.  p.  Hect.  1000  Kil.  . 

33.8 

31.2 

31.9 

Rückstände  (pulpes)  1000  Tonn. 

1572 

1207 

1498 

Preis  dafür.  1000  Kil.  Frcs. 

10.16 

8 61 

7.73 

Fabriken  mit  hydraul.  Pressen  . 

267 

149 

53 

„ „ continuirl.  „ 

128 

141 

120 

„ „ Diffusoren 

91 

159 

218 

Verbund.  Räperies  mit  hydraul.  Pressen 

93 

61 

35 

„ „ „ continuirl. 

•1 

91 

24 

23 

„ „ „ Diffusören 

19 

45 

56 

Totalzahl  der  hydraul.  Pressen . 

2623 

1369 

572 

„ „ continuirl.  „ 

861 

960 

S82 

,.  „ Diffusöre  . . . 

1214 

2318 

3240 

Inhalt  der  letzteren  Hcctol.  . . 

29,525 

53,580 

86,471 

Fahr,  mit  Osmogenen  . . . . 

99 

154 

289 

Zahl  der  „ . . . . 

557 

1085 

1884 

Zuckerausbeute,  % der  Rüben  . 

5.14 

5.99 

8.86 

Davon  in  abonnirten  Fahr.  . . 

— 

7.27 

8.87 

„ „ nichtabonnirten  Fabr.  . 

— 

5.24 

6.S0 

Die  Arbeitslöhne  sind  durchweg  etwas  herabgegangen,  um  6 — 7%  — auch 
beachtenswerth  (Bull.  XIII,  XIX,  XXII).  Die  amtliche  Statistik  gestattet  die 
Veränderungen  aller  einzelnen  wichtigeren  technischen  Einrichtungen,  Apparate, 
Maschinen  u.  s.  w.  zu  verfolgen.  — Fortschritte  hat  auch  die  Qualität  der  ge- 
wonnenen Zucker  gemacht.  Immer  mehr  Fabriken  haben  sich  technisch  in  den  Stand 
gesetzt,  Raffinaden  und  Candis  sowie  anderen  Zucker  von  98  % und  darüber  zu  er- 
zeugen. Eigene  „räperies“  (Entsaftungsanstalten),  getrennt  und  mehr  oder  weniger 
entfernt  von  der  Fabrik  gelegen,  zu  der  sie  gehören,  sind  Frankreich  eigenthümlich. 

Die  Consumtion  hat  sich  in  den  Jahren  1884 — 87  auf  i.  D 428.5  Mill.  Kil. 
erhöht,  ca.  11.2  per  Kopf,  also  seit  der  Mitte  der  70er  Jahre,  wo  sie  ca.  262  Mill. 
Kil.  oder  per  Kopf  ca.  7 Kil.  war,  allerdings  wieder  stark  zugenommen.  Die  Gesetz- 
gebung von  1884  kam  auch  in  ihrer  Wirkung  schliesslich  auf  eine  Ermässigung  des 
Steuersatzes  um  */4 — % hinaus,  wenngleich  es  fraglich  bleibt,  inwieweit  das  in  den 
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Preisen,  also  für  die  Consuuicnten,  sich  ausgedrückt  hat.  Pie  Betheiligung  der  Pro- 
ductionsländer  an  der  Versorgung  des  Consums  ergiebt  sich  aus  den  oben  S.  670 
angegebenen  Zahlen. 

Den  Stenercrtrag  (incl.  Zölle,  etwas  abweichend  — o.  S.  067  — von  Faur 
p.  125,  im  Bull.  XLX,  271)  f.  1884  und  18S5  mit  170.7  und  171.6  Mill.  angegeben) 
hat  die  Gewinnung  der  steuerfreien  Mehrausbeute  bei  Rübenzucker  und  die  Gewährung 
der  bedeutenden  Abrechnung  bei  Colonialzucker  wieder  erheblich  vermindert.  1SSO 
auf  133.8  (1)2.2  inn.  Steuern,  -12.6  Zölle),  1887  (prov.)  auf  120.1  (bez.  81.9  und  38.3) 
Mill.  Frcs.  Ein  solches  Ergebniss  drängte  unter  französischen  Finanzverhältnissen 
nothwendig  auf  Massrcgeln  zur  Wiedererhöhung  der  Einnahmen,  wie  die  getroffenen, 
hin.  Per  Ertrag  der  ermässigten  Zuckersteuer  zur  Zuckerung  der  Weine  ist  hier 
inbcgriflen  (1SS6  17.2  Mill.  Kil.  mit  3.44  Mill.  Frcs.  Ertrag).  — Raffinirter  Zucker 
für  Corsica  zahlt,  nebenbei  bemerkt,  nur  20  Frcs.  per  100  Kil.,  d.  b.  den  halben 
Satz.  — Glucose  bringt  ausserdem  noch  2.6 — 2.7  Mill.  Frcs.  jetzt  ein. 


bb)  Einrichtung  der  Zuckersteuer. 

S.  für  die  frühere  Zeit,  bis  1884,  Vigncs  und  Block,  dich,  Art.  sucrc;  ge- 
naueres in  Olibo  a.  a.  O.  Hauptgesetze  und  Peer.  v.  1846  und  1852  (o.  S.  660), 
auch  Ges.  v.  7.  Mai  1804,  29.  Juli  und  30.  Pec.  1875,  29.  Juli  1880;  für  die  neueste 
Zeit  bcs.  Decrete  v.  31.  Juli  18S4  (Bull.  XVI,  253)  und  v.  25.  Ang.  1887  (Bull.  XXII, 
229).  TJcbcr  die  Controle  der  Zusetzung  von  Zucker  za  Wein  und  Obstwein  vor  der 
Gährung  zu  ermässigtem  Satze  (Ges.  v.  29.  Juli  1884  Art.  2),  das  Dccr.  v.  22.  Juli  1885 
(Bull.  XVIII,  269).  Pie  Grundsätze  des  Excrcicc,  der  Vcrsendungscontrole  u.  s.  w. 
sind  dieselben  wie  auf  anderen  Gebieten  der  französischen  indirectcn  Besteuerung,  so 
hei  den  Getränken,  in  der  Anwendung  modificirt  nach  der  Technik  des  Gewerbes  und 
nach  den  sich  nach  letzterer  mit  richtenden  Besonderheiten  der  Ueberwachungsauf- 
gahen.  S.  daher  oben  §.  262  ff. 

§.  270.  1 . Ueberwachung  der  Fabriken.  Das  bis  1884 
bestehende  System  der  Fabrikat-,  bez.  Halbfabrikatbesteuerung 
brachte  cs  schon  an  sich  und  vollends  in  seiner  praetischen  Durch- 
führung — mittelst  der  Saftmessung  und  der  Feststellung  der  end- 
giltigen  Mehrausbeute  darüber  hinaus  — mit  sich,  dass  der  ganze 
Fabrikationsprocess  von  Anfang  an  bis  zum  Schluss,  d.  h. 
bis  zum  Ausgang  der  Zucker,  Syrupe  und  Melassen  aus  der  Fabrik, 
bei  den  inländischen  Zuckerfabriken  (für  Rüben-  und 
Stärkezucker)  einer  strengen  und  beständigen  Ueberwachung 
in  den  üblichen  Formen  des  französischen  Exercice  unterliegen 
musste. 

Daher  für  diese  Fabriken  der  Licenzzwang  (50  Frcs.,  seit  1871  100  Frcs. 
jährlich),  die  Peclarati oospflicht  bezüglich  der  Angaben  über  die  ganze  Ein- 
richtung der  Fabrik,  ihre  technischen  Apparate  u.  s.  w.  und  die  weitere  vor 
jeder  Campagne  bezüglich  des  technischen  Verfahrens  und  der  Arbeitszeit, 
sowie  die  Verpflichtung,  vorgeschriebene  und  controlirtc  Register  über  die  einzelnen 
Operationen  und  deren  Ergebnisse,  über  die  Mengen  und  Arten  der  ge- 
wonnenen Troductc  zu  führen  u.  dgl.  m.  Die  Steuerbeamten  haben  dann 
entsprechende  Zutritts-  und  Controlrechte,  können  auch  während  der  Betriebs- 
zeit in  der  Fabrik  dauernd  instalJirt  werden.  Sie  haben  die  Apparate  und  die 
Operationen  zu  überwachen,  einige  der  letzteren  dürfen  nur  in  ihrer  Gegenwart  voll- 
zogen werden,  lieber  die  Production  wird  amtlich  Buch  geführt  und  am  Anfang 
und  Schluss  der  Campagne  ein  Inventar  aufgenommen.  Dabei  constatirtc  Fehl- 
A.  Wagner,  Finanzwissenscliaft  III.  44 
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mengen  gegen  das  Ausbeuteminimum  sind  im  Princip  steuerpflichtig,  ebenso  hierbei 
ermittelte  Mehrausbeuten  (s.  u,).  Versteckte  Mengen  u.  dgl.  werden  beschlagnahmt 

An  diese  Bestimmungen  über  das  Exercice  reihen  sich  weitere 
Uber  die  Einrichtung  der  Fabrik,  um  Unterschleife  verhüten 
zu  können,  und  Uber  den  Verkehr  mit  Zucker  und  zuckerigen 
Stoffen  an. 

So  darf  eine  Fabrik  keine  innere  Verbindung  mit  fremden  Häusern , nur  einen 
gewöhnlich  offenen  llaupteingang  haben,  die  Fenster  müssen  in  vorgeschriebener 
Weise  vergittert  sein.  Heimischer  oder  fremder,  fertiger  oder  unfertiger  Zucker, 
Syrup,  Melasse,  darf  nicht  von  anderswo  in  die  Fabrik  gebracht  werden,  falls  diese 
nicht  gleichzeitig  Baffiniranstalt  ist.  Als  Regel,  welche  aber  einige  Ausnahmen  er- 
leidet, gilt,  wie  bei  den  Getränken  (S.  648),  dass  jede  Versendung  von  Zucker  u.  s.  w. 
angezeigt,  steueramtlich  geprüft  und  in  gewissem  örtlichen  Umfang  (innerhalb  des 
Arrondissements,  in  dem  eine  Fabrik  liegt,  und  der  diesem  Arrondissement  benachbarten 
Cautone)  unter  Begleitschein  in  Form  eines  acquit-ä-caution  (S.  649)  gehen  muss. 
Auch  sonstige  Formalitäten  (Zeit,  Verpackungsart)  sind  für  die  Versendung  angeordnet. 
Die  Steuer  ist  im  Princip  bei  dem  Ausgang  des  Zuckers  aus  der  Fabrik  fällig.  Doch 
bestehen  einige  öffentliche,  dem  Staate  gehörende  Entrepöts  (Paris,  Lille),  in 
denen  der  Zucker  einstweilen  steuerfrei  gelagert  werden  kann , sowie  Gewährung  von 
Steuercrediten  gegen  Sicherstellung  auch  hier.  Fictive  Entrepöts  („ä  domicile“) 
sind  bei  Zucker  ausgeschlossen. 

Zur  Vervollständigung  eines  solchen  Ueberwachungssystems 
hätte  allerdings  wohl  von  Anfang  an  die  Unterstellung  auch  der 
Raffinerieen  unter  das  Exercice  gehört,  um  den  Rohzuckerbezug 
zu  controliren.  Bei  diesen  ist  aber,  wie  oben  schon  bemerkt,  erst 
neuerdings  eine  bessere  Ueberwachung  erreicht  worden. 

Dabei  muss  besonders  der  Eingang  von  Rohzucker  und  der  Ausgang  von  Raffi- 
nade bei  jeder  Anstalt  überwacht  werden.  Bezügliche  Dcclarationspflichten  speciell 
für  den  Eingang  der  ursprünglich  nur  bereits  versteuert,  später  nach  dem  System  der 
„zeitweiligen  Zulassung“  auch  einstweilen  steuerfrei,  unter  Sicherstellung,  zu  beziehenden 
Rohzucker  bestanden  der  Controle  halber  auch  schon  früher.  Im  Princip  ist  auch 
hier  die  Steuer  beim  Ausgang  der  Raffinade  aus  der  Fabrik  fällig,  wenn  der  Roh- 
zucker unversteuert  bezogen  war.  Die  Ueberwachung  ist  um  so  leichter,  da  die 
Raffinerie  in  wenigen  Gross-Anstalten  (jetzt  10)  conccntrirt  ist.  Aber  das  Exercice 
bei  den- Raffinerien  macht  allerdings  nach  der  Technik  des  ganzen  Betriebs  viel  grössere 
Schwierigkeiten  als  bei  den  Rohzuckerfabriken.  S.  über  diese  Frage  und  die  Ver- 
handlungen betr.  die  Einführung  des  Exercice  1871  ff.,  1875  Ami,  tarifs  de  douanes, 
Par.  1S7G,  II,  330  ff,  363  ff. 

§.271.  2.  Besteuerungsmethode.  Hier  ist  vornemlich 
die  Zeit  vor  und  nach  dem  Gesetz  von  1884  zu  unterscheiden. 
Doch  sind  auch  in  der  ersteren  bei  der  Durchführung  der  im 
Ganzen  beibehaltenen  Methode  Veränderungen  erfolgt. 

a)  Die  ältere  Methode  (bis  1884).  Von  Anfang  an  und 
bis  1884  war  die  inländische  Zuekerbesteuerung  als  Fabrik  at- 
bezw.  Halbfabrikat-  (Rohzucker-)  Besteuerung  gedacht. 
Die  Verwaltung  musste  also  bemüht  sein,  das  gewonnene  Pro- 
duct nach  seiner  Menge  und  Art  (Zucker  nach  den  verschiedenen 
Verarbeitungsstufen,  als  Rohzucker,  Raffinade,  Candis  u.  s.  w.  und 
nach  der  Qualität  oder  Sorte,  dem  Zuckergehalt,  Syrup,  Melasse) 
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festznstellen.  Darauf  hatten  auch  die  Controlen  hinauszugehen. 
Man  wählte  nun  zu  diesem  Behufe  zunächst  den  Weg  der  sog. 
Saftbesteuerung,  indem  man  aus  der  Menge  und  Dichtig- 
keit des  Zuckersaftes  vor  der  Scheidung  mittelst  des  sog.  Dichtig- 
keitsmessers  (Densimeters)  ein  steuerpflichtiges  Minimum 
der  Ausbeute  an  Zucker  einer  bestimmten  Type  aus  den  Rüben 
festzustellen  suchte.  Alsdann  erfolgte  aber  zur  Correctur  dieses 
Ergebnisses  erst  die  genaue  Feststellung  der  eventuell  dieses  Mini- 
mum überschreitenden  Zuckerproduction  durch  die  schon  erwähnte 
steueramtliche  Buchführung  und  Inventarisirung  vor  Be- 
ginn und  am  Schluss  jeder  Campagne.  Das  also  corrigirte  Ergeb- 
niss  der  Saftbesteuerung  wurde  der  Berechnung  der  Steuerschuldig- 
keit der  Fabrik  zu  Grunde  gelegt.  Die  Steuermethode  war  also 
zunächst  nur  nominell  die  der  (Halb-)  Fabrikatsteuer,  indem 
die  Steuer  nach  Menge  und  Sorte  des  Products  bloss  bemessen 
wurde,  eigentlich  war  es  die  einer  modificirten  Saftsteuer. 
Eine  reelle  Fabrikatsteuer  entstand  daraus  erst  durch  die  an- 
gegebene Correctur. 

S.  Ges.  v.  31.  Mai  1846,  Art.  7:  die  Stcueranschreibungen  (cliarges)  berechnet 
im  Minimum  nach  Menge  und  Dichtigkeit  des  der  Scheidung  unterworfenen  Safts  im 
Verhältniss  von  1400  Gramm  Zucker  erster  Type  auf  100  Liter  Saft  und  jeden  Grad 
des  Densimeters  über  100  (Dichtigkeit  des  Wassers)  vor  der  Scheidung  bei  Temperatur 
von  15°  C.,  wobei  Brüche  unter  7io  6rad  vernachlässigt  werden.  Das  Saftvolumen 
wird  nach  dem  Inhalt  der  Kessel,  unter  Abzug  von  10%.  berechnet.  (S.  Durch- 
führung danach  bei  Olibo  III,  263,  ßegl.  v.  1852,  Art.  8,  9,  Olibo  p.  293.  Er- 
läuterung bei  v.  Kaufmann,  Zuckerindustrie,  S.  124  11'.)  Die  angenommene  Gramm- 
Zahl  hat  gewechselt.  Im  Ges.  v.  19.  Juli  1880,  Art.  21,  ist  der  Ansatz  auf  1200  Gramm 
raff.  Zuckers  für  das  Hectoliter  bestimmt  worden. 

Als  Saftsteuer  hat  diese  Steuermethode  die  jener  ankleben- 
den Mängel,  vor  allen  den,  dass  aus  der  Saftdi chtigkeit  nicht 
sicher  und  nicht  gleichmässig  auf  den  Zuckergehalt  geschlossen 
werden  kann,  — Zuverlässigkeit  des  Densimeters,  Sorgfalt  der  Be- 
obachtung, Integrität  der  Controlbeamten  selbst  vorausgesetzt, 
Voraussetzungen,  welche,  zumal  früher,  auch  nicht  immer  zugetroffen 
sein  sollen.  Auch  wirkt  die  Saftsteuer  nicht  gleichmässig  auf  die 
Besteuerten  und  veranlasst  unter  Umständen  unökonomische  Be- 
triebsoperationen. Ohne  Hinzutritt  der  scharfen  Betriebs  con- 
trolen mittelst  des  Exercice  und  schliesslich  der  Versendungs- 
control e und  insbesondere  ohne  die  Correctur  durch  die 
Bestandaufnahmen  würde  die  Saftsteuer  mit  durchschnittlich 
massigen  Ausbeuteminimis  vollends  unzureichend  bleiben.  Die  Er- 
gänzung dieser  Steuermethode  nach  diesen  Seiten  war  also  fiscalisch 
ganz  folgerichtig. 

44* 
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Was  in  Kaufmann ’s  Darstellung',  Zuckerindustrie,  S.  126,  nicht  recht  erkannt 
wird.  (Unrichtig  hier,  dass  geringere  Ergebnisse  bei  der  Controle  Nachlässe  bedingten. 
Die  Fehlmengen  sind  steuerpflichtig  nach  Ges.  v.  1846,  Art.  8,  doch  kann  durch  den 
Finanzministcr  eine  Befreiung  erfolgen.  Decr.  v.  7.  Jan.  1860,  Art.  1,  Olibo  III, 
264.)  S.  die  Kritik  der  Saftsteuer  von  3.  Wolf,  in  d.  Tlib.  Ztsclir.  B.  88,  S.  309. 
Wenn  man  die  Ausbeutcminima  bei  der  Saftsteuer  nicht  zu  hoch  ansetzt  und  dann 
Abonnements  gewährt,  bei  denen  die  Mehrausbeute  steuerfrei  bleibt,  wie  in  Frankreich 
nach  d.  Ges.  v.  23.  Mai  1860,  so  kann  die  Saftstcuer  einigermassen  ähnlich  wie  die 
Rohstoffstcucr  oder  wie  eine  andere  Pauschalirungssteuer  wirken,  nämlich  gewisse 
technische  Fortschritte  prämiirend.  Doch  waren  die  Erfahrungen  in  den  wenigen 
Jahren  des  Bestehens  dieser  Einrichtung  nicht  günstig;  die  letztere  kam  nur  einigen 
(legenden  mit  zuckcrreichcrer  Rübe  zu  Gute.  So  gab  man  sie  1864  (Ges.  v.  7.  Mai, 
Art.  4)  wieder  auf  (Olibo  III,  239,  Wolf,  Finanzarch.  III,  60).  Vor  der  Reform 
v.  1884  dachte  man  wieder  an  diese  Saftsteuer  mit  Abonnements,  gab  aber  dann  doch 
der  Ritbensteucr  den  Vorzug  (Wo  1 f , im  Finanzarch.  III,  52,  der  Agriculturrath  hatte 
sich  für  die  Saftstcuer  als  weniger  revolutionirend  wirkend  erklärt).  Ueber  die  Bc- 
triebscontrole  und  die  luven tarisirungen  u.  s.  w.  bes.  Reglern,  v.  1.  Sept.  1852,  bei 
Olibo  III,  288  IT',  zur  Ausführung  des  Decrets  v.  27.  März  1852. 

Jene  Corrcctur  der  Ergebnisse  der  Saftsteuer  durch 
die  Bet  rieb  sco nt role  enthält,  aber  eine  neue  schwierige  Auf- 
gabe, nämlich  die  Zuckersorten  und  Qualitäten  richtig  fest- 
zustellen, um  die  nach  diesen  bestimmten  Steuersätze  anzulegen 
und  die  Mengen  und  Arten  der  Producte,  welche  die  Inventarisirung 
ergiebt,  mit  den  Anschreibungen  und  vorläufigen  Belastungen  nach 
der  Saftprobe  zu  vergleichen.  Hierfür,  sowie  ftir  die  Verzollung 
und  die  Berechnung  der  Ausfuhr  Vergütungen  für  Raffinade 
bediente  man  sich  des  (ursprünglich  holländischen)  Systems  der 
Classification  der  Zucker  nach  der  Farbe.  In  der  Anwendung 
dieses  Systems  trat  aber  die  Vereinfachung  ein,  dass  man  je  eine 
Anzahl  dieser  sogen.  Farben  typen  in  Eine  Kategorie,  zu  einer 
Normaltype  zusammenzog,  nach  letzteren  Typen  die  Steuersätze 
und  die  Umrechnungszahlen  zwischen  Raffinade  und  Rohzucker 
bestimmte  und  jede  vorkommende  Zuckerqualität  auf  ihre  Type 
zurückführtc.  Hierdurch  wurde  die  Besteuerung  des  einheimischen 
Rübenzuckers  wie  die  Verzollung  des  Colonial-  und  fremden  Zuckers 
also  wieder  in  eigentümlicher  Weise  modificirt.  Die  „Fabrikat- 
steuer“ nahm  die  Gestalt  einerSteuer  nach  solchen  Typenclassen 
an,  ihr  „ Qual itätssteu erfass“  ward  von  vornherein  vielfach 
ein  ungenauer,  da  jede  Type  Zucker  verschiedenen  Gehalts  um- 
fasste, der  Steuersatz  also  höher  für  Sorten  an  der  Untergrenze 
der  Type,  niedriger  für  die  an  der  Obergrenze  war.  Dies  führte 
unvermeidlich  zu  fiscalischen  Benachteiligungen , auch  zur  llin- 
dränguug  der  Zuckerproduction  in  einseitige  technische  und  damit 
öfters  unökonomische  Richtung  und  zur  Verwandlung  der  Aus- 
fuhrvergütungen in  Ausfuhrprämien. 


Digitized  by  Google 


Zuckerbcstcucrung.  Bcstcueruugsmethode. 


(581 


Die  Bestimmungen  über  die  Zahl  und  Grenzen  der  Typen  haben  gewechselt. 
Im  Ges.  v.  3.  Juli  1840  wurden  3 Typen  f.  Rohzucker  unterschieden,  mit  4 Steuer- 
stufen: für  die  erste  Type  und  Nuancen  darunter,  zwischen  der  ersten  und  bis  zur 
zweiten  Type  incl.,  über  der  zweiten  und  bis  zur  dritten  incl. , über  der  dritten, 
danach  25—27.75 — 30.50  —33.20  Frcs.  f.  100  Kil. ; mit  letzterer  Kategorie  gleich- 
gestellt Zucker  in  Broten,  geringer  als  Melis  (oder  quattre-cassons) ; endlich  als  eine 
fünfte  Gasse  Melis  u.  s.  w.,  auch  Candis  zu  3G.10  Frcs.  Veränderungen  der  Classi- 
fication und  Steuersätze  1851,  1852,  1800,  1864.  Das  Ges.  v.  7.  Mai  1864  unterschied 
Rohzucker  jeden  Ursprungs  in  zwei  Classen,  unter  No.  13  mit  42  Frcs.,  Nr.  13  bis 
incl.  20  mit  44  Frcs.;  ausserdem  dem  raffinirten  ähnlichen  (poudres  blanches)  über 
No.  20  mit  45  Frcs.  Steuer,  raff,  inländ.  und  aus  den  französ.  Colon ieen  mit  47  Frcs. 
Dieselbe  Classification  auch  in  den  Tarifen  nach  dem  Kriege,  1871,  1872. 

Die  internationale  Zuck  er  Convention  von  1S64  legte  ihren  Bestimmungen 
ebenfalls  die  Classification  nach  der  Farbe  zu  Grunde.  Provisorisch  wurden  als 
Minima  des  Ausbringens  von  Zucker  beim  Raffiniren  4 Classen  angesetzt:  auf  je 
100  Kil.  holl.  Type  IS — 15  die  1.  CI.  mit  87%  raff  Hutzucker,  Type  14 — 10  die 
2.  CJ.  mit  85%,  Type  9 — 7 die  3.  CI.  mit  81,  unter  7 die  4.  CI.  mit  76,  wobei  die 
Zwischensorten  zwischen  2 Classen  zur  unteren  gehören  sollten  (Art.  1 d.  Convention 
v.  8.  Nov.  1S64.  Darüber  Circ.  v.  25.  Juli  1S65,  Preuss.  Hand.-Arch.  1866,  I,  282). 
Darauf  wurden  in  Köln  practischc  Versuche  von  einer  Commission  der  Conventions- 
inächte  angestdlt.  wonach  dann  für  die  gen.  4 Classen  als  Ausbringensprocente 
normirt  wurden : 94,  88.  SO,  67  (Dcclar.  v.  20.  Nov.  1866,  Preuss.  Hand.-Arch.  1867, 
I,  233).  Ueber  die  Wirkungen,  v.  Kaufmann,  Zuckerind.  S.  131. 

Das  Ges.  v.  80.  Dec.  1875  unterschied  in  den  Artikeln,  welche  bei  Nicht- 
ratification der  neuen,  am  11.  Aug.  1875  zu  Brüssel  abgeschlossenen  Convention  in 
Geltung  traten,  2,  bezw.  3 Classen  für  den  Verbrauchssteuer  zahlenden  Zucker, 
1 , bezw.  5 für  den  zeitweilig  in  den  Raffinericen  zugelassenen , behufs  Ausfuhr  der 
Raffinade  (s.  o.S.  669,  Olibo  III,  223,  224).  — Der  zur  Ausfuhr  kommende  französ. 
Rohzucker  war  steuerfrei  (Ges  v.  23.  Mai  1S60,  Art.  8). 

Der  besondere  Mangel  jeder  Classification  der  Zucker  nach 
der  Farbe  liegt  in  der  Unsicherheit  des  Schlusses  aus  der 
Farbe  auf  den  wirklichen  Zuckergehalt,  speeiell  auf  den 
Gehalt  des  Rohzuckers  an  krystallisirbarem  Zucker.  Ausserdem 
ist  eine  künstliche  Dunklcrfarbung  des  Zuckers,  um  den  Steuersatz 
zu  ermässigen  oder  die  Ausfuhrvergütung  zu  erhöhen,  ohne  wesent- 
lichen Nachtheil  und  ohne  Einfluss  auf  den  Zuckergehalt  auszu- 
führen. 

S.  ,T.  Wolf,  Tüb.  Ztschr.,  B.  38,  S.  817,  nach  Gunning,  über  Saccharimetrio, 
Bcrl.  1875.  Auch  v.  Kaufmann,  Zuckerind.  S.  131  ff.,  wo  auch  noch  des  Uebel- 
stands  gedacht  wird,  dass  die  der  Einschätzung  zu  Grunde  liegenden  Normalmuster 
sich  alJmälig  selbst  verändern. 

Diesen  Schwierigkeifen  und  Uebelständen  hat  die  französische 
Gesetzgebung  dadurch  zu  begegnen  gesucht,  dass  sie,  nach  einem 
schon  früheren,  aber  bald  wieder  aufgegebenen  Versuche,  die 
sac charimetrische  Untersuchung  statt  der  Farbeutypen  der  Be- 
steuerung zu  Grunde  zu  legen  (Gesetz  vom  13.  Juni  1851),  die 
Verwaltung  ermächtigte,  in  Zweifelsfällen,  wenn  die  Nuance  des 
Zuckers  seinem  wirklichen  Zuckergehalte  nicht  zu  entsprechen 
schiene,  eine  amtliche  Prüfung  nach  den  sacchari metrischen 
Proceduren  zu  veranlassen.  Raid  wurde  dann  dies  Verfahren  all- 
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gemein  angewandt,  wenn  Zucker  vom  Fabrikanten  nicht  über 
Type  20  von  vornherein  declarirt  worden  waren. 

Gesetz  v.  29.  Juli  1875,  Art.  3 und  Gesetz  v.  30.  Dec.  1875.  Die  dabei  an- 
gewandte Specialmethode  ist  die  sogen,  optische,  mittelst  des  Polarimeters 
(s.  Wagner,  ehern.  Technol. , S.  594).  S.  die  Durchführung  bei  Olibo  III,  223  tl'. 
Der  Fabrikant  hatte  das  Kocht,  wenn  der  Zuckergehalt  nicht  mit  der  Nuance  überein- 
stimmte, denselben  zu  declariren.  Bes.  bei  Verdacht  künstlicher  Färbung  wurde  die 
saccharim.  Untersuchung  wichtig.  In  Hauptsitzen  der  Zuckerindustric  wurden  Unter- 
suchungsbureaux  eingerichtet,  in  Paris  ein  Centralbureau,  an  welche  die  erforderlichen 
Proben  geschickt  werden.  S.  auch  Ges.  v.  19.  Juli  1880,  Art.  IS.  Bei  der  Um- 
rechnung von  Kohzucker  auf  Kaflinade  werden  dann  das  Ausbringen  nach  der 
polarimetrischen  Analyse  veranschlagt  und  für  die  Nichtzucker- Bestandtheile,  welche 
das  Krystallisiren  hindern,  Abzüge  gewährt,  wie  früher  schon  bemerkt  wurde  (S.  609): 
für  Glucosebestand  das  2 fache,  für  Aschenbestand  das  4 fache  (früher  5 fache),  beides 
wohl  zu  hoch.  S.  Wolf,  Tüb.  Ztschr.,  B.  38,  S.  318,  664. 

Auch  diese  Prüfirngsmethode  ist  indessen  mit  wesentlichen 
Mängeln  behaftet,  die  sich  bisher  nicht  beseitigen  Hessen.  Ihre  Ergeb- 
nisse sind  nicht  genügend  sicher,  die  Coefficienten  für  die  Abrechnung 
der  Nichtzuckertheile  sind  ebenfalls  nicht  allgemein  genau  bestimm- 
bar und  gleichmässig,  die  angenommenen  beruhen  auf  Muthmassung 
und  sind  wahrscheinlich  immer  noch  zu  hoch,  also  für  den  Fiscus 
zu  ungünstig  und  störend  für  gleichmässige  Besteuerung.  Auch 
lassen  sich  künstliche  Beimischungen  von  Nichtzucker- Stoffen 
machen.  Endlich  ist  die  Methode  in  der  Praxis  schwierig  anzu- 
wenden, so  dass  man  sie  auch  deswegen  als  nicht  geeignet  zur 
definitiven  Beibehaltung  bezeichnet  hat.  Die  i.  .1.  1884  wenigstens 
bei  der  inländischen  Zuckerbesteuerung  erfolgte  Aenderung  ist 
durch  solche  Erwägungen  unterstüzt  worden.  Ein  Fortschritt  war 
es  aber  immerhin,  dass  das  Gesetz  vom  19.  Juli  1880  von  der 
Tarifirung  nach  Classen  zu  derjenigen  nach  dem  wirk- 
lichen Zuckergehalt  auf  Grund  der  characterisirten  sacchari- 
metrischen  Analyse  tibergegangen  ist. 

S.  J.  Wolf,  Tüb.  Ztschr.,  B.  38,  S.  31S,  664,  nach  Gunniiig’s  obengenannter 
Schrift.  Das  sacckarimetrische  Problem  ist  schon  als  wissenschaftliches  ein 
schwieriges,  die  Benutzung  der  saccharimetr.  Methode  für  die  Praxis  vollends  nur 
bedingt  zulässig. 

§.272.  b)  Die  neue  Besteuerungsmethode.  Die  durch 
das  Gesetz  von  1884  eingeführte  eigentliche  Kti  benbesteuerung 
ist  natürlich  auch  für  die  ganze  Einrichtung  der  Steuer  von  ent- 
scheidender Bedeutung  geworden.  Die  Saftsteuer  wurde  dadurch 
beseitigt,  zunächst  in  den  abonnirten  Fabriken,  seit  1.  Sept.  1887 
allgemein.  Die  bisherigen  Controlen  konnten  geändert  weiden,  an 
ihre  Stelle  trat  eine  um  so  sorgfältigere  Controle  der  Einbringung 
von  Rüben  in  die  Fabrik  und  des  Rübengewickts.  Jene  Controlen 
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hätten  selbst  grossentbeils  fortfallen  können.  Ihre  Beibehaltung 
hatte  jedenfalls  bei  strenger  und  folgerichtiger  Durchführung  der 
Rübensteuer  in  der  Regel  keine  direct  tiscalische,  steuertechnische 
Bedeutung  mehr,  sie  boten  indessen  das  Mittel  zur  Ergänzung  der 
Rübencontrole  und  dienten  ausserdem  zu  statistischen  Ermittlungen, 
welche  auch  für  die  Verwaltung  werthvoll  sind.  Seitdem  dann  die 
zunächst  steuerfreie  Mehrausbeute  an  Zucker  über  das  gesetzliche 
Minimalausbringen  hinaus  wieder,  wenn  auch  nur  zu'  einem  mässigeu 
Satze,  mit  versteuert  und  nach  ihrem  Betrage  die  Quote  des  steuer- 
freien Abgangs  beim  französischen  Colonialzucker  bemessen  wurde 
(S.  674),  war  die  genaue  Ermittlung  des  Betrags  dieser 
Meh rausbeute  wieder  fiscalisch  geboten  und  mussten  dafür  die 
Betriebs-  und  dieVersendungscontrole  wie  bisher  verbleiben. 

Bei  der  neuen  Steuermethode  ist  ferner  die  bei  der  Fabrikat- 
steuer mögliche  einfache  Freilassung  des  zu  exportirenden  Roh- 
zuckers von  der  Steuer  — er  ging  zu  diesem  Behuf  unter  Begleit- 
schein (acquit-ä-caution)  an  das  Grenzzollamt  — nicht  mehr  aus- 
führbar. Es  muss  vielmehr  eine  Ausfuhrvergütung  auch  für 
den  Rohzucker  festgestellt  werden.  Diese  wird  freilich  hier,  wie 
bei  Raffinade  zu  hoch,  wenn  sie  einfach  gemäss  der  gesetzlichen 
Miuimalausbeute  an  Raffinade  aus  den  Rüben  bestimmt  wird.  Aber 
auch  in  diesem  Falle  setzt  sie  bei  der  Anwendung  auf  Rohzucker 
erst  eine  Umrechnung  des  Steuersatzes  für  raffinirten  auf  den  für 
Rohzucker  voraus.  In  d i e s e n Fällen,  wie  auch  bei  den  Einfuhr- 
zoll e n muss  daher  zur  Feststellung  des  Zuckergehalts,  insbesondere 
der  Rohzucker,  die  saccharimetrische  Untersuchung  bei- 
behalten werden,  wie  das  auch  in  Frankreich  geschehen  ist. 

Iu  diesen  Puncten  ist  die  frühere  Gesetzgebung  in  Kraft  geblieben,  speciell 
Art.  IS  des  Ges.  v.  1SS0.  S.  die  Tarif bcstiminungen  des  Ges.  v.  1SS4  oben  S.  673. 
Das  Nähere  der  Controle  bei  der  Kubensteuer  bestimmt  das  Decr.  v.  31.  Juli  1884 
(Hüll.  XVI,  253,  im  Auszug  bei  Wolf,  Finauzarch.  III,  54),  ergänzt  durch  das  Decr. 
v.  25.  Aug.  1887  (Bull.  XXII,  229).  Die  Controle  betrifft  vornemlich  die  Waage - 
apparate.  die  amtlich  geprüft,  mit  automatischem  Zählwerk  versehen,  gegon  willkür- 
liche Beeinflussungen  geschützt  sein,  zu  dem  Zweck  Einrichtungen,  Schlösser  u.  dgl.  in. 
haben  müssen,  zu  denen  die  Verwaltung  die  Schlüssel  in  der  Hand  hat,  Siegel  an- 
legen  darf  u.  s.  w.  (spcc.  Vorschriften  im  Decr.  v.  1887);  ferner  die  Zugänge  zur 
Waage,  die  gegen  geheimes  Einbringen  von  Hüben  zur  Verarbeitung  geschützt  und 
so  beschaffen  sein  müssen,  dass  der  Controlbeamte  von  seinem  Platze  aus  die  Waage 
gut  übersehen  kann.  Die  Verwiegungen  geschehen  in  Minimalmengen  von  500  Kil., 
die  Beamten  führen  Buch  darüber,  nach  den  Aufzeichnungen  wird  täglich  die  Fabrik 
gemäss  den  gesetzlichen  Keductionssätzen  belastet.  Die  Fabrikanten  müssen  mindestens 
1 Monat  vor  Beginn  der  Arbeit  der  Controlbehörde  den  Plan  des  Waageapparates 
und  der  ganzen  Einrichtung  der  Fabrik  einreichen,  die  Herstellung  der  Waage  muss 
mindestens  1 Monat  vor  Beginn  der  Arbeiten  beendigt  sein,  ohne  vorgängige  Anzeige 
und  Zustimmung  der  Controlbehörde  darf  weder  an  Waage  noch  Einrichtung  der 
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Fabrik  etwas  verändert  werden.  Die  Fabrikanten  müssen  auch  in  amtlich  gelieferte 
Register  Eintragungen  über  ihre  Operationen,  den  gewonnenen  Zucker,  machen, 
worüber  die  Decreto  das  Einzelne  näher  bestimmen.  Die  amtlichen  Inventarisirungcn 
erfolgen  in  der  früheren  Weise.  Die  Belastungen  und  Steuerfreiheiten  bestimmten 
sich  anfangs  aber  nur  nach  den  gesetzlichen  Red  uctionszi  Ilern  von  raffin.  Zucker  auf 
Kuben.  Der  der  Mehrausbeute  über  das  Minimum  hinaus  entsprechende  Zucker  kann 
steuerfrei  versandt  werden,  bezw.  unterliegt  er  jetzt  nur  der  Ergänzungssteuer 
dafür,  sobald  die  Production  die  gesetzliche  Belastung  übersteigt.  Rohzucker  und 
Melasse  können  jetzt  auch  aus  anderen  Fabriken  bezogen  werden.  Bei  den  Ent- 
lastungen erfolgt  die  Umrechnung  der  Rohzucker  auf  Raffinade  nach  den  Bestimmungen 
des  Ges.  v.  1880,  Art.  18,  also  nach  saccharimetr.  Feststellung  des  Zuckergehalts; 
nach  Ges.  v.  4.  Juli  1SS7  werden  Rohzucker  von  mindestens  65  und  höchstens  08% 
zur  Entlastung  der  Contcn  für  „zeitweilige  Zulassung“  nach  dem  Keinergcbniss  an 
raff.  Zucker,  gemäss  den  Bestimmungen  des  Ges.  v.  1SSÖ,  aber  mit  Abrechnung  von 
17*%  als  „Abgang“  angesetzt.  Der  Zuckergehalt  der  Melasse  ist  vom  Verscuder 
zu  declarircn,  doch  nicht  unter  15%,  wobei  Melasseversendungen  au  Destillerieen 
oder  ins  Ausland  anfangs  keine  Entlastung  bedingten.  Nach  Ges.  v.  4.  Juli  1887, 
Art.  6,  werden  letztere  Versendungen  der  Fabriken,  welche  kein  Osmosev erfahren 
haben,  mit  14%  des  Gewichts  bei  Melassen  von  wenigstens  44%  des  absoluten 
Zuckcrreichthums  zur  Entlastung  gut  geschrieben.  Bei  Mclasseversenduugen  von  einer 
abonnirten  Fabrik  au  die  andere  wird  die  Entlastung  beim  Versender  und  die  Be- 
lastung beim  Empfänger  auf  14  Eil.  ralf.  Zuckers  für  100  Kil.  Melasse  ungerechnet. 
Das  Decr.  v.  1SS7  hat  auch  noch  besondere  Declarationspflichten  für  die  Fabriken, 
welche  das  Osmose  verfahren  anwenden,  eingofuhrt.  — Einige  Specialpilichten 
sind  den  Fabriken  und  Raffincricen  durch  Ges.  v.  27.  Mai  1SS7  wegen  der  Erhebung 
des  Steuerzuschlags  für  den  bisher  schon  steuerpflichtigen  und  der  Specialtaxe  des 
bisher  — als  Ausbeuteüberschuss  u.  s.  w.  — steuerfreien  Zuckers  auferlegt  worden.  — 
In  den  3 Zuckercolon ieen  Guadeloupe,  Martinique  und  R6union  sind  jetzt  auch  eigene 
amtliche  Laboratorien  für  die  Analyse  der  exportirten  Zucker  eingerichtet  (Ges.  vom 
13.  Juli  1886,  Art.  3). 

Bestreitungen  bezüglich  der  richtigen  Veranlagung  der  Zuckersteuer,  daher 
insbesondere  betreffend  die  Menge  und  den  Zuckergehalt,  Seitens  der  Fabrikanten, 
Raffineure  gehen  wie  in  anderen  ähnlichen  Fällen  der  indirectcn  Besteuerung  an  die 
durch  Ges.  v.  27.  Juli  1822  für  solche  Fälle  eingerichtete  Expertencommission 
zur  Entscheidung  im  contradictorischen  Verfahren  (Reer.  v.  27.  März  1852,  Art.  4, 
Regl.  v.  1.  Scpt.  1852,  Art.  20,  Olibo  III,  308). 

Die  Strafandrohungen  der  früheren  Gesetze  sind  noch  in  Kraft  geblieben. 
Jede  Verletzung  der  Gesetze,  Reglements  u.  s.  w.  ist  mit  1000—5000  Frcs.  und 
Confiscation  der  Zucker,  Syrupo,  Melassen,  die  fraudulös  fabricirt,  verhehlt,  fort- 
geschickt  sind,  bedroht,  im  Wiederholungsfälle  kann  die  Strafe  auf  das  Doppelte 
steigen  (Ges.  v.  1846,  Art.  26,  Decr.  v.  1S52,  Art.  7,  Ges.  v.  30.  Dec.  1873,  Art.  3). 
Nach  d.  Decr.  v.  1S52  kann  auch  bei  mehr-  als  zweimaliger  Straffälligkeit  vom 
Finanzminister  Schluss  der  Fabrik  angeordnet  werden  (ob  noch  geltend?).  Das 
Ges.  v.  4.  Juli  1887,  Art.  4,  hat  ausserdem  alle  Manipulationen,  um  die  Waagen  zu 
fälschen  und  über  das  Gewicht  der  verarbeiteten  Rüben  zu  täuschen,  mit  der  doppelten 
Steuer,  welche  auf  diese  Weise  seit  Beginn  der  Campagne  entzogen  werden  konnte, 
und  mit  dem  Vierfachen  im  Wiederholungsfälle,  bedroht.  — Das  Strafverfahren 
ist  das  allgemeine  bei  den  indirectcn  Steuern  (S.  006). 


cc)  Rückblick  und  zur  Kritik. 

In  der  Darstellung  der  historischen  Entwicklung  und  im  vorausgeheuden  Abschnitt 
von  der  Einrichtung  der  Zuckcrbestcuerung  sind  die  nöthigen  kritischen  Erörterungen 
bereits  an  den  Urten,  wo  cs  der  Zusammenhang  mit  sich  brachte,  grosscnthcils 
eingefügt  worden.  Daher  hier  nur  noch  einige  kritische  Bemerkungen  all- 
gemeiner Art  über  den  ganzen  Gang  der  Steucrontwicklung  und  spccicll  bloss  noch 
über  die  neugewählte  Form  der  Rubensteuer.  Auch  hier  wird  die  wichtige  handols- 
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politische  Seite  der  Zucker-Zollfrago  und  der  Ausfuhrvorgütungcn  nicht  weiter 
verfolgt.  S.  darüber  ausser  den  genannten  Schriften  noch  Am 6,  6tudc  des  tarifs 
de  douanes,  I,  ch.  18  u.  22  sowie  namentlich  Lexis,  die  französ.  Ausfuhrprämien, 
Bonn  1870,  ]>assim  u.  bcs  Abschn.  VII. 


§.  273.  Die  französische  Zuckerbesteuerung  liefert  ein  gutes 
13eis]»iel  der  ausserordentlichen  Schwierigkeiten  und  völlig  gar  nicht 
zu  lösenden  Confiicte,  in  welche  man  in  der  Steuerpolitik  durch 
die  Verquickung  sich  kreuzender  finanzieller  und 
sch  utzöll  ne  rischer  Interessen  geräth.  Die  Versuche,  diese 
Interessen  zu  versöhnen,  — anfangs  besonders  zwischen  Fiscus  und 
fremder  Zuckereinfuhr  einer-,  heimischer  Raffinerie  und  französischen 
Zuckcrcolonien  andrerseits,  später  zwischen  dem  Fiscus  und  auch 
der  heimischen  Zuckerindustrie  und  wieder  zwischen  letzterer  und 
der  Raffinerie  und  zwischen  Rübenzucker  und  Colonialzucker,  auch 
beiden  letzteren  und  fremdem,  neuerdings  besonders  mitteleuropäischem 
Rübenzucker,  — durchziehen  wie  ein  rother  Faden  die  Geschichte  der 
Zuckersteuer  seit  mehr  denn  70  Jahren  und  bedingten  ihre  ewigen 
Veränderungen,  bald  der  Tarife,  bald  der  Einrichtung,  ohne  dass 
bisher  etwas  Befriedigendes  erreicht  worden  wäre. 


Bald  wurde  das  fiscalischc  Interesse  zu  sehr  proisgegeben,  wie  jungst  wieder  im 
Gesetz  von  1884,  und  musste  wohl  oder  übel  eine  Wiedergutmachung  erfolgen,  bald 
machte  sich  das  Interesse  der  Raffinerie,  der  Colonieen,  der  inländischen  Rohzuckcr- 
production  mehr  geltend  und  führte  zu  Veränderungen  der  Gesetzgebung,  aber 
niemals  gelang  es,  die  drei  Interessenten  unter  einander  und  den 
Fiscus  mit  ihnen  gleichzeitig  und  genügend  gleichmässig  zu  be- 
friedigen. Ungemein  grosse  Vortheile  wurden  den  Interessenten  öfters  zugeführt, 
auf  Kosten  des  Fiscus  oder  der  Consumeuten,  lange  Zeit  hindurch  den  Raffinerieen, 
meist  auch  den  Colonieen,  anfangs  und  wieder  neuerdings  den  Rübenzuckerfabriken. 
Die  Einflüsse  auf  die  Vermögens-  und  Einkommensverthcilung,  die  aus  solchen  Ver- 
hältnissen hervorgingen,  haben  sicherlich  vielfach  grosse  Bedenken  gehabt.  Dass 
dann  bei  ungewöhnlich  starker  Begünstigung  eines  Interessententheils  die  anderen 
Interessenten  und  der  Fiscus  wieder  rcagirten,  war  begreiflich,  auch  gut,  aber  ein 
dauernder  genügender  Zustand  und  damit  ein  wahrer  Ruhepunct  kam  doch  nicht 
herbei.  Immer  nur  neue  Verschiebungen  der  Interessensphären,  welche  als  solche  den 
Keim  zu  abermals  neuen  Veränderungen  in  sieb  trugen. 


Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  dem  gegenüber  eine  „st riet 
freihändlerische“  Politik  auch  rein  vom  finanzpolitischen 
Staudpuncte  aus  günstiger  erscheint,  nicht  nur,  weil  sic  das  fis- 
calischc Interesse  allein  und  strenger  zu  verfolgen  gestattet,  sondern 
weil  sie  den  Keim  zu  solchen  beständigen  Umgestaltungen  wegen 
all  dieser  sonstigen  „Rücksichtnahmen“  nicht  in  sich  trägt:  sic  ver- 
ändert sich  in  Tarifen  und  Einrichtung  eben  bloss  nach  finan- 
ziellen Gesiebtspuncten.  Die  neuere  britische  Zoll-  und  Accise- 
geschichte  zeigt  das,  auch  auf  dem  Gebiete  der  Zuckcrindustric 
(S.  316).  Iu  Betreff  des  nunmehr  steuerfreien  Zuckers  ist  Gross- 
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britannien  ja  auch  nur  durch  die  continentale  Politik  der  Zucker- 
Ausfuhrprämien  in  neue  Schwierigkeiten  gerathen,  weil  seine 
Raffinerie  unter  diesen  Verhältnissen  leidet  (S.  317). 

Damit  soll  die  proteetionis tische  Politik  weder  im  Allge- 
gemeinen  noch  speciell  auf  diesem  Gebiete  kurzweg  abgewiesen 
werden.  Es  mögen  zwingende  GrUnde  für  sie  sprechen.  Ob  freilich 
1884  in  Frankreich?  Aber  man  muss  dann  nur  die  Consequenzen 
klar  erkennen  und  tragen:  sie  liegen  in  der  geschilderten,  nicht 
zufälligen,  sondern  unvermeidlichen  beständigen  V er- 
find er ungsbedürftigkeit  der  Gesetzgebung.  Eine  alle 
Interessen  der  verschiedenen  Productionskreise  und  des  Fiscus  end- 
giltig  befriedigende  Gesetzgebung  ist  nicht  möglich.  Dies  Problem 
ist  als  solches  eben  ein  unlösbares.  Neue  Veränderungen 
der  ökonomischen  und  technischen  Productions-,  der  Bezugs-  und 
Absatzverhältnisse  im  ln-  und  Ausland  bedinget)  immer  wieder 
„Veränderungen  der  Rechtsordnung“,  — hier  der  Steuer- 
gesetzgebung. Bei  der  einen  Steuermethode  mehr  als  bei  der 
anderen,  bei  der  Rübensteuer  mehr  als  bei  der  Fabrikatsteuer,  aber 
auch  bei  dieser. 

Das  Alles  will  daher  sehr  bedacht  sein,  wenn  man  mit  einer 
einmal  finanzpolitisch  gebotenen  solchen  Verbrauchssteuer,  wie  der 
hier  besprochenen,  protectionistische  Gesichtspuncte  verbinden  will. 

Die  Conflictc,  welche  dann  aber  ebenfalls  unvermeidlich  und 
streng  folgerichtig  daraus  entstehen,  dass  verschiedene  Staaten 
eine  ähnliche  protectionistische  Politik  verfolgen,  zeigen 
sich  in  der  Zuckersteuerfrage  auch  einmal  in  besonders  drastischer 
Weise.  Daher  die  wiederholten  Bestrebungen,  gerade  auf  diesem 
Gebiete  „internationale“  Conventionen  abzuscbliessen,  wie 
jüngst  die  neue  von  1888,  theils  im  fisealischen  Interesse  aller 
Betheiligten,  theils  um  „die  internationale  Concurrenz  auf  ihre 
‘natürliche’  Grundlage  zurückzuführen  “.  Da  aber  hier  einmal 
scharfe  Interessenconfiicte  der  verschiedenen  „Volkswirtschaften“ 
und  damit  wieder  der  Völker  vorlicgen,  werden  auch  solche  Con- 
ventionen, so  berechtigt  sie  an  sich  sind,  vielleicht  nicht  einen 
dauernden,  Alle  befriedigenden  Zustand  herbeiführen. 

Wie  viel  schwieriger  sind  aber  nach  den  gegebenen  Verhält- 
nissen, bei  der  beständigen  Veränderung  der  ökonomischen,  tech- 
nischen, rechtlichen  Bedingungen  der  Production  und  des  Absatzes, 
alle  modernen  Steuerproblcme  als  die  früheren!  Wie  fehlen  so  voll 
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ständig  die  Analogieen  zwischen  jetzt  und  ehemals!  Uns  immer 
wieder  ein  Beleg  für  unsere  Auffassung  der  bloss  bedingten 
Bedeutung  der  älteren  Finanz-  und  Steuergescbichte  — d.  h. 
derjenigen  vor  dem  19.  Jahrhundert  — für  die  Theorie  und  Praxis 
des  Finanzwesens  (Fin.  I,  §.  12,  18,  III,  §.  1,  2,  §.  90). 

Speciell  die  Einführung  der  „Rübensteuer“  an  Stelle  der 
bisherigen  „Fabrikatsteuer“,  einer  rohen  Rohstoff-Steuerform 
an  Stelle  dieser  mit  Recht  als  immerhin  wesentlich  „rationeller“ 
geltenden  Steuermethode  ist  auch  ein  beachtenswerthes  Beispiel 
dafür,  wie  bei  der  Einrichtung  solcher  Steuern  andere  als  „rationelle“ 
theoretische  und  practische  Erwägungen,  auch  als  handgreifliche 
fiscalische  Interessen  mitunter  den  Ausschlag  geben,  selbst  in  einem 
Lande,  wo  letztere  Interessen  so  schwer  wiegen  müssen  und  — 
zur  Ehre  der  Franzosen  sei  es  gesagt  — unter  allen  Verfassungs- 
und Regierungsformen  zur  Anerkennung  kommen.  Bei  der  gedachten 
Massregel  von  1884  entschied  wieder  einmal  — zumeist  die  Eifer- 
sucht auf  Deutschland! 

Die  Rübensteuer  als  Besteuerungsmethode  hat  den  unvermeid- 
lichen Nachtheil,  die  Qualität  der  Rüben  nicht  zu  berücksichtigen, 
Prämien  an  Gegenden  mit  nach  Naturverhältnissen  zuckerreicheren 
Rüben  zu  geben,  die  Technik  und  demgemäss  die  Production  in 
einseitige,  forcirte,  zum  Theil  unökonomische  Entwicklung  zu  treiben, 
den  Grossbetrieb  besonders  zu  begünstigen,  — eine  Folge,  welche 
wieder  mit  so  vielen  volkswirtschaftlichen , socialpolitischen  und 
schliesslich  politischen  Bedenken  verbunden  ist.  Sie  führt  weiter 
dazu,  die  Steuerlast  und  die  Productionsvortheile  so  ungleich- 
massig  zu  vertheilen,  die  Ausfuhrprämien  wieder  mehr  hervortreten 
zu  lassen  und  noch  schwerer  abstellbar  zu  machen.  Schon  in  den 
wenigen  Jahren  des  Bestehens  der  neuen  Steuermethode  zeigen  sich 
alle  diese  voranszusehenden  Wirkungen  aufs  Deutlichste  und  sie 
werden  noch  mehr  hervortreten,  wenn  nicht  eine  angemessene  Er- 
höhung der  Verbrauchssteuer  für  die  „Mehrausbeuteu“  bald  eintreten 
und  ausgleichend  einwirken  sollte. 

In  Frankreich  zeigen  sich  aber  auch  noch  specifische  Uebel- 
ständc,  welche  nicht  der  Rübensteuer  als  solcher,  sondern  dem 
Wechsel  in  der  Besteuerungsmethode  zuzuschreiben  sind. 
„Die  Rübensteuer  ist  eben  keine  Steuerform  für  eine  alte  Industrie, 
die  ihre  Standorte  nach  Gesichtspuncten  gewählt  hat,  die  der  Rüben- 
steuer fremd  sind  und  mit  ihr  hinfällig  werden“,  sagt  mit  Recht 
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J.  W o 1 r im  Finanzarchiv.  Die  Verschiebung  der  Standorte 
hat  schon  begonnen  und  bringt  wiederum  für  die  Einen  „unver- 
schuldete Verluste“,  für  die  Andern  „unverdiente  Gewinne“.  Ein 
neuer  Beleg  für  die  Allmacht  der  Conjuncturen  (Grundlegung 
§•  76  ff.). 

Aber  Alles  das  will  nichts  besagen.  Eines  erreicht  Frankreich 
jedenfalls,  es  entgeht  der  entsetzlichen  Gefahr,  — „preussischen“ 
Zucker  essen  zu  müssen! 


A I)ic  neueren  kleineren  inneren  Verbrauchssteuern. 

Die  Einrichtung  und  das  einzelne  Steuertechnische  und  Admini- 
strative dieser  Steuern,  wie  L iccnzp  flieh  t,  U eh  er  wach  u n g (Excrcice)  u.  s.  w., 
nach  den  üblichen  Nonnen  des  französ.  Verwaltungsrechts  der  indirectcn  Steuern,  wie 
es  bei  den  tietränkesteuern,  der  Salz-  und  Zuckersteuer  dargestcllt  worden  ist.  Deshalb 
wird  darauf  im  Folgenden  nicht  näher  eingegangen. 


aa)  Im  Allgemeinen. 

§.  274.  Die  hier  zu  besprechenden  inneren  Verbrauchssteuern 
auf' Mineralöl,  andere  Ocle,  Stearin  und  Kerzen,  Essig 
und  Essigsäure,  Dynamit  und  Nitroglycerin  sind,  ebenso 
wie  die  später  noch  darzustcllendeu,  mittlerweile  wieder  aufgehobenen 
auf  Papier,  Seife,  Cichorien  alle  nach  dem  Kriege  von  1870 
bis  1871  in  den  damaligen  Finanznöthen  und  in  der  Verfolgung  der 
eingcschlagenen  Steuerpolitik  cingeführt  worden.  Die  verwandte 
Zündholz  eben  Steuer  gehörte  anfangs  auch  hierher,  ist  dann  aber 
bald  in  ein  Monopol  verwandelt  worden.  Sie  traten  zum  Theil 
ergänzend  zu  den  bereits  bestehenden  und  damals  erhöhten  Ein- 
fuhrzöllen, so  specicll  die  Mineralölstcuer.  Einige  dieser 
Abgaben  hatten  schon  im  Ancicn  regime  bestanden,  so  die  Steuer 
auf  andere  Ocle,  auf  S e i f e und  P a p i e r , erstere  auch  wieder 
eine  Zeit  lang  nach  1815  (1817 — 1822).  Einzeln  im  Ertrag,  gegen- 
über den  grossen  indirecten  Hauptsteuern,  keine  von  hervorragender 
Bedeutung,  sind  sie  doch  in  ihrer  Gesaramtheit.  immerhin  finanziell 
kein  ganz  unerhebliches  Object  des  französischen  Budgets  gewesen 
und  selbst  nach  der  Beseitigung  der  drei  genannten,  mit  ertrag- 
reichsten und  nach  Modifieation  der  Steuer  auf  vegetabilische  Oele, 
haben  sie  die  finanzielle  Wichtigkeit  nicht  ganz  verloren. 

Sie  bilden  — wie  ähnliche  Vorgänge  in  Nordamerika  während 
des  dortigen  Bürgerkriegs  — ein  characteristisches  Beispiel,  wie 
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derartige,  lästige,  sogar  kleinliche  und  einzeln,  wie  gesagt,  selbst 
finanziell  unbedeutende  Steuern,  trotz  aller  principieller,  steuer- 
politischer und  practischer  stcuertechnischer  Bedenken  und  trotz 
ihrer  Unpopularität  aus  früheren  Zeiten  her,  in  schweren  Finanz- 
krisen gerne  auftauchen,  namentlich,  wenn  sie  sich  in  ihrer  Ein- 
richtung an  andere  analoge  Steuern  anschliessen.  Begreiflich,  dass 
dann  aber  bei  einer  Besserung  der  Finanzlage  solche  Steuern  ebenso 
gern  bald  wieder  beseitigt  werden,  früher  als  andere  von  grösserer 
finanzieller  Bedeutung  und  vielleicht  steuerpolitisch  bedenklichere 
und  selbst  früher,  als  letztere  eine  Ermässigung  erfahren.  So  ist 
es  auch  in  Frankreich  gegangen:  Aufhebung  der  Seifen-  und 
Cichoriensteuern,  ertragvermindernde  Aenderung  der  Steuer  auf 
vegetabilische  Oele  mit  Aussicht  auf  völlige  Beseitigung  derselben 
schon  1878,  Beseitigung  der  Papiersteuer  1885  — 1886. 

Endgiltig  verbleiben  dagegen  solche  Steuern,  welche  sich  er- 
gänzend an  andere  Hauptsteuern  anschliessen  und  deren  Einführung 
daher  eine  Lücke  im  Steuerrecht  ausfüllte,  wie  die  Essigsteuer  und 
die  Dynamitsteuer,  bei  welcher  letzteren  auch  noch  besondere  Gründe 
für  die  Besteuerung  wegen  der  durch  diese  erleichterten  sicherheits- 
polizeilichen Ueberwachung  mitsprechen.  Nur  die  Stearin-  und 
Kerzensteuer  und  die  Zündhölzchensteuer  sind  bisher  aus  rein 
finanziellen  Gründen  erhalten  worden. 

Ob  nicht  auch  sie  wieder  verschwinden  werden,  ist  aber  immer- 
hin nicht  unwahrscheinlich,  obwohl  bei  der  Zündhölzchensteuer 
die  Monopolform  in  dieser  Hinsicht  ein  besonderes  Ilemmniss  bilden 
könnte,  nachdem  man  einmal  die  Privatfabriken  seiner  Zeit  expro- 
priirt  hat.  Aber  die  geringfügige  Ertragsfähigkeit  solcher  Steuern, 
die  Belästigung  von  Production  und  Verkehr  durch  sie,  die  überall 
sich  geltend  machende  Tendenz,  die  innere  iudirecte  Verbrauchs- 
besteuerung auf  einige  wichtige  Hauptartikel  zu  concentriren,  aber 
schon  aus  verkehrspolitischen  Gründen  auch  zu  beschränken  — 
was  erst  in  unserer  Zeit  möglich,  weil  fiscalisch  genügend  ergiebig 
geworden  ist,  im  Unterschied  zu  den  Consumvcrhältnissen  des 
vorigen  und  noch  des  Beginns  dieses  Jahrhunderts  — , Alles  dies 
macht  es  nöthig  und  daher  wahrscheinlich,  dass  solche  kleine  „Ver- 
legenbeitsstcuern“  nach  Aufhören  ihrer  Ursache  auch  selbst  nach 
kurz  oder  lang  wieder  aufhören. 
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Die  Ertrüge  der  noch  bestehenden  und  der  wieder  aufgehobenen  Steuern  sind 
folgende  gewesen  (Faure  p.  120,  ISO,  Rull.  XXLII,  300)  in  1000  Frcs. 

1872  1875  1870  1878  1880  1880 

Noch  bestehend: 


1.  Mineralöl 154  203  80  144  85  30 

2.  Andere  Oelc — 5,785  5,338  5,939  3,370  2,555 

3.  Stearin  und  Kerzen  ....  — 0,471  7,251  7.397  7,925  8,710 

4.  Essig  u.  s.  w — 1,152  2,004  2,104  2,440  2,933 

5.  Dynamit  u.  s.  w — — 203  390  983  790 

Zusammen  1 — 5 ....  154  13,011  14,882  15,980  14,803  15,030 

Aufgehoben: 

0.  Papier 9,812  11,651  13,180  14,855  10,300  — 

7.  Cichoric 2,507  5.113  5,363  5,116  — — 

8.  Seife — 5,785  6,171  1,308  — — 

Zusammen  6—8  . . . . 12.319  22.549  24,714  21,279  16,366 

Summe  1—8  .....  12,473  36,160  39.596  37,259  31.169  15.030 

9.  Ztlndhölzchen 5,924  16,589  16.168  16,033  16.067  17,010 

Summe  1—9  18,397  52,749  55,764  53,292  47,230  32,046 


Das  Maximum  des  Ertrags  war  1870  und  1877  mit  c.  56 — 57  Mill.  Frcs. 
erreicht,  etwa  4.4%  der  damaligen  gesäumten  indirocten  Verbrauchssteuern  (mit 
Monopolen  und  Zöllen):  immerhin  nur  14%  der  damaligen  Getränkesteuern,  17 — 18% 
des  Tabakmonopol-Ertrags,  31%  des  Zuckersteuerertrags,  28%  des  Zollertrags.  Durch 
einige  Mehrbelastung  dieser  Hauptsteuern  hätte  man  daher  wohl  auch  damals  diese 
lästigen  kleinen  neuen  Steuern  entbehrlich  machen  können.  Aber  die  Einführung 
der  letzteren  hat  die  Steuerbelastung  der  Bevölkerung  wenigstens  etwas  allgemeiner 
und  gl  eich  massiger  vertheilt,  was  bei  der  enormen  indirecten  Besteuerung  und  deren 
rascher  und  grosser  Steigerung  nach  dem  Kriege  doch  wohl  die  richtigere  Steuer- 
politik war. 


bb)  Die  einzelnen  noch  bestehenden  neueren  kleineren  inneren 

Verbrauchssteuern. 

Mineralöl,  andere  Oele,  Stearin  und  Kerzen,  Essig  und  Essigsäure,  Dynamit  und 

Nitroglycerin. 

Die  S.  418  hier  mitgenannte  Papiersteuer  ist,  als  aufgehoben,  unten  bei  cc) 
eingereiht  (§.  280). 


tue)  Mineralölsteucr. 

Gesetzgebung.  Gesetz  v.  10.  Sept.  1871,  Art.  5 (auch  Art.  5 des  Ges.  vom 
4.  Sept.  1871,  betr.  Declarationspflichten  und  Strafen),  Keglern,  dazu  v.  22.  Dec.  1871 
(Olibo  III,  466).  Ges.  v.  29.  Dec.  1873.  Ueber  den  finanziell  viel  wichtigeren 
Einfuhrzoll  von  fremdem  Petroleum  die  Tarifgesetzo  (bcs.  nach  dem  Kriege, 
so  Ges.  v.  8.  Juli  1871,  Art.  17  u.  Ges.  v.  30.  Dec.  1873,  Art.  4);  einzelne  Bestimmungen 
in  Finanzgesetzen  (Budgets)  so  f.  1888  (Block,  suppl.  1888,  p.  334). 

Literatur.  Vignes  I,  148—151:  Block,  dict.,  Art.  huiles  minerales; 
Olibo  III,  401 — 470;  Mathieu-Bodct  I,  54,  240;  Amagat  p.  349,  378.  — 
Tarif  Bull.  XVI,  533.  — Statistik  s.  oben,  Faure  p.  120;  im  Bull,  in  «len 
Jahresberichten  der  Directionen  der  indirecten  Steuern  und  der  Zölle. 

§.  275.  Die  Besteuerung  des  inländischen  Steinöls  u.  dgl. 
ist  principiell  steuerpolitiseh  neben  einem  Petroleumzoll,  zumal  einem 
hoben,  an  sich  folgerichtig.  Sie  fand  in  Frankreich  denn  auch 
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unmittelbar  nach  der  starken  Erhöhung  dieses  Zolls  nach  dem  Kriege 
statt.  Bei  der  unbedeutenden  heimischen  Gewinnung  und  der  Ueber- 
legenheit  des  amerikanischen  Petroleums  war  die  Steuer  indessen 
practisch  und  finanziell  immer  unwichtig  und  hat  in  den  letzten 
Jahren  noch  mehr  an  Bedeutung  verloren.  Ihre  Aufhebung  würde 
daher  wohl,  ähnlich  wie  in  anderen  Fällen,  wo  eine  unerhebliche 
und  keiner  wesentlichen  Ausdehnung  fähige  innere  Gewinnung  eines 
beim  Eingang  aus  dem  Auslande  besteuerten  Artikels  steuerfrei  ge- 
lassen wird,  kaum  fiscalische  Bedenken  haben  und  den  Petroleum- 
zoll nicht  einmal  partiell  aus  einem  Finanzzoll  zu  einem  Schutz- 
zoll machen. 

Die  Steuer  war  anfänglich  nur  nach  rohem,  gereinigtem  Oel 
und  Essenz  abgestuft;  seit  1874  ist  sie  es  auch  nach  dem  Dichtig- 
keitsgrad, bezw.  der  Leuchtkraft  des  Steinöls.  Einrichtung,  Steuer- 
technik und  Verwaltung  sind  die  gewöhnlichen. 

Die  Sätze  des  Ges.  v.  10.  Sept.  1 ST  1 Art.  5 sind  für  die  3 gen.  Qualitäten  5, 
8 und  10  Frcs.  für  100  Kil.  im  Principal.  Die  kurz  zuvor  durch  Ges.  v.  8.  Juli  1871 
erhöhten  Zollsätze  waren  viel  höher,  nämlich  für  rohes  Petroleum  von  aussereurop. 
Ländern  20,  von  anderswo  23  Frcs.,  gereinigtes  32  und  37,  Essenz  40  und  45  Frcs. 
fiir  100  Kil.  gewesen.  In  Folge  Handelsvertrags  mit  Grossbritannien  wurden  die  — 
leuchtkräftigeren  — von  dort  cingeführten  Gele  von  1874  an  den  französischen  gleich- 
gestellt, was  den  Anlass  gab,  die  innere  Steuer  auf  alle  zur  Beleuchtung  geeignete 
Mineralöle  nach  Dichtigkeit  und  Leuchtkraft  abzustufen  (Ges.  v.  29.  Dec.  1873:  Essenz 
von  700°  Dichtigkeit  und  darunter  bei  Temperatur  von  15°  für  100  Kil.  44.30  Frcs.; 
ralf.  Oel  von  800°  und  darüber  34.50  Frcs.,  dasselbe  unter  800°  für  jeden  Grad 
weniger  10  Cent,  mehr;  rohes  Gel  für  jedes  Kil.  reines  von  800°  bei  15°  Temperatur 
22  Cent.,  dgl.  für  jedes  Kil.  Essenz  von  700°  32  Cent.).  Diese  Sätze  stehen  noch  in 
Geltung  (ohne  Zuschlag).  Anwendung  iindet  sogut  wie  ausschliesslich  der  Satz  von 
rohem  Oel  zu  22  Cent.  (1886  kam  darauf  der  ganze  Steuerertrag  bis  auf  — 3 Frcs., 
welche  für  raff.  Oel  zu  34.50  Frcs.  per  Kil.  eingingen).  Der  Zoll  wurde  im  Tarifges. 
v.  26.  Juli  1872  auf  32  und  37  Frcs.  für  rohes  Oel  von  aussereuropäischen  Ländern 
und  von  anderswoher,  auf  52  und  57  Frcs.  für  raff.  Oel  und  Essenz  erhöht;  Einfuhr 
nur  über  bestimmte  Zollämter  zugelassen  (Decr.  v.  30.  Dec.  1873,  Dejean  p.  361); 
Tara  ist  18  und  19%  (Decr.  v.  12.  Apr.  1872).  Diese  Sätze  wurden  nach  Aufhebung 
des  Ges.  v.  26.  Juli  1872  wieder  durch  Ges.  v.  30.  Dec.  1873,  Art  4 nach  dem 
Dichtigkeitsgrad  abgestuft  und  dadurch  etwas  verändert,  aber  verblieben  im  Wesent- 
lichen in  dieser  Höhe,  mit  Ermässigungen  nur  in  den  Vertragstarifen.  Erst  der  Tarif 
von  1881  ging  erheblich  herab,  auf  18  Frcs.  für  rohes  und  25  Frcs.  für  raff.  Oel  und 
Essenz.  Der  Zollcrtrag  war  1876—80  jährlich  19.1,  1S83 — 87  25.4  Mill.  Frcs.,  also 
der  Ertrag  der  innern  Steuer  (S.  690)  davon  neuerdings  nicht  mehr  '/4%.  Die  Zahl 
der  Fabriken  war  in  den  letzten  Jahren  11,  vor  1882  18 — 19.  Der  grosse  Control- 
apparat des  Decrets  v.  22.  Dec.  1871  erscheint  gegenüber  solchen  kleinen  Productions- 
verhältnissen  vollends  übermässig. 


ßß)  Steuer  auf  andere  Gele. 

Gesetzgebung.  Gesetz  v.  31.  Dec.  1873  Art.  4 ff.,  durch  welches  eine  Reihe 
von  Artikeln  des  aufgehoben  gewesenen  alten  Oelsteuer-Gcsetzes  v.  25.  März  1817 
über  die  Einrichtung  der  Erhebung  der  Steuer  wieder  in  Kraft  gesetzt  wurden.  Ges. 
v.  22.  Dec.  1878  (über  die  Feststellung  der  Einnahmen  für  1879)  Art.  3 — 6.  Die 
Einfuhrzölle  in  den  Tarifen. 
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Literatur.  Stourm  II,  1 00.  — VigncsI,  p.  151 — 154;  Block,  dict.,  Art. 
lniiles.  snppl.  gtinör.  dgl. ; Oliho  III.  441 — 460  (auch  Abdruck  der  wieder  geltenden 
Artikel  des  des.  v.  1 S 1 7).  — Mathieu-Bodet  I,  241;  Amagat  p.  350.  — Tarif 
Bu  11.  XVI,  533. — Statistik  o.  S.  690;  Faur  p.  120;  im  Bull,  in  den  Jahresberichten 
der  Dircction  der  indirectcn  Steuern.  Statistik  der  Ueberwachong  Bull.  XX,  600. 

§.  270.  Unter  „anderen“  Oelen  sind  Gele  jeder  Art,  mit 
Ausnahme  der  Mineralöle,  daher  vegetabilische  wie  animalische  zu 
verstehen.  Die  Hauptsache  bilden  die  Oliven- Speiseöle.  Die 
Einführung  dieser  Steuer  characterisirt  sich  als  Wiederein- 
führung der  älteren  von  1817  (Gesetz  vom  25.  März)  mit  Ver- 
änderungen und  einem  niedrigeren  Tarif. 

Diese  Steuer  von  1 S 1 7 war  auf  Orte  über  2000  Einwohner  beschränkt  gewesen, 
hatte  den  Tarif  nach  Ortsclasscn  und  nach  Sätzen  für  Olivenöl  und  anderes  Oel.  für 
ersteres  in  doppelter  Hohe  unterschieden  (p.  Hectol.  14 — 40  und  7 — 20  Frcs.),  in 
einigen  südlichen  Departements  galt  letzterer  niedrigere  Satz  auch  für  Olivenöl.  Auf- 
hebung durch  Ges.  v.  17.  Aug.  1S22. 

Die  Steuer  fand  vom  Standpunct  des  landwirtschaftlichen 
Interesses  und  weil  sie  ein  in  manchen  Gegenden  wichtiges  Lebens- 
mittel treffe,  Opposition,  drang  aber  in  der  durch  den  Finanzbedarf 
gegebenen  Lage  doch  durch.  Sie  wurde  jetzt  jedoch  für  alle  Oele 
auf  denselben  Satz  und  gleichmässig  für  das  ganze  Staatsgebiet, 
übrigens  mit  einem  erheblich  niedrigeren,  nach  Ortsclasscn  abge- 
stuften Tarif  als  1817,  gestellt  und  auf  Orte  über  4000  Einwohner 
beschränkt. 

Die  Steuer  ist  daher  eine  „Eingangsabgabe“  in  Städten,  ähnlich  wie  die 
betreffende  Weinsteucr  (S.  636),  deren  Modalitäten  der  Einrichtung  und  Erhebung 
auch  im  Wesentlichen  auf  sie  übertragen  worden  sind  (Ges.  v.  31.  I)ec.  1S73).  Der 
Tarif  für  100  Kil.  in  5 Ortsclasscn  6 — 12  Frcs.  (4 — 10,000  Einw.  6,  über  100,000  Einw. 
12  Frcs.)  im  Principal.  Steuerpflichtig  ist  in  den  Ort  eingeführtes  und  iin  Orte  selbst 
fabricirtes  Oel.  Steuerfrei  das  Oel,  welches  den  Industrien  als  Rohstoff  und  Schmier- 
material für  Maschinen  dient,  unter  Sicherstellung  und  Einrichtung  von  Entrepöts. 
Fabrikanten  und  Händler  (mit  Oel-Entrcpüts)  sind  Iiecnzpflichtig  und  unterliegen  der 
Überwachung  (Exercice).  Das  Nähere  über  Einrichtung,  Controle,  Erhebung  der 
Steuer,  über  Declarationen  der  Transporte,  Controle  derselben  u.  s.  w.,  im  Ges.  von 
1817  Art.  90 — 106,  in  Allem  ähnlich  wie  bei  Wein.  Strafen,  Gonfiscation  der  Oele 
und  200 — 1000  Frcs.  Busse  bei  Contraventionen,  in  schwereren  Fällen  höhere  Geld- 
strafe und  Freiheitsstrafe  (Ges.  v.  1973  Art.  6).  — Die  von  der  Steuer  betroffenen 
Gemeinden  haben  das  Recht,  mit  dem  Fiscus  Abonnements  an  Stelle  der  spccicllen 
Erhebung  abzusch Hessen,  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Ges.  v.  29.  Apr.  1916 
Art.  73 — 75  (Olibo  III,  453.  Grundsätze  dafür).  Der  Ertrag  der  Steuer  stieg  bis 
1S78  auf  fast  6 Mill.  Frcs.  Zahl  der  überwachten  Fabrikanten  1979  229,  Händler 
mit  Entrepöts  1899. 

Die  Unpopularität  der  Steuer,  ihre  principiellcn  steuerpolitischen 
Bedenken,  führten  bei  verbesserter  Finanzlage  bald  zu  ihrer  wesent- 
lichen Einschränkung,  principiell  eigentlich  zu  ihrer  Aufhebung 
als  Staats s teu er. 
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Das  Gesetz  v.  22.  Dec.  1 878  bestimmte  nämlich  von  Anfang  1S79  an  diese  Auf- 
hebung in  allen  bisher  steuerpflichtigen  Orten,  wo  kein  Octroi  auf  diese  Ocle  er- 
hoben werde.  Beibehalten  blieb  die  Steuer  nur  in  den  Orten  über  4000  Einwohner, 
welche  ein  Oel-Octroi  hatten  und  festhalten  wollten.  Danach  steht  es  seitdem  in  der 
Hand  der  Municipalrätlie,  ob  ihre  Ortschaft  von  der  Staatssteuer  auf  Oel  befreit 
werden  soll,  was  dann  die  Aufhebung  auch  der  Gemeindesteuer  darauf  bedingt.  In 
Folge  dieser  Bestimmung  hat  die  Zahl  der  Orte  mit  Oelsteuer  stark  abgenommen,  im 
J.  187«  allein  um  219  und  seitdem  weiter  jährlich  in  einigen  Fällen,  entsprechend 
die  Zahl  der  Überwachten  Fabrikanten  und  Händler  (schon  1881  nur  noch  17G  und 
690,  1885  61  und  730,  1887  31  und  851).  Orte,  welche  die  Oelsteuer  behalten  oder 
neu  einführen,  können  mit  dem  Fiscus  einen  Vertrag  schliessen.  w'onach  sie,  unter 
ovent.  Erhöhung  ihres  Octroisatzes  auf  das  Doppelte,  an  den  Staat  den  Betrag  als 
Pauschsuinme  entrichten,  den  der  Staat  im  Durchschnitt  der  2 letzten  Jahre  der 
eigenen  Besteuerung  bezogen  hat,  doch  soll  dieser  Betrag  den  eigenen  Octroiertrag 
nicht  tibersteigen.  Im  üebrigen  bleiben  die  Erhebungsformen  des  Ges.  v.  1873  in 
Kraft.  (Näheres  über  d.  Ausführung  des  Ges.  v.  1878  bei  Olibo  III,  445  ff.)  Die 
seit  1879  eingetretene  Ertragsabnahme  der  Staatssteuer  erklärt  sich  auf  diese  Weise 
(S.  690).  Im  J.  1886  kam  der  Ertrag  von  2,555,000  Frcs.  für  den  Staat  auf 
214,748  metr.  Centner,  also  100  Kil.  waren  nur  mit  2.18  Frcs.  belastet.  Der  Ein- 
gangszoll war  für  reine  Olivenöle  bis  1881  8.12  Frcs.,  seitdem  4.50,  Vertragstarif 
4.50,  Zollertrag  von  diesen  Oelen  1883 — 87  jährlich  0.66  Mill.  Frcs.  Bei  diesen,  wie 
bei  anderen  ausländischen  Oelen  tritt  beim  Eingang  in  steuerpflichtige  Orte  die  innere 
Steuer  noch  hinzu. 


yy)  Steuer  auf  Stearin  und  Kerzen. 

Gesetzgebung.  Einführungs-Gesetz  v.  30.  Dec.  1873,  Art.  9 — 17.  Reglern, 
v.  8.  Jan.  1874. 

Literatur.  Vignes  I,  172 — 174;  Block,  dict.,  Art.  Stearine;  Say,  dict., 
Art.  acide  stiarique  und  bougies ; Olibo  III,  p.  426  — 442;  v.  Kaufmann, 
S.  449 — 451;  Mathicu-Bodct  I,  240;  Amagat  p.  172,  349.  — Tarif  Bull.  XVI, 
534  (auch  Tarif  der  Vignetten).  — Statistik  o.  S.  690.  Faure  p.  120;  im  Bull,  in 
den  Jahresberichten  der  in  dir.  Steuern;  auch  XX,  600. 

§.  277.  Auch  diese  Steuer  verdankt  lediglich  der  Finanzlage 
im  Jahre  1873  ihre  Einführung  und  ist  damals  ohne  Debatte  ge- 
nehmigt worden.  Auch  ihre  Beibehaltung  bis  jetzt  hat  keine 
Schwierigkeiten  gefunden.  Neben  Petroleumsteuer  und  Zoll  ist  sie  auch 
steuerpolitisch  wohl  haltbar  und  durch  die  Freilassung  der  Talg- 
lichter einem  nahe  liegenden  Bedenken  weniger  ausgesetzt.  Folge- 
richtig wäre  allerdings  bei  dieser  Besteuerung  der  besseren  Be- 
leuchtungsmittel eine  Staatssteuer  auf  Gas  und  electrisches  Licht. 
Die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer  sind  freilich  Ver- 
kehrs- und  fabrikationsbelästigend,  indessen  nicht  schlimmer  als  bei 
anderen  französichen  inneren  Verbrauchssteuern.  Sie  erfolgen  im 
Allgemeinen  in  der  bei  letzteren  üblichen  Weise  (Licenzen,  Decla- 
rationen, Exercice,  Circulationscontrole  u.  s.  w.).  Eine  beachtens- 
wertlie  steuertechnische  Eigenthümlichkeit  besteht  darin,  dass  die 
Kerzen  nur  in  geschlossenen  Pack eten  von  bestimmtem 
Gewicht  und  versehen  mit  vorschriftmässigen  Vignetten, 
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welche  von  der  Verwaltung  gegen  den  Betrag  des  Steuersatzes  ge- 
liefert werden , aus  der  Fabrik  herausgehen,  ausgelegt 
und  verkauft  werden  dürfen:  also  die  Benutzung  des  Stempels 
zur  Erhebung  einer  Verbrauchssteuer,  wie  bei  der  russischen  und 
amerikanischen  Tabaksteuer. 

Das  Stcuerobjcct  ist  Stearinsäure  (acule  stcarique)  und  alle  Mischungen  von 
Wachs  u.  s.  w.  im  Zustand  von  Lichtern  oder  Kerzen  (Wachskerzen).  Für 
andere  Verwendungen  sind  diese  Stolle  steuerfrei.  Der  unverändert  gebliebene 
Steuersatz  ist,  mit  2 Dccimen,  30  Frcs.  f.  100  Kil.,  die  regelmässigen  Packete,  nach 
Lichtsorten  verschieden,  zu  500  und  1000  Gramm,  auch  zu  200,  danach  Satz  der 
Vignette  15,  30  und  G Cent.  Ins  Ausland  gehende  Lichte  sind  steuerfrei,  was  nicht 
mittelst  Steuerrückzahlung,  sondern  nur  mittelst  Abschreibung  auf  die  Belastungen  der 
Fabrik,  gewöhnlich  in  der  Form  des  Nichtüberziehcns  der  Packete  mit  Vignetten  aus- 
geführt wird,  wo  dann  die  Sendungen  mit  acquit-ä-caution  ans  Grenzzollamt  gehen. 
S.  das  Einzelne  bes.  bei  Olibo.  — Das  Ges.  v.  30.  Dcc.  1873  hat  gleichzeitig  den 
Einfuhrzoll  von  Stearinsäure  auf  5%  voin  Werth  und  von  Kerzen  jeder  Art  auf 
10%  gestellt,  wozu  auch  hier  letzteren  Falls  die  innere  Steuer  noch  hinzutritt.  Im 
Tarif  v.  18S1  sind  die  Sätze  bez.  10  und  19  Frcs.  für  100  Frcs.  — Die  Fabrikanten 
haben  20  Frcs.  jährl.  Licenztaxc  zu  zahlen  und  unterstehen  dem  E.vercice,  ebenso 
die  Grosshändler  mit  Entrcpöts,  nicht  die  Kleinhändler.  Zahl  der  Fabrikanten  von 
Stearinsäure  allein  1SSG  5,  von  Lichtern  974,  überwachte  Händler  46,  früher  bei 
weiterer  Ausdehnung  der  Uebcrwachung  mehr  (1881  704).  Die  Zahl  der  Fabrikanten 
ist  zurückgegangen  ( 1 SS  1 noch  1136),  immerhin  beachtenswert)].  — Steuerertrag 
langsam  steigend  (S.  690);  1886  für  29.05  Mill.  Kil.  S.72  Mill.  Frcs.  Die  Einfuhr 
von  Kerzen  ist  unbedeutend,  Ausfuhr  erheblicher  (über  3 Mill.  Kil.);  der  Zoll  auf 
Stearinsäure  giebt  c.  200,000  Frcs. 


<M)  Steuer  auf  Essig  und  Essigsäure. 


Gesetzgebung.  Ges.  v.  2.  Juli  1S43  und  2.  Aug.  1872,  Art.  4 (Steuer  auf 
denaturalisirten  Alcohol,  wodurch  auch  der  zur  Fabrikation  von  Essig  dienende  mit  ge- 
troffen). Ges.  v.  17.  Juli  1875  betr.  allgemeine  eigene  Essig-  und  Essigsäure-Steuer, 
Min.-Circ.  vom  l.Aug.  1875.  Ausführungsverordnung  im  Decret  vom  11.  Mai  1876, 
vom  11.  Aug.  1884. 

Literatur.  Vignes  I,  155 — 156.  Block,  dict.,  Art.  vinaigre.  Say,  dict., 
Art.  acide  acetiquc  und  der  noch  ausstehende  vinaigre.  Olibo  III,  471 — 4S5. 
Bull.  XVI,  257  (Decr.  v.  1884).  v.  Kaufmann,  S.  452,  453.  — Mathicu-Bodct  I, 
303.  Amagat  p.  351.  — Tarif  Bull.  XVI,  534.  — Statistik  o.  S.  690.  — 
Faur  p.  121;  in  den  Berichten  im  Bull. 

§.  278.  Die  eigene  Essigsteuer  nach  dem  Gesetz  vom 
17.  Juli  1875  hatte  nur  nebenbei  einen  direct  fiscalischen  Zweck. 
Ihr  Hauptzweck  war,  eine  Gleichstellung  in  der  fiscalischen 
Behandlung  für  die  verschiedenen  technischen  Arten 
der  Essigfabrikation  nach  den  dabei  benutzten  Grund- 
stoffen herbeizuführen.  Zugleich  bot  die  neue  Steuer  die  er- 
wünschte Gelegenheit,  die  bei  niedrigerem  Einfuhrzoll  lästig  em- 
pfundene Concurrenz  deutscherAlcohol-Essigezu  erschweren, 
indem  die  eingeführten  Essige  dann  nach  der  französischen  Finanz- 
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praxis  die  Essigsteuer  als  innere  Steuer  noch  neben  dem  Zoll  mit- 
zutragen hatten. 

S.  über  den  früheren  Rechtszustaud  in  Betreff  der  Ausdehnung  der  Wein-, 
Cider-,  Bier-,  Alcoholstcuer  auf  Essig  und  Uber  die  innegchaltenc  Praxis  der  Ver- 
waltung Olibo  III,  471  und  Roucou’s  Aufs,  vinaigre  im  Block ‘schon  dict. , über 
das  Technische  Wagner,  ehern.  Technol. , 11.  Aull..  S.  723  ff.  Durch  die  Ent- 
wicklung der  Essigfabrikation  aus  Essigsäure  und  aus  Branntweinen,  welche  aus  der 
Destillation  von  Melassen  und  Zuckerrüben  herrühren.  war  allmälig  die  früher  für 
Speiseessig  fast  allein  in  Betracht  gekommene  Weinessig -Fabrikation  zurückgedrängt 
worden.  Bieressig  und  Cideressig  waren  unwichtig,  wurden  aber  im  Princip 
von  der  Bier-  und  Cidersteucr  getroffen.  Bei  Weinessig  und  Branntweinessig  hat  die 
Auslegung  der  Steucrgosetze  gewechselt,  aber  die  Praxis  damit  geendet,  dass  Wein- 
essig schon  seit  1817  durch  die  Entscheidung  des  Cassationshofs  von  der  Wein- 
Circulationsstcuer,  welche  die  Verwaltung  darauf  mit  hatte  ausdehnen  wollen  und 
damit  überhaupt  von  der  Weinsteuer  befreit  ward,  Branntweinessig  nur  der 
Steuer  des  dcnaturalisirtcn  Alcohols  des  Ges.  v.  2.  Juli  1843  in  ihren  niedrigen 
Sätzen  unterliegen  sollte,  aber  unter  gewissen  Cautelen  auch  davon  befreit  wurde. 
Seit  dem  Gesetz  v.  2.  Aug.  1872  indessen,  welches  die  Steuer  auf  denatur.  Alcohol 
auf  30  Frcs.  p.  Hectol.  erhöhte,  erfolgte  die  Anwendung  dieses  Steuersatzes  auch  auf 
den  aus  Alcohol  erzeugten  Essig,  während  die  anderen  Essige,  insbesondere  die  Wein- 
essige und  die  aus  Essigsäure  hergestellten  Essige  steuerfrei  blieben.  Dadurch  ward 
für  die  Fabrikation  der  Branntwein -Essige  ein  misslicher  Zustand  herbeigeführt, 
welcher  zu  Beschwerden  der  Interessenten  führte.  Aus  verschiedenen  Projccten  ging 
schliesslich  das  Gesetz  v.  17.  Juli  1875  hervor. 

Das  neue  Gesetz  führte  eine  selbstständige  innere  Verbrauchs- 
steuer auf  Essig  jeder  Art  und  auf  Essigsäure,  welche  nach  dem 
Stärkegehalt  des  Essigs  an  Essigsäure  und  der  letzteren  an  Säure 
abgestuft  ward,  ein,  unterwarf  ausdrücklich  die  eingeftihrten  aus- 
ländischen Essige,  unabhängig  vom  Zoll,  auch  dieser  Steuer  mit, 
befreite  ebenfalls  ausdrücklich  die  zur  Essigfabrikation  benutzten 
Weine,  Biere,  Cider,  Alcohole  von  den  betreffenden  Steuern,  damit 
auch  die  Alcohole  von  der  Denaturalisationsabgabe  bei  dieser  An- 
wendung, machte  die  Essigfabrikanten  licenzpflichtig  (20  Fres.), 
ebenso  die  Grossliändler  (10  Frcs.)  und  unterstellte  Fabrikation, 
Versendung  von,  Handel  mit  Essig  den  üblichen  bezüglichen  Con- 
trolen  des  Exercice,  der  Versendung  u.  s.  w.,  wobei  die  gewöhn- 
lichen Einrichtungen,  den  Fabrikationsverhältnissen  angepasst,  die 
Vorschriften  über  das  Begleitscheinverfahren  (acquits-A-caution),  die 
Strafbestimmungen  u.  s.  w.  wiederkehren.  Die  zu  industriellen 
Verwendungen  bestimmten  Essige  und  Essigsäuren  sind,  unter  den 
erforderlichen  Nachweisen  dieser  Verwendung,  steuerfrei,  wobei 
die  Verwaltung  eventuell  vorherige  Denaturalisirung  verlangen  kann. 
Ebenso  sind  die  ins  Ausland  gehenden  Fabrikate  steuerfrei. 

S.  das  Einzelne  bes.  bei  Olibo  und  in  dem  neuen  Decret  v.  1884.  Der 
Steuersatz  (incl.  25%  Zuschlag:  zum  Principal)  war  und  ist  p.  Hectol.:  für  Essig-  bis 
8%  Essigsäure  5,  von  !)— 12%  7.50,  von  13— 16%  10,  für  Essig  und  Essigsäure 
von  17—30%  Säure  18.75,  von  31—40%  25,  von  über  10°/?  52.50;  für  100  Kil. 
krystallisirter  und  in  festem  Zustand  befindlicher  Essigsäure  62.50  Frcs.  Der  Zoll 
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war  vor  1881  2.08  Frcs.  p.  Hectol.,  seitdem  4.50  Frcs. , im  Vertragstarif  3.50  Frcs. 
Zu  den  für  industrielle  Verwendung  steuerfreien  Essigen  und  Essigsäuren  gehört 
ausdrücklich  der  zu  irgend  welchen  Nahrungsmitteln,  sowie  zu  Toiletteartikeln, 
Parfümerieen  dienende  nicht  mit.  — Der  Ueberwachung,  bezw.  dem  Exercice  unter- 
standen und  licenzpflichtig  waren:  1S79  467  Fabrikanten,  2124  Grosskau  Heute, 
126  Conservefabrikanten,  1886  bezw.  414  (wovon  21  speciell  Essigsäurefabrikanten)  — 
2462  — 106.  Der  langsam  steigende  Steuerertrag  (S.  690),  1586  2,933,000  Frcs., 
fällt  grösstentheils  auf  Essig  der  untersten  Steuerstufe  (1886  2.765,000  Frcs.  für 
553,000  Hectol.),  vom  Rest  das  Meiste  auf  die  zweitunterste  Stufe  (103,000  Frcs.  für 
13,677  Hectol.). 


ff)  Steuer  auf  Dynamit  und  Nitroglycerin. 

Gesetzgebung.  Dccret  v.  21.  Dec.  1872  (Erklärung  der  Zugehörigkeit  des 
Dynamits  zum  Pulvcrmonopol,  Tarif).  Ges.  v.  S.  März  1875  (üeberlassung  der 
Fabrikation  von  Dynamit  und  von  Nitroglycerin-Explosivstoffen  an  die  Privatindustrie, 
nebst  Einführung  einer  Steuer).  Decr.  v.  5.  Juli  1875.  Reglern,  v.  24.  Aug.  1875. 
Ausserdem  polizeiliche  Bestimmungen,  so  Decr.  v.  28.  Oct.  1882,  betr.  Verwendung 
von  Dynamit. 

Literatur.  Vignes  I,  202;  Block,  dict..  Art.  dynamite,  auch  suppl.  güner. 
(Decr.  v.  1882).  Say,  dict.  ders.  Artikel  (noch  ausstehend).  Olibo  II,  450  ff.  (auch 
Reglern,  v.  1875).  Bull.  XXII,  481.  v.  Kaufmann  S.  453  (in  der  Einleitung 
Irrthum).  — Mathieu-Bodet  I,  304.  Amagat  p.  350  (über  die  parlam.  Debatten 
1873 — 75).  — Tarif  Bull.  XVI.  552.  — Statistik  s.  o.  S.  690.  Faure  p.  121.  In 
den  Verwaltungs berichten  bei  Pulver  (Bull.  XXIII,  304). 

§.  279.  Nach  dem  Kriege  von  1870—71  hatte. sich  die  Privat- 
industrie der  Herstellung  des  Dynamits  zu  bemächtigen  begonnen. 
Im  sicherheitspolizeilichen  und  fiscalischen  Interesse  suchte  indessen 
die  Regierung  die  Zugehörigkeit  des  Dynamits  zu  den  Schiess- 
pulvern und  damit  zu  dem  für  letztere  zu  Recht  bestehenden 
Fabrikations-  und  Verkaufs-Monopol  ans  dem  Gesetze  vom 
13.  Fructidor  V durchzusetzen,  zunächst  im  Verordnungswege  (Decr. 
v.  21.  Dec.  1872).  Für  das  von  der  Verwaltung  des  Pulvermono- 
pols  herzustellende  Dynamit  wurde  ein  dreistufiger  Tarif  (nach  der 
Sprengkraft)  festgestellt  und  die  Einfuhr  von  Dynamit  aus  dem 
Auslande  an  die  besondere  Ermächtigung  des  Finanzministers  ge- 
knüpft, der  dabei  den  Zollsatz  zu  bestimmen  haben  sollte. 

Diese  Einbeziehung  des  Dynamits  unter  das  Pulvermonopol 
fand  indessen  bei  den  Interessenten,  den  Fabrikanten  und  Benutzern 
des  neuen  Sprengstoffs,  bei  gewissen  Politikern  und  bei  den  frei- 
händlerischen Doctrinären  Widerspruch,  der  sich  zu  wiederholten 
Malen  in  den  Jahren  1873—75  durch  die  Parlamentsdebatten  hin- 
zog. Die  von  der  Regierung  beabsichtigte  Verwandlung  des  Decrets 
von  1872  in  Gesetz  scheiterte  schliesslich.  Die  Fabrikation  von 
Dynamit  und  Nitroglycerin  wurde,  unter  ausdrücklicher  Abänderung 
des  Gesetzes  vom  Fructidor  V — dessen  principielle  Anwendbar- 
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keit  auf  den  streitigen  Fall  damit  anerkannt  wurde  — der  Privat- 
industrie, unter  den  für  ausreichend  gehaltenen  sichcrheits-  und 
gewerbepolizeilichen  Cautelen , überlassen , und  eine  Steuer  von 
2 Frcs.  im  Maximum  für  das  Kilogramm  Dynamit  eingeführt.  Dieses 
gesetzgeberische  Ergebniss  lässt  sich  kaum  genügend  rechtfertigen, 
wenn  man  einmal  ein  Pulvermonopol  hat,  zumal  eine  eben  erst 
im  Entstehen  begriffene  Privatindustrie,  wie  die  hier  besprochene, 
keine  besonderen  Schwierigkeiten  für  die  Monopolisirung  des  Dyna- 
mits geboten  hätte. 

Die  Fabrikation  von  Dynamit  und  Nitroglycerin  Explosivstoffen, 
als  steuerpflichtige  Gegenstände,  unterliegt  übrigens  nicht  nur  den 
gewöhnlichen  steuertechnischen  Bedingungen  und  Controlen  und  den 
gewerbepolizeilichen  Beschränkungen  der  gefährlichen  und  unge- 
sunden Industrieen  — zu  welcher  Kategorie,  nebenbei  bemerkt, 
auch  manche  andere  Industrieen  des  Gebiets  der  indirecten  Ver- 
brauchssteuern gehören.  Sie  ist  auch  noch  unter  specielle  er- 
schwerende, der  Absicht  nach  Sicherheit  gegen  Missbrauch  bietende 
Cautelen  gestellt  worden. 


Insbesondere  erheischt  jede  Errichtung;  einer  Fabrik  eine  eigene  Ermächtigung 
der  Regierung,  die  nur  nach  Anhörung  des  Präfccten  auf  gemeinsamen  Antrag 
der  Minister  des  Ackerbaues  und  Handels,  des  Innern,  der  Finanzen  und  des  Kriegs 
durch  Decret  des  Präsidenten  ertheilt  wird.  Auch  muss  für  jede  einzelne  Fabrik, 
auch  desselben  Fabrikanten,  eine  Caution  von  50,000  Frcs.  gestellt  werden,  — was 
auf  Grossbcfrieb  mit  hinwirkt.  Zur  unmittelbaren  Verwendung  an  Ort  und  Stelle 
kann  die  Fabrikation  von  Nitroglycerin  zu  4 Frcs.  Steuer  für  das  Kil.  übrigens  den 
betreffenden  Industriellen  unter  besonderen  Cautelen  von  der  Regierung  gestattet 
werden.  Aus  Gründen  der  öffentlichen  Sicherheit  dürfen  ferner  endgiltig  oder  zeit- 
weilig die  Fabrikation  von  Dynamit  verboten , die  Depots  und  Kleiuverkaufsstcllen 
unterdrückt  werden,  nach  Beschluss  des  Staatsraths  und  Anhörung  der  Parteien,  ohne 
dass  Fabrikanten,  Depositare  oder  Händler  irgend  einen  Anspruch  auf  Entschädigung 
erheben  können  (Ges.  v.  1875,  Art  9).  Fabrikanten  und  Händler  sind  denselben 
Reglements  wie  Pulverdebitanten  unterstellt;  im  Interesse  der  Sicherheit  dürfen  er- 
forderliche weitere  Control-Vorschriften  erlassen  werden.  Für  die  Einfuhr  von 
Dynamit  aus  dem  Auslande  ist  specielle  Ermächtigung  der  Regierung  erforderlich, 
der  Zollsatz  ist  2.50  Frcs.  Exportirtes  Dynamit  geniesst  mittelst  Abschreibung 
von  dem  Belastungsconto  Steuerfreiheit.  — Die  Strafandrohungen  sind  schwerer 
als  in  anderen  Fällen.  Sie  gehen  bei  Vergehen  gegen  Gesetz  und  Reglements  sofort 
auf  Haft  von  1 Monat  bis  1 Jahr  und  100—10,000  Frcs.  Geldstrafe,  vorbehaltlich  der 
Anwendung  des  Art.  463  des  Code  penal. 

Die  Zahl  der  Fabrikanten  war  von  1879 — 85  beständig  nur  2,  die  der  über- 
wachten Depositare  stieg  von  9 auf  32.  Der  Ertrag  der  Steuer  (S.  690)  schwankt 
jährlich  erheblich,  1882  war  er  schon  einmal  1,763,000  Frcs.  Er  kommt  fast  ganz 
vom  Dynamit  zu  dem  Satze  von  2 Frcs.  p.  Kil.  (1886  von  795,908  Frcs.  für 
397,286  Kil.  im  Ganzen  bloss  2673  Frcs.  für  668  Kil.  auf  Nitroglycerin).  Die  Tarifsätze 
des  Decrets  v.  1872  waren  in  3 Stufen  11.25,  7.50,  4.50  Frcs.  p.  Kil.  gewesen,  — 
wohl  zu  hoch.  Aber  das  Hess  sich  ja  auch  beim  Monopol  leicht  ändern. 

Man  sieht  aus  allen  diesen  Verhältnissen,  den  peinlichen  Con- 
trolen und  Betriebsbedingungen,  der  Betriebseoncentration,  der  Ver- 
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kehrseontrole , dass  doch  die  Einbeziehung  des  Dynamits  in  ein 
einmal  bestehendes  Pulvermonopol  das  Rationellere  wäre. 


cc)  Die  einzelnen  wieder  aufgeliobeueu  neueren  kleineren 
inneren  Verbrauchssteuern. 

Papier,  Cichorie,  Seife. 
a «)  Papiersteuer. 

Gesetzgebung.  Einführung  durch  Ges.  v.  4.  Sept.  1S71  Art.  7 (auch  8,  10); 
Ausführungsdecr.  v.  28.  Nov.  1871.  Ges.  v.  21.  Juni  1873  Art.  18  (Tarifänderung); 
Ausführungsdccr.  v.  16.  Aug.  1S73.  Ges.  v.  30.  Dec.  1873  (4  % Tarifzuschlag).  Ges. 
v.  30.  Juni  1874  (Steuerfreiheit  für  das  Journal  officiel  — dazu  Reglern,  v.  18.  Juni 
1877).  Art.  18  des  Finanzges.  v.  29.  Dec.  1884.  (Verschärfung  der  Circulationscon- 
trole).  Ges.  v.  29.  Juli  1881  Art.  5 (Pressgesetz,  Aufhebung  der  Zuschlagsteuer  für 
Zeitungspapier  in  Consequenz  des  Art.  5).  Decr.  v.  30.  Juli  1881.  — Aufhebung  der 
ganzen  Papiersteuer  durch  Ges.  v.  8.  Aug.  1SS5  (Budgetges.  für  1886)  Art.  2,  vom 
1.  Dec.  1886  an. 

Literatur.  Stou rm  II,  119 ; Vignesl,  169 — 172;  Block,  dict.  Art.  papier, 
dgl.  suppl.  g6n6r.  und  suppl.  für  1SS6;  Olibo  III,  395 — 426;  Bull.  XXI,  157 — 161. 
v.  Kaufmann  S.  442 — 445.  — Mathieu-Bodet  I,  42.  Arnagat  p.  347,  379. 
— Tarif  Bull.  XVI,  553.  — Statistik  o.  S.  690.  Faurep.  120.  Jahresberichte 
im  Bull.  Uebersichten  und  interessantes  Detail  Bull.  XXI,  160. 

§.  280.  Diese  schon  im  alten  „Regiment“  vorhanden  gewesene 
Steuer  war  1791  mit  anderen  indirecten  Abgaben  beseitigt  worden. 
Projecte,  sie  wieder  einzuführen,  sind  schon  unter  dem  Directorium 
und  ernstlich,  bis  zur  Vorlage  eines  Gesetzentwurfs,  1815  — 16  auf- 
getaucht, aber  nicht  zu  Stande  gekommen.  In  der  Finanzkrise  von 
1871  stand  der  Plan  einer  Papiersteuer,  neben  anderen  ähnlichen 
neuen  Steuern,  auf  Zündhölzchen,  Cichorien,  mit  voran. 

Er  wurde  durch  die  Ansicht  der  Stcucrverwaltung,  dass  die  Erhebung  einer 
solchen  Steuer  an  sich  und  bei  der  Concentration  der  Fabrikation  auf  nur  etwas  über 
400  E'abriken  nicht  besonders  schwierig  und  kostspielig  sei  und  keine  wesentliche  Ver- 
mehrung der  Steuerbeamten  verlangen  werde,  unterstützt.  Auch  kam  dem  Plane  zu 
Gute,  dass  er  eine  Mitbesteuerung  der  Zeitungen,  welche  nach  dein  Sturze  Xapoleon’s 
so  eilig  vom  Stempel  befreit  worden  waren  (S.  555),  einfach  gestatte.  Anderseits 
fand  er  heftige  principielle  Opposition  wegen  der  behaupteten  „antisocialeir1  und  „anti- 
civilisatorischen“  bildungs-  und  wirtlischaftsschädlichen  Wirkungen  einer  solchen  Steuer. 
Besonders  wurde  auf  die  Schädigung  des  Interesses  des  Volksunterrichts,  des  Buch- 
handels, der  Packpapier  benutzenden  Industrien  u.  dgl.  m.  hingewiesen,  was  man 
jedoch  wieder  durch  die  Bemerkung,  dass  es  sich  bei  der  Steuer  zum  grossen  Theil 
gar  nicht  um  Vcrtheuerung  für  die  Consumenten,  sondern  nur  um  einige  Verkürzung 
der  Gewinne  des  Zwischenhandels  handeln  werde,  zu  widerlegen  suchte. 

So  kam  die  Steuer,  zugleich  mit  der  Cichorien-  und  Zünd- 
hölzchensteuer, schon  im  Sommer  1871  zu  Stande  (Ges.  v.  4.  Sept. 
1871).  Dem  Ertrage  nach  ist  sie  die  wichtigste  der  kleineren,  nach 
dem  Kriege  eingeführten  inneren  Verbrauchssteuern  gewesen  (S.  690). 
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Diese  Papiersteuer  traf  ira  Princip  alle  Sorten  Papier,  anfangs 
nach  einem  dreistufigen,  seit  dem  Gesetz  von  1673  (21.  Juni) 
nach  einem  vierstufigen  Qualitätsfuss.  Sie  war  hier  eine 
Fabrikations  Steuer,  die  in  den  üblichen  Formen  der  franzö- 
sischen, an  die  Productionsstätten  sieh  anschliessenden  indirecten 
Verbrauchssteuer  entweder  direct  nach  den  speciellen  steueramtlichen 
Aufnahmen  der  fertiggestellten  und  versendeten  Papiere,  daher 
mittelst  Declarationspflichten,  Buchführungszwang,  Exercice,  Ver- 
scndungscontrole  u.  s.  w.  veranlagt  und  erhoben,  oder  auch  auf 
Grund  jährlichen  Abonnements  von  den  Fabrikanten  bezahlt 
wurde.  Ausserdem  wurde  aber,  speciell  zum  Ersatz  des  durch 
Decret  v.  5.  Sept.  1870  beseitigten  Zeitungsstempels  (S.  555),  ein 
Zuschlag  von  20  Fres.  für  100  Kil.  von  1871—1881  fttr  dasjenige 
Papier  erhoben,  welches  zum  Druck  von  c au  tio  ns  pflichtigen 
Zeitungen  und  anderen  periodischen  Publicationen  verwendet 
wurde.  Diese  Zuschlagtaxe  ist  schon  seit  1881  fortgefallen,  indem 
die  Aufhebung  der  Cautionspflicht  nach  dem  neuen  Pressgesetz  vom 
29.  Juli  1881  so  ausgelegt  wurde,  dass  damit  jene  Taxe  implicite 
auch  falle.  Nachdem  dann  bereits  1880  in  Folge  parlamentarischer 
Initiative  und  1881  in  Folge  derjenigen  der  Regierung  selbst  die 
Aufhebung  der  ganzen  Steuer  in  Aussicht  genommen  gewesen,  aber 
wegen  budgetärer  Bedürfnisse  schliesslich  beide  Male  noch  vertagt 
worden  war,  wurde  dieselbe  endgültig  im  Finanzgesetz  vom  8.  Aug. 
1885  für  die  Zeit  vom  1.  Dec.  1886  an  beschlossen  und  trat  auch 
an  diesem  Termine  ein.  Eine  Einnahme  von  14 — 15  und  mit  dem 
ehemaligen  Zeitungszuschlag  von  18  - 19  Mill.  Frcs.  wurde  dadurch 
aufgegeben,  etwa  % des  Biersteuerertrags. 

S.  bcs.  Bull.  XXI,  157  fl.,  über  die  steuertechnisckc  Durchführung-  und  die  Con- 
trolen,  die  im  Einzelnen  Interesse  bieten,  aber  den  allgemeinen  französischen  Grund- 
sätzen entsprechen,  die  Decrcte  von  1 >7 1 (bei  Dejcan,  code  p.  74  fl.)  und  von  1873 
(eb.  p.  320  ff.,  auch  bei  Olibo  III,  401  ff.).  Der  Tarif  war  im  Ges.  v.  1S71  in 
3 Classen:  15  Frcs.  für  100  Kil.  Cigarrcten-,  Seiden-,  anderes  ähnliches  sehr  feines 
Papier,  Pergament-  u.  dgl.  Papier,  auch  Briefpapier  jeder  Art;  10  Frcs.  für  Schreib-, 
Druck-,  Zeichen-,  Musik-  u.  dgl.  Papier,  weisses  Tapeten-,  farbiges  und  marmorirtes 
Einbandpapier  u.  dgl.;  5 Frcs.  Cartons,  Cartonpapicr,  Envcloppeupapicr,  farbiges 
Tapetenpapier,  Pack-,  Löschpapier  u.  dgl.  Das  zu  Zeitungen  u.  s.  w.  verwendete 
Druckpapier  gehörte  zur  zweiten  Classe,  zahlte  daher  mit  dem  Zuschlag  30  Frcs.  per 
100  Kil.  Das  Ges.  v.  21.  Juni  1873  Art.  18  veränderte  diese  Classification  der  Papiere 
etwas  und  bildete  für  Briefpapier  jeder  Art  eine  eigene  neue  (zweite)  Classe  mit 
11  Frcs.  Bei  gewissen  Papieren,  wie  Tapeten,  bunten  Cartons  u.  dgl.  wurden  nach  den 
Ausführungsdecreten  (Art.  0)  erhebliche  Nachlässe  zur  Feststellung  des  steuerpflichtigen 
Gewichts  gewährt  (*/0 — */3).  Für  Beschneidung,  Faconnirung  u.  dgl.  in  der  Fabrik 
konnten  bis  10%  abgerechnet  werden.  Mit  den  4%  Zuschlägen  (Ges.  v.  30.  Dec. 
1873)  stellte  sich  so  der  vierstufige  Tarif  schliesslich  auf  15.60—11.44 — 10.40 — 5.20, 
für  Zeitungspapier  auf  20.80  (im  Ganzen  32.24)  Frcs.  für  100  Kil.  Aus  dem  Ausland 
cingeführtes  Papier  unterlag  auch  hier  ausdrücklich  ausser  dem  Eingangszoll  der 
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inneren  Steuer  (Ges.  v.  1871  Art.  7).  Der  Zoll  war  vor  1881  für  Papier  99.S4  bis 
187.20,  im  Tarif  von  1881  nur  25,  iin  Vertragstarif  8 Frcs.,  für  Pappe  in  Blättern 
vor  1881  wie  für  Papier,  dann  11  und  (im  Vertragstarif)  8 Frcs.  Französisches  Papier 
und  daraus  hergestellte  Gegenstände  (also  z.  B.  auch  Papiermache)  waren  bei  der  Aus- 
fuhr ins  Ausland  und  die  Colonieen  steuerfrei. 

Die  Fabrikanten  waren  licenzpflichtig  (20  Frcs.  jährlich,  nach  Ges.  v.  1873 
nur  einmal,  auch  für  mehrere  Fabriken  desselben  Besitzers  zu  entrichten).  Unter  den 
Oontrolen  ist  die  Verscndungs-  und  Circulatiouscontrole  beachtenswert!) . Im  Um- 
kreis von  2 Myriametern  um  jede  Fabrik  mussten  Duplicate  der  Wegführungsdccla- 
rationen  alle  Transporte  begleiten  und  waren  auf  Verlangen  den  Agenten  der  indircotcn 
Steuern  vorzuzcigen  (Keglern,  von  1871  und  1873  Art.  14\  Da  dies  zur  Verhütung 
von  Unterschleifen  noch  nicht  für  ausreichend  galt,  wurde  bestimmt,  dass  alles  in 
Mengen  von  Uber  50  Kil.  im  Transport  befindliche  Papier  mit  Begleitschein  (expeditioiO 
versehen  sein  müsse,  der  auf  jedes  Verlangen  den  Dicnstthuenden  vorzuweiscu  war, 
— eine  Ermächtigung,  die  indessen  thatsächlich  doch  nicht  angewendet  sein  soll  (Ges. 
v.  20.  Dec.  1884  Art.  18,  Bull.  XXI,  159). 

Die  Specialtaxe  für  Zeitungen  u.  s.  w.  war  von  1872 — 80  von  1,982,000  auf 

3.917.000  Frcs.  Ertrag  gestiegen.  Im  Jahre  1881  war  der  Bruttoertrag  der  ganzen 
Steuer  16,117,000  Frcs.,  wovon  für  exportirtes  Papier  1.321,000,  für  Rechnung  der 
Steuerfreiheit  des  Journal  officiel  92,000,  für  Abzüge,  Verluste  u.  dgl.  28,664  Frcs. 
abzusetzen  waren,  so  dass  14,676,000  Frcs.  Reinertrag  (noch  incl.  VerwaltungskostciU 
blieb.  Für  den  Specialdicnst  der  Papiersteuer  waren  1874  nur  124  Agenten  mit 

198.000  Frcs.  Kosten,  1.30%  der  Einnahmen,  1885  nur  70  Agenten  mit  127,300  Frcs. 
Kosten  oder  0.90  % der  Einnahmen  zu  bestreiten.  Die  Zahl  der  Fabrikanten,  übrigens 
grösser  als  anfänglich  angenommen,  war  1873  642,  1879  533,  1881  601,  18>5  527, 
die  der  Entrepositaires  unter  Controle  anfangs  12—17,  seit  187t*  erheblich  höher  250, 

1885  288,  die  der  überwachten  (Zcitungs-)  Drucker  1873  579,  1880  678.  — Die 
Statistik  im  Bull.  (XXI,  161)  gestattet  auch  folgende  interessante  Angaben,  aus  denen 
die  ungemeine  practische  Bedeutung,  freilich  auch  die  Umständlichkeit  dieser  Coutrolen, 
besonders  der  Versendungscontrolen  für  den  Verkehr  einmal  ziffermässig  hervortritt: 
Die  Zahl  der  aufgenommenen  Protokolle  (wegen  Contraventioncn)  1S74  316  (Max.), 

1886  136  (Min.),  1885  236.  Zahl  der  acquits-ä-caution  bei  Versendung  187  3 13,566, 
1878  11,929,  dann  rasch  steigend,  1882  (Max.)  72,740.  18S5  noch  62.546;  Zahl  der 
laissez-passer  (S.  649)  Min.  1874  99.500,  Max.  1SS5  279,700.  Auf  Grund  von  acquits- 
ä caution  sind  1882  141.10  Mill.  Kil.  Papier  u.  s.  w.,  1885  118.23  Mill.  versendet 
worden.  — Die  Ausfuhr  von  Papier  hat  sich  während  des  Bestehens  der  Steuer  mit 
Schwankungen  annähernd  auf  gleicher  Höhe  gehalten  (22 — 24  Mill.  Kil.),  die  Ein- 
fuhr ist  stark  gestiegen,  von  3—4  Mill.  Kil.  anfangs  auf  12 — 13  Mill.  zuletzt  (Bull, 
a.  a.  0.):  wohl  Einfluss  des  Tarifs  v.  18S1  und  des  Vertragstarifs,  aber  doch  be- 
aclitenswerth,  da  die  innere  Steuer  daneben  zu  tragen  war. 


ßß)  Cichoriensteucr. 

Gesetzgebung.  Gesetz  v.  4.  Sept.  1871  Art.  6 zur  Einführung.  Dazu  Aus- 
führungsdecr.  v.  30.  Nov.  1871  (Dejean  p.  105  ff),  Decr.  v.  18.  Jan.  1873  (eb.  p. 
291  ff.),  Ges.  v.  25.  Juli  1873  Art.  20,  21,  23,  24  (u.  A.  Ausdehnung  der  Steuer  auf 
der  Cichorie  ähnliche  Producte).  Zollerhöhung  im  Ges.  v.  8.  Juli  1871  Art.  6.  Auf- 
hebung der  inneren  Steuer  durch  Finanzgcs.  f.  1879  (Ges.  v.  28.  Sept.  1878  Art.  2) 
v.  1.  Jan.  1879  an. 

Literatur.  Vignes  I,  168.  Block,  diet.,  Art.  cbicorce.  Say,  dict.,  ders. 
Art.  v.  Kaufmann  S.  459.  — Mathieu-Bodct  I,  43.  Amagat  p.  348.  — 
Statistik  in  den  früheren  Verwaltungsberichten  der  indirecten  Steuern.  Faure 
p.  120.  0.  S.  690. 

§.  281.  Auch  diese  Steuer  ist  durch  die  Finanzbedlirfnisse  nach 
dem  letzten  Kriege  verursacht  worden.  Zu  ihrer  Einführung  trug 
die  Rücksicht  auf  den  fiscalischcn  Nachtheil  des  Cichorienconsums 
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für  den  Ertrag  des  Kafleezolis,  zumal  seit  dessen  Erhöhung  nach 
dem  Kriege  bei.  Das  principielle  Bedenken  gegen  diese  Steuer  auf 
einen  Artikel  des  Consums  der  ärmeren  Classe  und  das  weitere 
Bedenken,  dass  dieser  Consum  in  einigen  Gegenden  (Departement 
Nord,  Pas  de  Calais)  besonders  stark  verbreitet  sei,  die  Steuer  that- 
sächlich  also  nicht  gleichmässig  wirke,  tauchten  auf,  aber  hinderten 
die  Einführung  der  Steuer  nicht.  Obwohl  man  die  Herstellung  der 
Cichorie  für  den  eigenen  Hausbedarf  frei  liess,  keinen  nachtheiligen 
Einfluss  der  Steuer  auf  den  Consum  und  dessen  Zunahme  glaubte 
nachweisen  zu  können  und  die  Erhebungskosten  massig  waren, 
wurde  die  Steuer  doch  schon  im  Jahre  1878  wieder  aufgehoben, 
bald  nach  der  Seifensteuer,  obwohl  der  hohe  Kaffeezoll  verblieb. 
Damit  ward  eine  Einnahme  von  5V3  Mill.  Frcs.  aufgegeben. 

Die  Einrichtung  der  Steuer  war  die  übliche,  Licenzen, 
Declarationen,  Exereice,  Versenduugscontrole  u.  s.  w.  Eigenthüm- 
lich  war  auch  hier,  wie  bei  der  Kerzen-  und  ZUndhölzehensteuer, 
die  Vorschrift,  dass  die  Cichorie  nur  in  geschlossenen  Packeten 
bestimmten  Gewichts  und  in  gestempelten  Umschlägen 
circuliren  und  zum  Verkauf  gebracht  werden  durfte. 

Der  Fabrikationssteuersatz  war  30  Cent,  per  Kil.  fdr  die  „racine  de  cbicoree 
pr6parce‘\  beabsichtigt  waren  50  Cent,  gowesen , aber  nicht  angenommen.  Die  ein- 
geführte Cichorie,  gebrannt  oder  gemahlen,  zahlte  nach  dem  Tarif  v.  8.  Juli  1871 
55  Frcs.  per  100  Kil.  (statt  der  innern  Steuer),  nach  Aufhebung  der  inneren  Steuer 
im  Tarif  von  1881  noch  5 Frcs.  Der  Kalleczoll  war  in  demselben  Tarif  für  Bohnen 
auf  150  und  170  Frcs.,  für  gebrannten  oder  gemahlenen  auf  *200  Frcs.  gestellt,  mit 
4 % Zuschlag  später  1 50  und  200  Frcs.  Licenz  der  Fabrikanten  und  gewisser  Kauf- 
leute 20  Frcs.  Die  vorgeschriebenen  Gewichtsmengen  der  Packctc  waren  100,  250, 
500,  1000  Gramm  und  mussten  so  beschallen  sein,  dass  sie  mittelst  Stempeln  oder 
gestempelter  Vignetten  umschlossen  werden  konnten.  Nach  Ges.  v.  21.  Juni  1873  Art. 
23  mussten  die  Fabrikanten  auf  ihre  Kosten  selbst  diese  Papiere  anbringen.  Diese 
Stempelung  oder  Vignettirung  war  aber  hier  keine  Steuererhebungsform,  sondern  nur 
eine  Controlform.  Die  Fabrikanten  u.  s.  w.  hatten  die  Steuer  nach  monatlicher  Ab- 
rechnung in  der  sonst  üblichen  Weise  (haar  oder  mit  Cautionsobligationen)  zu  begleichen. 
Die  Kleinkaufleute  durften,  wenn  sie  weniger  als  100  Gramm  verkauften,  nicht  mehr 
als  1 Packet  auf  einmal  anbrechen.  — Die  Menge  der  versteuerten  Cichorie  ist  von 
1872 — 1877  von  ca.  8 — 9 auf  ca.  18  Mill.  Kil.  gestiegen. 


yy)  Seifen  Steuer. 

Gesetzgebung.  Eingeführt  durch  Ges.  v.  30.  Dec.  1873  Art.  7,  8;  Keglern, 
v.  S.  Jan.  1874.  Ges.  v.  5.  Aug.  1874  Art.  8 (Steuerfreiheiten).  Decr.  v.  8.  Aug.  1875 
(Durchführung  der  Scifensteucrfreiheit  für  Webereien  und  Färbereien  von  Geweben). 
Aufhebung  durch  Finanzges.  v.  16.  März  1878  Art.  1 vom  1.  April  1878  an. 

Literatur.  Stourm  II,  107.  Vignes  I,  174.  Block,  dict.,  Art.  savons 
v.  K aufmann  S.  459.  — Mathieu-Bodet  1,240.  Amagat  p.  349.  — Statistik 
o.  S.  690.  Faurc  p.  120. 
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282.  Diese  gleichzeitig  mit  der  Stearin-  und  Kerzensteuer 
und  der  allgemeinen  Oelsteuer  eingeführte  Steuer  wurde  an  Stelle 
einer  anfangs  geplanten  Ausdehnung  der  Salzsteuer  auf  das  zur 
Sodafabrikation  dienende  steuerfreie  Salz  gewählt.  Sie  traf  Seife 
jeder  Art  mit  5 Frcs.  per  100  Kil.,  doch  bestand  umfängliche 
Steuerfreiheit  für  Seife,  welche  zu  bestimmten  im  Gesetz  v.  5.  Aug. 
1874  noch  genauer  bezeichneten  Verwendungen  von  Seife  in  der 
Textilindustrie  diente.  Die  ins  Ausland  gehende  Seife  war  eben- 
falls steuerfrei.  Fremde  Seife  trug  auch  hier  eine  Compensations- 
abgabe  von  5 Frcs.  bei  der  Einfuhr,  neben  den  beträchtlichen 
Zöllen.  Die  Einrichtung  der  Besteuerung  war  die  übliche,  mit 
Licenzpllicht  (20  Frcs.),  Declarationen,  Buehführungszwang,  Exer- 
cice,  Versendungscontrole  u.  s.  w.  Einer  besonderen  Controle  unter- 
lagen aber  auch  die  Fabriken,  weiche  Seife  steuerfrei 
beziehen  durften.  Nach  wenig  über  vierjährigem  Bestehen  wurde 
die  Steuer  bereits  wieder  aufgehoben,  der  erste  Schritt  zu  Steuer- 
erleichterungen auf  diesem  Gebiet.  Der  Ertrag  von  ca.  6 Mill.  Frcs. 
war  hinter  den  anfänglichen  Schätzungen  von  9 Mill.  zurückgeblieben, 
wie  behauptet  wird,  weil  viele  Hinterziehungen  stattfanden. 


Iui  allgemeinen  Tarif  vor  1 SSI  war  Seife  mit  205  Frcs.  belegt,  im  Vertrags- 
tarif mit  6 und  70,  im  Tarif  von  1881  mit  12  und  0 Frcs.  für  10()  Kil.  Steuerfrei 
war  die  Seife  für  die  Vorbereitung-,  Entfettung,  Färberei,  Bleicherei  von  Seide,  Wolle, 
Baumwolle  und  anderen  Faserstoffen  der  Textilindustrie  im  rohen  Zustand  oder  als 
Gewebe,  wenn  es  noch  nicht  die  letzte  Appretur  erhalten  hat.  I)io  Verwendung  musste 
genügend  erwiesen  werden.  Die  Steuerfreiheit  erfolgte  in  der  Weise,  dass  die  Seifen 
von  den  Fabriken  unter  acquits-ä-caution  oder  aus  dem  Auslande  unter  Zollplombe 
bezogen  werden  mussten.  Die  acquits  wurden  beim  Empfänger  nur  unter  Vorzeigung 
der  Sendungen  unter  Band  und  Blei  dechargirt.  Dann  Einlagerung  in  abgesonderte 
Magazine  und  Herausnahme  nur  nach  dem  täglichen  Bedarf,  mit  entsprechenden 
weiteren  Controlen.  Fehlmengen  nach  den  Inventaren  steuerpflichtig.  Nach  Gutdünken 
der  Verwaltung  periodische  Visitationen  oder  Einrichtung  bleibender  Ucberwachung 
auch  dieser  Textilindustrie-Etablissements  (Decr.  v.  8.  März  18751.  Diese  doppelseitige 
Controle,  theils  der  Seifenfabriken,  theils  der  Textilfabriken  war  bei  dem  massigen 
Stcucrcrtrag  wohl  ein  Umstand,  der  die  Bestrebungen  nach  baldiger  Beseitigung  der 
Steuer  unterstützte.  — Im  Jahre  des  höchsten  Ertrags,  1876,  wurden  163.6  Mill.  Kil. 
Seife  im  Inland  producirt,  wovon  123.3  Mill.  versteuert,  18.3  steuerfrei  ausgcfulut, 
18.3  dgl.  in  der  Textilindustrie  verwendet,  der  Best  blieb  in  Verrechnung.  Man  hatte 
den  steuerpflichtigen  Consum  bei  der  Einführung  der  Steuer  auf  ISO  Mill.  Kil.  geschätzt. 

Die  ursprünglich  als  gewöhnliche  Verbrauchssteuer  eingerichtete,  dann  aber  bald 
in  Monopolform  gekleidete  Zünd  hölzchensteuer  wird  unten  bei  den  Monopolen 
mit  behandelt  werden  (§.  300). 


f)  Andere  verwandle  kleinere  Steuern. 

Prüfungsabgabe  von  Gold-  und  Silberwaaren , Abgabe  von  denaturalisirtem  Alcohol, 

Spielkartensteuer. 

Die  jetzt  mit  37.50  Frcs.  vom  Hectolitcr  reinen  Alcohols  erhobene  Steuer  von 
denaturalisirtem  Alcohol  ist  oben  S.  612  bei  der  Getränkebesteuerung  schon  mit  be- 
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sprochen  worden.  Ertrag  f.  59,106  Hectol.  2.22  Mill.  Frcs.  in  1886,  f.  85,566  Hcctol. 
3.20  Mill  Frcs  (provis.)  in  1887. 


a)  PrUfungsabgabe  von  Gold-  und  Silbe  rwaa rcn. 

(Droit  de  garantie  sur  les  ouvrages  d’or  et  d’argent) 

Gesetzgebung.  (Hauptbestimmungen.)  Wiedereinführung  durch  dasgrund- 
legcnde  Gesetz  vom  19.  Brumaire  VI  (9.  Nov.  1797).  Zahlreiche  weitere  Gesetze 
und  Verordnungen  über  Einzelheiten,  besonders  der  Ausführung,  betreten  meistens 
nur  die  gewerbepolizeiliche  Seite  der  Sache,  die  Markirungen  u.  dgl.  in. 
Alle  einzelnen  noch  in  Kraft  stehenden  Bestimmungen  bei  Olibo.  So  noch  ver- 
schiedene aus  J.  VI  u.  den  folgenden  Jahren  bis  XIII;  dann  wieder  1819,  1820 
(5  Mai),  1830,  1838  (Ord.  v.  7.  Apr.  über  der  poingon  de  recense),  Ges.  v.  10.  Aug. 
1839  nebst  Ord.  v.  30.  Dec.  1839  (über  Ausfuhr  von  Gegenständen  ohne  französische 
Marke  und  ohne  Abgabezahlung),  Ges.  v.  9.  Aug.  1844  Art.  13  (Herabsetzung  der 
droits  d’argue),  Ord.  v.  23.  Dec.  1846,  Decr.  v.  24.  Juli  1857  (Einrichtung  der 
„Garantie“  in  Algier),  Decr.  v.  26.  Mai  1860  (Ausdehuung  der  Verpflichtungen  der 
Fabrikanten  plattirter  Waaren  auf  diejenigen,  welche  vergoldete  und  versilberte  Waaren 
auf  galvanischem  oder  elcctro-chcmischem  Wege  herstellcn).  Decr.  v.  13.  Jan.  1864 
(u.  A.  eigener  Stempel  für  cingeführte  ausländische  Waare).  Nach  dem  Kriege  Ab- 
gabeerhöhung durch  Ges.  v.  30.  März  1872.  Decr.  v.  27.  Juni  1877  (Ausfuhr 
französischer  Waare  nur  über  bestimmte  Zollämter).  Decr.  v.  27.  Juli  1878  (Regelung 
der  Rückzahlung  der  Abgabe  bei  Ausfuhr  von  Waaren).  Ges.  v.  25.  Jan.  1884  (Ein- 
führung eines  vierten  Einheitsgrads  — titre  — für  zur  Ausfuhr  bestimmte  Gegenstände), 
Ausführungs-Decr.  dazu  v.  10.  Juni  1884  (s.  Bull.  XV,  145,  647).  Decr.  v.  24.  Dec. 
18S7  (eigener  Stempel  für  ausgeführt  gewesene,  wieder  zurückgesendete  französische 
Waare). 

Literatur.  S.  die  Bibliographie  über  den  weitläufigen  und  verwickelten  Gegen- 
stand in  Block,  dict.,  Art.  garantie,  p.  1034.  Stourmll,  90 — 103  (Wiederherstellung 
der  alten  Gesetzgebung  durch  das  Ges.  v.  Brumaire  VI).  Vignes  I,  187 — 191. 
Block,  dict.,  Art.  garantie  von  Moreau,  reichhaltig,  eingehend  und  klar.  Suppl. 
gener.  p.  215  (Ges.  v.  1884),  Suppl.  1888  p.  867.  Olibo  II,  543—684  (höchst 
detaillirt  und  reichhaltig),  v.  Hock  S.  432 — 439;  v.  Kaufmann  S.  417 — 449.  — 
Mathieu-Bodet  I,  104,  105.  Amagat  p.  343.  — Statistik.  Faure  p.  US; 
bes.  in  den  Uebersichten  (mit  weiteren  Ausführungen)  im  Bull.  I.  216.  V,  233,  XV, 
156;  Ertragsdaten  in  den  Berichten  der  indirectcn  Steucrvcrwaltung. 

Die  wichtigste  und  interessanteste  Seite  des  Gegenstandes  ist  die  gewerbe- 
polizeiliche,  zugleich  die  oomplicirteste,  welche  jene  Menge  von  Bestimmungen 
und  deren  häufige  Abänderung  (betreffs  der  Arten  der  Markirung  u.  s.  w.)  veranlasst 
hat.  Sie  kann  hier  aber  nur  gestreift  werden.  S.  darüber  bes.  den  Art.  von  Moreau 
und  Olibo ’s  Werk,  auch  Bull.  a.  a.  0.,  bes.  XV,  156. 

§.  283.  Von  Alters  her  bestand  in  Frankreich  eine  strenge 
gewerbepolizeiliche  Controle  der  Herstellung  und  des  Verkaufs 
von  Gold-  und  Silberwaaren.  Namentlich  seit  dem  16.  Jahrhundert, 
lann  unter  Ludwig  XIV.  und  wiederholt  im  18.  Jahrhundert  wird 
diese  Controle  im  Einzelnen  geregelt.  Sie  dient  einem  doppelten 
Interesse,  einmal  soll  sie  den  Käufern  Sicherheit  hinsichtlich  der 
Qualität  der  Waaren  gewähren  und  zweitens  von  den  Producenten 
unsolide  und  betrügerische  Concurrenz  fern  halten  und  der  franzö- 
sischen Waare  im  In-  und  Auslande  einen  guten  Ruf  verbürgen.  Das 
Controlsystem  bedingte  Einrichtungen,  welche  Kosten  machten.  Es 
wird  daher,  ohnehin  im  Geiste  der  älteren  Gewerbepolitik,  in 
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systematischer  Weise  seit  Ludwig  XIV.  ciu  Ge  b Uhren  wesen 
damit  verbunden,  das  diese  Kosten  zu  decken  ermöglichte,  aber 
darüber  hinaus  Ueberschtisse  gewährte,  so  dass  es  in  eine  gewerbe- 
steuerartige, überwiegend  wohl  schon  in  eine  Verbrauchs-  und  luxus- 
steuerartige Besteuerung  überging.  Das  Ganze  war  aber  zweck- 
mässig und  nicht  einseitig  fiscaliseh  geordnet  und  erfüllte  seinen 
gewerbepolizeilichen  Zweck  gut. 

Gleichwohl  brach  auch  diese  bewährte  Einrichtung  in  der  ersten 
Revolution  zusammen,  ohne  förmlich  gesetzlich  aufgehoben  zu  sein, 
ja  sogar  trotz  ausdrücklicher  wiederholter  amtlicher  und  legislativer 
Erklärungen,  dass  die  Controle  fortzudauern  habe.  Die  „Gebühren“ 
fielen  unter  die  Kategorie  der  „indireeteu  Steuern“,  die  unvermeid- 
lichen Controlmassregeln  unter  die  Opposition  gegen  derartige  „Ein- 
griffe in  die  freie  Bewegung“  und  damit  beide  unter  die  einseitige 
Verurtheilung  der  Tagespolitik.  Die  nach  dem  thatsäcblichen  Weg- 
fall der  Controle  (1791  ff.)  eintretenden  Missstände  wurden  aber 
rasch  so  empfindlich,  dass  bald  an  eine  Wiederherstellung  der  Con- 
trole ernstlich  gedacht  wurde,  wobei  auch  die  Wahrnehmung  des 
Finanzinteresses  mit  als  Ziel  hervortrat.  Diesen  Bestrebungen  ver- 
dankt das  grundlegende  Gesetz  vom  19.  Brumaire  VI  (9.  Nov. 
1797)  seine  Entstehung.  Es  besteht  im  Wesentlichen  in  der 
Wiederherstellung  der  früher  in  Geltung  gewesenen 
Bestimmungen,  wie  dies  Stourm  auch  hier  näher  nachgewiesen 
hat.  Dieses  Gesetz  ist  die  Grundlage  der  „Garantie“  der  Gold-  und 
Silberwaaren  geblieben.  Es  ist  überwiegend  ein  ge  werbe  polizei- 
liches, nebenbei  aber  auch  ein  fiscal  i sch  cs  Gesetz.  In  beiden 
Beziehungen  hat  es  sich  ziemlich  bewährt.  »Später  sind  in  der 
Hauptsache  nur  Ergänzungen  nach  der  gerwerbepolizeilichen 
Seite  erfolgt. 

Fiscalischcr  Art  sind  die  Bestimmungen  über  die  bei  Ge- 
legenheit der  amtlichen  Controle  zu  erhebenden  Abgaben  (gen. 
Gesetz  Art  21,  „droits  de  garantie“),  welche  später  nur  um  die 
Zuschlagdecimen  erhöht,  sonst  bis  1872  unverändert  geblieben  sind. 
In  diesem  Jahre  trat  eine  Erhöhung  des  Principalsatzes  der  Abgaben 
in  der  damals  eingeschlagenen  Richtung  der  Finanzpolitik  ein  (Ges. 
v.  30.  März  1872).  Ausserdem  bestehen  Gebühren  für  die  vor- 
geschriebene Benutzung  der  staatlichen  Gold-  und  Silbe  r- 
drabt-  oder  Fäd enzieherei en  (Argues),  die  also  eine  mono- 
polistische öffentliche  Einrichtung  darstellen,  — weil  man  an  diesen 
Gold-  und  Silberdrähteu  und  Fäden  keine  Markirung  anbringen 
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kann  — sowie  Pro  bierergeb  Uhren.  Die  erhobenen  eigentlichen 
Garantieabgaben  wurden  bei  der  Ausfuhr  von  Waaren  nach  dem 
Gesetz  vom  Brumaire  VI  zu  % ersetzt,  so  dass  das  letzte,  nicht 
riickvergtitete  Drittel  eine  Art  Ausfuhrzoll  darstellte.  Nach  dem 
Gesetz  von  1872  erfolgt  jetzt  voll  e r Ersatz.  Missbrauche,  welche 
mittelst  geheimer  Wiedereinfuhr  steuerfrei  ausgeführter  Waaren  ge- 
trieben wurden  und  daher  das  fiscalische  Interesse  schädigten, 
haben  verschärfte  Controlen  veranlasst,  sind  dadurch  vermindert, 
aber  kaum  ganz  abgestellt  worden.  Fremde  eingeführte  Waaren 
unterliegen  derselben  Qualitätscontrole  wie  die  einheimischen  und 
den  Garantiegebühren  dafür  neben  den  Zöllen. 

Finanzwissenschaftlich  betrachtet  stellt  die  „Garantieab- 
gabe“ eine  gemischte  Abgabe  dar,  welche  Elemente  der  Ge- 
bühr und  der  Steuer,  speciell  der  Verbrauchs-  (Gebrauchs-) 
und  Luxussteuer,  — in  Etwas  vielleicht  auch  der  Special  Ge- 
werbesteuer — in  sich  vereinigt.  Die  kostenlose  Markirung  von 
Exportwaare  und  die  Rückvergütung  bei  markirter  und  versteuerter 
solcher  Waare  lassen  in  der  Abgabe  das  Element  der  indirecten 
Verbrauchssteuer  deutlich  hervortreten.  Die  Abgabe  ist  in  jedem 
dieser  Elemente  und  auch  in  ihrer  Höhe  wohl  zu  rechtfertigen.  Der 
Ertrag  ist,  mit  Schwankungen,  bis  1869  und  wieder  von  1872  an, 
nach  der  Steuererhöhung,  bis  1882  gestiegen,  hat  seitdem  aber  nicht 
unerheblich  wieder  abgenommen.  Vielleicht  ist  daran  Unterscbleif 
im  auswärtigen  Handel  immer  noch  etwas  betheiligt,  worauf  auch 
andere  Daten  der  Handelsbewegung  hinweisen. 


Der  Abgabesatz 


für  das  Ilcctogramm  Gold.  I 
gebühren,  später  (J.  VII)  mit 


des  Ges.  v.  Brum.  VI  auf  neu  fabricirtc  Waare  war  20  Frcs. 
Frcs.  für  das  Hcctogramm  Silber,  ohne  die  Probicr- 
10%  Zuschlag,  also  22  und  1.10  Frcs.,  seit  1855  mit 
20%  Zuschlag,  24  und  1.20,  Erhöhung  im  Ges.  v.  30.  März  1872  auf  30  und 
1.60  Frcs.  im  Princ.  mit  27*  Decimen  Zuschlag,  daher  auf  37.50  und  2 Frcs.  oder 
vom  Werthe  des  %0  feinen  Mtlnz-Metalls  allein  immerhin  12.1  und  10%. 
entsprechend  weniger  vom  Werthe  des  Fabrikats.  Die  DrahtzuggebUhren  sind  für 
Gold  45  und  30.  für  Silber  25  und  12  Centimes  für  das  Hectogr.,  je  nachdem  Zicli- 
werkzeugc  (filiercs)  des  Fabrikanten  selbst  gestellt  werden  oder  nicht.  Die  Probier- 
gebühren  betragen  bei  der  Probe  mit  Probierstein  0 Cent,  für  das  Dekagramm  Gold, 
20  Cent,  für  das  Hcctogr.  Silber,  sonst  für  jede  Probe  im  Probiertigel  (coupeile)  bcz. 
3 Frcs.  und  80  Cent.  Steuerobjecte  und  Erträge  waren  folgende  (Bull.  I,  217, 


XXIir,  288): 

Goldwaarcn 

Silberwaaren 

Garantiesteuer 

Hectogr. 

Hectogr. 

1000  Frcs. 

1860 

89,665 

713,(545 

3.022 

1869 

118,230 

739,948 

3.720 

1870 

64,299 

416,861 

2.043 

1871 

74,072 

458.108 

2.328 

1872 

121,021 

705,849 

5.239 

1873 

1 1 3,777 

671,965 

5.386 

1881 

145,341 

820,905 

7.092 

1886 

84,103 

736,497 

4.624 
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Im  J.  1882  waren  von  dieser  Waarenmcnge  8143  Hectogr.  Gold  und  42,424  Hectogr. 
Silber  ausländischen  Ursprungs.  In  der  Ertragsziffer  ist  der  Betrag  der  rückgezahlten 
Abgaben  bei  der  Ausfuhr  noch  enthalten;  er  war  z.  B.  JS69  79,000,  1870  236,000, 
stieg  dann  auf  720,000  in  1876  und  1877,  war  aber  1881  nur  noch  198,000  Frcs., 
nach  Eintritt  des  Decrets  v.  27.  Juli  1878  (s.  u.).  Anderseits  fehlt  in  der  Ertrags- 
zitfcr  der  Betrag  der  für  wieder  eingeführte  französ.  Waare  erhobenen  Steuer  (1869 
c.  10,000  Frcs.,  1872  39,000,  1877  189,000,  1881  nur  1614  Frcs.). 

Ftlr  die  genauere  Durchführung  der  Controle  nach  der  gewerbepolizeilichen  Seite 
muss  hier  auf  dio  Gesetze,  bcs.  das  vom  Brum.  VI,  die  Decrctc  und  die  eingehenderen 
Darstellungen  und  Oommentare  verwiesen  werden. 

Es  w'erden  zur  amtlichen  Probe,  Garantie  und  Garantiestempelung  nur  Gold- 
waaren  von  3 „gesetzlichen  Feinheitsgraden**  zugelassen,  von  920,  840  und  71000/,H,, 
seit  18S4  speciell  auch  noch  goldene  Uhrgehäuse  bloss  zum  Export  von  einem  vierten 
Grade  zu  5S3  00/00;  bei  Silbcrwaaren  sind  die  gesetzlichen  Feinheiten  950  und  800°%,,. 
Die  erlaubte  Fehlergrenze  (tolörancc)  ist  bei  Goldwaaren  3,  bei  Silberwaaren  5 ÜÜ/WJ. 
Die  erfolgte  Controle  wird  dann  durch  Marken  oder  Stempel  ausgedrückt,  deren 
mehrere  unterschieden  werden.  Jede  für  den  inländischen  Markt  bestimmte 
Waare  muss  die  Marke  des  Fabrikanten  tragen,  dann  die  amtlichen  Marken  der 
Feinheit  und  des  Garantieburcaus ; ganz  kleine  Gegenstände  haben  an  Stelle  dieser  3 
2 kleine  eigene  Marken,  eine  für  Gold  und  eine  für  Silber.  Besondere  Amtsmarken 
bestehen  für  importirtc  fremde  Waaren,  für  zur  Ausfuhr  bestimmte  mit 
Feinheitsgarantie  versehene  steuerfreie  Waaren,  für  ebensolche,  mit  vorbehaltener 
Kückeinfuhr  ausgeführtc  Waaren  (seit  1878),  für  wirklich  reimportirte  Waaren 
(poingon  de  retour,  seit  1887),  für  neue  Stempelung  von  Waaren  nach  Constatirung 
falscher  Feinheitsgrade  und  Stempel  (poin<;on  de  rccense),  für  alte  Sachen  (de  liasard), 
für  Gold-  und  Silberbarren,  auch  für  plattirte  Waare. 

Diese  verschiedenen  Markirungen  sollen  zur  Verhütung  von  Täuschungen  des 
Publicums  und  zugleich  zur  Wahrnehmung  des  fiscalischen  Interesses  dienen.  Mit 
vollständigem  Erfolg  indessen  noch  immer  kaum,  indem  theils  Nachahmung  der  amt- 
lichen Marken  schwer  ganz  zu  verhüten  ist,  theils  bei  der  Ausfuhr  und  Wiedereinfuhr 
Hinterziehungen,  bezw.  widerrechtliche  Erlangungen  von  Steuervergütungen  Vorkommen, 
was  allerdings  die  seit  1878  eingerichteten  Massregcln  (Einführung  besonderen 
Stempels)  erschwert  haben  (Bull.  XV,  156).  Die  hier  für  die  Finanzverwaltung  vor- 
liegenden Schwierigkeiten  erklären  sich  folgendermassen.  Sie  werden  hier  als  ein 
gutes  Beispiel  solcher  Verhältnisse  einmal  etwas  näher  dargelegt. 

Die  amtliche  Markirung  ist  für  in-  und  ausländische,  für  den  in- 
ländischen Markt  bestimmte  Waaren  obligatorisch  und  auf  die  erwähnten 
Feinheitsgrade  beschränkt.  Die  ins  Ausland  gehenden  französ.  Waaren  können  ver- 
schieden behandelt  werden,  1)  entweder  so,  dass  die  mit  den  gewöhnlichen 
Inlandsmarken  versehenen  Waaren  ausgeführt  werden:  dann  erfolgt  jetzt,  seit  dem 
Gesetz  von  1872,  volle  Bück  Vergütung  der  erhobenen  Garantiegebühren;  oder 
2)  so,  dass  die  Waaren  von  vornherein  mit  besonderen  „Ausführmarken“  ver- 
sehen werden:  dann  wird  überhaupt  keine  Garantieabgabe  erhoben,  es  ist  nur  zu  ver- 
hüten, dass  die  Waare  im  Inland  abgesetzt  wird,  muss  daher  die  wirkliche  Ausfuhr 
controlirt  werden;  die  Markirung  dient  hier  nur  dazu,  dem  fremden  Markte  die 
Garantie  der  richtigen  Qualität  zu  geben;  endlich  3)  brauchen,  nach  Ges.  v.  10.  Aug. 
1844,  Exportwaarcn  eventuell  überhaupt  nicht  markirt  zu  werden  und  keine 
Garantiegebühren  zu  entrichten,  sie  müssen  aber  dann,  nach  erfolgter  Prüfung 
und  Anerkennung  des  gesetzlichen  Feinheitsgrades  — was  also  immerhin  auch  hier 
vorgeschricben  bleibt,  — bei  der  Verwaltung  hinterlegt  oder  von  deren  Beamten  über- 
wacht werden,  bis  die  Ausfuhr  nachgewiesen  wird. 

Hintergehung  des  Fiscus,  Hinterziehung  schuldiger  Gebühren,  unrecht- 
mässige Erlangung  von  Ausfuhrvergütungen  ist  hier  nun  auf  mancherlei  Weise 
möglich.  Einmal  durch  Nachahmung  der  amtlichen  Marken  und  durch  Absatz  von 
Waaren  mit  Exportmarke  oder  ohne  Marke  im  Inland:  die  schwierigeren  und  wohl 
selteneren  Fälle;  sodann  durch  Einschmuggelung  ausländischer  Waare,  ohne  nach- 
trägliche Markirung  und  Gebührenentrichtung:  wohl  nicht  ganz  zu  verhüten,  schon 
beim  Eeiscndenverkehr,  da  die  Beschränkung  des  freien  Mitbringens  von  Waaren 
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durch  Reisende  für  den  persönlichen  Gebrauch  auf  5 Hecfogr.  f.  d.  Person  (Art.  23 
des  Ges.  v.  Bram.)  nicht  sicher  zu  controlircn  ist;  indessen  wird  auch  über  diese  Art 
der  Hinterziehung  nicht  besonders  geklagt.  Die  Hauptfälle  derselben  betreffen  viel- 
mehr die  genannte  erste  Kategorie  von  Waaren,  welche  mit  Inlandsmarke  versehen 
Ausfuhrvergütungen  erlangen  und  dann  nach  erfolgter,  steueramtlich  controlirter  Aus- 
fuhr im  Geheimen  wieder  cingcführt  werden , um  entweder  ohne  neue  Markirung 
steuerfrei  im  Inland  abgesetzt  oder  selbst  von  Neuem  zur  Ausfuhr  angemeldet  und 
abermals  mit  Ausfuhrvergütung  exportirt  zu  werden.  Auf  diese  Weise  scheint  bes. 
von  1872 — 78  der  Fiscus  in  steigendem  Maasse  hintergangen  zu  sein,  namentlich  bei 
Goldwaaren.  Das  Decr.  v.  27.  Juli  1878  führte  eben  deshalb  einen  eigenen  Stempel 
für  Waaren  ein,  welche  mit  der  Bedingung  der  Wiedereinfuhr  expoitirt  werden.  Der 
Erfolg  war  eine  bedeutende  Verminderung  der  Ausfuhr  von  Waaren  mit  den  all- 
gemeinen Inlandsstempcln  (von  1 <»,000 — 17,800  Hectogr.  Gold  auf  9800  in  1879, 
4 — 5000  in  den  folgenden  Jahren,  von  27 — 30.000  Hectogr.  Silber  auf  20,000,  dann 
auf  15 — 17,000),  und  demgemäss  die  schon  erwähnte  Abnahme  der  Ausfuhr- 
vergütungen für  solche  Waaren,  von  über  700,000  auf  c.  200,000  Frcs.  (Bull.  XV, 
150,  158b  Aber  ganz  scheint  der  Uebolstand  auch  hierdurch  nicht  beseitigt  zu  sein, 
wie  die  Einführung  einer  eigenen  ,.Retourmarkc“  für  wiedcrcingcführte  französ.  Waare 
in  1SS7  (Decr.  v.  24.  Dec.)  vermnthen  lässt.  — Die  Ausfuhr  von  französ.  Waare  mit 
Exportmarkc  ist,  mit  einigen  Schwankungen,  im  Ganzen  von  1872 — 73  bis  1882  un- 
gefähr gleichgeblicben  (Goldwaaren  17 — 20,000,  Silberwaaren  55,000 — 70.000  Hectogr.). 
Die  Ausfuhr  nicht  markirter  Waare  war  und  blieb  unerheblich  (Gold  100 — 600, 
etwas  steigend,  Silber  700 — 1400  Hectogr.). 

Zur  Erzwingung  der  vorgeschriebenen  Markirung  bestehen  die  erforderlichen 
Controlen  der  Fabrikation  und  des  Verkaufs  der  Gold-  und  Silberwaaren, 
namentlich  Anmeldepflichten  der  Fabrikanten,  Händler,  Visitationsrechte  der  Ver- 
waltung. Eine  förmliche  beständige  Ueberwachung  (Exercicc)  wird  aber  nicht  aus- 
geübt. Die  Zahl  der  controlirten  Fabrikanten  (incl.  Uhrmacher)  war  1879  2387,  1880 
2305  (wovon  503  Uhrmacher),  der  Händler  13,394  und  14,147.  Licenzpflichtig  sind 
diese  Geschäftsleute  nicht.  Garanticbureaux  bestehen  in  den  wichtigeren  Städten 
(einige  70).  Sie  unterstehen  für  die  technische  Seite  ihrer  Aufgaben  der  Münz- 
verwaltung, für  die  fiscalisclic  der  Direction  der  indirecten  Steuern.  — Die  Straf- 
bestimmungen sind  auf  diesem  Gebiete  angemessen  verschärft;  so  bei  Nachahmung 
und  unerlaubter  Anwendung  von  Staatsmarken  Zuchthaus  (travaux  foreös,  reclusion, 
Art.  108  des  Ges.  v.  Brum.  VI,  Code  pen.  Art.  140,  141);  bei  Betrug  in  Betreff  des 
Feingehalts  Gefängnisstrafe  von  3 Monat  bis  1 Jahr  und  Geldstrafe  (Code  pen., 
Art.  423;  im  Art.  81  des  Ges.  v.  Brum.  steigende  Geldstrafe  im  Wiederholungsfall, 
beim  dritten  Male  Ccschäftsuntörsagung);  bei  anderen  Contraventioncn  Geldstrafen 
von  200  — (im  Wiederholungsfälle)  500 — 1000  Frcs.,  schon  beim  2.  Falle  öffentliche 
Bekanntmachung,  beim  dritten  Geschäftsverbot  mit  Strafe  der  Confiscation  aller 
Handelsobjccte  (Ges.  v.  Brum.  Art.  SO);  ähnlich  bei  Anbringung  falscher  Marken, 
wo  die  Waare  ausserdem  confiscirt  wird  (eb.  Art.  109);  fertige,  nicht  inarkirte  Waare 
wird  beim  Fabrikanten  und  Händler  beschlagnahmt,  worauf  Strafverfolgung  Tor  dem 
Correctionstribunal  eintritt;  bei  Besitzern  werden  solche  Waaren  confiscirt  und  wird 
ebenfalls  das  Strafverfahren  eingelcitet  (cb.  Art.  107). 


ßß)  Spielkartensteuer. 


Gesetzgebung.  Wiedereinführung  durch  die  Stempelgesetze  v.  9.  Vendcm. 
J.  VI,  Regelung  durch  Verordn,  v.  3.  Pluviose  VI  (22.  Jan.  179S).  Verschiedene 
weitere  Bestimmungen  in  diesem  und  den  folgenden  Jahren  bis  1810,  bes.  Decr.  v. 
1.  Gcrmin.  XIII.  Neue  Regelung  und  Tarifirung  durch  Decr.  v.  9.  Fcbr.  1810,  dann 
bes.  durch  Ges.  v.  28.  April  181(5  Art.  100—170,  223 — 220.  Einzelnes  später  durch 
Ordonnanzen  geordnet  und  durch  Gesetze  (4.  Juni  1830,  7.  Aug.  1850)  verändert. 
Tariferhöhung  durch  Ges.  v.  1.  Sept.  1871  Art.  5,  Ges.  v.  21.  Juni  1873  Art.  19. 
Circ.  v.  15.  Juni  1887. 
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Liteiatur.  Stourrn  II.  121  — 124.  Vignes  I,  1S5 — 187.  Block,  dict., 
Art.  cartes  ä jouer  vonRoucou;  snppl.  ISST  p.'  230.  Say,  dict.,  Art.  cartes  ä joucr 
von  Hastier.  Olibo  II,  253 — 275.  v.  Hock  S.  407 — 410.  v.  Kaufmann  S.  443 
bis  447.  — Mathieu-Bodet  I,  40,  Amagat  p.  339.  — Tarif  Bull.  XVI, 
538.  — Statistik  Faure  p.  118.  Berichte  der  Stcucrvcrwaltung  im  Bull. 

§.  284.  Auch  diese  Abgabe  stammt  aus  der  Zeit  vor  1789, 
wo  sie  seit  dem  16.  Jahrhundert  bestanden  batte  und  wesentlich 
ebenso  geregelt  war  wie  in  der  Gegenwart,  besonders  in  einem 
Reglement  von  1751.  Im  Jahre  1791  als  „indirecte  Steuer“  mit  den 
übrigen  gefallen,  wurde  sie  in  Verbindung  mit  der  Stempelgesetz- 
gebung 1797  ff.  auf  der  alten  Grundlage  wieder  hergestellt.  Ihr 
Tarif  hat  mehrfach  nach  Höhe  und  Classification  gewechselt.  Nach 
dem  letzten  Kriege  traten  Erhöhungen  ein.  In  Betreff  der  Ein- 
richtung der  Steuer  sind  allgemeine  Puncte,  nach  Analogie  der 
sonstigen  Verbrauchssteuern  — so  Licenzpflichtigkeit  (50  Frcs.,  seit 
1871  100  Frcs.  im  Principal,  125  mit  Zuschlag)  für  den  Fabrikanten, 
Exercice  der  Fabrik  u.  s.  w.  — und  beson  dere  Puncte  zu  unter- 
scheiden. Hinsichtlich  letzterer  ist  das  von  Anfang  an  Characteristische 
geblieben:  eine  Beschränkung  der  Fabrikation  auf  gewisse  Orte, 
noch  verschärfte  Controlen  der  Fabrikation  und  des  Verkaufs  der 
Karten,  Zwang  zur  Entnahme  des  Papiers  für  die  Herstellung  der 
gewöhnlichen  Karten  (mit  „französischen  Bildern“)  zu  bestimmten 
Preisen  von  der  Steuerverwaltung,  Umhüllung  jedes  Spiels  in  vor- 
geschriebener Weise,  mit  bestimmter  Bezeichnung,  Marke  und  Band- 
streifen mit  Trockenstempel,  anzulegen  von  den  Steuerbeamten, 
ohne  welchen  Bandstreifen  die  Karten  nicht  im  Verkehr  sein  dürfen. 
Die  Ausfuhr  von  Spielkarten  ist  durch  Steuerfreiheit  der  letzteren 
erleichtert,  auch  die  Fabrikation  dieser  Karten  von  gewissen  Be- 
schränkungen, so  von  der  zwangsweisen  Benutzung  von  Regie-Papier 
befreit}  aber  die  Ausfuhr  selbst  wird  noch  besonders  überwacht. 
Die  Einfuhr  von  Spielkarten  ist  verboten.  Der  Ertrag  ist  nach  der 
Steuererhöhung  von  1871  gestiegen,  doch  nicht  verhältnissmässig, 
seit  1876—77  ist  er  fast  gleich  geblieben,  mit  nur  kleinen  jährlichen 
Schwankungen. 

Der  Steuersatz  war  anfangs  (J.  VI)  ein  dreistufiger,  für  ein  Spiel  nach  Zahl  der 
Karten  20,  30  und  40  Cent,  seit  1S10  ein  gleicher  von  25,  seit  1816  von  15  Cent., 
1850  wieder  ein  zweistufiger  von  25  für  Karten  mit  französischen,  von  40  für  solche  mit 
fremden  Porträts,  1871  abermals  ein  gleicher  von  50  (im  Principal),  1873  wiederum 
ein  zweifacher,  50  für  Karten  mit  französischem,  70  für  solche  mit  fremdem  Bilde, 
mit  den  Zuschlägen  62.5  und  87.5  Cent,  für  jedes  Spiel.  Vielleicht,  rein  fiscalisch 
betrachtet,  doch  zu  hoch,  worauf  wenigstens  die  Ertragsstabilität  hinweist.  Der  Ertrag 
stieg  von  ca.  1/t  Mill.  Frcs.  in  1830  auf  1.61  in  1869,  nach  der  Steuererhöhung  von 
1871  und  1873  auf  2.3— 2.4  Mill.  Frcs.,  1886  war  er  2,305,000  Frcs.,  für  3,592,000 
Spiele,  fast  ganz  für  die  gewöhnlichen  Karten,  mit  französischem  Bild  (1886  2,245,000 
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Francs).  Der  Steuorerhöhung  inn  ca.  108  °/0  nach  dem  Kriege  (incl.  Zuschläge  be- 
rechnet) entsprach  also  nur  eine  Ertragssteigerung  von  ca.  44  %•  Das  zur  Vorder- 
seite der  französischen  Karten  von  der  Regie  zu  beziehende  Papier  kostet  in  4 Sorten 
für  1000  Blatt  30,  20,  30  und  22  Frcs.  Einnahme  daraus  (bei  den  verschied.  Ein- 
nahmen der  indir.  Steuern)  in  den  letzten  Jahren  c.  160,000  Frcs. 

Im  Jahre  1816  dachte  die  Regierung  an  die  Errichtung  eines  Spielkarten- 
Monopols,  das  aber  abgelehnt  wurde.  Die  ausserordentlichen  Beschränkungen  der 
Privatfabrikation  bei  dem  bestehenden  Steuersystem , die  kleine  Zahl  der  Fabrikanten 
(1869  64,  1873  52,  1886  nur  noch  23)  legen  einen  solchen  Gedanken  nahe,  zumal  in 
einem  Lande,  wie  Frankreich,  wo  drei  andere  Monopole  schon  bestehen  und  man  die 
Tabakdebitanten  so  bequem  auch  mit  dem  Spielkartendebit  betrauen  kann.  Jetzt  be- 
sorgen letzteren  14,604  Kaufleute  (1869  15,062,  1873  13,943),  die  zur  Betreibung 
ihres  Geschäfts  einer  eigenen  Vollmacht  der  Regie  bedürfen,  dem  Buchführungszwang 
für  Ankäufe  von  den  Fabrikanten,  von  denen  direct  gekauft  werden  muss,  und  für  die 
täglichen  Verkäufe  und  der  Visitation  der  Steuerverwaltung  unterliegen. 

Auch  sonst  gehen  die  Beschränkungen  und  Controlen  weit.  Fabriken  werden 
rechtlich  nur  in  den  Orten  mit  Directionen  der  indirecten  Steuern,  thatsächlicli  in  den 
Hauptorten  der  Arrondissements,  wo  sich  die  Controlc  (Exercice)  genügend  einrichten 
lässt,  gestattet.  Die  Fabrikanten  entrichten  die  Steuer  nach  Massgabe  der  verbrauchten 
gestempelten  Bandstreifen,  welche  um  die  Spiele  gelegt  werden.  Sie  haben  gleichfalls 
über  die  Verkäufe  genau  Buch  zu  führen.  Auch  Wirtschaften  u.  dgl. , in  denen 
Karten  gespielt  werden,  haben  genau  Buch  über  ihre  Ankäufe  zu  führen  und  können 
visitirt  werden.  Ihnen  wie  jedem  Privaten  ist  der  Verkauf  von  Karten,  mit  oder  ohne 
Band , neuer  oder  selbst  gebrauchter  untersagt.  Steht  ein  solcher  Apparat  von  Con- 
trolen u.  s.  w.  mit  dem  finanziell  doch  wenig  erheblichen  Object  in  rechtem  Einklang? 
— Eine  Frage,  die  freilich  auch  in  anderen  Ländern  bei  der  Kartensteuer  auf- 
tauchen kann. 

Die  Strafbestimmungen  sind,  dem  Character  dieses  Steuergebiets  gemäss, 
auch  besonders  scharf,  neben  Confiscation  und  Geldstrafe  (1000 — 3000  Frcs.)  immer 
auch  1 Monat  Gefäugniss  bei  Fabrikation,  Verkauf  ohne  Erlaubniss  (Ges.  v.  16.  April 
1816  Art.  166),  auch  bei  Spiel  mit  verbotenen  Karten  in  Wirtschaften  u.  dgl.  (eb. 
Art.  167);  bei  Fälschungen  und  Nachahmungen  von  Mustern,  Marken,  ausserdem 
Zwangsarbeit  (Art.  168,  Code  pönal  Art.  142,  143).  Contravcntionen  sollen  doch  häufig 
sein,  auch  mittelst  Benutzung  steuerfreier  Exportkarten,  welche  im  Geheimen  wieder 
eingeführt  werden,  — also  wie  bei  den  Gold-  und  Silberwaaren. 


b.  Die  Verbrauchssteuern  in  Monopolform. 

Tabak-,  Pulver-,  Zündhölzchenmonopol. 

Seit  der  Beschränkung  der  „Gcneraldirection  der  Staatsmanufacturen“  auf  das 
Tabakmonopol  (S.  598),  haben  die  in  Frankreich  bestehenden  Staatsmonopole 
nichts  besonders  Gemeinsames,  daher  werden  sie  hier  gleich  jedes  einzeln  für  sich 
behandelt.  Ucbcr  die  Einführung  der  drei  Monopole  in  die  Steuerverwaltung  ist  oben 
(S.  598  lf.)  schon  das  Erforderliche  angegeben  worden. 


cf.  Das  Tabakmonopol. 

Gesetzgebung.  Aufhebung  des  alten  Monopols  durch  Freigabe  des 
inneren  Tabakbaus,  der  Fabrikation  und  des  Verkaufs  durch  Ges.  v.  20./27.  März 
1791.  Seitdem  nur  Tabakzoll  bei  Einfuhr.  Neue  innere  Steuer  auf  die  Fabri- 
kation v.  22.  Brum.  VII  (12.  Nov.  1798),  verbessert  durch  Ges.  v.  29.  Floröal  X 
(19.  Mai  1802)  und  Ges  v.  5./15.  Ventöse  XII  (25.  Febr./6.  März  1804),  Er- 
höhung und  Veränderung  durch  Ges.  v.  24.  April  1806  (Art  44 — 47).  Decr.  über 
Cultur.  Fabrikation,  Verkauf  v.  16.  Juni  1808.  — Wiedereinführung  des  Fabri- 
kations-  und  Verkaufsmonopols  durch  kaiserl.  Decret  v.  29.  Dec.  1810;  dazu 
Decr.  v.  11.  Jan.  1811  betr.  Verwaltung  und  Ueberwachung  der  Tabakankäufe, 
Fabrikation,  des  Verkaufs.  Erhaltung  des  Monopols  unter  der  Restauration  durch  Ges. 

A.  Wagner,  Finanzwissonsclinft.  III.  46 
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v.  24.  Dec.  1814.  Uebernahmc  in  das  codificirende  Hauptgesetz  über  Finanzen, 
speciell  über  indi recte  Steuern  v.  28.  April  1S16,  Titel  V,  Art.  172 — 229;  hier  aber 
Monopol  nur  bis  Ende  1820.  Durch  weitere  Gesetze  immer  auch  nur  für  be- 
stimmte Perioden  verlängert  (Ges.  v.  28.  April  1819  bis  E.  1825,  v.  17.  Juni 
1824  bis  E.  1830,  v.  19.  April  1829  bis  E.  1837,  v.  12.  Febr.  1835  bis  E.  1841.  v. 

23.  Apr.  1840  bis  E.  1851,  Decr.  v.  11.  Dec.  1851,  Ges.  v.  3.  Juli  1852  bis  E.  1S62, 
Ges.  v.  22.  Juni  1862  bis  E.  1872,  v.  21.  Dec  1872  bis  E.  1882,  v.  24.  Dec.  1882 
bis  E.  1892).  — Tarifbestimmungen  durch  Decr.  v.  9.  Mai  1811,  Ord.  v.  17.  Juli 
1816  und  9.  Oct.  1816,  18.  März  1832,  Decr.  v.  2.  Mai  1848,  19.  Oct.  1860,  16.  Aug. 
1862,  29.  Juni  1863  u.  a.  m.  — Nach  dem  Kriege  verschiedene  Tarifer höh ungen 
und  Veränderungen:  Ges.  v.  8.  Juli  1871  Art.  16  (Zoll),  4.  Sept.  1871  Art.  1, 
2,  Decr.  v.  17.  Febr.  1872,  bes.  Ges.  v.  29.  Febr.  1872  nebst  Decr.  v.  1.  März  1S72, 
Decr.  v.  11.  Juni  1872,  2 Decrete  v.  17.  Aug.  1872  (Zonen  des  Cantinetabaks),  Decr. 
v.  10.  Oct.  1874  (Exportpreise),  25.  April  1876,  Ges.  v.  13.  Juni  187S  (Einfuhrzölle), 
Decr.  v.  14.  Dec.  1881  (^Havanna- Cigarren)  und  andere  für  Einzelnes  (s.  die  Angaben 
im  Bull.  XVI,  545  if'.  beim  Tarif).  — Preise  in  Algier,  Decr.  v.  11.  März  1873. 

— Die  Grundlage  des  Monopols  ist  mit  geringfügigen  Aendeningen  das  Ges.  v. 
28.  April  1816  geblieben  (s.  Olibo);  s.  auch  Ges.  v.  i2.  Febr.  1835,  23.  April  1840, 

24.  Juli  1843,  Decr.  v.  12.  März  1860,  Decr.  v.  17.  März  1874  u.  a.  in. , worin 
durchweg  nur  ganz  vereinzelte  Ncbenpunctc  verändert  werden. 

Literatur.  Josat,  min.  de  (in.  p.  586 — 597.  Stourm  I,  371  fl'.,  381 — 393, 
(Wiedereinführung  des  Monopols  nach  der  Revolution  durch  Napoleon , Abriss  der 
Geschichte  der  vorausgegangenen  Steuerversuche  von  1791 — 1810  und  ihrer  Erfolge.) 
Vignes  I,  174 — 181.  Block,  dict.,  Art.  tabac,  auch  suppl.  gener.  und  Einzelnes 
in  den  Jahressuppleinentcn  (aus  Decreten,  Circularen  u.  dgl.).  Say,  dict.,  Art.  tabac 
steht  noch  aus.  Olibo  II,  309—446.  Bull.  I,  94—102.  v.  Hock  S.  338 — 355. 
v.  Kaufmann  S.  508 — 536  (S.  509  Auszug  aus  dem  Enquötebericht  v.  1835,  S. 
512  11'.  aus  dem  v.  1S76).  — M athieu-Bo de t I.  98.  Amagat  p.  339.  — Enquete 
sur  l’exploitation  du  monopole  de  tabac  etc.  Par  1874  IF.  Daraus,  im  Folgenden  bes. 
benutzt,  die  „Reponses  aux  questions  etc.“  der  Gen.-Directoren  der  Staatsmanufacturen 
und  der  indirecten  Steuern,  mit  vielen  statistischen  Daten  und  Annexen,  Par.  1874. 

— Tarif  Bull.  XVI,  545 — 551.  — Statistik  Bull.  X,  563,  XVII,  626.  Jahres- 
berichte der  Verwaltung  der  indirecten  Steuern  über  die  Verkäufe  im  Bull.  Jahres- 
bericht der  Verwaltung  der  Staatsmanufacturen,  aparte  Publication,  letzte  hier  benutzte 
f.  1886,  Par.  1SS8;  einleit.  Bcr.  daraus  f.  1884  im  Block ’sclicn  Ann.  de  stat.  1887 
p.  310.  Faure  p.  130,  197.  Auch  v.  Kaufmann  S.  524 — 535.  Vielerlei  Daten 
z.  Th.  auch  Darstellung  des  französischen  Monopols  in  den  deutschen  Schriften  über 
Tabakbesteuerung  von  M.  v.  Mohl,  Krückl,  Mayr  u.  a.  in.,  auch  in  den 
Materialien  der  deutschen  Tabakenquete;  hier  u.  A.  in  B.  III  Anl.  XII  S.  99 — 150 
die  wichtigsten  Gesetze  über  die  französische  Tabakbesteuerung  seit  1798  im  französischen 
Wortlaut;  Statistik  der  Erträgnisse  der  Steuer  vor  dem  Monopol,  1798 — 1811,  eb. 
S.  112.  — Neuerdings  giebt  die  Verwaltung  in  zwanglosen  Heften  eine  eigene  Fach- 
zeitschrift heraus,  Memorial  des  manufacturcs  de  l’6tat,  tabacs  (1884 — 87  3 Hefte), 
worin  wesentlich  nur  die  agrar-  und  fabrikationstcchnischeu  und  ökonomischen  Seiten, 
nicht  die  finanziellen  behandelt  werden. 


aa.  Entwicklung  der  Tabakbesteuerung. 

§.  285.  1.  Die  Tabakbesteuerung  bis  zur  Wieder- 

einführung des  Monopols  (1791 — 1810).  Im  Ancien  regime 
hatte  die  Besteuerung  des  Tabaks  in  Monopolfo rm , unter  Aus- 
schluss des  heimischen  Tabaksbaues  im  Monopolgebiete,  das  damals 
noch  nicht  ganz  Frankreich  umfasste,  stattgefunden  (S.  148).  Das 
gut  eingerichtete  Monopol  war  der  ferme  generale  mit  übertragen 
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gewesen  (S.  154)  und  hatte  steigende  Erträgnisse  aufgewiesen,  die 
letzte  Pachtsumme,  für  1790,  war  32  Mill.  Livres.  Die  constituirende 
Versammlung  zögerte  auch  bei  diesem  günstigen  Ertrage  und  bei 
der  Schwierigkeit,  ihn  durch  eine  andere  Form  der  Tabakbesteuerung 
oder  durch  sonstige  Steuern  zu  ersetzen,  mit  der  Aufhebung  des 
Monopols  (S.  378).  Mirabeau  z.  B.  ist  für  die  Aufrechthaltung 
desselben  eingetreten.  U.  A.  wurde  dafür  geltend  gemacht,  dass 
die  Raucher  die  Abgabe  in  dieser  Form  freiwillig  trügen  und  es 
bedenklich  sei,  den  Steuerausfall  bei  der  Aufhebung  auf  die  übrige 
Bevölkerung  zu  übernehmen.  Die  geplante  Fabrikationssteuer  er- 
schien zu  unergiebig  und  mit  der  Freiheit  der  Tabakcultur  unver- 
einbar. Diese  wagte  man  aber  dem  bisherigen  grossen  Monopol- 
gebiet nicht  länger  vorzuenthalten,  da  sie  eine  nothwendigc 
Consequenz  des  constitutioneilen  Grundsatzes  und  der  „Declaration 
der  Menschenrechte“  sei,  dass  jeder  Eigenthtimer  frei  Uber  sein 
Eigenthum  verfügen  könne.  Ebensowenig  wünschte  man,  in  den 
in  das  allgemeine  Steuergebiet  einzuziehenden,  bisher  monopolfreien 
Provinzen  mit  bedeutendem  Tabaksbau  — besonders  im  Eisass 
und  Flandern  — eine  solche  „Eigenthumsbeschränkung“  gar  erst 
neu  einzuführen.  Anderseits  hielt  man  auch,  wie  früher  (S.  148), 
Monopol  und  heimischen  Tabakbau  nicht  miteinander  vereinbar. 
So  siegte  schliesslich  auch  hier  der  damalige  politische  und  finanz- 
wirthsehaftliche  Doctrinarismus,  das  Monopol  fiel,  Jedermann  erhielt 
im  Inlande  die  Freiheit,  Tabak  zu  bauen,  zu  fabriciren  und  zu 
verkaufen  (Gesetz  v.  20./27.  März  1791).  Nur  die  Einfuhr  von 
Tabakfabrikaten  blieb  zunächst  noch  verb oten.  Die  einzige 
Form  der  Tabakbesteuerung  war  der  Einfuhrzoll  auf  Tabak- 
blätter, dieser  aber  hätte  neben  völlig  steuerfreiem  inländischen 
Tabak  selbst  dann  nicht  irgend  genügende,  der  bisherigen  des 
Monopols  entsprechende  Erträge  abzuwerfen  vermocht,  wenn  nicht 
ohnehin  durch  die  politischen  Zustände  die  Zollverwaltung,  die  Con- 
trolen  und  der  ordentliche  Handel  lahm  gelegt  worden  wären.  Der 
Ertrag  sank  auf  V 16  des  früheren  (1.5  — 1.8  Mill.  Frcs.).  Dabei  soll 
sich  die  Qualität  der  Tabakfabrikate  gegen  die  Monopolzeit  ver- 
schlechtert, der  Preis  nicht  ermässigt  haben. 

S.  Stourm  I.  371 — 3*1.  Olibo  II,  310  ff.  Rull.  I.  94,  alles  nach  dem  Bor. 
v.  Vivien,  Enqu.comm.  v.  1835.  Der  Einfuhrzoll  für  Blätter  war  zuerst  25  L.  p. 
Quintal  (50  Frcs.  per  100  Kil.),  in  französischen  Schiffen  importirt  */.,  davon.  1792 
wurde  er  auf  die  Hälfte  gesetzt,  fremde  Fabrikate  zu  30  und  50  Frcs.  p.  100  Kil. 
zugelassen.  Später  (1797)  wieder  die  Bestimmungen  von  1791.  Natürlich  sind  bei 
der  Beurthcilnng  der  Wirkungen  einer  blossen  Besteuerung  durch  Einfuhrzoll  die 
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damaligen  Zcitverhältnisse  zu  berücksichtigen,  aucli  die  Papicrgeldwirren.  Ein  „rein- 
liches Experiment“  liegt  also  nicht  vor. 

Bei  dieser  Sachlage  tauchten  unter  dem  Directorium  aber  doch 
bereits  wieder  Pläne  zu  einer  Aenderung  der  Tabakbesteuerung  auf, 
wenn  auch  noch  unter  Ablehnung  des  Monopolgedankens,  um  aus 
dem  Tabak  eine  grössere  Einnahme  für  den  Fiscus  zu  erzielen. 
Nach  mehreren  Anläufen  kam  man  zur  Besteuerung  in  Form  einer 
Fabrikationssteuer  (Ges.  v.  22.  Brum.  VI  oder  12.  Nov.  1798). 
Diese  Steuer  war  zuerst  technisch  noch  sehr  unvollkommen  ein- 
gerichtet, da  man  ernstlichere  Controlen  noch  scheute.  Sie  warf 
daher  auch  nur  wrenig  ab  (1.1 — 1.3  Mill.  statt  der  erstrebten  10  Mill.). 
Aber  sie  bildete  wenigstens  wieder  einen  ordentlichen  Anfang  neben 
dem  etwas  erhöhten  Einfuhrzoll  für  Tabakblätter,  und  wurde  mit 
fortschreitender  öffentlicher  Ordnung  in  der  Consequenz  ihres  Prin- 
cips  allmälig  wreiter  ausgebildet,  so  dass  sich  der  Ertrag  vom  J.  XI 
(1802 — 3)  an  auch  rasch  hob.  Er  erreichte  schliesslich  die  Hälfte 
bis  drei  Viertel  des  Ertrags  des  ehemaligen  Monopols,  — freilich 
20  Jahre  später  und  in  dem  damals  so  bedeutend  vergrösserten 
französischen  Staatsgebiet.  Das  Monopol  ergab  in  den  ersten  Jahren 
nach  seiner  Wiedereinführung  allerdings  auch  nicht  gleich  so  viel, 
wie  erwartet  wurde,  aber  doch  sehr  bald  den  Ertrag  des  alten  am 
Schluss  des  Anden  rögime  und  dann  langsam,  jedoch  stetig  steigende 
Erträge.  Ob  die  freiere  Entwicklung  des  Fabrikatsteuerertrags 
ähnlich  günstig,  wie  in  den  letzten  Jahren,  und  wie  alsdann  die- 
jenige des  Monopolertrags  gewesen  wäre,  lässt  sich  nicht  bestimmt 
bejahen  oder  verneinen,  da  1810 — 11  eben  das  Monopol  an  Stelle 
jener  Steuer  trat,  ist  aber  doch  nicht  wahrscheinlich,  lieber  die 
Qualität  und  die  Preise  im  Vergleich  zur  alten  Monopolzeit  wurde 
unter  der  Fabrikatbesteuerung  beständig  geklagt.  Eine  noch  weitere 
Steigerung  der  Steuersätze  zur  Ertragsvermehrung  bei  dieser  Steuer- 
form erschien  ausgeschlossen. 

S.  Stourm  I,  38 1 ff. , die  Statistik  S.  3S8  (mit  den  Daten  aus  der  Enquete  v. 
1835  im  3.  Band  der  deutschen  Enqu.  S.  112  nicht  ganz  übereinstimmend  s.  u.) 
Olibo  und  Bull.  II  a.  a.  Ö. 

Die  Fabrikatsteuer  in  ihrer  allmäligen  Ausbildung  ist  als  Versuch  einer 
ergiebigeren  Tabakbesteuerung  ohne  Monopol  immerhin  von  allgemeinerem  Interesse, 
daher  hier  eine  etwas  eingehendere  Darstellung  derselben.  Das  erste  Gesetz  vom 
Brum.  VII  war  noch  in  jeder  Hinsicht  unzulänglich.  Sein  Erlass  wurde  damit  be- 
gründet, dass  die  Vervielfältigung  der  Steuerobjecte  ein  Mittel  sei,  die  Steuer  milder 
und  die  Erhebung  leichter  zu  machen  und  dass  gerade  der  Tabak  eine  werthvolle 
Steuer^ucHe  wegen  der  Grösse  der  Consumtion  und  der  schwachen  Belastung  des  einzelnen 
Pflichtigen  biete.  Unter  fernerer  Freierklärung  von  Bau,  Handel  und  Fabrikation  von 
Tabak.  Verbot  der  Einfuhr  fabricirten  Tabaks,  Erhöhung  der  Zölle  auf  Rohtabak 
30,  in  französischen  Schiffen  importirt  20  Frcs.  p.  Quintal)  und  Entrepötzwang  für 
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die  fremden  Tabake,  die  nicht  gleich  zur  Fabrikation  bezogen  und  verzollt  wurden, 
wurde  dem  Fabrikanten  eine  „Specialtaxo“  von  40  Cent,  und  24  Cent.  p.  Kil.  für 
2 Sorten  Tabakfabrikate  auferlegt.  Die  Einschätzung  jeder  Fabrik  für  das  Fabrikations- 
quantum war  den  Municipalverwaltungen  übertragen , die  dabei  bloss  auf  Grund  ein- 
zuziehender  „Erkundigungen“  überZahl  und  Art  der  Maschinen,  der  Proccduren  u.  s.  w. 
einschätzen  sollten!  Eigeuthümcr  und  Depositare  von  fabricirtcm  Tabak  hatten  der 
Cantonverwaltung  bei  der  Einführung  der  Steuer  Erklärungen  über  ihre  Vorräthc  zu 
machen,  wobei  diese  Verwaltung  ermächtigt  wurde,  sich  von  der  Wahrheit  der  An- 
gaben zu  vergewissern,  aber  unter  Venneidung  „vexatorischcr  und  den  Hechten  der 
Bürger  zuwiderer  Formen“.  Um  die  Municipalverwaltungen  an  der  richtigen  Ein- 
schätzung zu  interessiren , erhielten  sie  die  eine  Hälfte  der  Geldstrafen,  die  andere 
der  Schatz.  Für  exportirte  Tabakfabrikatc  war  die  Steuer  zu  % beim  nachgewiesenen 
Ausgang  aus  dem  Zollgebiet  zu  ersetzen.  Die  fmanz.  Verwaltung  der  Steuer  war  der 
Regie  des  Enregistrement  übertragen  worden. 

In  den  späteren  Gesetzen  wurde  aber  die  einmal  angenommene  Steuerform  zweck- 
mässig weiter  gebildet,  d.  li.  allerdings  vor  Allem  mit  den  das  fiscalische  Interesse 
sichernden  Cautelen  versehen.  Die  ganze  Entwicklung  ist  auch  als  Beispiel  boachtens- 
werth,  wie  man  mit  fortschreitender  Wiederherstellung  der  politischen  Ordnung  in 
Steuersachen  nothweudig  wieder  zu  den  alten,  bewährten,  oder  zu  passenden  ähnlichen 
neuen  steuertechnischen  und  administrativen  Controlen  und  Verkehrsbeschränkungen 
gelangt,  welche  freilich  vielfach  lästig,  aber  eben  durch  den  fiscalischcn  Zweck  und 
die  gewählte  Steuerform  einmal  geboten  sind. 

So  wurde  im  Ges.  v.  29.  Flor.  X (19.  Mai  1802)  zur  Erschwerung  des  Grenz- 
schmuggels die  Einfuhr  von  Kohtabak  zu  Lande  überhaupt  verboten,  bei  Strafe  der 
Confiscation  der  Waare  und  der  Transportmittel,  zu  Meer  nur  in  12  bestimmten  Häfen 
und  bloss  in  Schilfen  von  100  Tonnen  und  darüber,  unter  Androhung  gleicher  Strafen 
gestattet,  von  Korden  und  Osten  (aus  Deutschland  oder  Holland)  nur  über  den  Rhein 
in  Cöln,  Mainz  oder  Strassburg.  Zoll  06  und  44  Frcs.  (französische  Flagge)  p.  100  Kil., 
Entrepötszwang,  Circulation  innerhalb  20  Kilometern  von  Küste  und  Grenze  nur  mit 
acquit-ä-caution,  unter  Androhung  der  genannten  Strafen.  Dasselbe  Gesetz  verschärfte 
die  Controlen  der  inneren  Tabaksteuer  und  erweiterte  die  bezüglichen  Hechte  der 
Verwaltung  und  Pflichten  der  Tabakfabrikanten.  Jeder  der  letzteren  hatte  vorher  eine 
Declaration  einzureichen,  bei  Geld-  und  Conliscationsstrafe,  die  Steuerbeamten  durften 
für  sich  jederzeit  die  Fabriken  visitiren,  in  Begleitung  des  Maire  oder  seines  Adjuncten 
auch  die  Häuser,  welche  geheimer  Fabrikation  verdächtig  waren.  Die  Steuer  wurde 
bereits  eine  einheitliche  ohne  Qualitätsfuss  — 40  Cent.  p.  Kil.  — eine  charactc- 
ristische  Wendung  bei  jeder  Fabrikatsteucr  (Russland,  Nordamerika).  Einen  weiteren 
Schritt  in  dieser  Richtung  verschärfter  Controlen  machte  das  Ges.  v.  5.  Ventöse  XII. 
Die  Steuer  wurde  der  Regie  des  droits  röunies  unterstellt.  Der  Zoll  wurde  erhöht 
(100  Frcs.  p.  100  Kil.,  in  französischen  Schiffen  80  nebst  10%  Zuschlag),  die  Formali- 
täten, um  fremden  Tabak  vom  Zollamt  oder  aus  dem  Entrepot  zu  beziehen,  wurden 
ausgedehnt  (Versendung  nur  auf  Grund  einer  Declaration  betr.  die  beziehende  Fabrik 
und  mit  acquit-ä-caution,  der  innerhalb  gewisser  Fristen  vom  Stcuerbeamten  bei  Ein- 
gang des  Tabaks  in  die  Fabrik  dechargirt  werden  musste).  Fabrikanten  und  Debitanten 
von  Tabakfabriken  wurden  licenzpflichtig.  Die  ersteren  mussten  unter  Androhung 
von  Confiscation  und  weiterer  Geldstrafe  dem  Steucramt  die  Mengen  heimischen  und 
fremden  Tabaks  anzeigen,  welche  sie  verarbeiten  wollten,  und  Buch  über  die  be- 
zogenen Mengen  Rohtabak  und  die  versendeten  Mengen  Fabrikate  führen ; die  Fabriken, 
Häuser,  Magazine  unterlagen  der  Visite  und  Ucberwachung  der  Steuerbeamten.  Die 
Liceuzeu  der  Fabrikanten  haben  im  Betrage  gewechselt,  1803  waren  sie  1000  bis 
10,000  Frcs.,  für  eine  bestimmte  Firma  15,000,  später  war  das  Minimum  2000.  zuletzt 
3000  Frcs.  Die  Debitantenliceuzen  wurden  anfangs  nach  dem  Umsatz,  höchstens 
10  Cent.  p.  Kilo,  geregelt,  schliesslich  nach  der  Grösse  der  Ortsbevölkerung  abgestuft 
(10  Classcn  von  6 — 100  Frcs.).  Die  Debitanten  durften  keine  eigentlichen  Fabri- 
kationsinstrumente besitzen  und  unterstanden  ebenfalls  der  Visite  der  Steuerbeamten.  — 
Ausgeführter  heimischer  Rohtabak  zahlte  einen  Ausfuhrzoll  (7'/3  Frcs.  p.  100  Kil.), 
Fabrikate  erhielten  Steuerrestitution,  aber  mussten  unter  acquit-ä-caution  zum  Zollamt 
gelangen.  — Die  Strafbestimmungen  waren  auch  noch  verschärft  worden;  bei  drei- 
maliger Oontravention  trat  ausser  den  anderen  Strafen  Schliessung  der  Fabrik  ein. 
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ln  der  Folge  wurden  die  Zölle  und  die  inneren  Steuern  erhöht,  so  jene 
lbl)6  (Decr.  v.  20.  Febr.)  auf  200  und  ISO,  1 S 1 0 (Decr.  v.  8.  Febr.  1S10)  auf  400 
und  360  Frcs.,  mit  10%  Zuschlag  (Coutineatalsperre);  die  innere  Steuer  ver- 
doppelt (SO  Cent.  p.  Kil.)  und  eine  „Verkaufs abgabe“  von  20  Cent,  noch 
hinzogefügt  (Ges.  v.  24.  Apr.  1S06).  Nach  diesem  Gesetz  mussten  auch  alle  fabri- 
cirtcn  Tabake  mit  Marken  und  Vignetten  der  Regie  versehen  sein. 

Das  Decret  v.  16.  Juni  1S0S  dehnte  dann  namentlich  die  Controle  mit  auf  den 
Tabakbau  aus.  Jeder  Pflanzer  musste  zu  Aufang  des  Jahres  seine  Absicht  und 
Lage  und  Umfang  seiner  Felder  anzeigen,  die  Stcuerbeamten  nahmen  nach  der  Ernte 
Inventare  auf  und  hatten  die  erforderlichen  Visitationsrechte.  Der  geerntete  Tabak 
durfte  nur  unter  Begleitschein  (acquit-ä-caution)  versandt  werden,  fUr  Fehlmengen 
nach  Inventar  und  Versand register  hafteten,  nach  Abzug  gewisser  Nachlässe,  Pflanzer 
und  Grosskaufmann.  Ftlr  die  Fabrikanten  wurde  die  vorgeschriebene  Buchführung 
noch  mehr  specialisirt.  Jede  von  der  Regie  zu  beziehende  Vignette  kostete  1 Cent. 
Die  Debitanten  durften  nur  Fabrikate  mit  amtlicher  Vignette  und  Fabriktype,  keinen 
Rohtabak  führen.  Jede  Cireulation  von  Tabakfabrikaten  von  über  10  Kilogr.  war  au 
acquit-ä-caution  geknüpft. 

Diese  sehr  verschärften  Vorschriften  steigerten  den  Ertrag  allerdings  rasch.  Wie 
weit  andere  Factoren  (politische  Verhältnisse,  Krieg  und  Frieden,  Gebietsänderung  u.  s.  w.) 
einwirkten,  bleibe  dahingestellt.  NachStourm  (I,  388)  war  der  Ertrag  der  inneren 
Steuer  allein  (incl.  Licenzen)  i.  J.  X 1,127,000,  XII  3,741,000,  XIII  8,363,000,  1807 
13,353,000,  1809  14,664,000,  1S10  21,127,000  Frcs.;  dazu  Zoll  1807  8,225,000, 
1810  4,328,000  Frcs.  Nach  der  Enquete  v.  1835  (a.  a.  O.)  war  jährlich  im 
Durchschnitt  Sept.  1798— März  1S04  die  besteuerte  Menge  4.16  Mill.  Kil.,  der 
Steuerertrag  4.78  Mill.  Frcs.,  p.  Kil.  1.15  Frcs.,  März  1804 — Mai  1806  bez.  11.86 
Mill.  Kil..  12.68  Mill.  Frcs.  und  1.07  Frcs.,  Mai  1806— Juli  1811  bez.  9.68  Mill.  Kil., 
16.02  Mill.  Frcs.  und  1.65  Frcs.  p.  Kilogr. 

§.  286.  2.  Die  Wiedereinführung  des  Tabakmono- 
pols und  seine  dauernde  Einbürgerung.  Verschiedene 
Gesichtspuncte  und  Erwägungen  waren  es,  welche  die  napoleonische 
Regierung  im  Jahre  1810  zu  der  wuchtigen  Massregel  ,der  Ersetzung 
der  bestehenden  Form  der  Tabakbesteuerung  durch  das  Monopol 
veranlassten,  einer  der  auch  prineipiell  bedeutsamsten  und  folgen- 
reichsten Schritte  des  ersten  Napoleon  auf  dem  Gebiete  der  Be- 
steuerung, ähnlich,  wie  die  Wiedereinführung  der  Getränkesteuer 
(§.252).  Einmal  wirkten  hier  allgemeine  finanz-  und  steuer- 
politische  Erwägungen,  sodann  die  speci eilen  Erfahrungen 
mit  der  Fabrikatsteuer  ein.  Die  ersteren  mögen  ein  wenig 
mit  als  Vorwand  gedient  haben,  aber  sie  enthielten  doch  auch 
sachlich  Richtiges.  Die  Erfahrungen  mit  der  bestehenden  Tabak- 
steuer zeigten,  dass  mit  dieser  Steuerform  die  fiscalischen  Interessen 
sich  nicht  hinreichend  befriedigen  Hessen  und  die  volkswirtschaft- 
lichen, auch  die  Ackerbauinteressen  nicht  nur  nicht  besser,  sondern 
eher  weniger  gut  als  beim  Monopol  berücksichtigt  würden. 

Im  Eingang  zum  Dccrct  v.  29.  Dec.  1810  werden  jene  allgemeinen  Erwägungen 
folgendermaßen  in  immerhin  sehr  beachtenswertlier  und  für  die  napoleonische  Fiuanz- 
und  Steuerpolitik  überhaupt  characteristischer  Weise  dargelegt.  Die  Finanzen  eines 
grossen  Staats  müssten  auch  für  ausserordentliche  Umstände,  selbst  für  die  Wcclisel- 
fälle  schwerer  Kriege  die  Mittel  bieten,  ohne  dass  man  zu  neuen  Steuern,  die  in  den 
ersten  Jahren  nur  wenig  einbrächten,  zu  greifen  brauche.  Das  von  manchen  Nationen 
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hierfür  augewcudete  Mittel,  das  Anleihesystcm , sei  verwerflich  und  unmoralisch,  da 
es  im  Voraus  die  Zukunft  belaste.  Vorzuziehen  sei  ein  System  einer  grossen  Anzahl 
Steuern,  die  in  gewöhnlicher  Zeit  wenig  das  Volk  belasteten,  weil  der  Tarif  niedrig 
sei,  aber  in  ausserordentlicher  Zeit  durch  einfache  Tariferhöhung  alleu  Bedürfnissen 
der  Finanzen  entsprechen  könnten.  Unter  Hinweis  auf  die  Herabsetzung  der  Grund- 
und  Personalsteuern,  die  Errichtung  der  droits  r^unies  und  der  Salzsteuer  wird  dann 
der  Tabak  als  der  von  allen  Gegenständen  zur  Besteuerung  geeignetste  bezeichnet. 
l)ic  bisherigen  Erfahrungen  mit  der  Tabakbesteuerung  seien  aber  unbefriedigend:  ge- 
ringe Zahl  der  Fabriken,  die  doch  noch  weiter  zu  vermindern  wäre,  der  Preis  der 
Fabrikate  so  hoch  wie  zur  Zeit  der  Ferme,  nur  kleiner  Ertrag  für  den  Staat,  die 
Landwirthe  ganz  von  den  Fabrikanten  abhängig.  Alles  in  Allem:  die  Staatsregic 
sei  passender,  selbst  im  Interesse  der  Landwirtschaft. 

ln  der  Zeit  vor  1789  und  noch  während  der  ersten  Jahre  der 
Revolution  hielt  man  es,  wie  schon  bemerkt,  nicht  für  möglich, 
Tabakmonopol  und  einheimischen  Tabakbau  mit  ein- 
ander zu  vereinigen.  Das  frühere  Monopol  war  ganz  auf  die  Ver- 
arbeitung eingeführten  Tabaks  gegründet  gewesen.  In  dieser 
Hinsicht  glaubte  man  die  Schwierigkeit  dadurch  lösen  zu  können, 
dass  die  neue  Regie  verpflichtet  werde,  vornemlich  in- 
ländischen Rohtabak  zu  verarbeiten  — nach  dem  Decret 
v.  29.  Dec.  1810  höchstens  Vis  fremden  — und  demgemäss  der 
Tabakbau  im  Inland  unter  Controle  der  Verwaltung,  ins- 
besondere mit  Ablieferungszwang  in  Betreff  des  gewonnenen  Tabaks, 
in  dem  dem  Bedürfniss  der  Regie  entsprechenden  Umfang  zu  ge- 
statten sei.  Dies  System  ist  das  dauernde  geworden.  Es  hat 
zwar  in  der  Weiterentwicklung  zu  einer  localen  Anbaubeschränkung 
und  zu  scharfen  Anbaucontrolen  geführt,  die  Verwendung  fremden 
Tabaks  ist  auch  vermehrt  worden.  In  einem  grossen  Theil  Frank- 
reichs ward  der  Tabakbau  so  rechtlich  in  Folge  des  Monopols  aus- 
geschlossen, aber  doch  vornemlich  nur  dort,  wo  er  überhaupt  nur 
thatsächlich  fehlte  oder  unbedeutend  oder  wo  das  Product  von  be- 
sonders geringer  Güte  war,  so  dass  das  Verbot  ohne  oder  ohne 
wesentliche  practische  Bedeutung  gewesen  ist.  Eine  — vermeint- 
lich „inconstitutioneile“  — „Privateigenthumsbeschränkung“  lag  in 
diesen  Bestimmungen  allerdings.  Aber  immerhin  bewährte  sich 
doch  das  Princip,  den  heimischen  Tabakbau  an  sich,  wenn  auch 
mit  Beschränkungen  zuzulassen  und  ihn  nur  dem  Monopol  dienstbar 
zu  machen.  Damit  entiällt  aber  ein  beliebter  Einwand  gegen  das 
letztere,  welcher  in  Frankreich  auch  das  alte  Monopol  getroffen 
und  zu  dessen  Beseitigung  mit  beigetragen  hatte.  Indem  dann  die 
Ankäufe  der  Regie  an  die  Stelle  derjenigen  der  bisherigen  Fabrikanten 
traten,  da  man  gleiche  Consumtion  glaubte  voraussetzen  zu  dürfen, 
erlitt  die  Landwirthschaft  keinen  Schaden  und  hatten  die  Tabak- 
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bau  er  noch  den  Vortheil,  einen  zahlungsfähigen  Käufer,  welcher 
nicht  darauf  angewiesen  war,  die  Preise  des  Kohtabaks  herabzu- 
drücken,  statt  der  Zwischenhändler  und  Fabrikanten  zu  erhalten. 

Das  fiscalische  Interesse  war  natürlich  doch  das  eigent- 
lich treibende  Motiv  zur  Wiederherstellung  des  Monopols.  Man 
glaubte,  den  Ertrag  mit  der  Zeit  auf  80  Mill.  Frcs.  anschlagen  zu 
dürfen,  was  „eine  Verminderung  um  eine  ähnliche  Summe  beim 
Tarif  der  Personal-  und  Grundsteuern  gestatten  und  dem  Staats- 
schatz die  Sicherheit  geben  werde,  auf  ein  stets  im  Verhältnis  zu 
den  Umständen  und  zu  den  Bedürfnissen  stehendes  Einkommen 
rechnen  zu  können“.  War  dieser  Ertragsanschlag  auch  zu  opti- 
mistisch und  würde  die  letztgenannte  Erwartung  sich  gerade  bei 
dem  Niedergang  von  Einkünften  aus  einem  solchen  Monopol,  wie 
aus  allen  indirecten  Steuern,  in  kritischen  Zeiten  des  Staatslebens 
sicher  nicht  genügend  erfüllt  haben,  so  ist  doch  auch  nicht  zu  ver- 
kennen, dass  Frankreich  durch  das  Tabakmonopol  sich  eine  un- 
vergleichliche finanzielle  Hilfsquelle  für  die  Deckung  eines 
erheblichen  Theils  seines  steigenden  Finanzbedarfs  verschafft  bat. 
Das  sollte  sich  voll  und  ganz  freilich  erst  zwei  Menscbenalter 
später  unter  den  völlig  veränderten  politischen  und  finanziellen  Ver- 
hältnissen nach  dem  grossen  Kriege  von  1870 — 71  zeigen.  Eine 
grosse,  tief  eingreifende  Finanzmassregcl  dieser  Art  kann  aber  in 
ihrer  vollen  Bedeutung  auch  erst  allseitig  nach  solcher  längerer 
Erfahrung  gewürdigt  werden.  Das  Tabakmonopol  hat  sich  in 
Frankreich  als  einer  der  Grundpfeiler  des  ungeheueren 
Finanzbaus  erwiesen.  Man  wird  daher  nicht  umhin  können,  in 
seiner  Wiedereinführung  einen  Beweis  der  weitsichtigen  Politik 
Napolcon’s  I.  und  seiner  Gehilfen  anzuerkennen. 

Der  Reinertrag  des  Monopols  war  gleich  zuerst,  vom  1.  Juli  1S11 — Ende  1S14, 
also  in  der  kriegsbewegtesten  Zeit,  jährlich  im  Durchschnitt  26.67,  1815  32.12,  1816 
53.36,  1817  39.18  Mill.  Frcs.  SU  Mill.  wurde  erst  ein  Menschenalter  später  erreicht 
(1844  79.50,  1815  82.53),  freilich  auf  einem  viel  kleinereu  Staatsgebiete  als  auf  dem 
von  1810.  Die  von  der  Steuer  getroffene  Menge  der  Tabakfabrikate  war  zuletzt  1809 
10.85,  1810— 1.  Juli  1811  14.63,  d.  h.  im  Jahre  9.75  Mill.  Kil.  gewesen;  in  den 
ersten  SVo  Jahren  des  Monopols  (1.  Juli  1811 — E.  1814)  war  sie  jährlich  15.97  Mill. 
Kil. , was  allerdings  auf  bedeutende  Unterschleife  bei  der  Fabrikationssteuer  hiuwiese. 
Ein  genauer  Vergleich  ist  bei  den  Gebietsveränderungen  und  Kriegsläufteu  dieser 
Jahre  freilich  nicht  möglich.  Auf  dem  so  viel  verkleinerten  französ.  Monopolgebiet 
war  1816  und  1817  die  verkaufte  Menge  10.36  und  11.60  Mill.  Kil. 

Das  Monopol  wurde  auf  Grund  der  Untersuchungen  einer 
Specialcommission,  welche  die  Ursachen  des  Defieits  und  die  Mittel, 
dieses  zu  beseitigen,  geprüft  hatte,  auf  Vorschlag  des  Finanz- 
ministers Gaudin,  Herzog  von  Gaeta,  nach  Anhörung  des  Staats- 
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raths  vom  1.  Juli  1881  an  errichtet.  Characteristisch  für  die  Zeit 
und  den  Herrscher  allerdings,  wie  von  Stourm  u.  a.  m.  hervor- 
gehoben wird,  durch  ein  einfaches  kaiserliches  Dccret,  vom 
29.  December  1810,  betreffend  „die  Betrauung  der  Regie  der  ver- 
einigten Abgaben  mit  dem  ausschliesslichen  Ankauf  von  Rohtabak, 
Fabrikation  und  Verkauf  derTabakfabrikate“,  — nicht  durch  ein  förm- 
liches Gesetz.  Aber  dass  die  Massregel  sachlich  zweckmässig 
war,  wird  doch  schon  durch  die  einfache  Beibehaltung  des  Mono- 
pols, mit  nur  unwesentlichen  Veränderungen,  Seitens  der  Restau- 
rationsregierung (Gesetz  v.  24.  Dcc.  1814,  28.  Apr.  1816)  und 
Seitens  aller  folgenden  Regierungen  unter  dem  weehselvollen  Lauf 
französischer  Dinge  bestätigt.  Die  Anläufe  gegen  das  Monopol 
wiederholten  sich  zwar  lange  Zeit,  sie  gingen  aber  nur  von  staats- 
rechtlichen und  freihändlerischen  Doctrinären  aus.  Daher  verliefen 
sie  practisch  denn  auch  ganz  im  Sande. 

Die  einzige  Concession  war  die  Fristsetzung  für  das  Monopol, 
welche  aber  auch  nur  eine  Formalität  darstellte,  jedenfalls  seit  lange 
dazu  wurde.  Vor  Ablauf  erfolgte  regelmässig,  ohne  grössere  Be- 
anstandung, die  Verlängerung  auf  eine  neue  Frist.  Und  so  wird 
cs  sicher  weiter  gehen,  auch  das  nächste  Mal,  1893  ff.  und  so  fort. 
Es  wäre  vollends  in  der  heutigen  Finanzlage  Frankreichs  auch 
schlechterdings  nicht  ohne  das  Tabakmonopol  auszukommen,  jede 
andere  Steuerform  würde  weniger  passen,  andere  Mängel  haben 
und  sicherlich  nicht  entfernt  die  bisherigen,  immer  noch  steigenden 
Einnahmen  abwerfen,  muthmasslich  ohne  dass  der  Ertragsausfall 
in  Preis  oder  Qualität  irgend  den  Consumenten  zu  Gute  käme.  Die 
Anstellung  der  beiden  Enqueten  von  1835—37  und  1873 — 76  war 
ebenfalls  nur  eine  kleine  Concession  an  die  Gegner,  ln  beiden 
Fällen  war  das  Ergebniss  dem  Monopol  günstig,  im  zweiten  wurde 
überhaupt  von  vornherein  das  Princip  des  Monopols  als  solches 
schon  bei  der  Untersuchung  als  gar  nicht  mehr  strittig  angenommen. 

Einzelnes  mag  ja  immer  noch  zu  verbessern  sein.  Die  Ein- 
richtung als  Ganzes  genommen  war  von  vornherein  gut  ge- 
lungen. Zeuge  des,  dass  man  in  der  langen  Zeit  seit  1810  nichts 
Wesentliches  zu  ändern  für  nothwendig  befunden  hat. 
Welcher  erfreuliche  Unterschied,  vom  Standpuncte  des  finanziellen 
Gesetzgebers  aus  betrachtet,  gegen  alle  übrigen  indirecten  Ver- 
brauchssteuern „bei  freier  privatwirtbschaftlicher  Production“,  wo 
die  Veränderungen,  oft  tief  greifender  Art,  nicht  auf  hören  (Zucker- 
steuer!)! Das  Monopol  als  Steuerform  löst  daher  auch 
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nach  dieser  wichtigen  französischen  Erfahrung  ein 
schwierigesBesteuerungsproblemendgiltig  befriedigend. 

Nur  Veränderungen  in  kleinen  Einzelheiten  sind  erfolgt.  Die 
zum  Verkauf  gebrachten  Fabrikate  wurden  — auch  im  Consumenten- 
interesse  — mannigfaltiger,  Rauchtabak  vor  Schnupftabak,  Cigarren 
und  neuerdings  Cigaretten  gewannen  allmälig  einen  viel  grösseren 
Raum  in  Consumtion  und  Production,  die  Verkaufspreise  wurden 
mehrmals  erhöht  und  verändert,  die  Fabrikation  technisch  vervoll- 
kommnet und  verwohlfeilert,  die  Interessen  der  Tabakbauer  und 
Fabrikarbeiter  zweckmässig  wahrgenommen.  Das  finanzielle  Er- 
gebnis stellte  sich  immer  glänzender  heraus  und  zwar  nicht  nur 
durch  die  absolute  Steigerung  der  Roh-  und  Reinerträge,  sondern 
auch  durch  ein  immer  günstigeres  Verhältnis  beider  zu  einander, 
wegen  relativ  stark  sinkender  Kosten.  So  kann  das  Urtheil  im 
Ganzen  nur  günstig  über  die  Massregel  von  1810  lauten. 

Nähere  statistische  Ausführungen  zum  Belege  werden  unten  noch  gegeben 
werden.  Sie  fügen  sich  besser  an  die  Darstellung  der  Einrichtung  an  und  werden 
in  Verbindung  mit  dieser  lehrreicher.  Hier  nur  vorläufig  wenige  Hauptzahlcn  über 
die  finanzielle  Bedeutung  des  Monopols  und  deren  Entwicklung.  (Für  die  Zeit  von 
1815 — 1869  Bull.  I,  97  und  die  Ausführungen  dazu.  Die  anderen  Daten  aus  den 
Jahresberichten,  auch  Faurc  130,  197). 


Jahrcs- 

Verkaufte 

Roh- 

Aus- 

Rein- 

Procent 

Durch- 

Menge 

ertrag 

gaben 

ertrag 

d.  Ausgaben 

schnitt 

Mill.  Kil. 

Mill.  Frcs. 

Mill.  Frcs. 

Mill.  Frcs. 

v.  Rohertrag 
38.9 

1815—17 

10.57 

57.14 

22.25 

34.89 

1867—69 

31.73 

251.01 

58.49 

192.45 

23.3 

1884 

36.24 

376.48 

70.39 

306.09 

18.7 

% Zunahme 
bis  1867—69 

200.0 

339.3 

163.0 

451.6 

'/0  Zunahme  bis  1884 

241.8 

559.0 

216.4 

777.3 

— 

Das  Jahr  1884  zeigt  das  bisher  erreichte  höchste  Ergebniss,  1885 — 1887  war  der 
Rohertrag  um  2 — 7 Mill.  Frcs.  niedriger.  Berücksichtigt  man  das  Ausscheiden  Eisass- 
Lothringens  nach  1869  (in  diesem  Jahre  mit  c.  1.8  Mill.  Kil.  Consurn  und  c.  8 Mill. 
Frcs.  Erlös),  so  stellen  sich  die  Resultate  nach  dem  Kriege  von  1870 — 71  verhältniss- 
mässig  noch  etwas  günstiger.  In  der  ganzen  Periode  von  1815 — 1869.  in  55  Jahren, 
ist  fast  ohne  Unterbrechung  eine  Zunahme  der  Verkaufsmengen  des  Rohertrags  und 
des  Reinertrags  erfolgt.  Bei  den  ersteren  hat  nur  in  12  Jahren  eine  immer  nur  ge- 
ringfügige Abnahme  gegen  das  Vorjahr  stattgefunden  (auch  1848  und  1849  nur  eine 
kleine),  im  Rohertrag  nur  8 mal,  im  Reinertrag  nur  7 mal.  Das  Monopol  zeigt  also 
- nicht  nur  eine  grosse  Steigerungsfähigkeit  des  finanziellen  Ertrags,  sondern  auch 
kleine  Jahresschwankungen:  ein  Vorzug  vor  anderen  indirecten  Steuern,  die 
mehr  vom  Gang  des  Erwerbslebens  u.  s.  w.  abhängen  (s.  auch  o.  S.  407).  Die 
Tarifsteigerungen  machen  sich  in  der  Bewegung  der  Verkaufsmengen  nur  wenig  als 
Hemmungsmittel  geltend  (bei  Erhöhung  der  Hauptsorte  in  1860  um  24%  war  die 
Verkaufsmenge  1S59 — 63:  28.60 — 29.58 — 28.24—28.55 — 29.44  Mill.  Kil.).  Die  Kricgs- 
jahre  1870 — 71  zeigen  sich  dann  freilich  iu  allen  Zahlenverhältnissen  sehr  nachtheilig 
(o.  S.  408),  auch  wohl  mit  wegen  der  als  Staatsei  ge  uth  um  den  deutschen 
Truppen  anheimfallenden  Vorräthc  u.  s.  w.  in  den  oeenpirten  Landesthcilen,  — worin 
eine  üble  Seite  des  Monopols  verglichen  mit  einer  anderen  Steuerform  hervortritt.  (Die 
Ausgaben  der  Regie  sind  1870  speciell  auf  Grund  der  Kriegsverluste,  Territorial- 


Digitized  by  Google 


Tabakmonopol.  Einführung.  Einrichtung. 


719 


abtrctung  um  eine  Summe  von  25.35  Mill.  Frcs.  höher  gewesen , Bull.  I,  97). 
Hinterher  ist  die  aufsteigende  Bewegung  der  Vcrkaufsmengen , Roh-  und  Reinerträge 
von  1S71  an  wieder  eine  ununterbrochene  bis  18S4,  die  Tarifsteigerung  1872  fl', 
(gleich  um  25%)  bat  sie  vielleicht  etwas  verlangsamt,  aber  nicht  aufgehalten.  Die 
verkaufte  Menge  war  schon  1874 — 75  wieder  so  hoch  wie  vor  dem  Kriege  (Elsass’ 
Austritt  berücksichtigt).  (Bull.  X,  365 ; danach  eine  Abnahme  in  der  Ziffer  des  Rein- 
ertrags in  1878.  Das  ist  aber  ein  — Druckfehler.  Faure,  130.) 

Einige  der  kleinen  Aenderungen  in  der  Einrichtung  des  Monopols  seit  dem 
Decrete  von  1810  werden  im  Folgenden  berührt  werden,  vgl.  bes.  die  Decrcte  von 
1810  und  1811  mit  den  Gesetzen  von  1814,  1816.  In  späteren  (z.  B.  12.  Fohr . 1835) 
nur  ganz  wenige  Einzelheiten  geändert. 


bb.  Einrichtung  des  Tabakmonopols. 

§.  287.  1.  Allgemeine  Dienstorganisation.  Nach 

mehrfachem  Wechsel  in  Stellung  und  Organisation  bildet  die  Tabak- 
verwaltung  eine  eigene  „Generaldirecti  on  der  Staatsmanu- 
facturen“,  analog  den  anderen  grossen  Generaldirectionen , in 
welche  das  Finanzministerium  eingetheilt  ist.  Trotz  umfassenderen 
Namens  hat  diese  Generaldirection  aber  gegenwärtig  nur  mit  dem 
Tabak  allein  zu  tbun  und  auch  in  Betreff  desselben  beschränkt 
sich  ihre  Thätigkeit  — insofern  ihrem  Namen  wieder  entsprechend 
— auf  drei  Functionen,  die  Ueberwachung  des  inlän- 
dischen Tabakbaus,  den  Ankauf  des  Rohtabaks  von  den 
inländischen  Tabakbauern  und  aus  dem  Auslande  — hier  inbegriffen 
den  Ankaul  von  Fabrikaten  — und  auf  die  Herstellung  der 
Tabakfabrikate  aus  den  angekauften  Rohstoffen.  Ihr  Dienst 
ist  daher  mit  Recht  als  ein  wesentlich  agricoler,  commercieller 
und  industrieller,  nicht  als  ein  eigentlich  finanzieller  zu  charac- 
terisiren  (Josat).  Nach  der  finanziellen  Seite,  als  Ertrags- 
quelle für  den  Staat  und  als  Steuerform,  untersteht  das  Tabak- 
monopol auch  jetzt  noch  der  Generaldirection  der  indirectcn 
Steuern,  welche  allein  den  Verkauf  der  Tabakfabrikate  im 
Monopolgebiete  und  ins  Ausland,  mithin  die  Erhebung  der  Ein- 
nahmen vom  Monopol  zu  besorgen  hat.  Diese  Generaldirection 
führt  daher  die  eigentliche  finanzielle  Verwaltung  des 
Monopols. 

S.  o.  S.  598.  Josat  p.  592,  Vignes  I,  309,  Olibo  II,  312  ff..  448.  — 
Rach  dem  Decret  von  1810,  Art.  1,  war  neben  dem  Ankauf  des  Rohtabaks  und  der 
Fabrikation  auch  der  Gross-  wie  Kleinverkauf  der  Tabakfabrikate  der  „Regie  der  ver- 
einigten Abgaben“  (droits  rfumies)  übertragen  gewesen;  ebenso  nach  Art.  I des  Ges. 
v.  24.  Dec.  1814  der  „Regie  der  indirecten  Auflagen“  (impositions) , nach  Art.  172 
des  Ges.  v.  28.  Apr.  1816  der  „Regie  der  indirecten  Steuern“.  Die  Abtrennung 
einer  besonderen  Direction  (Specialdirection)  für  die  Ueberwachung  des  Tabakbaus, 
den  Ankauf  des  Tabaks  und  die  Fabrikation  von  der  Generaldirection  der  indirecton 
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Steuern,  welcher  seitdem  nur  der  Verkauf  der  Fabrikate  Vorbehalten  blieb,  erfolgte 
zuerst  durch  die  Julimonarchie  mittelst  K.  Ord.  v.  5.  Jau.  1S31;  die  Erhebung  der 
Tabakdirection  zur  Gcneraldirection  durch  Ord.  v.  17.  Dec.  1844.  Nach  der  Februar- 
revolution von  1848  wurden  die  Generaldireetionen  im  Finanzministerium  aufgehoben 
und  die  Tabakverwaltung  unter  einer  Direction  mit  den  indirecten  Steuern  vereinigt 
(„directiou  des  contrib.  indirectes  et  des  tabacs“).  Nach  dem  Staatsstreich  1851 
wurde  diese  Direction  auch  noch  mit  der  Zollverwaltung  zu  Einer  ,. Gcneraldirection 
der  Zölle  und  indirecten  Steuern“  zusammengezogen.  Abermals  erfolgte  aber  eine 
Abtrennung  der  Tabakvcrwaltung  und  die  Erhebung  derselben  zu  einer  eigenen 
Gcneraldirection,  mit  Beschränkung  auf  die  genannten  Functionen  agricoler,  commer- 
cicller  und  industrieller  Art  ganz  nach  den  Bestimmungen  der  Ord.  v.  1831,  durch 
Kais.  Decr.  v.  12.  März  1860,  Art.  1.  Nach  der  Uebertragung  der  Fabrikation  des 
Jagd-,  Bergwerks-  und  Handelspulvers  wie  der  Salpetergewinuung  vom  Kricgs- 
ministcrium  auf  diese  Gcneraldirection  erhielt  dieselbe  ihren  jetzigen  Namen  „Gcncral- 
diroction  der  Staatsmann facturen“  (Decr.  v.  17.  Juni  und  9.  Nov.  1865),  der  ihr  dann 
geblieben  ist,  auch  nachdem  in  Betrclf  des  Pulvers  u.  s.  w.  der  frühere  Zustand  der 
Dienstorganisation  und  Ressortbegrenzung  wieder  hergestellt  worden  war  (Decr.  vom 
13.  Nov.  1S73).  Schon  die  Zcitpuncte,  an  denen  einige  dieser  Veränderungen  ein- 
getreten sind,  zeigen,  dass  hier  mehrfach  politische  Anschauungen  und  Tendenzen 
der  Zeit  mitgewirkt  haben.  Die  Verselbständigung  der  Tabakverwaltung  zu 
einer  eigenen  Gcneraldirection  und  die  Beschränkung  der  letzteren  auf  die 
mehrfach  genannten  Functionen,  während  der  Verkauf  der  Fabrikate  der  General- 
direction  der  indir.  Steuern  übertragen  bleibt,  sind  aber  doch  wohl  als  Puncte  von 
allgemein  administrativ-technischer  Bedeutung,  für  welche  auch  letztere 
Rücksichten  entscheidend  waren , für  die  Frage  der  Einrichtung  des  Monopols 
beachtenswert!). 

Der  Dienst  der  Generaldirection  gliedert  sich,  wie  sonst  (S.  602), 
in  einen  Central-  und  einen  Local  dienst,  letzterer  wieder,  nach 
den  Aufgaben  der  Verwaltung,  in  den  Dienst  des  Anbaus  und 
der  Magazine  und  denjenigen  der  Fabrikation  (der  Manu- 
facturen). 

Hinsichtlich  des  Personals  der  Verwaltung  und  der  Kategorieen  desselben 
ist  als  eigenthUmlich  hervorzuheben,  dass  die  Leitung  der  Fabrikation  und  der  tech- 
nischen Arbeiten  dabei  ausschliesslich  durch  Ingenieure  aus  der  poly- 
technischen Schule  erfolgt.  An  der  Spitze  jeder  Manu factor  steht  ein  eigener 
Director  (4  Gehaltsstufen  von  8,  9,  lü  und  12  Tausend  Pres.)  mit  Ingenieuren, 
Unteringenieurcn , Ingenieur-Eleven , Experten , Controleuren  , Magazinverwaltern  und 
sonstigen  Commis  verschiedener  Art  und  Grades.  Wird  in  dem  Bezirk  eines  Fabrik- 
dircctors  auch  Tabak  gebaut,  so  untersteht  die  obere  Leitung  und  Verwaltung  auch 
diesem  Director.  Bezirke  des  Tabakbaus,  ohne  Fabrik  darin,  haben  eigene  Directoren. 
Zu  dem  Dienstzwcig  für  Anbau  und  Magazine  gehören  sonst  noch  Cultur-Verilicatoren, 
Cultur-Controleure,  Inspectoren  und  Unterinspectoren,  Magazin-Controleuro,  Rohtabak- 
Niederlagen  Verwalter.  S.  Josat,  p.  593  IT.,  Vignes  I,  309,  v.  Kaufmann, 
S.  514  ff.  (Einzelnes  aus  d.  Budget).  Ueber  die  Kosten  des  Personals  s.  u.  §.  296. 

§.  288.  2.  Die  Durchführung  des  Tabakmonopols. 
Dieselbe  bedingt  überall  die  Lösung  dreier  Aufgaben,  der  An- 
schaffung des  Rohstoffs,  des  Blätter-  oder  Rohtabaks,  der 
Ve  r a r b ei t u n g desselben  zu  Ta b a k f a b r i k a t en , des  Ve r k a u fs 
der  letzteren.  Die  beiden  ersten  Aufgaben  sind,  wie  gezeigt,  in 
Frankreich  der  Generaldirection  der  Staatsinanufacturen,  die  dritte 
derjenigen  der  indirecten  Steuern  übertragen.  An  die  erste  Aufgabe 
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schliesst  sich  die  Ueberwachung  des  einheimischen  Tabak- 
baus für  die  Regie  und  des  — auch  in  Frankreich  zulässigen  — 
Tabakbaus  für  die  Ausfuhr  von  Rohtabak  sowie  die  Con- 
trole  der  wirklich  erfolgenden  Ausfuhr  an.  Zur  ersten  Aufgabe 
selbst  gehört  der  Erwerb  (Ankauf)  des  inländischen  Rohtabaks 
für  die  Zwecke  der  Regie  nach  den  dafür  geltenden  Taxbestim- 
mungen  u.  s.  w.,  sowie  der  Ankauf  des  au  slän  di  sehen  Tabaks, 
welcher  von  der  Regie  mit  verarbeitet  werden  soll,  der  Transport 
des  in-  und  ausländischen  Tabaks  in  die  Rohtabak-Magazine 
und  die  Lagerung  desselben  in  diesen  oder  eventuell  der  Trans- 
port gleich  in  die  Fabriken.  Die  zweite  Aufgabe  endigt  mit  der 
Ueberführung  der  Tabakfabrikate  in  die  Verkaufs-Nied  erlagen. 
Die  dritte  Aufgabe,  die  des  Verkaufs,  umfasst  directe  Ver- 
käufe an  Consumenten  aus  den  Fabriken  und  an  anderen  Stellen 
(von  ausländischen,  besonders  Havannacigarren),  die  Verwaltung 
der  Niederlagen  (Entrepöts)  der  Tabakfabrikate,  die  Versorgung 
der  Debitanten  aus  letzteren  mit  den  Fabrikaten,  welche  dann 
durch  die  Debitanten  direct  an  das  Publicum  verkauft  werden, 
endlich  die  Verkäufe  der  Regie  (von  Blättern  und  Fabrikaten)  be- 
hufs Ausfuhr  und  die  hiermit  in  Verbindung  stehende  Ueber- 
wachung. Das  Verwandte  oder  in  naher  Beziehung  Stehende  zu- 
sammenziehend, kann  man  das  wichtigere  Einzelne  unter  folgenden 
Rubriken  zur  Darstellung  bringen:  inländischer  Tabakbau, 
Ankauf  und  Einfuhr  aus  dem  Auslande  (von  Rohtabak  und 
Fabrikaten),  Fabrikation,  Verkauf. 

a)  Inländischer  Tabakbau. 

Darüber  Decr.  v.  1S10,  Tit.  2 — 4,  schon  erheblich  erweitert  in  den  Bestimmungen 
des  Ges.  v.  1814,  Tit.  2—4;  damit  im  Ganzen  übereinstimmend  das  jetzt  geltende 
Ges.  v.  1810,  Tit.  5,  Kap.  2—4  (Art.  180 — 214).  Kleine  Abänderungen  im  Ges.  v. 
12.  Fcbr.  1885,  Art.  2—4,  Ges.  v.  22.  Juni  1862,  Art.  2 und  3,  Ges.  v.  21.  Dec.  1872, 
Art.  2,  3.  S.  Vignes,  Block,  dict.  a.  a.  0 , bes.  Olibo  II,  386 — 408. 

Der  Tabakbau  sollte  nach  dem  Gesetz  von  1816,  Art.  180,  in 
denjenigen  Departements  beibehalten  bleiben,  wo  er  damals 
bereits  autorisirt  war,  vorausgesetzt,  dass  er  sich  auf  100,000  Kil. 
(in  trockener  Waa re)  beläuft.  Die  Ermächtigung  für  jedes  Departe- 
ment zum  Tabakbau  erfolgt  durch  Gesetz  oder  Decret.  Sie  kann 
auch  versuchsweise  ertheilt  werden. 

Im  departemcntalcn  Umfang  des  Tabakbaus  sind  in  Folge  des  für  diese  Ver- 
hältnisse besonders  wichtigen  Ausscheidens  von  Elsass-Lothringen  (Dep.  Niedcr-Rhcin. 
Ober-Rhein,  Mosel  mit  Tabakbau  im  Umfang  des  dritten  Theils  des  verlangten  Gesammt- 
quantums  der  Regie  vom  heimischen  Tabakbau  in  1869)  Veränderungen  eingetreten.  Der 
Anbau  ist  auf  mehr  Departements  als  früher  ausgedehnt  worden.  In  den  50er  Jahren 
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erfolgte  er  nur  in  9 Depart.:  Nieder-Hhein,  Nord,  Pas  de  Calais,  Lot,  Lot  und 
Garonne,  Ile  und  Vilainc,  Var,  Rhuncmündungen , Gironde  (Hock  S.  340),  später 
traten  Veränderungen  ein.  1869  war  der  Bau  ausser  in  den  genannten  9 noch  in  10 
anderen  Depart  zugelasseu,  nämlich  in  Seealpen,  Dordogne,  Meurthe,  Ober-SaOne, 
Savoien,  Obersavoien,  Oberpyrenäen,  Landes,  Ober-Rhein.  Mosel,  zus.  in  19.  Jetzt 
besteht  der  Tabakbau  ausser  in  den  genannten,  von  denen  die  clsass- lothringischen, 
noch  neuerdings  auch  der  Distr.  Beifort,  fortfielen,  auch  in  Meurthe  und  Mosel,  Corröze, 
Maass,  Iscre,  Vaucluse,  Vogesen,  zas.  in  22  Dep.  S.  Reponses  p.  299  lf..  compte 
des  manuf.  p.  1886,  p.  76.  Die  Hauptmenge  kommt  auf  Dordogne  (1886  vom  ver- 
langten Quantum  von  22,275.000  Kil.  4,125.000),  Lot  und  Garonne  (3,035,000),  Nord 
(2.52  Mill.),  P.  d.  Calais  (2.16),  Isere,  Lot.  Gironde  (je  1.8 — 1.9  Mill.),  Ile  und  Vil. 
(1.2  Mill.),  alle  anderen  unter  1 Mill.  Kil.  Diese  locale  Beschränkung  des  Tabak- 
baues erleichtert  von  vornherein  die  Controle. 

Wer  innerhalb  eines  zum  Tabakbau  ermächtigten  Departements 
Tabak  bauen  will,  muss  darüber  vorher  eine  Declaration  ein- 
reichen und  die  ausdrückliche  Erlaubnis s erlangt  haben, 
sonst  wird  er  straffällig.  Also  Licen z zwang.  Die  Fläche  eines 
einzelnen  Tabakfelds  darf  dabei  nicht  unter  ein  gewisses 
M i n i m u m herabgehen. 

1810  40,  1816  20,  seit  1862  5 Are,  doch  in  diesem  kleinen  Umfang  nur.  wenn 
die  Declaration  des  Tabakbauers  mindestens  10  Are  umfasst.  Der  im  Verstoss  gegen 
diese  Vorschriften  gebaute  Tabak  wird  auf  Kosten  des  Pflanzers  zerstört  und  letzterer 
ausserdem  straffällig  (f.  je  100  Kuss  Tabakbau  50  Frcs.  bei  Bau  in  offenem  Felde. 
150  Frcs.  bei  solchem  innerhalb  einer  Ummauerung,  Max.  3000  Frcs.).  Auch  wird 
dem  Pflanzer  das  Recht,  in  Zukunft  Tabak  zu  bauen,  entzogen.  Statistik  der  Zahl 
der  Pflanzen,  der  Flächengrössen,  der  Qualität  und  Menge  der  Ablieferungen . auch 
p.  Pflanzer,  in  den  Reponses  p.  296,  Compte  v.  1886  p.  76.  Die  Zahl  der  Pflanzer 
neuerdings  wieder  stark  gestiegen,  in  den  1860er  Jahren  bis  1872.  ohne  die  ab- 
getretenen Dep.,  c.  32,000,  1886  50.008,  die  14,518  ha.  bebauten,  also  auf  1 c.  29  Are, 
früher  c.  31.1,  verlangtes  Quantum  22,575  Mill.,  auf  1 Pflanzer  451  Kil.,  abgeliefertes 
Quantum  18.74  Mill.  Kil.,  von  1 Pflanzer  355  Kil.  Zahlreiche  Pflanzer  liefern  bis 
unter  100  Kil.,  eine  Anzahl  aber  auch  über  2000  Kil. — Ausserdem  1886  in  Algier 
6459  Pflanzer,  die  3.1 1 Mill.  Kil.  lieferten. 

Der  geerntete  Tabak  muss  dann,  nach  Massgabe  der  gesetz- 
lichen Berechnungen  seiner  Menge,  der  Behörde  vorgewiesen  und 
für  Fehlbeträge  der  Preis  des  sogenannten  Cantine-Tabakfabrikats 
(s.  u.)  erlegt  werden.  Die  Pflanzer  können  aber  ihre  Ernte  sowohl 
für  die  Versorgung  der  Regiefabriken  wie  — unter  den 
vorgeschriebenen  Formalitäten  — für  die  Ausfuhr  bestimmen. 

Für  den  ersteren  Zweck  wurde  früher  (Gesetz  von  1810, 
Art.  184)  im  October  für  jedes  zum  Anbau  zugelassene  Departement 
eröffnet,  wie  viel  Centner  Tabak  die  Regie  im  nächsten  Jahre  be- 
dürfe und  ihr  von  der  Ernte  zu  liefern  seien.  Dabei  sollten  mindestens 
6/c  des  Tabakbedarfs  der  Regie  durch  den  heimischen  Anbau  ge- 
deckt werden,  — gegen  höchstens  Vir,  fremden  Tabaks  nach  dem 
Decret  von  1810.  Im  Jahre  1835  trat  aber  hierin  eine  Aenderung 
ein.  Dem  heimischen  Tabakbau  sollten  seitdem  nur  noch  höchstens 
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4/5  des  Bedarfs  der  Regie  zufallen  und  der  Finanzminister  jährlich 
die  Zahl  der  zu  bebauenden  Hectaren  und  der  erforderlichen  Ge- 
sammtmenge  auf  die  Tabakdepartements  vertheilen  (Ges.  v.  12.  Febr. 
1835  Art.  3).  Thatsächlich  wird  die  genannte  Quote  seit  lange 
nicht  erreicht,  die  Verarbeitung  ausländischen  Tabaks  über- 
wiegt sogar  öfters,  tbeils  weil  der  inländische  Anbau  nicht  die  er- 
forderliche Menge,  theils  und  wohl  hauptsächlich,  weil  er  nicht  die 
erforderliche  Qualität  liefert. 

S.  die  Statistik  im  Bull.  X,  362,  XV,  620;  Comptc  f.  1886,  p.  29:  angekaufte 
Mengen  des  Rohstoffs  von  inländischen  PÜanzern  und  überhaupt  (in  letzteren 
Zahlen  ausser  Kohtabak  auch  Cigarren  inbegriffen).  Danach  wäre  allerdings  that- 
sächlich ungeachtet  der  entgegenstehenden  gesetzlichen  Bestimmung  von  1816,  die  sich 
hiernach  unausführbar  erwies,  die  Quote  des  inländischen  Tabaks  schon  vor  1835  kleiner 
gewesen  als  nach  dem  Gesetz.  Oefters  waren  schon  damals  weniger  als  4/6,  mitunter 
nur  % — % — 3/ö  (ks  Tabaks  inländisches  Product,  offenbar  je  nach  dem  Ausfall  der 
heimischen  Ernte.  Nach  1835  nahm  diese  Quote  noch  mehr  ab,  war  auch  nicht 
gleichmässig,  wiederum  wohl  je  nach  dem  Ernteausfall,  sie  fiel  aber  auch  öfters  schon 
unter  die  Hälfte.  Später  hob  sie  sich  wieder  darüber  hinaus,  auf  c.  % *n  den  letzten 
Jahren  vor  dem  Kriege,  in  besonders  günstigen  Erntejahren  auf  noch  mehr  (1865  u/irJ- 
Nach  dem  Kriege  ist  das  inländ.  Erntequantum  noch  nicht  wieder  auf  die  frühere 
absolute  Höhe  gekommen , also  das  Ausscheiden  des  Eisass  trotz  der  räumlichen  Er- 
weiterung des  Tabakbaus  noch  nicht  ganz  ersetzt  worden.  Aber  seit  1880  ist  das 
inländ.  Product  in  fortschreitender  Steigerung  begriffen.  Die  Quote  war  mehrfach 
bis  auf  % — V*  gewichen,  1886  aber  wieder  über  73.  Es  war  jährlich  in  MÜ1.  Kil. 


1867—70 

1881—83 

1886 


inländ.  Quantum 
21.92 
17.26 
21.84 


Gesammtquantum 

32.72 

42.70 

42.92 


Dem  Werthe  nach  überwiegt  der  fremde  Tabak  noch  mehr  (1881 — 83  einheim. 
11.74,  aller  zus.  36.03,  1886  bez.  18.38  und  46.82  Mill.  Frcs.),  aber  doch  nicht  in 
dem  Masse,  dass  es  sich  dabei  um  durchweg  viel  höhere  Qualitäten  handeln  könnte. 
Es  wird  in  der  That  auch  überwiegend  ordinärer  amerikan.  und  europ.  Tabak  cin- 
geführt,  der  zwar  durchschnittlich  auch  theuerer  als  der  inländische  ist  (35  bis 
60%),  s.  u. 

Um  die  jedem  Departement  zugewiesenen  Tabakflächen  auf 
jedes  Arrondissement  im  betreffenden  Departement  zu  vertheilen, 
fuDgirt  seit  dem  Gesetz  von  1835  eine  eigene  Commission,  welche 
die  „Anbauerlaubnisse“  gewährt. 

Sie  besteht  aus  dem  Präfecten  oder  einem  Delegirten  desselben  als  Präsidenten, 
dem  indirecten  Steuer- Director,  einem  höheren  Beamten  des  Anbau -Dienstes,  je 
1 Mitglied  des  General-  und  des  Arrondiss.-Raths,  die  nicht  Pflanzer  sein  dürfen,  im 
Ganzen  5 Mitgliedern  (Ges.  v.  1835,  Art.  2).  Bei  der  Ermächtigung  zum  Anbau  ist 
auf  die  Solvenz  der  Pflanzer  zu  sehen. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Declarationen , Erlaubnisse,  Ueber- 
wachung  u.  s.  w.,  über  die  Entlastungen,  Classificationen,  Expertise,  Erntelieferung 
bestimmt  der  Präfect  nach  Anhörung  zweier  hervorragender  Pflanzer  und  nach  dem 
Gutachten  des  Stcuerdirectors.  Es  werden  danach  dann  Lasten  hefte  entworfen, 
welche  für  die  Pflanzer  wie  für  die  Verwaltung  bindend  sind.  Eine  Uebcrschreitung 
des  declarirten  und  gestatteten  Anbaus  um  7r,  macht  straffällig  (25  Frcs.  f.  lOOFuss, 
Max.  1500)  und  auch  hier  erfolgt  Entziehung  des  Rechts  des  Tabakbaus  für 
die  Zukunft. 
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Der  ganze  Tabak  bau  wird  dann  von  Anfang  an  durch  alle 
seine  Stadien  hindurch  bis  zur  Ablieferung  des  Products  in  die 
Magazine  der  Regie  sorgfältig  von  den  Controlbeamten  des  Cultur- 
dienstes  Uber  wacht,  damit  das  Erntequantum  genau  fest- 
gestellt und  nichts  davon  bei  Seite  gebracht  werden  kann.  Zur 
wirksamen  Durchführung  dieser  Ueberwachung  ist  dem  Pflanzer 
eine  bestimmte  Art  der  Bebauung  vorgeschrieben. 

Am  genauesten  ist  das  Einzelne  dargestellt  von  v.  Hock  S.  342  lf.,  die  Ent- 
scheidung der  Fragen  bei  Olibo  II,  398  ff.  Die  Controle  erfolgt  zur  Zeit  der  Be- 
samung der  Felder,  dann  nach  Entwicklung  der  Pflanzen,  wiederum  zur  Zeit  der  Reife 
der  Blätter  und  bei  wie  nach  der  Ernte.  Sie  richtet  sich  besonders  auf  genaues  Inne- 
halten der  declarirten  Anbauflächen  und  Feststellung  der  muthmasslichen  Tabakernte 
schon  zur  Zeit,  wo  die  Pflanzen  noch  auf  dem  Felde  stehen.  Wesentlich  um  diese 
Feststellung  zu  ermöglichen  ist  den  Pflanzern  auch  im  Einzelnen  die  Anbauweise  vor- 
geschricben  (z.  B.  strenger  Reihenbau,  die  Reihen  und  die  Pflanzen  gleich  weit  von 
einander,  keine  andern  Pflanzen  dazwischen).  Die  Pflanzen  werden  bereits  auf  dem 
Felde  gezählt.  Verkümmerte  Pflanzen  dürfen  ersetzt  werden.  Auch  die  Menge  der 
brauchbaren  Blätter  wird  ermittelt.  Auf  diesen  Grundlagen  erfolgt  schon  eine  vor- 
läufige Feststellung  des  vom  Pflanzer  vorzuweisenden  Ernfcquantums.  Nach  der  Ernte 
muss  der  Pflanzer  die  Stengel  und  Strunke  der  Pflanzen  herausreissen  und  zerstören. 
Auch  für  seinen  Privatbedarf  darf  er  nichts  zurückbehalten.  Verluste  und  Be- 
schädigungen durch  die  Witterung  u.  dgl.  bedingen  nur  dann  Anspruch  auf  Ermässigung 
des  vorläufig  ermittelten  Erntequantums,  wenn  sie  durch  die  Controlbcamten  in  Gegen- 
wart des  und  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Maire  constatirt  sind.  Die  Höhe  des 
Erlasses  erfolgt  durch  Uebereinkunft  zwischen  Beamten  und  Pflanzer,  in  Ermangelung 
dieser  durch  Entscheidung  von  Experten,  die  der  Präfect  zu  ernennen  hat.  Unbrauch- 
bare ücberbleibsel  sind  auch  hier  zu  vernichten.  Dasselbe  Verfahren  wiederholt  sich 
bei  Beschädigung  des  Tabaks  nach  der  Ernte  bis  zur  Uebernahme  in  die  Regie- 
Magazine. 

Der  geerntete  Tabak  wird  auch  bei  und  nach  der  Trocknung  überwacht,  danach 
sein  Gewicht  wieder  abgeschätzt  und  er  unter  Begleitschein  zum  Magazin  gebracht, 
wo  dann  die  genaue  Feststellung  des  Gewichts  und  der  Blätterzahl  erfolgt  und  das 
Conto  des  Pflanzers,  unter  Vergleichung  mit  den  Aufnahmen  in  den  früheren  Stadien, 
endgiltig  geregelt  wird.  Für  nicht  durch  die  gewährten  Nachlässe  gedeckte  Fehl- 
mengen muss  der  Pflanzer  auf  kommen,  ebenfalls  nach  der  Taxe  des  Cantine-Tabak- 
fabrikats.  In  Betreff  des  hiernach  sich  ergebenden  Abrechnungsresultats  hat  der 
Pflanzer  binnen  Monatsfrist  das  Reclamationsrecht  vor  dem  Präfecturrath , welcher 
binnen  2 Monaten  entscheiden  muss.  Im  Jahre  1896  war  z.  B.  das  verlangte  Quantum 
22,275,000  Kil.,  die  abzuliefernde  Menge  nach  Schätzung  auf  Grund  des  Blätter- 
inventars 18,700,500  Kil.,  wovon  32,500  für  Export  bestimmt,  der  Rest  für  die  Regie. 
Das  wirkliche  Erntequantum  wurde  schliesslich  auf  19,290,155  Kil.  ermittelt,  davon 
18,743,916  zahlbar  durch  die  Verwaltung.  37.800  Kil.  Ausfuhr,  133,204  Kil.  wurden 
als  nicht  für  Zahlung  zulässig  abgezogen,  375,235  verworfen  durch  die  Experten 
und  zerstört. 

Durch  rationelle  Förderung  der  agrarisch-technischen  Seite  des  Tabakbaus  Seitens 
der  Monopolverwaltung  ist  mancher  Fortschritt  erzielt  worden. 

Der  geerntete  Tabak  wird  von  der  Regie  nach  Taxpreisen 
übernommen,  welche  jährlich  im  Voraus  vom  Finanzminister  für 
die  folgende  Ernte  arrondissementsweise  für  die  verschiedenen 
Qualitäten  des  Tabaks  festgestellt  und  öffentlich  bekannt  gemacht 
werden. 
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des.  v.  181(5  Art.  192,  ergänzt  durch  Ges.  v.  12.  Febr.  1835  Art.  4.  v.  Hock 
S.  344  II’.  Diese  Preise  sind  für  die  Neigung  zum  Tabakbau  natürlich  massgebend 
und  bilden  die  Basis  der  Calculation  des  Pflanzers.  Sie  werden  absichtlich  so  gestellt, 
dass  der  Tabakbau  sich  genügend  bezahlt  macht,  selbst  lohnender  als  Weizenbau  ist, 
und  sind  im  Durchschnitt  wohl  etwas  höher,  als  sie  im  freien  Verkehr  sein  würden; 
das  etwaige  Plus  fällt  daher  allerdings  dem  Monopol  zur  Last,  oder,  wie  man  cin- 
gewandt  hat,  „der  Tabakbau  wird. mit  aus  dem  Steuersäckel  gezahlt“.  Das  ist  aber 
kein  erheblicher  Einwand,  sondern  die  genügende  Bezahlung  nur  eine  Entschädigung 
für  die  mancherlei  Belästigungen  des  Tabakbaus  unter  unvermeidlich  so  scharfer  An- 
bau- und  Abliefcrungscontrolc.  Einen  grösseren  Vortheil  als  aus  dem  vielleicht  etwas 
höheren  Preise  zieht  der  Pilanzer,  welcher  für  die  Regie  baut,  aus  dem  Umstande, 
dass  er  einen  Abnehmer  hat,  welcher  ihn  zwar  auch  noch  bei  der  Ablieferung  des 
Tabaks  scharf  controlirt,  aber  ihn  doch  nicht  drückt,  nicht  ausboutet  und  zahlungsfähig 
ist.  Die  Lage  des  Regietabakbauers  ist  gerade  in  dieser  Beziehung  entschieden 
günstiger  als  die  des  „freien“,  wie  des  deutschen,  pfälzischen  und  heute  des  elsässischen, 
was  sich  auch  aus  der  Thatsachc  ergiebt,  dass  gerade  die  elsässischen  Tabakbauer, 
welche  ja  beide  Systeme  vergleichen  konnten,  für  das  deutsche  Tabakmonopol  eiu- 
getreten  sind.  Die  Festsetzung  der  Preise  erfolgt  unter  Beirath  einiger  hauptsächlicher 
Pflanzer  vom  Fiuanzminister  mit  nach  dem  Gutachten  der  Tabaksdircctoren,  für  3 nor- 
male Qualitätsclassen,  für  1 Extraclasse  (besonders  gute  Qualitäten,  surchoix,  zur  Er- 
muthigung  des  Anbaus,  für  die  gesetzlich  10  Cent,  per  Kil.  mehr  gegeben  werden 
darf  und  thatsächlich  wird,  als  für  die  erste  Classe)  und  für  1 niederste  Classe,  unter 
der  dritten  Normalclasse  (geringste  Waare,  non  marchauds). 

Das  Wichtigste  und  Schwierigste  ist  dann  die  Sortirung  des  abgelieferten 
Tabaks  nach  diesen  Preisstufen.  Sie  erfolgt  durch  Vergleichung  mit  Typen  oder 
Musterbüscheln  von  Seiten  einer  zu  diesem  Behuf  durch  ihre  Zusammensetzung  die 
Bürgschaft  der  Unparteilichkeit  bietenden  Sachverständigen-Commission , welche  aus  2 
von  der  Fabrik-  und  Magazinverwaltung  bestimmten  Beamten  und  3 vom  Präfecten 
ernannten  Sachverständigen  besteht. 

Die  Taxsätze  für  die  genannten  5 Glassen  sind  seit  lange  nur  wenig  verändert, 
auch  für  die  meisten  Tabak -Departements  die  gleichen,  nur  für  5 darunter  um  je 
10 — 15  Frcs.  in  den  4 obersten  Classcn  niedriger  als  die  allgemeinen  Taxsätze. 
Letztere  waren  für  die  Ernte  von  1885  gegen  diejenigen  aus  der  Periodo  1863 — 72 
um  10 — 15  Frcs.  höher  und  betrugen  155 — 145 — 112 — 90  — für  non  marchands  in 
3 Unterstufen  70 — 50 — 25  Frcs.  für  100  Kil.  Der  wirklich  gezahlte  Durchschnittspreis 
war  für  non  marchands  im  J.  1885,  verschieden  nach  den  Departements,  Max.  60, 
Min.  42.20  Frcs.  Die  Taxsätze  für  Algier  waren  160 — 150 — 120 — 90  und  (CI.  5)  60 
bis  10  Frcs.  (Durchschnittspreis  hier  45.62  Frcs.)  (Compte  f.  1886,  p.  77). 

So  wird  dem  Pflanzer  nicht  nur  ein  genügend  remunerirender, 
sondern  auch  ein  von  Jahr  zu  Jahr  fast  gleichmässiger 
Preis  zu  Theil.  — Damit  gewinnt  er,  im  vorteilhaften  Unterschied 
vom  „freien  Verkehr“,  eine  sichere  Grundlage  für  seine  Berech- 
nungen; ein  wahrer  Segen  gerade  für  den  Landwirth.  Der 
Erlös  aus  dem  Tabakbau  schwankt  daher  für  den  Pflanzer  fast 
nur  nach  dem  Ausfall  der  Ernte  und  der  davon  bedingten 
Quantität  und  Qualität  (Taxelasse)  seines  Products. 

Der  Durchschnittspreis  für  den  an  die  Regie  abgelieferten  Tabak  richtet  sich 
natürlich  bei  gleichen  Taxen  wesentlich  nach  der  Vertheilung  des  Products  in  die 
Taxelassen  und  ist  dementsprechend  verschieden.  Aber  die  Unterschiede  zwischen 
den  einzelnen  Jahren  sind  auch  hier  nicht  so  gross,  als  man  zunächst  annchmen 
möchte.  Bleibende,  doch  im  Ganzen  wieder  jährlich  weniger  schwankende  Differenzen 
zeigen  sich  von  Departement  zu  Departement.  Der  gezalilte  Durchschnittspreis  für 
10Ö  Kil.  war  1863 — 72  84.65,  1884  (incl.  Algier)  87.24,  1885  84.85  (ohne  Algier 
87.21)  Frcs.  Auf  1 Pflanzer  kau»  18(53 — 72  i.  D.  eine  Einnahme  von  318.60  Frcs., 
A.  Waguer,  Finanzwisspiiscliaft.  III.  47 
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auf  1 Ilectare  ein  Erlös  von  1023.07  Frcs. ; 1885  bezw.  320.90  und  1124.90  Frcs. 
(Compte  a.  a.  0.,  R6ponscs  p.  297). 

Die  Zahlung  an  den  rflanzer  geschieht  auf  Anweisung  des  abnehmenden 
Magazins  durch  die  Casse  der  indirectcn  Steuern,  unter  Abzug  von  1 Cent.  p.  Kil.  f. 
Spesen,  gemeinnützige  Förderung  des  Tabakbaus  u.  dgl.  in. 

Rohstoff  magazine  bestehen  in  Frankreich  und  Algier  (wo  der  Tabakbau 
frei  ist,  aber  die  Cultur  für  die  Versorgung  der  Regie  gefördert  wird)  32  (1886), 
deren  specielle  Verwaltungskosten  an  Gehalten,  Löhnen  u.  s.  w.  und  sachlichen  Aus- 
gaben i.  J.  1880  2.71  Frcs.  für  100  Kil.  angekauften  und  aufbewahrten  Tabaks  waren. 
Der  Werth  der  Immobilien  der  Magazine  war  1880  10.98  Mill. , der  Mobilien 
0.51  Mill.  Frcs. 

Ausser  für  die  Regie  kann  aber,  wie  bemerkt,  Tabak  auch 
für  die  Ausfuhr  (als  Rohtabak)  gebaut  werden. 

Der  Pflanzer,  mag  er  allein  für  die  Ausfuhr  oder  zugleich  für 
die  Regie  bauen,  unterliegt  aber  denselben,  oder  ganz  analogen 
Vorschriften,  Bedingungen,  Controlen  und  Strafandrohungen,  wie 
der  blosse  Regiepflanzer. 

Ges.  v.  1810,  Art.  202 — 214,  auch  die  mit  geltenden  allgemeinen  Art  180—182, 
Olibo  II,  402 — 408.  Namentlich  ist  auch  zur  Ausfuhr  der  Tabakbau  nur  in  den 
„Tabakdepartements“  und  unter  den  allgemeinen  Bedingungen  (Declaration,  Erlaubniss, 
Vorweisung  der  Ernte,  Einstehen  für  Fehlmengen)  gestattet,  und  speciell  wird  nur  als 
zahlungsfähig  anerkannten  oder  Caution  stellenden  Pflanzern  die  Erlaubniss  ertheilt. 
Wird  gleichzeitig  von  demselben  Pflanzer  für  die  Regie  gebaut,  so  muss  der  ganze 
geerntete  Tabak  ins  Magazin  abgeliefert  und  dort  erst  die  Scheidung  für  die  beiden 
Verwendungen  vorgenommen  werden.  Der  Export  muss  spätestens  bis  1.  Aug.  des 
folgenden  Jahres  erfolgt  sein,  wenn  der  Pflanzer  nicht  vom  Präfectcn  nach  Begut- 
achtung des  Tabakdirectors  einen  Aufschub  erlangt  hat  oder  der  Tabak  nicht  bis  zur 
Ausfuhr  in  den  Regie-Magazinen  hinterlegt  ist,  was  gegen  Gebührenzahlung  gestattet 
wird.  Nach  Ablauf  der  Frist  wird  nicht  ausgeführter  Tabak  confiscirt.  Jede  Ver- 
sendung auch  dieses  Tabaks  bedarf  eines  Begleitscheins  der  Verwaltung  in  Form  eines 
laissez-passer  bloss  zu  dem  Steueramt  des  nächsten  Magazins;  hier  wird  er  untersucht, 
verwogen,  verschnürt  und  plombirt  und  geht  dann  mit  acquit-ä- caution  zum  Grenz- 
zollamt. Nachlässe  an  den  zur  Belastung  geschriebenen  Mengen  für  Beschädigung  u.  dgl. 
sind  auch  beim  Exporttabak  statthaft.  — In  irgend  wesentlichem  Umfangt;  erfolgt 
indessen  Tabakbau  für  die  Ausfuhr  und  Export  von  Rohtabak  überhaupt  nicht.  Iui 
J.  1885  fand  nur  in  2 Depart.  Tabakbau  für  die  Ausfuhr  und  in  ganz  kleinem  Umfang 
statt  (Pas  d.  Calais  30,000,  Nord  2500  Kil.). 

Der  gesammte  Tabakbau  Frankreichs  umfasste  in  den  1850  er 
Jahren  etwas  über  10,000  Hectaren,  stieg  auf  13 — 14,000  in  den 
letzten  Jahren  vor  dem  Kriege,  sank  dann  und  betrug  längere  Zeit 
nur  10—11,000  ha,  ist  aber  in  den  letzten  Jahren  wieder  auf  über 
14,000  ha  gestiegen,  mit  einem  Erlös  für  den  an  die  Regie  abge- 
lieferten Tabak  von  11—16  Mill.  Frcs.  jährlich. 

Es  war  z.  B.  1877 — 79  die  mit  Tabak  bebaute  Fläche  10,853 — 10,834 — 10,454  hat. 
das  Erntequantum  149,310 — 152.018 — 121,011  Quint.,  p.  ha  13.75 — 14.09 — 11.58  Quin 
(Ann.  stat.  1882  p.  275).  Ueber  1000  ha  nur  in  3 Dep.  (Lot  und  Garonnc  3057, 
Dordogne  2400,  Lot  1000),  zwischen  500  und  1000  in  4 (Pas  de  Calais,  Gironde,  Ile 
und  Vilainc,  Nord),  100 — 500  ha  in  3,  unter  100  in  9 (incl.  Corsica).  Im  J.  1885 
war  die  Fläche  in  Frankreich  14,518,  der  Ertrag  192,902  m.  Centn.,  Erlös  10.3  Mill. 
Frcs.  (ohne  Algier,  hier  3.14  Mill.  m.  Centn,  und  3.20  Mill.  Frcs.),  p.  ha  13.28  Centn. 
Vergleichsweise  war  im  Deutschen  Reich  der  Tabakbau  zwischen  1871 — 85  auf 
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c.  25 — 30,000  ha  früher,  neuerdings  auf  20 — 22,000  ha  ausgedehnt,  der  Ertrag  p.  ha 
15 — 22  mctr.  Centner. 

Auch  andere  Beschränkungen  bestehen  noch.  So  darf  z.  B.  Niemand,  ausser 
dem  richtig  autorisirten  Tabakbauer  selbst,  daher  auch  dieser  nicht  nach  Ablauf  der 
Ablieferungs-  oder  Ausfuhrfrist,  Bohtabak  in  Besitz  haben  (Ges.  v.  1S1G,  Art.  217), 
womit  Bohtabak handel,  auch  ftlr  Ausfuhr,  ausgeschlossen  erscheint.  Die  Be- 
stimmungen über  Defraudation  und  die  Strafen  (Ges.  v.  1810,  Art.  21S,  221  lf.)  be- 
treffen ausser  Contrebande  in  Fabrikaten,  geheime  Fabrikation  u.  s.  w.  auch  Bohtabak- 
besitz,  -Verkauf,  -Transport  mit.  Einige  Strafen  sind  besonders  schwer.  So  bei 
Verkauf  von  Tabak  aus  der  Wohnung,  Colportage,  sofortige  Arretirung  und  Gefangen- 
nahme, Confiscation  des  Tabaks,  der  Verkaufsgeräthc,  der  Transportmittel,  ausserdem 
Geldstrafe  von  300 — 1000  Frcs. ; bei  Besitz  von  Tabak  Geldstrafe  v.  10  Frcs.  p.  Kil., 
im  Ganzen  mindestens  100,  höchstens  3000  Frcs.,  zugleich  Confiscation.  Die  Ver- 
urteilten können  bis  zur  völligen  Zahlung  der  Strafgelder  bis  zu  6 Monaten,  iui 
Rückfall  bis  zu  1 Jahr  gefangen  gehalten  werden.  — Die  Controle  gegen  Defrau- 
dation wird  ausser  von  den  Steuerbeamten,  Zollbeamten  auch  mit  von  den  Gendarmen, 
Forstaufsehern , Feldhütern  und  überhaupt  jedem  vereidigten  Angestellten  ausgeübt. 
Anteile  an  den  Prämien  für  die  Ergreifcr  machen  diese  allgemeine  Controle  hier 
wohl  wirksam.  Im  J.  1886  sind  im  Ganzen  127,712  Kil.  Tabak  (und  Fabrikate)  be- 
schlagnahmt worden;  die  Prämien  der  Ergrcifer  betrugen  53,506  Frcs.  (Compte 
f.  1886,  p.  87). 

§.  289.  b)  Ankauf  und  Einfuhr  ausländischen  Tabaks. 
Soweit  der  inländische  Tabakbau  den  Bedarf  der  Regie  quantitativ 
und  qualitativ  nicht  deckt,  wird  Seitens  der  Regie  ausländischer, 
überwiegend  überseeischer,  besonders  amerikanischer,  doch 
auch  daneben  anderer  Rohtabak  eingekauft  und  eingeführt.  Die 
Privateinfuhr  von  Rohtabak  ist  dagegen  natürlich  verboten.  Ebenso 
kauft  die  Regie  auf  ihre  Rechnung  auch  a usländische  Tabak- 
fabrikat c,  besonders  Cigarren  (namentlich  Havanna-  und  etwas 
Manilacigarren)  und  Cigaretten,  behufs  Absatzes  im  Inlande  zu  den 
Regiepreisen,  ein.  In  diesen  Geschäften  kommt  ihr  der  Character 
als  grosser,  zahlungsfähiger  Käufer  zu  Gute,  welcher  sich  aller 
Vortheile  der  Verbindung  mit  dem  Handel,  mit  grossen  Lieferanten 
und  der  Versorgung  durch  diese,  aber  auch  des  directen  Einkaufs 
durch  die  Consuln  auf  den  grossen  Tabakmärkten  und  unmittelbar 
bei  den  überseeischen  Tabakpfianzern  bedienen  kann. 

Nach  ü.  Compte  f.  1886,  p.  86  betrugen  im  J.  18S6  die  Ankäufe  von  Bohtabak 
(abzüglich  Refactien  u.  dgl.)  20.95  Mill.  Kil. , wovon  20.48  durch  Lieferanten 
(31  Firmen,  viele  deutschen  und  jüdischen  Namens,  einige  mit  mehreren  Mill.  Kil. 
Lieferungen,  welche  in  verschiedene  Magazine  und  z.  Th.  direct  in  die  Fabriken 
gehen),  475,000  Kil.  durch  die  Consuln.  Von  der  Gesammtmenge  5.28  Mill.  Kil.  f. 
7.18  Mill.  Frcs.  (incl.  Nebenspesen)  p.  100  Kil.  136.03  Frcs.  europ.  und  and.  Product, 

56.000  Kil.  (351.44  Frcs.  p.  100  Kil.)  davon  durch  die  Consuln;  15.66  Mill.  Kil.  f. 

20.0  Mill.  Frcs.,  p.  100  Kil.  127.73  Frcs.,  amerik.  Ursprungs,  wovon  408,000  Kil. 
durch  Consuln  (619.26  Frcs.  p.  100  Kil.).  Ausserdem  wurden  Fabrikate,  Cigaretten 
und  Fabrikmaterialien  5574  Kil.,  Cigarren  (meist  Havanna)  11,799  Kil.  (p.  Kil. 
68.50  Frcs.),  im  Ganzen  Fabrikate  f.  972,000  Frcs.  bezogen.  Vornemlich  ist  hier  der 
Consul  in  d.  Havanna  (f.  3.28  Mill.  Frcs.),  etwas  auch  der  in  Salonichi,  Bahia. 
Pest  thätig.  Der  Werth  der  Einfuhr  von  Bohtabak  und  Fabrikaten  war  1886 
28.15  Mill.  Frcs. 

47  * 
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Einen  weiteren  Einblick  in  die  Versorgung  der  Regie  mit  Rohtabak  zur  Fabri- 
kation und  Fabrikaten  zum  Verkauf  gewähren  folgende  Daten  aus  dem  Geschäftsbericht 
f.  1884  (Block,  Aun.  stat.  1887,  p.  310). 


Besitz  Anfang 

Ankauf  im 

Kosten  des 

Kosten  für 

des  Jahres 

Jahre 

Ankaufs 

100  Kil. 

Kilogr. 

Kilogr. 

1000  Frcs. 

Frcs. 

Einheim.  Rohtabak 

18,135,616 

17,286,212 

15,081 

87.21 

Fremder  Rohtabak  . . 

27,9S8.125 

21,049,180 

26,197 

124.45 

In  der  Fabrikation  . . 

17,127,849 

— 

— 

— 

Fabrikate 

6,633,000 

173 

2613.25 

Havann.  und  and.  Cie-. 

<59,101 

84,956 

2,577 

7370.40 

(oder  Stück 

8,741 ,565 

— 

294.81}  I 

Beschlagnahmter  Tab. 

3,686 

146,304 

319 

217.95 

Ausschuss  und  Staub 

17,086 

— 

— 

— 

Summe  . . . 

67,111,832 

38,523,780 

44,347 

Unter  „beschlagnahmtem  Tabak“  in  der  zweiten  Col.  (Ankauf)  auch  von  Debi- 
tanten zurückgenommer  (ganz  kleine  Mengen). 

Die  Auf.  des  Jahres  besessene  Menge  im  Werth  (Col.  1,  Ankaufskosten  nebst 
den  weiteren  Spesen  bis  zu  dem  betreffenden  Stadium)  von  93.59  Mill.  Frcs.  vertheilte 
sich  mit  29.76  Mill.  Kil.  auf  die  Vorräthc  in  den  Rohstoff-Magazinen,  mit  33.16  Mill. 
auf  die  in  den  Fabriken , mit  3.75  Mill.  auf  die  in  den  Fabrikatniederlagen , mit 
442,000  Kil.  auf  den  auf  dem  Transport  befindlichen  Tabak.  Die  Buchführung  über 
diese  Bestände  und  über  die  darin  erfolgenden  Aeuderungen  ist  bei  dem  Rohtabak  in 
den  Magazinen  bis  auf  die  Kilogramme,  bei  den  Fabrikaten  sogar  bis  auf  die 
Gramme  genau. 

Auch  die  Einfuhr  von  Tabak  fabrikateil  aus  dem  Aus- 
lande ist  im  Allgemeinen  für  Private  untersagt  (Gesetz  von  1816, 
Art.  173).  Doch  hatte  man  schon  seit  1820  unter  dem  Namen  von 
„Gesundheits-  und  Gewohnheitsvorrath“  (provision  de  saute  et 
d'habitude)  in  beschränkten  Mengen  für  den  einzelnen  Empfänger 
(bis  10  Kil.  jetzt)  den  Bezug  von  Cigarren  und  Cigaretten 
und  einigen  anderen  Fabrikaten  zu  einem  speciellen  Tarife  für 
Privatrechnung  zugelassen.  Davon  kann  in  der  Praxis  immerhin 
etwas,  aber  bei  der  Beschränkung  der  Bezugsmenge  doch  nur  in 
geringem  Maasse  Gebrauch  gemacht  werden. 

Zollges.  v.  7.  Juui  1820.  Erl.  v.  8.  Oct.  1850;  Tarif  im  Ges.  v.  13.  Juni  1S78: 
p.  Kil.  für  Cigarren  und  Cigaretten  36,  Schnupf-  und  Kautabak  15,  Rauchtabak  der 
Levante  25,  anderer  Rauchtabak  15  Frcs.,  bis  zu  10  Kil.  in  1 Jahre  für  den  einzelnen 
Bezieher,  mit  Verbot  des  Wiederverkaufs.  Die  Cigarren  u.  s.  w.  sind  vom  Zollamt 
mit  Regie -Vignetten  zu  versehen,  ohne  welche  sie  nicht  circuliren  dürfen;  ebenso 
muss  die  Zollquittung  beigefügt  sein.  Sonst  tritt  Beschlagnahme  ein.  Bis  1850 
musste  vor  jeder  solchen  Einfuhr  eine  besondere  Ermächtigung  der  indireetcu  Stcuer- 
vcrwaltung  erlangt  sein.  Nur  die  für  den  Transitverkehr  offenen  Zollämter  haben  das 
Recht,  diese  Einfuhr  zu  gestatten. 

Die  Einfuhr  zu  obigem  Tarif  wirft  jährlich  5 — 700,000  Frcs.  ab  (1883 — 87). 
Im  J.  1887  (Tabl.  gener.  du  commerce  p.  220)  war  die  Einfuhr  von  Cigarren  zum 
Consum  netto  78,739  Kil.  f.  2,646,000  Frcs.,  mit  395,390  Frcs.  Zoll;  von  Ciga- 
retten 3772  Kil.  netto  f.  28,290  Frcs.,  mit  87,220  Frcs.  Zoll;  von  anderen  Fabrikaten 
2590  Kil.  f.  12,950  Frcs.,  mit  17,737  Frcs.  Zoll,  zus.  f.  2,686,000  Frcs.  mit 
500,347  Frcs.  Zollcrtrag.  — Erleichterungen  gemessen  sonst  nur  kleine  Restvorräthe 
der  Reisenden  u.  dgl.  m.  Olibo  II,  860 — 364.  Obwohl  nach  dem  Zolltarif 
ausdrücklich  die  Einfuhr  von  Rohtabak  in  Blättern  und  Rippen  und  von  Tabak- 
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fabrikatcn  für  die  Kegie  zollfrei  und  die  erstgenannte  für  l’rivate  verboten,  ündet  sich 
in  den  Ertragsausweisen  der  Zollverwaltung  dennoch  ein  Ertrag  von  Tabak  in  Blättern 
und  Kippen  (1SS3 — 87  jährlich  2 — 300,000  Frcs.)  ausgewiesen  (Bull.  XXIV,  42S,  auch 
Tabl.  g6ner.  1887)  (?). 

Genauere  statistische  Daten  über  die  „direct  an  die  Consumcnten  verkauften“ 
importirten  Fabrikate  in  den  jäh rl.  Verwaltungsberichten  der  indir.  Steuern.  Mit- 
theilungen daraus  und  über  die  letztgenannte  Verkaufsart  unten  in  §.  201. 

§.  290.  c)  Tabakfabrikation.  Der  bei  Weitem  grösste 
Theil  der  von  der  Regie  verkauften  Fabrikate  wird  von  ihr  in  ihren 
— bis  vor  Kurzem  19,  in  1886  21,  ausserdem  1 in  Algier  — 
Fabriken  („Manufacturen“)  selbst  hergestellt:  nach  dem  Erlös  beim 
Verkauf  berechnet  fast  99%.  Für  die  Gestaltung  und  Beurtheilung 
des  französischen  Tabakmonopols  als  eines  „Fabrikationsmonopols“ 
ist  es  von  vorneherein  beachtenswertli , dass,  entsprechend  der 
französischen  Consumtionsrichtung,  überwiegend  Rauchtabak  und 
in  bedeutendem  Umfang  auch  Schnupftabak  producirt  wird,  ob- 
wohl, wie  überall,  auch  in  Frankreich  die  Cigarre,  neuerdings 
zum  Theil  statt  ihrer  die  Cigarette  in  der  Consumtion  fortschreitend 
Raum  gewinnt  und  demgemäss  die  Fabriken  immer  mehr  diese 
Sorte  Tabakfabrikate  zu  liefern  haben.  Der  Kautabak  spielt 
daneben  nur  eine  kleine  Rolle.  Die  technischen  Aufgaben  der 
Fabrikation  sind  bekanntlich  nach  diesen  Hauptsorten  der  Fabrikate 
verschieden.  Nach  verbreiteter,  obwohl  nicht  unbedingt  zutreffender 
Annahme  bietet  die  Fabrikation  des  Rauch-  und  Schnupftabaks  in 
grösseren  Fabriken  für  eine  Regie  weniger  Schwierigkeiten,  als 
diejenige  der  Cigarren,  hat  wohl  selbst  einige  Vorzüge,  besonders 
was  den  Schnupftabak  anlangt,  in  Vergleich  mit  der  Privatindustrie. 
Der  Grund  wird  darin  gefunden,  dass  Cigarren  Handarbeitsproduct 
sind,  während  bei  den  anderen  Fabrikaten  die  Maschinen  mehr 
Anwendung  finden.  Insofern  würde  die  Richtung  der  französischen 
Consumtion  für  das  Tabakmonopol  günstiger  sein,  als  in  anderen 
Ländern  mit  relativ  grösserer  Cigarrenconsumtion,  wobei  allerdings 
jene  Richtung  gerade  durch  das  Monopol  und  durch  die  relative 
Preisstellung  der  Fabrikate  in  ihrer  Entwicklung,  bez.  Beharrung 
beeinflusst  worden  sein  könnte.  Indessen  haben  sich,  wenn  man 
die  Consumentwicklung  während  längerer  Perioden  betrachtet,  diese 
Verhältnisse  doch  wesentlich  verändert.  Im  Beginn  der  Monopol- 
zcit  überwog  nach  der  Cousummenge  noch  der  Schnupftabak  den 
Rauchtabak,  jetzt  wird  dieser  3 — 4 mal  so  stark  als  jener  consumirt. 
Vor  1840  war  der  Cigarrenconsum  unbedeutend,  seitdem  hat  er  sich 
verzehn-  bis  vcrvierzehnfacht  und  jetzt,  wie  gesagt,  tritt  die  Cigarette 
immer  mehr  hervor:  allen  diesen  Veränderungen  desConsums  musste 
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sich  doch  — konnte  sich  aber  auch  die  Monopol-Fabrikation  an- 
bcqueraen. 

Aus  der  V erkauf s Statistik  ergiebt  sich  das  Genauere  auch  hinsichtlich  der 
fabricirten  Sorten.  Es  war  unter  Zusammenziehung  aller  Verkäufe  (daher  incl. 
derjenigen  zu  ermässigten  Preisen  in  den  Grenzzonen,  an  die  Truppen,  Hospitäler, 
1886  auch  incl.  derjenigen  in  Corsica,  Obersavoische  Zone,  Gex,  Monaco)  der  Verkauf 
nach  der  Menge  und  der  Erlös  dafür  nach  den  von  Debitanten  und  dirccten  Consumenten 
gezahlten  Preisen  (Bull.  X,  150  ff.,  XXIII,  290  ff.): 

1875  1880 


Menge 

Erlös 

Menge 

Erlös 

1000  Kil. 

1000  Frcs. 

1000  Kil. 

1000  Frcs. 

Echte  Havanna-  und  Manilacigarren 

62.8 

4,554 

29 

3,371 

Französische  Cigarren 

3,226 

45,586 

3,494 

57,280 

Cigaretten  (französ.  und  fremde).  . 

508 

8,317 

858 

17.832 

Directe  Verkäufe  au  die  Consumenten 

(überwiegend  Cigarren,  auch  echte) 

40.9 

2,778 

(auf  die  Sorten  vertheilt) 

Rauchtabak  

158,803 

23,705 

201,785 

Schnupftabak 

6,815 

78,127 

6,413 

73,334 

Kautabak 

590 

6,698 

737 

S,572 

Ordinäre  Carottcn 

435 

5,001 

473 

5,444 

Verkäufe  für  Export 

167 

1,376 

(auf  die  Sorten  vertheilt') 

Summe 

30,330 

311,240 

35,710 

367,618 

Sonst  zu  reducirten  Preisen  . . . 

— 

— 

11 

18 

(genauer  35,722.7  367,643.8) 

Hiernach  ist  die  Cigarette  besonders  stark  gestiegen,  Rauchtabak  aber  etwas 
mehr  als  Cigarren,  Schnupftabak  hat  ab-,  Kautabak  zugenommen.  Gewisse  Richtungen 
der  Entwicklung  der  Consumtion  treten  hierin  wohl  hervor.  Die  dirccten  Verkäufe 
an  Consumenten  waren  1886  61,844  Kil.  f.  4,020,000  Frcs.,  die  für  den  Export 
148,239  Kil.  f.  1,094,000  Frcs.  Jene  haben  zu-,  diese  abgenommen.  Beachtenswert!! 
auch  die  Abnahme  der  Bezüge  echter  Havanna-  und  Manilacigarren,  was  auf  immer 
bessere  Leistung  der  heimischen  Fabrikation  hinweist. 

Die  gewöhnlichen  amtlichen  Berichte  über  das  Monopol  enthalten  keine  besonders 
eingehenden  Daten  über  die  Einzelheiten  der  Fabrikation.  S.  z.  B.  Cornpte  f.  1878, 
p.  54,  f.  1886,  p.  62.  Darüber  mehr  in  den  Statist.  Beilagen  zur  Enquöte  (bes.  für 
1861 — 72).  S.  Reponses  p.  317,  322  ff.,  bes.  über  die  Arbeiter-  und  die  Lohn- 
zahlungsverhältnisse (in  der  grössten  Manufactur,  der  von  Gros-Caillou  in  Paris). 
Einige  Daten  daraus  auch  bei  v.  Kaufmann  S.  520.  Durch  den  Verlust  von 
Elsass-Lothringen  schieden  die  Fabriken  zu  Strassburg  und  Metz  aus.  Es  war  in  den 
Manufacturen  in  1000  Frcs.: 


1861 

1869 

1878 

1886 

Werth  der  Utensilien  u.  dgl.  . 

1,584 

1,760 

2,403 

2,722 

Maschinen 

2,309 

3,779 

4,025 

4,878 

Mobiliar  etc 

54 

96 

81 

101 

Immob.Grundstückc  .... 

4,639 

7,3791 

Ol  1 «7 

•)X  AQ7 

„ Gebäude  

10,388 

15,723/ 

~ 1 ,1  «w 

1 

Zusammen  .... 

18,974 

28,733 

27,707 

32,798 

(Statistik  f.  1878  und  später,  wie  es  scheint,  etwas  anders  aufgenommen.) 


Um  1872  waren  in  den  Manufacturen  an  16,000  Arbeiter  mit  über  500  Auf- 
sehern beschäftigt;  genau  533  Aufseher,  wovon  258  männliche  in  Monatslohn,  275 
(251  männl.  und  24  weibl.)  in  Tagelohn;  14,585  eigentliche  „iminatriculirte“  (d.  h.  nach 
Beendigung  der  Lehrzeit  definitiv  angenommene)  Arbeiter,  worunter  575  in  Tagelohn 
(283  m.  u.  292  w.),  14,5S5  in  Stücklohn  (nur  1098  in.  u.  13,487  w.).  Die  weib- 
lichen Arbeitskräfte  überwiegen  also  stark  (gen.  Band  der  „Röponses“  p.  324b  (In 
den  „Culturmagazinen“,  für  Rohtabak,  waren  125  Aufseher  und  674  Arbeiter  be- 
schäftigt, letztere  alle  auf  Accord,  darunter  401  Weiber  und  Kinder.)  Die  Accord- 


Digitized  by  Google 


Tabakmonopol.  Tabakfabrikation. 


731 


arbeiten  und  danach  die  Tarife  dafür  sind  sehr  specialisirt,  nach  Stück,  Tausend, 
Quadratmeter,  Längenmeter  u.  a.  mM  bes.  nach  dem  Gewicht,  letzteres  bei  den  eigent- 
lichen Fabrikationsarbeiten  (Tarif  f.  Gros-Gaillau  a.  a.  0.,  p.  32(5 — 331,  über  die  ein- 
zelnen Verhältnisse,  Rccrutirung,  Bezahlung  der  Arbeiter  u.  s.  w.  die  Fragen  und 
Antworten  p.  103  fl'.) 

Die  allgemein  eingetretenen  Lohns  teiger  ungen  (1860 — 72 
um  ca.  25,  in  Paris  um  26.5%)  machen  sich  für  die  Regie  be- 
sonders bei  der  Cigarrenfabrikation  fühlbar,  weil  diese  aus- 
schliesslich Handarbeit  ist,  und  fallen  daher  mit  der  relativen  und 
absoluten  Zunahme  des  Cigarren-  (und  Cigaretten-)  Consums  mehr 
ins  Gewicht.  Diese  Kostensteigerungen  werden  aber  durch  andere 
Ersparungen  zum Theil aufgewogen.  Grossbetriebs-Concentration, 
Verminderung  der  Generalkosten,  Einführung  der  Accordarbeit  statt 
Taglohns,  mancherlei  technische  Fortschritte  in  den  Geräthen, 
Apparaten,  Maschinen,  Fabrikationsprocessen  u.  dgl.  m. 

Besonders  die  Ersetzung  der  Handarbeit  durch  die  Maschine,  wo  das 
möglich  ist,  hat  Ersparungen  herbeigefuhrt.  So  wurdon  in  einem  öfters  citirten  — 
allerdings  nicht  typischen  Beispiel  — in  der  Fabrik  von  Moriaix  durch  letztere 
Massregel  die  Fabrikationskosten  von  Schnupftabak  bei  Handarbeit  von  22.67  Frcs.  per 
100  Kil.  in  1870  auf  7.55  Frcs.  in  1872  bei  mechanischer  Leistung  herabgesetzt  und 
dadurch  100,000  Frcs.  gespart  (Reponses  p.  172,  Bull.  I,  99).  Bis  1860  fand  meistens 
Tagelohnarbeit  statt,  seitdem  immer  mehr  Accordarbeit.  Man  führt  darauf  zwischen 
1860  und  1S69  ein  Sinken  der  bezüglichen  Verarbeitungskosten  von  5.77  Frcs.  auf 
3.99  Frcs.  für  100  Kil.  zurück,  jährlich  um  575,000  Frcs.,  trotz  höherer  Löhne 
(Reponses  p.  572).  Durch  bessere  Ausnutzung  der  Rohstoffe  ist  es  gelungen, 
100  Kil.  Fabrikate  1869  mit  98.928  Kil.  Rohmaterial  herzustelleu,  wozu  man  1851 — 60 
noch  104,449  Kil.  brauchte,  was  in  1869  1.8  Mill.  Kil.  oder  1.5  Mill.  Frcs.  ersparen 
liess  (Reponses  p.  171).  Mit  Hilfe  aller  solcher  Verbesserungen  in  Technik  und 
Ockonomie  gelang  es,  trotz  der  Lohnsteigerung  und  mitunter  auch  der  Preissteigerung 
des  Rohstoffs,  die  ges am  inten  Fabrikationskosten  wenigstens  erheblich  weniger 
als  die  Löhne  steigen  zu  lassen:  für  100  Kil.  Fabrikate  von  1860 — 69 — 72  nur  von 
34.74  auf  38.52  und  40.61  Frcs.,  oder  1860 — 69  um  10.88,  1869 — 72  um  16.89% 
(Rep.  p.  171).  Für  1886  werden  diese  Kosten  auf  53.89  Frcs.  per  100  Kil.  der  ver- 
arbeiteten Rohstoffe  angegeben:  wohl  eine  stärkere  Steigerung  seit  1872  auch  wegen 
der  grösseren  Cigarrenproduction. 

Die  Bemühungen  um  Verbesserungen  der  genannten  Art  erklären 
cs,  dass  in  der  ganzen  Periode  seit  1815 — 20  sogar  keine  Ver- 
theuerung  der  gesammten  Kosten  der  verkauften  Mengen 
Fabrikate  eingetreten  ist. 

Nur  sind  in  den  letzten  Jahrzehnten,  offenbar  unter  dem  Eiulluss  der  vermehrten 
Cigarronfabrikation  und  der  dabei  besonders  empfindlichen  Lohnsteigerungen,  jene 
Kosten  nicht  mehr  so  niedrig  als  in  den  1840  er  Jahren.  Es  kostete  1 Kil.  Fabrikate 
im  Durchschnitt  der  Regie  1815  2.23,  1820  1.74,  1830  1.83.  1840  1.57,  1850  1.73, 
1S60  1.74,  1865  1.97,  1869  1.80,  1882  1.93  Frcs.  (Bull.  I,  100,  XVII,  626). 

In  diesen  Beziehungen  erweist  sich  die  französische  Monopol- 
verwaltung doch  recht  tüchtig  und  zeigt  damit,  dass  es  wohl  mög- 
lich ist,  bekannte  Anklagen  gegen  das  „ökonomisch -technische 
Können“  der  „Staats fabriken“  zu  entkräften.  Auch  für  die 
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Förderung  der  Arbeiteri ntcressen  geschieht  manches  Er- 
freuliche, so  dass  die  Zustände  hier  ein  besseres  Bild  als  bei  der 
„freien“  privatwirthschaftlichen  Fabrikation  anderswo  bieten. 

Freilich  noch  10  volle  Arbeitsstunden,  mitunter  11  und  12,  Rep.  p.  172;  über 
vielerlei  Massregcln  zu  Nutz  und  Heil  der  Arbeiter,  eb.  p.  176 — 190.  Zahlungen  in 
die  caisse  des  retraites  s.  Bull.,  so  XVIII,  694.  Wir  müssen  es  uns  versagen,  auf  diese 
Seite  der  Sache  an  dieser  Stelle  weiter  einzugehen. 

Die  Urtheile  über  die  Qualität  der  französischen  Tabak- 
fabrikate  sind  begreiflich  vor  Allem  unter  Franzosen  und  Nicht- 
Franzosen  verschieden,  aber  wohl  mehr  nach  Gewohnheit  und  da- 
von bedingtem  Geschmack  der  Consumenten,  als  nach  wirklich  ob- 
jectivem  Massstabe.  Dabei  muss  selbstverständlich  z.  B.  von  Deutschen 
bei  Vergleic hungen  nur  Vergleichbares  verglichen  werden, 
also  namentlich  von  vornherein  die  grosse,  eben  vom  französischen 
Monopol  aus  fisealisehen  Gründen  beabsichtigte  Preishöhe  Berück- 
sichtigung finden,  so  dass  nicht  Fabrikate  gleichen  Preises  ver- 
glichen werden.  Alsdann  möchten  die  französischen  Schnupf- 
tabake wie  seit  lange  auch  jetzt  noch  sehr  günstig  zu  beurtheilen 
sein.  Dass  aber  auch  die  Rauchtabake  und  die  Cigarren  und 
Cigaretten  sich  immer  mehr  verbessern,  wird  vielfach  behauptet  und 
ist  aus  der  Vermehrung  der  Sorten,  der  Verbesserung  der  Fabrikations- 
methoden, vielleicht  etwas  auch  aus  der  Abnahme  der  Einfuhr 
echter  Havannacigarren  und  des  „tabac  de  sante“  mit  zu  seldiessen. 

S.  Röponses  p.  191  If.  222  1F.  Nach  den  Mittheilungen  in  der  Enquete  haben 
sich  die  Fabriken  und  die  Techniker  darin  der  Aufgabe  gerade  der  technischen 
Verbesserungen,  auch  in  den  Utensilien,  Apparaten,  Maschinen  durchaus  gewachsen 
gezeigt  (a.  a.  0.  p.  192).  Die  Anzahl  der  Sorten  (Varietäten)  hat  zugenommen: 
1835  40,  1873  81,  davon  Schnupftabak  13  und  10,  Abnahme  in  Folge  einer  Ver- 
änderung bei  Cantinetabak  nach  dem  letzteu  Kriege,  Kautabak  9 und  7,  aus  gleichem 
Grunde,  Scaferlatis,  Rauchtabak  13  und  17,  — ebenfalls  Verminderung  der  Cantine- 
tabake  von  6 auf  3 — Cigarren  5 und  14,  Cigaretten  0 und  33,  ohne  11)  Sorten  aus 
Levantintabak  (R6ponses  p.  332).  Die  Verkaufsstatistik  von  1S86— 87  zeigt  im  eigent- 
lichen Monopolgcbictc  (ohne  die  Grenzzonen  und  die  Militärtabake  u.  s.  w.)  folgende 
Anzahl  Prcisclassen:  Cigarren  im  Debitantenverkauf,  echte  Havanna  und  Manila  6, 
im  dircctcn  Verkauf  an  Consumenten  dsgl.  21,  Cigarren  in  Frankreich  fabricirt  bez. 
10  und  13,  fremde  und  französische  Cigaretten  bez.  23  und  22,  Rauchtabak  5 und  9, 
Schnupftabak  3 und  3,  Kautabak  2 und  2;  zu  dem  sei  ben  Preise  giebt  es  dann  aber 
wieder  verschiedene  Sorten  bei  Rauch-,  Schnupftabak,  Cigaretten.  Namentlich  bei 
letzteren  hat  man  neuerdings  die  Varietäten  vermehrt  (s.  u.)  Alles  in  Allem  wohl  so 
nicht  die  Mannigfaltigkeit  wie  in  Deutschland,  auch  nicht  wie  beim  österreichischen 
Monopol,  aber  doch  wohl  eine  allen  wesentlicheren  Preis-  und  Gesell macksdilferenzen 
genügend  Rechnung  tragende  Mannigfaltigkeit,  die  auch  z.  B.  in  Deutschland,  vielfach 
nur  in  Nichtigkeiten  oder  selbst  in  bedenklichen  Dingen,  öfters  nur  im  „spanischen 
Namen“  oder  bloss  in  der  — Einbildung  besteht. 

Die  einzelnen  Fabriken  sind  von  erheblich  verschiedener  Grösse, 
aber  im  Durchschnitt  von  sehr  bedeutendem  Umfang,  wie  schon  die 
oben  S.  730  angegebenen  Daten  über  das  Anlagecapital  und  ebenso 


Digitized  by  Google 


Tabakmonopol.  Fabrikation. 


733 


die  Quantität  der  Fabrikate  ergeben:  in  den  letzten  Jahren  pro 
Fabrik  (19)  über  1.8  Mill.  Kil.  im  Durchschnitt,  an  800 — 900  Arbeiter 
und  Beamte.  Also  Grossbetrieb  im  eminentesten  Sinne  mit  allen 
seinen  allgemeinen  Vortheilen  und  einigen  besonderen  auch  speciell 
in  der  Tabakfäbrikation , wenn  auch  andererseits,  wie  behauptet 
wird,  mit  einigen  Schwächen  gerade  hier,  besonders  bei  Cigarren 
und  theilweise  auch  bei  Rauchtabak.  Aber  durch  gewisse  Ein- 
richtungen, auch  durch  Ar  beitstheilung  nach  Sorten  zwischen 
den  einzelnen  Fabriken  werden  diese  Nachtheile  doch  sehr 
gemindert  und  wieder  andere  Vortheile,  wie  Stärke  einer  Fabrik 
in  Specialitäten,  erreicht.  Es  produciren  nämlich  nicht  alle 
Fabriken  alle  Sorten,  noch  jede  diese  in  dem  gleichen  Verhältniss. 
Zum  Theil  richtet  sich  das  vielmehr  nach  dem  angedeuteten  Oe- 
sichtspunct,  zum  Theil  nach  der  örtlichen  Lage  einer  Fabrik, 
wovon  der  bequeme  Rohstoff  bezug  und  der  Absatz  der  Fabrikate 
mit  abhängt.  Jede  Fabrik  versorgt  namentlich  wieder  die  in  einem 
gewissen  örtlichen  Bezirk  bestehenden  Verkaufsniederlagen. 

Speciell  für  die  Fabrikation  von  Cigarren  aus  Havannatabak  in  Frankreich 
selbst,  wozu  man  durch  die  Vertheuerung  der  importirten  Cigarren  gedrängt  wurde, 
ist  die  Fabrik  von  Ueuilly  bei  Paris  schon  185(5  eingerichtet  worden.  Man  begann 
mit  der  Herstellung  bloss  einer  Sorte  (Miliares,  zu  15  Cent,  per  Stück),  gelangte  aber 
bald  auch  zu  anderen  feineren  Sorten  und  konnte  mit  der  Güte  und  den  Kosten  des 
Fabrikats  zufrieden  sein.  Nur  die  vom  Klima  abhängige  Differenz  der  Productions- 
bedingungen  licss  sich  nicht  ganz  beseitigen,  wohl  aber  ebenfalls  in  ihrer  Wirkung 
vermindern.  Die  Fabrik  von  Kcuilly  ist  auch  im  Interesse  der  Güte  des  Fabrikats  auf 
eine  gewisse  Fabrikationsmenge  beschränkt.  Die  Verminderung  der  dirccten  Einfuhr 
von  Havannacigarren  hängt  mit  dieser  Entwicklung  der  inländischen  Fabrikation  zu- 
sammen (Reponses  p.  247  ff.,  250,  Annexe  349). 

Auch  die  Entwicklung  des  Cigarettenconsums  zeigt,  dass  die  Regie  recht 
wohl  den  geschäftlichen  Gesichtspunctcn  Rechnung  tragen  kann.  Die  bctrellende 
Fabrikation  begann  1S43,  blieb  aber,  anfangs  bei  zwei,  seit  1S47  bei  einem  Tarifsatz, 
unerheblich  bis  1 8f>5  (5 — 8000  Kil.  jährlich).  Dann  stellte  man  mehr  Sorten  her,  zu 
verschiedenen  Verkaufspreisen,  worauf  der  Consum  alsbald  stieg  (11,000  Kil.  18(59). 
Aufs  Neue  nahm  er  durch  Einführung  neuer  Sorten  1872  If.  trotz  der  Preissteigerungen 
stark  zu  und  wuchs  seitdem  beständig,  auf  8 — 900,000  Kil.  gegenwärtig  (En«|n. 
r6ponscs  p.  253).  In  der  Enquöte  von  1873  ff.  sind  alle  die  ökonomisch-technischen, 
die  Fabrikation  betreffenden  Puncte  eingehend  erörtert  worden,  bes.  in  den  im 
Vorausgehenden  benutzten  „Antworten“  des  Generaldirectors  der  Staatsmanufacturen. 

An  Uebeitragung  der  Fabrikation  an  Private  ist  gelegentlich 
gedacht,  aber  doch  davon  abgesehen  worden,  da  die  massgebenden 
fiscalischen  Interessen  für  Staatsfabriken  sprachen  und  die  übrigen 
Interessen  durch  diese  letzteren  mit  wahrgenommen  werden  können. 

Nur  eine  Spccialsorte  Cigaretten  mit  verschiedenen  Preissätzen  („Richard  Koenig“) 
scheint  eine  Ausnahme  zu  bilden.  Dirccte  Verkäufe  an  Consuinenten  davon  durch  die 
Regie  f.  4304  Kil.  in  1886  f.  232,000  Frcs. 

Für  die  Transporte  von  Tabak,  Rohtabak  wie  Fabrikaten, 
bestehen  mit  den  Eisenbahngesellschaften  Verträge  über  die  Tarifsätze. 
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Aasgabe  für  Transport  in  18S4  2,675,000  Frcs.,  p.  100  Kil.  4.92  Frcs.  von 
den  Magazinen  in  die  Fabriken,  2.53  Frcs.  von  letzteren  (Fabrikate)  in  die 
Niederlagen. 

Die  fertigen  Fabrikate  werden  dann  von  der  Verwaltung  der 
Staatsmanufacturen  derjenigen  der  indirecten  Steuern  überliefert, 
welche  den  Verkauf  zu  besorgen  hat. 

Einzelne  andere  Puncte,  welche  die  Fabrikation  betreffen,  kommen  im  folgenden 
§.  mit  zur  Sprache.  Uebcr  Einzelnes  in  der  Organisation  des  Fabrikationsdienstes 
s.  Block,  Art.  tabac  No.  16  fl'.  Beachtenswerth  ist,  dass  die  Angelegenheiten  der 
Fabriken  in  collcgialer  Form  (im  Käthe,  conseil)  durch  die  betreffenden  höheren 
Beamten  (I)ircctor,  Ingenieur,  Controlcur,  dazu  mit  bloss  berathender  Stimme  der 
Unteringcnicur)  entschieden  werden.  Für  die  Uebcrnahme  der  eingehenden  Kohtabake, 
die  Bestände  davon  in  den  Fabriken  und  in  den  verschiedenen  Verarbeitungsstufen, 
die  Abführung  an  die  indirecte  Steuerverwaltung  bestehen  natürlich  scharfe  Controlen, 
genaue  Buchführung,  Verantwortlichkeiten  der  betreffenden,  durchweg  cautions- 
pflichtigen  Beamten. 

§.  291.  d)  Verkauf  der  Tabakfabrikate.  In  diesem 
liegt  der  Act  der  Steuererhebung  und  damit  der  finanzielle 
Schwerpunct  des  Monopols.  Der  schliesslich  dabei  realisirte  Rein- 
ertrag ist,  zumal  bei  den  hohen  französischen  Preissätzen,  über- 
wiegend „Steuer“,  aber  doch,  wie  bei  jedem  solchen  Monopol, 
in  nicht  unerheblichem  Maasse  auch  „Geschäftsgewinn“, 
welcher  durch  dieMonopolisirung  auf  den  Fiscus  übertragen 
wird.  Man  kann  daher  nicht  wohl  den  ganzen  Reinertrag,  welcher 
nach  Abzug  der  Kosten  des  Rohtabaks,  der  Fabrikations-  und 
sonstigen  Unkosten  vom  Roherträge  übrig  bleibt,  auf  das  „Steuer- 
conto“  stellen:  auch  bei  „freier  privater  Production“  würde  der 
Consument  ausser  den  genannten  Kosten  einen  solchen  „Geschäfts- 
gewinn“ und  einen  danach  mit  geregelten  Preis  zu  zahlen  haben 
— im  Klein  verkehr  wohl  öfters  einen  solchen,  welcher,  wenn 
auch  unter  dem  besonders  hohen  französischen  Monopolpreise  stehend, 
doch  bei  Weitem  nicht  um  die  Differenz  zwischen  letzterem  Preise 


und  jenen  Kosten  niedriger  sein  würde.  Das  ist  gerade  bei  der 
Beurtheilung  des  französischen,  allerdings  nach  den  Verkaufspreisen 
streng  fiscalisch  eingerichteten  Tabakmonopols  festzuhalten,  auch 
gegenüber  den  Angriffen,  welche  dies  Monopol  eben  wegen  dieses 
seines  „Fiscalismus“  erfahren  hat.  Den  grossen  Preiszuschlag, 
welchen  Tabakfabrikate  im  „freien  privaten“  Kleinabsatz  zu  erhalten 
pflegen,  beschränkt  das  französische  Debitsystem  auf  eine  mässige 
Provision,  worin  beim  Vergleich  des  Monopols  mit  dem  „freien 
Verkehr“  bereits  eine  beträchtliche  Beschützung  des  Consumenten- 
interesscs  liegt.  Letzteres  wird  ausserdem  durch  die  garantirte 
Reinheit  und  überall  zu  findende  Gleichmässigkeit  des  Fabrikats 
gerade  mittelst  des  Monopols  nach  einer  andern  wichtigen  Beite 
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wahrgenommen.  Die  Preiszuschläge  zu  den  Kosten  bis  zum  Debit 
kommen  aber  im  Monopol  eben  der  Gesammtheit,  nicht  dem 
Zwischenhandel  und  der  Fabrikation  zu  Gute,  und  fallen  so,  mag 
man  sie  als  Steuerzuschläge  oder  als  Geschäftsgewinn  auffassen, 
unter  einen  anderen  und  — günstigeren  Gesichtspunct. 

Es  handelt  sich  dann  bei  dem  Tabakmonopol  um  zweierlei, 
einmal  um  die  Organisation  des  Verkaufs,  sodann  um  die 
Normirung  der  Verkaufspreise. 

a)  In  ersterer  Hinsicht  ist  die  allgemeine  Regel,  dass  die  Tabak- 
fabrikate in  Niederlagen  (Entrepots)  — im  Jahre  1886  358, 
ausserdem  5 in  Corsica  und  5 in  Algier  — überführt  und  von  hier 
an  die  Debitanten  verkauft  werden,  deren  Anzahl  im  Jahre  1886 
43,740  war.  Die  Vorsteher  der  Niederlagen  („Verleger“,  Entre- 
poseurs)  sind  Staatsbeamte  und  stehen  über  Empfang  und  Abgabe 
der  Fabrikate  zu  den  festgesetzten  Preisen  in  Verrechnung  mit  der 
Steuerverwaltung.  Für  sie  kommen  daher  die  gewöhnlichen  Grund- 
sätze des  französischen  Finauzrechts  in  Betreff  der  Rechnungslegung, 
Verantwortlichkeit,  Cautionspflichtigkeit,  Entlastung  u.  s.  w.  in  Be- 
tracht. Die  meisten  Niederlagen  sind  auch  gleich  mit  den  Ilaupt- 
und  Neben-Steuerämtern  verbunden.  Die  Verleger  beziehen  ausser 
den  festen  Gehalten  nur  in  einigen  wenigen  besonderen  Fällen 
kleine  Provisionen,  so  in  Algier  in  Form  eines  kleinen  Zuschlags 
zu  dem  Preise,  den  ihnen  der  Debitant  zu  zahlen  hat,  ferner  die  mit 
den  directen  Verkäufen  an  die  Consumenten  betrauten  (s.  u.)  Die 
Debitanten  dagegen  sind  Privatpersonen,  welche  nach  bestimmten 
Grundsätzen  ausgewählt  und  von  der  Regie  mit  dem  örtlichen  Klein- 
verkauf an  die  Consumenten  beauftragt  werden.  Sic  gelten  aber 
wie  die  Verleger  in  ihrer  Eigenschaft  als  Debitanten  doch  auch  als 
Regie-Beamte  und  sind  daher  insoweit  nicht  patentsteuerpflichtig. 
Sie  müssen  die  Fabrikate  aus  der  Niederlage  gegen  Baar  zu  dem 
für  sie  festgestellten  Preise  jeder  einzelnen  Sorte  (dem  „Debi- 
tantenpreise“) übernehmen  und  beim  Verkauf  genau  die  eben- 
falls festgestellten  Preise  (die  „C  o n s u m e n t e n p r e i s e“)  innehalten. 
Die  Differenz  zwischen  beiden  Preisen  — etwas  verschieden  nach 
den  Sorten,  meist  6 — 8 — 10— 12°/0  des  Debitantenpreises  — bildet 
ihren  „Geschäftsgewinn“  oder  ihre  „Provision“.  Erst  zu- 
züglich dieser  Debitantenprovision  ergiebt  sich  daher  der  eigent- 
liche Rohertrag  des  Tabakmonopols,  d.  h.  die  Summe,  welche  das 
Publicum  für  den  Tabak  schliesslich  zahlt.  Der  in  den  Finanz- 
rechnungen erscheinende  Rohertrag  ist  um  diese  Provision  kleiner. 
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Bei  der  ßaarzahlung  der  Debitanten  entfällt  die  Cautionspfliehtigkeit 
und  die  Rechnungslegung  für  die  Bezüge  und  Verkante,  aber  der 
regelmässigen  steueramtlichen  Controle  und  bestimmten  Verpflich- 
tungen der  Buchführung  — nicht  jedoch  dem  eigentlichen  Exercice 
— unterliegen  auch  die  Debitanten. 

Gewisse  Tabakfabrikate,  namentlich  feinere,  wie  bestimmte 
Sorten  importirter  Havannacigarren,  jedoch  auch  in  Frankreich 
fabricirte  Cigarren,  Cigaretten,  jetzt  auch  Rauch-,  Schnupf-  und  Kau- 
tabak, werden  aber  theils  ausschliesslich,  theils  ausser  bei  den  Debi- 
tanten durch  die  sogenannten  „Bureaux  für  directen  Verkauf“  auch 
direct  an  die  Consu menten  zu  einem  eigenen  Tarif  dafür,  in 
besonderen  Verpackungen  und  in  bestimmten  Minimalmengen  ver- 
kauft: ein  in  Ausdehnung  begriffener  Absatz,  welcher  aber  im  Ganzen 
neben  dem  normalen  durch  die  Debitanten  doch  nur  geringfügig 
ist.  Ebenso  werden  die  für  den  Export  bestimmten  Fabrikate 
direct  aus  den  Niederlagen  verkauft. 

Von  301)  Niederlagen  in  1SSB  waren  310  mit  Haupt-  und  Unterstenerämtcru 
(rocettes  princip.  au  particul.)  verbunden,  50  selbständig  für  sich.  Nach  Decr.  vom 
11.  März  1873  betragen  die  Provisionen  der  Verleger  im  algierschen  und  corsican. 
Absatz  p.  Kil.  feinerer  Cigarren  25,  mittlerer  20,  ordinärer  10 — 15,  bei  Cigaretten 
ebenfalls  10 — 15,  von  anderen  Fabrikaten  10  Cent.  (Olibo  II,  320).  Um  diese  Be- 
träge erhöht  sich  hier  der  Debitanten  preis,  aber  nicht  auch  der  Consuincntcnpreis. 
m.  a.  W.  hat  der  Debitant  diese  Provisionen  an  den  Verleger  aus  seinem  durch  die 
genannte  Preisdifferenz  sich  ergebenden  Geschäftsgewinn  zu  entrichten.  Die  Verleger, 
welche  Luxustabake  direct  an  die  Consumenten  verkaufen,  beziehen  dafür  von  Ver- 
käufen unter  1 Million  1,  über  1 Million  1/2%  Provision  (Decr.  v.  27.  April  1S77, 
Olibo  II,  322):  dies  geht  auf  Rechnung  des  Fiscus. 

Die  Zahl  der  Debite  ist  beständig  vermehrt  und  dadurch  die  bequeme  Ver- 
sorgung der  Consumenten  erleichtert  worden.  Mitte  der  1 S50cr  Jahre  gab  cs  33,300, 
1873,  ohne  Eisass  - Lothringen , 39,980,  1884  43,280,  1880  43,740,  wovon  14,302 
mit  Nebensteuerämtern  (recettes  buralistcs)  verbunden,  29,302  selbständige.  Die 
Debitanten  müssen  den  Tabak  in  gewissen  Minimalmcngcn  auf  einmal  (10  Kil.,  in 
Paris  25,  ausnahmsweise  auf  dem  Lande  5 und  3 Kil.)  beziehen  und  unterliegen 
dabei  und  für  den  Transport  der  Controle.  Bei  der  grossen  Zahl  der  Debite  und  der 
Bedeutung  der  Provisionen  für  den  Fiscus  und  für  die  Consumenten  ist  die  Regelung 
des  Debits  keine  unwichtige  Sache  und  ist  öfters  an  Aendcrungen  gedacht  worden. 
Schwierigkeiten  bietet  einmal  die  Verleihung  von  Debiten,  dann  auch  der  Um- 
stand, dass  viele  Debitanten  (fast  1/a)  die  Ausübung  ihres  Debits  verpachten  und 
so  beweisen,  dass  die  Provisionen,  zum  Nachtheil  des  Fiscus  und  der  Cousumenten, 
zu  hoch  sind.  Bei  der  Verleihung  liegt  natürlich  die  Gefahr  des  Protectionsweseus, 
politischer  Rücksichten  nahe.  Decrete  v.  28.  Nov.  1873  und  17.  März  1874  haben 
die  Angelegenheit,  die  unter  dem  Kaiserreich  mehrfach  aufgerührt  worden  — noch 
im  Ges.  v.  27.  Juli  1870  war  bestimmt  worden,  dass  dem  Finanzgesetz  jährlich  eine 
Tabelle  der  Namen,  Wohnorte  und  Titel  der  vom  Finanzminister  mit  Debiten  con- 
cessionirten  Personen  beizufügen  sei  — neu  geregelt.  Danach  wurde  eine  eigene 
jährlich  zu  erneuernde  Commission  von  9 Mitgliedern  unter  dem  Vorsitz  eines  Mit- 
gliedes der  Nationalversammlung,  aus  Dcputirtcn  und  Staatsräson , beim  Finanz- 
ministerium eingerichtet,  welche  Listen  für  Candidaturen  zum  Debit  aufzustellen  hat. 
Nach  diesen  Listen  besetzt  dann  der  Finanzminister  die  grösseren  Debite  (über 
1000  Frcs.  Ertrag),  der  Präfect  in  seinem  Departement  die  kleineren.  Auf  die  Listen 
sollen  vorncmlich  Personen  kommen,  welche  selbst  oder  deren  Verwandte  (Väter, 
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Gatten)  Verdienste  um  den  Staat  erworben  haben  (in  4 Katcgoricen , bes.  Officicre, 
Beamte,  und  deren  Frauen,  Wittwcn,  Kinder,  aueli  Soldaten,  Privatpersonen,  die  sich 
durch  muthige  und  hingebende  Acte  verdient  gemacht):  also  das  üebitwesen,  nicht 
unpassend,  als  eine  Art  „Civilversorgung“.  Die  Commission  giebt  auch  von  jedem 
Candidaten  an , ob  er  von  der  persönlichen  Führung  des  Debits  entbunden  werden 
dürfe.  In  den  Departements  ist  eine  ähnliche  Commission  aus  5 Mitgliedern  (Präfect, 
je  1 Mitglied  des  Generalraths  und  des  Präfecturraths,  der  Director  der  iudirectcn 
Steuern  und  der  eines  anderen  depart.  Finanzdienstes)  mit  Prüfung  der  Gesuche  betraut 
(Decr.  v.  17.  März  1874).  Das  Einzelne,  u.  A.  auch  über  die  Bedingungen  des  Dispenses 
von  der  persönl.  Führung  des  Debits  bei  Olibo  II,  322 — 331. 

Das  Verhältniss  der  Provisionen  der  Debitanten  folgt  aus  dem  Tarif, 
welcher  die  Debitanten-  und  Consumentcnpreise  enthält.  Im  J.  1884  war  z.  B.  der 
„Gewinn“  der  Debitanten  35,844,000  Frcs.  oder  9.67%  des  durch  die  Debitanten 
abgesetzten  Tabaks,  dieser  nach  dem  Debitantenpreise  berechnet  (308.73  Mill.  Frcs.). 
Die  Consumenten  zahlten  daher  nicht  nur  letztere  Summe,  sondern  404.57  Mill.  Frcs. 
Auf  die  Hau pt- Preis -Classen  vertheilt  sich  jener  Gewinn  mit  10,124,000  Frcs.  für 
feinere  Tabake  (11.49%  Zuschlag  zum  Uebcrnahmepreis),  22,275,000  für  ordinäre 
(8.70%)*  3,107,000  für  Tabake  zu  reducirtcn  Preisen  (14.08%)*  339,000  Frcs.  für 
Soldatcntabake  (15.35%)-  I“1  Durchschnitt  kommt  auf  ein  Debit  828  Frcs.,  im  Ein- 
zelnen bestehen  aber  grosse  Verschiedenheiten  und  schiene  eine  Ermässigung  der 
Provisionen  oder  eine  — wenigstens  in  gewissen  Fällen  ointretende  — Versteigerung 
wohl  erwägenswerth.  Denn  auch  die  kleinen  Debite  bilden  vielfach  nur  eine  Neben- 
thätigkeit.  Die  Debitanten  beziehen  ausserdem  häulig  Provisionen  für  den  ihnen  mit 
übertragenen  Debit  von  Pulver,  Stempel-  und  Postmarken;  letztere  beiden  Debite 
müssen  sie  auf  Verlangen  übernehmen  (gegen  meist  1%  Gebühr)  (Olibo  II,  341). 

Die  directen  Verkäufe  an  Consumenten  erfolgen  durch  7 spcciellc  Burcaux 
(3  in  Paris,  wovon  1 mit  der  Fabrik  Gr.-Caillou  verbunden,  je  1 in  Lyon,  Bordeaux, 
Marseille,  Nizza)  und  durch  2 Eutrepöts  (Havre,  Vichy).  84%  des  Absatzes  kommen 
auf  Paris  allein.  Ihre  Ausdehnung  ist  öfters  erwogen  worden,  auch  im  fiscalischcn 
Interesse,  um  den  Consumenten  Gelegenheit  zu  etwas  wohlfeileren  Ankäufen  in 
grösserer  Menge  auf  einmal  zu  geben,  was  dann  doch  erfahrungsmässig  zu  rascherem 
Verbrauch  führe.  Etwas  Ausdehnung,  auch  auf  andere  Fabrikate  als  Cigarren,  hat 
auch  stattgefunden.  Im  J.  1886  wurden  61,844  Kil.  Fabrikate  für  4,020,000  Frcs. 
direct  abgesetzt,  davon  allein  20,790  Kil.  Havannacigarren  f.  2,790,000  Frcs. , doch 
nur  wenig  Rauch-,  Schnupf-  und  Kautabak.  Im  Ganzen  nur  1.1%  des  Verkaufs 
durch  Debitanten,  nach  dem  Werthc  (362.08  Mill.  Frcs.).  Die  tbeuersten  Havanna- 
cigarrcn  (von  70  Cent.  p.  Stück  aufwärts  bis  5 Frcs.)  werden  überhaupt  nur  direct 
durch  jene  Bureaux  verkauft  (in  Kisten  und  Packeten).  aber  auch  Cigarren  bis  zur 
Sorte  von  10  Cent.  p.  Stück  und  alle  Cigaretten.  (Bull.  XXIII,  297,  etwas  abweichend 
Compte  p.  105.) 

§.  292.  ß)  Die  Normirung  der  Verkaufspreise  erfolgt 
— bei  den  Verkäufen  durch  Debitanten  immer  in  dem  Doppeltarif 
des  Debitanten-  und  des  Consumentenpreises  — abweichend  von 
den  Grundsätzen  moderner  Staatssteuerpolitik,  wie  sie  namentlich 
in  Frankreich  sonst  möglichst  consequent  durchgefiihrt  worden,  nicht 
einheitlich  im  ganzen  Staats-  und  Monopolgebiete.  Die  nor- 
malen, vom  Fiseus  einmal  gewählten  vollen  Preise  gelten  nur  in 
dem  Haupttheile  des  Staatsgebiets,  mehr  im  „Inneren“,  in  gewisser 
Entfernung  von  den  dem  Schmuggel  besonders  ausgesetzten,  daher 
namentlich  von  den  Landgrenzen.  Die  Gefahr  des  Schmuggels  aus 
dem  Auslande,  besonders  aus  Gegenden  starken  einheimischen  Tabak- 
baues und  eines  anderen,  auch  mit  niedrigeren  Steuersätzen  arbeiten- 
den Steuersystems,  wie  an  den  östlichen  Landgrenzen  Frankreichs, 
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nöthigte  dazu,  i n ländische  Grenzzonen  zu  bilden,  in  welchen, 
um  den  Schmuggel  weniger  verführerisch  und  rentabel  zu  machen, 
die  Verkaufspreise  wenigstens  der  dem  Schmuggel  besonders  aus- 
gesetzten  ordinären  Tabake  erheblich  niedriger  als  im  Innern 
des  Landes  zu  stellen  sind  (sogenannte  Cantinc-Tabake).  Je  nach 
der  Gefahr  des  Schmuggels  sind  hier  dann  verschiedene  Zonen 
mit  verschiedenen  Preistarifen  für  ordinäre  Rauch-  und  Kau- 
tabake — nicht  für  Cigarren,  Cigaretten,  seit  1872  auch  nicht 
mehr  für  Schnupftabake  — eingerichtet  worden.  Dies  System 
bedingt  aber  weitere  Controlen  und  Beschränkungen,  namentlich 
betreffs  der  jedesmaligen  Ankaufs-  und  der  Besitzmengen  von  solchem 
wohlfeileren  Tabak  Seitens  des  einzelnen  Consumenten  und  das 
Verbot  des  Hinüberbringens  dieses  Tabaks  aus  der  wohlfeileren  in 
die  theuerere  Zone  und  aus  allen  Zonen  in  das  Gebiet  der  normalen 
Vollpreise.  Das  Ganze  eine  missliche,  dem  fiscalischen  und  dem 
Gerechtigkeitsinteresse  widersprechende  Conccssion  an  Verhältnisse, 
mit  denen  aber  eben  einmal  unvermeidlich  bei  sehr  hohen  Monopol- 
preisen gerechnet  werden  muss.  In  diesen  wie  in  anderen  Fällen 
(Salz,  Branntwein)  ist  die  Entwicklung  der  fremden  Steuersysteme 
in  einer  dem  Inland  ähnlichen  Richtung  und  mit  ähnlich  hohen 
Sätzen  wohl  erst  die  Voraussetzung  dafür,  dass  von  einer  solchen 
„Privilegirung“  inländischer  Gebictstheile  abgesehen  werden  kann. 
Für  Frankreich  wären  daher  Monopolgebicte  um  das  seine  herum, 
mit  ähnlichen  Preisen  und  Transportcontrolen,  sehr  erwünscht. 

Ausserdem  bestehen  noch  besondere  niedrigere  Tarife  für  das  Pays  de  Gex,  für 
eine  Zone  im  Dep.  Ober-Savoien,  für  Corsica  (und  Algier),  für  das  dem  französischen 
Monopol  angesclilossene  Gebiet  des  Fürstenthums  Monaco.  Zu  einem  eigenen 
niedrigen  Tarif,  dem  der  zweiten  Grenzzone,  wird  Tabak  an  Hospitäler,  ferner  zu 
einem  noch  niedrigeren  an  Soldaten  und  Seeleute  der  Kriegsmarine  in  be- 
schränkter Menge  abgelasscn.  Die  zum  Export  abgegebenen  importirten  und  die 
eigenen  Fabrikate  der  Kegic  werden  ebenfalls  zu  einem  ermässigten  Tarif  verkauft. 

Das  Verhältniss  dieser  Verkäufe  zu  verschiedenen  Preisen  war  das  folgende 
(Bull.  I,  150,  XXIII,  290,  s.  auch  oben  S.  730,  Erlös  nach  Debitantenpreis): 


Menge 

1875 

Erlös 

p.  Kil. 

Menge 

1886 

Erlös 

p.  Kil. 

1000  Kil. 

1000  Frcs. 

Frcs. 

1000  Kil. 

1000  Frcs. 

Frcs. 

Zu  vollen  Preisen  durch 
Debitanten  . . . 

23,6S2 

288,005 

12.71 

27,009 

338,475 

12.53 

Davon  Cigarren  und 
Cigaretten  . . . . 

3,797 

58,457 

15.50 

4,300 

74,078 

17.37 

Rauchtabak  . . . . 

12,152 

140,095 

11.53 

15,212 

177,034 

11.64 

Schnupftabak  . . . 

0,781 

77.975 

1 1.50 

6,334 

72,850 

11.50 

Kautabak  und  Carottcn 

952 

11,478 

12.05 

1,163 

13,913 

11.96 

Zu  ermässigten  Preisen 
in  den  Grenzzonen  . 

4,839 

16,749 

3.46 

6,563 

21,339 

3.27 

Davon  Rauchtabak  . . 

4,817 

10,624 

3.45 

6,558 

21,309 

3.26 

Kautabak 

22 

125 

5.63 

5.5 

30 

5.40 
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Die  Ziffern  für  die  anderen  kleinen  Gebiefstheile  mit  besonderen  ermüssigten 
Tarifen  sind  ganz  klein.  Auf  Corsica  kommen  z.  B.  188b  27,097  Kil.  Rauchtabak 
mit  162,181  Frcs.  Erlös,  p.  Kil.  c.  6 Frcs.  — An  die  Truppen  wird  nur  Raucli- 
und  Kautabak,  an  die  Hospitäler  ausserdem  auch  Schnupftabak  zu  ermässigtem 
Preise  abgelassen.  In  1886  war  bei  beiden  zusammen  der  Verbrauch  an  Rauchtabak 

1.796.000  Kil.  für  2,527,000  Frcs.,  also  p.  Kil.  nur  1.42  Frcs.,  an  Kautabak  42,000  Kil. 
für  81,241  Frcs.,  c.  2 Frcs.  p.  Kil.,  an  Schnupftabak  46,000  Kil.  für  205,000  Frcs., 
c.  4.45  Frcs. 

In  dein  wichtigeren  Falle  der  Grenzzonen  sind  die  Preise  bei  Rauchtabak  durch- 
schnittlich nicht  */„  bei  Kautabak  nicht  % der  vollen  Preise.  Dass  diese  Preise  hier 
auf  den  Cousum  von  Rauchtabak  steigernd  eingewirkt  haben,  ergieht,  in  Ermangelung 
einer  genauen  Berechnung  des  Cousuins  p.  Kopf,  der  Vergleich  der  Consumquanta  im 
Hauptgebiet  und  in  den  Zonen  sofort,  da  erstercs  jedenfalls  erheblich  mehr  als 
c.  2 — 3 mal  so  gross  und  so  bevölkert  ist,  der  Consum  sich  aber  wie  2.3  : 1 verhält; 
auch  ist  in  der  Periode  1875 — 86  der  Consum  in  den  Zonen  stärker  als  in  dein 
Hauptgebiet  gestiegen:  dies  Alles,  obwohl  der  Schmuggel  gerade  im  Grenzgebiet  dem 
legalen  Consum  am  Meisten  schaden  müsste.  Der  fiscalische  Nachtheil  ergiebt  sich 
aber  freilich  aus  diesen  Vergleichen  auch.  Auf  Grund  der  vollen  Monopolpreise  be- 
rechnet sich  ein  Einnahmeausfall  von  c.  40  Mill.  Frcs.,  dieselbe  Üonsuintion  ange- 
nommen, von  20  Mill.  Frcs.,  wenn  man  voraussetzt,  dass  sich  bei.  jenen  Preisen  der 
Consum  auf  % des  bisherigen  reduciren  würde;  die  Frage  hat  also  eine  erhebliche 
finanzielle  Bedeutung.  Daher  öfters  der  Gedanke  an  Aenderungen.  Nach  dem  Kriege 
beschränkte  man  (Decr.  v.  17.  Aug.  1872)  die  früheren  5 Zonen  auf  3,  modilicirte 
dies  aber  später  wieder.  Die  jetzt  geltenden  Tarife  sind  für  Rauchtabak  (Scaferlati) 
in  der  1.  Abtheil,  der  1.  Zone  p.  Kil.  1.30  bez.  1.50  (Debit-  u.  Consumpreis),  in  der 
2.  Abtheil.  2.60  u.  3,  in  der  2.  Zone  4.40  u.  5,  in  der  3.  Zone  7.20  u.  8 Frcs.,  d.  h., 
je  weiter  man  sich  von  der  Gefahr  des  Schmuggels,  daher  im  Allgemeinen  von  der 
Grenze  entfernt,  desto  höher  steigt  der  Tarif;  der  volle  Tarifsatz  des  ordin.  Tabaks 
ist  11.50  bez.  12.50,  des  feineren  in  Frankreich  fabricirten  wie  fremden  15  bez. 
16  Frcs.  Von  den  6,558,000  Kil.  Cantine -Rauchtabak  in  1886  kamen  613,000  Kil, 
auf  die  erste,  3,862,000  auf  die  zweite  Abtheil,  der  1.  Zone,  1,614,000  auf  die  2., 

468.000  Kil.  auf  die  3.  Zone.  Der  Rauchtabak  für  Hospitäler  kostet  4.40  bez.  5 Frcs., 
für  die  Truppen  1.30  bez.  1.50;  Schnupftabak  für  erstero  wie  Rauchtabak  gegen 
ebenfalls  11.50  (12.50)  u.  15  (16)  Frcs.  des  vollen  Satzes.  Kautabak  kostet  in  1.  Zone 
5.30  (6),  in  2.  7.20(8),  für  Truppen  1.80  (2)  Frcs.  gegen  die  Normalpreise  von  gleich- 
falls 11.50  (12  50)  und  15  (16)  Frcs. 

Cantinctabak  in  den  Grenzzonen  wird  nur  in  Mengen  bis  zu  100  Gramm  auf 
einmal  an  einen  Käufer  abgegeben;  Niemand  darf  davon  mehr  als  3 Kil.  in  Vorrath 
haben.  Militärtabak  wird  nur  in  Mengen  von  10  Gramm  p.  Mann  des  Untcrofficicr- 
und  Soldatenstands  und  p.  Tag  verkauft,  auf  Grund  von  Anweisungen  über  100  Gramm, 
welche  die  Regie  alle  10  Tage  den  Militärbehörden  überreicht.  — Schon  die  anfäng- 
liche Gesetzgebung  (Ges.  v.  1816,  Art.  175)  hatte  die  Fabrikation  des  sog.  Cantine- 
tabaks  zu  höchstens  4 Frcs.  p.  Kil.  angeordnet,  als  die  vollen  Preiso  im  Max.  auf 
11.20  Frcs.  für  erste  und  7.20  Frcs.  für  zweite  Qualität  Tabak  gestellt  waren.  Durch 
Ordonnanzen  und  Decrete  ist  die  Materie  dann  später  weiter  entwickelt  worden; 
s.  z.  B.  den  Tarif  v.  18.  März  1852,  mit  4 Zonen  („Linien“),  die  erste  mit  2 Stufen. 
Detail  bes.  bei  Olibo  II,  369  lf.,  415,  und  eingehend  über  die  ganze  Frage  der 
„Zonen“  die  Darlegungen  der  Generaldirection  der  indir.  Steuern  in  der  Enquete  v. 

1873  (R6ponses  p.  371  ff.).  Angabe  der  Gemeinden,  welche  zu  den  Zonen  gehören, 
im  Decr.  v.  17.  Aug.  1872,  bei  Dejean  p.  260  ff. 

Der  Tarif  für  Exporttabak  ist  ganz  nach  einzelnen  Cigarren-  und  sonstigen 
Fabriksorten  specialisirt,  umfasst  auch  die  iinportirten  „echten“  Cigarren  und  ist  natür- 
lich durchweg  ermässigt  gegen  die  inländischen  Consumentenpreise  und  auch  noch 
gegen  die  Debitantenpreise,  doch  nicht  in  so  erheblichem  Maasse,  als  man  es  nach 
der  Höhe  der  Inlandspreise  voraussetzen  möchte:  was  immerhin  die  Concurrenzlahig- 
keit  auch  noch  bei  ziemlich  hohen  Preisen  zeigt.  Der  Tarif  ist  noch  etwas  niedriger 
bei  Entnahmen  von  mehr  als  100  Kil.  als  bei  kleineren.  S.  Ministerialerl.  v.  10.  Oct. 

1874  u.  24.  Aug.  1879,  danach  den  Tarif  im  Bull.  XVI,  54811’.  Bei  feinen  Havauna- 
cigarren  nur  Ermässigungcn  um  c.  10% > bei  wohlfeileren  um  20 — 36,  bei  franzö- 
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sisclicn  um  20 — 50%  (Z-  B.  von  50  auf  35,  von  37.50  auf  30,  von  25  auf  18,  von 
18.75  auf  13,  von  12.50  auf  S Frcs.  p.  Kil.  bei  den  wohlfeilsten  Sorten),  bei  Ciga- 
retten um  25 — 50%  (z.  B.  von  25  auf  17 — 18,  von  20  auf  13,  von  15  auf  10  Frcs.), 
bei  feinsten  Rauchtabaken  um  20 — 50,  bei  den  gewöhnlichen  um  über  50%,  ebenso 
bei  Schnupf-  und  Kautabaken  (von  10  auf  7.75,  von  12.50  auf  0 Frcs.  p.  Kil.),  lauter 
Daten,  welche  für  die  Beurtheilung  der  vollen  Monopolpreise  bcachtenswerth  sind. 
Der  Export  betrug  1886  148,329  Kil.  für  1,094,000  Frcs.  (nach  Bull.  a.  a.  0.),  davon 
Havannacig.  485,  französ.  9754,  Cigaretten  20,080,  fremder  Rauchtabak  21,033, 
französ.  74,525,  Schnupftabak  13,900,  Kautabak  95,  Carotten  24,  zu  rcduc.  Preisen 
7083.  — Algier  ist  für  diese  Exporte  als  Bestimmungsland  ausgeschlossen,  da  die 
Regie  dort  selbst  verkauft;  in  die  französ.  Coloniecn  dürfen  Sendungen  gehen.  S.  Ein- 
zelnes bei  Ülibo  II,  380  11'.,  über  die  bei  dem  Export  zu  erfüllenden  Formalien 
(expedition  und  laissez - passcr  für  Sendungen  bis  10  Kil.,  acquit- ä-caution  für 
grössere)  p.  384. 

An  Pharmaceuten,  Thierärzte,  Viehbesitzer  können  Tabaksblätter  zum  Preise  des 
Cantinetabaks  abgegeben  werden.  Tabakbriihc  wird  neuerdings  zu  Sätzen  nach  dem 
Gradgchalt  auf  Grund  der  Bestimmung  durch  das  Areometer  abgegeben,  Abfälle  der 
Tabakfabrikation  zu  1 Frc.  p.  Kil.  (Olibo  II,  377). 

§.  293.  aa)  Höhe  der  Verkaufspreise.  Bei  der  Nor- 
mi  rung  der  Voll  preise  im  Monopolgebiet  griff  man  von 
vornherein  zu  hohen  Preisen  im  fiscalischen  Interesse  und  hat 
diese  dann  mit  geringen  Veränderungen  — bei  einigen  Sorten  mit 
einer  kleinen  Ermässigung  im  Jahre  1832  — bis  zum  Jahre  1860 
bei  behalten.  Den  Zuschlägen  (10,  bez.  20%)  der  indirecten  Steuern 
unterlagen  diese  Preise  nicht.  Durch  Decret  vom  19.  Oct.  1860 
wurden  dann  die  Preise  des  ordinären  Tabaks  (Rauch-,  Schnupf-, 
Kautabak,  Carotten)  erheblicher  erhöht,  von  7.25  und  8 Frcs.  auf 
9 und  10  Frcs.  (Debitanten-  bezw.  Consumentcnpreis)  per  Kil.,  des- 
gleichen etwas  die  niedrigeren  Preise  im  Zonengebiet.  Die  Ver- 
kaufsmenge  verminderte  sich  zwei  Jahre  lang  ein  wenig,  im  ersten 
Jahre  um  3—4%,  erreichte  aber  schon  im  dritten  die  frühere  Höhe 
und  wuchs  dann  weiter,  so  dass  das  fisealisehe  Interesse  seine 
Befriedigung  fand  (S.  718).  Neue  allgemeine  Tariferhöhungen  er- 
folgten dann  nach  dem  Kriege,  besonders  durch  das  Gesetz  vom 
29.  Febr.  1872,  seit  welchem  die  Vollpreise  für  die  genannten  Arten 
ordinären  Tabaks  11.50  bez.  12.50,  feineren  Tabaks  15  bez.  16  Frcs. 
sind.  Die  Preise  der  Cigarren  und  Cigaretten  wurden  dem  ent- 
sprechend in  etwas  verschiedenem  Maasse  nach  den  Sorten  gleich- 
falls erhöht. 

Sie  gehen  bei  den  mir  direct  aus  den  Vcrkaufsburcaux  an  die  Cousumcnten 
abgegebenen  feinsten  echten  Ilavannacigarren  bis  auf  5 Frcs.  für  das  Stuck  (1250  Frcs. 
für  das  Kilogramm,  — es  werden,  unabhängig  vom  wirklichen  Gewicht,  immer 
250  Cigarren  auf  1 Kil.  gerechnet),  aber  auch  in  24  Abstufungen  bis  auf  10  Cent, 
das  Stück  (25  Frcs.  p.  Kil.)  herab.  Die  durch  Debitanten  verkauften  Havannacig&rren 
gehen  von  00  Cent.  p.  Stück  (140  bez.  150  Frcs.  p.  Kil.)  in  8 Stufen  bis  auf  15  Cent. 
(33  u.  37.5  Frcs.  p.  Kil.),  die  französischen  von  60  in  11  Stufen,  neuerdings  von  50 
in  10  Stufen  bis  auf  5 Cent.  (140  bez.  150,  jetzt  110  bez.  125,  bis  11  bez.  12.50  Frcs. 
p.  Kil.)  herunter.  Die  Cigaretten,  von  denen  immer  1000  Stück  auf  das  Kilo  gerechnet 
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werden,  kosten  im  directen  Vorkauf  an  die  Consumcnten  in  21  Stufen  p.  Kil.  125  bis 
15  Frcs.,  beim  Verkauf  durch  die  Debitanten  in  20,  jetzt  22  Stufen  92  bez.  100  (Con- 
sumentenpreis)  bis  13.90  bez.  15  Frcs.  Die  am  Stärksten  direct  abgesetzten  echten 
Havannas  rangiren  zwischen  150  u.  87.50  Frcs.  p.  Kil.,  also  000  bis  350  Frcs.  p. 
Mille,  die  am  Stärksten  direct  abgesetzten  französischen  Cigarren  sind  die  Marken  zu 
75,  31.25  u.  25  Frcs.  (300,  125  u.  100  Frcs.  p.  Mille),  die  Cigaretten  — ausser  der 
am  Stärksten  gehenden  Marke  „König“  — gehen  am  Meisten  in  den  Preisen  von 
30,  40,  25,  35  Frcs.  Der  Cigarrenverkauf  der  Debitanten  ist  bei  Weitem  am  Grössten 
in  den  Marken  zu  12.50  (Debitantenpreis  11)  und  25  (22)  Frcs.  p.  Kil.,  d.  h.  in  der 
untersten  und  drittuntersten  Stufe;  1886  u.  1887  kam  von  dem  Cigarrenabsatz  der 
Debitanten  darauf  über  4/6  der  Menge,  ä/8 — :t/4  des  Erlöses.  Von  den  Cigaretten 
werden  durch  die  Debitanten  namentlich  die  Marken  zu  25  (23.25),  15  (13.90)  u.  20 
(18.50)  verkauft,  auch  über  */6  der  Menge,  fast  3/4  des  Erlöses.  Statist.  Daten  darüber 
im  folgenden  §.  Die  Tarife  im  Bull.  XVI,  545,  Statist.  XXIII.  290. 

Die  Tariferhöhungen  nach  dem  Kriege  haben  allerdings  kurze 
Zeit  die  Verkaufsmenge  herabgedrückt,  1873  verglichen  mit  1869 
(ohne  Elsass-Lothringen)  um  ca.  8°/0,  aber,  wie  früher  schon  bemerkt 
(S.  718),  bereits  1875—76  war  die  ehemalige  Höhe  erreicht  und 
stieg  die  Verkaufsmenge  bis  1884  ununterbrochen.  Der  Fiscus  fand 
also  abermals  bei  den  Tariferhöhungen  gut  seine  Rechnung,  obgleich 
ja  freilich  dahin  steht,  ob  bei  mUssigeren  Freisen  eine  dann  stärkere 
Consumsteigerung  das  Finanzinteresse  nicht  ebenfalls  befriedigen 
könnte.  Darauf  könnte  man  aus  dem  stärkeren  Consum  des  wohl- 
feileren Cantinetabaks  und  auch  aus  dem  Vergleich  mit  dem  grösseren 
Consum  in  Ländern  wohlfeileren  Tabaks,  wie  Deutschland,  und 
selbst  eines  anderen  Monopolgebiets,  wie  Oesterreich,  schliessen. 

Der  Consum  (d.  b.  die  Verkaufsmenge)  von  Tabakfabrikaten  war  1884  (bisher 
erreichtes  Maximum)  p.  Kopf  962  Gramm.  Erlös  10  Frcs.,  1883  945  u.  9.85  Frcs., 
1886  947  u.  9.78  Frcs.  (Bull.  XVIII,  291).  Etwas  abweichend  Compte  f.  1886 
p.  123:  in  1886  934  Gramm,  wovon  169  Schnupf-,  765  Rauchtabak  (incl.  Gig.). 
Wie  übrigens  neben  Wohlstand  und  Preisen  Sitte  und  Geschmack  einwirkt,  zeigt  der 
ganz  verschiedene  Consum  in  den  Departements:  1886  Schnupftab.  Min.  24,  Max. 
335,  Rauchtab.  (incl.  Cig.)  Min.  264,  Max.  1410  (nicht  Seine,  sondern  Rhönemünd., 
noch  höher  Beifort  mit  1914)  Gramm,  beide  zusammen  Min.  381,  Max.  1592  (Belf. 
1951)  Gramm.  Danach  vertheilt  sich  die  Tabaksteuer  im  Lande  recht  un- 
gleichmässig.  — In  Deutschland  ist  der  Consum  jetzt  1.4 — 1.5,  vor  derSteuer- 
erhöhung  1,7 — 1.8  Kil.  fabrikationsreifen  Rohtabaks  p.  Kopf  (Steuer-  und  Zollcrtrag 
auch  jetzt  noch  nicht  voll  1 M.,  früher  etwa  30 — 40  Pfennig)  (Stat.  Jahrb.  1887,  S. 
135,  188).  In  West-Oesterreich  ist  der  Consum  etwa  1.4  Kil.  Fabrikate  (1884 — 86), 
der  Erlös  c.  3.2  fl.  p.  Kopf,  wobei  die  Cigarre  im  Consum  relativ  mehr  als  doppelt 
so  stark  als  in  Frankreich  vertreten  ist  (über  */5  gegen  nicht  '/1()  vom  Gesammtconsum) 
(Oest.  Stat.  Handb.  f.  1887  S.  131). 

Die  genaue  Feststellung  des  Verhältnisses  zwischen  den 
Kosten  der  Tabakfabrikate  und  des  Erlöses  dafür,  dem- 
nach die  genaue  Bezifferung  des  Preis  auf  Schlags  und  des 
Steuerzuschlags  im  Monopol,  bietet  bei  der  Complication  der 
Verhältnisse  und  damit  der  Berechnungsgrundlagen  Schwierigkeiten, 
vollends  für  die  einzelnen  Gattungen  Fabrikate.  Aber  auch  für  die 
Gesammtmenge  der  letzteren  kommt  man  zu  einem  verschiedenen 
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Ergebniss,  je  nachdem  man  einen  Zins-  und  Amortisationsbetrag  für 
das  Anlageeapital  und  einen  Zins  für  das  Betriebs  Capital,  wie  es 
eigentlich  richtig  wäre,  bereits  mit  zu  den  „Kosten“  setzt  oder,  wie 
in  den  Finanzreehnungen,  nicht.  In  diesem  Falle  enthält  der  be- 
rechnete Reinertrag  diesen  Zins-  und  Tilgungsbetrag  in  sich. 

Ein  Pauschanschlag  ergiebt  Folgendes:  Werth  der  Rohtabake,  in  Verarbeitung 
begriffener  Tabake,  der  Cigarren-  und  Fabrikatvorräihe  etc.  Anf.  1886  96.47.  Ende 
1886  98.87  Mill.  Frcs.,  i.  D.  97.67  Mil).  Frcs.  „Betriebscapital“,  worauf  etwa  10% 
Gewinn  zu  rechnen  wäre:  44.00  Anf.,  44.62  Ende  1886,  i.  D.  44.31  Mill.  Frcs.  Werth 
der  Gebäude,  Maschinen  etc.  als  „Anlagekapital",  worauf  ausser  10%  Gewinn  5%  Amorti- 
sation käme.  In  Summa  wäre  daher  c.  16.42  Mill.  Frcs.  Zins-  und  Amortisations- 
betrag  zu  den  Ausgaben  des  Monopols  hinzu  und  von  dem  Reinertrag  abzurechnen. 

Annähernd  richtig  und  für  die  hier  vorliegenden  Zwecke 
doch  im  Wesentlichen  genügend  sind  indessen  Berechnungen,  in 
welchen  man  sich  auf  die  massgebenden  Hauptpuncte,  fabricirte 
Mengen,  Auslagen  dafür  im  Jahre,  Erlös  dafür  nach  den  Verkaufs- 
preisen und  Absatzarten  beschränkt.  Dabei  sind  aber  die  Provi- 
sionen der  Debitanten  wenigstens  vergleichsweise  mit  zu  berück- 
sichtigen. 

Die  Durchschnittszahlen  fUr  die  Gesammtmenge  der  Fabrikate  verändern  sich 
jährlich  natürlich  auch  in  Gemässheit  der  Veränderung  derjenigen  Quoten,  welche 
auf  die  einzelnen  Gattungen  und  Sorten  der  Fabrikate  kommen,  weil  und  soweit  bei 
diesen  das  Yerhältuiss  zwischen  Herstellungskosten  und  Verkaufspreisen  ein  verschie- 
denes ist.  Mit  der  Steigerung  der  Tarife  wird  das  Vcrhältniss  zwischen  Kosten  und 
Erlös  günstiger,  der  Preis-  und  Steueraufschlag  höher,  ebenso  wirkt  die  Verminderung 
und  umgekehrt  die  Steigerung  der  Herstellungskosten  ein.  — In  den  französischen 
amtlichen  Berechnungen  werden  zu  den  „Einnahmen“  auch  die  im  Jahre  erfolgten 
Vermehrungen  des  Regie-Capitals,  zu  den  „Auslagen“  die  Verminderungen  desselben 
gerechnet,  — ganz  richtig. 

Im  Ganzen  kann  man  annehmen,  dass  anfangs,  d.  h.  nach 
1815,  das  Verhält niss  zwischen  Auslagen  und  Einnahmen 
etwa  wie  37  — 35  : 100,  dann  (1827 — 3G)  wie  30:100,  darauf 
allmälig  (1837—  GO)  wie  27— 26-25: 100,  18G1-64  wie  24—23  zu 
100  war,  oder  a.  a.  W.  dass  der  Preis-  und  Steuer Zuschlag 
zu  den  Herstellungskosten,  als  Ergebniss  des  Zusammen- 
wirkens der  Kostenbewegung,  Tarifnormirung  und  des  Gangs  des 
Consums  nach  Gattungen  von  ca.  185  allmälig  auf  ca.  325%  ge- 
stiegen ist.  Nach  dem  Kriege  hat  sich  in  Folge  der  genannten  drei 
Momente  das  Verhältniss  zwischen  Auslagen  und  Einnahmen  bis 
1884  wie  etwas  unter  19  : 100,  der  Preis-  und  Steuerzuschlag  auf 
ca.  430%  gestellt.  Nimmt  man  aber  die  Provisionen  der  Debitanten 
noch  hinzu,  so  ergiebt  sich  für  1884  ein  Verhältniss  der  Ausgaben 
zu  den  Einnahmen  wie  etwa  17.5  : 100  und  ein  Gesammtaufsehlag 
von  ca.  470%.  Das  wäre  in  Frankreich  mit  der  blossen  Fabrikat- 
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Steuer  schwerlich,  mit  dem  britischen  System  der  Tabakbesteuerung 
bloss  durch  den  Zoll,  unter  Verbot  des  einheimischen  Tabakbaues 
und  Beschränkung  des  Consums  auf  ausländischen  eingeführten, 
vermuthlich  ebensowenig  zu  erreichen  und  jedenfalls  nur  mit  nach- 
theiligeren volkswirtschaftlichen  Wirkungen. 

Die  angegebenen  Zahlen  sind,  wie  gesagt,  nur  Näherungswerthe.  Die  ge- 
naue Berechnung  in  dem  Bericht  für  1884  ergiebt  für  die  an  die  Niederlagen  aus 
den  Fabriken  abgclieferten  französischen  Fabrikate  (also  ausser  den  importirten 
Havanna-  und  Manilacigarren)  einen  Aufschlag  (ohne  die  Debitantenprovisionen)  von 
461%-  Einschliesslich  der  importirten  Cigarren  ermässigt  sich  dieser  Aufschlag  etwas, 
weil  diese  letzteren  schon  beim  Ankauf  theurcr  kommen  und  nicht  im  gleichen  Maassc 
wie  die  französischen  Fabrikate  beim  Verkauf  im  Preise  hinaufgeschraubt  werden  (der 
Annahme  nach  auch  nicht  können).  Für  1880  (Compte  p.  71)  ist  die  amtliche  Be- 
rechnung des  ,.böneficc“  gegenüber  dem  Kostenbeträge  (prix  de  revient)  430.77,  bei 
Havanna-  und  Manilacig.  nur  108.29 °/0. 

Berechnet  man  aus  den  Zahlen  des  gesammten  Kostenaufwands,  des  Roh-  und 
Reinertrags  zur  Vervollständigung  der  Daten  über  diese  für  die  finanzielle  Würdigung 
des  Monopols  entscheidenden  Puncte  noch  den  Durchschnittskostensatz,  Absatz- 
preis und  Regiegewinn  für  das  Kilogramm  des  jedesmaligen  Gesammtabsatzes , so 
ergiebt  sich  p.  Kil.  Frcs.: 


Je  2 Jahre: 

Kostensatz. 

Preis. 

Gewinn. 

Gewinn  % vom 
Kostensatz. 

1817—18 

2.02 

5.50 

3.48 

172.3 

1 834—35 

1.87 

5.88 

4.01 

214.4 

1858—59 

1.74 

6.29 

4.55 

261.5 

1868 — 09 

1.82 

7.88 

6.06 

338.0 

1884—85 
1817—18  zu 

1.97 

10.37 

8.40 

426.4 

1884 — 85  wie 

100:  97.5 

188.5 

241.4 

Es  sind  auch  hier  die  Vermehrungen  des  Regiecapitals  bei  den  Einnahmen,  die 
Verminderungen  desselben  bei  den  Ausgaben  eingesetzt , bei  ersteren  auch  die  Neben- 
einnahmen inbegriffen.  Unter  Hinzurechnung  der  Provision  der  Debitanten  erhöht 
sich  der  Preis  und  Gewinn  noch  fast  genau  um  1 Frc.  (97  Cent.),  1884 — 85  auf 
11.34  bez.  9.37  Frcs.  p.  Kil.,  was  wieder  einen  Preis-  und  Steueraufschlag  von  470°,/o 
ergiebt.  Für  die  französischen  Fabrikate  allein  wird  der  Verkaufspreis  nach  Debi- 
tantensatz  in  den  Niederlagen  f.  1SS6  auf  10.23  Frcs.  p.  Kil.,  der  Uebernah  me  Werth 
auf  1.92  Frcs.  amtlich  berechnet  (Ber.  f.  1880  p.  9). 

§.  294.  bb)  AbstufungderVer  kaufspreise.  Ein  solcher 
enormer  Preisaufschlag  zeigt,  welche  Steuerbelastung  der  Tabak- 
oonsumenten  durch  das  Monopol  erfolgt,  wenn  dabei  auch  immer 
zu  beachten  ist,  dass  dieser  Aufschlag  den  „Geschäftsgewinn“  mit 
in  sieh  enthält  und  ein  Theil  davon  auch  bei  „freier  privatwirth- 
schaftlicher  Production“  den  Consumenten  treffen  würde  (S.  734). 
Da  der  grösste  Theil  des  Tabaks  zudem  in  der  Form  ordinärerer 
Fabrikate  von  der  Masse  der  Bevölkerung  verbraucht  wird  und 
dieser  Theil  weitaus  den  Ilauptertrag  liefert,  so  fällt  jene  Steuer- 
belastung im  Monopol  doch  vornemlich  auf  die  grosse  Volksmasse. 

Das  Bedenken,  welches  dann  gegen  eine  so  hohe,  mittelst  des 
Monopols  erreichte  Tabakbesteuerung  hinsichtlich  der  Gleieh- 
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mässigkeit  der  Belastung  auftaucht,  vermindert  sich  jedoch,  weil 
gerade  die  Monopolform  die  Anlegung  eines  wenigstens  an- 
nähernd die  Qualität  der  verschiedenen  Fabrikate  berücksichtigen- 
den Steuerfusses , eines  „Qualitätsfusses“  zulässt,  mehr  wie 
jede  andere  Tabaksteuerform.  Ja,  das  Monopol  ermöglicht  es  sogar, 
einigermassen  den  Steuerfuss  für  die  feineren  Qualitäten  der  Fabrikate 
progressiv  steigen  zu  lassen  und  so  die  Tabakbesteuerung  mit 
in  Gemässheit  des  Grundsatzes  der  „Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit“  der  Consumenten  einzurichten  (Fin.  II, 
S.  348). 

Im  französischen  Tabakmonopol  sind  nun  die  Preise  in  der 
That  mit  Kücksicht  auf  diesen  doppelten  Gesichtspunct  der  höheren 
Besteuerung  des  feineren  Tabaks  und  wieder  der  wohlhabenderen 
Consumenten  abgestuft,  — freilich  nur  soweit  als  es  practisch  und 
nach  den  Interessen  des  Fiscus  selbst  durchzuführen  ist. 

Denn  die  ganz  genaue  Abstufung  der  Preise  nach  Qualität  des  Fabrikats  und 
Durehschnittswohlstand  der  Consumenten  scheitert  schon  an  der  Schwierigkeit  oder 
Unmöglichkeit,  für  jede  einzelne  Sorte  (z.  B.  bei  Cigarren,  Cigaretten)  die  speciellen 
Herstellungskosten  zu  ermitteln.  Die  Qualität  der  verkauften  Tabake  steht  ferner 
immer  nur  einigermassen  im  Verhältniss  zum  Wohlstand  der  Consumenten.  Auch 
hindert  der  höhere  Anschaffuugs-  oder  Herstellungspreis,  z.  B.  bei  echten  Havanna- 
cigarren und  zum  Theil  allgemeiner  bei  Fabrikaten  aus  feineren  amerieanischen  Ta- 
baken, den  Aufschlag  so  hoch  zu  normiren.  wie  es  der  Qualität  der  Fabrikate  im 
Verhältniss  zu  ordinäreren  und  wie  es  dem  Wohlstand  der  Durchschnittsconsumenten 
entsprechen  würde.  Denn  die  dann  eintretende  Verteuerung  würde  leicht  ihren 
Zweck  verfehlen,  weil  sie  zu  einer  Consumminderung  führte  und  so  das  Interesse  des 
Fiscus  schädigte. 

Der  „Qualitätssteuerfuss“,  welcher  die  Leistungsfähigkeit 
der  Consumenten  berücksichtigt,  ist  daher  auch  in  Frankreich  nur 
„im  Grossen  und  Ganzen“  durchgeführt,  aber  schon  das  ist 
ein  Vortheil. 

Die  grösseren  Preisstufen  des  französischen  Tarifs  nach  Hauptgattungen,  so  bei 
Hauch-,  Schnupf-  und  Kautabak  nach  den  beiden  Unterscheidungen  von  „feinerem“ 
und  „ordinärem“  Fabrikat  (zu  16  uud  12.50  Frcs.  p.  Kil. , Consumentenpreis)  und 
einigermassen  auch  nach  den  genannten  Fabrikaten  einer-,  Cigarren  — inländische 
im  Durchschnitt  1886  c.  16.4  bez.  18  (Debitanten-  und  Consumentenpreis)  p.  Kil.  — 
und  Cigaretten  — 1886  c.  20.7  uud  22.8  p.  Kil.  — andererseits,  sowie  wieder  die 
Preisstufen,  in  welchen  die  Sorten  von  Cigarren  und  Cigaretten  zu  einander  stehen, 
entsprechen  wenigstens  einem  solchen  „roheren“  Qualitätssteuerfuss.  Die  Preisdifferenz 
drückt  hier  freilich  nicht  bloss  die  Aufschlagdifferenz,  sondern  auch  diejenige  der 
Anschaffungs-  und  Herstellungskosten  mit  aus.  Der  viel  höhere  Preis  der  „echten“ 
Havannacigarren  — 1886  p.  Kil.  117.35  Frcs.  im  Durchschnitt,  mit  108.29|°/o  Auf- 
schlag, wie  bemerkt,  wozu  bei  dem  allerdings  nur  kleinen,  etwa  */4  des  Gesammt- 
absatzes  betragenden  Verkauf  durch  Dcbitanteu  noch  c.  S%  Provision  für  den  Con- 
sumenten hinzutritt  — gegenüber  im  Inland,  aus  einheimischen  und  fremden  Tabaken 
hergestellten  Cigarren  ist  vollends  in  erheblichem  Grade  auf  die  höheren  Auschaffungs- 
kosten  zurückzuführen. 

Daten  über  die  Vertheilung  desConsums,  bez.  Verkaufs  nach  Sorten  sind 
schon  mehrfach  oben  eingestreut  worden  (S.  728,  S.  730,  S.  732,  S.  738).  Im  Jahre  1886 
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war  der  Verkauf  an  Debitanten  und  direct  an  Consumenten  (incl.  Fehlmengen  zur  Last 
der  Rechuuugsleger  der  Niederlagen,  auch  incl.  Verkauf  in  Corsica  und  Algier,  aber 
ohne  Export  und  Einiges  sonst)  folgender  (Compte  d.  manufact.  1886  p.  0 ; hie  und 
da  etwas  abweichend  Bull.  XXXII.  260  ff.) 


Menge  mittl.  Preis 
1000  Kil.  p.  Kil.  Frcs. 


Erlös 

(Debit.preis) 
1000  Frcs. 


% des 
Erlöses. 


Havanna-  und  Manilacigarren  . . . 
Französ.  Cig.  u.  feinere  Tabakfabrikate 

Ordinäre  Tabake 

Tabak  zu  reducirten  Preisen  . . . . 

Truppentabak 

28.4 

5,126 

22,041 

6,666 

1,688 

TI  7.35 
16.81 
11.48 
3.26 
1.30 

3,337 

86,174 

253,059 

21,796 

2,201 

0.9 

23.5 

69.0 

6.0 

0.6 

Summe 

35,549 

10.23 

366,567 

100.0 

Von  dem  Debitantenverkauf  von  Tabakfabrikaten,  ausser  Cigarren  und  Cigaretten, 
— der  directe  Verkauf  an  Consumenten  ist  ganz  unerheblich  — zu  Vollpreisen 
im  Monopolgebiete  kommen  auf  die  Prcisclassen  in  1886  folgende  Mengen  und  Er- 
löse, wobei  zu  bemerken  ist,  dass  die  Relationen  von  Jahr  zu  Jahr  kaum  irgend 


merklich  schwanken  (nach  Bull. 
Rauchtabak: 

Scaferlati,  fremder  . . . 
„ feinerer  . . . 

„ ordinärer . . . 

a.  a.  0.): 

Menge 
1000  Kil. 

234 

364 

14,614 

Debit.-Preis 
p.  Kil.  Frcs. 

15 

15 

11.50 

Erlös 
danach 
1000  Frcs. 

3,507 

5,463 

168,065 

% des 
Erlöses 

2.0 

3.1 

94.9 

Summe 

15,212 

— 

177,034 

loo.ri 

Schnupftabak: 

Fremder 

0.448 

15 

7 

0.001 

Feinerer  

1.630 

15 

24 

0.004 

Ordinärer 

6,332.0 

11.50 

72,S19 

99.995 

Summe 

6,334.0 

— 

72,850 

100.0 

Kautabak: 

Feiner 

155 

15 

2.322 

27.4 

Ordinärer 

534 

11.50 

6,147 

72.6 

Summe  

689 

— 

8,468 

100.0 

Ordiu.  Carotten  .... 

473 

11.50 

5,444 

— 

Oder  von  allen  genannten  Sorten 

Feiner  (auch  fremder)  . . 

755 

15 

11,323 

4.3 

Ordinärer 

21,953 

11.50 

252,475 

95.7 

Summe 

22,708 

— 

263,796 

100.0 

Von  den  1887  eingeführten  feinsten  Rauchtabaken  wurden  durch  die  Debitanten 
verkauft  794  Kil.  Vizir.  (23.50  Frcs.  p.  Kil.),  843  Kil.  feiner  Levantiner  (18.75  Frcs. 
p.  Kil.)  Die  direct  an  die  Consumenten  abgesetzten  fremden  Rauchtabake  (zu  20  bis 
45  Frcs.  p.  Kil.  in  7 Stufen)  betrugen  1886  doch  zusammen  auch  nur  2697  Kil.  für 
64,000  Frcs.  neben  3241  Kil.  ord.  für  41,000  Frcs. 

Bei  Cigarren  und  Cigaretten  wiederholt  sich  dieselbe  Erscheinung,  wenn 
sich  auch  nicht  ganz  in  gleichem  Maasse  ein  Ueberwicgen  der  Consumtion  ordinärer 
Fabrikate  zeigt  (s.  schon  oben  S.  741).  Der  Consum  hochfeiner  und  sehr  theurer 
Cigarren  ist  ein  minimaler,  z.  B.  in  1886  Absatz  der  theuersten  Sorte  des  franzö- 
sischen Tarifs  direct  an  Consumenten  (1250  Frcs.  p.  Kil.,  Stilck  5 Frcs.)  nur  375  Gramm, 
der  zweittheuersten  (1000  Frcs.)  2700,  der  dritttheuersten  Sorte  (750  Frcs,)  700,  der 
vierten  (500  Frcs.)  18,300  Gramm,  erst  der  sechsten  (3127ä  Frcs.)  219.2  Kil.  — 
Fasst  man  die  Cigarren  (incl.  echte)  und  Cigaretten  in  3 grössere  Preisclassen  zusammen 
(nach  Debitantenpreis  bez.  bei  den  direct  abgesetzten  nach  Consumcntenpreis),  so  ergiebt 
sich  Folgendes  f.  1886  (berechnet  nach  den  Daten  im  Bull.  a.  a.  0.). 
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Preis  p.  Kil. 

Menge 

Erlös 

% des 

100  Kil. 

1000  Frcs. 

Erlöses 

Cigarren : 

100  Frcs.  und  mehr  . . . . 

182.8 

2,625 

4.3 

33  „ bis  unter  100  Frcs.  . 

1 ,9bS 

9,450 

15.3 

11  ))  fl  Oo  M • 

32,841 

48,318 

80.4 

Summe 

35,015 

60,393 

100.0 

Cigaretten : 

30  Frcs.  und  mehr 

505.4 

2,203 

12.6 

Unter  30  Frcs 

15,281 

87.4 

Summe 

8,332 

17,484 

100.0 

In  wie  weit  die  Preisstufen  bestimmt  beabsichtigten  Zuschlägen  zum  Kostensätze 
behufs  Durchführung  des  Qualitätsfusscs  und  progressiv  höherer  Belastung  der  wohl- 
habenderen Consumenten  entsprechen,  ist  einigermassen  aus  der  Vergleichung  der 
Sorten  und  Preise  zu  ersehen.  Für  die  schwierigeren  genaueren  Berechnungen  sind 
auch  in  dem  detaillirten  Rechnungswesen  der  französischen  Monopolverwaltung  noch 
keine  völlig  genügenden  Grundlagen  vorhanden.  Indessen  fehlt  es  in  den  amtlichen 
statistischen  Veröffentlichungen  nicht  ganz  an  Anhaltspuncten  wenigstens  zu  approxi- 
mativen Veranschlagungen.  S.  bes.  die  Tabellen  in  dem  Bande  der  Rcponses  der 
Generaldirectoren  zu  der  Enquete  v.  1873,  p.  330  ff.,  wo  für  die  einzelnen  Fabriken 
für  einige  Sorten  Fabrikate  „Fabrikationskosten“  p.  Kilogr.  f.  1853 — 72,  1863 — 72, 
berechnet  worden.  Der  Character  dieser  Zahlen  als  blosser  Nähcrungswerthc  wird  in 
den  Erläuterungen  selbst  hervorgehoben.  Die  einzelnen  Jahre  zeigen  auch  aus  zu- 
fälligen Einflüssen  ziemlich  bedeutende  Schwankungen  der  Kostensätze  bei  derselben 
Fabrik  und  unter  den  einzelnen  Fabriken  sind  diese  Sätze  auch  mehrfach  erheblich 
verschieden.  Es  handelt  sich  ferner  hier  nur  um  die  eigentlichen  „Fabrikations- 
kosten“, für  Geräthe,  Apparate,  Gehalte,  Löhne,  Räume  u.  s.  w. , nicht  um  die 
ganzen  Herstellungskosten,  indem  bes.  der  Werth  des  Rohstoffs,  die  Kosten  der 
Magazinirung,  des  Transports  dabei  fehlen.  Einiges  Interesse  bieten  die  Berech- 
nungen aber  doch.  Die  folgende  Uebersicht  giebt  einige  bemerkenswerthe  Daten  für 
1872  zum  Vergleich  dieser  Fabrikationskosten  und  damaligen  neuen  Tarifpreise, 
p.  Kil.  in  Frcs.,  wobei  die  speciell  genannten  Fabriken  diejenigen  der  grössten  Pro- 
ductionsmeuge  sind. 

Fabrikations-  Debitanten- 


kosten 

preis 

Frcs. 

Frcs. 

Ordinärer  Schnupftabak : 

< 'hateau-Roux 

0.0844 

1 1.50 

Paris  (Gr.-Caillou) 

0.1600 

1 1.50 

Durchschnitt 

0.1222 

11.50 

Andere  Fahr.  Max . 

0.3218 

11.50 

„ „ Min 

0.0738 

11.50 

Feiner  Schnupftabak: 

Gr.-Caillou 

0.8100 

15 

Ordinärer  Rauchtabak: 

Gr.-Caillou 

0.1930 

1 1 .50 

Lyon 

0.1461 

11.50 

Andere  Fahr.  Max 

0.3630 

11.50 

„ „ Min 

0.1141 

11.50 

Fremder  Rauchtabak : 

Gr.-Caillou 

15 

Feinerer  Rauchtabak: 

Havre  

0.2495 

15 

Andere  Fabr.  Max 

0.4350 

15 

„ „ Min 

0.2359 

15 

Cigarren  zu  5 Cent.: 

Marseille 

2.0276 

11 

Toulouse 

1.7683 

11 
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Fabrikations-  Debitanten- 


kosten 

preis 

Frcs. 

Frcs. 

Andere  Fahr.  Max 

2.4212 

11 

it  Mi«.  ..•••• 

1.7873 

11 

Cigarren  zu  T1/*  Cent.: 

Chateau-Roux 

16.50 

Andere  Fahr.  Max 

2.7303 

16.50 

„ Min 

Cigarren  zu  10  Cent.: 

2.1800 

16.50 

Cliateau-Roux 

22 

Gr.-Caillou 

22 

Andere  Fahr.  Max 

4.4014 

22 

„ „ Min 

22 

Cigarren  (z.  Th.  aus  Har.tab.)  v.  R e u i 1 1 y : 

Unterste  Sorte 

f 7.8290 
\ 7.80 17 

33 

33 

Folgende 

8.1118 

14 

Dritte  (Trabucos) 

9.8551 

56 

„ (Regalias) 

9.9746 

56 

Vierte  (Londres) 

68 

Exccptionclls 

92  und  mehr. 

Das  Kilogr.  Cigarren  wird  auch  liier  zu  250  Stuck  angenommen. 

Sieht  man  von  allen  anderen  Theilen  der  Herstellungskosten 
ab,  die  freilich,  wie  besonders  die  Rokstoffkosten  nach  dessen 
Qualität,  wieder  erheblich  verschieden  sind,  indessen  doch  nicht  so, 
dass  durch  ihre  Einbeziehung  die  obigen  Relationen  vollständig 
verschoben  würden,  so  ergiebt  sich  bei  Schnupf-  und  Rauchtabak 
ein  grösserer  relativer  Gewinn  als  bei  Cigarren,  der  höchste  bei 
ordinärem  Schnupf-,  dann  bei  Rauchtabak.  Bei  Cigarren  von  ver- 
schiedenen Sorten  ist  der  relative  Gewinn  nicht  erheblich  ver- 
schieden, doch  auch  bei  den  ordinären  Sorten  etwas  höher  (Kosten 
zum  Debitantenpreis  hier  wie  1 : 5—6 — 7,  bei  den  anderen  1 : 4—6). 
Der  absolute  Gewinn  per  Kil.  steigt  aber  doch  mit  der 
Qualität  der  Sorte,  so  bei  Schnupf-  und  Rauchtabak  von  11 
bis  11V4  auf  14V5 — 142/3 , bei  Cigarren  von  ca.  9 auf  ca.  14 — 18 
bis  25—46 — 56—72  Frcs.  und  weiter,  Zahlen,  welche  sich  durch 
Einrechnung  der  anderen  Kosten  allerdings  gerade  bei  den  höheren 
Qualitäten  mehr  als  bei  den  unteren  vermindern,  aber  doch  in  den 
ungefähren  Relationen  auch  dann  bestehen  bleiben.  Dadurch 
wird  aber  das,  was  oben  über  den  Steuerfuss  gesagt  wurde,  be- 
stätigt. Der  geringe  Consum  der  feineren  Tabake  (incl.  Cigarren) 
zeigt  zwar,  dass  auch  diese  grösseren  absoluten  Gewinne  bei  diesen 
Tabaken  für  den  finanziellen  Gesammtertrag  des  Monopols  nicht 
viel  ausmachen.  Aber  eine  der  höheren  Qualität  der  feineren  Tabake 
und  der  grösseren  „Leistungsfähigkeit“  der  Consumenten  derselben 
entsprechende  Mehrbelastung  dieser  Personen  wird  doch  auf  diese 
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Weise  erreicht.  Das  bleibt  eine  besonders  vorteilhafte  Seite  der 
Tabakbesteuerung  in  Monopolform. 

§.295.  e)  Einige  weitere  Einzelheiten.  Zur  Ergänzung 
der  vorausgebenden  Darstellung  der  Einrichtung  des  französischen 
Tabakmonopols  wären  noch  manche  Einzelheiten  zu  erwähnen,  von 
denen  hier  nur  noch  einige  hervorgehoben  werden  mögen. 

S.  im  Ges.  v.  1816  bcs.  die  „allgemeinen  Bestimmungen“  Art.  215 — 227. 
Olibo  II,  409  ff.  und  passim,  so  p.  365  ff. 

k)  Das  Monopol  bezieht  sich  auch  auf  sog.  künstlichen  Tabak  (tabac  factice) 
und  jede  andere  Materie,  welche  zum  Verkauf  als  Tabak  präparirt  wird  (Ges.  von 
1835,  Art.  5). 

ß)  Die  feineren  Rauch-  und  Schnupftabake  und  alle  Cigarren  werden  auch  von 
den  Debitanten  in  genau  nach  Art,  Farbe,  Bezeichnung,  Vignetten,  Marken,  Gewichts- 
mengc  und  (bei  Cigarren  und  Cigaretten)  Anzahl  vorgeschriebenen  Behältern 
und  Verpackungen,  welche  nach  den  Sorten  verschieden  sind,  verkauft  (Uebersicht 
bei  Olibo  II,  365  ff.),  Kautabake  und  Carotten,  ordinärer  Schnupf-  und  Rauchtabak 
in  bestimmten  Mengen  offen  nach  Gewicht.  Die  Debitanten  dürfen  nicht  mehr 
als  ein  Kistchen  jeder  Sorte  Cigarren  auf  einmal  öffnen  und  die  Packete  der  feineren 
Cigarren  nur  im  Ganzen  verkaufen. 

y ) Jede  Menge  von  über  10  Ivil.  Tabakfabrikate  darf  nur  mit  acquit-ä-caution 
circuliren,  Mengen  von  1 — 10  Kil.  bedürfen  dazu,  wenn  sie  nicht  mit  Marken  und 
Vignetten  der  Regie  bekleidet  sind,  eines  laissez  passer  (Ges.  v.  1816,  Art.  215). 
Cantinetabako  sind  noch  mehr  beschränkt:  sie  dürfen  nicht  in  Mengen  über  1 Kil. 
circuliren,  selbst  wenn  sie  Marken  haben,  falls  sie  nicht  aus  den  Staatsfabriken  oder 
Niederlagen  kommen,  wo  sie  von  acquit-ä-caution  oder  Factur  des  Verlegers  begleitet 
sein  müssen  (Ges.  v.  23.  Apr.  1840,  Art.  2).  Verstösse  gegen  diese  Transport- 
vorschriften sind  mit  Beschlagnahme  und  Confiscation  des  Objects  wie  der  Transport- 
mittel und  mit  100 — 1000  Frcs.  Geldstrafe  bedroht  (Ges.  v.  1816,  Art  216). 

rf)  Niemand  darf  andere  als  gesetzlich  zugelassenc  Tabakfabrikate  besitzen,  auch 
von  den  Regiefabrikaten  keine  grösseren  Vor rät he  als  10  Kil.,  falls  sie  nicht 
mit  Kegiemarkc  versehen  sind  (Ges.  v.  1816,  Art.  217).  S.  die  analogen  Beschrän- 
kungen f.  Cantinetabak  schon  oben  S.  739  und  für  Tabakpflanzer  S.  727. 

e)  Der  Besitz  von  Werkzeugen  und  Geräthen  zur  Tabakfabrikation 
ist  verboten  und  bedingt  in  Verbindung  mit  dem  Besitz  von  Tabakblättern  oder  Tabak 
in  Verarbeitung  die  Schuld  der  Dcfraude  sowie  die  bezüglichen  Strafen  (Confiscation 
des  Tabaks,  der  Geräthe  u.  s.  w.,  Geldstrafe  von  1000 — 3000  Frcs.,  Art.  220,  221  des 
Ges.  v.  1816). 

£)  Die  oben  S.  727  schon  erwähnten  Strafen  für  geheimen  Verkauf  und 
Colportagc  beziehen  sich  auch  auf  diese  Handlungen  in  Betreff  von  Tabaksfabrikaten 
(Ges.  v.  1816,  Art.  222). 

fj)  Vorstände  von  Niederlagen  und  Verkaufsläden,  welche  Regiefabrikate 
falschen,  durch  Hinzufügung  von  oder  Mischung  mit  fremdartigen  Stoffen,  werden 
abgesetzt,  — was  auch  auf  Debitanten  Anwendung  findet  (gen.  Ges.  Art.  227, 
s.  Olibo  II,  445). 

§.  296.  f)  Finanzielles  Ergehn  iss.  Die  im  Voraus- 
gehenden zahlreich  eingestreuten  statistischen  Daten  liesseu  das 
glänzende  finanzielle  Ergebniss  des  französischen  Tabakmonopols 
bereits  zur  Genüge  erkennen.  Zum  sckliesslichen  Ueberblick  und 
zugleich  zum  Rückblick  auf  Früheres  und  auf  die  ganze  Periode 
des  Monopols  von  Mitte  1811  bis  Ende  1886  werden  hier  noch 
einige  Daten  aus  der  Abrechnung  der  Gencraldirection  der  Staats- 
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mauufacturen  für  das  Jahr  1886,  das  letzte,  dessen  Abrechnung 
vorliegt,  zusanmiengestellt. 

S.  Compto  f.  1886,  p.  28  fT.,  3 fl'.,  52  11'. 

Periode 

v.  1./7.  1811  1886 

bis  31./12.  1886 


Einnahme: 

Gesamintverkauf  Menge  1000  Kil 1,624,819  36,052 

Erlös  dafür  1000  Frcs 12,360.275  368,341 

Verschied.  Einnahmen  1000  Frcs 56,805  1,584 

Gesaminteinnahme 12,417,170  369,025 

„ rectilicirt 12,417,203  369,925 

Ausgabe: 

Einheimischer  Tabak  (incl.  Algier)  1000  Kil 1,092,896  21,842 

Zahlung  dafür  1000  Frcs 838,401  18,380 

Fremder  Tabak  und  Diverses  1000  Kil SOS, 203  21,082 

Zahlung  dafür  1000  Frcs 1,239,627  28,445 

Zus.  Ankäufe,  Menge  1000  Kil 1,901,099  42,933 

Zahlung  dafür  1000  Frcs 2,078,028  46,825 

Fabrikations-,  Transport-  und  alle  sonst.  Auslagen  1000  Frcs.  1,098,034  26,597 

Gesammtausgabe  1000  Frcs 8,176,102  73,421 

„ rectificirt 3,176,186  73,421 

Ucbcrschuss  hiernach  1000  Frcs 9,241,017  296,503 

Capital  der  Regie,  vermehrt  1000  Frcs 226,044  2,814 

Desgl.  vermindert  1000  Frcs 82,761  — 

Rest  der  Capitalvermehrung  1000  Frcs 143,283  — 

Reeller  Reinertrag  (incl.  Capitalbewegung,  nach  Be- 
richtigung der  Rechnungen)  1000  Frcs 9,386,967  299,817 

Für  den  Staatsschatz  erworben 9,351,003  295,663 


Die  Zahlen  der  letzten  Reihe  betrellcn  den  Uebcrschuss  der  Einziehungen  über 
die  bewerkstelligten  Zahlungen. 

Das  Capital  der  Regie  aus  der  ersten  Periode  1.  Juli  1811  — Ende  1814 
war  33,89  Mill.  Frcs.  Es  hat  sich  bis  1886  mehr  als  vervierfacht.  Unter  der 
Capitalvorminderung  befindet  sich  als  Verlust  durch  den  Krieg  von  1870  der  Betrag 
von  25,345,000  Frcs. 

Der  bisher  erreichte  Höchstbetrag  der  Verkäufe  (36,374,000  Kil.),  des  Roh- 
ertrags (377,629,000  Frcs.)  und  des  reellen  Reinertrags  (incl.  Capitalvermehrung) 
(306,034,000  Frcs.)  war  im  J.  1884. 

Die  Ausgabe  f.  1886  vertheilt  sich,  abgesehen  von  dem  Rohtabakankauf  (s.  die 
Tabelle),  auf  Transportkosten  mit  2,513,000  Frcs.  und  auf  audere  Kosten  mit 
24,084,000  Frcs.  Von  letzteren  kommen  auf  die  Rohstoff-Magazine  undManu- 
facturen  22,747,000  Frcs.,  auf  Verkaufskosten  (ohne  die  Debitanteuprovisioncn) 


1,336,000  Frcs.  Unter  jenen  22,747,000  Frcs.  waren: 

1000  Frcs. 

Gehalte  der  Manufactur-Beamten 793 

„ „ Cultur-  und  Magazin-Beamten  . . 1,206 

Gagen  bei  den  Magazinen 165 

Löhne  „ „ „ 891 

Gagen  „ Mauufacturen 1,384 

Löhne  „ „ „ 14,811 

Zus.  persönl.  Ausgaben 18,750 

Sonstige  Ausgaben  bei  den  Magazinen  ....  246 

„ „ „ „ Manufacturen  . . . 2,555 

„ „ „ beiden  zusammen  . . . 780 

Zus.  saclil.  Ausgaben 3,581 

Verschiedenes 417 
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Von  der  Gesammtausgabo  machen  die  Kosten  des  Tabaks  G3.8,  die 
Transportkosten  8.4,  die  Magazinirungs-  und  Fabrikationskosten  31.0,  die 
Ve  r k a u f s kosten  1 .8  % aus- 

Zu  letzteren  gehören  aber  eigentlich  die  Debitantenprovisionen  noch  hinzu, 
mit  35,151,000  Frcs.,  womit  die  Gesammtausgabo  auf  10S,572,00<)  Frcs.,  der 
Rohertrag  auf  405,070,000  Frcs.  steigt,  so  dass  jene  20.8u/o  von  diesem  beträgt. 


cc)  Rückblick  und  zur  Kritik. 

§.  207.  Im  Rückblick  auf  die  dargelegte  Entwicklung  des 
französischen  Tabakmonopols  ergiebt  sich,  dass  die  Erwartungen, 
welche  Napoleon  I und  seine  Finanzmänner  bei  der  nach  neunzehn- 
jähriger Unterbrechung  und  nach  anderen  unzulänglichen  Be- 
steuerungsexperimenten erfolgten  Wiedereinführung  des  Monopols 
im  Jahre  1810  gehegt  hatten,  sich,  wenn  auch  erst  nach  längerer 
Zeit,  als  man  damals  vermuthet  hatte,  im  Wesentlichen  erfüllt 
haben  (§.  286).  Mit  Hilfe  des  Monopols  hat  man  eine  Tabak- 
besteuerung erreicht,  welche  in  verhältnissmässig  bequemer  Form, 
mit  genügender  Berücksichtigung  der  landwirtschaftlichen  Interessen, 
jetzt  über  300  Mill.  Frcs.  rein  für  den  Staat  erträgt,  was  etwa  den 
neunten  Theil  der  ungeheuer  gesteigerten  gegenwärtigen  ge- 
sammten  französischen  Staatsbesteuerung  ausmacht. 

Ucber  zwei  Drittel  der  directen  Staatsstoueru , über  drei  Achtel  der  gewaltigen 
Einkünfte  aus  den  Verkehrssteuern  (Enregistrement,  Stempel  u.  s.  w.),  zwei  Drittel  des 
enormen  Ertrags  der  Getränkesteuern  und  ebenso  viel  als  durch  die  Zölle  wird  so 
durch  die  Taljakbesteuerung  dem  Fiscus  eingebracht  (s.  aucli  S.  579,  590).  Und  eine 
weitere  Steigerung  des  Monopolertrags  ist  nach  allem  Bisherigen  wahrscheinlich,  wenn 
auch  in  den  letzten  Jahren  (seit  1884 — 85)  sich  eine  kleine  rückläufige  Bewegung  im 
Ertrag  gezeigt  hat. 

Freilich  stellt  der  Reinertrag  des  Tabakmouopols,  wie  jedes 
solchen  Monopols,  was  nicht  vergessen  werden  darf  (IS.  734),  zu 
einem  Theil  gar  keine  Steuern,  sondern  eine  Ucbcrtragung 
von  Geschäftsgewinnen  dar,  welche  bei  „freiem  Verkehr“  der 
Privatindustrie  und  dem  Handel  zufallen  würde. 

Möglich,  selbst  wahrscheinlich,  dass  aucli  der  französische  Tabakbau  ohne  das 
Monopol  und  unter  Voraussetzung  einer  Steuer,  welche  ihn  lebensfähig  erhielte,  eine 
grössere  Ausdehnung  als  gegenwärtig  einnchinen  würde,  obwohl  er  sich  als  landwirt- 
schaftlicher Productionszwcig  schwerlich  dabei  einer  solchen  Sicherheit  und  Prosperität 
erfreute,  als  da,  wo  er  jetzt  betrieben  wird,  unter  dem  Monopol  (S.  725).  Aber  die 
Fabrikations-,  Gross-,  Zwischen-  und  Kleinhandelsgcwinne,  welche  sonst  Vorkommen 
würden,  bezieht  allerdings  beim  Monopol  der  Staat  in  dem  Reinertrag.  Nur  die  Ge- 
winne, welche  bei  der  Versorgung  der  Regie  mit  ausländischem  Tabak  durch  Liefe- 
ranten u.  s.  w.  gemacht  werden  (S.  727),  bleiben  dem  Privathandel.  Sie  würden  bei 
„freier  Concurrenz“  im  Tabakgeschäft  jedoch  vielleicht  noch  bedeutender  sein. 

Man  muss  also  immerhin  zugestehen,  dass  der  hohe  finanzielle 
Reinertrag  des  Tabakmonopols  volkswirtschaftlich  be- 
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trachtet  auf  Kosten  der  gänzlichen  oder  theilweisen  Unter- 
bindung eines  wichtigen  nationalen  Erwerbszweigs,  den 
andere  Länder  bei  anderen  Steuersystemen  für  ihre  Volks wirthschaft 
erhalten  haben,  erworben  wird. 

Allein  darin  kann  kein  entscheidendes  Bedenken  gegen 
das  Monopol  gefunden  werden.  Es  bleibt  auch  volkswirtschaft- 
lich, nicht  nur  finanziell  ein  Vortheil,  dass  der  hohe  Ertrag  des 
Tabakmonopols  es  ermöglicht,  andere,  sonst  nöthige  Steuern  zu  ent- 
behren oder  bei  anderen  bestehenden  Steuern  die  Steuersätze 
mässiger  zu  halten,  als  cs  sonst  geschehen  könnte. 

Als  Glied  der  modernen  Gesammtbesteuerung  und 
zumal  der  Verbrauchsbesteuerung  ist  zudem  eine  einträgliche 
Tabakbesteuerung,  vollends  wo,  wie  in  Frankreich,  die  Besteuerung 
einmal  so  stark  angespannt  werden  muss,  zu  rechtfertigen,  ja  zu 
verlangen,  — wenn  freilich  auch  hier  in  der  Entwicklung  der  Ein- 
träglichkeit der  Tabakbesteucrung  aus  allgemeinen  steuerpolitischen 
Gründen  wieder  ein  bestimmtes  Maas s innegehalten  werden  sollte 
und  es  fraglich  werden  kann,  ob  dieses  Maass  in  Frankreich  nicht 
überschritten  wird.  Ein  Pu  net,  auf  den  zurückzukommen  ist. 

Jedes  wichtige  Finanzmonopol  enthalt  aber  zugleich  ein  Stück 
„ Eigenthumsordnung“  und  damit  ein  Stück  „volkswirt- 
schaftlicher Organisati  on“.  Gerade  in  dieser  Hinsicht  zeigt 
das  Tabakmonopol  in  Frankreich,  dass  man  mittelst  einer  solchen 
Einrichtung  recht  wohl  im  Stande  ist,  „PI  anmässigkeit“  der 
Production  an  Stelle  der  privatwirtbschaftlichen  „Regellosigkeit“  zu 
setzen  und  dass  dabei  die  ökonomischen  und  technischen 
Interessen  und  ebenso  die  Consum en tenin teressen  ge- 
nügend wahrgenommen  werden  können. 

Denn  was  in  letzterer  Hinsicht  den  etwaigen  Einwurf  mit  der  Pr  eis  hübe 
anlangt,  so  ist  diese  keine  Principien  frage.  Sie  kann  rechtlich  und  factisch  jeden 
Augenblick  ermässigt  werden,  wenn  das  für  nothwendig  oder  zweckmässig  gilt  und 
die  Finanzen  es  erlauben.  Auch  die  Festhaltung  hoher  Preise  ist  beim  Monopol 
aber  eben,  weil  der  grössere  Gewinn  dabei  der  Gcsammtheit  zufliesst,  ganz  anders  als 
bei  der  Privatindustrie  zu  bourthcilen. 


Gerade  das  französische  Tabakmonopol  beweist  daher  auch 
die  Möglichkeit  und  Zweckmässigkeit  der  „Verstaatlichung“ 
von  Industrie-  und  Handelszweigen  in  ökonomisch  und  tech- 
nisch geeigneten  Fällen  und  beweist  insofern  etwas  für 
„ s o c i ali  s t is  c h c F o r d e r u n g e n “. 


Die  Versorgung  eines  grossen  Marktbedarfs  in  einem  so  wichtigen  Verbrauchs- 
artikel, wie  Tabak,  mittelst  eines  absolut  und  relativ  — im  Verhältuiss  zur  ., freien 
Tabakindustrie“  anderer  Länder  und  im  Vergleich  mit  anderen  Productionszweigen 
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des  eigenen  Landes  — so  geringen  Personals,  an  Arbeitern.  Beamten,  Debitanten 
u.  s.  w. , ist  auch  ein  glauzendes  Beispiel  dafür,  dass  die  „staatliche  Organi- 
sation der  Arbeit“  ihre  Aufgabe  hier  weit  besser  und  auch  — weit  wohl- 
feiler löst,  als  die  „privatwirthschaftliche“,  mit  ihrer  gerade  auf  dem  Gebiete 
des  Tabaks  masslosen  Kraftvergeudung  — in  Betrctf  des  Personals  — und  Betriebs- 
zersplitterung, mit  ihrer  Fälschung  der  Fabrikate,  ihrer  Täuschung  über  Qualität  und 
Werth,  mit  ihrer  Vertheuorung  des  Artikels  durch  den  Zwischen-  und  Kleinhandel, 
zumal  für  den  „kleinen  Mann“.  Der  Vergleich  zwischen  Deutschland  und  Frankreich 
fallt  in  diesen  Beziehungen  vielfach  zu  Gunsten  des  letzteren  und  seines  Monopols  aus, 
— was  am  Allerwenigsten  eine  Schule  von  Theoretikern  und  Politikern  verkennen 
sollte,  welche,  ganz  mit  Becht,  „Versorgung  des  Bedarfs  mit  möglichst  ge- 
ringem Kräfteaufwand“  als  Ziel  richtiger  volkswirtschaftlicher  Entwicklung  hin- 
stellt. sich  aber  freilich  gewöhnlich  dem  Wahne  hingiebt,  die  Erreichung  dieses  Ziels 
auf  dem  Boden  „volkswirtschaftlicher  Anarchie“  als  am  Besten  gesichert,  ja  selbst 
als  allein  möglich  anzusehen : ein  Wahn  oder  ein  Dogma , welche  durch  das  Studium 
einer  Einrichtung,  wie  derjenigen  des  französischen  Tabakmonopols,  gut  wider- 
legt werden. 

Von  den  Bedenken  bezüglich  des  französischen  Tabakmono- 
pols scheint  dasjenige  in  Betreff  zu  hoher  Preise,  besonders  der 
ordinäreren  Fabrikate  und  des  weiteren  in  Betreff  einer  zu 
grossen  Quote  des  gesammten  riesigen  Steuerbedarfs,  welche 
auf  die  Deckung  durch  die  Tabak besteuerung  fällt,  allerdings 
der  Erwägung  werth.  Ob  in  beiderlei  Beziehungen  gegenwärtig  noch 
das  richtige  Maass  inne  gehalten  wird,  kann,  wie  schon  bemerkt, 
fraglich  sein. 

Ob  nicht  selbst  das  fiscalische  Interesse  bei  einer  Ermässigung  der 
Monopolpreise  gerade  für  die  ordinären  Tabake  des  Massenconsums,  welcher  doch  für 
den  Ertrag  entscheidend  ist  (S.  745),  profitiren  würde?  Die  erfreuliche  höhere  Be- 
lastung der  feineren  Tabakfabrikate,  die  Anlegung  eines  „Qualitätsfasses“  (S.  744) 
hebt  das  Bedenken  einer  unverhältnissmässigen , d.  h.  mit  der  Leistungsfähigkeit  in 
Widerspruch  stehenden  Besteuerung  der  Tabak  consuinircnden  Volksmassen  doch  noch 
nicht  ausreichend.  Die  Ungleichmässigkeit  des  Tabakconsums  in  den  einzelnen  Landes- 
theilen  (S.  741)  und  die  leidige,  wenn  auch  unvermeidliche  Zulassung  der  viel  wohl- 
feileren Cantinetabakc  in  den  Grenzzonen  bilden  weitere  Verstösse  gegen  allgemeine 
Steuerprincipien  und  Postulate  und  gegen  Grundsätze,  welche  so  gern  zwar  in  Frank- 
reich als  Leitstern  der  modernen  französischen  Steuerpolitik  „nach  den  Principien  von 
1789“  hingestellt  werden,  — Grundsätze,  welche  freilich  auch  bei  anderen  französischen 
Steuern , nach  wie  vor  1 789 , oft  genug  verletzt  werden  oder  lediglich  eine  formelle 
Anerkennung  im  Steuerrecht  linden.  Die  enorme  Höhe  der  Tabakpreise  im  Monopol 
steigert  die  angedeuteten  Bedenken  hier  nur  noch  besonders. 

So  gerechtfertigt,  ja  nothwendig  aber  auch  wie  bemerkt,  gerade 
die  Tabakbesteuerung  überhaupt  in  unseren  Steuersystemen  und  be- 
sonders im  französischen  ist,  so  sehr  man  mit  Recht  behaupten 
darf:  soll  es  einmal  eine  Verbrauchs  besteuerung  geben,  so  ist 
die  Tabak  besteuerung,  und  eine  hohe  Tabakbesteuerung  einer 
ihrer  richtigsten  und  wichtigsten  Bestandtbeile,  — man  kann  doch 
anderseits  eben  bei  diesem  Artikel  nach  seinen  eigenartigen 
Con sumtions Verhältnissen  nicht  läugnen,  dass  für  die 
Tabakbesteuerung  ein  Maass  geboten  ist,  welches  ihr  Ertrag  im 
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Gesammtsteuerertrag  nicht  überschreiten  sollte.  Ein  Gesichtspunct, 
welcher  bei  der  Besteuerung  des  Tabaks  mehr  wie  bei  der  Brannt- 
weinbesteuerung Beachtung  verlangt,  selbst  bei  dieser  aber  nicht 
unrichtig  ist  Den  neunten  Th  eil  eines  so  colossalen  Steuer- 
bedarfs durch  die  Tabakbesteuerung  auf  bringen,  das  heisst  eben 
doch,  den  zufälligen  Consunienten  eines  Verbrauchsartikels  eine 
kaum  noch  zu  billigende  Extra- La  st  für  die  Bestreitung  des 
Staatsaufwands  zuschieben.  Und  gerade  die  C o n s u m e n t e n sind 
es  ja,  welche  bei  der  Besteuerung  in  Monopolform  wirklich  voll  und 
ganz  getroffen  werden:  eine  der  steuertechnischen  Glanz- 
seiten des  Monopols.  Aber  nach  dem  Maasse  der  Besteuerung, 
der  Höhe  der  Quote  der  letzteren  vom  Steuerbedarf  und  der  indi- 
viduellen Vertheilung  der  Tabakconsumtion  bleibt  es 
Steuer  politisch  doch  bedenklich,  die  Tabakbesteuerung  so  über- 
mässig stark  gegenüber  allen  anderen,  auch  den  übrigen  Verbrauchs- 
steuern, deren  Objecte  nirgends  solche  individuelle  Consumverschieden- 
heiten  aufweisen,  werden  zu  lassen. 

So  wird  mau  das  wcuigstens  vom  Standpuncte  heutiger  Theorie  und  Praxis  und 
speciell  vom  Standpuncte  der  „Gleiclunässigkeit“  der  Besteuerung  aus  auffassen.  Als 
man  in  der  Revolution  das  alte  Monopol  beseitigte,  wurde,  cliaracteristisch  für  die 
Verschiedenheit  der  Anschauungen  in  solchen  Dingen,  gerade  die  Uebemahmc  des 
Einnahmeausfalls  auf  die  nicht -tabakverbrauchende  Bevölkerung  mit  als  Bedenken 
gegen  die  Beseitigung  des  Monopols  geltend  gemacht. 

Freilich  steht  man  in  Frankreich,  Dank  der  inneren  und  äusseren 
Politik  im  „Jahrhundert  der  Revolution“,  deren  Reflex  die  eolossale 
Steuerlast  ist,  hier,  wie  in  anderen  Fällen,  wo  ähnliche  Bedenken 
auftauchen,  beim  Enregistrement  und  Stempel  (S.  579  ff.),  bei  den  Ge- 
tränkesteuern  (S.  655  ff.),  vor  einem  peinlichen  Dilemma : schiebt  man 
diesen  Steuern  eine  so'  grosse  Quote  des  Steuerbedarfs  zur  Deckung 
zu,  so  erreicht  man  zwar  diese  Deckung,  aber  es  erheben  sich  die 
angedeuteten  Bedenken;  berücksichtigt  man  diese,  so  wird  die 
Deckung  des  Bedarfs  noch  schwieriger  und  man  muss  wieder  zu 
manchen  anderen  Steuern  greifen,  d.  h.  die  Gesammtbesteuerung 
noch  verwickelter  und  für  die  Volkswirtschaft  vielleicht  noch  lästiger 
machen.  Die  französische  Besteuerung  leidet  eben  einmal  unver- 
meidlich unter  den  Folgen  der  Politik  ihres  Landes.  „Macht  mir 
gute  Politik,  und  ich  will  Eure  Besteuerung  erträglich  machen.“ 
Diesen  Satz  hat  das  „neue“,  wie  das  „alte  Regiment“  in 
Frankreich  gleichermassen  vergessen  und  — muss  nun  die  Folgen 
tragen. 
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ß)  Das  Pul  vc rin  o nopol. 

Gesetzgebung.  (Hauptbestimmungen.)  Ges.  v.  13.  Fructidor  V (30.  Aug. 
1797).  Ges.  v.  10.  Aug.  1819  (Freigabe  der  Salpetergewinnung).  Ges.  v.  16.  März 
1819  (Preisnormirung).  Ord.  v.  17.  Nov.  1819  (Ergreiferprämicn).  Ges.  v.  24.  Mai  1 834. 
Ges.  v.  25.  Juni  1841  (Art.  25,  Strafen).  Ord.  v.  5.  Oct.  1842  (Prämien).  Decr.  v. 
1.  März  1852  (Strafen).  Ges.  v.  19.  Juni  1871  (Strafen-).  Ges.  v.  4.  Sept.  1871  Art.  11 
(Verdopplung  des  Preises  des  Jagdpulvers).  Ges.  v.  25.  Juli  1873  (Herabsetzung  des 
Preises  auf  den  früheren  Stand).  25%  Zuschlag  f.  Jagdpulver  durch  Ges.  v.  30.  Dec. 
1873  und  2.  Juni  1875.  — Zahlreiche  ältere  und  neuere  Decrete  über  sicherheits- 
polizeiliche Einzelheiten;  über  die  Organisation  (Decr.  v.  13.  Nov.  1873);  dann  über 
den  Tarif,  neuerdings  bes.  über  den  Preis  des  zur  Ausfuhr  bestimmten  Pulvers, 
die  Bedingungen  dabei  u.  A.  m.  (so  Decr.  v.  21.  Mai  1880).  (S.  Olibo).  — Antrag 
auf  Aufhebung  des  Pnlvcrm onopols  i.  J.  1887  (Bull.  XXIII,  574).  Ueber  Dy- 
namit u.  s.  \v.  s.  schon  o.,  § 279. 

Literatur.  Yignesl,  201.  Block,  dict.  Art.  poudres  et  salpetrcs,  auch  iui 
suppl.  gen6r.  und  in  den  Jahressupplementcn.  Olibo  II,  440 — 517,  auch  III,  15(1, 
Bull.  XXII,  474— 4S2  (geschieht].  Ueberblick  über  die  bezügliche  Gesetzgebung  von 
Pulver  und  Salpeter  v.  10.  Jahrhundert  an),  v.  Hock  S.  355 — 359.  v.  Kaufmann 
S.  537 — 540.  — Mathieu-Bodet  I.  41,  307.  Amagat  p.  342.  Die  Enquete  von 
1883  ff.  bezog  sich  z.  Th.  mit  auf  das  Pulvermonopol.  S.  die  „Keponses“  (S.  710) 
des  Steuerdirectors  p.  305.  — Tarif  (im  Einzelnen  öfters  verändert,  bes.  f.  Pulver 
zum  Export)  Bull.  XVI,  552  fr.  — Statistik  Bull.  XVII,  548,  XXIII,  4S3.  Faurc 
p.  130,  230.  Berichte  der  Verwaltung  der  iudir.  Steuern  über  die  Erträge. 

§.  298.  1.  Im  Allgemeinen.  Schon  im  Ancien  regime 

hatte  seit  dem  16.  Jahrhundert  ein  Monopol  der  Pulverfabrikation 
und  des  Pulververkaufs  wie  der  Salpetergewinnung  aus  Gründen  der 
hohen  Staatspolitik  und  nationalen  Sicherheit  bestanden.  Dasselbe 
war  besonders  durch  die  Berechtigungen  in  Betreff  der  Nach- 
grabungen auf  Salpeter  in  Privathäusern  lästig  geworden,  ein  Vor- 
recht, das  von  Ferraiers  ausgeübt  beständig  Anlass  zu  Klagen  ge- 
geben hatte.  Darin  traten  jedoch  noch  vor  der  Revolution  wesentliche 
Verbesserungen  ein.  Der  Staat  übernahm  die  Gewinnung  von  Salpeter, 
die  Fabrikation  und  den  Verkauf  von  Pulver  im  Jahre  1770  in 
eigene  Regie,  machte  die  Naehsuehung  von  Salpeter  vom  Willen 
der  Hauseigenthümer  abhängig  und  befreite  schliesslich  die  Wohn- 
häuser ganz  von  dieser  Naehsuehung  (1777). 

Bei  der  besonderen  Lage  dieses  Monopols  entging  dasselbe  imcl 
damit  die  mit  ihm  verbundene  Einnahme  auch  der  allgemeinen  Auf- 
hebung derartiger  Einrichtungen  im  Jahre  1791,  obwohl  es  nach 
seinem  Erträgniss  zu  den  verfehmten  „indirecten  Steuern“  gehörte. 
Die  Wirren  der  Zeit  führten  indessen  thatsächlich  zu  einem  Bruch 
des  Monopols,  auch  hörte  die  Fabrikation  und  der  Verkauf  von  Pulver 
Seitens  des  Staats  zu  Privatzwecken  aus  Gründen  der  öffentlichen 
Sicherheit  auf’.  Diesem  Zustande  suchte  das  Gesetz  vom  1.8.  Fruc- 
tidor V (30.  Aug.  1797)  ein  Ende  zu  machen,  indem  cs  aus  Gründen 
der  inneren  Sicherheit  und  um  der  Ruhe  der  Bürger  Willen  wie  im 
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Interesse  der  Nationalvertheidigung  nach  Aussen,  gemäss  dem  noch 
geltenden  Rechtszustand  die  Gewinnung  von  Salpeter  und  die 
Herstellung  und  den  Verkauf  des  Pulvers  von  Neuem 
ausdrücklich  dem  Staate  allein  vorbehielt.  Auch  die  private 
Einfuhr  von  Pulver  und  Ein-  und  Ausfuhr  von  Salpeter  wurden 
verboten,  ebenso  der  Besitz  von  Kriegspulver,  und  der  Besitz  von 
allem  andern  Pulver  beim  Privaten  ohne  besondere  obrigkeitliche 
Ermächtigung  auf  5 (seit  1834  auf  2)  Kil.  beschränkt,  sowie  eine 
Reihe  von  weiteren  sicherheitspolizeilichen  Anordnungen  getroffen. 

Das  Monopol  bezieht  sich,  nach  der  Auslegung  der  Judicatur, 
auch  auf  alle  dem  Schiesspulver  ähnlichen  Explosivstoffe. 

Das  Monopol  wurde  und  wird  mittelst  der  Preisnormirung  für 
das  Pulver,  namentlich  für  das  Jagdpulver,  fiscalisch  in  der  Weise 
ausgenutzt , dass  es  mit  zur  Erhebung  einer  Verbrauchssteuer 
dient,  die  den  Haupttheil  des  Reinertrags  bildet. 

Das  Gesetz  vom  Fructidor  V ist  noch  heute  die  Grundlage  des 
Monopolrechts.  Doch  sind  manche  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
beseitigt  oder  abgeändert  worden.  Namentlich  wurde  die  Einfuhr 
ausländischen  Salpeters  und  die  Gewinnung  und  der 
Verkauf  von  S a 1 p e t e r i m I n 1 a n d e,  mit  wenigen  Beschränkungen, 
seit  1819  freigegeben  (Ges.  v.  10.  März  1819),  so  dass  seitdem 
das  Monopol  sich  im  Wesentlichen  nur  noch  auf  Pulver  und  andere 
ähnliche  Explosivstoffe  bezieht.  Aber  auch  in  dieser  Hin- 
sicht hat  neuerdings  eine  Einschränkungdes  Monopols  statt- 
gefunden, indem  durch  das  Gesetz  v.  8.  März  1875  die  Fabrikation 
von  Dynamit  und  Nitro-Gly  cerin-Sprengstoffen  der  Privat- 
industrie überlassen  wurde  (s.  o.  §.  279). 

An  die  Aufhebung  des  ganzen  Monopols  ist  öfters  gedacht 
worden.  Ein  im  Jahre  1887  gestellter  Antrag  ging  darauf  hinaus. 
Es  sollten  im  Allgemeinen  die  Grundsätze  des  Gesetzes  v.  8.  März 
1875  betr.  Dynamit  auch  auf  Pulver  angewendet,  also  dessen 
Fabrikation  und  Verkauf  unter  genügenden  Cautelen  der  Privat- 
industrie überlassen  werden.  Doch  ist  es  bisher  nicht  dazu  ge- 
kommen. Zwingende  sicherheitspolitische  Gründe  sprechen  kaum 
für  das  Monopol,  wie  auch  das  Beispiel  anderer  Länder  beweist. 
Die  Erhebung  einer  indirecten  Verbrauchssteuer  vom  Jagdpulver, 
worin  die  finanzielle  Bedeutung  des  französischen  Monopols  im 
Wesentlichen  besteht,  — eine  Art  „Luxussteuer“  — Hesse  sich,  wie 
bei  Dynamit,  auch  hei  der  Privatfabrikation  nach  den  üblichen 
französischen  Formen  durchführen.  Anderseits  sind  die  Gründe  für 
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die  Aufhebung  eines  altbestehenden  Monopols  auch  nicht  durch- 
schlagend. 

§.  299.  2.  Einrichtung. 

a)  In  der  Verwaltung  des  Monopols  sind  mehrfach  Ver- 
änderungen eingetreten,  welche  früher  schon  in  Verbindung  mit 
anderen  Organisationen  zu  erwähnen  gewesen  sind  (S.  599  u.  720). 
Jetzt  ist  die  Pulver  fab  rikation  wieder  dem  Kriegsministerium, 
der  Verkauf  des  Pulvers  an  Private  der  Generaldirection 
der  indirecten  Steuern  übertragen:  also  bei  diesem  Monopol 
eine  ähnliche  Vertheilung  der  Functionen  wie  beim  Tabakmonopol 
(S.  719). 

Das  Pulver  für  Private  umfasst  das  für  den  Handel,  auch  Export,  Jagd,  Berg- 
werke, Feuerwerke,  Schützengesellschaften,  die  Handelsmarine  u.  s.  w.  bestimmte 
Pulver.  Die  Herstellung  desselben  erfolgte  bis  zum  Jahre  1865  durch  das  Kriegs- 
ministerium. Damals  wurde  diese  Aufgabe  der  Generaldirection  der  Staatsmanufacturcn 
mit  übertragen,  im  Jahre  1874  aber  in  dieser  Beziehung  der  frühere  Zustand  wieder 
hergestellt  (Decr.  v.  13.  Ko?.  1873).  — Im  Kriegsministerium  besorgt  jetzt  wieder  eine 
eigene  Abtheilung  diese  Geschäfte,  das  Corps  des  ingenieurs  des  poudres  et  salpetrcs 
(Decr.  v.  9.  Mai  187’)).  In  Folge  des  Armeegesetzes  v.  16.  März  1882  sind  hier 
formelle  Aendeiungen  in  Bezug  auf  die  Trennung  der  Direction  und  der  Ausführung 
der  Geschäfte  eingetreten  (Decr.  v.  19.  Febr.  1883,  Block,  suppl.  gen  er.  p.  379).  Der 
Verkauf  des  Pulvers  für  Private  — zu  dem  eventuell  auch  Kriegspulver,  z.  B. 
für  den  Export  nach  anderen  Ländern  gehört  — untersteht  nach  wie  vor  1863  und 
1873  der  Generaldirection  der  indirecten  Steuern. 

b)  Die  Normirung  derPreise  des  im  Innern  abgesetzten 
Pulvers  erfolgt  durch  Gesetz,  diejenige  der  Preise  des  für  die 
Ausfuhr  bestimmten  Pulvers  jährlich  durch  Ministerialerlass,  nach 
Uebereinkunft  zwischen  dem  Kriegs-  und  Finanzministerium.  Ein 
eigentlicher  Steuerzuschlag  findet  dabei  ausdrücklich  nur  bei 
dem  für  die  Jagd  u.  dgl.  dienenden  Pulver  statt,  während  das 
Bergwerkspulver  sowie  das  zur  Ausfuhr  bestimmte  um  einen 
Preis  verkauft  werden  soll,  welcher  ein  gesetzliches  Maximum  nicht 
überschreiten  darf  und  den  eigenen  Herstellungs-  und  Transport- 
kosten der  Regie  am  Orte  der  Verwendung  anzupassen  ist. 

Ges.  v.  16.  März  1819.  Olibo  II,  514.  Bull.  XXII,  478.  Der  Tarif  selbst 
spccialisirt  nach  Verwendungszwecken  und  Sorten  genau.  Die  Verdopplung 
der  Preise  des  Jagdpulvers  nach  dem  Kriege  von  1870 — 71  (Ges.  v.  4.  Sept.  1871 
Art.  11)  wurde  wegen  auch  fiscalisch  nachtheiliger  Einwirkung  auf  den  Consum  bald 
wieder  rückgängig  gemacht  (Ges.  v.  25.  Juli  1873).  Doch  unterliegt  Pulver  im  Inland 
dem  25%  Zuschlag  der  indirecten  Steuern  zum  Principal.  Bei  der  Festsetzung  der 
Preise  für  das  zur  Ausfuhr  bestimmte  Pulver  sind  die  allgemeinen  Prcisconjuncturcn 
massgebend. 

Der  bestehende  Tarif  ist  für  Jagdpulver  nach  4 Sorten  p.  Kil.  28 — 19.35 — 15 — 
11.85  Frcs.  (Consumentcnpreis,  s.  u.),  ausnahmsweise  für  englisches  Pulver  33  Frcs.;  für 
Bergwcrkspulver  in  3 Sorten  2.85 — 2.50 — 2 Frcs.:  für  Pulver  zu  verschiedenen  anderen 
Zwecken  3.40 — 2 — 1.60  — 1.50 — 1.40  Frcs.;  sogen,  pulverin  0.90;  ausserdem  noch 
einige,  weitere  Specialsätze.  Besondere,  meist  erheblich  niedrigere  Tarife  bestehen 
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wieder  für  Pays  de  Gcx,  Zone  von  Obersavoicn,  Corsica,  Tunis,  Monaco.  — Der  Tarif 
für  die  Jagdpulvcr  zutn  Export  ist  1S80  erheblich,  z.  Th.  auf  die  Hälfte  herabgesetzt 
worden,  so  für  3 Sorten  von  5 und  4.25  — 4.50  und  3.75  — 4 und  3.25  Frcs.  p.  Kil. 
auf  bez.  2.50  und  1.90  — 2.25  und  1.65  — 2 und  1.40.  Vgl.  die  Tarife  im  Bull. 
XVI,  552  ff.,  XXII,  479  ff.,  XXIII,  302  ff. 

c)  Der  Rohertrag  des  Monopols  kommt  grösstentheils  aus 
dem  Verkauf  der  dritten  und  vierten  Sorte  Jagdpulvers  und  der 
ordinären  Sorte  Bergwerkpulvcrs.  Der  Reinertrag  kann  übrigens 
aus  dem  Jagdpulver  nicht  allein  herrühren,  wenigstens  neuerdings 
nicht,  wie  das  Verhältnis s des  Absatzes  von  Jagdpulver  und  des 
Erlöses  dafür  zum  Reinertrag  ergiebt.  Es  muss  demnach  auch  an 
dem  anderen  Pulver  und  nach  Lage  des  Dinge,  wie  sie  die 
statistischen  Zahlen  constatiren,  vornemlich  doch  am  Bergwerks- 
pulver, nicht  ganz  unbedeutend  von  der  Regie  profitirt  werden. 

Die  Verkaufsmengen  und  Ertragsverhältnisse  waren  folgende  (ältere 
Daten  bei  v.  Hock  S.  359;  Bull.  XVII,  548,  XXII,  482,  XXIII,  300  fl.,  Faure 
p.  130,  230:  übrigens  in  den  amtl.  Quellen  mehrfach  etwas  abweichende  Daten). 


Verkaufte 

Menge 

Erlös. 

Gewinnungs- 

kosten 

Reingewinn 

1000  Kil. 

1000  Frcs. 

1000  Frcs. 

1000  Frcs. 

1819 

683 

3,272 

2,181 

1,091 

1835 

954 

4.615 

2,302 

2,313 

1854 

2,497 

8,025 

3,653 

4,372 

1864 

4.183 

12,817 

5,671 

7,146 

1869 

4,582 

14,084 

4,449 

9,635 

1874 

4,124 

13,081 

4,270 

8,811 

1885 

4,740 

15,006 

4,541 

10,465 

Die  Zahlen  beziehen  sich  mit  auf  Algier.  Auch  verhältnissmässig  ist  der 
Reinertrag  immer  günstiger  geworden.  1 Kil.  kostete  der  Regie  hiernach  durchschnitt- 
lich 1SS5  0.95  Frcs.  und  wurde  von  ihr  für  4.01  Frcs.  verkauft,  also  mit  einem 
Gewinn-  oder  Steueraufschlag  von  322  °/0,  der  beim  Jagdpulver  noch  viel  erheblicher 
gewesen  sein  muss.  Seit  1882  sind  Verkaufsmenge  und  Erlös  etwas  gesunken,  der 
Reinertrag  wenig.  Auch  die  Dynamitsteuer  hat  seit  1882  im  Ertrage  abgenommen 
(S.  690,  697). 

Nach  dem  Jahresbericht  der  Direction  der  indirecten  Steuern  — init  etwas 
abweichenden  und  zwar  kleineren  Zahlen,  als  die  vorausgehendeu  (s.  Bull.  XXI,  436, 
XXIII,  300)  — wurde  1885  an  Jagdpulvcr  iin  Inland  verkauft  491,000  Kil.  für 

6.029.000  Frcs.,  p.  Kil.  12.3  Frcs.,  wovon  auf  die  zwei  untersten  Sorten  allein  bez. 

131.000  und  350,000  Kil.  zu  1,884,000  und  3,937,000  Frcs.;  an  Minenpulver 

2.815.000  Kil.  für  6,350,000  Frcs.,  p.  Kil.  2.25  Frcs.,  fast  alles  von  der  niedersten 
Sorte  oder  Tarifclasse.  Die  Verkäufe  für  die  Ausfuhr  betrugen  832,000  Kil.  für 

935.000  Frcs.,  p.  Kil.  1.11  Frcs.  Der  kleine  Rest  von  der  ganzen  Snmmc  (die  im 
Bull.  a.  a.  O.  nur  zu  4,410,000  Kil.  für  13,802,000  Frcs.  angegeben  wird,  also  etwas 
niedriger  als  in  der  vorausgehenden  Tabelle)  kam  auf  die  sämmtlichcn  anderen  Ver- 
wendungszwecke und  Absatzgebiete. 

(1)  Der  Verkauf  des  Pulvers  ist  ganz  ähnlich  eingerichtet  wie 
beim  Tabakmonopol  (§.  291).  Das  der  Direction  der  indirecten 
Steuern  vom  Kriegsministerium  Überlieferte  Pulver  wird  in  Nieder- 
lagen (Entrepots)  gebracht  und  von  hier  aus  tlieils  direct  an 
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Consumenten  verkauft,  theils  und  vornemlich  an  Debitanten  zu 
einem  etwas  ermässigten  Preise  — dem  „Debitantenpreise“  — ab- 
gegeben, welche  es  dann  nach  dem  amtlichen  Tarif  des  Consumenten- 
preises  an  das  Publikum  verkaufen.  Für  einzelne  Sorten  bestehen 
besondere  Bestimmungen.  Die  Debitanten  müssen  über  die  Verkäufe 
genau  Buch  führen,  insbesondere  über  Zeitpunct,  Sorte,  Menge  des 
Pulvers,  über  Namen,  Beruf  und  Wohnort  des  Käufers. 

Vielfach  fungiren  die  Verleger  und  Debitanten  des  Tabaks  zugleich  mit  für 
Pulver.  Die  Ernennung  besonderer  Pulverdebitanten  erfolgt  durch  den  Präfecten. 
Die  Zahl  der  Debitanten  war  1S69  (ohne  Elsass-Kothringcn)  8.042.  1S85  10,079.  Die 
Provision  der  Debitanten  beträgt  beim  Jagdpulver  1.20.  meist  0.60  Frcs.  p.  Kil.,  Minen- 
pulvcr  darf  nur  von  solchen  Debitanten  verkauft  werden,  die  dazu  eine  eigene  Er- 
mächtigung des  Präfecten  haben,  und  auch  dann  nur  auf  Grund  eines  Ccrtilicats  des 
Maiics  oder  des  leitenden  Ingenieurs  hinsichtlich  der  Verwendung.  Die  Preise  dieses 
Pulvers  sind  für  Debitanten  und  Consumenten  jetzt  dieselben.  Die  Verkäufe  von 
Pulver  erfolgen  vorschriftsmässig  in  Behältern  und  Mengen,  welche  für  die  verschie- 
denen Sorten  verschieden  sind.  — Mancherlei  sicherheitspolizeiliche  Vorschriften  be- 
stehen natürlich  für  die  Aufbewahrung  und  den  Transport  von  Pulver.  In  unruhigen 
Zeiten  können  die  Präfecten  den  Verkauf  von  Pulver  ganz  verbieten,  die  Vorräthe 
der  Debitanten  einziehen  oder  den  Verkauf  auf  Debitc  in  den  Hauptorten  der  Arron- 
dissements beschränken  und  ihn  an  specielle  Ermächtigung  der  Käufer  knüpfen.  Die 
Debitanten  unterliegen  der  steucramtlichen  visite  und  im  Princip  dem  exercice.  S. 
darüber  und  über  das  auch  hier  umfangreiche  Detail  des  Verwaltungsrechts  Olibo, 
7..  B.  II,  501. 

Salpeterfabrikanten,  welche  ausserhalb  der  Bezirke  der  staatlichen  Salpeter- 
fabriken  ihr  Geschäft  treiben,  sind  licenz pflichtig  (25  Frcs.).  Solcher  gibt  es  aber 
seit  Jahren  nur  ?. — 5. 

c)  Die  Strafandrohungen  sind  auf  diesem  Gebiete  mehr- 
fach besonders  scharf,  was  sich  aus  der  Verknüpfung  sicherheits- 
polizeilicher mit  den  fiscalisehen  Interessen  zur  Genüge  erklärt. 
Namentlich  wird  in  einigen  wichtigeren  Fällen  mit  Confi scation 
der  Objecte  und  mit  Geldstrafen  Gefängnissstrafe  verbunden. 
Zur  Aufspürung  von  Contraventionen  dienen  hier  in  besonderem 
Maasse  Prämien  der  Ergreifer.  Eigene  Anzeigepflichten  über 
Pulvervorräthe  bestehen  für  ankommende  Schifte.  Die  früher  auch 
hier  zulässige  Vereinbarung  der  Steuerbehörde  in  Bezug  auf 
Confiscation  und  Geldstrafen  Uber  Abfindungssummen  hat  seit 
1851  zu  Gunsten  steter  gerichtlicher  Entscheidung  aufgehört. 

S.  bes.  Ges.  v.  Fruct.  V,  Art.  27 — 31,  36.  Ges.  v.  28.  Apr.  1816  Art.  222 — 225, 
Ges.  v.  24.  Mai  1834  Art.  2 — 4.  Ges.  v.  25.  Juni  1841  Art.  25.  Olibo  II,  469  ff., 
501 — 514.  Block,  dict.  Art.  poudres  Nr.  15 — 21.  Beispiele:  bei  unerlaubter  Pulver- 
fabrikation Geldstrafe  von  3000  Frcs.,  Conliscation  des  Pulvers  und  der  Gcräthc 
und  Stoffe  zur  Herstellung;  Einsperrung  der  beschäftigten  Arbeiter  auf  3 Monat, 
beim  Kückfall  auf  1 Jahr;  1fa  der  Geldstrafen  an  deu  Denuneianten.  Bei  unerlaubtem 
Verkauf  300 — 1000  Frcs.  und  Gefängniss  von  1 Monat  bis  2 Jahren,  letztere  Strafe 
auch  bei  unerlaubtem  Besitz  von  Kriegs-  oder  Armeepulver  oder  bei  Besitz  von 
mehr  als  2 Kil.  anderem  Pulver,  neben  100  Frcs.  Geldstrafe.  Handelsschiffe, 
welche  nicht  binnen  24  Stunden  nach  Ankunft  ihre  Pulvervorräthe  angemcldet  haben, 
laufen  500  Frcs.  Geldstrafe.  Verbotene  P u h erein  fuh  r ins  Staatsgebiet  unterliegt 
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ausser  Confiscation  des  Pulirers  und  der  Transportmittel  einer  Strafe  von  20.44  Frcs. 
p.  Kil.  Pulver;  bei  Einfuhr  zur  See  dem  doppelten  Satze.  Die  Ergreife rantheilc 
richten  sich  z.  Th.  nach  der  Zahl  der  arrctirten  Contravenienten  (15  Frcs.  p.  Kopf) 
und  nach  der  Menge  des  beschlagnahmten  Pulvers  (3  Frcs.  p.  Kil.). 


y.  Das  Streich-  oder  Zündhölzchen-Monopol. 

(Monopole  des  allumcttes.) 

Gesetzgebung.  Erste  Einführung  einer  Steuer  durch  Ges.  v.  4.  Sept.  1871, 
Art.  3 — 5,  dazu  Ausführnngsdecret  v.  2'*.  Nov.  1871.  Tarifänderung  durch  Ges.  v. 
22.  Jan.  1872,  Art.  4.  Decret  v.  29.  Febr.  1872.  — Errichtung  des  Monopols  durch 
Ges.  v.  2.  Aug.  1872;  in  Art.  3 dieses  Gesetzes  Erklärung  der  Anwendbarkeit  der 
Expropriations-Grundsätze  des  Ges.  vom  3.  Mai  1841.  Oeffentl.  Zuschlag  für  die  Ver- 
pachtung des  Monopols  an  eine  Gesellschaft  am  12.  Oct.  1872,  nach  Lasteuheft  v. 
5.  Sept.  1872.  Ueber  die  Durchführung  der  Expropriation  finanzmin.  Circular  v. 
8.  Nov.  1872  an  die  Präfcctcn.  Ges.  v.  15.  März  1873  über  die  Ausübung  des 
Monopols  und  den  Verkauf  der  Streichhölzchen.  Dccr.  v.  30.  Dec.  1874  betr  Er- 
mächtigung der  concessionirten  Monopolgescllschaft  zum  Verkauf  von  Luxusstreich- 
hölzchcn  und  Tarif  dafür.  Vertrag  zwischen  dem  Finanzminister  und  der  conccss. 
Monopolgesellschaft  vom  11.  Dec.  1874.  Ges.  v.  28.  Jan.  1875  betr.  das  Monopol 
(in  Art.  3 Erklärung  der  Anwendbarkeit  der  Unterschleif  bei  Tabak  betreffenden  Be- 
stimmungen der  Art.  222  und  223  des  Ges.  v.  28.  Apr.  1816  auf  Contravcntionen 
gegen  Gesetze  und  Dccrefc  betr.  das  Streichhölzchen-Monopol).  Decr.  v.  1.  Febr. 
1875  betr.  Verkaufspreise  gewisser  J.uxushülzchen.  Ges.  v.  28.  Juli  1875  betr.  Unter- 
drückung von  Untcrschlcifen  (Anwendbarkeit  der  Art.  217,  218,  237  dos  Ges.  v. 
28.  Apr.  1816).  Decr.  v.  10.  Aug.  1S75.  Neue  Verpachtung  des  Monopols  v.  1885 
an,  Zuschlag  Aug.  1884,  nach  Lasten  lieft,  mit  Tarif,  vom  7.  Juli  1884. 

Literatur.  Vignes  I,  181—185.  Block,  dict..  Art.  allumettes  chirniqucs, 
auch  suppl.  gener.  p.  19  (Vertrag  v.  1884).  Say,  dict.  ders.  Artikel.  Olibo  III, 
345 — 393  (Gesetze,  Decrete,  Lastenheft,  Pachtvertrag  im  Wortlaut,  mit  Noten,  auch 
Entscheidung  der  Streitfragen).  Dejean,  code,  die  einzelnen  Gesetze  (mit  Noten). 
Bull.  XVI,  639  ir.  (Erneuerung  des  Vertrags,  1884,  Lastenheft),  v.  Kaufmann 
S.  541 — 550  (ein  vorzüglicher,  reichhaltiger  Abschnitt,  Auszüge  aus  den  Motiven,  Ver- 
handlungen, bes.  über  die  Streitigkeiten  zwischen  Pachtgcsellschaft  und  Staat,  worauf 
hier,  unter  Hinweis  auf  Kaufmanns  Darstellung,  nicht  näher  eingegangen  wird;  s. 
darüber  auch  Say,  dict.  p.  128.  — Mathieu-Bodct  I,  41,  84,  148,  308,  313.  — 
Tarif  (neuer  v.  1885)  im  Bull.  XVI.  532  und  in  den  oben  genannten  Gesetzen  und 
Decreten.  — Statistisches  bei  v.  Kaufmann.  Faure  p.  130  (Ertrag  f.  d.  Staat), 
Bericht  über  indirecte  Steuern. 

§.300.  1.  Im  Allgemeinen.  Einführung  einer  Steuer. 
Die  Besteuerung  derStreichhölzchen  bietet  nach  drei  Seiten 
ein  besonderes  Interesse,  einmal  als  neue  Verbrauchssteuer 
auf  einen  wichtigen,  ja  unentbehrlichen  Consumartikel, 
sodann  weil  man  sich  veranlasst  gesehen  hat,  die  erst  im  Jahre  1871 
eingeführte  neue  Steuer  schon  im  folgenden  Jahre  wesentlich  aus 
steuertechnischen  Gründen  in  die  M o n o p o 1 f o r m hinüber  zu  führen ; 
endlich  weil  man  das  Monopol  an  eine  Finanzgesellschaft  ver- 
pachtet bat. 

Beides  Letztere  Maassregeln,  welche  den  Grundsätzen  moderner 
französischer  Finanzpolitik  widersprechen,  denn  bei  Tabak  und 
Pulver  handelte  es  sich  doch  um  alte  Monopole,  für  welche  in  einem 

49  * 


760  6.  B.  2.  K.  Stcuerrecht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  300. 

Falle  auch  eminent  wichtige  Finanzinteressen,  im  anderen,  der  An- 
nahme nach,  Sicherheitsinteressen  sich  geltend  machten.  Bei  den 
Streichhölzchen  war  erst  ein  neues  Monopol  einer  einmal  be- 
stehenden und  entwickelten  Privatindustriegegentiber  einzuführen, 
nachdem  schon  die  Besteuerung  dieses  Artikels  erheblichen  Bedenken 
begegnet  war.  Und  vollends  die  Verpachtung  dieses  Monopols, 
die  damit  verbundene  Nothwendigkeit,  Privatorganen  wichtige 
Control  rechte  zu  gewähren,  war  eine  mehr  an  die  berufenen 
Zeiten  der  fermiers  des  aneien  regime  erinnernde  Massregel,  die 
dennoch  — nicht  nur  beliebt  wurde,  sondern  sich  einbürgerte  und 
wenigstens  bis  jetzt  bestehen  geblieben  ist.  Das  Ganze  ein  neues 
Beispiel,  dass  man  auf  diesem  Gebiete  mit  Generalisationen , wie 
„die  und  die  Einrichtung  gehört  definitiv  nur  der  und  der  finanz- 
geschichtlichen Epoche  an“,  vorsichtig  sein  muss.  Mindestens  heisst 
es  auch  hier:  „keine  Regel  ohne  Ausnahme“.  Ob  eine  solche  Aus- 
nahme im  concreten  Falle  Platz  greifen  soll  und  in  unserem  Bei- 
spiel berechtigt  war,  darüber  gehen  dann  freilich  die  Meinungen 
wieder  leicht  auseinander. 

Die  Einführung  einer  Verbrauchs-  oder  Fabrikations- 
steuer auf  Streichhölzchen  gehört  zu  jener  Reihe  von  Besteuerungs- 
massregeln,  zu  denen  man  nach  dem  deutschen  Kriege  in  Frank- 
reich, gezwungen  durch  die  Finanznoth  derZeit  und  um  die  Steuerlast 
einigermassen  auf  verschiedene  Objecte  zu  vertheilen,  griff.  Die 
neue  Steuer  bildete  speciell  ein  Glied  in  der  Reihe  der  „neuen 
kleinen  Steuern“,  welche  oben  bereits  besprochen  worden  sind 
(§.  274—282).  Nur  ihre  spätere  Hinüberführung  in  die  Monopol- 
form ist  der  äussere  Grund  dafür,  dass  sie  erst  hier  zur  Darstellung 
kommt  (S.  690). 

Eine  solche  Streichhölzchensteuer  war  aber  kein  ganz  neues 
Steuerproject.  Man  hatte  vielmehr  schon  früher  unter  Napoleon  III. 
einmal  an  sie  gedacht  und  damals,  1860 — 62,  auch  Seitens  der 
Finanzverwaltung  mittelst  einer  eigenen  Enquete  Material  über  die 
Lage  der  betreffenden  Industrie  gesammelt.  Die  Wahrnehmung  des 
ausserordentlichen  Preis aufschlags,-  den  der  Artikel  durch 
den  Zwischenhandel  auf  dem  Wege  vom  ersten  Producenten  bis 
zum  Consumenten  erfahre,  von  200  °/0  und  vielleicht  noch  mehr, 
und  die  Beobachtung  der  grossen  Fe ue rsg e fah r,  die  durch  den 
Missbrauch  mit  dem  gleichwohl  selbst  im  Kleinhandel  noch  so  wohl- 
feilen Artikel  hervorgerufen  werde,  hatten  schon  vordem  die  Idee 
einer  Zündhölzchensteuer  auftauchen  lassen. 
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S.  Olibo  III,  346.  Um  1S62  schätzte  man  — wohl  zu  hocli  — die  Production 
von  Streichhölzchen  jeder  Art  auf  50  Milliarden  Stück,  im  Gewicht  von  11  Mill.  Kil., 
zu  einem  Fabrikationskosten-Aufwand  von  9,  einem  En-gros-Preise  von  11  und  einem 
Detail-Preise  von  26  Mill.  Frcs.  Also  ein  „Zwischengewinn“  von  17  Mill.  Frcs.  oder 
188%.  Die  Zahl  der  Fabriken  von  einiger  Bedeutung  war  c.  150,  ausserdem  an 
1000  kleine  Hausindustriebetriebe  mit  Vertrieb  der  Waare  durch  Colportage  der  Pro- 
ducentcn  selbst.  Ein-  und  Ausfuhr  glichen  sich  ungefähr  aus. 

Bei  der  Neuordnung  der  Finanzen  nach  dem  Kriege  erschien 
denn  auch  dies  Steuerproject  neben  den  zahlreichen  anderen,  zu 
denen  die  Finanzlage  drängte,  alsbald  auf  der  Bildfläche  und  wurde, 
trotz  mehrfacher  Opposition  und  principieller  wie  practischer  Be- 
denken zum  Gesetz  erhoben  (Gesetz  v.  4.  Sept.  1871). 

Es  wurde  vornemlich  mit  den  beiden  genannten  Gründen  inotivirt,  wozu  dann 
Ausschlag  gebend  noch  die  weitere  Erwägung  kam,  dass  der  Artikel  ebenso  gut,  wie 
mancher  andere,  damals  besteuerte,  eine  Steuer  ertragen  könne.  Dem  speciellen  principicllen 
Bedenken,  dass  es  sich  hier  um  einen  Artikel  noth wendigsten  Bedürfnisses 
handle,  begegnete  mau  mit  dem  freilich  sich  eigentlich  auf  hebenden  Doppeleiuwand, 
dass  eine  mässige  Steuer,  wie  sie  geplant  werde,  den  Gegenstand  gar  nicht  sehr  ver- 
theuern  werde,  da  sie  wesentlich  vom  grossen  Gewinn  des  Zwischenhandels  getragen 
werden  werde,  auch  die  Vertheilung  der  Consumtion  auf  die  ganze  Bevölkerung  die 
Steuer  für  den  einzelnen  Consumenten  kaum  fühlbar  machen  könne,  anderseits  aber 
eine  Vertheucrung  des  Artikels  für  den  Consumenten  aus  allgemeinen  Gründen 
erwünscht  sei,  um  den  gefährlichen  Missbrauch  zu  erschweren  und  so  Feuersgefahren 
zu  vermindern.  Ein  Gesichtspunkt,  der  seit  Jahren  vielfach  durch  die  Generalräthe 
vertreten  worden  war:  die  „legalen  Vertreter  der  Bevölkerung  hätten  so  zu  dieser 
Steuer  selbst  die  Initiative  ergriffen“.  — Ueber  die  zahlreichen  sonstigen  Steuer- 
projecte  in  der  Zeit  nach  dem  Kriege  s.  bes.  Amagat,  z.  B.  p.  168.  Erst  bei  der 
Würdigung  der  Finanzlage  nach  dem  Kriege,  wie  sie  in  solchen  Projecten  hervortritt, 
wird  man  dem  einzelnen  realisirten  Project,  mag  es  auch  sonst  Bedenken  genug  bieten, 
gerecht  werden. 

Die  durch  das  Gesetz  vom  4.  Sept.  1871  neu  eingeführte  Steuer 
wurde  in  den  üblichen  Formen  der  französischen  indireeten 
Verbrauchssteuern  bei  „privatwirthschafilicher  Productionsweise“ 
eingerichtet.  Daran  knüpften  sich  einige  besondere  Normen 
nach  der  specifischen  Natur  einer  Zündhölzchen-Besteuerung  an. 

Daher  Licenzpflicht  (20  Frcs.)  der  Fabrikanten  wie  der  mit  Fabrikautenrecht 
versehenen  Grosshändler  und  Commissionäre,  Declarationspflicht  über  Art  und 
Umfang  der  Fabrikation,  ebenso  der  Gross-  und  Kleinhändler  in  Betreff  ihres  Ge- 
schäfts. Unterstellung  der  Fabriken  und  Debite  unter  die  Controls  der  Beamten  der 
indireeten  Steuern  (Form  des  exercico),  entsprechende  Strafbestimmungen  u.  s.  w. 
S.  bes.  Ges.  v.  4.  Sept.  1871  Art.  3 — 4,  Keglern,  v.  29.  Nov.  1871  (Dejean,  p.  95  ff.). 

Für  das  steuerpflichtige  Object  „allumettes  chimiques“  wurde  eine  „Legal  - 
d e finit  io  n gegeben:  „alle  Objecte,  welche  mit  Zündstoff  versehen  (amorc6s)  oder 
derartig  präparirt  sind,  dass  sie  sich  durch  Reibung  (frottement)  oder  durch  jedes 
andere  Mittel,  als  directe  Berührung  mit  einem  in  Brand  befindlichen  Gegenstand  ent- 
flammen oder  Feuer  hervorbringen  können“  (Ges.  v.  1871  Art.  3). 

Der  Tarif  wurde  büchsen-  oder  packetweise,  nach  der  Zahl  der  Hölz- 
chen, bestimmt,  für  die  gewöhnliche  Waare  Typenmengen,  in  denen  sie  nur 
in  den  Handel  kommen  durfte  (50,  100,  200,  500,  1000),  festgestellt  und  verordnet, 
dass  alle  inländischen  oder  importirten  Hölzchen  nur  in  geschlossenen  Büchsen 
oder  Packeten,  bekleidet  mit  gestempelten,  die  Steuerzahlung  constatirenden 
Vignetten  circuliren  und  zum  Verkauf  kommen  dürften  (gen.  Ges.  Art.  4).  Der 
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Tarif  war  zuerst  — für  ordinäre  Waare  in  Holz  {regen  den  Entwurf  etwas  ermässigt 

l1/,  Cent,  für  Büchsen  von  50  Stück  und  darunter,  3 Cent,  für  51 — 1 00,  je  3 Cent. 

f.  je  100  in  grösseren  Büchsen  oder  Päckchen  für  Waare  in  Holz;  für  feinere  Waare 
aus  anderen  Stoßen  als  Holz  (Wachs  u.  s.  w.)  10  Cent.  f.  je  100  Stück.  Das  Ges. 
v.  22.  Juni  1872  erhöhte  den  Satz  für  Waare  in  Holz  auf  4 Cent,  für  je  100  Stück 
und  darunter.  Die  Stempelvignetten  mussten  nach  Decr.  v.  29.  Fcbr.  1872  von  den 
Fabrikanten  selbst  auf  ihre  Kosten  angebracht  werden,  während  ihnen  in  diesem  Falle 
zuerst  eine  Provision  gewährt  worden  war.  — Ausdrücklich  trug  auch  hier  iinpor- 
tirte  Waare  noch  neben  dem  Eingangszoll  die  innere  Verbrauchssteuer  (Ges.  v. 
4.  Sept.  1871  Art.  3)  und  unterlag  dieselbe  dann  auch  dem  Markirungszwang.  Export  - 
waare  war  steuerfrei. 

In  der  Praxis  bewährte  sich  diese  Besteuerung  jedoch 
nicht  sonderlich.  Der  Ertrag  blieb  namentlich  hinter  der 
Erwartung  zurück. 

Statt  15  Mül.  erhielt  man  nur  5 — 6 Mill.  (genau  in  1S72  5,972,000  Frcs.).  Die 
zahlreichen  und  zerstreut  liegenden  Fabriken  waren  schwer  ordentlich  zu  beaufsichtigen, 
die  Fabrikanten  klagten  dennoch,  da  die  geheime  Fabrikation  bei  dem  Artikel  nicht 
genügend  zu  verhüten,  daher  der  Unterschleif  gross  war.  Die  Klagen  über  die  Feuers- 
gefahr blieben  die  alten.  Den  Consumenten  aber  wurde  unerwartet  ganz  übermässig 
die  Waare  seit  Einführung  der  Steuer  vertheuert,  indem  der  Detailpreis  trotz  der 
schon  bisher  grossen  Gewinne  des  Zwischenhandels  nicht  bloss  um  3 — 4 Cent.  f.  100  Stück, 
sondern  um  5,  10,  selbst  15  Cent,  stieg.  „Das  Publicum  zahlte  so  fast  20  Mill.  Frcs. 
mehr,  als  es  beim  Monopol  zahlen  würde.“  (S.  die  Note  bei  Dejcan,  code  p.  252.) 

Auch  wenn  diese  Beschwerden  nicht  übertrieben  gewesen  sein 
sollten,  kann  man  ihre  volle  Beweiskraft  freilich  doch  bezweifeln, 
weil  die  Steuer  kein  ganzes  Jahr  ordentlich  in  Gang  war  und  sich 
doch  Manches  bei  längerem  Bestehen  gebessert  haben  möchte.  Den 
Consum,  und  damit  die  Ertragsfähigkeit  der  Steuer  hat  mau  über- 
haupt etwas  überschätzt,  wie  auch  in  der  Folgezeit  beim  Monopol 
sich  zeigte. 

Diese  „Erfahrungen“  führten  aber  dazu,  dass  der  bereits  an- 
fänglich aufgetauchte  Gedanke,  die  Steuer  in  Mo  nopol  form  ein- 
zurichten, schon  im  Sommer  1872,  noch  vor  Ablauf  eines  Jahres 
nach  der  ersten  Einführung  der  Steuer,  durch  ein  neues  Gesetz 
(vom  2.  Aug.  1872)  verwirklicht  wurde:  ein,  wenn  gerechtfertigtes 
oder  selbst  noth wendiges,  so  doch  auffallend  schnelles  Vorgehen  mit 
einer  auch  principiell  so  wichtigen  Massregel,  noch  bevor  die  bis- 
herige Steuerform  sich  wegen  der  Kürze  der  Zeit,  in  der  sie  in 
Geltung  stand,  überhaupt  nur  hätte  genügend  bewähren  können. 

§.301.  2.  Das  Monopol.  Die  Begründung  des  einzuführen- 
den Monopols  stützte  sich  auf  die  im  Vorausgehenden  angegebenen 
Puncte.  Das  Consumenten  inte  resse,  nicht  nur  was  den  Preis, 
sondern  auch  was  die  Qualität  des  Artikels  anlangt,  spielte  dabei 
eine  bemerkenswerthe  Holle.  Den  Ausschlag  gab  aber  doch  das 
Fi  nanzbed  ürfniss  und  die  Annahme,  dass  dessen  Deckung  für 


Digilized  by  Google 


Zündhölzchenmon  opol. 


7 Go 


den  von  der  Steuer  veranschlagten  Ertrag  von  mindestens  15  Mill. 
Frcs.  gerade  bei  diesem  Artikel,  nach  dessen  eigentüm- 
lichen Productionsbedingungen,  nur  durch  das  Mono- 
pol genügend  gesichert  werden  könne.  Diese  Erwägungen  siegten 
über  die  allgemeinen  Bedenken  und  über  eine  lebhafte  Opposition, 
welche  sich  gegen  die  Monopole  überhaupt  und  gegen  das  beab- 
sichtigte speciell  richteten,  wobei  die  Kosten  der  Expropriation  der 
bestehenden  Privatfabriken  und  die  Unmöglichkeit,  der  geheimen 
Fabrikation  überhaupt  Herr  zu  werden,  auch  als  finanzielle  Be- 
denken fcstgehalten  wurden.  Der  Hauptinhalt  des  massgebenden 
Gesetzes  v.  2.  Aug.  1872  ist  der  folgende. 

Von  der  Veröffentlichung  des  Gesetzes  an  wurde  „Ankauf,  Fabrikation  und  Ver- 
kauf von  Streichhölzchen  (allumcttcs  chimiques)  im  ganzen  Staatsgebiete  ausschliesslich 
dem  Staate  übertragen*1  (Art.  1).  Der  Finanzministcr  wurde  ermächtigt,  dies  Monopol 
entweder  direct  durch  die  Verwaltung  der  Staatsmanufacturcn  auszubeuten  oder  im 
Wege  öffentlichen  Zuschlags  oder  nach  gegenseitiger  Uebercinkunft  (ä  l’amiable)  eine 
Concession  für  die  Ausbeutung  des  Monopols  zu  erthcilcn  (Art.  2).  Zu»  Schaffung 
des  freien  Bodens  für  das  Monopol  sollte  die  Expropriation  der  bestehenden 
Fabriken  eintreten,  alsdann  nach  den  Bedingungen  des  Gesetzes  vom  3.  Mai  IS  13. 
Die  erforderliche  Entschädigungssumme  sollte  der  Finanzminister  Vorschüssen  dürfen 
und  mittelst  Vorwegnahmc  aus  dem  Monopolertrag  wieder  einziehen  (gen.  Ges.  Art.  1). 
Doch  wies  der  Finanzminister  die  Präfccten  in  einem  Circular  vom  S.  Nov.  1872 
(bei  Dejcan,  rode  p.  257)  selbst  darauf  hin,  dass  häufig  das  Interesse  des  Fiscus 
und  der  Industriellen  in  der  Vermeidung  der  Expropriation  übereinstimme,  daher 
dann  besser  an  deren  Stelle  vertragsmässige  Feststellung  der  Entschädigung 
treten  werde.  Nur  konnte  der  Fabrikant  seinerseits  immer  Expropriation  verlangen. 
Das  Gesetz  v.  1872  stellte  ferner  Maxima  der  Verkaufspreise  der  Streichhölzchen 
nach  Sorten  auf:  Waare  in  Holz  p.  Kil.  2Vä  Frcs.,  Büchse  von  150  10,  von  60  Stück 
5 Cent,  mit  erlaubter  Fehlergrenze  (tolerancc)  von  10%,  Waare  in  Wachs  10  Cent, 
für  Schachteln  von  40,  mit  gleicher  Fehlergrenze  (Art.  4).  Im  Falle  der  Verpachtung 
der  Steuer  sollten  die  finanziellen  Abmachungen  der  Bestätigung  der  Nationalversamm- 
lung bedürfen  (Art.  5).  Bei  jeder  Art  der  Ausbeutung  des  Monopols  sollten  Einfuhr. 
Circulation  und  Verkauf  der  Streichhölzchen  unter  dem  Regime  und  unter  den  Straf- 
bestimmungen der  Stcucrgcsctzc  v.  4.  Sept.  1871  u.  22.  Jan.  1872  verbleiben  (Art.  6). 

Eigeutbümlicber  Weise  und  rein  sachlich  nicht  recht  erklärlich 
entschied  sich  der  Finanzminister  für  die  Verpachtung  des  Mono- 
pols an  eine  Ae  tien  ge  seil  Schaft,  nicht  für  den  Eigenbetrieb. 

I)a  die  beiden  anderen  Monopole  in  eigener  Regie  zufriedenstellend  verwaltet 
wurden,  damals  noch  beide  durch  die  „Direction  der  Staatsmanufacturen“.  welche  die 
Consumartikel  fabricirtc  (S.  720),  so  hätte  cs,  sollte  man  meinen,  vollends  nahe  gelegen, 
das  neue  Monopol  ebenfalls  in  die  Eigcnverwaltung  zu  nehmen.  Die  ökonomisch- 
technischen Aufgaben  waren  nicht  besonders  schwierig,  jedenfalls  leichter  als  bei  den 
zwei  anderen  Monopolen,  die  Production  Hess  sich  nur  zu  ihrem  Vortheil  auf  wenige 
Hauptfabrikeu  concentriren , was  die  eigene  Regie  vollends  leistungsfähig  machen 
musste  und  von  der  Pachtgesellschaft  gleichfalls  durchgeführt  wurde.  Der  Vertrieb 
der  Waare  konnte  den  Tabakdebitanten,  aber,  um  den  Artikel  noch  allgemeiner  und 
bequemer  den  Oonsuinontcn  zugänglich  zu  machen,  auch  anderen  Privatdetaillistcn, 
wie  es  Seitens  der  Pachtgesellschaft  denn  auch  geschehen  ist,  überlassen  werden. 
Den  Schwierigkeiten  der  Regelung  des  Pachtwesens,  welche  bald  hervortreten  sollten, 
und  den  misslichen  Consoquenzeu,  Steuerpächtern  und  deren  Organen  weitgehende  und 
odiöse  Controlrechte  zu  übertragen,  wäre  man  entgangen.  Aber  allerdings  hätte  der 
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Fiscus  von  vornherein  das  Risico  des  Monopols,  das  sich  doch  nicht  genau  ver- 
anschlagen liess,  tragen  und  möglicher  Weise,  wenigstens  in  den  ersten  Jahren,  mit 
einem  niedrigeren  Heinertrag  sich  begnügen  müssen,  als  der  war,  welchen  der  Pacht- 
schilling der  Gesellschaft  verbürgte.  Es  scheint,  dass  diese  finanziellen  Rück- 
sichten, neben  etwa  mitsprechenden  politischen  Momenten,  für  die  Verpachtung  den 
Ausschlag  gaben.  Üb  mit  Recht,  möchte  ich  dahin  stehen  lassen. 

Der  Gesellschaft  wurde  durch  öffentlichen  Zuschlag  nach  dem 
Meistgebot  auf  Grund  der  Bedingungen  eines  „Lastenhefts“  vor  drei 
anderen  Bewerbern  das  Monopol  auf  zunächst  20  Jahre  liberlassen, 
vorbehaltlich  beiderseitigen  Ktindigungsrechts  am  Ende  jeder  fünf- 
jährigen Periode  immer  ein  Jahr  zuvor. 

Sie  bildete  sich  mit  einem  Capital  von  40  Mill.  Frcs.,  hatte  10  Mill.  Frcs. 
Caution  zu  stellen  und  jährlich,  solange  der  Consum  im  Monopolgebiete  40  Milliarden 
Stück  Streichhölzchen  im  Jahre  nicht  übersteigen  würde,  10,030,000  Frcs.  Pachtsu  in  me 
zu  entrichten,  für  den  höheren  Verbrauch  einen  verhältnissmässigen  Betrag;  für  die 
exportirten  Hölzchen,  die  nur  in  besonderen,  von  den  für  den  heimischen  Consum 
arbeitenden  ganz  getrennten  Anstalten  fabricirt  werden  durften,  1.6  Centimes  für 
1000  Stück  aus  Holz,  9 Cent,  für  1000  aus  Wachs.  Die  Gesellschaft  hatte  nach  ihrer 
Wahl  die  ihr  passenden  vom  Staate  erworbenen  bisherigen  Privatfabriken  unentgeltlich 
in  Gebrauch  zu  übernehmen  — was  aber  nur  mit  9 (oder  11?)  geschehen  ist  — , sie 
in  gutem  Zustande  zu  erhalten  und  sie  in  solchem  seinerzeit  zurückzustellen.  Eventuell 
durften  von  ihr  2 neue  Fabriken  auf  Staatskosten  errichtet  weiden  (bis  zum  Maximum 
v.  700,000  Frcs.  Kosten).  In  ähnlicher  Weise  übernahm  die  Gesellschaft  die  brauch- 
baren Geräthe  u.  s.  w. ; ferner  schätzungsweise  die  vorhandenen  Materialien  und 
Fabrikate  (für  1,796,000  Frcs.).  Die  Gesellschaft  musste  sich  verbindlich  machen,  die 
Bedürfnisse  des  Consums  genügend  zu  befriedigen,  die  für  den  Verkauf  bestimmten 
Sortcn-Typen  und  die  Maximalpreise  dafür  wurden  fcstgcstellt.  Der  Concessionar 
durfte  Specialagenten  vereidigen  lassen,  welche  dann  ermächtigt  waren,  Protokolle 
wegen  Verletzung  der  das  Monopol  betreffenden  Gesetze  und  Reglements  aufzunehmen, 
mit  Beweiskraft  bis  zum  Beweis  des  Gegentheils.  Er  konnte  in  diesen  Fällen  vor  wie 
nach  dem  Urtheil  sich  mit  den  Contravenienten  ablinden.  Für  Verstösse  der  Gesell- 
schaft gegen  die  vertragsmässigen  Verpflichtungen  wurden  Geldstrafen  angedroht;  auch 
dem  Staat  das  Recht  Vorbehalten,  wenn  die  Bedürfnisse  der  Consumtion  irgendwo 
nicht  genügend  befriedigt  werden  sollten,  auf  Kosten  der  Gesellschaft  die  erforderliche 
Abhilfe  eintreten  zu  lassen.  Zweifel  bei  der  Ausführung  oder  Auslegung  des  Ver- 
trags (Lastenhefts)  waren  im  Verwaltungswege  vom  Fiuanzminister  zu  entscheiden, 
vorbehaltlich  Recurs  an  den  Staatsrath.  (Das  Vorausgehende  aus  dem  Lastenheft  v. 
5.  Sept.  1872,  bei  Olibo  III,  355 — 365;  das  Lastenheft  enthält  noch  manches  weitere 
Detail.  S.  auch  Ges.  v.  15.  März  1S73.) 

Eine  Schwierigkeit,  auf  welche  schon  bei  der  Feststellung  der 
Bedingungen  in  dem  Lnstenhefte  hatte  Rücksicht  genommen  werden 
müssen,  lag  in  den  Verhältnissen  der  Einfuhr  ausländischer 
Streichhölzchen. 

In  Consequenz  des  Monopols  musste  diese  verboten  oder  nur  dem  Monopoüsteu 
selbst , bez.  der  Monopolpächterin  gestaltet  werden.  In  ersterer  Hinsicht  hinderten 
aber  die  Handelsverträge  wenigstens  zunächst  noch.  Es  konnte  daher  unmittelbar 
nur  ein  Verbot  der  Privateinfuhr  aus  Staaten,  mit  denen  keine  solchen  Verträge  be- 
standen, erfolgen.  Aus  Vertragsstaaten  blieb  diese  Einfuhr  gestattet,  gegen  den 
Zoll  und  eine  besondere  Steuer  von  4 Cent,  für  Holzwaare,  5 Cent,  für  Wachshölzchen 
p.  100  Stück,  aber  nur  für  den  persönlichen  Gebrauch,  bis  5 Kil.  für  den  Bezieher 
in  einem  Jahre,  Verkauf  und  Oolportago  wurden  verboten.  Die  importirtc  Waare 
musste  mit  Stempel  zum  Beweis  der  Gebührenzahlung  bekleidet  werden.  Nach  Ablauf 
der  Handelsverträge  wurden  Streichhölzer  nicht  mehr  in  die  neuen  Verträge  auf- 
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genommen  und  sind  seitdem  und  nach  dem  Tarif  v.  1S81  für  Privateinfuhr  unbedingt 
verboten.  Die  Monopolgesellschaft  darf  nur  mit  specieller  Ermächtigung  des  Finanz- 
ministers  ausländische  Waare  ei u führen  (Lastenheft  von  187  2 Art.  $,  Ges.  v.  15.  März 
1873  Art.  3,  Ges.  v.  28.  Jan.  1875  Art.  2,  Olibo  III,  361,  Say,  dict.  p.  128). 

Besondere  unerwartete  Schwierigkeiten  traten  aber  durch  die 
Verzögerungen,  welche  der  Erwerb  der  Privatfabriken 
durch  den  Staat  erfuhr,  für  die  Ausführung  des  Vertrags  ein. 

Die  zwanzigjährige  Conccssionsdauer  sollte  von  dein  Tage  an  laufen,  wo  die 
Gesellschaft  die  zur  Ausbeutung  des  Monopols  bestimmten  Fabriken  übernehmen  würde. 
Der  Termin  hierfür  musste,  weil  sich  die  vollständige  Abwicklung  der  Expropriations- 
geschäfte hinauszog  und  man  bis  dahin  den  bestehenden  Fabriken  den  Geschäftsbetrieb 
nicht  untersagen  konnte,  bis  1.  Oct.  1874  hinausgeschoben  werden,  von  wo  an  die 
Gesellschaft  daher  erst  mit  dem  Fabrikationsmonopol  bekleidet  wurde.  Da  aber  auch 
nach  diesem  Termin  noch  Vorräthe  von  bisherigen  Fabriken  im  Handel  waren  und 
noch  nicht  sofort  ganz  ausgeschlossen  werden  konnten,  wurde  in  einem  neuen  Vertrag 
zwischen  dem  Staate  und  der  Gesellschaft  vom  ll.Dec.  1874  (s.  denselben  bei  Olibo 
III,  366  ff.)  bestimmt,  dass  erst  der  1.  Januar  1S75  der  Termin  sein  sollte,  von  dem 
an  die  Gesellschaft  als  mit  dem  Monopol  ausgestattet  gelten  und  die  20jährige  Con- 
eessionsdauer  laufen  solle.  Der  neue  Vertrag  modificirtc  ausserdem  einige  andere 
Bestimmungen  des  früheren.  Seine  finanziellen  Stipulationen  wurden  in  dem  Ges.  v. 
28.  Jan.  1875  genehmigt.  Bis  1.  Jan.  1875  hatten  die  Streichhölzchen  der  Gesell- 
schaft, ebenso  wie  die  der  bisherigen  Privatfabriken  die  Steuersätze  der  früheren 
Gesetze  zu  tragen.  Einige  Ucbergangsbestimmungen  wurden  ebenfalls  noch  getroffen.  Die 
Betheiligung  des  Staats  an  dem  Gewinn  aus  dem  Absatz  von  mehr  als  40  Milliarden 
Stück  im  Inland  wurde  etwas  anders  normirt,  was  aber  keine  practischc  Bedeutung 
erlangte,  da  der  Vertrieb  diese  Höhe  nicht  erreichte  (Art.  6 d.  Vertr.  v.  1874).  Für 
das  erste  Quinqucnnium  wurde  der  Antlieil  des  Staats  bei  exportirter  Waare  von  1.6 
auf  0.8  Cent.  f.  1000  Stück  aus  Holz,  von  II  auf  4 Cent,  für  1000  Stück  aus  Wachs 
herabgesetzt. 

So  erklärt  cs  sich,  dass  die  Einnahme  aus  dem  Monopol  erst  vom  Jahre 
1875  au  ihre  volle  vertragsmässige  Höhe  lür  den  Staat  erreichte.  Bis  dahin  war 
der  Ertrag  gewesen:  1871  2372  Frcs.,  1872  5,924,000  , 1873  9,103,000,  1874 
9,858,000  Frcs.  1875  betrug  er  16,589,000  Frcs.,  über  */ä  Mill.  Frcs.  über  dio  Ver- 
tragssumme, was  voruemlich  aus  der  Besteuerung  von  Kestvorräthen  zu  Eude  1874 
herrührt.  Von  da  an  bis  1884  hat  die  Einnahme  des  Staats  jährlich  zwischen  300U 
und  185,000  Frcs.  mehr  als  dio  stipulirte  Summe  von  16,030,000  Frcs.  betragen,  in 
Folge  des  Exports.  Die  Gesellschaft  selbst  hat  freilich  in  den  ersten  Jahren  zugesetzt, 
namentlich  weil  der  Absatz  weit  unter  der  Annahme  blieb.  Eine  Klage  auf  Ent- 
schädigung, welche  Seitens  der  Gesellschaft  angestellt  wurde,  fiel  indessen  nicht  zu 
Gunsten  der  letzteren  aus  (s.  v.  Kaufmann  S.  599). 

Zu  erwerben  bez.  einzulösen  und  eventuell  mittelst  Expropriation  waren  gegen 
600  Fabriken,  davon  an  100  grössere  (v.  Kaufmann  S.  540).  Die  erforderliche 
Entschädigungssumme  war  auf  22  Mill.  Frcs.  geschätzt  worden,  erreichte  aber  schliess- 
lich 32.5  Mill.,  wovon  2 Mill.  für  Werkzeuge  u.  s.  w.,  Rohstoffe,  Fabrikate  (Bull  XVI, 
539).  Dio  Schwierigkeit  für  die  volle  Durchführung  des  Monopols  folgto  aus  den 
Bestimmungen  über  die  Expropriation  nach  dem  anzuwendenden  Ges.  v.  3.  Mai  1841. 
Danach  musste  der  zwangsweise  zu  enteignende  Eigentümer  im  Besitz  seines  Immobils 
und  demnach  im  Rechte  des  Betriebs  — unter  Verpflichtung  der  Steuerzahlung  — 
bis  zu  dem  Tage  bleiben,  wo  er  die  Entschädigungssumme  gezahlt  erhielt.  Damit 
waren  Verzögerungen  unvermeidlich  geworden  und  es  zum  Thcil  den  Fabrikanten 
selbst  möglich  gemacht,  solche  herbei  zu  führen.  (S.  Circ.  d.  Finanzministers  v.  S.Nov. 
1872,  bei  Dejean  p.  257).  Die  von  der  Pachtgesellschaft  nicht  übernommenen  Ob- 
jecte sind  vom  Staate  grossentheils  wieder  verkauft  worden. 

Vor  Ablauf  der  zweiten  Quinquennialperiode  hat  der  Staat  von 
dem  vertragsmässigen  Hechte  der  Kündigung  der  Pacht  Gebrauch 
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gemacht,  um  etwas  bessere  finanzielle  Bedingungen  zu  erzielen,  was 
ihm  denn  auch  gelungen  ist. 

Sie  konnten  ihm  nach  10  Jahren  also  doch  gewährt  werden.  Die  alte  Gesell- 
schaft verpflichtete  sich  nämlich  in  einem  neuen  Vertrage  statt  der  bisherigen 

16.030.000  Frcs.  jährlich  1 Mill.  mehr,  vom  fünften  Jahre  an  2 Mill.  mehr  zu  ent- 
richten, wobei  nur  die  besondere  Bezahlung  für  exportirte  Streichhölzchen  fortfiel. 
In  der  Deputirtenkammcr  wurde  denn  auch  das  Monopol  beizubehalten  beschlossen, 
indem  sowohl  die  beantragte  Aufhebung  jeder  Steuer  als  die  Rückkehr  zu  freier 
Fabrikation  mit  leichter  Vermehrung  der  Steuern  abgelehnt  ward.  Doch  wurde  eine 
Resolution  gefasst,  dass  das  Monopol  durch  Zuschlag  vergeben  werden  solle.  Ein 
erster  Versuch  blieb  erfolglos,  alsdann  wurde  aber  die  ..Allgemeine  Streichhölzchen - 
Gesellschaft  für  Frankreich  und  das  Ausland“  conccssionirt,  für  eine  jährliche  Zahlung 
an  den  Staat  von  17,010,000  Frcs.,  zuzüglich  eines  Antheils  von  40°/o  vom  Erlöse 
aus  dem  Absätze,  welcher  auf  französ.  Gebiete  33  Milliarden  Stück  übersteigen  würde. 
Die  besondere  Abgabe  für  die  ausgeführten  Hölzchen  wurde  aufgehoben,  der  Gesell- 
schaft zugleich  die  Einfuhr  fremder  Hölzchen  untersagt.  Diese  Summe  von 

17.010.000  Frcs.  steht  seitdem,  d.  h.  seit  1885,  im  Etat  und  in  den  Ertragsübersichten 
der  Verwaltung  der  indirectcn  Steuern.  Der  neue  Vertrag  läuft  auch  wieder  auf 
20  Jahre,  v.  1.  Jan.  1SS5  an,  vorbehaltlich  der  Aufkündigung  je  nach  5jähr.  Perioden 
immer  eiu  Jahr  vor  Ablauf  derselben.  Sonst  nur  kleine  Abänderungen  des  früheren 
Vertrags  (s.  das  Lastenheft  v.  1SS4,  Bull.  XVI,  640  ff). 

Es  ist  demnach  bisher  nicht  nur  die  B es te uerung  der  Zünd- 
hölzchen , sondern  auch  das  Monopol  und  die  Verpachtung 
desselben  bestehen  geblieben.  Da  die  Rückkehr  zur  Steuerfreiheit 
oder  auch  nur  zur  Besteuerung  unter  Freigabe  der  Fabrikation  und 
des  Verkaufs  nicht  bloss  erhebliche  finanzielle  Bedenken  hätte, 
welche  in  der  Lage  der  französischen  Finanzen  berücksichtigt 
werden  müssen,  sondern  auch  die  ganzen  früheren  Expropriations- 
massregeln  zwecklos  werden  liessen,  ist  es  kaum  wahrscheinlich, 
dass  man  in  absehbarer  Zeit  wieder  zur  Aufgabe  des  ganzen  Monopols 
schreiten  wird,  — falls  nicht  eine  Revolution  einmal  wieder  einen 
allgemeinen  Umsturz  des  bestehenden  Steuersystems  mit  sich  führen 
sollte.  Eher  möchte  anzunehmen  sein,  dass  man  über  kurz  oder 
lang  an  die  Stelle  der  Verpachtung  den  Selbstbetrieb,  die 
Regie  treten  lässt,  wozu  sich  nach  dem  Pachtverträge  alle  5 Jahre 
von  1885  an  Gelegenheit  ergäbe.  Denn  Missliches  liegt  in  der 
Ausnutzung  eines  Monopols,  einer  Steuerquelle,  durch  Pächter, 
wenigstens  heutzutage,  immer  leicht.  Das  hat  sich  in  den  ersten 
Jahren  der  früheren  Pachtperiode  wiederholt  und  unangenehm  gezeigt. 

§.302.  3.  Einzelheiten  des  verpachteten  Monopols. 
Zur  Ergänzung  des  Voi ausgehenden  sind  noch  folgende  Puncte  als 
bemerkenswerth  hervorzuheben. 

a)  Es  besteht  die  Verpflichtung  für  die  Pachtgesellschaft, 
für  alle  Anforderungen  des  Consums  Streichhölzchen  von 
guter  Qualität  in  genügender  Weise  zu  fabriciren  und 
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z um  V e r k a u f zu  bringen : ein  Punct  von  besonderer  p r i n - 
cipieller  Bedeutung  zum  Vergleich  des  Monopolsystems  und  des- 
jenigen des  „freien  Verkehrs“. 

Zu  diesem  Zweck  sind  in  dem  dem  Pachtverträge  zu  Grunde  liegenden  Laste n- 
hcf'tc  genau  die  Sorten,  Verkaufszahl-Einheiten  und  die  Maximal  preise  — 
unter  die  also  die  Gesellschaft  hinunter  gehen  darf  — festgestellt,  im  neuesten  Tarif 
von  1SS4  folgendermassen : es  werden  zwei  Hauptgattungen,  „rcgleincnts- 

mässige“  und  L u xus-Streich hölzchen  unterschieden.  Von  ersteren  kommen  in 
den  Handel  8 „Typen“,  nämlich  IlolzstUckchen  mit  ordinärem  Phosphor  nach  dem 
Gewicht  p.  Kil.  (auf  1 Kil.  mindestens  3500  Stück)  zu  2 Eres.,  dreierlei  Paekcte  oder 
Schachteln  derselben  Sorte  zu  500,  150,  (50  Stück  zu  30 — 10 — 5 Cent.,  zweierlei 
Schachteln  von  Holzwaare  mit  amorphem  Pliospdior  zu  100  und  50  Stück  zu  10  und 
5 Cent.,  WachsstreichhöJzchen  mit  ordin.  und  amorphem  Phosphor  zu  40  und  30  Stück, 
jede  Schachtel  zu  10  Cent.  Die  Lnxuswaare  zerfällt  in  5 Sorten,  von  denen  drei 
in  3,  1 in  4,  1 in  1 Verkaufszahl -Einheiten  in  den  Handel  kommen  (Preis  z.  B.  für  . 
sog.  „schwedische“  1000  Stück  1.10  Frcs. , Schachtel  mit  Bei  her  und  50  Stück 

10  Cent.).  Weitere  Sorten  Lnxuswaare  können  genehmigt  werden,  den  Preis  dafür 

setzt  ein  Dccrct  des  Präsidenten  der  Republik  fest.  In  Betreff  der  Stückzahl  ist  bei 
allen  Sorten  Hölzchen  eine  „Toleranz“  von  5 — 1 1» °/0  zulässig,  die  aber  im  Ganzen 
höchstens  2%  erreichen  darf  (s.  Art.  3 des  Lastenhefts  v.  1S84).  I)ic  früheren, 
wesentlich  gleichen  Tarife,  so  im  Decr.  v.  30.  Dec.  1874  und  1.  Fcbr.  1875  f.  Luxus- 

waarc,  z.  B.  bei  Ulibo  III,  372  ff.,  Block,  dict.,  p.  104.  Die  Packete, 

Schachteln  u.  s.  w.  kommen  mit  bestimmten,  nach  den  Sorten  verschiedenen  Marken 
oder  Vignetten  in  den  Verkehr. 

Die  Verwaltung  der  indir.  Steuern  überwacht  die  Qualität  der  Waarc.  Zu 
dem  Behufc  werden  Muster  der  vorgeschriebenen  Sorten  bei  ihr  hinterlegt  (Art.  4 
des  Vertrags  v.  1S74). 

Sie  hat  ausserdem  auch  das  Recht,  alle  Fabriken  und  Magazine  der  Gesellschaft, 
ihrer  Abnehmer  (sous- traitants)  und  der  Debitanten  zu  controlircn,  die  Art  der 
Rechnungsführung  anzuordnen,  auch  die  Bücher  einzusehen  und  die  Grösse  der 
Fabrikation  und  des  Absatzes  zu  constatircn. 

Die  schon  erwähnten  Strafandrohungen  (S.  704)  suchen  die  Innchaltung 
auch  aller  dieser  Verpflichtungen  zu  verbürgen  (Art.  10  des  Lastenhefts  v.  1872). 

Für  den  Absatz  ist  dann  das  Gebiet  in  Regionen  cingctheilt,  in  denen  die 
Gesellschaft  den  Vertrieb  an  „sous-traitants“  übergiebt,  welche  wieder  die  D ebitanten 
versorgen.  Die  leichte  Versorgung  der  Consnmcutcu  wird  dadurch  gesichert,  dass 
gesetzlich  jedem  patcntiilen  Kleinvcrkäufer  auf  sein  Verlangen  der  Debit  von 
Streichhölzchen  der  Monopolpächterin  und  zu  einem  für  alle  gleichen  Provisionssätze 
überlassen  werden  muss  (Ges.  v.  28.  Jan.  1875,  Art.  2,  s.  Olibo  III,  371  Note).  Man 
wollte  so  alle  Kleinhändler  in  demselben  Verkaufsgebiet  vom  Standpunctc  der  freien 
Concurrcnz  aus  in  die  gleiche  Lage  versetzen  — , alles  boachten&werthc  Puncto  für 
die  socialpolitische  Seite  des  Monopols. 

b)  Die  Pachtgesellschaft  betreibt  die  Fabrikation  und  den  Ver- 
kauf der  Streichhölzchen  auf  ihre  Rechnung  und  Gefahr. 
Aber  sie  ist  dafür  vom  Staate  auch  in  dem  ihr  übertragenen  Mono- 
p o 1 rechte  zu  schützen. 

Zu  diesem  Beliufe  hat  namentlich  die  Finanzverwaltung  die  gesetzlichen 
Con trolr echte,  Strafverfolgungen  und  Strafverhängungen  zu  Gunsten 
der  Gesellschaft  auszuüben , bez.  zu  veranlassen.  Es  sind  auch , besonders  durch  die 
Gesetze  vom  15.  März  1873,  Art.  5,  28.  Jan.  1875,  Art.  3 und  28.  Juli  1875  wichtige 
Controlrechte  und  Strafbestimmungen  zur  Sicherung  des  Monopols, 
von  anderen  Stcnergebieten,  wie  dem  Tabakmonopol,  auf  die  analogen  Fälle  des  neuen 
Monopols  übertragen  oder  neu  erlassen  worden.  Und  auch  die  Pachtgcsellschaft  selbst 
darf  — und  soll  — in  gewissem  Umfang  von  sich  aus  durch  ihr  eigenes 
Personal  Coutrolen  ausüben,  Contraventi onen  verfolgen  und  Straf- 
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anträge  stellen,  sowie  sich  über  Strafen  mit  den  Contravenientcn  abfinden 
und  die  Straf-  und  Abfindungsbeträge  einzichen,  zur  Hälfte  für  sich  selbst  (s.  o.  S.  761 
Lastenheft  v.  1872,  Art.  0,  mit  noch  näheren  Einzelbestimmungen).  Uober  die  gen. 
gesetzlichen  Normen  s.  bes.  den  Coinmcntar  von  Olibo  III,  352,  371,  370. 

Die  Anwendung  dieser  z.  Th.  scharfen  und  weitgehenden  Control-  und  Straf- 
bestimmungen  hat  am  meisten  Schwierigkeiten  und  Opposition  geschallen.  Die  im 
Anfang  erfolgte  finanzministerielle  Beauftragung  von  Agenten  der  Gesellschaft  mit 
Control-,  Inspcctions - und  Visitationsrechten  führte,  bes.  nach  Erlass  des  Ges.  vom 
28.  Juli  1875,  zu  sehr  vielen  Klagen,  indem  diese  Agenten  eine  übertriebene  Menge 
Visitationen  Vornahmen.  Deshalb  nahm  der  Finauzminister  diesen  Auftrag  zurück, 
womit  dann  aber  die  Rechte  der  Gesellschaft  auf  Schutz  ihres  Monopolrechts  gefährdet 
erschienen.  Dies  vcranlasste  die  Gesellschaft  zur  Anstellung  der  Klage  auf  Ent- 
schädigung beim  Staatsrath,  mit  der  sie  aber  nicht  durchdrang  (s.  Roussan’s  Artikel 
imSay’schen  dict.,  p.  128,  12!)  und  v.  Kaufmann,  S.  547  if.  Besonders  die  Aus- 
dehnung der  Visitationen  auf  Nachforschung  nach  blossem  Besitz  nicht-monopolisoher 
Streichhölzchen,  sogar  bei  blossen  Privaten  war  der  heikle  Punct).  Alles  missliche 
Verhältnisse,  welche  nicht  dem  Mouopolpriucip , sondern  dem  Princip  der  Ver- 
pachtung eines  solchen  Monopols  zuzuschreiben  sind  und  derentwegen  Vignes 
sagte:  „Die  Schwierigkeiten  sind  der  Art,  dass  man  vielleicht  auf  das  System  der 
Pacht  verzichten  wird“  (I,  1S4).  Der  weitere  Verlauf  der  Dinge,  die  Erneuerung 
des  Pachtvertrags  i.  J.  1SS4  beweist  jedoch,  dass  später  diese  Schwierigkeiten  über- 
wunden wurden. 

Worauf  die  Controle  im  Einzelnen  sich  erstreckt,  ergiebt  sich  mit  aus  folgenden 
Strafbestimmungen:  geheime  Fabrikation  von  Streichhölzern  mit  Geldstrafe 
von  300 — 1060  Frcs.  und  Beschlagnahme  und  Confiscation  der  Hölzer,  der  Werkzeuge 
und  Fabrikationsstotfe  bedroht,  im  Wiederholungsfall  Gelangnissstrafe  von  6 Tagen  — 
6 Monat;  ebenso  Aufbewahrung  von  Werkzeugen,  Stoffen  u.  s.  w.  (Ges.  v.  28.  Juli  1875, 
Art.  2,  3).  — Fraudulöser  Verkauf,  Colportage  von  Zündhölzchen  bedroht  mit 
Verhaftung,  Geldstrafe  von  300 — 1000  Frcs.,  Confiscation  der  Objecte,  Geräthe,  bei 
Colportage  auch  der  Transportmittel  (Ges.  v.  2S.  Apr.  1816,  Art.  222,  v.  24.  Jan.  1875, 
Art.  3).  — Blosser  Besitz  von  Nicht  - Monopol  - Hölzchen  bei  „einfachen 
Privaten“  mit  Confiscation  und  10  Frcs.  p.  Kil.,  Min.  100,  Max.  3000  Frcs.,  Geld- 
strafe geahndet  (Ges.  v.  28.  Juli  1875,  Art.  1,  Ges.  v.  1816,  Art.  216,  217, 
s.  Olibo  III,  376  Noten).  Solche  Privaten  dürfen  auch  nicht  „echte“  Hölzchen  für 
mehr  als  1 Kil.  besitzen,  wenn  die  Hölzchen  nicht  mehr  mit  den  gesetzlichen  Marken 
versehen  sind.  — Inhaber  von  Wirthschaftcn  u.  dgl.  m.  werden  zwar  von  letzterer 
Beschränkung  nicht  getroffen,  fallen  aber  beim  Besitz  von  Nicht -Monopol -Artikeln 
unter  dieselben  Strafen,  wie  fraudulöse  Verkäufer  und  Colporteure  (Ges.  v.  28.  Juli  1875, 
Art.  1,  Ges.  v.  1S16,  Art.  222,  Olibo  a.  a O.). 


6.  Rückblick  auf  die  Monopole  und  Vergleich  mit  den  sonstigen 
inneren  Verbrauchssteuerformen. 

§.  303.  Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  nach  der  vorausgehenden 
Darstellung  noch  einen  Rückblick  auf  die  indirecten  inneren  Ver- 
brauchssteuern bei  „freier  privat  wirtschaftlicher  Pro- 
duction“ einer-  und  auf  die  in  „Monopolform  erhobenen“ 
Steuern  anderseits  zu  werfen  und  zwischen  diesen  beiden  „Steuer- 
formen“  nach  den  französischen  Erfahrungen  einen  Vergleich 
zu  ziehen. 

Vom  fi n an z wirtschaftlichen  Standpunete  aus  möchte 
dieser  Vergleich  zu  Gunsten  der  Monopole  ausfallen,  wenigstens 
bei  den  drei  bestehenden  französischen  Monopolen. 
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Das  fiscalisclie  Interesse  liess  sich  bei  diesen  sehr  gut  wahrnehmen,  und 
mit  erheblich  geringeren  Schwierigkeiten,  als  bei  den  übrigen  inneren  Verbrauchs- 
steuern. Das  Besteuerungsproblem  wurde  durch  die  Wahl  des  Monopols  in  jeder 
Hinsicht  vereinfacht  und  nach  richtigen  steuerpolitischen  und  steuertechnischen  Grund- 
sätzen lösbar.  Bei  der  Verbrauchsbesteucrung  der  Privatproduction,  vollends  in  unserer 
Zeit  der  rasch  wechselnden  Technik,  Oekonomik,  Verkehrsverhältnisse  bot  es  dagegen 
immer  grössere  Schwierigkeiten,  die  sich  völlig  befriedigend  kaum  für  einen  Moment, 
auf  die  Dauer  niemals  lösen  Hessen. 

Steuerpolitisch  war  es  auch  ein  grosser  Vortheil,  dass  beim  Monopol  ein 
Q ualitätsfu  ss  angelegt  werden  konnte,  was  sonst  gar  nicht  oder  viel  unvollkommener 
geschieht.  Die  Mitübertragung  von  Geschäftsgewinn  mittelst  des  Monopols  an 
den  Staat  ermöglicht  es,  den  Steuerfuss  niedriger  zu  halten,  als  es,  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  der  Fiscus  dieselbe  Einnahme  beziehen  sollte,  sonst  hätte  geschehen  müssen. 
Die  Control  eil  mussten  zwar  bei  den  Monopolen  zur  Verhütung  geheimer  Fabri- 
kation oder  Einfuhr  besonders  scharf  sein,  aber  sie  waren  dann  auch  wirksamer  und 
weniger  belästigend  als  diejenigen,  welche  bei  der  andern  Steuerform  eintraten.  Die 
Erhebungskosten  stellten  sich  besonders  günstig.  Man  konnte  mit  Hilfe  der 
Monopolform  so  diejenige  „Steuerfähigkeit“,  welche  dem  Verkaufszweig  inne  liegt 
und  aus  allgemeinen  Gründen  der  Steuerpolitik  wie  nach  den  speciellen  Verhältnissen 
des  concreten  Steuerbedarfs  fiscalisch  „gehoben“  werden  sollte,  mit  grösserer  Sicher- 
heit und  mit  weniger  Mühe  und  weniger  bedenklichen  Consequenzen  als  bei  der 
anderen  Steuerform  für  die  Deckung  des  Finanzbedarfs  practisch  ausnutzen. 

Aber  auch  vom  vol kswi rthschaft liehe n Standpuncte  aus 
bietet  die  Monopolisirung  gerade  nach  den  französischen  Erfahrungen 
einige  erhebliche  Vorzüge. 

Wenigstens  auf  Gebiete  angewandt,  wie  die  besprochenen,  erweist  sich  nach 
diesen  Erfahrungen  der  Monopolist,  speciell  bei  Tabak  und  Pulver,  die  er  in 
Frankreich  ja  in  eigener  Regie  verwaltet,  der  Staat,  bez.  seine  Verwaltung 
ökonomisch-technisch  genügend  leistungsfähig,  um  das  hier  vorliegende 
„Productionsproblem“  befriedigend  zu  lösen.  Die  Monopolverwaltung  arbeitet 
in  Grossbetrieben  technisch  tüchtig,  ökonomisch  wohlfeil:  das  Ziel 
jeder  vernünftigen  „Productionsordnung“.  Sie  hält  hiernach  den  Vergleich  mit  der 
Privatindustrie  recht  wohl  aus.  Steht  sie  in  Einzelnem  zurück,  so  auch  in  Anderem 
voran.  Die  „Regellosigkeit“  der  Production , mit  allen  ihren  weiteren  schlimmen 
Folgen  für  alle  Betheiligten  — nicht  zuletzt  auch  für  die  gewöhnlichen  Lohn- 
arbeiter — , die  Kräftevergeudung  in  unwirthschaftliclicn  Betriebsformen  vermeidet  sie 
ungleich  besser. 

Verglichen  mit  der  in  den  üblichen  Formen  der  Verbrauchsbesteuerung  besteuerten 
Privatindustrie  — beim  Productionsbetrieb,  der  Fabrikation,  Versendung,  beim  Absatz 
u.  s.  w„  wie  in  Frankreich  im  Falle  der  Salz-,  Getränke-.  Zucker-  und  der  verschie- 
denen kleineren  Verbrauchssteuern  — ergiebt  sich  als  ein  gerade  auch  volkswirt- 
schaftlich und  socialpolitisch  wichtiger  Vortheil  der  Monopolisirung,  dass  die  Conflicte 
zwischen  innerer  Steuer  und  Zoll  und  die  so  wesentlich  verschiedenen  Einwirkungen 
der  Verbrauchssteuer  auf  die  einzelnen  Producenten,  Händler  u.  s.  w.  vermieden 
werden.  So  entfällt  beim  Monopol  der  Bezug  von  „rentenartigen  Differenzgewinnen“ 
zu  Gunsten  der  in  irgend  einer  Hinsicht  ihren  Concurrcnten  überlegenen  Prodncenten, 
wie  er  bei  der  Getränkcstcuer,  der  Zuckersteuer  vorkommt,  — zumal  bei  Besteuerung 
des  Rohstoffs  u.  dgl.  m.  Es  entfällt  auch  die  Exportprämie  mit  ihren  vielfach  so 
bedenklichen  Wirkungen. 

Dass  anderseits  der  richtige  technische  und  ökonomische  Fortschritt  in 
der  Production,  speciell  in  der  Verbesserung  der  Qualität  der  Erzeugnisse,  der  Ver- 
minderung der  Kosten  auch  beim  Monopol  möglich  ist  und  bei  einer  intelligenten 
Verwaltung  erfolgt,  hat  sich  beim  französischen  Tabakmonopol  zur  Genüge  gezeigt. 

Volkswirthschaftlich  und  socialpolitisch  ist  es  ferner 
ein  besonderer  Vorzug  der  Monopolform,  dass  die  Co  ns  um  enteil- 
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interessen  sich  dabei  sicherer  als  bei  jeder  anderen  Form,  was 
Qualität  und  Preis  des  Steuerobjects  anlangt,  wahrnehmen  lassen. 

Das  ist  vollends  imbestreitbar,  wenn  man  erwägt,  dass  derjenige  Theil  des  Rein- 
ertrags des  Monopols,  welcher  nicht  auf  Steucr/uschlag  zu  den  Preisen  der  Ver- 
brauchsgegenstände, sondern  auf  Uebertragung  sonst  von  der  Privatproduction  und 
dem  Zwischenhandel  bezogener  Geschäftsgewinne  auf  den  Fiscus  zurUckzuführen  ist, 
zugleich  für  die  Consumenten,  d.  h.  für  die  Bevölkerung,  direct  oder  indirect  andere 
Steuern  erspart. 

Das  Monopol  garantirt  eine  bestimmte  Qualität,  Reinheit,  bequeme 
Erlangbarkcit  des  Artikels  zu  einem  fest  bestimmten  Preise.  Jeder  technisch- 
ökonomische  Fortschritt  der  Production  kommt  entweder  unmittelbar  dem  Monopolisten, 
also  dem  Staate,  und  dadurch  den  Consumenten,  als  Steuerzahlern,  zu  Gute  oder 
ermöglicht  es,  sonst  etwa  nöthige  Preis-  und  Steueraufschläge  zu  unterlassen  oder  zu 
ermässigen.  Die  Privatindustrie,  zumal  die  mit  Verbrauchssteuern  belastete,  wird 
immer  dahin  streben,  die  Verwohlfeilerungen,  welche  der  ökonomisch-technische  Foit- 
schritt  herbeifuhrt,  möglichst  für  sich  zu  behalten,  sie  eventuell  nur  mit  dem  Zwischen- 
handel thcilen,  dem  Consumenten  davon  nichts  oder  möglichst  wenig  zukommen  lassen, 
im  Gcg'cntheil  ihm  womöglich  noch  mehr  als  den  Betrag  der  Steuer  zuwälzen.  Dass 
auch  hier  die  „freie  Concurrenz“  nicht  genügende  Abhilfe  schafft,  zeigen  die  Wahr- 
nehmungen der  Wirkungen  von  Herabsetzungen  des  Steuersatzes  bei  den  französischen 
Getränkesteuern  (S.  644),  des  Prämiensystems  bei  der  Zuckerbesteuerung  (S.  666),  der 
Preiserhöhungen  bei  der  Streichhölzchensteuer  (S.  762).  * 

Allerdings  wird  man  diese  französischen  Erfahrungen  in  Betreff 
dieser  Vorzüge  des  Monopols  als  Verbrauchssteuerform 
nicht  wieder  zu  sehr  verallgemeinern  dürfen.  Sie  treten  in  den 
drei  französischen  Monopolen  mit  wegen  der  specifisc hen  Pro- 
ducti onsbedingu  n gen  bei  den  betreffenden  Artikeln  hervor. 

Die  hier  gemachten  Erfahrungen  möchten  vielleicht  am  Besten  für  eine  Aus- 
dehnung des  Monopols  auf  Salz  — gerade  zur  Wahrnehmung  des  Consumenten- 
interesscs  neben  dein  fiscalischcn  — sprechen , wenigstens  solange  Salz  überhaupt 
besteuert  werden  soll.  Die  Gefahr,  einen  Artikel  von  der  Bedeutung  des  Salzes  im 
Volksliauslialt  zum  Gegenstand  von  „Speculationsringcn“  — wie  neuerdings  in  Gross- 
britannien — werden  und  so  einer  „Privatsteucr“  unterworfen  zu  sehen , vermiede 
man  beim  Monopol,  und  — vielleicht  nur  bei  ihm.  — Dass  zur  Ausscliliessung  des  \ 

Dynamits  vom  Pulvcrmonopol  kein  sachlich  durchschlagender  Grund  bestand,  in 
einem  Lande,  welches  einmal  ein  Pulvermonopol  besitzt,  wurde  oben  (S.  697)  schon 
hervorgehoben. 

Nach  der  Sachlage,  d.  b.  nach  den  gegebenen  Productions- 
verhältnissen  bei  den  Getränkesteuern,  — gerade  in  Frank- 
reich auch  wohl  einschliesslich  dieser  Verhältnisse  bei  der  Aleohol- 
steuer  — , bei  der  Zuckersteuer  wird  man  hier  freilich  erheblich  i 

mehr  Bedenken  gegen  ein  etwaiges  Monopol  als  Verbrauchssteuer- 
form hegen  müssen.  Aber  wenn  man  die  Einrichtung  dieser  Steuern, 
die  Wirkungen  derselben  auf  die  Volkswirtschaft,  die  Producentcn,  ) 

Händler,  Cousumenten,  wenn  man  die  finanziellen  Ergebnisse  mit 
den  entsprechenden  Verhältnissen  bei  den  Stenern  in  Monopolform, 
besonders  beim  Tabakmonopol,  unbefangen  vergleicht,  wenn  man 
die  Notwendigkeit  immer  neuer  Veränderungen  der  Getränke-  und  i 

Zuckersteuer- Gesetzgebung  beobachtet  und  die  Einsicht  gewinnt, 
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dass  eine  allseitig  befriedigende  Besteuerung  hier  bei  „freier  privat, 
wirtschaftlicher  Production“  doch  auch  durch  das  denkbar  beste 
Steuergesetz  nicht  erreicht  werden  kann,  — dann  wird  man  zu  dem 
Schluss  gelangen,  dass  Frankreich  recht  that,  wenigstens  in  den 
drei  Fällen  das  Monopol  beizubehalten  oder  neu  einzufiihren.  Ein 
Ergebniss,  welches  eine  allgemeinere  Bedeutung  für  die  Finanz- 
wissenschaft beanspruchen  darf. 


Hiermit  ist  die  Darstellung  der  „inneren  Verbrauchssteuern“  in  Gcmässheit  der 
früheren  Ucbersiclit  (S.  417 — 41S)  beendigt.  Mit  einer  kleinen  Abweichung  von  der 
dortigen  Reihenfolge  wenden  wir  uns  jetzt  erst  zu  den  „gewerblichen  Liccnz- 
steuern“,  weil  diese  mit  den  inneren  Vcibrauchssteuern  aufs  Engste  Zusammenhängen, 
und  behandeln  dann  auch  erst  die  steuerpolitisch  den  letzteren  verwandten,  bloss 
steuertechnisch  davon  verschiedenen  „dircctcn  Getränke-  u nd  Genusssteuern“, 
um  darauf  mit  der  einzigen  noch  rückständigen  grossen  Gruppe  der  Staatsbesteuerung, 
den  Zöllen,  zu  schliesscn,  eine  Gruppe,  deren  eigenartige  und  selbständige  Stellung 
im  französischen  Steuersystem  diese  Reihenfolge  auch  sonst  am  Passendsten  erschei- 
nen lässt. 


c.  Die  gewerblichen  Liccnzstcuern.*) 

Gesetzgebung.  Allgemeine  Grundlage  auch  hier,  nach  vorangegangenen  ge- 
setzlichen Bestimmungen  für  einzelne  Fälle  (Tabak,  Getränke)  das  grosse  Hauptgesetz 
v.  28.  Apr.  1810  Art.  144,  171;  Ges.  v.  21.  Apr.  1832  Art.  44  (Einführung  von 
Quartal-Steuersätzen  für  die  meisten  Fälle).  Sodann  die  Gesetze  über  die  einzelnen 
inneren  Verbrauchs-,  die  Transportsteuern  und  verwandte  (Spielkartcnstcuer) , wo  die 
betreffenden  Gewerbebetriebe  für  licenzpflichtig  erklärt  und  unter  Controlc  (Excrciec) 
gestellt  werden.  Am  Ausgedehntesten  und  Wichtigsten  sind  die  Licenzen  in  der 
Gcträu keb esteucru ng.  Die  betreffenden  Gesetze  und  einzelnen  Bestimmungen  sind 
oben  bei  jeder  einzelnen  Steuer  schon  erwähnt  worden.  Ges.  v.  1.  Sept.  IST)  Art.  G 
(Verdopplung  der  Liccnzsätzc). 

Literatur.  Vigncs,  passim  hei  den  einzelnen  Steuern.  Block,  dict.  Art. 
licence.  Olibo.  II,  277 — 307  (genaue  alphabet.  U ebersicht  der  licenzpflichtigen  Ge- 
werbe und  Fälle  und  der  Ausnahmen  von  der  Regel),  v.  Hock  S.  411) — 422. 
v.  Kaufmann  S.  320 — 325).  — Mathieu - Bod et  I,  40.  Amagat  p.  344.  — 
Tarif  bei  Block,  Olibo,  Vignes  (II,  394).  v.  Kaufmann,  bes.  Bull.  XVI, 
530  ff  — Statistik  Faure  p.  118.  Berichte  der  Direction  der  indir.  Steuern. 

§.  304.  Die  Licenzabgabe  des  französischen  Steuerrechts  ist 
ein  Anhängsel  der  Getränke-  und  einiger  anderer  Steuern,  vom 
steuerpolitischen  Character  einer  kleinen  Specialgew erbe- 
steuer, insofern  einer  directen  Steuer  von  der  einzelnen 
gewerblichen  Unternehmung  als  solcher.  Nur  auf  dem 
Gebiete  der  Getränkebesteuerung  ist  das  Licenzsteuerwesen 
nach  Höhe  und  Art  der  Steuersätze  und  Zahl  der  Steuerpflichtigen 
von  etwas  grösserer  Bedeutung  nach  dem  Gesammtertrag  für  die 

*)  S.  o.  S.  410,  wo  aber  irrthümlich  die  Gewerbe  der  Gold-  und  Silberwaaren- 
branche  und  die  Debite  von  Tabak  und  Pulver  mit  als  liccnzabgabepflichtig  erwähnt 
sind.  Sie  unterstehen  nur  eventuell  der  Controlc  der  Steuerbehörden  mit,  entrichten 
aber  keine  Licenzstcuer. 
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Finanzen  und  nach  der  individuellen  Belastung  wenigstens  für  ein- 
zelne Steuerpflichtige.  Nur  bei  den  Getränke-  und  Oeldebitanten 
(Kleinhandel,  Wirtschaften  u.  s.  w.)  ist  es  zu  einer  Art  System 
ausgebildet.  Im  Uebrigen  liegt  seine  Bedeutung  nach  der  üblichen 
französischen  Annahme,  die  freilich  nicht  genügend  begründet  er- 
scheint (s.  u.),  nicht  sowohl  in  der  finanziellen  Seite:  den  Erträgen 
und  Belastungen,  als  in  der  administrativen  Seite,  es  soll  ein 
Hilfsmittel  bilden,  um  die  Verpflichtung  zur  Unterstellung  unter  die 
steueramtliche  Controle  wirksamer  zu  machen  und  für  die  Aus- 
übung dieser  Controle  die  äusseren  Anhaltspuncte  sicherer  zu  be- 
schaffen. 

In  dieser  Beziehung  ist  es  denn  auch  im  Vorausgehenden  bei  den  betreffenden 
einzelnen  Steuern  schon  mit  zur  Sprache  gekommen  und  daher  hier  nur  Weniges  zur 
Ergänzung  und  um  eine  üebersicht  Uber  das  ganze  Gebiet  zu  gewinnen,  hinzuzufügen. 
S.  oben  S.  57S  (Fuhrwesen),  029  (Getränke),  663  (Zucker)  und  passim,  §.  275 — 284 
(einzelne  Steuern). 

Das  leitende  Princip  wurde  wiederum  der  Gesetzgebung  des 
ancien  regirae,  speciell  einer  Ordonnanz  von  1680  über  ein  „droit 
annuel“  für  Wirtschaften  u.  dgl.  Geschäfte  (8  und  6V2  Livre  jähr- 
lich) entnommen  und,  nach  vorausgegangenen  Bestimmungen  für 
Tabak-  und  Getränkegeschäfte  unter  Napoleon  I.,  endgiltig  für  das 
Gebiet  der  Geträn kegeschäfte  (commerce  quelconque  de  bois- 
sons)  im  Gesetz  v.  28.  April  1816  aufgestellt  und  dann  auch  auf 
einige  andere  Geschäfte,  deren  Artikel  oder  Leistungen  (Trans- 
portwesen) einer  „indireeten“  Steuer  unterworfen  sind,  ausgedehnt. 
Es  muss  danach  ein  jedes  solches  „Gewerbe“  — abgesehen  und 
unabhängig  von  der  Anmeldung  zur  Patentsteuer  (S.  470).  — von 
seinem  Inhaber  der  Steuerbehörde  angemeldet  (declarirt),  dafür 
eine  „Li  cenz“  vor  Beginn  der  Fabrikation  oder  des  Debits  u.  s.  w. 
erlangt  und  für  diese  „Licenz“  eine  tarifmässige  Abgabe, 
welche  ebenfalls  „Licenz“  heisst,  erlegt  werden. 

Diese  Licenz  gilt  regelmässig  nur  für  Eine  gewerbliche  Unternehmung  oder 
Anlage  (6tablisseinent)  in  Einer  Gemeinde,  ist  also  bei  mehreren  Etablissements 
desselben  Unternehmers  mehrfach  zu  nehmen,  bez.  zu  entrichten  und  zwar  jedes 
Jahr  von  Neuem.  Sie  ist  demnach  eine  periodische  directe  Steuer.  Sie  gilt 
aber  als  haftend  am  Etablissement,  nicht  an  der  Person  des  Gewerbe- 
treibenden, geht  daher  während  der  Dauer  ihrer  Giltigkeit  auf  den  etwaigen  neuen 
Besitzer  oder  Erwerber  eines  Gewerbes  über,  der  jedoch  seinerseits  eine  neue  Erklärung 
abgeben  muss.  Die  Licenzpilichtigkcit  hört  bei  den  Getrünkcdebitantcn  u.  dgl.  nur 
auf  Grund  einer  besonderen  Erklärung  der  bisherigen  Pflichtigen,  das  Geschäft 
aufzugeben,  auf;  bei  den  übrigen  Licenzirtcn  mit  der  Thatsache  des  Geschäftaufgcbcns. 
(S.  bes  das  Ges.  v.  28.  April  1816  Art.  144,  171,  dann  die  einzelnen,  namentlich 
auch  die  Gesetze  über  die  neueren  kleinen  indireeten  Steuern  aus  der  Zeit  von 
1871  ff.  Olibo  III,  278  ff.,  299  ff.,  Lösung  der  „Fragen“,  Block,  dict.  Art.  licence 
Nr.  1 6 ff.,  25  ff). 
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Contraventionen  in  Bezug  auf  die  Licenz  werden  mit  300  Frcs.  Geldstrafe 
geahndet  und  im  Falle  einer  Hinterziehung  mit  dem  Vierfachen  der  hinterzogenen 
Beträge  (Ges.  v.  1816  Art.  171). 

Die  Licenzabgabe  war  anfangs  allgemein  in  Einer  Jahresrate  zu  entrichten, 
einerlei  in  welchem  Zeitpuncte  das  Geschäft  begonnen  oder  angemeldet  worden  war. 
Im  Jahre  1832  (Ges.  v.  21.  Apr.  Art.  44)  wurden  für  die  damals  bestehenden  Licenz- 
abgaben,  ausser  denen  bei  öffentlichen  Fuhrwerken,  Quartal -Steuersätze  angeordnet. 
Bei  den  neuen  Licenzen,  welche  später  eingeftihrt  wurden,  auch  1871  ff.,  besteht  ge- 
wöhnlich wieder  die  Abgabe  als  Jahressatz. 

L i c en  z s t e u e r p f 1 i c h ti  g sind  nach  der  gegenwärtigen  Gesetz- 
gebung vor  Allem  die  Gewerbe  im  Gebiet  der  verbrauchssteuer- 
pflichtigen Getränke;  ferner  die  Fabrikanten  und  Händler  von 
vegetabilischem  Oel,  die  Fabrikanten  von  Spielk arten,  von 
Salpeter  (ausserhalb  derBezirke  der  staatlichen  Salpeterproduction), 
von  einheimischem  Rüben-  und  Stärkezucker,  von 
Kerzen  und  Stearinsäure,  von  Essig  und  Essigsäure  (bis 
zur  Aufhebung  der  betreffenden  Steuern  auch  von  Streich- 
hölzchen, Papier,  Cichorie,  Seife),  die  Grossh änd ler  in 
Essig  (wenn  sie  Stcuercredit  beanspruchen);  endlich  die  Unter- 
nehmer öffentlichen  Fuhrwerks,  einschliesslich  der  Eisen- 
bahngesellschaften. Der  Steuersatz  besteht  in  der  Regel 
in  einem  Fixum  für  das  Jahr  bez.  das  Quartal.  Nur  bei  den 
Getränke-  und  Oeld ebitanten  ist  dies  Fixum  nach  Orts- 
classen  in  Gemässheit  der  Bevölkerungszahl  abgestuft  und  dadurch 
etwas  mehr  zu  einem  Specialgewerbesteuersystem  ausgebildet.  Bei 
den  Getränkc-Hausirern  besteht  die  Unterscheidung  nach  dem 
Transportmittel  für  den  Steuersatz.  Bei  öffentlichem 
Fuhrwerk  (incl.  Schifffahrt  und  Eisenbahnen)  ist  die 
Licenzabgabe  abweichend  von  der  üblichen  Form  nach  Zahl  und 
(bei  gewöhnlichem  Landfuhrwerk)  auch  nach  Art  der  Fahrpreise 
eingerichtet  und  nimmt  dadurch  auch  einen  etwas  anderen  Steuer- 
character  an.  Die  Principalsätze  wurden  im  Jahr  1871  (Gesetz 
v.  1.  Sept.  Art.  6)  verdoppelt  und  unterliegen  ausserdem  den  25 0 0 
Zuschlägen. 

Die  Tarife  a.  a.  Ü.  und  bes.  die  genaue  Uebersicht  der  einzelnen 
zu  jeder  Gattung  gehörenden  Gewerbe  bei  Olibo  III,  283  fT.,  wonach  die  Gasuistik 
doch  ziemlich  gross  ist,  aber  die  Einreihung  der  Fälle  in  licenzpliichtigc  und  nicht 
pflichtige  folgerichtig.  S.  auch  Block,  dict.  Art.  liccnce  ch.  II. 

Zu  den  Licenzirten  der  Getränkebesteuerung  gehören  zunächst  die  Klein- 
Absatz-  oder  Debi  tan  teil  gesell  äfto  und  die  ihnen  gleichgestellten  mit  einem 
Tarif  von  Jahressätzen  mit  Docimen  (aber  nur  in  Quartalraten  zu  zahlen),  der 
in  8 Ortsclassen  (unter  4000  Einw.  bis  50,000  Einw.  und  mehr)  von  15  auf  50  Frcs. 
steigt.  Die  Debitanten  in  Paris  sind  aber  liconzfrci,  die  „Ersatzsteuer11  deckt  hier 
die  Licenz  mit  Die  Oeldebitanten  zahlen  (in  Orten  über  4000  Einw.)  dieselben 
Licenzen  (daher  von  20  Frcs.  an).  Die  Grosshändler  in  Getränken  und  die  ihnen 
gleichgestellten  Geschäfte  (so  die  Niederlagen-Halter  denaturalisirtcn  Branntweins) 
A.  Wagner,  Finanzwissenschaft.  III.  50 
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haben  eine  Licenz  von  125  Frcs.  jährlich,  die  Hau si rer  mit  Getränken,  welche 
Fuhrwerk  benutzen,  ebenso,  wenn  sie  nur  Saumthiere  benützen,  bloss  15  Frcs.  Die 
gewerbsmässigen  Branntweinbrenner  und  Destillateure  entrichten  25  Frcs. 
Licenz,  die  Eigenernter  und  Eigenbrenner  (bouilleurs  de  cru),  die  nur  eigenes 
Ernteproduct  verarbeiten,  sind  als  solche  licenzfrei,  auch  für  Verkäufe  von  Brannt- 
wein ihrer  Fabrikation  im  Grossen;  für  den  Klein abs atz  unterliegen  sie  aber  der 
Debitantenliccnz  ihres  Wohnorts.  Die  gewerbsmässigen  Bierbrauer  haben  in 
11  bestimmten  Departements  eine  Licenz  von  125,  in  den  übrigen  von  75  Frcs.; 
wenn  sie  zugleich  Ausschank  ihres  Bieres  bei  sich  selbst  betreiben,  bedürfen  auch  sie 
ausserdem  noch  der  Debitantenlicenz  ihres  Orts.  Blosser  Hausbrau  für  Eigenconsum 
ist  licenzfrei.  Die  Licenz  der  Fabrikanten  von  Spielkarten  und  von  ein- 
heimischem Zucker  ist  125,  von  Salpeter,  Kerzen , Essig,  (wie  früher  die  der 
anderen  Fabrikanten,  deren  Fabrikate  jetzt  wieder  steuerfrei)  25  Frcs.,  der  Essig-Gross- 
händlcr  12.50  Frcs.  Oeffentliche  Fuhrw  erksunternchm ungen  (s.  o.  S.578), 
auch  Eisenbahnen  und  Schifffahrt  entrichten  jährlich  für  Waggon,  Wagen, 
Wasserfahrzeug  6.25  Frcs.;  zweiräd.  Wagen  aber  nur  27a  Frcs.  — Durch  die  Aus- 
legung der  Gesetze  sind  dann  die  einzelnen  Gewerbe,  welche  zu  jeder  Licenz- 
kategoric  gehören,  genau  bestimmt  worden.  Am  Wichtigsten  ist,  dass  jede  Art 
„Wi  rthschaft“,  auch  Gasthöfe,  Hotels  garnis  (auch  wenn  sie  nicht  Speisen  und 
Getränke  geben)  u.  dgl.  licenzpllichtig  sind.  Olibo  führt  60  Specialzweige  als  licenz- 
pflichtig  an,  42  verwandte  als  frei  von  der  Licenz. 

Die  Entrichtung  der  Lieenzsteuer  erfolgt  bei  der  An- 
meldung haar,  bei  öffentlichem  Fuhrwerk  findet  jährlich  am 
Beginn  des  Jahres  eine  neue  Anmeldung  der  Wagen  u.  s.  w.  statt 
und  wird  dann  danach  die  Steuer  gleich  berichtigt.  Für  die  übrigen 
Licenzpflichtigen  werden,  wie  bei  anderen  directen  Steuern,  Hollen 
entworfen  und  danach  die  Abgabe  auf  Anzeige  der  Steuerbehörde 
erhoben.  DieLicenzen  werden  trotz  ihres steuertecbnischen  Characters 
als  directe  Steuern,  von  der  Direction  der  indirecten  Steuern  mit 
verwaltet. 

Der  Ertrag  hat  sich  durch  die  Tariferhöhungen  von  1871 
gegen  früher  ungefähr  verdoppelt  und  ist  seitdem  in  Folge  der 
Vermehrung  der  licenzpflichtigen  Geschäfte  auf  etwa  13  Mill.  Frcs. 
gestiegen,  wovon  über  12  Mill.  Frcs.  von  den  Getränkelicenzen 
herrühren,  noch  nicht  ganz  3%  des  Ertrags  der  Getränkebesteuerung. 

Der  Gcsammtertrag  war  (Faure  p.  118,  nach  den  Staatsrechnungen,  etwas 
abweichend  in  den  Zahlen  von  den  Jahresberichten  der  indir.  Steuern),  1000  Frcs.: 


1869 

5,590 

1872 

10,496 

1884 

12,591 

1887  (provisorisch) 

13,010. 

Im  J.  1886  war  (delin.  Zahlen,  Bull.  XXIII,  288): 

Anzahl  der 

Ertrag  der  Steuer 

Durchschn.  des 
Ertrags  f. 

1 Geschäft  Frcs. 

Geschäfte 

1000  Frcs. 

Getränke-Debitanten  . . . 

408,021 

8,811 

21.6 

„ Grosshändler  . . 

27,029 

3,398 

125.0 

Brauer 

2,75 1J 

Brenner  u.  dgl 

1,845/ 

684 

25.6 

Alle  and.  Licenzirtcn  . . 

22,1 52  J 

Summe  . . 

461,798 

12,894 

27.8 
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Wie  die  Tarife  und  diese  Zahlen  der  Durchschnittsbelastung 
der  Geschäfte  ergeben,  sind  die  Licenzsteuern  ja  nicht  eben  hoch, 
werden  in  vielen  Fällen  kaum  empfunden  werden  und  bringen  dem 
Staate  doch  immerhin  ein  Dutzend  Millionen  und  mehr  ein. 

Dennoch  können  Bedenken  gegen  die  ganze  französische 
Licenzbesteuerung  und  gegen  die  Einrichtung  derselben  nicht  ver- 
schwiegen werden.  Einmal  ist  der  Umfang  der  Licenzptiichtigkeit 
doch  etwas  willkührlich  bestimmt  und  sodann  die  individuelle 
Belastung  doch  zu  ungleichmässig. 

In  crsterer  Hinsicht  erregt  die  Auswahl  der  licenzpfliclitigeu  und  licenzfreien, 
öfters  ganz  analogen  Geschäfte  Bedenken.  Die  Licenzfreiheit  der  Tabak-  und  Pulver- 
debitanten ist  begreiflich  und  gerechtfertigt,  da  diese  Personen  in  einer  Hinsicht  als 
Finanzorgane  fungiren.  Aber  warum  sind  z.  B.  die  Salzwcrke,  Dyuauiitfabriken, 
Gold-  und  Silberschmiede  u.  s.  w.  licenzfrei?  Dass  die  Liccnz  als  Abgabe  nicht 
eine  notlnvendigc  Folge  der  Unterstellung  der  Geschäfte  unter  die  Controle  der  Steuer- 
behörde ist,  beweisen  diese  Ausnahmen.  Die  Einnahme  des  Staats  aus  der  Licenz 
kann  mit  als  Kostenersatz  für  die  Controle  betrachtet  werden.  Aber  genügend 
motivirt  wird  auch  durch  diesen  Gesichtspunct  die  Licenzabgabe  nicht.  In  anderen 
Fällen,  so  bei  den  Dynamitfabriken  (Ges.  v.  8.  März  1875,  Art.  1),  werden  die  Kosten 
des  Exercice  auch  dem  Fabrikanten  zugeschoben  und  vom  Finanzminister  jährlich  ge- 
regelt. Wie  es  jetzt  besteht,  erscheint  doch  das  ganze  System  der  Licenzabgaben  zu 
sehr  nur  als  fiscalische  Plusmacherei.  Die  Stcuercontrole  könnte  gerade  so  eiutreten, 
wenn  man  sich  mit  Anmelde-  und  Declarationspflicht  begnügte,  aber  ohne  Erhebung 
einer  Abgabe  dabei. 

In  Betreff  des  zweiten  Bedenkens  ist  aber  in  der  That  doch  klar,  dass  die 
gleichen  festen  Eicon  Zs  ätze,  eventuell  wie  bei  den  Getränkedebitanten  bloss 
mit  Ortsstufen,  wenn  auch  wohl  ziemlich  jeden  Steuerpflichtigen  nur  leicht,  so  doch 
die  einzelnen  derselben  Classe  ohne  jede  Rücksicht  auf  den  Umfang  ihres  Geschäfts 
ganz  verschieden  treffen.  Die  Licenzabgabe  wird  so  zu  einer  rohen  Taxe,  die 
dem  französischen  Steuergrundsatz  .Jeder  nach  seinen  Kräften“  durchaus  widerspricht. 
Bloss  die  Niedrigkeit  der  Sätze  macht  das  weniger  fühlbar.  Eine  gleichmässige 
Erhöhung  der  Sätze,  wie  im  J.  1871  die  Verdoppelung,  hat  so  aber  auch  noch  ihre 
besonderen  Bedenken. 

Will  man  daher  wirklich  die  Licenzbesteuerung  ergiebiger 
machen  und  sie  zu  einem  förmlichen  Gliede  der  Getränke- 
besteuerung erheben,  wie  nach  dem  Steuerproject  von  1888  (S.  629), 
etwa  mittelst  der  theureren  Debitantenlicenz  zugleich  auch  „eonsum- 
politische“  Tendenzen  verfolgen,  so  wäre  eine  rationellere  Au s- 
und  Umbildung  der  ganzen  Einrichtung  unbedingt  geboten. 
Namentlich  die  für  einen  grösseren  Ertrag  erforderlichen  höheren 
Sätze  müssten  dann  für  jede  einzelne  Gewerbegattung  nach  Merk- 
malen abgestuft  werden,  aus  welchen  man  auf  den  individuellen 
Betriebsumfang  und  die  Steuerfähigkeit  jedes  einzelnen 
Geschäfts  einigermassen  schliessen  kann.  Der  in  dem  Project  von 
1888  enthaltene  Gedanke,  mit  nach  dem  Mieth werth  der  Ge- 
werbslocalitäten,  wie  bei  der  Patentsteuer  die  Licenzen  abzu- 
stufen, liegt  dann  in  Frankreich  nahe  (S.  629).  Aber  ein  ganz 
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genügendes  Merkmal  ist  dieses  gerade  bei  diesen  Geschäften  auch 
noch  nicht.  Die  einfache  Erhöhung  der  fixen  Licenzsätze,  an  die 
daneben  gedacht  ist,  hätte  freilich  noch  ihre  besonderen  Bedenken. 


d.  Directe  Gebrauchs-  und  Genusssteuern. 

Wagon  und  Pferde.  Billards.  Gesellige  Vereine  u.  s.  w. 

Gesetzgebung.  Gleichzeitige  Einführung  dieser  drei  Steuern  durch  Ges.  v. 
16.  Sept.  1871,  Art.  7 — 10,  für  die  Steuer  von  Wagen  und  Pferden  mittelst  Wieder- 
herstellung des  1865  aulgehobenen  bezüglichen  Gesetzes  v.  2.  Juli  1862.  Ges.  v. 
18.  Dec.  1872  (Erhebung  der  Billard*  und  Gesellschaftssteuer  nach  den  Grundsätzen 
der  directen  Steuern).  — Abänderung  der  Wagen-  und  Pferdesteuer  durch  Ges. 
v.  23.  Juli  1872,  Art.  5 — 11,  und  Ges.  v.  22.  Dec.  1879,  Circ.  v.  21.  Jan.  1882 
(Ausführung  der  Steuerfreiheit  für  reglementsmässigen  Besitz  von  Wagen  und  Pferden 
im  Militärdienst).  Fin.-Ges.  v.  29.  Dec.  1884,  Art.  3 (Punct  der  Veranlagung).  — 
Ausführ.- Decr.  für  die  Billardsteuer  v.  27.  Dec.  1871.  — Ausführ.- Decr.  für  die 
Gesellschaftssteuer  v.  27.  Dec.  1871.  Ges.  v.  5.  Aug.  1874,  Art  7 (eine 
weitere  Exemtion). 

Literatur.  Stourm  I,  253,  255,  262  (Steuern  der  Revolutionszeit).  Die 
Gesetze  bis  1875,  auch  das  von  1862,  die  Decrete  u.  A.  in  Dejean’s  code. 
Vignes  I,  77 — 80.  Block,  dict.  Art.  chevaux  et  voitures,  billards,  cercles,  auch 
mehrfach  in  den  Supplementen.  Sa.y,  dict.  Art.  voitures  (noch  nicht  erschienen), 
billards,  cercles  (beide  eingehend),  v.  Kaufmann,  S.  255 — 256  (Pferde-  und 
Wagensteuer,  nicht  ganz  richtig),  259.  — Mathieu-Bodet  I,  45,  150.  Amagat, 
p.  204  ff.  — Ertragsstatistik  Faure,  p.  82,  Basis  der  Veranlagung  jährlich, 
z.  B.  f.  1887,  Bull.  XXIII,  644. 

§.  305.  1.  Im  Allgemeinen.  Die  drei  hierher  gehörigen 
Steuern  bilden  nach  ihrer  steuerpolitischen  Tendenz,  welcher 
sie  ihre  Einführung  mit  zu  verdanken  haben,  nämlich  um  als 
„Lu  xus  steuern“  zu  fungiren,  nach  ihrer  st  euer  technischen 
Gestaltung,  als  Glieder  der  „den  directen  Steuern  gleichgestellten 
Specialtaxen“  (S.  416),  und  nach  der  Gleichzeitigkeit  ihrer 
Einführung  in  der  Finanznoth  nach  dem  deutschen  Kriege  durch 
das  Gesetz  v.  16.  Sept.  1871  eine  zusammengehörige  Gruppe  kleiner 
Steuern,  eben  der  „directen  Gebrauchs-  und  Genusssteuern“,  ln 
ihrer  schliesslichen  Wirkung  sind  sie  anderseits  den  indirecten  Ver- 
brauchssteuern wieder  mehr  verwandt,  mehr  als  den  früher  be- 
sprochenen directen  Steuern,  zu  denen  sie  in  Frankreich  admini- 
strativ gehören.  Ihre  Vermehrung  und  Erhebung  erfolgt  ganz  nach 
den  Grundsätzen  der  directen  Steuern,  nach  welchen  auch  das 
Reclamationswesen  eingerichtet  ist  (S.  426).  Sie  unterstehen  auch 
wie  die  übrigen  directen  Steuern  in  Betreff  der  Veranlagung  der 
Generaldirection  der  directen  Steuern,  in  Betreff  der  Erhebung  der- 
jenigen des  öffentlichen  Rechnungswesens  (S.  422). 

Wenn  auch  im  Jahre  1871  erst  eingeführt,  sind  sie  übrigens- 
doch  nichts  durchaus  Neues  in  der  französischen  Steuergeschichte. 
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„Luxusstouorn“  auf  den  Besitz  von  Luxus-Pferden  und  Mauleseln , wie  auf  das 
Halten  von  Dienstboten  waren  schon  1791  mit  der  Mobiliarsteucr  verbunden  gewesen 
(S.  384,  452),  1795  war  auch  eine  Wagen- und  eine  Kaminsteuer  dazu  gekommen.  Diese 
Steuern  sind  aber  von  Anfang  1807  an  aufgehoben  worden  (Ges.  v.  4.  Mai  1800), 
als  wenig  ergiebig,  lästig  ftlr  die  Pflichtigen.  Im  J.  1862  war  daun  abermals  eine 
Steuer  auf  Wagen  und  Pferde  cingeftlhrt  worden  (Ges.  v.  2.  Juli  1862),  welche  aber 
wegen  zu  weitgehender  und  unrichtiger  Fassung  der  Exemtionen  wenig  ergeben  hatte 
(3  statt  der  erwarteten  5 Mill.)  und  ohne  Versuch  einer  Verbesserung  nach  3 Jahren 
wieder  fallen  gelassen  war.  Auch  eine  Gesellschaftssteuer  war  schon  im  J.  1870 
kurz  vor  dem  Kriege  von  einem  Deputirten  beantragt  gewesen. 

Nach  dem  Kriege  gingen  die  drei  Steuern  aus  der  parla- 
mentarischen Initiative  hervor.  Man  hatte  ausserdem  an  andere 
ähnliche  gedacht,  auf  Pianos,  Livreen,  Dienstboten.  Nachdem  man 
im  Jahre  1872  das  erste  Gesetz  über  die  Steuer  auf  Wagen  und 
Pferde  passend  verändert  hatte,  machte  man  so  durch  diese  drei 
Steuern  doch  immerhin  wieder  eine  Einnahme  von  12 — 13.5  Mill. 
Frcs.  für  den  Staat,  ausserdem  über  V2  Mill.  Frcs.  für  die  Ge- 
meinden, denen  eine  Quote  der  in  ihnen  erhobenen  Wagen-  und 
Pferdesteuer  zufällt,  flüssig. 

Immerhin  ist  so  ein  kleiner  Ausbau  des  französischen  Steuer- 
systems in  der  Richtung  einer  etwas  schärferen  directen  Besteuerung 
der  wohlhabenderen  Classen  erfolgt  und  damit  eine  Massregel, 
welche  eine  erfreuliche  Ergänzung  der  Besteuerung  der  Massen 
durch  die  grossen  Verbrauchssteuern  war.  Aber  freilich  nicht  ent- 
fernt eine  genügende  Ausgleichung  zur  gebührenden  Mitbelastung 
der  reicheren  Classen,  wie  sie  gerade  in  Frankreich  zu  verlangen, 
aber  auch  durch  ein  entwickelteres  System  von  „Luxussteuern“  als 
das  angenommene  nicht  zu  erreichen  wäre.  Dafür  bedürfte  es 
immer  einer  angemessenen  Einkommensteuer  oder  Einkommen-  und 
Vermögensteuer.  Diese  paar  kleinen  Luxussteuern  entbinden  vollends 
nicht  von  dieser  Verpflichtung. 

Der  Ertrag  war  (Fau re  p.  82,  Anschlag  f.  1888,  Bull.  XXII,  12)  in  1000  Frcs.: 


1873 

1879 

1880 

1884 

1888 

„Allgem.  Fonds“  (Ertrag 

für  den  Staat): 

Wagen  und  Pferde  . . . ' . . 

9,199 

11,314 

9,638  . 

10,402 

1 1 ,260 

Billards 

986 

1,014 

1,020 

1,119 

1,200 

Gesellschaften 

1,343 

1,431 

1,457 

1,537 

1,480 

Summe  .... 

11,528 

1 3,759 

12,115 

13,058 

13,940 

„Specialfonds“: 

Wagen  u.  Pferde  Gemeindeantheil 

491 

596 

511 

551 

591 

„ „ Ausfallfonds  (5%)  . . 

639 

625 

611 

643 

591 

„ „ */s  d.  Taxe  d.  1 . Anmeld. 

15 

19 

19 

21 

24 

Billards,  Kosten  der  1.  Anmeldung 

3.6 

4 

4 

4 

4.7 

Gesellschaft.,  Kostend.  1. Anmeld. 

0.3 

0.3 

0.3 

0.3 

0.3 

Zus.  Specialfonds  . 

1,149 

1,244 

1,145 

1,219 

1,211 

Gcsamintertrag  . . 

12,677 

15,003 

13,260 

14,277 

15,151 

778  6.  B.  2.  K.  Steuerrecht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  30ti. 

§.  306.  2.  Die  Wagen-  und  Pferdesteuer  wurde  in  der 
Eile  der  gesetzgeberischen  Arbeit  nach  dem  Kriege  in  der  Weise 
eingeführt,  dass  das  frühere  mangelhafte  und  nicht  bewährte  Gesetz 
vom  2.  Juli  1862  einfach  wieder  iu  Kraft  gesetzt  wurde  (Ges.  v. 
16.  Sept.  1871  Art,  6). 

Dieses  ältere  Gesetz  hatte  die  allerdings  bei  dieser  Steuer 
Schwierigkeiten  bereitende  Frage  der  Besteuerung  der  Wagen  und 
Pferde,  welche  vom  Eigenthümer  in  der  Landwirthschaft  und  im 
Gewerbebetriebe,  daneben  aber  mit  zum  persönlichen  Gebrauch 
benutzt  werden,  einseitig  zu  Gunsten  der  Besitzer  und  gegen  das 
fiscalische  Interesse  dahin  entschieden,  dass  in  diesem  Falle  Steuer- 
freiheit eintrete.  Deun  darauf  hin  wurden  durch  selbst  nur  ganz 
gelegentliche  Benutzung  von  Wagen  und  Pferden  zu  landwirtschaft- 
lichen und  gewerblichen  Zwecken  zahllose  Befreiungen  von  der 
Steuer  beansprucht  und  erlangt. 

Diesen  Mangel  suchte  daher  bald  ein  neues  Ges.  v.  23.  Juli  1872 
durch  Belegung  der  „ausschliesslich“  in  Landwirthschaft  und 
Gewerben  benutzten,  an  sich  steuerpflichtigen  Wagen  und  Pferde 
mit  der  halben  Steuer  abzuhelfen.  Dies  Gesetz  hat  zugleich 
auch  noch  in  einigen  anderen  Puncten  zweckmässige  Aenderungen 
herbeigeführt,  sonst  aber  den  Steuertarif  des  Gesetzes  von  1862 
belassen.  Erst  dadurch  wurde  diese  Steuer  hinlänglich  ergiebig 
gemacht  und  ihrem  wesentlichen  Zwecke,  den  Besitz  von  Wagen 
und  Pferden  zum  persönlichen  Gebrauch  der  Eigenthümer,  als 
Zeichen  eines  gewissen  Wohlstands,  zur  Grundlage  für  eine  „Luxus- 
steuer“ zu  machen,  angepasst.  Bei  der  Niedrigkeit  der  meistens 
anzuwendenden  halben  Tarifsätze  glaubte  man  in  einer  solchen 
leichten  neuen  Steuer  keine  Ueberlastung  der  Landwirthschaft  und 
der  Gewerbe  sehen  zu  müssen.  Die  ausschliesslich  zu  landwirt- 
schaftlicher und  gewerblicher  Arbeit  dienenden  Arbeits-  und  nicht 
zum  Personentransport  dienenden  Wagen  und  Pferde  wurden  von 
der  Steuer  auch  nach  dem  neuen  Gesetz  nicht  getroffen  (s.  u.). 

In  dieser  neuen  Form  hat  sich  die  Steuer  im  Ganzen  bewährt. 
Das  Gesetz  von  1872  ist  die  Basis  geblieben.  Ein  späteres  Gesetz 
vom  22.  Dec.  1870  hat  jedoch,  neben  einer  Veränderung  der  Tarif- 
stufen, wiederum  den  Besitzern  von  Wagen  und  Pferden  das  Zu- 
geständnis gemacht,  dass  letztere  schon  dann  nur  der  halben  Steuer 
unterliegen  sollen,  wenn  sie  „gewöhnlich“  in  der  Landwirth- 
schaft und  in  den  Gewerben  benutzt  werden.  Dadurch  entstand 
eine  Eitragsverminderung  um  über  1 Mill.  Frcs.,  obwohl  anderseits 
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gleichzeitig  durch  das  genannte  Gesetz  auch  Mault  hie  re  als 
steuerpflichtig  erklärt  worden  sind. 

Da  in  Frankreich  auch  das  dem  öffentlichen  Verkehr 


dienende  Fuhrwerk  steuerpflichtig  ist  (§.  238,  239),  war  es  im 
Uebrigen  vollends  folgerichtig,  Privatfuhrwerk,  Gespann  und  Reit- 
pferde einer  besonderen  Steuer  zu  unterziehen,  — ein  Gesicbts- 
punct,  welcher  auch  mit  für  die  Steuer  vertreten  wurde. 


Von  Einzelheiten  sind  folgende  die  wichtigsten.  Hie  uud  da  ergeben  sich 
auch  dabei  Zweifel  und  eine  erst  durch  die  Praxis  und  das  Reclamationsvcrfahren  zu 
entscheidende  Casuistik.  Immer  ein  Beweis,  dass  auch  eine  solche,  scheinbar  so  be- 
sonders einfache  Steuer  doch  ihre  technischen  Schwierigkeiten  hat,  weshalb  hier 
darauf  etwas  näher  eingegangen  wird. 

a)  St  euer  object  waren  nach  dem  Gesetze  v.  1S62  „jeder  bespannte  Wagen 
(voiture  attelee)  und  jedes  Reit-  oder  Spann-Pferd,  welches  zum  persönlichen  Gebrauch 
des  Eigentümers  oder  seiner  Familie  dient“;  nach  dem  Ges.  v.  1872  sind  „in 
Federn  hängende  Wagen  (voitures  suspendues),  welche  zum  Personentransport 
bestimmt  sind“,  das  Steuerobject,  — eine  Erweiterung  der  Steucrpflichtigkeit  gegen 
das  frühere  Gesetz,  insofern  nach  diesem  bei  jedem  Eigentümer  nur  so  viel  Wagen, 
als  nach  dem  vorhandenen  Pferdebesitz  bespannt  werden  konnten,  nach  dem  neuen 
alle  besessenen  Wagen  zu  versteuern  sind;  als  steuerpflichtige  Pferde  werden  im  Ges. 
v.  1872  „die  zur  Bespannung  der  steuerpflichtigen  Wagen  dienenden“  den 
Reitpferden  gegenüber  gestellt.  Jemand,  der  daher  z.  B.  keine  solche  Wagen  hat,  ist 
hiernach  auch  für  seine  Gespanne  immer  steuerfrei,  — weshalb  die  grosse  Menge  der  in 
Landwirtschaft  und  Gewerben  benutzten  Pferde  doch  unbesteuert  ist.  Das  Gesetz  v. 
1879  hat  dann  die  Maulthiere  (mules  et  mulets)  unter  denselben  Voraussetzungen 
wie  Pferde  für  steuerpflichtig  erklärt.  — Erst  im  Reclamationswege  gegen  die  Steuer- 
verwaltung ist  entschieden  worden,  dass  Pferde  und  Wagen  eines  Eigentümers, 
welche  bei  einem  Dritten  in  Stallung  oder  Remise  stehen,  bei  diesem  nicht  auch 
steuerpflichtig  sind,  falls  sie  nicht  dem  letzteren  zur  Bespannung  eines  ihm  gehöriger. 
Wagens  dienen.  Das  wäre  sonst  in  der  That  auch  eine  Doppelbesteuerung  (s.  d.  Ent- 
scheidung des  Präfecturraths  des  Dep.  Seine  bei  Block,  suppl.  1888,  p.  351). 

b)  Steuersubject  ist  zwar  regelmässig  der  Eigen thümer  der  steuer- 
pflichtigen Wagen  uud  Pferde,  aber  nicht  schon  an  und  für  sich  nach  dem  Ges.  v. 
1872.  Art.  S,  sondern  der  Besitzer  als  solcher,  daher  z.  B.  auch  der,  welcher 
von  einem  Wagenbauer  auf  1 Jahr  einen  Wagen  für  sich  mietet,  für  diesen  Wagen 
(s.  eine  Entscheidung  bei  Block,  suppl.  g6n6r.,  p.  106). 

c)  Der  Steuertarif  ist  im  Wesentlichen  noch  der  alte  des  Gesetzes  von  1862 
geblieben,  bis  auf  eine  Aeudcrung  im  Ges.  v.  1879.  Der  Tarif  unterscheidet  2 Arten 
Wagen,  mit  4 und  mit  2 Rädern,  letztere  sind  mit  J/ä  des  Satzes  der  ersteren  (in 
Paris  mit  %)  belegt.  Reit-  und  Wagenpferde  (und  Maulthiere)  entrichten  denselben 
Satz.  Der  Tarif  hat  dann  für  jeden  Wagen  und  jedes  Pferd  feste  Sätze,  welche 
nach  Ortsclasscn  abgestuft  sind,  ursprünglich  nach  5,  seit  dem  Ges.  v.  1879  nach  6, 
folgendermassen,  in  Frcs.  p.  Stück: 

Wagen  zu 


Paris 

Gemeinden  über  40,000  Einw. 
Desgl.  20,0001—40,000  . . 

„ 10,001—20,000  . . 

„ 5,001—10,000  . . 

„ 5,000  und  weniger  . 


4 2 

Rädern 

Pferd 

60 

40 

25 

50 

25 

20 

40 

20 

1 5 

30 

1 5 

12 

25 

10 

10 

10 

5 

5 

Die  Stufe  von  30,  bezw.  15  und  12  Frcs.  ist  1879  eingeschoben.  Früher 
traten  die  beiden  untersten  Stufen  bei  Urten  von  3001 — 20,000  und  unter 
3000  Einw.  ein. 


780  6.  B.  2.  K.  Stcuerrecht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  806,  307. 


Hat  Jemand  mehrere  Wohnsitze,  so  wird  er  für  die  Wagen  und  Pferde,  die 
ihm  gewöhnlich  folgen,  in  der  Gemeinde  besteuert,  wo  er  personalsteuerpilichtig  ist, 
aber  nach  dem  Satze  der  Gemeinde  der  grösseren  Bevölkerung;  für  die  Wagen  und 
Pferde,  die  gewöhnlich  in  einem  Wohnsitz  bleiben,  indessen  nach  dem  Satze  der 
Ürtsclassc  dieses  Wohnsitzes  (Ges.  v.  1S62,  Art.  10).  Wechselt  Jemand  seinen 
Wohnsitz,  so  tritt  event.  der  höhere  Steuersatz  des  neuen  Orts,  daher  eine  Complo- 
mentärsteuer  ein,  was  der  Steuerpflichtige  anzumelden  hat  (Ges.  v.  1872,  Art.  9). 

Das  beliebte  französische  Ortsclassen- System  findet  also  auch  hier  wieder  seine 
Anwendung.  Wohl  noch  mit  zweifelhafterer  Berechtigung  als  in  anderen  Fällen 
(S.  488).  Denn  z.  B.  Grossgrundbesitzer,  Fabrikanten,  Hütten-  und  Bergwerksbesitzer 
und  Rentiers,  welche  „auf  dem  Lande“  wohnen,  zahlen  so  durchweg  nur  die  niedrigeren, 
gemeinhin  die  niedrigsten  Steuersätze  für  ihre  „Equipagen“,  was  schwerlich  der  steuer- 
politischen  Tendenz  einer  solchen  Steuer  entspricht. 

d)  Steuerermässigung,  auf  die  Hälfte  der  Tarifsätze,  gemessen  nach 
dem  Gesetz  v.  1872,  Art.  6,  diejenigen  gesetzlich  sonst  steuerpflichtigen  Wagen  und 
Pferde  (und  Maulthiere),  welche  „ausschliesslich“,  nach  dem  Ges  v.  1879,  welche 
„gewöhnlich“  im  Dienste  der  Landwirtschaft  und  eines  patentsteuerpflichtigen 
Gewerbes  oder  Berufs  verwendet  werden.  Doch  sind  in  letzterer  Hinsicht  die  Wagen 
und  Pferde  der  Patentpflichtigen  der  Tabelle  G.  des  Patentsteuergesetzes  v.  18.  Mai 
1850  (jetzt  D,  S.  473,  481),  der  „liberalen  Berufe“,  ausgenommen,  also  der  vollen 
Steuer  unterworfen  (s.  Dejean,  code  p.  214  die  Note). 

e)  Steuerfreiheit  gemessen  ipso  jure  alle  Wagen  und  Pferde,  welche  nicht 
ausdrücklich  in  die  Kategorie  der  halb  oder  ganz  steuerpflichtigen  fallen,  — wo  es 
also  im  Zweifelsfall  auf  die  Entscheidung  im  Verwaltungswege  oder  im  Rcclamations- 
verfahren  ankommt.  In  dem  wohl  nicht  seltenen  Falle,  dass  z.  B.  Jemand  seine  in 
Landwirtschaft  und  Gewerbe  beschäftigten  Pferde  wechselweise  auch  als  Bespannung 
steuerpflichtiger  Wagen  benutzt,  wird  nur  je  1 Pferd  für  je  1 zweispännigen  Wagen 
voll  besteuert.  Ausserdem  sind  aber  bestimmte  Wagen  und  Pferde  ausdrücklich 
im  Gesetze  für  steuerfrei  erklärt,  nämlich  Stuten  und  Hengste,  welche  aus- 
schliesslich für  die  Züchtung  bestimmt  sind,  Wagen  und  Pferde,  welche  ausschliesslich 
für  öffentliches , der  betreffenden  indircctcn  Besteuerung  unterworfenes  Fuhrwerk 
dienen,  desgl.  solche,  welche  im  Besitz  von  Pferdehändlern,  W’agenfabrikanten  und 
Wagenhändlern  ausschliesslich  zum  Verkauf  oder  zur  Vermiethung  bestimmt  sind, 
endlich  solche,  welche  in  Gemässheit  der  Vorschriften  des  Militär-  und  Verwaltungs- 
diensts  gehalten  werden  (Ges.  v.  1872,  Art.  7,  etwas  verändert  und  erweitert  gegen 
Art.  7 des  Ges.  v.  1862,  wo  auch  Wagen  und  Pferde  von  Religionsdienern  frei  ge- 
wesen; über  die  Befreiungen  vom  Militärdienst  s.  das  Circ.  v.  1882  bei  Block,  suppl. 
gen6r.  p.  105). 

f)  Die  Veranlagung  der  Steuer  erfolgt  regelmässig  für  ein  ganzes  Jahr,  in 
Betreff  der  Thatsachen  am  1.  Jan.  (Ges.  v.  1862,  Art.  9,  v.  1872,  Art.  8).  Die 
Steuerpflichtigen  müssen  ihre  Wagen  und  Pferde  bei  der  Mairie  des  oder  der  Wohn- 
orte in  der  ersten  Hälfte  des  Jan.  anmelden,  ebenso  die  Gemeinden  angeben,  wo 
sie  beständig  steuerpflichtige  Elemente  haben.  Ebenso  sind  Veränderungen  au- 
zumelden,  desgl.  neuer  Erwerb  von  steuerbaren  Wagen  und  Pferden  im  Laufe  des 
Jahres,  wo  vom  ersten  Tage  des  betr.  Monats  die  Steuer  dann  eintritt,  ohne  Anrech- 
nung der  etwaigen  Steuerzahlung  früherer  Besitzer  (Ges.  v.  1862,  Art.  11,  v.  1872, 
Art.  8;  s.  Dejean  p.  246  Note). 

g)  Unterbliebene,  ungenaue  oder  unvollständige  Declarationen  werden  vom 
Controleur  der  directen  Steuern  in  Uebercinstimmung  mit  dem  Maire  uud  den  Ropar- 
titoren  ergänzt  (Ges.  v.  1862,  Art.  11,  mit  weiterer  Bestimmung  über  Entscheidung  von 
Meinungsverschiedenheiten  zwischeu  diesen  Personen). 

h)  Der  Steuerpflichtige  hat  das  Reclamationsrecht,  nachdem  die  Steuerrolle 
zur  Erhebung  bestimmt  ist  (Ges.  v.  1862,  Art.  11). 

i)  Die  Strafe  für  unterlassene  oder  ungenaue  Declarationen  ist  Verdoppelung 
der  Steuer  (Ges.  v.  1862,  Art.  12). 

k)  Die  Steuer  wird  mit  einem  Zuschlag  von  5%  fhr  Entlastungen,  Er- 
mässigungeu  (Ausfallfonds,  S.  426),  für  Veranlagungs-  und  Erhebungskosten  erhoben; 
reicht  das  nicht  aus,  so  erfolgt  eine  Vorauserhebung  auf  den  nächsten  Steuerbetrag 
(eb.  Art.  13,  s.  o.  S.  777  die  Tabelle). 
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1)  Den  Gctnoiudcn  fällt  5%  (in1  des.  v.  1862  10%)  des  bei  ibnou  crhobeueii 
Steuerbetrages,  abzüglich  der  gewährten  Entlastungen,  zu  (Ges.  v.  1872,  Art.  10). 

In  der  Stcuerrollc  f.  1887  standen  folgende  Steuerobjectc  (Bull.  XXIII,  644): 


Zur  ganzen  Steuer 

Zur  halben  Steuer 

• 

veranlagt 

veranlagt 

Summe 

Einfacher  Poppel- 

Einfacher  Poppel- 

(Straf-)satz 

satz 

Wagen  zu  4 Bädern 

Objecto  in  der 

Gemeinde  der  Veranlagung. 

. 177,656 

185 

155,423  167 

333,431 

2 

11  11  11 

. 85,014 

148 

863,807  1,174 

950,143 

Pferde,  Maulthicre  . 

. 137,562 

197 

935,459  1,085 

1,074,303 

Objecte  aus  anderen  Gemeinden. 

Wagen  zu  4 Rädern 

3,503 

5 

202  — 

3,710 

*> 

ii  ii  **  ii 

370 

— 

79  — 

449 

Pferde,  Maultliierc  . 

5.692 

4 

269  — 

5,965 

§.  307.  3.  Die  Billardsteuer  ist  wesentlich  unter  dem  Ge- 
siehtspunet  einer  kleinen  Luxussteuer  durch  das  Ges.  v.  16.  Sept.  1871  . 
Art.  8 eingeführt  worden,  und  zwar  ununterschiedlich  sowohl  für 
Billards  in  öffentlichen  Orten  (Wirtschaften)  wie  im  Privatbesitz 
zum  Gebrauch  des  Besitzers  selbst. 

Die  wichtigeren  Einzelheiten  der  Besteuerung,  wobei  es  ebenfalls  an 
easuistischen  Streitfragen  nicht  ganz  fehlt,  sind  in  Kurze  die  folgenden.  (S.  für  hier 
Uebergangenes  das  Peer.  v.  27.  Jan.  1871,  bei  Pejeau,  code  p.  124  und  bes.  den 
Artikel  von  Arnou.v  im  Say 'sehen  dict. , auch  Block,  dict.  p.  238,  suppl.  gelier, 
p.  52).  Veranlagung,  Erhebung,  Keclamationen  wie  bei  den  directcn  Steuern  über- 
haupt und  bei  der  Wagen-  und  Pferdesteuer  spccicll. 

a)  Steuerobject  ist  jedes  Billard,  auch  das  unbenutzte,  auch  das  in  schlechtem 
Zustand  befindliche,  wenn  nur  nicht  völlig  demontirte,  dem  steuerpolitischen  Gedanken 
des  Gesetzes  gemäss  das  zum  Vergnügen  u.  dgl.  dienende  (s.  u.  d).  Aber  nur 
eigentliche  Billards,  nicht  sogenannte  für  andere  Spiele  (englisches,  holländisches, 
chinesisches)  sind  Steuerobjoct  (s.  Say  und  Block  a.  a.  Ü.). 

b)  Steuersubject  ist  der  Besitzer  als  solcher,  einerlei  ob  er  das  Billard 
zum  öffentlichen  Gebrauch  stellt  oder  seinem  Privatgebrauch  vorbehält. 

c)  Per  Steuertarif  ist  wieder  ein  Ortsclasscntarif,  für  Paris  60,  für 
Städte  über  50,000  Einw.  30,  von  10,000 — 50,000  15,  f.  andere  Orte  6 Frcs.  für  das 
Stück.  Per  bei  einer  Luxussteuer  richtige  Gedanke  einer  höheren  Besteuerung  der 
Privatbillards  wurde  nicht  verwirklicht. 

d)  Steuerfreiheit  gemessen  nur  die  zum  Verkauf  oder  zur  Vermiethung  be- 
stimmten Billards  der  Billard  - Fabrikanten  und  Händler,  welche  diese  nicht  zum 
persönlichen  Gebrauch  verwenden.  Eine  andere  Qualität  des  Besitzers,  z.  B.  bei 
Billards  im  Besitz  von  Heilanstalten,  bedingt  keine  Steuerfreiheit. 

e)  Pie  Veranlagung  der  Steuer  erfolgt  regelmässig  nach  dem  Stande  am 
1.  Jan.  für  das  ganze  Jahr,  und  zwar  auf  Grund  von  Occla rationeu,  welche  der 
Besitzer  bei  der  Mairie  seiner  Gemeinde  v.  1.  Oct.  bis  Ende  Jan.  machen  muss. 
Diese  Declarationen  werden  bis  zu  einer  erfolgten  Abänderung  derselben  als  Grundlage 
angesehen  (s.  Ges.  v.  1871,  Art.  10,  und  das  Peer.  v.  27.  Jan.  1871,  mit  den  weiteren 
erforderlichen  Bestimmungen). 

f)  Die  Strafe  für  unterlassene  oder  ungenaue  Declaration  ist  auch  hier  Ver- 
doppelung des  Steuersatzes. 

Pie  Zahl  der  steuerpflichtigen  Billardbesitzer  war  1872  68,060,  1882  83,293,  in 
16,827  bez.  18,675  Gemeinden  (eine  fast  gleiche  Zahl  Gemeinden  besass  keine);  die 
Zahl  der  Billards  in  den  Köllen  war  bez.  73,885  und  88,927;  1887  94,751;  die  Zahl 
der  nicht  declarirten  ist  von  3 — 4000  anfangs  auf  einige  100  jetzt  gesunken,  1887  180 
(Say,  dict.  p.  403,  Bull.  XXIII,  644). 
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§.  308.  4.  Die  Steuer  auf  solche  geschlossene  Gesell- 
schaften u.  dgl.  (cercles,  sociefces,  lieux  de  reunion),  wo  die  Mit- 
glieder (abonnes)  Beiträge  (cotisations)  zahlen,  ist  ebenfalls  durch 
das  Gesetz  v.  16.  Sept.  1871  Art.  4 eingefiihrt  worden,  wiederum 
in  der  Absicht,  dadurch  eine  Art  „Luxussteuer“  für  wohlhabendere, 
mehr  oder  weniger  mlissige  Leute  zu  begründen.  Danach  ist  auch 
die  Umgrenzung  der  Steuerpflicht  und  die  Feststellung  der  Aus- 
nahmen erfolgt.  In  der  Regel,  ja  wohl  fast  ausnahmelos  wird  das 
einzelne  Mitglied  hier  voll  und  ganz  von  der  Steuer  getroffen  werden, 
um  welche  eben  sein  Beitrag  erhöht  wird. 

Die  Einzelheit cu  sind  die  folgenden.  S.  für  das  Genauere  das  Decr.  v. 
27.  Dec.  1S71  (Dcjean  p.  128)  und  bes.  den  Artikel  „ccrcles“  von  Arnoux  im 
Say’schen  dich 

a)  St  euer  object  ist  der  Betrag  der  Beiträge  der  Mitglieder  der  genannten 
Gesellschaften,  Vereine,  Clubs  u.  s.  w. , einschliesslich  der  etwaigen  Eintrittsgelder, 
auch  obligatorischer  allgemeiner  ausserordeutlicher  Einzahlungen. 

b)  Steuersu bject  ist  der  betreffende  Verein  als  solcher,  vertreten  durch  seinen 
Geranten,  Sccretär  oder  Schatzmeister,  der  die  Steuer  zu  entrichten  hat. 

c)  Der  Steuersatz  ist  20%  des  Betrags  des  Steuerobjects. 

d)  Befreit  sind  ausdrücklich  nach  dem  Gesetz  Wolilthätigkeits-  und  gegen- 
seitige Hilfsgesellschaftcn , ferner  ausschliesslich  wissenschaftliche,  literarische,  land- 
wirtschaftliche, musikalische  Vereine,  wenn  sic  nicht  tägliche  Zusammenkünfte  haben. 
Durch  Ges.  v.  5.  Aug.  1874,  Art.  7,  sind  auch  Vereine  für  gymnastische,  Schiess- 
übungen u.  dgl.  m.  befreit  worden  (c.  400).  Auch  die  obligatorischen  Militärcirkcl 
sind  frei. 

e)  Die  Veranlagung  erfolgt  auf  Grund  einer  vorgeschriebenen  Declaration 
des  Secretärs  u.  s w.  über  Mitgliederzahl  und  Beiträge.  Die  Declaration  gilt  für  die 
späteren  Veranlagungen,  bis  eine  Abänderung  angcmeldet  ist.  Die  Jahresschuldigkeit 
ist  auf  einmal  zu  entrichten. 

f)  Die  Strafe  des  doppelten  Satzes  trifll  auch  hier  unterbliebene  oder  ungenaue 
Declaration. 

Zahl  der  Gemeinden  mit  steuerpflichtigen  Gesellschaften  1872  1906,  1885  2360, 
der  Gesellschaften  4561  und  5235,  der  Mitglieder  217,717  und  257,964,  in  1887 
(Veranlagung)  249,518  (ausser  817  nicht  declarirten,  mit  Doppelsatz),  der  steuer- 
pflichtigen Beträge  in  den  geuanuten  3 Jahren  6.59 — 7.03 — 7.04  Mill.  Frcs.  (und 
11,722  f.  nicht  declarirte  Beträge).  Aufangs  war  die  nicht  dcclarirto  Summe  doppelt 
so  hoch  (Say  p.  905,  Bull.  XX11I,  644). 


Anhang. 

§.  309.  Verschiedene  andere  kleinere  directe  und  indirectc  Ab- 
gaben der  französischen  Staatsbesteuerung. 

Diese  oben  S.  416  ff.  schon  genannten  Abgaben  enthalten  zwar  zum  Theil,  wie 
namentlich  die  einträglichste,  die  für  Verilication  der  Gewichte  und  Maassc,  Steuer- 
elemente in  sich,  sind  aber  doch  im  Uebrigcn  aparter  Natur,  gebührenartig,  Kosten- 
ersätze. Wir  gehen  deshalb  nicht  näher  auf  sie  ein,  sondern  fügen  nur  noch  ein 
paar  Daten  über  sie  hinzu,  für  das  Weitere  auf  die  dictionnaires  von  Block  und 
Say,  auf  Vignes  u.  a.  m.  verweisend. 


Digitized  by  Google 


Verschiedene  kleinere  Abgaben. 

7S3 

. Es  war  der  Ertrag  in  1000  Frcs. 

A.  Zu  den  den  „directen  Steuc 

ru  glcic 

hgestellten  Sp 

ccial- 

taxen“  gehörend: 

1809 

1872 

1874 

1884 

1887 

1. 

Verification  der  Gewichte  u.  s.  w.  . . 

1,765 

3,432 

4,129 

4,511 

4,514 

2. 

„ „ Alcohoiometer  . . . 

. 

— 

— 

— 

80 

3. 

Abg.  f.  Besuch  d.  Apoth.  und  Drog.  . 

233 

223 

262 

300 

321 

4. 

Abg.  f.  Iuspect.  d.  Fabr.  u.  s.  w.  . . 

— 

— 

— 

— 

18 

Summe  A.  . . . 

1,988 

3,655 

4,391 

4,817 

4,933 

B.  Zu  den  „verschiedenen 

Abgaben  der 

indirecten 

Besteuc  run 

g“  gehörig: 

5. 

Inn.  ScliiflT.-Abg.  (Flüsse,  Canäle)  . . 

3,978 

3,698 

4,391 

— 

— 

6. 

Zölle,  Abg.  v.  Fähren,  Fisch.,  Jagd  u.a.  m 

2,190 

2,601 

2,398 

2,848 

2,496 

7. 

Stempel  in  Verwalt,  iudir.  Steuern  . . 

6,177 

0,012 

7,380 

8,637 

8,826 

8. 

Ertr.  d.  Gcldstraf.  u.’  Confiscat.  . . . 

1,403 

4,731 

3,922 

4,200 

0,1 54 

Summe  13.  . . . 13,748  17,042  18,091  15,001  17,476 


S.  Faure  p.  82,  118,  Bull.  XX11I,  373,  289.  Die  Daten  f.  1887  Anschlag  bei 
A,  provis.  Zahlen  bei  B,  die  früheren  aus  den  Abschlüssen. 

Zu  A 1.  Eine  obligatorische  Verification  der  im  Handel  gebrauchten 
Maasse  und  Gewichte  lindet  jährlich  statt  und  giebt  Anlass  zu  Gebührenerhebung. 
Neue  Regelung  durch  Decr.  v.  26.  Fcbr.  1873  und  Tarif  darin,  wodurch  die  früheren 
Einnahmen  verdoppelt  wurden,  so  dass  seitdem  die  „Besteuerung  des  Handels“ 
mittelst  dieser  Abgabe  schärfer  hervortritt. 

Zu  A.  2.  Eine  obligatorische  Verilication  der  Alcohoiometer,  ebenfalls 
gegen  Gebühren,  findet  nach  dem  Ges.  v.  7.  Juli  1881  und  28.  Juli  1883  statt. 

Zu  A.  3.  Die  regelmässige  Visitation  der  Apotheken,  Droguerieen  u.  dgl. 
erfolgt  nach  Ges.  v.  21.  Germ.  XI,  gegen  Gebühren  eines  Docrets  v.  25.  Therm.  XI. 

Zu  A.  4.  Die  vorgeschriebene  Inspection  von  Fabriken  und  Niederlagen  von 
Mineralwasser,  Bädern  u.  s.  w.  erfolgt  gegen  Gebühren  nach  Ges.  v.  25.  Juni  1841. 
Art.  30.  Die  betr.  Einnahme  wurde  früher  anderswo  verrechnet,  seit  1887  bei  den 
genannten  Taxen. 

Zu  B.  5.  Die  Abgaben  für  die  Unterhaltung  der  Ströme,  schiffbaren 
Flüsse  und  Canäle  beruhten  zuletzt  auf  einem  Gesetz  v.  9.  Juli  1836  mit  Tarif 
und  auf  Specialtarifcn  für  einzelne  Canäle.  Diese  Abgaben  sind  aber  durch  Ges.  v. 
19.  Febr.  1880  sämmtlich  aufgehoben  worden. 

Zu  B.  6.  Hierhin  gehören  mancherlei  verschiedene  Einnahmen,  Abgaben, 
Zölle  u.  dgl.  für  Fähren,  Brücken,  Schiffziehen,  Fischerei,  Jagd,  aus 
dem  Ertrag  der  Baum  anpflan  zun  gen  u.  dgl.  an  Canälen  und  Derartiges  mehr; 
gegebenen  Falls  nach  besonderen  Tarifen. 

Zu  B.  7.  Die  hier  genannten  Stempelerträgc  rühren  aus  den  kleinen 
Stempeln  für  die  Bezcttelungcn,  Quittungen  u.  dgl.  in  der  Verwaltung  der 
indirectcn  Steuern  her,  wie  sie  früher  mehrfach  erwähnt  worden  sind.  Sie  treten  also 
zu  den  Erträgen  des  sonstigen  allgemeinen  Stempelwesens  (S.  507)  noch  hinzu. 

Zu  B.  8.  Der  Ertrag  aus  Geldstrafen  und  Coufiscationeu , aus- 
schliesslich aus  dem  Gebiet  der  indirecten  Steuern,  ist  nach  dem  Kriege,  von  1872 
au,  theils  durch  die  schärfere  Controle  und  die  Steigerung  der  Strafen, 
theils  durch  die  Einführung  neuer  indirecter  Steuern  erheblich  gewachsen.  Er  schwankt 
übrigens  begreiflicher  Weise  von  Jahr  zu  Jahr  stark  (Max.  1875  7,955,000  Frcs., 
Min,  1881  1,900,000  Frcs.,  1880  im  Definitivum  4,128.000  Frcs.).  Zahl  der  Proto- 
kolle über  Contraventionen  1880  35,807,  1887  39,530  (Bull.  XXIII,  2SS). 

Mit  den  genannten  8 Einnahme-  und  Abgabearten,  die  immerhin  zusammen 
wieder  20  und  einige  Mill.  Frcs.  abwerfen,  sind  die  Erträgnisse  der  Steuerverwaltung 
noch  nicht  einmal  vollständig  vorgeführt.  Es  kommen  noch  verschiedene  andere  vor. 
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von  welchen  einzelne,  wie  die  Zinsen  der  Steuercredite , doch  auch  noch  Steuer- 
character  haben.  Im  Voranschlag  f.  1887  linden  sich  noch  folgende  Ertragsposten 
unter  der  Gcneraldirection  der  indirecten  Steuern  (in  1000  Frcs.): 

Erhebung  von  den  Gemeinden  für  Kascrnirungskosten  ....  2,191) 


Entschädigung  Seitens  der  Städte  für  Octroidienst 47S 

Preis  der  Bleie  (Plombirung)  bei  Salz,  Zucker,  Getränken,  Pulver  07 
Ueberwachungskosten  der  Zuckcrniedorlagcn  und  Sodafabriken  . 77.5 

Zinsen  der  Steuercredite 520 

Einziehung  von  Vorschüssen  von  Gemeinden  f.  Gehalts- Abonne- 
ments in  Betreff’  der  Beamten 586 

Desgl.  von  Gemeinden  f.  Druck-  u.  dgl.  Kosten 264 

Desgl.  von  Spielkartenfabrikanten  als  Preis  des  gelieferten 

Papiers  u.  s.  w.  (s.  o.  S.  709) 150 

Desgl,  von  Beamten  f.  Preis  von  Instrumenten 21 

Verschiedene  und  zufällige  Einnahmeu . . •_ 515.8 


Summe 4,926.3 


e.  Die  Zölle 

insbesondere  als  Verbrauchssteuern  (Finanzzölle). 

Das  französische  Grenzzollwo&en  hat  auch  seit  1780  und  nach  der  Herstellung 
eines  einheitlichen  Zollgebiets  und  eines  allgemeinen  Tarifs  eigentlich  nur  in  zweiter 
Linie  als  eine  Einrichtung  des  Finanz-  und  Steuerwesens,  in  erster  als  eine  solche 
der  Handels-  und  Volkswirthschaftspolitik  gedient.  Das  Finanzinteresse, 
mit  Hilfe  der  Zölle,  besonders  der  Einfuhrzölle  dem  Staate  Einnahmen  zu  verschallen 
und  in  Finanzzöllen  Verbrauchssteuern  zu  erheben,  spielte  freilich  immer  mit,  aber 
es  trat  nur  in  einzelnen  Perioden,  vornemlich  sogar  erst  seit  1871,  schärfer  hervor. 
Der  handelspolitische,  der  protection  ist  ische  Gesichtspunct  war  und  blieb  der 
beherrschende:  eine  Erscheinung,  welche  ja  auch  in  anderen  Ländern,  so  auch  in 
Grossbritannien,  beobachtet  wird,  in  Frankreich  aber  sich  besonders  frappant  zeigt, 
nach  momentaner  Zu rückdräu gting  immer  wieder  hervortritt  und  das  Charactori- 
stischc  bleibt. 

Namentlich  die  interessante  Geschichte  der  französischen  Zolltarif- 
Politik  seit  1789  ist  daher,  zumal  bis  1871,  weit  mehr  ein  Gegenstand  der  handels- 
politischen und  allgemein  volkswirtschaftlichen  als  der  tinanzwirtlischaftlichen  Be- 
trachtung. Eine  auch  nur  etwas  mehr  ins  Einzelne  gehende  Darstellung  dieser 
Geschichte  wird  von  selbst  zu  einer  allgemeinen  Geschichte  der  modernen  französischen 
Volkswirtschaft,  — wiederum  mehr  als  das  anderswo  der  Fall  ist. 

In  diesem  lediglich  liuauzwissenschaftlichon  Werke  liegt  auch  bei  der  Darstellung 
des  Zollwescus  einschliesslich  des  Tarifweseus  natürlich  wieder  eine  viel  begrenzter« 
Aufgabe  vor:  das  Zoll-  und  Tarifweseu  gehört  streng  genommen  nur  als  Theil  dos 
Besteuerungswesens  hierher,  der  Finauzzoll,  nicht  der  Schutzzoll,  das  finanzpolitische, 
nicht  das  handelspolitische  Moment  interessiren  uns  allein  näher.  Indessen  bei  dem 
nahen  Zusammenhang  aller  dieser  Dinge  und  bei  der  Bedeutung,  welche  gerade  in 
Frankreich  auch  die  Schutzzölle  im  Ganzen  für  die  Einnahme  des  Staats  aus  den 
Zöllen  haben , ist  es  unmöglich,  die  handelspolitischen  und  Schutzzollfragen  hier  ganz 
unberücksichtigt  zu  lassen.  Ja,  die  Einwirkung  bestimmter  handelspolitischer  Ziel- 
puncte  und  der  diesen  gemäss  eingeschlagencn  Zolltarif-Politik  auf  den  Zollertrag  ist 
sogar  ein  Gegenstand,  welcher  wieder  für  die  linanzwissenschaftliche  Betrachtung  des 
Zollwesens  wichtig  ist  und  wofür  die  französischen  Verhältnisse  und  Erfahrungen  be- 
sonders lehrreich  sind.  Deshalb  werden  im  Folgenden  in  der  Skizze  der  Tarifgeschiclite 
und  in  den  statistischen  Daten  der  Zollerträge  diese  Seiten  des  Gegenstands  auch  nicht 
übergangen.  Aber  auch  hier  ist  der  leitende  Gesichtspunct  für  die  Darstellung,  wie 
in  anderen  früheren  ähnlichen  Fällen  (britische  Zolltarif-Geschichte,  französ.  Getränke- 
uud  Zuckerbesteueruug  u.  s.  w.),  immer  der  für  dies  Werk  gebotene:  alles,  was  nicht 
rein  finanzwirthschaf tlicher  Art  ist,  gehört  eben  nur  soweit,  als  es  für  die 
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Finanzen  Bedeutung  behält,  hierher,  mag  es  an  sich  und  für  die  Volkswirtschaft, 
u.  s.  w.  auch  das  viel  Wichtigere  und  Interessantere  sein.  Die  richtige  Grenzziehung 
und  die  notwendige  Beschränkung  nach  diesem  Gesichtspunct  sind  freilich  hier  gerade 
nach  der  Lage  der  französischen  Dinge  besonders  schwierig. 

Mit  diesen  Bemerkungen  wird  ja  nur  etwas  allgemein  Bekanntes  hervorgehoben, 
das  gleichwohl  oftmals  in  seiner  Bedeutung  nicht  genügend  gewürdigt  wird:  alle  Dar- 
stellung der  Finanzgeschichte  und  vollends  wieder  bloss  der  Steuergeschichte  eines 
Landes  sowie  der  Gestaltung  seines  Finanz-  und  Steuerwesens  in  einem  bestimmten 
Zeitpuncte,  wo  man  gewissermassen  einen  momentanen  Stillstand  in  der  Entwicklung 
lingirt,  beruht  auf  einem  Isolirungsver fahren,  alle  finanzwissenschaftliche  Dar- 
stellung auf  einem  A bstractionsverfah ren.  welche  beide,  methodologisch  be- 
trachtet, berechtigt,  ja  nothwendig  sind,  aber  eben  doch  den  Vorgängen  und  Verhält- 
nissen in  der  Wirklichkeit  Zwang  anthun,  weil  etwas,  was  wie  Finanzen  und  Steuern 
in  engem  Zusammenhang  mit  Anderem  und  in  engster  beständiger  Wechsel- 
wirkung damit  steht  — nach  der  Bedarfsseitc  mit  Geschichte,  Politik,  Ver- 
fassung, Verwaltung  des  Staats,  nach  der  Seite  der  Bedeckungsmittel  Beschaffung 
mit  der  ganzen  Volkswirtschaft  — isolirt  für  sich,  ausser  diesem  Zusammen- 
hang und  dieser  Wechselwirkung,  „abstract“  betrachtet  wird.  Eine  Schwäche  der 
concreten  Finanz-  und  Stcuergeschichtc  und  der  ganzen  Finanzwissenschaft,  die  auf 
keinem  anderen  Gebiete  der  Besteuerung  vielleicht  so  bemerklich  als  gerade  im  Zoll- 
wesen  ist,  zumal  wenn  es  sich  um  ein  Land  wie  Frankreich  handelt,  dessen  Tarif- 
politik fast  immer  mehr  volkswirtschaftlichen  als  finanziellen  Zielen  und  Interessen 
gedient  hat.  Aber  freilich  eine  Schwäche,  die  sich  im  Grunde  in  allen  Zweigen  der 
Historie,  der  historischen  und  Geisteswissenschaften  und  eigentlich  ebenso  der  Natur- 
wissenschaften zeigt,  und  im  letzten  Grunde  nothwendig  aus  dem  begrenzten  mensch- 
lichen Erkenntniss- , Verständniss-  und  demnach  auch  Darstellungsvermögcn  folgt, 
das  uns  eben  die  Dinge  nur  mittelst  jenes  gedankenmässigen  Isolirungs-  und  Abstractions- 
verfahrens,  nicht  auf  einmal  in  ihren  wirklichen  allgemeinen  Zusammenhängen,  Be- 
dingtheiten und  Wechselwirkungen  zu  erfassen  erlaubt. 

Auch  in  der  folgenden,  etwas  eingehenderen  chronologischen  U ebersicht 
der  Gesetze  u.  s.  w.,  welche  in  der  üblichen  Weise  wie  in  den  früheren  Abschnitten 
hier  vorangestellt  wird,  beschränken  wir  uns  auf  die  Angabe  der  hauptsächlichen 
grundlegenden  und  Organisations-  u.  dgl.  Gesetze  und  der  wichtigeren  Tarif- 
gesetze, Handelsverträge  u.  s.  w.,  besonders  erst  der  neuesten.  Die  zahlreichen 
einzelnen  Gesetze,  „Ordonnanzen“  (in  der  Königszeit  1814 — 1848),  „Decrete“  (in  der 
übrigen  Zeit)  über  Tarifpuncte . welche  vornemlich  nur  von  handelspolitischer 
Bedeutung  sind,  werden  hier  absichtlich  übergangen.  Dafür  ist  auf  die  handeis-  und 
zollpolitische  Specialliteratur  zu  verweisen.  Das  Eine  oder  Andere  wird  unten  in 
der  Darstellung  mit  berührt  werden.  Ueber  die  Zucker  zollgesetze  s.  o.  S.  659  fl'. 
Sie  werden  im  Folgenden  nicht  wieder  alle  besonders  namhaft  gemacht,  wenn  auch 
hie  und  da  erwähnt. 

Gesetzgebung.  Kevolutionszeit  1790  ff.:  Vier  grundlegende  Gesetze: 
Aufhebung  der  inneren  Zölle  (traites)  durch  Ges.  v.  5.  Nov.  1790  (o.  S.  150). 
Neuer  allgemeiner  einheitlicher  Zolltarif  für  den  Verkehr  mit  dem  Ausland  v. 
15.  März  1791.  Organisation  des  Zolldiensts  (Personal)  durch  Ges.  v.  (23.  Apr ) 
1.  Mai  1791  und  Ges.  v.  (G.)  22.  Aug.  1791  (Zollverfahren,  Formalitäten  des  Diensts, 
Verpflichtungen  des  Publicums  u.  s.  w.),  nach  manchen  späteren  Veränderungen  die 
Grundlage  des  Diensts  und  Zollverfahrens  noch  gegenwärtig.  Dazu  die  Gesetzgebung 
über  Entrepöts,  bes.  Ges.  v.  8.  Flor.  XI  (23.  Apr.  1803). 

* 

Kriegszeit  (1793 — 1813).  Beginn  des  handelspolitischen  Kampfes  mit 
England  u.s.  w.  aus  kriegspolitischcu  Motiven  1793  (Decr.  v.  1.  März,  19.  Mai, 
9.  Oct.  1793,  10.  Brum.  V [31.  Oct.  1796]  u.  a.).  — Bestimmungen  über  Zoll- 
zahlung während  der  Assignatcnwirthschaft,  Ges.  v.  20.  Therm.  III  (7.  Aug. 
1795),  4.  Nivuse  IV  (25.  Dec.  1795),  14.  Therm.  IV  (1.  Aug.  1796,  Zahlung  der 
Zölle  wieder  ganz  in  Münze),  15.  Brum.  IV  (5.  Nov.  1796.  Zollbeamten-Gehalte  wieder 
in  Münze).  — Ges.  v.  29.  Flor.  X (Ermächtigung  der  Regierung,  von  sich  aus  Tarif- 
änderungen und  Prohibitionen  vorzunchinen , also  bloss  vermittelst  .,  Decrets“).  Er- 
neuter handelspolitischer  Kampf  gegen  England  Seitens  Napoleons  I.,  Ber- 
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liuer  Decr.  v.  21.  Nov.  1806,  Mail.  Decr.  v.  23.  No?.  1807  und  17.  Sept.  1808,  Decr. 
?.  8.  Oct.  1810  (Continentalsperre).  Tariferhöhungen  und  Prohibitionen  durch  ver- 
schiedene Gesetze,  Decrete,  bes.  aus  1803  (28.  Apr.),  1806  (30.  Apr.)  1810  (8.  Febr., 
10.  Aug.  u.  a.  in.). 

Periode  der  Restauration  (1814 — 1830).  Wiedereinführung  normaler  Handels- 
und Zollverhältnisse  durch  verschiedene  Ordonnanzen  von  1814.  Festhaltung  und  Neu- 
begründung eines  prohibitorisch-protectionistischcn  Systems  der  Handels- 
und Zollpolitik  durch  Ges.  v.  17.  Dec.  1814  (Art.  34  bctr.  die  Berechtigung  der 
Regierung,  im  Falle  dringenden  Bedürfnisses  Tarifänderungen  u.  s.  w.  vor/.unehmen). 
Dazu  einzelne  andere  Gesetze  Uber  Tarife  von  Waarengruppeu  (Getreide.  Wolle,  Eisen, 
üolonialwaarcn  1814,  1815);  Ges.  v.  16.  Dec.  1814  (Freihäfen.  Marseille).  — End- 
giltige  Begründung  des  Zollwesens  durch  das  Ges.  v.  28.  April  1816,  nebst  Ges. 
v.  27.  März  1817  und  21.  Apr.  1818  (Zollreglement,  Repression  des  Schmuggels),  Ord. 
v.  10.  Sept.  1817  (Marseiller  Freiheiten).  — Weiterer  scharf  protectionistischer 
Ausbau  des  Zollwesens  und  der  Tarife  1819  ff. — 1826  (bes.  auch  f.  Landwirt- 
schaft, Getreide,  Schafwolle,  Vieh  u.  a.  in..  Colonialzucker,  Eisen, 
Stahl,  Waaren  daraus,  Textilindustrie  u.  s.  w.,  Marine;  bes.  wichtige  Gesetze 
v.  16.  Juli  1819,  7.  Juni  1820,  7.  Juli  1821,  27.  Juli  1822,  17.  Mai  1826;  Schiff- 
fahrts-Verträge mit  Nordamerica  v.24.  Juni  1822  und  mit  Grossbritannien 
v.  26.  Jan.  1826). 

Periode  der  Julimonarchie  (1880 — 1848).  Fortdauer  der  protection istisch- 
prohibitorischen  Richtung  der  Zollgesetzgebung,  nur  mit  geringen  Modificationcn.  Ges. 
v.  9.  Febr.  und  27.  Febr.  1832  (über  Transitverkehr,  Entreputs,  auch  im 
Innern).  Neues  Gesetz  über  Getreidczölle  v.  15.  Apr.  1832,  nach  Verlängerung 
durch  Ges.  v.  26.  Apr.  1833  die  Grundlage  bis  1860.  Verschiedene  kleine  Modi- 
ficationen  des  Prohibitiv-  und  Schutzzollsystems  durch  Ordonnanzen,  be- 
stätigt und  fortgebildet  durch  Ges.  v.  2.  Juli  1836,  Ges.  v.  5.  Juli  1836  (Einführung 
des  sogen.  Veredelungsverkehrs,  d.  h.  Zulassung  zeitweiliger  zollfreier  Einfuhr 
fremder  Producte  durch  kün.  Ordonnanzen , zum  Zweck  der  Fabrikation  oder  Ver- 
feinerung, mit  der  Pflicht  der  Wiederausfuhr  in  bestimmter  Frist).  Wichtigere  Tarif- 
änderungen durch  Ges.  v.  6.  Mai  1841  und  9.  Juni  1845  th.  mehr  protectionistisch 
(Oclsamen  u.  a.  m.),  th.  etwas  entgegengesetzt.  — Handelsverträge  mit  kleinen 
Concessionen  mit  Belgien  v.  16.  Juli  1842  und  13.  Dec.  1845,  dieser  auf  6 Jahre, 
und  mit  Sardinien  v.  28.  Aug.  1848  (auf  4 Jahre,  u.  A.  differentielle  Ermässigung 
der  Viehzölle). 

Periode  der  zweiten  Republik  und  des  zweiten  Kaiserreichs  (1848 — 
1870).  Fortdauer  des  bisherigen  handeis-  und  zollpolitischen  Systems,  doch  Beginn 
eingreifenderer  Modificationen  nach  dem  Staatsstreich  Napoleons  III.  Bruch  mit  dem 
alten  System  und  Ucbergang  zu  „gemässigtem  Schutzzoll“  mittelst  eines  Systems 
„liberaler  Handelsverträge“  seit  1860.  — Decr.  v.  10.  Juni  1848,  Ges.  v.  17.  Dec. 
1848  (erhöhte  Ausfuhrprämien,  Tarifmassregeln).  — Handels-  und  Schifffahrts- 
verträge mit  mittelamerican.  Staaten,  mit  Belgien,  mit  Sardinien,  Russ- 
land, Beiden  Sicilicn  1847 — 50.  — Ermächtigung  des  Kaisers  durch  die 
neue  Verfassung,  von  sich  aus  Handelsverträge,  auch  in  Betreff  der  Tarife, 
mit  verbindlicher  Kraft  des  Gesetzes  abzuschliessen  (Verfassung  v.  1852,  Art.  6,  Sen. 
cons.  v.  22.  Dec.  1852  Art.  3):  die  Handhabe  zu  den  späteren  Handelsverträgen  und 
Convcntionaltarifen  von  1860  ff.  Tarifermässigungcn  (u.  A.  für  Vieh,  einige 
Rohstoffe)  durch  verschiedene  Decrote  von  1852 — 59,  auch  Suspension  des  Gc- 
treidezollgesetzes  von  1832  in  Theuerungszeit  1853  if.  und  länger  darüber  hinaus, 
bis  1859,  ebenfalls  durch  Decrete;  die  Tarifäuderungcn  dieser  Decrete  durch  Ges.  v. 
1856  und  1859  (ausser  für  Getreide)  dann  bestätigt. 

Einleitung  einer  „liberalen  Tarifreform“,  besonders  zur  Beseitigung  der 
Einfuhrverbote  und  zu  Tarifermässigun gen  in  „Convcntionaltarifen“ 
vermittelst  des  Abschlusses  einer  ganzen  Reihe  von  „liberalen  Handelsverträgen“, 
zuerst  mit  Grossbritannien  am  23.  Jan.  1860  (Grundsätze,  Tarifmaxima)  nebst 
Anhangs-Conventionen  v.  12.  Oct.  und  16.  Nov.  1860  (Conventionaltarife).  Darauf 
weitere  ähnliche  Verträge  mit  Belgien  (1.  Mai  1861,  mit  Zusatz  v.  12.  Mai  1863), 
Preussen  und  Zollverein  (2.  Aug.  1862),  Italien  (17.  Jan.  1863),  Schweiz 
(30.  Juni  1864),  Schweden  und  Norwegen  (14.  Febr.  1865),  Hansestädten 
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(4.  März  1865),  Mecklenburg  (9.  Juni  1865),  Spanien  (18.  Juni  1865),  Nieder- 
landen (7.  Juli  1866),  Portugal  (11.  Juli  1866),  Oesterreich  (11.  Dcc.  1866), 
Kirchenstaat  (29.  Juli  1867);  ausserdem  mit  Japan  (25.  Juni  1866);  zusammen 
14  Verträge.  (Die  angegebenen  Daten  sind  die  des  Vertragsabschlusses.  Davon 
unterschieden  die  Daten  der  Publicationsdecretc,  nach  denen  mitunter  auch  citirt 
wird,  und  die  Daten  des  Zcitpuncts,  an  dem  die  Verträge,  Tarife  u.  s.  w.  in  Kraft 
treten.  Gewöhnlich  10 — 12jähr.  Dauer,  mit  Recht  der  Aufkündigung  ein  Jahr  vorher 
und  sonst  stillschweigender  Fortdauer.) 

Wichtigere  neuere  Reformgesetze:  Ges.  v.  5.  Mai  1860  (Befreiungen  und 
Ermässigungen  bei  Rohstoffen.  Herkunfts-  und  Flaggenzuschlägcn) ; Ges.v. 

15.  Juni  1861  (kleine  feste  Getreidezülle  an  Stelle  der  „beweglichen  Scala“);  Ges.  v. 
5.  Juli  1861  (Handel  mit  den  Colon.  Antillen  und  Reunion);  Ges.  v.  16. Mai  1863, 
4.  Juni  1864  (weitere  Tarifveränderungen  u.  a.  m.);  2 Ges.  vom  1.  Mai  1867  (Handel 
mit  Indien,  Fischerei,  Steinkohlenzoll  u.  a.);  Ges.  v.  17.  Juli  1867  (Handel 
von  Algier);  Ges.  v.  11.  Juli  1868  (Colonialpolitisches  und  Tarifsachen).  — Decr.  v. 

16.  Juli  1863  (Zoll  f.  Petroleum  und  Schieferöl).  — Dazu  kommen  in  dieser  Periode 
die  wichtigen  Gesetze  über  Zucker  (s.  oben  S.  661,  666),  bes.  das  Ges.  v.  23.  Mai 
1860,  Decr.  v.  16.  Jan.  und  24.  Juni  1861,  Ges.  v.  7.  Mai  1864  (statt  Gewährung 
eines  Zuckerrückzolls  [Drawback]  „zeitweilige  zollfreie  Zulassung“  von  Zucker  zur 
Raffinirung),  auch  die  Zuckerconvention  vom  8.  Nov.  1864.  — Endlich  das  wichtige 
Ges.  v.  19.  Mai  1866  über  die  Handelsmarine  (Gleichstellung  der  fremden 
Flagge  mit  der  französischen  im  Tonnengeld  und  bei  dirccter  Einfuhr).  — Noch  vor 
dem  Sturze  des  Kaiserreichs  wurde  bei  der  Verfassungsveränderung  im  Jahre  1869 
(Sen.cons.  v.  8.  Sept.  1869)  bestimmt,  dass  in  Zukunft  Veränderungen  in  den  Zoll- 
tarifen in  Handelsverträgen  erst  auf  Grund  eines  Gesetzes  giltig  würden. 

Periode  des  Kriegs  von  1870 — 71  und  der  dritten  Republik  seitdem 
(1870 — 1889).  Benutzung  der  Zölle  in  stärkerem  Maasse  zur  Erzielung  höherer 
Staatseinnahmen  in  der  Finanznoth.  Rückschlag  gegen  die  Politik  der  Han- 
delsverträge, mit  aus  finanziellen,  überwiegend  aus  protectionistischen  Gründen, 
und  vermehrte  schutzzöllnerische  Tendenz,  aber  endgiltige  stärkere  Benutzung  der 
Zölle  zu  finanziellen  Zwecken,  schliesslich  doch  unter  Festhaltung  eines  Systems  von 
Handelsverträgen  mit  neuen  „Conventionaltarifen“  statt  des  „allgemeinen  Tarifs“; 
Tarife,  welche  aber  nach  Inhalt  und  nach  Höhe  der  Zollsätze  den  finanziellen,  nur 
wenig  jedoch  den  protectionistischen  Rücksichten  mehr  als  die  früheren  Conventional- 
tarife  entsprechen.  — Noch  Ges.  v.  27.  Juli  1870  (Erhöhung  der  Zölle  bes.  auf  Cafiee, 
auch  Cacao,  Thee,  bei  Ausbruch  des  Kriegs  aus  finanz.  Grunde).  Ges.  v.  8.  Juli  1871 
(Erhöhung  der  Zölle  f.  Zucker,  Calfee,  andere  Colonialwaaren,  Wein,  Branntwein,  Likör, 
aus  gleichem  Grunde).  Ges.  v.  11.  Juli  1871  (Ucbergangsmassregeln  in  Betreff  des  Ges  v. 
8.  Juli).  Ges.  v.  26.  Juli  1872  (umfassendes  Tarifgcs.,  bes.  zur  Bezollung  der  fremden 
Rohstoffe);  dazu  Erlass  v.  18.  Aug.  1872.  Aufhebung  des  Ges.  v.  26.  Juli  1S72 
durch  das  Ges.  v.  25.  Juli  1873.  Ges.  v.  30.  Dec.  1873  (4%  Zuschlag  zu  den  Zoll- 
sätzen des  allgem.  Tarifs,  und  andere  Tarifpunctc,  Art.  2,  4,  5).  — Ges.  v.  15.  Febr. 
1875  (Behandlung  der  Zollcredite).  Ges.  v.  19.  März  1875  (Reglementirungen). 
Ges.  v.  2.  Juni  1875  (Verschärfung  der  Zollcontrolen  u.  Strafen).  — Neues  Ges. 
über  die  Handelsmarine  v.  30.  Jan.  1S72  (wieder  Flaggenzuschläge  und 
Zuschläge  f.  Waaren  aus  europ.  „Entrcpöts“  u.  a.  in.).  Aufhebung  der  Art.  1 
und  2 dieses  Gesetzes  (betr.  die  Flaggenzuschläge)  durch  Ges.  v.  28.  Juli  1873. 
— Einführung  einer  Abgabe  „zur  Deckung  der  Kosten  der  Handelsstatistik“ 
durch  Ges.  v.  22.  Jan.  1872  Art.  3.  — Einführung  einer  Abgabe  zur  „Deckung  der 
Kosten  des  Quais“  („Q uai- Abgabe“)  in  Form  eines  Tonnengelds  für  beladene 
Schiffe  jeder  Flagge,  welche  aus  der  Fremde  oder  französ.  Colonieen  in  französ. 
Häfen  kommen,  durch  das  gen.  Ges.  über  die  Handelsmarine  v.  30.  Jan.  1872  Art.  6; 
modific.  durch  Ges.  v.  20.  März  1875. 

Frankfurter  Friedensvertrag  mit  dem  Deutschen  Reich  v.  10.  Mai 
1871,  worin  der  frühere  Handelsvertrag  mit  dem  Zollverein  nicht  wiederhergestellt 
wird,  aber  in  Art.  12  beide  Contrahenten  sich  Zusagen,  sich  auf  dem  Fasse  der  meist- 
begünstigten Nation  zu  behandeln,  sofern  es  sich  um  Begünstigungen  in  Handels- 
verträgen mit  England,  Belgien,  Niederlanden,  Schweiz,  Oesterreich, 
Russland  handelt.  Dadurch  sind,  ohne  einen  eigenen  Handelsvertrag  zwischen 
Frankreich  und  Deutschland,  die  mit  den  genannten  dritten  Staaten  bestehenden  oder 
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neu  abgeschlossenen  Handelsverträge  für  den  französ. -deutschen  Handelsverkehr  in 
Betr.  der  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhrabgaben.  Zollförmlichkeitcn  u.  s.  w.  massgebend. 
Die  Sch  if  ff  ah  rts  vertrage  sind  wieder  in  Kraft  getreten,  doch  hat  sich  Frankreich 
Vorbehalten,  von  deutschen  Schilfen  und  deren  Ladungen  Tonnen-  und  Flaggeugebühren 
event.  zu  erheben,  aber  nicht  höher  als  von  den  Schilfen  u.  s.  w.  der  genannten  dritten 
Staaten.  Hiernach  liegen  zwischen  Frankreich  und  Deutschland  keine  kündbaren 
Handelsverträge  vor.  Die  Behandlung  auf  dem  Kuss  der  meistbegünstigten  Nation 
dauert,  solange  Handelsverträge  mit  den  genannten  dritten  Staaten  Begünstigungen 
enthalten  und  solange  — Frieden  besteht.  — üeber  den  Handelsverkehr  zwischen 
Elsass-Lothringen  und  Frankreich  während  einer  Uebergangszcit  (1872)  s.  die 
Zusatzconvention  zum  Friedensvertrage  v.  13.  Oct.  1871. 

Ges.  v.  2.  Febr.  1872  (Ermächtigung  der  Regierung,  die  Handelsverträge 
mit  Grossbritannien  und  Belgien  in  passender  Zeit  zu  kündigen,  um  freie 
Hand  für  fiscalische  und  protectionistische  Tarifreformen  zu  ge- 
winnen'). Kündigung  dieser  Verträge  am  15.  und  18.  März  1872.  Neue,  aber  nicht 
in  Kraft  getretene  Verträge  mit  Grossbritannien  v.  5.  Nov.  1872  u.  Belgien 
v.  5.  Febr.  1873.  Abermalige  Verträge  mit  diesen  Staaten  v.  23.  Juli  1873,  wodurch 
die  früheren  von  1860/61  wieder  in  Kraft  treten.  Zusatz  zu  dem  Vertrag  mit  Gross- 
britannien v.  24.  Jan.  1874;  zu  dem  mit  Belgien  v.  7.  Febr.  1874  und  29.  Sept.  1879. 
Ges.  v.  14.  März  1873  (überhaupt  die  Conventionaltarife  provisorisch  in  Kraft  gelassen). 
Verfassungsges.  v.  16.  Juli  1875  (Art.  8 § 2,  Handelsverträge  nur  nach  Genehmigung 
beider  Kammern  giltig).  Normale  Ablauffrist  der  älteren  Handelsverträge  der  1860er 
Jahre  zwischen  31.  Dec.  1879  und  27.  März  1S80.  Handelsvertr.  mit  Russland  v. 
1.  Apr.  1874  (Behandlung  auf  dem  Fuss  der  meistbegünstigten  Nation).  Ges  v.  4.  Aug. 
1879  (Regierung  ermächtigt,  die  bestehenden  Handelsverträge  zu  verlängern,  aber 
nicht  Uber  6 Monate  nach  Bekanntmachung  eines  neuen  „allgemeinen  Zolltarifs“).  Ges. 
v.  20.  Juli  1881  (Regierung  ermächtigt  zur  Verlängerung  der  Handelsverträge  auf 
3 Monat,  v.  8.  Nov.  1881  an,  also  bis  zum  8.  Febr.  1882). 

Neuer  allgemeiner  Tarif  nach  Ges.  v.  7.  Mai  1881. 

Neue  Handelsverträge:  mit  Belgien  (31.  Oct.  1881),  Italien  (3.  Nov. 

1881) ,  Oesterreich-Ungarn  (7.  Nov.  1881),  Niederlanden  (26.  Nov.  1881), 
Portugal  (19.  Dec.  1881),  Schwodcn  und  Norwegen  (30.  Dec  1881),  die  alle 
am  9.  Febr.  1882  in  Kraft  treten  sollten.  An  Stelle  des  holländischen,  den  die  holl. 
Kammern  nicht  genehmigten,  trat  ein  neuer  v.  24.  März  1882.  der  abermals  von  den 
holl.  Kammern  nicht  genehmigt  wird.  Weitere  Verträge  mit  Spanien  (6.  Febr. 

1882) ,  Schweiz  (23.  Febr.  1882).  Zusatzacte  mit  Portugal  v.  6.  Mai  1882.  — 
Ges.  v.  2.  Febr.  1882  (Ermächtigung  der  Regierung,  die  in  Kraft  stehenden  Handels- 
und Schifffahrtsverträge  bis  1.  März  bez.  15.  Mai  gegenüber  den  Mächten,  mit  denen 
neue  Verträge  abgeschlossen,  zu  verlängern).  Ges.  v.  20.  April,  4 Gesetze  v.  11.  Mai, 
3 v.  13.  Mai,  wodurch  die  Ratificirung  der  neuen  Verträge  mit  Italien,  Belgien, 
Spanien,  Schweden  und  Norwegen,  Schweiz,  Oesterreich-Ungarn,  Portugal  durch  den 
Präsidenten  der  Republik  genehmigt  wird.  Decreto  v.  18.  und  14.  Mai  1882  erklären 
diese  Verträge  für  ausführbar.  Ges.  v.  27.  Febr.  1882  (Behandlung  brit.  Producte 
auf  dem  Fuss  der  meist  begünstigten  Nation).  Ges.  v.  11.  Mai  1882  betr.  die  Ge- 
nehmigung der  Ratification  eines  Vertrags  v.  28.  Febr.  1882  mit  Grossbritannien. 
Neuer  Vertrag  mit  Oesterreich-Ungarn  an  Stelle  des  von  1881  v.  18.  Febr.  1884, 
genehmigt  durch  Ges.  v.  8.  März  1884  (stets  kündbar,  endigend  6 Monat  nach  der 
Kündigung).  Neuer  Vertrag  mit  den  Niederlanden  v.  19.  Apr.  1884  mit  Special- 
tarif für  einige  direct  importirte  Waaren  (Ges.  v.  8.  Aug.  1885).  Ges.  über  die  b e- 
sondere  Bezollung  aller  Producte  aus  Rumänien  v.  7.  Aug.  1885.  Nach  Kün- 
digung des  H.V.  mit  Italien  zum  29.  Febr.  1888  starke  Erhöhung  des  Tarifs 
(auch  über  die  Sätze  de»  allgemeinen  Tarifs  v.  1882  hinaus)  für  wichtigere  italien. 
Producte  durch  Ges.  v.  27.  Febr.  1888  (Bull.  XXIII,  234.  Achnlich  auf  Seite  Italiens 
gegen  französ.  Producte,  eb.  p.  330).  Auch  die  Türkei  gehört  vertragsmässig  zu 
den  meistbegünstigten  Staaten.  Von  europ.  Staaten  unterliegen  nur  Dänemark, 
Griechenland  und  unterlag  bis  zu  dem  gen.  Vertrag  Holland  dem  allgemeinen 
Tarif,  der  sonst  nur  auf  den  Handel  aussereurop.  Länder  und  auf  die  nicht  in 
den  Convcntionaltarifen  stehenden  noch  zollfreien  Artikel  europäischer  Länder  An- 
wendung findet. 
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Neueste  Veränderungen  des  allgemeinen  Tarifs:  namentlich  Rückkehr  zu 
stärkerer  landwirtschaftlicher  Schutzzo  »Politik.  Ges.  v.  5.  Apr.  1884 
(u.  A.  Salz),  2 Gesetze  v.  28.  März  1885  (neue  und  höhere  Getreide-  und  Mehl- 
zulle und  höhere  Vieh  Zölle),  Ges.  v.  2!).  März  und  5.  Apr.  1887  (abermalige  Er- 
höhung der  Getreide-,  Mehl-  und  Viehzölle).  Ges.  vom  16.  Apr.  1889  (Roggenzoll 
erhöht);  and.  Ges.  v.  derns.  Tage  (Salzzölle).  — Ges.  v.  5.  Juli  1887,  25.  Nov.  1887, 
26.  Febr.  1888,  29.  Mai  1888  (Erhöhung  der  Branntweinzölle  und  Verlängerung 
der  Dauer  dieser  Erhöhung,  s.  o.  S.  654). 

Neues  Ges.  über  die  Handelsmarine  v.  29.  Jan.  1881  (Schiffbau-  und  Schiff- 
fahrtsprämien), dazu  Reglern,  im  Decr.  v.  29.  Juni  1881. 

Diese  fast  ein  Jahrhundert  umfassende  Ucbersicht  der  Zoll-  und  Tarifgesetz- 
gebung bildet  ein  Gerippe  für  eine  hier  nicht  mögliche  eingehendere  allgemeine  Ent- 
wicklungsgeschichte des  französischen  Zollwesens  und  der  Tarifpolitik  und  bewahr- 
heitet schon  die  einleitende  Bemerkung,  dass  auf  diesem  Gebiete  der  handelspoli- 
tische Gesichtspunct  vor  dem  finanzpolitischen  der  beherrschende  war  und  blieb. 

Literatur.  Aus  der  reichen  Specialliteratur  werden  auch  hier  hur  einige 
Werke  herausgehoben,  welche  vom  Verfasser  umfassender  benützt  worden  sind.  Weitere 
literar.  Nachweise  mehrfach  in  den  hier  genannten  Werken  selbst  wieder. 

Vornemlich  über  Tarifpolitik  und  deren  Geschichte:  Stourrn  II,  ch.  IS, 
bcs.  p.  61 — 90  (Zoll-  und  Tarifwesen  in  der  Hinüberleitung  aus  dem  ancien  regirne 
in  die  neue  Zeit).  Fournier  de  Flaix,  reforme  de  l’impöt  en  France,  Par.  1885, 

1,  466  fT.  (Tarif  v.  1791).  Comte  de  Buten val,  premier  tarif  gen6r.  d.  douanes 
1787 — 91,  Par.  1876.  Arne,  6tudc  sur  les  tarifs  de  douanes  et  sur  les  traitäs  de 
commerce,  Par.  1876,  2 vol.  (eingehende  Geschichte  der  Tarifpolitik,  bes.  von  1786 
an,  bis  1876,  ein  vorzügliches  Werk,  gemässigt  freihändlerischer  Standpunct,  bes.  zu 
Gunsten  des  Systems  der  napoleon.  Handelsverträge).  Bacqucs,  douanes  fran 9.,  essai 
hist.  2.  cd.  Par.  1862  (kurzer  Abriss,  bes.  der  Entwicklung  der  Organisation  1815 — 62). 
M.  Chevalier,  examen  du  syst,  commerc.  connu  sous  le  nom  du  syst,  protecteur, 

2.  ed.  Par.  1858.  Wolowski,  liberte  commerc.  et  rcsultats  du  traite  de  commerce 
de  1860,  Par.  1860.  W.  Lexis,  die  französ.  Ausfuhrprämien  im  Zusammenhänge 
mit  der  Tarifgeschichte  und  Handelsentwicklung  Frankreichs  seit  der  Restauration, 
Bonn  1870  (dies  in  jeder  Hinsicht,  namentlich  auch  methodologisch,  ausgezeichnete  Werk 
enthält  u.  A.  auch  einen  sorgfältig  gearbeiteten  stoffreichen  Abriss  der  allgemeinen 
Tarifgeschichtc  von  1789 — 1869,  S.  41 — 96).  Ueber  die  Tarifpolitik  nach  dem  Kriege, 
ausser  Arno,  bes.  Mathieu-Bodet  passim,  bes.  über  die  Tarifpolitik  1871 — 73  in 
vol.  I,  ch.  2 — 4,  Amagat  passim,  bcs.  part  III,  ch.  8 p.  358  ff.  — ücber  die  Er- 
träge der  Zollverwaltung  (incl.  Salz  unter  derselben,  0.  S.  6J5)  nach  Hauptposteu 
und  über  die  Hauptposten  der  Verwaltungskosten  und  sogen,  non-valeurs  (Escompte, 
Rückzahlungen,  Ausfuhrprämien  11.  s.  w.)  eine  lehrreiche  amtliche  Publication:  douanes 
et  sels,  tabl.  gener.  des  recettes  etc.  (1789 — 1872),  Par.  1874  (Wiederabdruck  einer 
1865  in  wenigen  Exemplaren  abgezogenen  Statist.  Ucbersicht,  deren  Exemplare  im 
Communeaufstand  mit  dem  Finanzministerium  meist  verbrannten).  — Wiederholt  haben 
in  Frankreich  über  die  Lage  von  Handel  und  Industrie  und  die  Tarifpolitik  En  qu  6 teil 
bez.  eingehende  Verhandlungen  im  Conseil  super,  du  commerce  stattgefunden,  auch 
zur  Vorbereitung  von  Tarifreformen.  So  1828.  1834,  1860,  s.  über  letztere  bes.  Am 6 
I,  ch.  14  (Materialien  f.  die  Feststellung  des  Conventionaltarifs  der  Handelsverträge  v. 
1860  ff).  Zur  Vorbereitung  des  neuen  allgemeinen  Tarifs  v.  1881  Rapport  und  En- 
quete de  la  commission  du  tarif  genGral  de  douanes,  1878  ff 

Die  älteren  Tarife  (1791 — 1854)  in  dem  amtl.  Tarif  chronolog.  des  douanes  de 
France,  Par.  1855.  Der  Tarif  von  1860 — Gl,  nebst  Statistik  des  Handelsverkehrs,  der 
Zollerträge  (bes.  1857 — 59)  und  Daten  über  die  Zölle  von  1860  in  0.  Hübner’s  Be- 
richten des  Statist.  Centralarchivs  Nr.  7 (Zollgesetzgebung  und  Handel  Frankreichs), 
Leipz.  1861.  Die  neueren  Tarife,  auch  die  einzelnen  Gesetze,  Handelsverträgen. s.w. 
im  Preussischen.  jetzt  Deutschen  Hand  0 Isar chiv,  in  Dei  ean  ’s  Code  (1871  ff.), 
im  ital.  Bulletino  di  legislat.  e Statist,  doganale  e commerciale  (seit  1884  im  italien. 
Finanzministerium  herausgegeben);  dann  seit  1877  im  Bull,  de  statist.  des  Finanz- 
ministeriums (so  u.  A.  Vergleichung  des  alten  allgemeinen  und  des  bisherigen  Con- 
ventionaltarifs mit  dem  neuen  allgemeinen  Tarif  v.  1881  Bull.  IX,  459  ff,  des  alten 
und  neuen  Conventionaltarifs  mit  dem  neuen  allgemeinen  Tarif  Bull.  XI,  503  ff,  des 
A.  Wagner,  Finanzwissenschaft.  III.  51 
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Kampftarifs  von  1S88  gegen  Italien  mit  dem  geltenden  allgem.  nnd  Conventionaltarif 
Bull.  XXIII,  235  ff.).  Der  Tarif  von  1881  auch  in  der  deutschen  amtl.  Sammlung  der 
Zolltarife,  Berl.  1884  und  in  der  B e u t n e r’schen  Sammlung  (Centralverb,  deutscher 
Industrieller),  Berl.  1883.  FUr  die  Zeit  bis  1869  bez.  1876  ist  bes.  auf  die  Werke 
von  Lexis  und  Amr  zu  verweisen,  deren  Daten  Uber  Gesetze  u.  s.  w.  auch  zu  der 
Zusammenstellung  der  obigen  üebersicht  mit  benutzt  wurden. 

Yornemlich  Uber  Zollverwaltung.  Zollverfahren,  meist  ohne  Eingehen 
auf  das  Materielle  des  Tarifwesens:  Bibliographie  bei  Block,  dict.  p.  818, 
Vignes  I.  217 — 288,  297 — 308,  314 — 320,  Josat,  p.  568 — 586.  Block,  dict.  Art. 
douanes  von  Ozenne,  auch  Supplemente,  Art.  entreputs  und  einzelne  andere.  Im 
Say  sehen  dict.  sind  die  betreffenden  Artikel  noch  nicht  erschienen.  Bourgat,  code 
des  douanes,  Par.  1848,  mit  späteren  Supplementen,  v.  Hock,  Cap.  6,  S.  236 — 318 
(Zollverwaltung,  Zollgesetz  und  - Verfahren,  Navigationsgesetze  u.  s.  w. , auch 
S.  278 — 305  Uber  den  Zolltarif,  meist  über  den  um  1856  geltenden;  in  der  Dar- 
stellung der  practischen  Puncte  wie  gewöhnlich  meisterhaft  und  unerreicht),  v.  Kauf- 
mann S.  460—501. 

Statistik.  Tableau  gener.  du  commerce,  jährl.  grosses  Tabellenwerk : letzter 
Band  f.  1887.  Darin  auch  Daten  über  den  Zollertrag.  Documents  Statist,  reunies  par 
l’administr.  d.  douanes.  Darin  längere  Uebersichten , auch  über  die  Zollerträge.  Im 
Bull,  ausführliche  Auszüge  aus  d.  tabl.  gener.,  auch  über  die  Zollerträge  und  die  ein- 
zelnen unter  Specialregime  stehenden  Handelszweige  (f.  1887  Bull.  XXIV,  403 — 431). 
Wichtigste  Daten  auch  im  Annuairc  stat.  de  la  France.  Faure  p.  110  ff,  194  ff. 
(1868—87). 


«)  Entwicklung  des  Zollwesens  und  Gang  der  Tarifpolitik. 

In  Betreff  des  letzteren  Puncts  muss  sich  die  Darstellung  hier  nothwendig  auf 
eine  üebersicht  in  grossen  Zügen  beschränken.  Eine  solche  üebersicht  ist  aber 
auch  zur  Würdigung  der  finanziellen  Seite  des  Zollwesens  als  einer  Besteuerungs- 
einrichtung  nicht  wohl  zu  entbehren.  Tarifproben,  die  ohnedem  eine  Vergleichung 
mit  den  Preisverhältnissen  bedingen,  um  genügend  gewürdigt  zu  werden,  werden  nur 
ausnahmsweise  und  mehr  erst  für  die  neuere  Zeit  und  für  die  Finanzzölle  mitgetheilt. 
S.  für  die  Geschichte  der  Tarifpolitik  bes.  die  Werke  von  Am6  und  Lexis,  dann 
Mathieu-Bodet  und  Amagat  (Zolldebatten  von  1872 — 73). 

§.  310.  1.  Grundcharacter  und  Epochen  im  Ueber- 
blick.  Die  Geschichte  des  französischen  Zollwesens  und  nament- 
lich der  Zolltarif- Politik  wird  in  starkem  Maasse  vom  Gang  der 
allgemeinen  politischen  Geschichte  beeinflusst,  wiederum 
mehr,  als  sich  dies  auf  jedem  anderen  Besteuerungsgebiete  zeigt. 
Eine  Beobachtung,  weiche  in  anderen  Staaten  ebenfalls  zu  machen 
ist,  aber  kaum  in  dem  Grade  wie  in  Frankreich.  Man  kann  daher 
die  Perioden  der  allgemeinen  Geschichte  denen  der  Zoll-  und 
Tarifgeschichte  passend  zu  Grunde  legen,  wie  es  schon  in  der 
vorausgeschickten  üebersicht  der  Gesetzgebung  geschehen  ist. 

Aber  eigentliche  Epochen,  in  denen  eine  grundsätzlich 
verschiedene  und  practisch  erheblich  anders  wirkende 
Handels-  und  Zollpolitik  eintritt,  bilden  jene  Perioden  nicht.  Von 
solchen  „Epochen“  kann  man  dagegen  etwa  folgende  vier  unter- 
scheiden: die  Zeit  von  1791  — 93,  von  1793 — 1860,  von  1860 — 71 
und  seitdem. 
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In  der  ersten  Epoche  wurde  das  neue  einheitliche,  das 
ganze  Staatsgebiet  umfassende  Landesgren  zzoll- 
System  und  der  allgemeine  Tarif  dafür  begründet.  Bald 
tritt  aber,  zunächst  in  Folge  der  Kriegsereignisse,  im  Zoll-  und 
Tarifwesen  eine  scharfe  Wendung  ein,  zu  Prohibitionen  der 
Einfuhr  gewisser  Waaren  und  in  einzelnen  Fällen  auch  der  Aus- 
fuhr und  zu  hohen  Schutz-  und  Finanzzöllen,  indem  das  Zollwesen 
als  politisches  Kampfmittel  und  von  Neuem,  ähnlich  wie  im 
Ancien  regime,  als  Mittel  der  Protection  benutzt  wird.  So 
wird  unter  Napoleon  I.  der  Grundeliaraeter  der  Handels-  und 
Zollpolitik  wieder  durchaus  ein  prohibitorisch-protectioni- 
s tisch  er,  neben  dem  das  rein  finanzielle  Interesse  in  zweite 
Linie  tritt.  Dieser  Character  bleibt  aber,  mit  kleinen  Schwankungen, 
vielfach  sogar  mit  Steigerungen,  besonders  in  der  Ausdehnung  des 
Schutzprincips  auf  die  Landwirtschaft  und  deren  Producte 
(Getreide,  Vieh,  Wolle,  Oelsaaten)  in  den  folgenden  drei  Perioden 
der  politischen  Geschichte  Frankreichs,  unter  der  Restauration,  der 
Julimonarchie  und  der  zweiten  Republik  und  selbst  bis  in  die  erste 
Hälfte  der  Zeit  des  zweiten  Kaiserreichs  hinein  im  Wesentlichen 
gewahrt.  Eben  deshalb  ist  die  ganze  lange  Zeit  von  1793  bis 
1860  in  der  Hauptsache  als  Eine  Epoche  der  Handels-  und  Zoll- 
politik von  gleichmässigem  Grundeliaraeter  aufzufassen. 

Erst  durch  das  von  Napoleon  III.  aus  eigener  Initiative  herbei- 
geführte  „System  liberaler  Handelsverträge“,  das  mit 
Recht  öfters  den  Namen  dieses  in  diesem  Puncte  verdienten 
Herrschers  führt,  erfolgt  im  Jahre  1860  ein  grundsätzlicher 
und  practiseh  bedeutsam  wirkender  Bruch  mit  dem 
historisch  durch  zwei  Menschenalter  überkommenen  prohibitorisch- 
protectionistischen  System  der  Handels-  und  Zollpolitik,  zu  Gunsten 
eines  gemässigten  Schutzsystems  mit  einem  „allgemeinen 
Zolltarif“  mit  höheren  und  „Conventionaltarifen“  zwischen 
den  Vertragsstaaten  mit  niedrigeren  Sätzen  und  ohne  Prohibi- 
tionen, wobei  nur  die  Finanzinteressen  in  Folge  der  An- 
wendung ähnlicher  Tarifgrundsätze  im  allgemeinen  Zolltarife  auf 
die  Finanzzölle  etwas  zu  wenig  Berücksichtigung  finden.  So  bildet 
die  Zeit  von  1860—70  eine  dritte  Epoche. 

Die  Finanzlage  nach  dem  deutschen  Kriege  nöthigte  dann 
auch  hier  dazu,  das  Zollwesen  — „nach  nordamerikanischem 
Muster“  — in  stärkerem  Maasse  als  Besteller  ungs  ein  rieh  tung 
zur  Beschaffung  grösserer  Staatseinnahmen  zu  benutzen.  Zugleich 
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aber  trat  ein  wirthsehaftspolitiscber  und  rein  politischer  Rückschlag 
gegen  das  System  der  Handelsverträge  ein,  der  besonders  von 
Thiers  unterstützt  zwar  in  seinen  neuen  Uebertreibungen  nicht 
durchdrang,  aber  doch  die  Handels-  und  Zollpolitik  wieder  mehr 
in  protectionistische  Richtung,  nur  jetzt  unter  besserer  und 
dauernder  Wahrung  des  Finanzinteresses,  hinein  trieb.  Diese  Be- 
wegung lief  indessen , nach  vorübergehender  Lossagung  von 
Handelsverträgen,  deren  bindende  Wirkung  man  in  der  Noth  nach 
dem  Kriege  auch  als  finanziell  lästig  empfunden  hatte,  schliesslich 
in  ein  neues  System  von  Handelsverträgen  mit  massigeren  Con- 
ventionaltarifen  aus,  neben  welchen  letzteren  ein  neuer  „allgemeiner 
Tarif“,  der  von  1881,  den  Protections-  und  Finanzinteressen, 
ersteren  in  geringerem,  letzteren  in  höherem  Grade  als  die  früheren 
allgemeinen  Tarife,  auch  noch  Napoleons  111.  gerecht  zu  werden 
suchte.  Nur  auf  einem,  allerdings  besonders  wichtigen  Gebiete, 
dem  der  landwirthsch  aftlichen  Producte,  erfolgte  in  den 
letzten  Jahren  in  Getreide-  und  Vieh  zollen  eine  principiell 
und  practisch  bedeutsame  Rückkehr  zu  höheren  Schutzzöllen: 
aus  denselben  allgemeinen  Gründen,  wie  auch  in  anderen  euro- 
päischen Ländern,  wegen  der  empfindlichen  russischen  und  ost- 
europäischen, mehr  noch  transoceanischen,  namentlich  nordamerika- 
nischen Concurrenz.  Im  Ganzen  kann  man  so  die  Zeit  seit  1871  bis 
zur  Gegenwart  als  eine  vierte  Epoche  der  französischen  Handels- 
und Zollpolitik  zusammenfassen,  von  wieder  etwas  mehr  pro- 
ectionistischem  Character,  um  die  wirtschaftliche  Selbständig- 
keit und  eigene  Leistungsfähigkeit  des  Landes  mehr  als  nach  dem 
1860  angenommenen  System  zu  erhalten,  aber  doch  auch  in  dieser 
Hinsicht  von  ungleich  gemässigterer  Richtung  als  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jahrhunderts,  und  zugleich  eine  Epoche,  welche  sich 
von  allen  früheren  durch  stärkere  Ausnutzung  der  Zölle 
als  Quelle  von  Staatseinnahmen  characteristisch  unter- 
scheidet. 

Die  Periodisirung  der  Geschichte  der  Handels-  und  Zollpolitik 
nach  den  Perioden  der  allgemeinen  politischen  Geschichte,  der 
grossen  französischen  Staatsumwälzungen,  ist  trotzdem  nicht  un- 
richtig und  nicht  werthlos.  Nur  muss  man  sich  auch  hier,  wie 
auf  so  vielen  Gebieten  des  öffentlichen  Lebens  in  Frankreich, 
nicht  darüber  täuschen,  dass  diese  „Umwälzungen“  der  Staats- 
formen und  Verfassungen,  in  denen  die  Franzosen  trotz  eines  vollen 
Jahrhunderts  entgegengesetzter  Erfahrungen  immer  noch  das  Heil 
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suchen,  nicht  überall  sehr  tiefgreifend  einwirken,  so  namentlich 
nicht  auf  dem  hier  besprochenen  Gebiete.  Die  jeweiligen  Zeit- 
umstände, die  concreten  Bedürfnisse,  die  Strömungen  in  der  öffent- 
lichen Meinung,  die  politischen  Einflüsse  und  die  Machtstellung, 
welche  die  verschiedenen  Interessentengruppen  unter  den  verschie- 
denen Staatsformen  und  Verfassungen  erlangen,  bestimmen  öfters 
doch  nur  Tempo  und  Maass,  in  welchen  eine  allgemeine 
Richtung  der  Handels-  und  Zollpolitik  zur  Durchführung  kommt, 
aber  nicht  die  allgemeine  Richtung,  den  Grundcharacter 
dieser  Politik  selbst.  Das  lehrt  die  interessante  französische  Zoll- 
geschichte von  1793 — 1860  deutlich. 

§.311.  2.  Erste  Epoche.  Begründungdeseinheit- 
lichen  Zollgebiets  und  des  ersten  allgemeinen  Zoll- 
tarifs im  J.  1791.  Der  früheren  königlichen  Regierung  war  es 
trotz  ihrer  Machtfülle  und  mehrfach  darauf  hinzielender  Bestrebungen 
nicht  gelungen,  den  Colbert’schen  Gedanken  zu  verwirklichen, 
nemlich  aus  dem  französischen  Staatsgebiet  ein  einheitliches  Zoll- 
gebiet ohne  innere  Zollschranken  und  mit  Grenzzöllen  nach  Aussen 
sowie  mit  einem  allgemeinen  Zolltarif  zu  machen.  Das  handels- 
politische und  Zollsystem  selbst  war  aber  seit  Colbert  nur  immer 
mehr  prohibitorisch- protectionistisch  geworden.  Darunter  blühte 
der  Schmuggel  und  litten  die  Zolleinkünfte  vom  ausländischen 
Verkehr,  welche  ohnedem  nach  den  Consumtionsverhältnissen , be- 
sonders nach  dem  nur  erst  mässigen  Verbrauch  von  Colonial waaren, 
noch  nicht  erheblich  sein  konnten. 

S.  o.  § 64.  In  dem  gen.  tabl.  genfer.  des  rec.  etc.  (douanes  et  scls)  befindet  sich 
eine  Karte,  welche  das  französ.  Staatsgebiet  nach  den  drei  grossen  handelspolitischen 
Gruppen  darstellt  (o.  S.  150).  Dem  Gebietsumfang  nach  ist  die  zweite,  die  süd- 
liche Gruppe,  die  „provinces  reputfees  fetrangferes“,  zu  der  getrennt  davon  im  Norden 
ausser  Bretagne  und  Franche-C'omtfe  auch  das  französ.  Flandern,  Artois  gehörte,  fast 
noch  etwas  grösser  als  die  erste  Gruppe,  das  Gebiet  der  „cinq  grosses  fermes“. 
Innerhalb  des  südlichen  Haupttheils  der  zweiten  Gruppe  wurden  an  besonderen  Linien, 
welche  die  gen.  Karte  angiebt,  noch  die  Abgaben  der  inneren  „traites“  erhoben.  Die 
dritte  Gruppe,  die  „provinces  ä l’instar  de  l’fetrangcr  efi‘ectif‘  bildet  in  den  Deutsch- 
land abgerissenen  Ländern,  den  drei  Bisthümern  Metz,  Toul,  Verdun,  Lothringen  und 
Eisass  ein  in  sich  zusammenhängendes  Gebiet.  Ausser  diesen  standen  die  Freihäfen 
von  Marseille,  Bayonne,  Dünkirchen,  kurzo  Zeit  auch  (1789—90)  Lorient  mit  kleinem 
Gebiet  und  das  sog.  Pays  de  Gex,  an  der  Grenze  gegen  Genf,  wie  auch  Avignon  mit 
Gebiet,  ganz  ausserhalb  des  französ.  Zollgebiets.  Der  Ertrag  der  gesammten  traites 
(incl.  die  inneren  und  localen  Zölle  u.  dgl.  und  die  Abgaben  von  den  Einfuhren  aus 
den  französ.  Colonieeu,  das  sogen,  domaine  d’Occident)  war  im  letzten  6-jähr.  Pacht- 
vertrag (1787 — 92)  mit  2S.14  Mill.  L.  dem  Staate  gewährleistet,  wovon  auf  die 
eigentlichen  Zölle  für  dcnVerkchr  mit  dem  Ausland  18.44  Mül.  veranschlagt  werden, 
etwas  höher  als  früher  Necker  annahm  (s.  o.  S.  149  und  tabl.  genfer,  p.  9).  In  der 
Verwaltung  standen  damals  wie  von  Neuem  seit  Einführung  der  Salzsteuer  und  wie 
noch  gegenwärtig  (S.  015)  die  Zölle  in  Verbindung  mit  den  Salzsteuern  (gabclles,  o. 
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§ 63.  gen.  Tabl.  enthält  auch  über  die  Bezirke  der  verschiedenen  Gabelien  eine  Karte 
des  französ.  Staatsgebiets) , so  in  dem  Pachtvertrag  von  1787  ff.  mit  58.56  Mill.  L., 
incl.  einiger  Ertragsanteile  rund  60  Mill.,  also  über  dreimal  so  viel  als  aus  den 
Zöllen  erwartet  wurde ! Aussenzölle  und  Salzsteuern  zusammen  beim  Beginn  der  Re- 
volution mithin  78.44  Mill.  Beide  Abgabearten  müssen  wegen  der  gemeinsamen  Ver- 
waltung, daher  der  Regiekosten,  auch  im  Folgenden  mehrfach  zusammengefasst  werden. 

Noch  vor  1789  traten  indessen  Aenderungen  in  der  Handels- 
und Zollpolitik  ein  und  umfassendere  wurden  wenigstens  versucht. 

In  ersterer  Hinsicht  hat  der  sogen.  Eden-Vertrag  von 
Versailles  zwischen  Frankreich  und  Grossbritannien  vom 
J.  1786  mindestens  auf  kurze  Zeit  dem  alten  handeis-  und  zoll- 
politischen Kriege  zwischen  beiden  Ländern  ein  Ende  gemacht, 
eine  Behandlung  auf  dem  Fusse  der  Gegenseitigkeit  und  wechsel- 
seitiger Rücksicht  herbeigeführt  und  für  eine  Reihe  wichtiger 
Artikel  der  Einfuhr  in  das  andere  Land  einen  Conventionaltarif 
mit  massigen  Zollsätzen  — Fabrikate  meist  10,  12,  15  °/0  vom 
Werth  — festgesetzt.  Die  späteren  Revolutionskriege  haben  diesem 
handeis-  und  zollpolitischeu  System  nur  zu  bald  und  auf  lange 
hinaus  ein  Ende  bereitet. 

Geschichte,  zeitgenössische  Beurtheilung  und  praotische  Wirkung  dieses  Vertrags 
sind  vielfach  behandelt  worden.  Freihändler  und  Schutzzöllner  weichen  im  Unheil 
mitunter  stark  von  einander  ab,  wie  oftmals  beide  übertreibend.  Im  Ganzen  möchte 
ein  günstiges  Unheil  das  richtigere  sein.  S.  Comte  de  Buten val,  prec.  histor.  et 
econ.  du  trait^  de  commerce  entre  la  France  et  la  Gr.Bretagne,  signö  ä Versailles  le 
28.  Sept.  1786,  Par.  1869.  Am6  I,  ch.  2.  Stourm  II,  17—60,  Wolowski,  Üb. 
comm.  p.  157  tf. 

Wichtiger,  weil  von  allgemeinerer  Bedeutung,  wenn  sie  ver- 
wirklicht worden  wäre,  würde  noch  die  tiefgreifende,  die  Grund- 
sätze des  britischen  Handelsvertrags  verallgemeinernde  bandels- 
und  zollpolitische  Reform  geworden  sein,  welche  die  Regierung 
der  Notabelnversammlung  von  1787  zur  Berathung  vorlegte. 

Sie  ging  hinaus  auf  Beseitigung  der  inneren  Zoülinicn,  Zusammenfassung  des 
ganzen  Staatsgebiets  in  ein  einziges  Zollgebiet,  Erhebung  von  allgemeinen  Ein-  und 
Ausfuhrzöllen  als  Grenzzöllen  nach  einem  rationellen,  nach  Waarenclassen  gemäss  der 
Verarbeitungsstufe  abgestuften  massig  hohen  allgemeinen  Tarif  (Max.  für  fertige 
Fabrikate  12%  bei  der  Einfuhr,  ebenso  Max.  12%  bei  der  Ausfuhr  gewisser  Artikel), 
ferner  auf  Beseitigung  fast  aller  Einfuhrverbote,  bis  auf  fremde  Cattun-  und  Colonial- 
waaren,  und  der  Ausfuhrverbote  bis  auf  wenige  Rohstoffe,  endlich  auf  Zulassung  des 
Transit-  und  Entrepötsverkehrs,  der,  vorneinlich  auf  Andrängen  der  Uuterschleif  dabei 
befürchtenden  Stcuerpächtcr  seit  1688  untersagt  worden  war.  In  der  Notabclnversamm- 
lung  waren  es  besonders  die  Angehörigen  von  Elsass-Lothringen  u.  s.  w.,  die  damals 
den  handelspoütischen  Particularismus  gegen  Frankreich,  wie  ihre  Nachkommen  heute 
gegen  Deutschland  vertraten  und  den  Eintritt  ins  französ.  Zollgebiet  scheuten,  weil 
sie  den  freien  Verkehr  mit  Deutschland  u.  s.  w.  festhalten  wollten,  sich  auf  die  Zu- 
sagen bei  der  Annexion  ihrer  Gebiete  berufend.  S.  die  oben  S.  780  gen.  Schrift 
von  de  Butenval  über  den  tarif  gener.  p.  19  ff,  36.  Stourm  I,  479,  II,  61 — 64. 

Es  war  daher  ein  sicherlich  sehr  bedeutsamer  Schritt,  den  die 
constituirende  Versammlung  1790 — 91  machte,  indem  sie 
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im  Wesentlichen  das  Reformproject  von  1787  zur  Ausführung 
brachte,  — eine  principiell  und  practisch,  volkswirthsehaftlich  und 
finanzpolitisch  ausserordentlich  wichtige,  wenn  auch,  nach  dem  Ge- 
sagten abermals  keine  originale  Massregel  der  Revolutionszeit. 
Durch  die  vier  oben  (S.  785)  genannten  grundlegenden  Gesetze 
wurden  nunmehr  die  inneren  Zölle  (S.  150)  abgeschafft,  das 
ganze  damalige  französische  Staatsgebiet  zu  einem  einheitlichen 
nationalen  wirthschaftlichen  Markt-  und  Grenzzoll- 
gebiet gemacht,  dafür  ein  in  handeis-  wie  finanzpolitischer 
Hinsicht  leidlich  liberaler  allgemeiner  Grenzzolltarif  für  Ein-  und 
Ausfuhr  hergestellt,  welcher  „mit  Recht  als  der  freisinnigste,  den 
Frankreich  bis  zur  Periode  der  modernen  Handelsverträge  (von 
18(50)  besessen  hat,  bezeichnet  werden  kann“  (Lexis),  die  Zoll- 
verwaltung und  der  practische  Zolldienst  zweckmässig 
organisirt  und  das  Zollverfahren  gut  eingerichtet.  Damit  be- 
ginnt die  eigentliche  moderne  Zeit  französischer  Handels-  und 
Zollpolitik,  die  erste  unserer  oben  unterschiedenen  Epochen.  Dass 
dieselbe  nur  von  so  kurzer  Dauer  war,  lag  lediglich  an  den  bald 
ins  völlig  Masslose  sich  steigernden  revolutionären  Wirren,  den 
Excessen  der  Papiergeldwirtbschaft  und  dem  Ausbruch  einer  kaum 
unterbrochenen  zwanzigjährigen  Kriegsära.  Erst  später,  nach  end- 
giltig  wiederhergestelltem  Frieden,  sollte  sich  zeigen,  welche  grosse 
Bedeutung  die  handeis-  und  zollpolitischen  Massregeln  von 
1790 — 91  besassen,  aber  freilich  auch,  wie  sie  in  Verbindung  mit 
der  erneuten  scharf  prohibitorisch- protectionistischen  Tarifpolitik, 
dem  emsig  gehüteten  und  sogar  noch  weiter  entwickelten  Erbtheil 
der  Revolutions - , Kriegs-  und  Kaiserzeit,  sich  als  Handhabe  für 
eine  Volkswirthschafts-  und  Finanzpolitik  erwiesen,  die  1791  nicht 
im  Plane  gelegen  hatten. 

lieber  den  Tarif  v.  1791  Butcuval’s  ge».  Schrift,  bes.  p.  S2  ff.,  im  letzten 
Anhang  eiue  Vergleichung  der  Zölle  der  Colbert’schen  Tarife  mit  denen  von  1791 
und  1876  für  wichtigo  Fabrikate.  Am6  I,  52  ff.  Stourm  II,  65 — 75.  Fournier 
de  Flaix  I,  469  ff.  Lexis  S.  46  ff.  Colbert’sche  „rationelle“  Grundsätze  eines  „ge- 
mässigten Schutzzolls“  waren  der  Leitstern  im  Tarif  von  1791.  Wenige  Einfuhr- 
verbote nur  noch  (21,  wovon  aber  nur  7 im  protectionist.  Sinne),  weniger  und  un- 
wichtiger als  noch  1876  im  „allgemeinen  Tarif“  standen;  31  Ausfuhrverbote  noch, 
auf  wichtige  Rohstoffe.  Der  Einfuhr-Zolltarif  liess  die  hauptsächlichsten  fremden 
Rohstoffe  und  Nahrungsmittel  (Getreide,  Vieh,  Wolle,  Flachs,  Häute,  Roheisen  in 
Ganzen  u.  s.  w.)  frei  eingehen,  traf  andere  (so  Steinkohlen,  Seide,  Oele)  mit  c.  2 J/2 °/0 
des  Werths  und  ging  dann  bei  anderen  Artikeln,  Luxusnahrungsmittelu , Specerei- 
waaren,  Halb-  und  Ganzfabrikaten  gruppenweise  auf  5,  7,  10,  12,  15%,  selten  bis 
auf  20 — 25%.  Am  Höchsten,  20 — 30%,  waren  Weine,  Branntweine,  Liköre  belastet. 
Nach  diesem  ungefähren  Massstabe  waren  im  Tarif  dann  für  die  verschiedenen  Waaren 
specifische  Zölle  bestimmt,  bei  denen  die  einzelnen  Sorten  einer  Waarcngattung, 
besonders  der  Fabrikate,  im  Vergleich  mit  später  aber  nicht  sehr  eingehend  specia- 
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lisirt  waren.  Daher  war  der  Zoll  auch  bei  derselben  Gattung  je  nach  Qualität  und 
Sorte  verschieden  hoch.  Der  Ausfuhrzolltarif  umfasste  immerhin  noch  80  Posten, 
namentlich  Weine  (nach  der  alten  Classification  nach  Herkunft  und  Eingangsweg), 
Vieh,  auch  Rohstoffe,  wie  Wolle,  Baumwolle,  Halbfabrikate,  wie  Leinengarne.  Ge- 
treide war  aber  bei  der  Ausfuhr  zollfrei,  indessen  damals  aus  Gründen  der  inneren 
Politik  die  Ausfuhr  überhaupt  verboten,  was  jedoch  nur  als  Ausnahmemassregel  ge- 
meint war.  Die  Einrichtungen  des  Transit-  und  Entrepötverkehrs  wurden  aber, 
abweichend  von  dem  liberalen  Plan  von  1787,  nicht  neu  geordnet,  weil  die  Interessenten 
dadurch  eine  Begünstigung  der  Einfuhr  von  Fabrikaten  fürchteten.  Auch  die  Stellung 
der  Freihäfen  wurde  bald  verändert,  indessen  doch  bes.  für  Marseille  modificirt 
beibehalten. 

Die  Organisation  der  Zollverwaltung  und  des  practischen  Zolldieusts 
erfolgte  für  die  leitende  centrale  und  obere  Verwaltung  nach  dem  Muster  von 
Necker’s  Einrichtung  der  Regie  bei  den  aides  (1780),  indem  einem  Collegium  von 
8 Personen  die  Centralverwaltung  und  je  einem  Director  in  den  eingerichteten 
20  Zoll  bezirken  die  obere  Localverwaltung  übertragen  und  diese  Personen,  neben 
festen  Gehalten,  auf  Tantiemen  von  den  Erträgnissen  angowieson  wurden.  Der 
untere  e igentliche  Zolldienst  wurde  wesentlich  nach  den  Reglements  der  früheren 
ferme  generale  eingerichtet  (Ges.  v.  1.  Mai  1791,  Stourm  II,  76—80);  Das  vortreff- 
liche Gesetz  über  das  Zollverfahren  v.  22.  Aug.  1791  aber,  noch  gegenwärtig  die 
Grundlage,  ist  wieder  nur  in  wesentlichen  Puncten  eine  Reproduction  der  Zoll- 
Ordonnanz  von  1687,  wie  Stourm  im  Einzelnen  gezeigt  hat  tll,  81 — 85).  — Die 
Aufhebung  der  Salzsteuer  bat  den  Dienst  der  Zollverwaltung  bis  zur  Wiedereinfüh- 
rung dieser  Steuer  im  Jahre  1806  (S.  612)  natürlich  vereinfacht  und  verwohlfeilert. 

Ueber  die  finanzielle  Wirkung  des  neuen  Zollwesens 
und  besonders  des  Tarifs  von  1791  lässt  sich  bei  den  damaligen 
Zeitverhältnissen  und  dem  baldigen  Kriegsausbruch  und  der  Papier- 
geldwirthschaft  nicht  sicher  urtheilen,  zumal  die  vorhandenen  Rech- 
nungen z.  Th.  unzuverlässig  und  Kickenhaft  sind.  Nach  diesen 
Daten  würde  sich  bei  mässigem  Rohertrag  und  verhältnissmässig 
sehr  hohen  Verwaltungskosten  ein  erheblich  ungünstigeres 
Resultat  als  in  den  letzten  Jahren  der  Ferme  für  den  Staat 
ergeben. 

Nach  den  gen.  Tabl.  girier,  p.  12  wäre  gewesen  in  1000  Frcs. 


1791. 

1792. 

1793—94. 

Rohertrag 

20,996 

26,779 

Regiekosten  .... 

7,719 

8,404 

13,730 

Reinertrag 

16,813 

1 2,592 

13,049 

% der  Kosten  v.  Rohertr. 

31.5 

40 

50 — 75 

1791  für  13  Monate  (v.  1.  Dec.  1790  an),  1793/94  für  1 Jahr  8 s/3  Monate  (bis  1.  Veu- 
dem.  III  oder  22.  Sept.  1794).  Im  letzten  Jahre  incl.  1,173,000  Frcs.  Schifffahrts- 
abgaben. — Die  Zahl  des  Verwaltungspersonals  im  serv.  sidentaire  1,763,  im  serv. 
actif  13,284,  zus.  15,047,  mit  6,916,000  Frcs.  Gehalten  u.  s.  w. ; ausserdem  im  Central- 
dienst 46  Beamte,  194,000  Frcs.  Kosten. 

§.  312.  3.  Zweite  Epoche.  Rückkehr  zu,  Fest- 
haltung und  weitere  Ausbildung  scharf  prohibi- 
torisch-protection istischer  Handels-  und  Zollpolitik, 
1793—1860. 

Wir  wollen  und  können  hier  nicht,  auch  nicht  einmal  cursorisch,  die  einzelnen 
Phasen  der  Entwicklung  und  vollends  Tarifeinzelheiten  verfolgen,  zumal  nicht  für  die 


Digitized  by  Google 


Zollwesen  u.  Tarifpolitik.  2.  Epoche,  1793  ff. 


797 


Periode  der  Revolution  und  Napoleon’s  I.,  wo  vieles  und  gerade  das  momentan  am 
Meisten  einschneidende  Einzelne,  wie  die  Massregeln  bei  der  Continentalsperre,  doch 
nur  von  ephemerer  Bedeutung  war.  Unter  Verweisung  auf  die  oben  genannte  Lite- 
ratur muss  eine  allgemeine  Charakteristik  genügen , bei  der  hier  aber  auch 
wieder  mehr  die  finanzpolitische,  als  die  an  sich  wichtigere  und  interessantere 
handelspolitische  Seite  hervorgehoben  wird.  Wir  betrachten  daher  namentlich  die 
Ertragsverhältnisse  des  Zollwesens  allein  etwas  näher  (nach  den  Daten  des  gen. 
tabl.  g6n6r.)  und  von  1817  an  auch  die  Einbussen,  welche  die  Zollerträge  durch 
die  Ausfuhrprämien  und  Rückzölle  (drawbacks)  erlitten  haben,  für  das 
Einzelne  dieses  Puncts  auf  Lexis'  erschöpfende  Darstellung  verweisend.  Die  Roh- 
und  Reinerträge  der  Zollverwaltung  sind  ja  der  finanziell e Re flex  der  Tarifpolitik 
und  dieser  gerade  interessirt  am  Meisten  in  diesem  Werke.  Bei  dem  erwähnten 
administrativen  Zusammenhang  muss  dabei  nur  mitunter  auch  hier  der  Salzsteuer 
gedacht  werden. 

a)  Periode  der  Revolution  und  des  ersten  Kaiser- 
t h ums.  Mit  der  Ausartung  der  Revolutionsbewegung  zur  Schreckens- 
herrschaft, der  masslosen  Ausgabe  und  Entwerthung  des  Papier- 
geldes und  dem  Kriegsausbruch  hätten  die  neuen  Zoll-  und  Tarif- 
gesetze so  wie  so  ihre  practische  Bedeutung  grossentheils  einblissen 
müssen.  Besondere  kriegspolitische  und  im  Inneren  „anti- 
reactionäre“  Gesetze  und  Massregeln  in  Bezug  auf  den  auswärtigen 
Handel  führten  dies  Resultat  nur  noch  rascher  und  schärfer 
herbei. 

Einfuhrverbote  betreffs  der  Waarcn,  namentlich  der  Fabrikate,  aus  den  Län- 
dern, mit  denen  Krieg  geführt  wurde,  besonders  aus  Grossbritannien , bald  förmliche 
Proscription  britischer  Fabrikate,  so  dass  schon  der  Besitz  derselben  verdächtig 
machte,  Ausfuhrverbote  für  wichtige  Lebensmittel,  besonders  Getreide,  Ge- 
brauchsartikel und  Rohstoffe,  jede  Verletzung  mit  den  strengsten  Strafen  bedroht,  unter- 
banden unter  der  Herrschaft  des  Convents  wenigstens  jeden  legitimen  Verkehr  nach 
Aussen  vielfach  ganz,  natürlich  trotz  allem  zum  Theil  nur  zu  Gunsten  des  Schmuggels. 
Doch  zeigen  die  Zolleinkünfte  nicht  sofort  einen  so  grossen  Rückgang,  als  man  nach 
dem  Allen  vermuthen  möchte,  freilich  bestanden  sie  aber  fast  ganz  aus  entwerteten 
Assignaten. 

Protection  isti  sc  he  Wirkungen  musste  diese  Politik  als- 
bald haben,  wie  ja  ohnedem  die  rasch  sich  steigernde  Entwerthung 
der  Assiguaten  in  derselben  Richtung  wirkte,  wenn  auch  unter 
dem  Zustand  im  Innern  das  Alles  nicht  gleich,  wie  es  in  ruhigen 
Zeiten  geschehen  wäre,  zur  Geltung  kam.  Bald  aber,  besonders 
unter  dem  Directorium  seit  1796,  verbanden  sich  auch  p rote ctio- 
nistische  Tendenzen  mit  den  kriegspolitischen  Gesetzen  und 
Massregeln,  wodurch  dann  für  die  Zeit  wieder  eintretender  grösserer 
innerer  Ruhe  und  Ordnung  der  Umschwung  der  Handels-  und 
Zollpolitik  in  die  prohibitorisch-protectionistische  Richtung 
eingeleitet  war.  Die  Zolleinkünfte,  die  aber  seit  1795  zur  Hälfte 
und  seit  Sommer  1796  vollständig  wenigstens  wieder  in  Münze 
zu  zahlen  waren,  sanken  in  dieser  Zeit  auf  ihren  geringsten 
Betrag. 
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Ausschluss  der  „dritten"  Flagge  (ausser  der  französischen  und  der  des  Her- 
kunftslands) von  der  Einfuhr,  der  fremden  überhaupt  von  der  Küstenschilffahrt,  Verbot 
der  Einfuhr  und  des  Verkaufs  im  Inlande  für  alle  britischen  und  selbst  für  alle 
als  britische  geltenden  Fabrikate,  Verlangen  von  Ursprungscertificaten  für  die 
Waarcn  aus  Ländern,  mit  denen  Frieden  bestand  (Ges.  v.  10.  Brum.  V oder  31.  üct. 
1706)  und  andere  — z.  Th.  übrigens  auch  finanzielle  Zwecke  verfolgende  — Tarif- 
normirungen  dieses  und  der  nächsten  Jahre  sind  Massregeln  der  angedcuteten  Art. 
Seit  Ges.  v.  6. 1’rair.  VII  wurden  die  Zölle  und  Schiff fahrtsabgabcn  um  10%  „Kriegs- 
zuschlag“ erhöht,  was  zur  bleibenden  Einrichtung  auch  nach  1S15  geworden  ist. 

Nach  der  kurzen  Friedenspause  nach  dem  Frieden  von  Amiens 
(1802)  dachte  man  sogar  an  neue  Handelsverträge  mit  England, 
freilich  auf  mehr  protectionistischer  Grundlage  als  früher.  Der 
Entrepötverkehr  wurde  jetzt  organisirt  (1803).  Aber  nach 
dem  baldigen  neuen  Kriegsausbruch  gelangte  man  zu  nur  noch 
verschärfter  Benutzung  der  Handels-  und  Zollpolitik  als  Kampf- 
mittel gegen  den  Feind,  schliesslich  in  den  Massregeln  von  1806 
und  1807  (Berliner  und  Mailänder  Decrete)  und  im  System  der 
Continentalsperre  mit  seinen  drakonischen  Repressions-  und 
Strafbestimmungen  zu  einer  fast  völligen  Unterordnung  der  handels- 
politischen und  selbst  der  finanzpolitischen  Interessen  unter  den 
kriegspolitischen  Gesichtspunct.  Dabei  kam  dem  absolutistischen 
Gebieter  sein  gesetzliches  Recht,  von  sich  aus  provisorisch  mittelst 
blosser  Decrete  Zölle  zu  erhöhen  oder  zu  vermindern,  Ein-  und 
Ausfuhrverbote  zu  erlassen  oder  zu  beseitigen,  besonders  zu  Gute 
(Ges.  v.  29.  Flor.  X). 

Soweit  aber  überhaupt  noch  ein  normaler  Handelsverkehr  ver- 
blieb, wurde  von  Napoleon  der  protectionistische  Gesichts- 
punct in  Betreff*  der  Einfuhr  von  Fabrikaten,  anderseits  aber  auch, 
besonders  bei  Colonial waaren  (auch  Rohstoffen  wie  Baumwolle) 
der  specifisch  fiscalische  Gesichtspunct  in  hohen. und  mehrfach 
überaus  hohen  Zollsätzen  deutlich  verfolgt.  Unter  letzteren 
ging  dann  die  legitime  Einfuhr  freilich  enorm  zurück,  der  Schmuggel 
war  trotz  aller  Repressions-  und  Strafmassregeln  nicht  zu  unter- 
drücken. Aber  diese  Zollpolitik  war,  wie  Lexis  wohl  richtig 
hervorhebt,  unter  den  damaligen  Zeitverhältnissen  doch  finanz- 
politisch nicht  so  verfehlt,  wie  sie  zunächst  erscheinen  mag. 
Die  Zolleinkünfte  erreichten  denn  auch,  nach  einer  allmäligen  be- 
deutenderen Wiederhebung  seit  1800  und  einem  neuen  starken 
Fall  in  1808  und  1809  von  da  an  eine  rasch  und  sehr  erheblich 
steigende  Höhe  und  ein  Maximum  gerade  von  1811 — 13,  — freilich 
auf  einem  ungeheuer  vergrösserten  Staats  - und  einem  noch 
grösseren  Zollgebiete,  das  47  gegen  anfänglich  20  und  wieder  1816 


Digitized  by  Google 


Zollwesen  u.  Tarif|)olitik.  2.  Epoche  v.  1 S02 — 1814. 


799 


nur  27  Zolldirectionen  umfasste  und  von  Rom,  Livorno  und  Genua 
bis  Hamburg  und  Danzig  reichte. 

Bes.  Ges.  v.  8.  Flor.  XI  (28.  Apr.  1803),  30.  Apr.  1800,  Decrete  v.  1810  (z.  B. 
Kaffee  auf  400,  Rohzucker  auf  300,  Baumwolle  auf  2 — 800  Frcs.  p.  100  Kil.  (Arne  I, 
55 ff.,  Lexis  S.  53  ff.) 

Die  französische  Industrie  kam  in  dieser  Periode  durch  den  Ausschluss  der 
britischen  Concurronz  und  die  Erweiterung  des  Markts  in  Folge  der  Eroberungen  in 
günstige  Lage,  soweit  sie  nicht  auswärtige,  besonders  nicht  überseeische  Rohstoffe 
brauchte.  Auch  das  rechtliche  Schranken  beseitigende  Priucip  der  Gewerbefreiheit 
kam  ihr  zu  Gute.  Als  die  Zolllinie  1807  bis  Cuxhaven  und  Travemünde  vorgeschoben 
wird,  wird  gerühmt,  wie  der  englische  Absatz  verdrängt,  „Deutschland  mehr  und  mehr 
den  französ.  Manufacturcn  Überliefert  wird.“ 

Die  Zolleinkünfte  bewegten  sich  folgendermassen  in  Hilf  Frcs. 


Zölle 

Anderes 

Zus. 

roh 

Non- 

valeurs 

Regie- 

kosten 

Rein- 

ertrag 

Salz- 

steuer 

Kosten  ü/o  v- 
Rohertr.incl. 
Salzsteuer 

1794/95 

33.25 

2.28 

35.54 

— 

15.12 

20-42 

— 

45.5 

1795/96 

57.98 

3.01 

01.60 

— 

18.34 

43-28 

— 

29.75 

1798/99 

10.94 

2.20 

18.21 

— 

8.75 

9-40 

— 

48.5 

1800/01 

23.02 

0.25 

29.87 

1.97 

8.81 

19.08 

— 

29.5 

1804/05 

59.04 

7.00 

07.29 

0.52 

13.71 

53.06 

— 

20.33 

1807 

07.50 

9.40 

77.02 

0.71 

17.84 

58.47 

32.70 

16.0 

1809 

25.74 

4.42 

30.16 

0.54 

20.99 

9.63 

48.12 

26.75 

1810 

02.20 

7.94 

70.20 

1.37 

23.66 

45.17 

47.78 

20.0 

1813 

109.27 

15.35 

124.62 

0.82 

35.99 

87.81 

49.32 

20.5 

1814 

35.09 

3.33 

39.02 

1.00 

21.23 

16.79 

37.31 

27.75 

(Zusammengestellt  nach  dem  tabl.  gelier.).  Die  fünf  ersten  Jahre  sind  die  republi- 
kanischen (22.  Sept. — 21.  Sept..  III,  IV  u.  s.  w.).  Der  Ertrag  der  Ausfuhrzölle  ist 
in  dem  Zollertrag  inbegriffen,  aber  meist  nicht  spceicll  angegeben,  cs  kommt  nur  ein 
kleiner  Theil  darauf  (im  Jahre  VII,  1798 — 99  bei  den  kleinen  Erträgen  allerdings 
2.80  Mill.).  Die  in  dieser  Zeit  angegebenen  sogen,  non-valeurs  umfassen  hier  nur 
Rückzahlungen  von  Abgaben,  gewährte  Disconten.  Darunter  sind  die  damals  schon 
vorkommenden  Ausfuhrprämien  (so  für  raff.  Zucker)  wohl  inbegriffen.  Die  Salzsteucr 
begreift  hier  nur  die  von  der  Zollverwaltung  erhobene,  damals  übrigens  weitaus  die 
Hauptsache  (Smal  so  viel  als  von  der  inneren  Steuerverwaltung  erhoben  wurden).  Die 
Daten  des  Reinertrags  der  Zölle  sind  seit  1807  in  der  Uebersicht  insofern  etwas  zu 
niedrig,  als  die  Regiekosten  von  da  an  zugleich  mit  auf  die  Salzsteucr  zu  rechnen 
sind,  hier  aber  ganz  auf  die  Zölle  abgerechnet  wurden. 

Die  ausgewählten  Jahre  sind  besonders  characteristisehe,-  sie  reflectiren  daher  die 
ungeheueren  Schwankungen  unter  dem  Einfluss  der  politischen  Ereignisse  und  handels- 
politischen Massrcgeln  am  Schärfsten:  1797 — 99  Abnahme,  1799  und  1809  Min., 

1807  und  1813  Max.  Seit  1790  — 97  aber  wieder  Eingang  der  Zölle  in  Münze.  Die 

hohe  Einnahme  des  Jahres  1795 — 90  repräsentirte  in  Münze  im  schliesslichcn  Rein-, 
ertrag  nur  2,473,000  Frcs.  Die  grossen  „anderen“  Erträge  in  Napoleon ’s  Zeit  wohl 
aus  Confiscationen,  Strafen,  Einfuhr-Permissen. 

§.  313.  b)  Periode  der  Restauration,  Julimonarchie, 
zweiten  Republik  und  ersten  Zeit  des  dritten  Kaiser- 
reichs (1814  — 1880).  Nach  dem  Sturze  Napoleon’s  wurde 

zunächst  der  auswärtige  Handel  durch  Reseitigung  der  Verbote 

und  Ersetzung  derselben  und  der  hohen  Zölle  durch  massige  sowie 
durch  Aufhebung  der  lästigen  Formalitäten  des  Seeverkehrs  mittelst 
Ordonnanzen  der  neuen  Machthaber  auf  seine  natürliche  Grundlage 
zurückgeführt.  Aber  die  Interessen  der  Industrie  litten  doch  unter 
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der  neuen  Concurrenz  Englands  und  unter  der  Beschränkung  ihres 
bisherigen  Absatzmarkts  zu  sehr,  als  dass  sie  nicht  bald  auch  von 
der  neuen  Regierung  hätten  berücksichtigt  werden  müssen.  Und 
die  Vertreter  dieser  Interessen  waren  zudem  Factoren,  die  sich 
geltend  zu  machen  wussten  und  auch  aus  politischen  Gründen 
nicht  unbeachtet  bleiben  konnten.  So  kehrte  man  nach  kurzer 
Pause  zu  der  prohib  itorisch-protectionistischen  Politik 
der  Revolutionsgesetzgebung  und  der  Kaiserzeit  noch  in  Gesetzen 
von  1814  im  Wesentlichen  zurück.  Verbote,  hohe  Schutzzölle,  ur- 
sprünglich aus  Motiven  der  Kriegspolitik  hervorgegangen,  wurden 
damit  für  lange  ein  bleibender  Bestandteil  des  geltenden 
Rechts  des  auswärtigen  Handels  und  des  Zollrechts  und  von  den 
Interessenten,  namentlich  der  Grossindustrie,  für  sich  und  ihre 
Arbeiter  als  ein  förmliches  Recht  in  Anspruch  genommen. 

Auch  wo,  wie  z.  B.  bei  Zucker,  das  finanzielle  Interesse  mächtiger  mitsprechen 
musste,  siegte  das  Interesse  der  Raffinerie  und  setzte  von  Neuem  das  Verbot  selbst 
au  Stelle  eines  noch  so  hohen  Schutzzolls  durch.  Die  Belehrung  über  die  Gefährdung 
mancher  Interessen  durch  die  Ermächtigung  der  Regierung,  mittelst  blosser  Decrete  den 
Tarif  und  Verbote  zu  ändern  (s.  o.),  führte  jetzt  dazu,  diese  Ermächtigung  erheblich  zu 
beschränken,  namentlich  auf  Verfügung  von  Einfuhrverboten  und  Zollerhöhungen, 
nicht  auch  sie  für  Verminderung  der  Zölle  zu  gewähren,  ausser  bei  Rohstoffen  (Ges. 
v.  17.  Dec.  1814  Art.  34,  der  bleibende  Bedeutung  für  das  französische  Tarifrecht 
gewann).  (Am 6 I,  71,  Vignes  I,  22ti). 

Nach  der  erneuten  Herstellung  des  königlichen  Regiments  im 
Jahre  1815  machten  sich  dann  sofort  oder  nach  und  nach 
viererlei,  sich  mehrfach  freilich  kreuzende  finanz-  und  handels- 
politische Einflüsse  geltend,  von  denen  aber  die  protectio- 
nistischen  doch  bald  und  dauernd  die  Oberhand  gewannen. 

Einmal  forderte  allerdings  jetzt  in  Folge  der  erheblich  ver- 
schlimmerten Finanzlage  das  Finanzinteresse  auch  im  Zoll- 
wesen mehr  Anerkennung  und  wurde  in  dem  Colonial-  oder 
Spccerei waaren-Zweige  und  bei  den  Rohstoffen  auch  mehr 
wahrgenommen.  Anderseits  trat  diesem  Bestreben  auch  hier 
bei  dem  besonders  wichtigen  Artikel  Zucker  sowohl  das  Interesse 
der  heimischen  Raffinerie  als  namentlich  bald  auch  dasjenige 
der  Colonicn  und  der  inländischen  Rttbenzuckerindustrie 
in  Betreff  des  Rohzuckers  hemmend  und  kreuzend  entgegen  (§.  266), 
wie  weiter  das  Interesse  der  Rhederei  und  Schifffahrt, 
welche  das  Monopol  oder  wenigstens  die  Bevorzugung  der 
heimischen  vor  der  fremden  Flagge  und  der  directen 
transoceanischen  vor  der  indirecten  Einfuhr  der  Colonialwaaren 
und  Rohstoffe  aus  europäischen  Zwischenhäfen  (Entrepöts,  England, 
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Holland,  Belgien)  verlangten.  Drittens  gewann  das  Interesse 
der  Industrie  überhaupt,  besonders  der  Textil-,  zumal  der 
Bau mw oll-  und  Wollindustrie  und  der  Eisenindustrie,  nunmehr 
vollends  einen  grösseren  Einfluss.  Auch  benöthigten  einige  Indu- 
strien bei  einer  hohen  Besteuerung  ausländischer  Rohstoffe,  wie 
Baumwolle,  auch  Schafwolle,  oder  bei  einer  inneren  Besteuerung, 
wie  später  in  der  Zuckerindustrie,  eine  Wahrnehmung  ihrer 
speciellen  Exportinteressen  mindestens  in  der  Form  der  Rück- 
gewährung des  Rohstoffzolls  (bez.  der  inneren  Steuer)  bei 
der  Ausfuhr  von  Fabrikaten  aus  diesem  Rohstoff  (drawbacks). 
Dazu  traten  aber  auch  wirkliche  Ausfuhrprämien.  Endlich 
viertens  machten  sich  nunmehr  auch,  besonders  bei  den  niedrigen 
Getreidepreisen  seit  1818,  die  Interessen  des  ländlichen  Grund- 
besitz e s und  der  Landwirtschaft  immer  mächtiger  geltend, 
lind  wenn  auch,  wie  immer,  hier  wichtige  Interessencolli- 
sionen zwischen  Industrie  und  Landwirtschaft,  Rohstoffproduction 
und  -Verbrauch,  Industrieen  der  Halb-  und  Ganzfabrikate,  in 
Frankreich  noch  besonders  zwischen  den  auf  Absatz  ins  Ausland 
stark  mit  angewiesenen  Weinbaugegenden  und  den  Weinexport- 
Iläfen  einer-,  den  übrigen  agrarischen  und  industriellen  Pro- 
duetionszweigen  anderseits  Vorlagen,  so  kam  es  doch  zu  Com- 
promissen  und  zur  Anerkennung  einer  gewissen  Solidarität 
aller  Productionsinteressen  und  damit  zu  einem  vereinten 
Streben  nach  einer  prohibitorisch  - h ochs  chutzzo  1 1- 
nerischen  Handels-  und  Zollpolitik.  Diesem  Streben 
wurde  in  der  Gesetzgebung  die  errungene  politische  Stellung 
der  Grossindustrie  und  des  Grundbesitzes  und  die  not- 
wendige Rücksichtnahme  der  Restaurationsregierung  und  vollends 
der  Julimonarchie  auf  diese  politischen  Machtfactoren  förderlich. 

So  siegte  schon  in  dem  grundlegenden  Gesetz  vom  28.  April 
181 G der  protectionistische  Gesichtspunct  und  weitere  Gesetze  der 
nächsten  Jahre,  namentlich  von  1817 — 26,  seit  1819  auch  besonders 
mit  zu  Gunsten  der  Lan d wirthsehaft,  bauten  ein  prohibi- 
torisch-hochschutzzöllnerisebes  Handels-  und  Zollsystem 
aus,  das  dem  des  Ancien  regime  an  Strenge  nichts  nachgab,  es 
vielfach  darin  und  in  „rationeller  Folgerichtigkeit“  Ubertraf,  von 
dem  1791  angenommenen  aber  ausserordentlich  weit  abwich. 

Das  Finanz  in  teresse  trat  dabei  notwendig  wieder  in 
zweite  Linie.  Unter  der  endgiltig  erreichten  politischen  Ruhe 
lebte  die  Volkswirtschaft  und  der  Verkehr  mehr  auf  und  die 
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Zolleinklinfte  stiegen  denn  auch,  wenn  schon  bis  gegen  1840  nur 
langsam  und  massig,  erst  dann  erheblicher.  Die  „kleine“  Juli- 
revolution von  1830  markirt  sich  hier  nicht  gerade  scharf  und  nicht 
dauernd  ab.  Aber  das  System  der  Rück  zolle  (drawbacks) 
und  Ausfuhrprämien,  welches  sich  seit  1817  entwickelte, 
gewann  bald  grosse  finanzielle  Bedeutung  für  den  Staat  und 
entzog  der  Zollcasse  viele  Millionen.  Das  war  zum  erheblichen 
Theil  eine  reine  Ein busse,  da  mehr  rückvergütet  wurde,  als  an 
Zöllen  und  Steuern  erhoben  worden  war.  Auch  die  Rückzölle 
(drawbacks)  hatten  wie  die  Ausfuhrprämien  insofern  einen  „grati- 
ficatorischen“  Character  (Lexis). 

S.  für  das  Einzelne  die  oben  S.  780  in  der  Uebcrsicht  der  Gesetzgebung  ge- 
nannten Gesetze,  bes.  aus  1810 — 182(5.  Ame  I,  ch.  5 ff,  Lexis  S.  58  ff.  Die  Tarif- 
geschichte der  einzelnen  Zweige  und  Artikel  kann  hier  nicht  näher  verfolgt  werden. 
Sie  ist  auch  ganz  Überwiegend  nur  von  handelspolitisch  cm  Interesse.  Daher  hier 
bloss  noch  wenige  Bemerkungen. 

Die  Belegung  der  Rohstoffe  mit  z.  Th.  hohen  Einfuhrzöllen  batte  bei  den 
nothwendig  aus  fremden  Ländern  zu  beziehenden,  wie  vor  Allem  bei  Baumwolle, 
lediglich  einen  finanziellen  Character,  der  betreffende  Zoll  war  Finanzzoll.  Aber 
auch  bei  diesen  wie  bei  solchen  Rohstoffen  und  sonstigen  Producten,  welche  die 
eigenen  französischen  Colonieen  liefern  konnten  und  lieferten,  besonders  bei 
Zucker,  wurde  das  Finanzinteresse  wieder  durch  das  Mitspielcn  protcctionistischer 
Rücksichten  geschädigt.  So  bei  dem  Zollzuschlag  bei  der  Seeeinfuhr  unter  fremder 
Flagge  oder  zu  Lande  und  bei  der  „indirecten“  Einfuhr  aus  europäischen 
Zwischenhäfen  („Entrcpöts“),  statt  direct  aus  den  (überseeischen)  Productions- 
ländern,  wodurch  die  heimische  Rhederei  begünstigt  werden  sollte;  ferner  bei  dem 
höheren  Zoll  des  fremden  gegenüber  dem  französischen  Colonialzucker. 

Bei  an  deren  Ro  hstoffen  für  die  Industrie,  wie  Schaf  wolle,  Flachs, Ocl- 
samen,  Steinkohle,  handelte  es  sich  namentlich  um  Schutzzölle  für  die  be- 
treffenden gleichen  heimischen  Producte  der  Landwirtschaft  und  des  Bergbaus,  wobei 
das  Finanzinteresse  von  vornherein  nur  secundär  war,  wenn  auch  nicht  fehlte. 

Manchfach  noch  wichtiger,  als  die  Prohibitiv-  und  Hochschutzzoll-Politik  auf 
dem  Gebiet  der  Industrie  — wobei  Textil-  und  Metallindustrie  im  Ganzen 
dauernd  im  Vordergrund  stehen  — war  in  der  hier  besprochenen  Periode  die  agra- 
rische Schutzzollpolitik,  besonders  für  Getreide,  Vieh,  Rohstoffe  der  Industrie 
wie  Schafwolle,  Flachs,  Oelsamen.  Diese  Politik  tritt  namentlich  unter  der 
Restauration  so  scharf  und  mächtig  hervor,  dass  sic  fast  mehr  noch  als  die  industrielle 
und  maritime  Schutzzollpolitik  der  Periode  ihr  Gepräge  gegeben  hat. 

Das  Characteristischc  ist,  dass  der  in  der  Zeit  des  ancien  regime  und  aus  poli- 
tischen Gründen  noch  in  gesteigertem  Maasse  in  der  Revolutions-  und  Kaiserzeit  (bes. 
seit  1810)  durchaus  vorherrschende  „theueru  ngspol  itische“  Gesichtspunct  des 
„Consumenteninteresses“,  mit  in  der  Regel  freier  Einfuhr  der  agrarischen  Nah- 
rungsmittel und  in  Theueru ngszeiteu  mit  Ausfuhrverboten , dem  Gesichtspunct  des 
agrarischen  „Producenteninteresses“  fast  vollständig  weicht.  Die  bekannte 
agrarische  Krise,  die  bald  nach  dem  Hungerjahr  1810/17  dauernd  eintrat,  hat  dazu 
freilich  beigetragen,  aber  die  Entwicklung  wurde  durch  die  allgemeinen  politischen 
Verhältnisse  der  Kostau rationszeit  mit  hervorgerufen  und  stark  begünstigt.  Schon  1814 
wurde  die  Getreidehandclspolitik  der  letzten  Jahre  Napoleon ’s  verlassen  und  die  Aus- 
fuhr von  Getreide  freigegeben  (gegen  ein  kleines  Wagegeld),  solange  der  Mittelpreis 
in  drei  Gebietsabtheilungen , in  die  man  für  diese  Gesetzgebung  das  Land  eingetheilt 
hatte,  eine  gewisse  Höhe  nicht  überstiegen  hatte  (p.  Ilectol.  Weizen  23,  21,  1‘J  Frcs.). 
Die  Einfuhr  blieb  aber  auch  jetzt  noch  frei  (Ges.  v.  2.  Dcc.  1814).  Dabei  verblieb 
es  1810  auch  noch  (50  Cent.  p.  100  Kil.  Getreide  und  Mehl,  als  kleiner  Finanzzoll 
bei  der  Einfuhr).  In  dem  Theuerungsjahr  1810 — 17  ging  man  sogar  vorübergehend 
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zu  Einfuhrprämien  über.  Das  später  eintretende  starke  Steigen  der  Getreidepreiso, 
das  Erscheinen  russischen  Getreides  in  Südfrankreich,  das  Beispiel  Englands  führten 
aber  dann  zu  dem  land wirtschaftlichen  Schutzzollsystem. 

Im  Ges.  v.  16.  Juli  1819  wurde  namentlich  die  Getreideeinfuhr  unter  das 
System  der  gleitenden  Zollscala  gestellt;  bei  gewissen  mittleren  Preisen  be- 
stand ein  massiger  Zoll,  welcher  bei  einem  höheren  Preise  sank,  bei  einem  niedrigeren 
progressiv  stieg,  bis  bei  einem  gewissen  Minimalpreise  Einfuhrverbot  eintrat,  wobei 
die  Einfuhr  unter  fremder  Flagge  und  zu  Lande  in  allen  Fällen  einem  höheren 
Zoll  unterlag.  Die  Ausfuhr  war  gegen  einen  kleinen  Zoll  ('/<  Frc.)  erlaubt,  solange 
jene  mittleren  Treise  nicht  überschritten  waren.  Diese  „Kornzollgesetzgebung“  wurde 
durch  die  Gesetze  v.  7.  Juni  1820  und  4.  Juli  1821  noch  mehr  in  protectionistischer 
Weise  ausgebildet,  nach  Lage  der  Umstände  fast  mit  prohibitorischer  Wirkung,  und 
verblieb  so  bis  1830  bez.  1832.  Hier  wurde  eine  etwas  liberalere  Gesetzgebung, 
welche  die  liegierung  plante,  nur  mit  Modificationen  angenommen,  so  dass  es  im 
Wesentlichen  bei  der  früheren  blieb,  nur  die  Ein-  und  Ausfuhrverbote  bei  gewissen 
Preisen  durch  Zölle  ersetzt,  Landweg  dem  Wasserweg  unter  französischer  Flagge  gleich- 
gestellt und  der  Zuschlag  für  fremde  Flagge  vermindert  wurde  (Ges.  v.  15.  Apr.  1832, 
durch  Ges.  v.  26.  Apr.  1883  „bis  zur  Tarifreform“,  thatsächlich  so  bis  nach  1860, 
verlängert).  (Arne  I,  ch.  6 und  p.  185  ff.,  Lexis  S.  64  lf.,  74.) 

Eine  ähnliche  Entwicklung  trat  bei  Vieh  ein,  wo  der  niedrige  Einfuhrzoll  von 
1816 — 1822  auf  c.  10%  vom  Werth  erhöht  wurde  (für  gemästete  Ochsen  von  3 auf 
50  Frcs.  p.  Stück,  Ges.  v.  27.  Juli  1822);  ferner  bei  Schafwolle,  wo  das  frühere, 
dem  industriellen  Interesse  dienende  System  des  Ausfuhrzolls  nun  iin  agrarischen 
Interesse  dem  des  Einfuhrzolls  wich  und  diese  Zölle  weiter  erhöht  wurden,  auch 
sich  ein  System  der  Ausfuhrprämien  für  Wollwaaren  anschloss  (Ges.  v.  7.  Juni 
1820,  Decrete  v.  1823 — 25,  Ges.  v.  17.  Mai  1826).  Und  ähnlich  war  der  Verlauf 
bei  anderen  Agrarproducten  (Flachs  u.  s.  w.).  (S.  Arne  I,  125  ff.,  143  ff.  und  passim, 
Lexis  S.  66  ff) 

Mit  im  fiscalischen , aber  überwiegend  doch  auch  wieder  im  protectionistischen 
Interesse  erfolgte  auch,  sogar  zum  Theil  aus  parlamentarischer  Initiative,  eine  Ver- 
schärfung der  Massregeln  gegen  Schmuggel  und  eine  Erweiterung  der  bezüg- 
lichen Controlrechte  der  Verwaltung.  So  besonders  eine  Ausdehnung  des 
Kechts,  nicht  bloss  in  der  Grenzzone,  sondern  im  ganzen  Staatsgebiete  nach  aus- 
ländischen, Einfuhrverboten  unterliegenden  Tex ti lwaaren  Nachforschungen  vorzu- 
nehmen.  (Ges.  v.  1816.) 

§.  314.  Gelegentlich  traten  freilich  nicht  nur  ein  Stillstand  in 
der  dargelegten  Entwicklung,  z.  B.  1826  ff.  für  einige  Zeit,  sondern 
auch  wohl  klein  eRtickschläge  gegen  die  herrschende  Handels- 
und Zollpolitik  ein,  aber  sie  waren  nicht  von  erheblicher  Bedeutung, 
und  wurden  durch  anderweite  Massregeln  in  schutzzöllnerischer 
Richtung  (z.  B.  noch  1845  in  Betreff  des  Zolls  auf  Oelsaaten) 
mehr  als  aufgewogen.  Finanzpolitisch  am  Wichtigsten  waren  die 
mehrfachen  Aenderungen  im  System  der  Zuckerzölle  und 
Zuckerprämien  und  die  mit  den  Zollfragen  in  naher  Verbindung 
stehende  Einführung  und  Entwicklung  der  Rübenzuckersteuer 
(§.  266  ff.). 

Die  drei  sich  ablösenden  Regierungen  von  1814—15,  1830  und 
1848  bezeichnen  auf  diesem  Gebiete  im  Uebrigen  keinerlei  wesent- 
liche Aenderung  oder  auch  nur  Markirung,  kaum  eine  Nuance  in 
Tempo  und  Maass  der  wesentlich  gleichbleibenden  Richtung  der 
Handels-  und  Zollpolitik. 
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Das  ag rarisc h o Interesse  waltete  unter  der  Restauration  noch  ein  wenig  mehr 
als  unter  der  Julimonarchie  vor.  Die  Getreidezollgesetzgebung  von  1830  und  1832 
(Gesetz  v.  15.  April)  war,  wie  gesagt,  wenigstens  ein  Bischen  liberaler  als  die  frühere. 
Unter  Louis  Philip))  war  anderseits  der  Einfluss  des  „Privatkapitals“,  der  Grossindustrie 
als  eines  politischen  Machtfactors,  mit  dein  zu  rechnen  war,  aus  bekannten  Gründen, 
noch  grösser  als  unter  der  Restauration,  was  sich  auch  in  der  Handels-  und  Tarif- 
politik zeigte.  Die  Aenderung  der  Verkehrsverhältnisse  bahnte  einige  Erleichterungen 
an.  Der  aus  schutzzöllnerischcn  Gründen  gefürchtete  Transitverkehr  wurde  auf 
die  Einfuhrverboten  unterliegenden  Waaren  ausgedehnt  und  sonst  erleichtert  (Durch- 
fuhrzoll 50,  dann  25  Gent.  p.  100  Kil.  oder  25,  dann  15  Cent.  p.  100  Frcs.  Werth, 
nach  Wahl  des  Declarantcn,  sog.  Wagegeld.  Ges.  v.  9.  Febr.  1S32).  Im  Jahre  1842 
wurde  dieser  Durchfuhrzoll  aufgehoben  (Ord.  v.  10.  Dec.  1842).  Die  Erleichterung 
des  Transitverkehrs,  ferner  die  Organisation  des  Entrepötwesens  im  Inlande  wurde 
aber  nur  gegen  die  Opposition  der  Interessenten,  der  Seehäfen,  entwickelt  (Ges.  v. 
27.  Febr.  1S32).  Der  Gedanke  einer  Zollunion  mit  Belgien  tauchte  auf,  fand  in 
politischen  Erwägungen  — auch  den  Vorgängen  in  Deutschland  gegenüber  — 
seine  Unterstützung,  aber  bei  den  Industriellen,  welche  sich  durch  die  belgische  Con- 
currenz  gefährdet  sahen,  lebhafte  Ablehnung.  Es  kam  mit  Nachbarstaaten,  wie 
Belgien,  Sardinien,  nur  mit  Muhe  zu  Handelsverträgen,  welche  bloss  kleine  Zu- 
geständnisse im  Einfuhrtarif  für  einige  Waaren  enthielten  und  nur  auf  kurze  Zeit 
abgeschlossen  wurden,  um  auch  an  solche  „Concessionen“  nicht  zu  lange  gebunden 
zu  sein. 

Die  ephemere  „zweite  Republik“  von  1848  bat  vollends  auf  diesem  Gebiete  wenig 
gethan,  eigentlich  nur  in  der  Gewährung  vermehrter  und  höherer  Ausfuhr- 
prämien für  die  nothleidende  Industrie  den  Tribut  für  die  volkswirtschaftlichen 
Wirkungen  der  neuen  Staatsumwälzung  gezahlt.  Die  Zollerträge  sanken  unter  dem 
Einfluss  dieses  Ereignisses  begreiflich  ohnehin,  die  Ausfuhrprämien  aber  belasteten  die 
Staatscasse  mehr  als  jemals  früher. 

Erst  mit  dem  zweiten  Kaiserreich  trat  alsbald  wenigstens 
eine  deutliche  Neigung  zu  einer  Wendung  der  Handels-  und  Zoll- 
politik, nicht  in  freihändlerischer,  wohl  aber  in  antiprohibi- 
torischer und  gemässigterer  protection istiseher  Richtung 
hervor. 

Sie  äusserte  sich  in  einigen  bezüglichen  Massnahmen,  zu  deren  Einführung  der 
Yerordimngsweg  (Decrct)  gesetzlich  die  Handhabe  bot.  So  kam  cs  zu  Aufhebungen, 
bez.  Suspensionen  einzelner  Einfuhrverbote,  während  der  Theucrungsperiode  1853  fi. 
auch  zur  Suspension  des  Kornzollgesetzes  von  1832  und  zur  Verminderung  oder  Be- 
seitigung der  Zölle  auf  andere  Lebensmittel,  Vieh.  Fleisch  u.  s.  w. 

Aber  umfassendere  Pläne  zur  Aufhebung  aller  Prohibitionen,  zur 
Ersetzung  derselben  durch,  wenn  auch  hohe  Zölle  und  zu  delinitiver 
Umgestaltung  des  Getreidezollgesetzes  von  1832  wurden  gegenüber 
der  Opposition  bei  den  Interessenten  doch  aufgegeben  oder  vertagt 
(1856  ff.).  Erst  von  1860  an  mit  und  nach  dem  Abschluss  des 
Handelsvertrags  mit  England  trat  in  diesen  Beziehungen  die  ent- 
scheidende Wendung  ein.  Bis  dahin  blieb  doch  der  pro  hi  bi - 
torisch-protection istische  Character  in  der  Hauptsache 
gewahrt.  Die  Finanz  int  er  essen  kamen  dabei  nicht  zu  ihrer 
berechtigten  Geltung. 

Ueber  die  Massregeln  zwischen  1852 — (10  Am 6 1,270 — 280,  Lexis  S.  84  ff. 

Aus  dieser  Uebcrsieht  der  Entwicklung  ergiebt  sich  wieder,  dass  die  französische 
Handels-  und  Zollpolitik  in  der  Timt  in  dieser  ganzen  Periode  von  1814 — 1800  einen 
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einheitlichen  Character  hatte,  aber  eben  wesentlich  mehr  im  Dienste  anderer, 
wirklich  oder  vermeintlich  richtiger  und  berechtigter  volkswirtschaftlicher,  als 
in  demjenigen  finanzieller  Interessen  geleitet  wurde.  Sie  hat  auf  letztere  vielfach 
mehr  hemmend  als  fördernd  cingewirkt. 

Die  Zollein künftc  sind  nicht  so  gestiegen,  als  es  bei  einem  liberalen  Zoll- 
system, namentlich  ohne  Prohibitionen  und  mit  massigeren  Schutzzöllen,  vielleicht 
auch  (wie  bei  einigen  Colonialwaaren,  Zucker,  Calfee  u.  a.  in.)  bei  niedrigeren  Finanz- 
zöllen zu  erwarten  gewesen  wäre,  zumal  in  den  späteren  Jahrzehnten  dieser  langen 
Periode  bei  der  Entwicklung  der  Dampfcommunicationen  und  unter  den  Segnungen 
einer  dauernden  Friedenszeit;  die  Regiekosten  sind  bei  dem  starren  Prohibitiv- und 
Hochschntzzollsystem  höher  gewesen,  als  sie  sich  bei  einem  andern  System  wohl  ge- 
stellt haben  wurden  — wie  in  diesem  Puncte  die  Erfahrungen  in  den  1860er  Jahren 
beweisen,  s.  u.  S.  817;  das  System  der  Rückzölle  und  Ausfuhrprämien  hat 
vielleicht  den  Rohertrag  der  Zölle  etwas  gesteigert,  aber  um  so  mehr  den  Reinertrag 
vermindert. 

Die  folgende  Uebersicht  liefert  noch  einen  genaueren  zidermässigen  Beleg  für 
die  Richtigkeit  des  Gesagten.  Es  sind  darin  auch  hier  nur  einzelne  Jahre  ausgewählt, 
deren  Daten  für  unseren  Zweck  ausreichen.  Genauere  Statistik  der  Prämien  bei 
Lexis,  bes.  S.  112.  Das  tabl.  genfer,  trennt  hier  die  Ein-  und  Ausfuhrzölle  und 
später  auch  die  Einnahmen  aus  den  Zöllen  von  fremdem  und  Colonialzucker  und  führt 
unter  den  non-valeurs,  welche  ausser  den  Regiekosten  vom  Mehrertrag  der  Zölle  und 
der  Salzsteuer  abgehen,  die  einzelnen  dazu  gestellten  Posten  apart  an,  ausser  den 
Ausfuhrprämien  nämlich  Rückzahlungen  von  Abgaben,  Vertheilung  von  Geldstrafen, 
Discontc  von  Zöllen  und  Salzsteuer,  BIcigeldcr  u.  dgl. , verschiedene  Vorwegnahmen, 
welche  Posten  aber  nicht  im  ganzen  Zeitraum  Vorkommen;  die  Ausfuhrprämien  (nebst 
Drawbacks)  werden  im  Folgenden  besonders  mit  aufgeführt.  Seit  1852  erscheint  bei 
den  Zöllen  die  Summe  für  „tabacs  de  saute“  (S.  728)  mit,  die  hier  zu  den  allgemeinen 
Einfuhrzöllen  gefügt  wird.  Die  Daten  in  Mill.  Frcs. 


Ein- 

nahme 

Einfuhr-Zölle 
allg.  Zucker 

Zus. 

Ausf. 

Zölle 

Schifff. 

Abg. 

- V er- 
schied. 

Summe 

roh 

Salzst. 

1815 

— 

— 

32.72 

3.43 

2.00 

4.37 

42.51 

51.91 

1817 

— 

— 

56.93 

3.23 

2.08 

0.56 

62.79 

46.84 

1820 

— 

— 

70.34 

3.77 

2.21 

2.56 

78.88 

52.85 

1^26 

— 

— 

99.67 

1.42 

3.07 

0.96 

105.12 

53.69 

1850 

— 

— 

97.66 

1.33  . 

3.29 

0.63 

102.91 

51.32 

1831 

— 

— 

91.82 

1.18 

2.31 

0.61 

95.93 

55.88 

1839 

— 

— 

104.49 

1.70 

2.79 

2.75 

1 1 1 .72 

56.82 

1840 

81.07 

33.55 

114.62 

1.42 

3.11 

2.68 

121.83 

56.58 

1846 

1 05.54 

48.38 

153.91 

1.91 

3.59 

2.82 

162.23 

54.96 

1847 

87.69 

48.79 

136.49 

2.04 

2.85 

2.80 

144.18 

56.92 

1848 

60.07 

29.88 

89.94 

2.45 

2.07 

2.01 

96.47 

51.24 

1849 

82.98 

44.88 

127.86 

2.47 

2.53 

2.72 

135.57 

27.26 

1852 

96.46 

43.40 

139.86 

2.27 

3.30 

2.79 

148.24 

27.00 

1859 

111.03 

78.46 

188.49 

4.22 

4.35 

2.08 

200,14 

28.36 

1860 

77.29 

53.88 

131.17 

3.42 

4.43 

1.84 

140.86 

30.27 

Der 

genannte 

Tabak 

1852  0.33,  1859 

0.87, 

1860  0.95 

Mill.  Das  Jahr  1860 

das  der  Reform.  Der  Ertrag  der  Salzsteuer  bei  der  Dircctiou  der  indir.  Steuer  stieg 
ausserdem  von  1816—47  von  4 auf  12.2  Mill.  und  war  seitdem  5 — 10  Mill. 

In  der  folgenden  zweiten  Uebersicht  ist  in  einer  Colonne  der  Reinertrag  der 
Zölle  unter  Abzug  aller  Regiekosten  (und  der  non-valeurs),  in  der  anderen  richtiger 
(wie  in  der  amtl.  Statistik)  der  Reinertrag  von  Zöllen  und  Salzsteuer  zus am  men  unter 
Abzug  der  ja  beide  betreffenden  gemeinsamen  Regiekosten  berechnet.  Die  Pro- 
centberechnung der  Kosten  bezieht  sich  in  der  letzten  Colonne  auf  den  „Reinertrag“ 
gleich  „Rohertrag  abzüglich  non-valeurs.“ 

A.  Wagner,  Finanzwisseuschaft.  III.  52 
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Regie- 

kosten 

Non-valeurs 

Reinertrag 

% der  Regiekosten 

Ausgabe 

Ausfuhr- 

Anderes 

Zölle 

Zölle  u. 

von 

präm. 

u.  s.  w. 

Salz 

Robertr. 

Reinertr. 

1815 

22.08 

— 

1.22 

21.13 

71.13 

22.33 

23.67 

1817 

23.53 

0.08 

1.55 

37.63 

54.47 

21.5 

21.75 

1820 

22.S7 

0.96 

3.11 

51.94 

104.79 

17.5 

18.0 

1826 

23.05 

9.83 

4.98 

68.27 

121.96 

15.5 

16.0 

1830 

23.76 

14.64 

3.22 

61.30 

112.62 

1 5.5 

17.5 

1831 

23.13 

16.48 

3.33 

53.00 

108.87 

15.25 

1 7.5 

1839 

23.87 

10.88 

4.41 

72.57 

129.39 

14.0 

15.5 

1840 

24.54 

9.65 

4.65 

82.99 

1 39.57 

13.75 

15.0 

1846 

25.72 

17.31 

4.54 

1 15.76 

169.62 

11.75 

13.0 

1S47 

26.64 

20.90 

4.40 

92.25 

149.17 

13.0 

15.0 

1848 

26.03 

21.72 

3.30 

45.43 

96.67 

17.67 

21.0 

1849 

25.71 

20.11 

3.68 

86.07 

113.33 

15.75 

18.5 

1852 

26.08 

23.98 

3.52 

94.66 

121.67 

14.0 

17.67 

1859 

30.32 

50.30 

3.08 

116.44 

144.80 

13.33 

17.33 

1860 

31.12 

44.18 

2.70 

62.87 

93.14 

18.5 

25.0 

Die  Salzsteuer  war  bekanntlich  1849  auf  den  dritten  Theil  herabgesetzt 
worden  (S.  613).  Die  Ausfuhrprämien  (deren  obige  Daten  nach  den  tabl.  geiler, 
von  den  Zahlen  bei  Lexis  S.  112  ein  wenig  abweichen)  schwanken  nach  Geschäfts- 
conjuncturen  und  nach  Veränderungen  in  der  Gesetzgebung  über  sie  ziemlich  erheblich, 
öfters  von  Jahr  zu  Jahr.  Das  Maximum  davon  fiel  in  der  Periode  der  Restauration 
auf  1530,  unter  der  Julimonarchie  auf  1832  (24.15  Mill.),  das  Minimum  liier  auf 
1837  (8.65),  zwischen  1848 — 60  war  das  Max.  in  1859,  das  Minimum  in  1849 
(21.11  Mill.).  Der  grössere  Theil  der  Prämien  kam  gewöhnlich  auf  die  Zucker- 
prämien, schon  in  den  30er  Jahren  mitunter  bis  *fA  aller,  in  den  40ern  1ji — '2/3,  in 
den  50ern  2/s — A/ti  (Lexis  S.  112). 

§.  315.  4.  Dritte  Epoche.  Zollreform  des  zweiten 
Kaiserreichs  (18G0 — 70).  «)  Im  Allgemein en.  In  der  voraus- 
gehenden Periode  seit  1814  hatte  sich  jedenfalls  gezeigt,  dass  eine 
Tarifreform,  welche  das  Prohibitiv-  und  Hochschutzzollsystem  auch 
nur  irgend  etwas  allgemeiner  und  eingreifender  umgestalte,  am 
Wenigsten  vom  „Parlamentarismus“  zu  erwarten  war.  Derselbe 
war  nicht  im  Stande  gewesen,  die  sich  sträubenden  mächtigen 
privatwirthschaftlieben  Interessen,  welche  sich  als  „volkswirtschaft- 
liche“ Interessen  geriren,  soweit  zu  bändigen,  um  eine  solche 
Tarifreform  durebzusetzen.  Das  neu  begründete  französische 
Kaiserthum  hatte  in  der  ersten  Zeit  seines  Bestehens  doch  auch 
noch  mit  diesen  Factoren  im  grösseren  Maasse  rechnen  zu  müssen 
geglaubt,  und  war  daher  nur  langsam  und  tastend  mit  einzelnen 
Reformmassregeln  vorgegangen. 

Aber,  auf  der  Höhe  seiner  politischen  Macht  und  Geltung  an- 
gelangt, nach  dem  italienischen  Kriege  von  1859,  wagte  es  dann 
doch,  gemäss  den  handelspolitischen  Ideen,  welche  Napoleon  III. 
seit  länger  hegte,  ernstlicher  an  die  schwierige  und  heikle  Aufgabe 
einer  allgemeineren  Tarifreform  heranzutreten.  Das  war 
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eine  That,  die  einen  bleibenden  Ruhmestitel  dieses  Herrschers 
bilden  wird. 

Die  Tarifreform  seihst  ist  daher  eine  Thatsache,  welche  iin  Hinblick  auf  die 
voraufgegangenen  Jahrzehnte  den  Beweis  dafür  liefert,  dass  die  neue  Staats-  und  Ver- 
fassungsform, welche  dem  Kaiser  die  erforderliche  Machtvollkommenheit  zur  Durch- 
setzung einer  solchen  Tarifreform  gab,  mindestens  nach  dieser  Seite  ein  Segen  für 
Frankreich  war,  um  den  wirren  Knäuel  von  privatwirthschaftlichen  Interessen,  der 
sonst  nicht  mehr  zu  lösen  war,  zu  durchhauen  und  in  die  fast  in  Stagnation  gerathene. 
Handels-  und  Zollpolitik  wieder  Bewegung  und  Fortschritt  zu  bringen. 

In  dieser  Tarifreform  haben  allerdings,  wie  die  Folgezeit 
zeigte,  die  Finanzinteressen,  welche  an  das  Zollwesen  geknüpft 
waren,  etwas  zu  wenig  Berücksichtigung  gefunden. 

Das  lag  jetzt  aber  wenigstens  nicht  mehr,  wie  bisher,  darin,  dass  sie  so  stark 
zu  Gunsten  einzelner  Gruppen  von  Privatinteressenten  preisgegeben  wurden,  sondern 
darin,  dass  man  in  zu  weitgehendem  freihändlerischen  Optimismus  und  nach  einseitiger 
Auslegung  nicht  allgemein  gütiger,  namenüich  britischer  Erfahrungen,  mehrfach  auch 
mit  der  Ermässigung  der  Finanzzölle,  besonders  des  wichtigen  Kaffeezolls,  und 
mit  solchen  Schutzzöllen,  welche  zugleich  Finanzzölle  mit  waren,  wie  die  Zucker- 
zölle,  wohl  etwas  zu  rasch  und  zu  stark  vorgegangen  war,  den  Einfluss  niedrigerer 
Zölle  auf  Consumtion  und  Preis  der  betreil’enden  Artikel  überschätzend,  ln  und  nach 
dem  Kriege  von  1870  hat  man  diesen  finanzpolitischen  Fehler  der  Tarifreform 
von  1860  durch  angemessene,  jetzt  freilich  in  der  neuen  schwierigen  Finanzlage  sehr 
bedeutende  Erhöhung  finanziell  wichtigerer  Zölle,  besonders  der  reinen  Finanzzölle 
(Kaffee)  oder  der  stark  als  solche  mit  in  Betracht  kommenden  Schutzzölle  (Zucker), 
leicht  wieder  gut  machen  können. 

Die  Reform  selbst  war,  an  sieb  ganz  richtig,  vornemlich  als 
eine  grosse  Massregel  der  allgemeinen  Volk s Wirtschafts- 
politik geplant  und  musste,  wenn  sie  Erfolg  batte,  dann  auch 
indirect,  wenigstens  mit  der  Zeit,  den  Finanzen  wieder  zu  Gute 
kommen. 

Die  leitenden  Ideen  der  Reform  werden  vom  Kaiser  in  einem  berühmt  gewor- 
denen Schreiben  vom  5.  Januar  1S60  an  das  Ministerium  selbst  folgend ermaassen 
zusammengefasst : 

Eine  grosse  und  eingreifende  Reform  in  volkswirtschaftlicher  Hinsicht  müsse 
jetzt  eintreten  und  habe  man  sich  mit  den  Mitteln  zu  beschäftigen,  den  verschiedenen 
Zweigen  des  Nationalreichthums  einen  grossen  Aufschwung  zu  geben.  Es  erscheine 
nothwendig,  den  auswärtigen  Handel  durch  Austausch  der  Erzeugnisse  zu  entwickeln, 
vorher  aber  den  Ackerbau  zu  verbessern  und  die  Industrie  von  allen  bisherigen  Fesseln, 
welche  ihr  eine  untergeordnete  Stelle  geben,  zu  befreien.  Die  Rohstoffe  müssten 
vom  Zoll  befreit,  die  Transportmittel  verbessert,  die  Prohibitionen  durch 
Schutzzölle  ersetzt  werden.  Daher  zunächst:  Aufhebung  der  Zölle  auf  Wolle 
und  Baumwolle,  aümälige  Herabsetzung  derselben  auf  Zucker  und  Kaffee, 
kräftig  betriebene  Verbesserung  der  Communicationswege,  Verminderung  der  Ganal- 
ab gaben.  Dadurch  allgemeine  Ermässigung  der  Transportkosten,  Vorschüsse  an 
Ackerbau  und  Industrie,  beträchtliche  Arbeiten  von  öffentlichem  Nutzen,  Aufhebung 
der  Prohibitionen  und  Abschlüsse  von  Handelsverträgen  mit  fremden 
Mächten.  (Monit.  univ.  v.  15.  Jan.  1860,  Preuss.  Hand.-Arch.  1860.  I,  69.) 

Auf  dieser  Grundlage  und  nach  dieser  Richtschnur  wurde  in 
der  That  auch  practisch  vorgegangen. 

Den  Anfang  der  Reform  machte  der  wichtige,  wahrhaft  in  die 
bisherige  Handels-  und  Zollpolitik  Bresche  legende  H and  eis - 
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vertrag  mit  Gross brit an nien  vom  23.  Jan.  1860,  dessen 
Verhandlungen  bis  zuletzt  streng  geheim  gehalten  worden  waren. 
Die  Staatsverfassung  von  1852,  welche  dem  Kaiser  auch  für  die 
Regelung  des  Zolltarifs  in  Handelsverträgen  freie  Hand 
Hess,  indem  danach  solche  Tarifänderungen  Gesetzeskraft  hatten, 
bot  die  erwünschte,  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  fast  noth- 
wendige,  übrigens  durchaus  massvoll  und  vorsichtig  benutzte  Hand- 
habe, um  auf  diesem  Gebiete  Wandel  zu  schaffen.  Die  Aufhebung 
der  Einfuhrverbote,  besonders  für  Fabrikate,  die  Fest- 
setzung von  Maxim  is  für  die  Zölle  wichtiger  Waaren,  spcciell 
der  Fabrikate,  die  Einfügung  der  „Meistbegünstigungs- 
clausel“,  d.  li.  des  Versprechens,  sich  auf  dem  Fuss  der  meist- 
begünstigten fremden  Nation  in  Zöllen,  Schifffahrtsabgaben  u.  dgl. 
zu  behandeln,  in  diesem  ersten  und  in  den  späteren  Handels- 
verträgen mit  anderen  Mächten  waren  höchst  bedeutsame  Fort- 
schritte in  der  Richtung  von  der  bisherigen  streng  prohibitorisch- 
protectionistischen  Handels-  und  Zollpolitik  zu  derjenigen  eines 
gemässigten  Schutzzollsystems. 

Die  Meistbegünstigungsclnusel  in  den  Handelsverträgen,  deren  unter  Um- 
ständen auch  etwas  missliche  Seiten  deswegen  nicht  verkannt  zu  werden  brauchen,  hat 
doch  gerade  nach  den  Erfahrungen  Frankreichs  und  anderer  Länder  seit  1860  als 
günstiger  Ansporn  zu  einer  Entwicklung  der  internationalen  Handels-,  SchifF- 
fahrts-  und  Zollpolitik  in  der  Richtung  des  sich  in  vernünftigen  Schranken  haltenden 
Schutzzollsystems  und  gemässigt  freihändlerischer  Politik  gedient.  Denn  einmal  erhielt 
jedes  Land  so  das  Interesse,  sich  in  die  durch  Handelsverträge  verbundene  internatio- 
nale Gemeinschaft  aufnehmen  zu  lassen,  um  für  seinen  Handel  an  den  Vortheilen  von 
Tarifermässigungen  der  anderen  Länder  Theil  zu  nehmen.  Und  sodann  erhielt  auch 
jedes  Land,  das  mit  einem  anderen  schon  Handels-  und  SchifFfahrtsvcrträge  mit  der 
Meistbegünstigungsclausel  abgeschlossen  hatte,  theils  ein  eigenes  Interesse,  den  Ab- 
schluss neuer  solcher  Verträge  eines  Dritten  mit  seinen  (Kontrahenten  zu  begünstigen, 
da  ihm  die  dem  Dritten  dabei  gewährten  weiteren  Tarifconcessionen  für  seinen  Handel 
dann  ohne  Weiteres  zu  Gute  kamen,  theils  war  wenigstens  sein  Gegeninteresse  gegen 
den  Abschluss  neuer  Verträge  seines  (Kontrahenten  mit  weiteren  Ländern  ein  geringeres, 
als  es  sonst  vielleicht  gewesen  wäre.  Vgl.  Scliraut,  Syst.  d.  Handelsverträge  und 
Meistbegünstigung.  Leipz.  1884. 

Dem  Handelsvertrag  mit  Grossbritannien  schlossen  sich  dann 
noch  im  Jahre  1860  und  den  nächstfolgenden  die  oben  in  der 
Uebersicht.  der  Gesetzgebung  (18.  786)  nach  ihrem  Datum  bereits 
angegebenen  Handelsverträge  mit  Belgien,  Rreussen  und  dem 
Zollverein,  Italien,  Schweden  und  Norwegen,  Hanse- 
städten, Mecklenburg,  Spanien,  Niederlanden,  Portugal, 
Oesterreich,  Kirchenstaat  an.  Dadurch  wurde  die  neue 
internationale  Handels-  und  Zollpolitik  und  auch  die  fran- 
zösische förmlich  in  ein  völkerrechtliches  System,  meist, 
spcciell  in  Frankreich,  auf  der  Grundlage  eines  mehr  oder  weniger 
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^gemässigten  Schutzzollsystems“  gebracht.  Der  früher 
schon  vorgekommene  Unterschied  zwischen  einem  „allgemeinen“ 
Zolltarif  und  einem  oder  mehreren  sogen.  Conventionaltarifen, 
welche  letzteren  dann  „Differentialtarife“  zu  Gunsten  der 
Contrahenten  sind,  gelangte  auf  diese  Weise  zu  grosser  Bedeutung. 
Aber  gerade  die  „Meistbegünstigungsclausei“  führte  als- 
bald zur  Gleichheit  der  Conventionaltarife  und  die  immer 
weitere  Ausdehnung  der  Handelsverträge  zur  Einengung  des 
Geltungsgebiets  des  allgemeinen,  höhere  Sätze  bei  der  Ein- 
fuhr enthaltenden  Tarifs,  welcher  nur  noch  für  den  Handelsverkehr 
in  Fabrikaten  u.  dgl.  mit,  bez.  die  Einfuhr  aus  den  immer  weniger 
zahlreichen  und  weniger  wichtigen  übrigen  Staaten  und  für  die 
in  den  Conventionaltarifen  nicht  vorkommenden  Waaren  (meist 
agrarische  Rohstoffe,  Colonialwaaren)  galt. 

Zu  diesen  Staaten  gehören  in  Frankreich,  wie  regelmässig 
auch  in  den  anderen  europäischen  Ländern,  freilich  die  wichtigen 
tr an soceanis chen  Länder  Amerikas,  Asiens,  Afrikas,  also  die 
Versorger  Europas  mit  wichtigen  gewerblichen  Rohstoffen,  für  die 
sie,  wie  für  Baumwolle,  Farbehölzer  z.  Th.  eine  Art  Productions- 
monopol  haben,  und  mit  „Colonialwaaren“  zur  Verzehrung,  also 
auch  letzteren  Falls  Producten  des  (tropischen  u.  s.  w.)  Natur- 
monopols, welche  in  Europa  vornemlich  die  mit  Finanzzöllen  be- 
lasteten Artikel  bilden.  Aber  hier  trat  nun  in  Frankreich  die 
autonome  Handels-  und  Zolltarif-Reform  ein.  Denn  die  napo- 
leonische  Tarifreform  blieb,  weder  hier  noch  bei  anderen  Handels- 
artikeln, welche  in  den  Conventionaltarifen  nicht  Vorkommen, 
stehen,  sondern  ging  bei  denselben  im  Wege  autonomer  Gesetz- 
gebung vielfach  mit  Zollbefreiungen  oder  Tarifherab- 
setzungen in  den  Jahren  1860  u.  ff.  vor,  Massregeln,  welche  zum 
Theil  von  besonders  eingreifender,  freilich  mitunter  bleibend  nach- 
theiliger finanzieller  Bedeutung  wurden,  weil  man  dabei,  wie 
gesagt,  wohl  öfters  etwas  zu  weit  ging.  Aber  die  Aufhebung 
der  Rohstoffzölle  war  doch  im  Ganzen  ein  wichtiger  Schritt, 
bei  dem  das  finanzielle  hinter  dem  volkswirtschaftlichen  Interesse 
zurtickstehen  durfte,  zudem  ein  Schritt,  der  das  finanziell  so  nach- 
theilige Rückzoll-  und  Ausfuhrprämiensystem  zu  verlassen  erlaubte. 

Mittelst  solcher  oder  analoger  Massregeln  (Einfuhrgestattung, 
Ermässigung,  schliesslich  Beseitigung  der  Zollzuschläge  für  Ein- 
fuhren unter  fremder  Flagge  und  Ermässigung  der  Zuschläge  für 
„indirecte“  Einfuhr  aus  europäischen  „Entrepöts“  oder  Zwischen- 
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häfen)  wird  endlich  auch  auf  dem  Gebiete  der  Rheder  ei  und 
Schifffahrt  (Gesetz  v.  19.  Mai  1866),  sowie  in  Betreff  des 
Handels  zwischen  Frankreich  und  seinen  eigenen  Colonieen  (Ge- 
setze von  1863 — 68,  S.  787)  ebenfalls  durch  autonome  Gesetzgebung 
reformirend  vorgegangen.  Auch  dadurch  sind  mehrfach  finan- 
zielle Einbussen  entstanden,  aber  doch  überwiegend  aus  volks- 
wirtschaftlichen Gründen  zu  rechtfertigende,  welche  sich  durch  die 
Gestaltung  des  Verkehrs  auch  wieder  theilweise  ausgeglichen  haben. 
Im  Verwaltungswege  sind  ausserdem  die  Formalitäten  für  den 
Transitverkehr  erleichtert  worden  (1860). 

So  stellt  die  „napoleonische  Zollreform  von  1860“  in  der  Tliat 
eine  neue  Epoche  französischer  Handels-  und  Zollpolitik  dar. 

Alles  in  Allem  wird  man  die  Reform  im  Ganzen  als  eine  be- 
rechtigte, gelungene  und  auch  in  ihren  Folgen  weit 
überwiegend  günstige  bezeichnen  dürfen,  — vorbehaltlich, 
wie  gesagt,  einiger  finanzieller  Bedenken,  welchen  leicht 
Rechnung  zu  tragen  gewesen  wäre,  welche  aber  auch  nicht  so 
schwer  wiegen  — namentlich  angesichts  der  französischen  Finanz- 
lage im  letzten  Jahrzehnt  Napoleon’s  III.,  vor  dem  Kriege  von 
1870  — , um  das  vorausgehende  Urtheil  danach  zurücknehmen  oder 
auch  nur  wesentlich  einschränken  zu  müssen. 

§.  316.  ß ) Einzelnes  aus  dieser  dritten  Epoche  (1860 — 70).  Auch  hier  ist 
die  wichtigere  handelspolitische  Seite  der  Handelsverträge  und  der  Tarifreform, 
als  nicht  hierher  gehörig,  nicht  weiter  genauer  zu  verfolgen.  S.  darüber  bes.  Amei. 
ch.  13  (Vertrag  v.  I960,  p.  287—315),  ch.  14  (Conventionaltarif,  p.  317 — 469,  ein- 
gehende Darstellung  der  Aufsuchung  von  Grundlagen  für  die  endgiltige  Feststellung 
der  Sätze  des  Conventionaltarifs,  auch  für  die  möglichste  Hinüberführung  der  Werth- 
zölle, bez.  der  dafür  im  Vertrag  aufgestellten  Maxim a,  in  spccifische  Zölle  [s.  u.]), 
dann  Ame  II,  cb.  15—21  (die  übrigen  Handelsverträge,  ausser  dem  britischen,  die 
anderen  Reformgesetzc,  die  Gesetzgebung  über  Kornzölle,  Zucker,  Handelsmarine,  zeit- 
weilige Zulassungen,  die  Interpellation  von  1868,  mit  handelspolitischer  Debatte); 
passim  auch  ch.  23  und  24.  Lexis  S.  87 — 96.  Wolowski’s  gen.  Schrift  (bes.  auch 
über  die  Resultate  des  Handelsvertrags  v.  1S60). 

Ueber  die  Vorbereitung  der  Reform  und  die  Durchführung  derselben  vielerlei 
Material,  dann  auch  die  einzelnen  Gesetze,  Decrcte  etc.,  soweit  sie  den  auswärtigen 
Handel  angehen,  sowie  Statistisches  im  Preussischen  Handelsarchiv,  bes.  Jahrgang 
1860,  I u.  fl'.  S.  daselbst  auch  in  Jahrg.  1858,  II,  den  Aufs.  „Frankreichs  Zollsystem“ 
S.  569— 580  und  0.  Hübner ’s  Zollgesetzgebung  Frankreichs,  wo  in  der  Handelsstatistik, 
eine  gute  Uebersicht  der  einzelnen  Waaren  und  Zollerträge  dafür  (Durchschnitt  1837 — 46. 
1847 — 56  und  die  3 einzelnen  Jahre  1857 — 59),  mit  Angabe  der  geltenden  und  der 
früheren  Tarifsätze  jeder  Waare.  Statistik  der  Zollerträge  in  d.  Doc.  stat.,  commerce 
(1861—68  im  Heft  für  J.  1868,  p.  136). 

Wir  beschränken  uns  hier  darauf,  noch  Einiges  über  den  Inhalt  und  die  Aus- 
führung des  die  Bahn  brechenden  britischen  Handelsvertrags,  der  für  die 
ganze  Reform  von  principieller  Bedeutung  und  auch  für  Zolltechnisches  wichtig 
war,  ferner  über  die  allgemeinen  handelspolitischen  und  Zollreformcn  bei- 
zufügen, dabei  einige  Zollproben,  bes.  für  Finanzzölle  und  sonst  finanziell  wich- 
tigere Zölle  zu  geben  und  eine  Uebersicht  der  Zoll  ertrage  anzuschliessen. 
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(1)  Der  britische  Handelsvertrag  (s.  denselben  u.  A.  im  Preuss.  H.-A.  1860, 
148;  daselbst  auch  verschiedene  erläuternde  Artikel  darüber,  so  z.  B.  S.  331).  Die  Zu- 
geständnisse Frankreichs  bezüglich  seiner  Tarife  etc.  an  Grossbritannien  und  die 
wechselseitigen  Zugeständnisse,  die  wir  unter  Beisei telassung  der  britischen  an  Frank- 
reich (s.  z.  B.  o.  S.  323,  324)  hier  allein  verfolgen,  waren  : Zulassung  einer  Reihe  auf- 
gezählter Artikel  britischer  Production  und  Fabrikation,  welche  namentlich  alle  haupt- 
sächlichen Arten  Halb  - und  Ganzfabrikate  umfassen,  zu  einem  Einfuhrzoll  von  höchstens 
30%  vom  Werth,  incl.  die  2 Zuschlagsdecimcn,  vom  1.  Oct.  1864  an  von  höchstens 
25%;  Herabsetzung  des  Zolls  für  Steinkohlen  und  Cokes  auf  15  Cent.  p.  100  Kil. 
Ueber  die  Werthberechnung  nähere  Bestimmungen  (Art.  4).  Wechselseitiger  Vorbehalt 
des  Rechts,  wenn  ein  einheimischer  Artikel  einer  inneren  Steuer  (Accise)  unterworfen 
werde,  dem  fremden  gleichen  Artikel  einen  entsprechenden  Einfuhrzoll  aufzulegen 
(Art.  i),  der  später  bei  der  Zolltariffrage  in  1872  eine  entscheidende  Bedeutung  ge- 
wann). Frankreich  behielt  sich  auch  sofort  vor,  den  Einfuhrzöllen  für  raffinirten  Zucker 
und  aus  Salz  gefertigten  chemischen  Producten  die  innere  Steuer  hinzuzufügen  (Art.  1). 

Hiermit  waren  die  Einfuhrverbote  gefallen  und  für  die  Zölle  der  vornem- 
lich  in  Betracht  kommenden  bisher  verbotenen  wie  sonstigen  Waaren,  meistens  Haib- 
und Ganzfabrikate,  We  rt  h zoll -Maxi  in  a festgesetzt,  welche,  so  hoch  sie  nominell 
noch  waren,  doch  meist  eine  erhebliche  Ermässigung,  bez.  den  Uebergang  zu  einem 
„gemässigten“  Schutzsystem  darstellten,  üm  die  damalige  Zeit  waren  noch  50  Waarcn- 
gattungen  oder  Specialitäten  (Tarifposten)  bei  der  Einfuhr  verboten,  darunter  aller- 
dings eine  Anzahl  nicht  aus  protcctionistischen  Gründen.  Letztere  lagen  aber  bei 
wichtigen  Kategorieen  vor  (gewissen  Waaren  der  Textil-,  der  Metall-,  der  Töpferei- 
Industrie  n.  a.  m.). 

Das  in  der  Praxis,  zumal  bei  der  Anwendung  auf  Fabrikate  immer  missliche 
Werthzollsystcm  sollte  auch  nur  eine  Ucbergangsmassregcl  bilden,  indem  nemlich 
die  Werthzölle  in  specifischc  auf  Grund  der  Mittelpreise  der  dem  Datum  des  Ver- 
trags vorangehenden  6 Monate  durch  eine  Zusatzconvention  vor  dem  1.  Juli  1860  ver- 
wandelt werden  sollten  (Art.  13).  Die  Werthbezollung  verblieb  bei  Artikeln,  in  Be- 
treff deren  man  sich  über  die  Festsetzung  specilischer  Zölle  nicht  einigen  konnte.  Die 
Aufgabe  der  Normirung  specifischcr  Zölle  zeigte  sich  langwieriger  und  schwieriger  als 
man  angenommen,  da  hierin  die  schliesslichc  practische  Bedeutung  der  Sache  lag  und 
mit  den  schutzzöllnerischen  Interessen  sich  abgefunden  werden  musste.  Deshalb  ein 
Addit. -Artikel  zum  Handelsvertrag  (v.  27.  Juni  1860)  und  auf  Grund  desselben  der 
Abschluss  von  besonderen  Conventionen  über  Gruppen  von  Waaren  und  deren  Tarif- 
sätze (erste  v.  12.  Oct.  1860,  über  Eisen,  Stahl,  Metalle,  Metallwaaren,  Leder,  Leder- 
waaren,  raff.  Zucker,  Möbel  u.  a.  in.,  Preuss.  H.-A.  1860,  I,  484  ff.;  zweite  v.  16.  Nov. 
1861,  über  Texti lwaarcn.  chem.  Productc,  Glas-,  Krystall-,  TOpferwaaren  und  ver- 
schiedene andere,  eb.  S.  621  ff.;  in  dieser  Convention  in  Art.  III  auch  Festsetzung  der 
Zu  satz  ab  gaben  zu  den  Zöllen  f.  brit.  Productc  als  Ersatz  der  betreffenden  inneren 
französ.  Steuern). 

Für  die  weit  überwiegende  Anzahl  Waaren  und  Zollpositionen  derselben  Waarc 
wurden  so  speei fische  Zölle,  die  gewöhnlich  mehr  oder  weniger,  öfters  auch  nicht 
unbedeutend  unter  dem  Vertragsmaximum  blieben,  fcstgestellt.  Aber  bei  einer  An- 
zahl Waaren  oder  Zollpositionen,  bes.  bei  manchen  feineren  Stahlwaaren.  wo  die  An- 
setzung eines  angemessenen  Qualitäts-Zollfusses  in  der  Form  des  specifischen  Zolls 
zu  schwierig  erschien,  wurden  auch  Wcrthzöllc  festgehalten,  regelmässig  aber  in 
einem  Betrag  erheblich  unter  dem  Vertragsmaximum,  5,  10%,  gewöhnlich  höchstens 
15%*  statt  des  Vertragsmaximums  von  30  bez.  25%.  Hier  blieb  dann  die  Bestim- 
mung des  Art.  4 des  Handelsvertrags  v.  23.  Jan.  1860  von  Wichtigkeit,  dass  — nach 
einer  im  französischen  Zollrecht  auch  sonst  enthaltenen  Regel  — bei  Zweifelsfällen 
über  den  in  der  schriftlichen  Declaration  angegebenen  Werth  und  über  die  Qualität 
der  Waare  die  Zollverwaltung  berechtigt  sein  solle,  die  Waaren  mit  5%  Zuschlag  zu 
diesem  Werth  zu  erwerben;  ein  mehr  als  Drohung,  denn  wegen  seiner  practischen 
Bedeutung  wichtiges  Recht , da  seine  Anwendung  für  die  Beamten  misslich  ist.  Bei 
den  Webwaaren  mit  Werthzöllen  behielt  sich  die  französische  Regierung  später  in  der 
Zus.-Conv.  v.  16.  Nov.  1860  vor,  ausschliesslich  das  Pariser  Zollamt  für  die  Zulassung 
solcher  Waaren  zu  bestimmen  (Art.  IV).  Man  hatte  bei  Meinungsverschiedenheiten 
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Uber  den  Werth  von  Waaren,  die  nach  Werth  zu  verzollou  waren,  statt  des  Vorkaufs- 
rechts des  Zollamts,  die  Entscheidung  durch  Experte  in  Aussicht  genommen,  was 
sich  aber  ebeusowenig  practisch  bewährte,  da  sich  nicht  gern  Private  zu  der  Ueber- 
nahme  des  unpopulären  Amts  fanden.  (Convent,  v.  12.  Oct.  1800,  Art.  VIII,  dar- 
über Ame  I,  300  ff).  Ausser  den  überhaupt  erforderlichen  Ursprungscerti- 
ficaten,  da  nur  britische  Producte  unter  die  Bestimmungen  des  Handelsvertrags 
fielen,  und  den  Werthdeclarationcn  des  Importeurs  wurde  bei  Waaren,  die  nach  dem 
Werth  zu  verzollen  waren,  auch  die  Beifügung  einer  vom  Fabrikanten  oder  Käufer 
auszustellenden,  vom  französischen  Consul  in  (irossbritannien  zu  visirenden,  den  wirk- 
lichen Preis  anzeigenden  Factura  verlangt  (gen.  Convention  Art.  IV).  Wo  übrigens 
bei  Fabrikaten  sehr  verschiedener  Qualitätsstufen,  wie  besonders  bei  den  Erzeugnissen 
der  Textilindustrie  (Garnen,  Geweben),  specifische  Zölle  festgestcllt  wurden, 
hat  man  durch  weitgehende  Specialisirung  der  Qualitäten  und  der  Zölle  dafür  die 
Anforderungen  eines  Q ualitätsf usses  im  specifischen  Zoll  möglichst  zu  erfüllen 
gesucht  (z.  B.  bei  einfachem  reinen  Wollgarn  0,  bei  einfachem  Baumwollgarn  15,  bei 
rohen  Baumwollgeweben  9 Zollsätze). 

Ausdrücklich  blieb  auch  im  Handelsvertrag  (Art.  3)  der  Differentialzoll  bei 
Importen  zu  Gunsten  der  französischen  Flagge  noch  bestehen. 

Wechselseitig  behielt  man  sich  die  Befugniss  vor,  auch  für  die  Waaren  des  Ver- 
trags Ein-  und  Ausclarirungsab gaben  zur  Deckung  der  Kosten  in  den  Häfen 
zu  erheben,  wobei  aber  Gleichstellung  mit  den  heimischen  Schiffen  Vorbehalten  wurde 
(Art.  10):  eine  Bestimmung,  die  es  nach  1870  möglich  machte,  in  Frankreich  die 
sogen.  Quaiabgabe  einzuführen. 

Bemerkenswerth  in  sonstiger  Hinsicht  ist  noch  die  wechselseitige  Verpflichtung, 
die  Ausfuhr  von  Steinkohlen  nicht  zu  verbieten,  noch  mit  Ausfuhrzoll  zu  be- 
legen (Art.  11). 

Endlich  lautet  die  „Meistbogünsigungsclausel“  in  Art.  19:  ,.jede  beider 
Mächte  verpflichtet  sich,  der  anderen  jede  Begünstigung,  Bevorrechtung  oder  Er- 
mässigung  des  Tarifs  der  Einfuhr  von  den  in  dem  gegenwärtigen  Vertrag  erwähn- 
ten Artikeln  zu  Thcil  werden  zu  lassen,  welche  die  besagte  Macht  irgendwelcher 
dritten  Macht  zugestehen  möchte.  Sie  machen  sich  ferner  verbindlich,  die  eine  gegen 
die  andere  kein  Ein-  oder  Ausfuhrverbot  in  Kraft  zu  setzen,  das  nicht  zu  gleicher 
Zeit  auf  alle  anderen  Nationen  seine  Anwendung  findet.*'  Alles  unbedenklich  für  den 
Fall  des  Kriegs  zwischen  den  Contrahenten , da  ja  dabei  solche  Verträge  erlöschen, 
aber  der  letzte  Punct  wenigstens  völkerrechtlich  sonst  wohl  etwas  zu  weit  gehend. 

Der  Vertrag  lief  auf  10  Jahre  vom  Datum  der  Auswechslung  der  Katificationen 
an,  mit  Vorbehalt  einjähriger  Kündigungsfrist  vor  Ablauf  und  sonstiger  jährlicher  Fort- 
dauer mit  dieser  Frist  (Art.  21). 

Von  finanzieller  Bedeutung  war  der  Vertrag  für  Frankreich  natürlich  in  jeder 
Hinsicht:  ungünstig,  soweit  die  legitime  Einfuhr  gegen  bisher  nicht  wenigsens  im  Ver- 
hältuiss  zu  den  Tarifermässigungen  stieg,  was  aber  vielfach  der  Fall  war,  günstig  im 
letzteren  Fall  und  ausserdem,  weil  der  Schmuggel  mehr  durch  legitime  Eiufuhr  ersetzt 
wurde,  sowie  auch  dadurch  etwas,  weil  das  mit  dem  Vertrage  inaugurirtc  Zollsystem 
eine  Vereinfachung  und  Kostenverminderung  des  Zolldienstes  gestattete  (§.  318). 

Die  übrigen  Handelsverträge  bewegten  sich  im  Ganzen  auf  demselben  prin- 
cipiellen  Boden  wie  der  britische  und  führten  nur  zu  einigen  weiteren  Tariierinässi- 
gungen:  mitunter  zu  solchen  von  speciell  finanzieller  Bedeutung,  wie  z.  B.  gegen- 
über Italien  (Südfrüchte,  Olivenöl  u.  a.).  Hervorzuheben  ist  etwa  noch  der  öster- 
reichische Vertrag  vom  U.Dec.  1860,  weil  er  in  Betreff  der  fremden  Flaggen 
eine,  nach  der  Meistbegünstigungsclansei  für  die  anderen  Vertragsstaaten  mit  geltende 
Bestimmung  enthielt,  welche  nach  dem  Kriege  ein  llemiuniss  gewisser  handelspoli- 
tischer Velleitäten  wurde.  Diesem  Vertrag  war  das  Ges.  v.  19.  Mai  1866  über  die 
Handelsmarine  vorangegangen  (s.  u.).  Da  dasselbe  von  Mitte  1869  an  die  fremde 
' Flagge  ohnehin  der  französischen  auch  für  die  sogen,  in  di  recte  Fahrt,  d.  h.  im  Ver- 
kehr Frankreichs  mit  dritten  Ländern  gleichstellte,  nicht  nur,  wie  bis  dahin,  in  der 
sogen,  directen  Fahrt,  so  wurde  diese  Gleichstellung  der  österreichischen  Flagge  in 
dem  Vortrag  von  1860  auch  vertragsmässig  gewährt  (Art.  10),  ein  Zugeständniss,  das 
dann  nach  der  Meistbegünstigungsclausei  auch  den  anderen  Vertragsstaaten  zu  Theil 
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wurde.  Auch  wurde  in  den  Vertrag  die  Zollfreiheit  von  Schiff'baumaterialien  und  der 
Zoll  von  2 Eres.  p.  Tonne  für  einzuführende  Schiffe  und  Schiffskörper  aufgenoinmen 
(s.  d.  Vertr.  u.  Tarif  im  Preuss.  H.-A.  f.  1867,  I,  1,  3).  Als  sich  nach  dein  Kriege 
von  1870  Frankreich  von  diesen  Vertragsbestimmungen  aus  finanz-  und  marinepoli- 
tischen  Gründen  lossagen  wollte,  was  für  Oesterreich  selbst  wohl  nur  von  unter- 
geordneter practischer  Bedeutung  gewesen  wäre,  ging  Oesterreich  darauf  nicht  ein 
und  hinderte  so  die  Zurücknahme  der  Gleichstellung  der  Flaggen  der  anderen  Ver- 
tragsstaaten mit  der  französischen,  wiederum  in  Consequenz  der  Mcistbegünstigungs- 
clausel  (s.  Ain6  II,  36,  317  ff.  Der  Verf.  führt  Oesterreichs  Weigerung  auf  deutsche 
Einflüsse  zurück). 

§.  317.  (2)  Die  übrigen  Reformen  1860  ff.  nebst  Tarifproben.  Einige 
davon,  bes.  die  Entlastung  von  Rohstoffen  und  Korn,  sowie  die  Umänderung  des 
Systems  der  Drawbacks  und  Ausfuhrprämien  nebst  der  Einführung  des  Systems 
der  „zeitweiligen  zollfreien  Zulassung“  (bes.  bei  Zucker)  waren  speciell  auch  von 
finanzieller  Bedeutung.  Die  ersteren  entzogen  der  Zollcassc  nicht  unbeträchtliche 
Einnahmen,  die  letzteren  verminderten  anderseits  die  finanziellen  Einbussen  des  Rück- 
zoll- und  Ausfuhrprämiensystems  erheblich  und  beseitigten  sic  grossentheils.  (S. 
Arne  II,  ch.  16 — 20). 

(a)  Entlastung  der  Rohstoffe.  Das  Ges.  v.  5.  Mai  1860  (s.  Preuss.  II.-A. 
1860,  I,  580)  hob  für  eine  Reihe  besonders  wichtiger  fremder  Rohstoffe  (so  Baum- 
wolle, Wolle,  Indigo  und  andere  Farbstoffe)  den  Einfuhrzoll  ganz  auf.  wenn  die 
Einfuhr  in  französischen  Schiffen  erfolgte,  bei  einzelnen  Waarcn  mit  der  Beschrän- 
kung, dass  die  Einfuhr  nur  aus  gewissen  Ländern,  z.  B.  bei  Baumwolle  aus  ausser- 
curopäischcn  zollfrei  sei,  aus  anderen  Ländern  einem  inässigen  Zoll  auch  für  fran- 
zösische Flagge  unterliege  (z.  B.  bei  Baumwolle  — also  aus  den  europäischen  Zwi- 
schenhäfen — 3 Frcs.  p.  100  Kil.).  Die  Einfuhr  unter  fremder  Flagge  und  zu 
Lande  blieb  zwar  überhaupt  zollpflichtig,  aber  der  Zoll  wurde  sehr  herabgesetzt 
(meist  auf  1,  2,  3 [so  bei  Baumwolle,  Wolle],  4,  6 Frcs.  p.  100  Kil.,  nur  bei  Indigo 
blieb  er  noch  höher,  25  und  2S  Frcs.).  Die  bisherigen  Zölle  dieser  Waareu,  hie  und 
da  schon  ermässigt  (so  für  Baumwolle  und  Wolle  seit  1856),  waren  z.  B.  je  nach  dem 
Herkunftslande  und  Einfuhrweg  (See,  Land,  Flagge)  bei  roher  Baumwolle 
in  verschiedenen  Stufen  5 — 35  Frcs.  p.  100  Kil.  (frei  nur  unter  französischer  Flagge 
aus  französischen  Colonien),  mit  einem  Zollertrag  in  1854  noch  von  10.01  Mill.  Frcs.; 
bei  Schafwolle  für  gemeine  ungewaschene  bis  1856  20 — 22%  vom  Werthe,  seit- 
dem 5 — 15  Frcs.  p.  100  Kil.,  für  feine  ungewaschene  und  gemeine  gewaschene  10 
bis  25  Frcs.,  für  feine  gewaschene  25 — 37 1/2  Frcs.,  Zollertr.  1850  7.56  Mill.;  bei 
Indigo  50 — 400  Frcs.,  Zollertr.  1859  576,000  Frcs.  Das  gen.  Ges.  hob  aber  ander- 
seits auch  die  bei  der  Ausfuhr  von  Baumwoll-  und  Wollgarnen  und  Geweben  ge- 
währten Prämien  auf.  Auch  nach  Abzug  dieser  letzteren  wurde  der  Ausfall  des 
Zollcrtrags  auf  19  Mill.  Frcs.  geschätzt.  — Auch  der  Steinkohlenzoll  wurde  1860 
allgemein  auf  10  Cent,  bei  Einfuhr  über  die  Maass  und  das  Moseldepartement,  auf 
15  Cent,  für  100  Kil.  sonst  (auch  zur  See),  1864  zu  Land  und  in  französischen 
Schiffen  zur  See  auf  12  Cent,  gesetzt.  Die  Ermässigungen  für  andere  Rohstoffe  folgten 
später  noch  (so  Decr.  v.  5.  Jan.  1861).  Weiter  ging  hierin  noch  das  umfassende 
Zollges.  v.  16.  Mai  1863,  das  eine  grosse  Reihe  von  Rohstoffen  befreite  oder  im  Zoll 
ennässigte,  mehrfach  so,  dass  nur  die  Einfuhr  in  fremden  Schiffen  noch  etwas  be- 
lastet blieb;  ferner  Ges.  v.  4.  Juni  1864,  verschiedene  Decrete,  Ges.  v.  1.  Mai  1867 
und  17.  Juli  1868. 

(b)  Ermässigung  von  Finanzzöllen.  Von  besonderer  finanzieller  Be- 
deutung war  die  erhebliche  Zoller  in  ässigung  für  Hau  ptartike  1 , wie  Zucker. 
Kaffee,  Cacao,  Thee  durch  d.  Ges.  v.  23.  Mai  1860,  wo  sich  freilich  bei  Zucker 
die  Sache  wegen  der  Beziehung  zur  Rübenzuckersteuer  und  zum  französischen  Colo- 
nialzucker complicirte  (s.  o.  S.  665,  das  Ges.  im  Preuss.  H.-A.  1860,  I,  645,  mit  dem 
Bericht  der  Commission  des  gesetzgebenden  Körpers).  Allerdings  zeigte  sich  hier  bald,  *■ 
dass  man  doch  bei  den  neuen  Sätzen  das  finanzielle  Interesse  zu  sehr  geschädigt  hatte, 
weshalb  später  bei  Zucker  wieder  Erhöhungen  erfolgten.  Rohzucker  (Prima)  wurde 
von  45  Frcs.  (ohne  Becimen)  Zoll  p.  100  Kil.  auf  25 — 39  Frcs.  (je  nach  Herkunft. 
Flagge)  ermässigt  (specicllere  Angaben  S.  665),  Kaffee  von  50 — 105  Frcs.  (6  Stufen, 
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Min.  aus  französ.  Colon,  jens.  des  Kaps  in  französ.  Schiffen,  Max.  aus  europ.  Entre- 
pöts  in  fremden  Schiffen)  auf  30 — 55  Frcs.  (4  Stufen,  dgl.),  Cacao  von  20 — 75  Frcs. 
(5  Stufen)  auf  20 — 40  Frcs.  (4  Stufen,  dgl.),  Tltee  von  150 — 600  Frcs.  (4  Stufen) 
auf  75 — 100  Frcs.  (3  Stufen),  seit  1S66  (Decr.  v.  30.  Mai)  auf  40  und  100  Frcs.  (incl. 
Decimen).  Von  erheblicher  finanzieller  Bedeutung  war  nur  der  Zucker-  und  Kaffee - 
zoll;  ersterer  ergab  1S59  aus  den  französ.  Colonien  43.57,  1861  25.97,  aus  fremden 
Ländern  bcz.  34.89  u.  27.56,  Kaffee  1859  30.52,  1861  nur  18.63  (erst  1868  wieder 
27.08)  MOL  Frcs.,  Cacao  1859  2.61,  1861  1.66  (1868  2.32),  Thee  444,000  und 
265,000  Frcs.  Vollends  bei  diesem  Artikel  war,  wie  die  Erfahrung  gezeigt  hat,  die 
Zollerinässigung  nach  den  französischen  Consuinverhältuissen , welche  sich  durch  den 
Zoll  nicht  bestimmen  Hessen,  finanziell  unzweckmässig.  Im  J.  1862  bei  Zucker 
wieder  etwas  Erhöhung  des  Zolls  (S.  665),  aber  er  blieb  niedriger  als  früher  belastet. 
Auch  der  Rückzoll  von  Zucker  1860  vermindert,  1864  trat  das  andere  System  der 
„zeitweisen  Zulassung“  ein  (S.  666).  Die  Zuckcrzollgesetzgebung  folgte  im  Uebrigen 
nothwendig  der  allgemeinen  Bewegung  der  Zuckerbesteuerung  (§.  266  ff.)  Auch  Kaffee 
wurde  wieder  etwas  erhöht  (36 — 55.40  Frcs.,  Decr.  v.  24.  Juni  1861,  Ges.  v.  16.  Mai  1861 ). 
Eine  neue  Einnahmequelle  war  sonst  nur  der  Petrolcuinzoll  (Decr.  v.  16.  Juli 
1863,  f.  100  Kil.  3 Frcs.  aus  Ursprungsland  in  französ.  Schiffen,  sonst  5 Frcs.;  ebenso 
im  Ges.  v.  4.  Juni  1864),  der  um  1868  aber  noch  keine  halbe  Mill.  Frcs.  ergab  und 
erst  in  der  Periode  nach  1870  bei  viel  höherem  Satze  und  grösserer  Consumtion  ein 
wichtiger  Finanzzoll  wurde. 

(c)  Reform  der  Korn-  und  Nahrungsmittelzölle.  Sie  bestand  in  der 
Ersetzung  der  Kornzöllc  nach  dem  System  der  gleitenden  Scala  (Ges.  v. 
1832)  durch  massige  feste  Einfuhrzölle  (für  Weizen,  Spelz,  Mengekorn  — mö- 
teil  — und  Mehl  daraus  für  100  Kil.  50  Cent,  in  französ.  Schiffen  und  zu  Lande, 

1 Frc.,  Mehl  1 ’/2  Frcs.  in  fremden  Schiffen,  anderes  Getreide  und  Mehl,  auch  Ka- 
stanien, Erbsen,  Wicken,  Hirse  in  französ.  Schiffen  und  zu  Lande  frei,  in  fremden 
Schiffen  50  Cent.,  ebenso  kleine  feste  Zölle  für  Brot,  Reis,  Sago,  Nudeln,  Makaroni). 
Getreide,  Mehl,  die  anderen  gen.  Nahrungsmittel,  Kartoffeln  wurden  von  Ausfuhr- 
zöllen frei  erklärt,  fremdes  Getreide  und  Mehl  auch  zur  Privatniederlagc  (entrepöt 
fictif)  zugelassen  (Gos.  v.  15.  Juni  1861).  Hierbei  erfolgte  zugleich  der  Uebergang 
von  der  Zollbemessung  nach  Raum  (Hectoliter)  zu  der  nach  Gewicht.  Die  Weizenein- 
fuhr behufs  Umwandlung  zu  Mehl  und  Ausfuhr  desselben  zollfrei  (Decr.  v.  25.  Aug. 
1861).  Finanziell  wurde  durch  diese  Reform  kaum  eine  Einbusse  herbeigeführt, 
eher  sogar  ein  Gewinn  gemacht.  Denn  bei  dem  früheren  System  war  Einfuhr  und 
Zollertrag  in  der  Regel  nur  gering,  auch  sehr  schwankend  gewesen,  in  Theuerungs- 
zeiten  waren  die  Zölle  aber  nach  dem  System  der  gleitenden  Scala  niedrig  oder 
suspendirt.  Von  einiger  Bedeutung  war  gewöhnlich  nur  der  Ertrag  des  Weizenzolls 
(1836—41  4.38,  1847 — 56,  bei  mehrfacher  Suspension,  0.78,  1857 — 59  0.627  Mill. 
Frcs.).  Aus  anderem  Getreide  meist  ganz  geringer  Ertrag  (nur  bei  Hafer  1S59  0.32 
Mill.),  auch  der  Ertrag  des  Mehlzolls,  des  Brotzolls  klein.  In  der  neuen  Periode  war 
der  Ertrag  aller  Cerealienzölle  höher  (1861  4.78,  1862  4.12,  dann  bis  1865 
sinkend  auf  0.236,  1867  und  68  wieder  4.8  Mill.),  Reis  (bis  1861  Vs — 6 Frcs.,  jetzt 
Va — 2 Frcs.),  hatte  zuletzt  (1857 — 59)  0.21  Mill.  Zollertrag  gegeben,  1861 — 68  war 
er  zwischen  818,000  und  221,000  Frcs. 

In  dieser  Richtung  ging  dann  das  Zotiges,  v.  16.  Mai  1863  weiter,  indem  es 
die  durch  Decrete  von  1852 — 54,  1861  bestimmten  Zollherabsetzungcn  bestätigte,  so 
bes.  für  Thierc  (Ochsen  und  Rinder  1 Frc.  p.  Stück,  bis  1853  50,  bcz.  15  Frcs., 
Kühe  1 Frc.,  früher  25,  Kälber,  Schafe,  Schweine  */4  Frc.,  früher  5 — 15  Frcs.), 
Fleisch  (liä  Frc.  p.  100  Kil.,  bis  1853 — 54  18 — 36.30  Frcs.).  Butter  (frische  frei, 
gesalzene  2 Vs  Frcs.  p.  100  Kil.,  früher  ersterc  3 — 3.30,  letztere  5 — 5.50  Frcs.), 
Heringe  u.  a.  m.  Die  Erträge  dieser  Zölle  waren  auch  früher,  vor  1853—54,  nicht 
bedeutend  gewesen.  Auch  Wein  und  Branntwein  erlangten  definitiv  die  Ermässi- 
gung,  die  ihnen  durch  Decrete  v.  1854  u.  1857  zu  Theil  geworden  (Wein  */<»•»  Alkohol 
25  Frcs.  p.  Ilectol.,  ehedem  ersterer  15 — 35,  letzterer,  soweit  er  nicht  verboten,  50 
bis  200  Frcs.).  Der  Zollertrag  dieser  Artikel  war  nur  in  Jahren  der  Weinmissernte 
etwas  erheblicher  gewesen  (S.  653  ff.). 

(d)  Reform  der  Schifffahrtsgesetzgebung.  Auf  diesem  Gebiete  hatte 
man  am  Längsten  gezögert,  und  zunächst  auch  in  dem  Handelsverträge  mit  England 
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von  1860  keine  directcu  Zugeständnisse  gemacht.  Daher  bis  dahin,  speciell  gegenüber 
Grossbritannien,  nur  die  Gleichstellung  der  fremden  mit  der  heimischen  Flagge  in  der 
sogen,  directcu  Fahrt,  d.  h.  zwischen  Frankreich  und  Grossbritannien  nebst  seineu 
europäischen  Besitzungen  selbst,  der  Verkehr  mit  den  transoceanischcn  britischen 
Colonien  liel  also  unter  die  allgemeinen  beschränkenden  Bestimmungen.  Die  wich- 
tigsten Begünstigungen  der  französischen  Flagge  waren  der  Vorbehalt  gewisser 
Fahrten  für  sie  (Küstenfahrt,  Verkehr  mit  den  französischen  Colonien),  Zollzu- 
schläge für  die  meisten  Waaren  bei  der  Einfuhr  zu  Lande  oder  unter  frem- 
der Flagge  zur  See,  in  welch  letzterer  Hinsicht  nur  in  der  „directen“  Fahrt  ver- 
tragsmässig  die  Flaggen  der  meisten  Länder  der  französischen  gleichgestellt  worden 
waren,  Zollzuschläge  für  die  Einfuhr  wichtiger  aussereuropäischcr  Waaren  aus 
europäischen  Zwischenhäfen  (Entrepöts),  Zollermässigung  um  1/6  für 
Naturproducte  (ausser  Zucker),  die  direct  in  französischen  Schilfen  aus  Ländern  jen- 
seits der  Sundainseln  eingeführt  wurden.  Endlich  konnten  für  fremde  Schiffe  allein 
oder  in  höherem  Betrage  Tonnengelder  erhoben  werden,  wo  nicht  vertragsmässig  auch 
in  diesem  Puncte  die  fremde  Flagge  gleichgestellt  war  (s.  Am6  II,  163).  Durch 
dieses  „Schillfahrtssystem“  wurden  die  Zollvcrhältnisse  viel  complicirter,  die  Zollein- 
nahmen theils  günstig,  theils  ungünstig  beeinflusst,  die  inländischen  Industrieiuteressen 
aber,  bes.  soweit  sie  wohlfeile  Versorgung  mit  fremden  Rohstolfen  (Baumwolle,  austral. 
Wolle)  verlangten,  bcnachtheiligt.  Der  französische  Schiffbau  war  durch  dasVcr- 
b o t der  Einführung  fremder  Seeschilfe  (zur  Unterstellung  unter  die  französische  Flagge) 
geschützt,  nur  fremde  Flussschilfe  durften  eingeführt  werden  (Zoll  20  Frcs.  p.  Tonne). 
Zuerst  wurde  dann  der  Zuschlag  für  die  indirecte  Einfuhr  aus  britischen  Entrepöts 
unter  britischer  Flagge  in  Betreff  einiger  Artikel  in  der  Zus.-Convent.  v.  16.  Aug.  1860 
aufgehoben  (für  rohe  Baumwolle,  austral.  Schafwolle,  Jute,  s.  den  Tarif).  Belgien  er- 
langte darauf  im  Handelsvertrag  für  die  indirecte  Einfuhr  von  Kallee  eine  Ermässi- 
gung  des  Zuschlags,  für  Zucker  die  Erlaubniss  der  Landeinfuhr  gegen  2 Frcs.  Zu- 
schlag zum  sonstigen  Zoll.  Aber  eine  allgemeinere  Modification  der  Gesetzgebung 
über  Bevorzugung  der  französischen  Flagge  fand  bei  den  Interessenten  noch  viel  Oppo- 
sition. Politische,  maritimpolitische,  etwas  auch  finanzielle  Rücksichten  spielten  mit, 
der  Flaggenzuschlag  brachte  1864  immerhin  3.87,  der  für  Einfuhren  aus  fremden 
Entrepöts  1.00  Mill.  Frcs.  ein  (Am«  II,  181).  Eine  eigene  Enquete  wurde  angestellt, 
aber  schliesslich  siegte  der  frei  händlerische  Gcsichtspunct,  wenigstens  in  einigen  Haupt- 
beziehungen, doch  in  dem  wichtigen  Ges.  v.  10.  Mai  1866,  nebst  Decr.  v.  8.  Juni 
1866.  Die  Tonnengelder  speciell  für  fremde  Schilfe  wurden  danach  v.  1.  Jan.  1867 
an,  die  Flaggcnzuschläge  für  Einfuhren  auf  fremden  Schiffen  nach  3 Jahren,  Mitte 
1869.  aufgehoben,  die  Einführung  fremder  Seeschiffe  zur  Französirung  gegen  2 Frcs. 
p.  Tonne  gestattet,  dem  Schiffbau  aber  durch  Zulassung  zollfreier  Einfuhr  von  Mate- 
rialien und  Fabrikaten,  incl.  Maschinen,  eine  Hilfe  gewährt.  Der  Verkehr  zwischen 
Frankreich  und  Algier  wurde  fremden  Flaggen  gestattet.  Aber  die  Küstenfahrt  in 
Frankreich  blieb  der  heimischen  Flagge  Vorbehalten  und  die  Zuschläge  bei  indirccter 
Einfuhr  aus  Entrepöts  blieben  im  Allgemeinen  bestehen,  nach  dem  Gesetzentwurf 
hatten  auch  sic  nach  6 Jahren  wegfallen  sollen. 

Auch  die  Verkehrsbeziehungen  zu  den  französischen  Colonien  wurden  in 
liberalerem  Sinne  geordnet,  wenn  auch  Bevorzugungen  der  französischen  Flagge  in  der 
Form  von  Zollzuschlägen  für  fremde  Flaggen  blieben  (Ges.  v.  3.  Juli  1861,  betr. 
Martinique,  Guadeloupe,  Reunion);  noch  weitergehend  war  die  Gleichstellung  im  Handel 
Algiers  (Ges.  v.  19.  Mai  1866,  Art.  8 — lü,  Zollges.  f.  Algier  v.  17.  Juli  1867). 

(c)  Die  Ausfuhrzölle  waren  seit  lange  finanziell  von  verhältnissmässig  ge- 
ringer Bedeutung,  ineist  früher  ’/<  Frc.  p.  100  Kil.  oder  1/i % vom  W’erth,  doch  für 
einige  Rohstoffe  im  protect.  Interesse  höher,  dann  in  das  System  der  gleitenden  Scala 
bei  Getreide  für  einen  höheren  Stand  der  Preise  eingefügt  (Ges.  v.  1832).  Auch  hier 
ging  die  napoleonische  Regierung  mit  Reformen  vor.  Das  Decr.  v.  5.  Dec.  1857  (bcz. 
Ges.  v.  19.  Juni  1859)  ermässigte  für  einige  Artikel  die  höheren  Zölle,  belicss  sie  für 
eine  Reihe  benannter  im  bisherigen  Betrage  und  hob  sie  für  alle  übrigen  auf.  Das 
Ges.  v.  14.  Juli  1860  beseitigte  einige  Ausfuhrverbote  (so  auf  Gerberrinde)  und  hob 
die  Ausfuhrzölle  auf  anderes  Bau-  und  Nutzholz  als  Nussbaumholz  auf.  Ein  Decr.  v. 
18.  Juli  1860  hob  den  Ausfuhrzoll  auf  Steinkohle,  Cokes  (1  Cent.  p.  100  Kil.)  auf, 
ein  Decr.  v.  21.  Nov.  1860  das  Ausfuhrverbot  von  Eisenerz  (Ausfuhr  zollfrei).  Das 
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Ges.  v.  10.  Mai  1S63  beseitigte  dann  alle  Ausfuhrzölle,  bis  auf  die  mehrfach  auch 
in  anderen  Ländern  noch  länger  beibehaltenen  für  Lumpen  aller  Art  (excl.  aus  Wolle, 
12  Frcs.  p.  100  Kil.),  Pappdeckel,  Papiermaasse,  Halbzeug  (auch  12  Frcs.),  altes  Tau- 
werk  (4  Frcs.),  hob  auch  alle  Ausfuhrverbote,  excl.  literarischen  Nachdruck  und  Kriegs- 
munition, auf. 

(f)  Von  nicht  geringer  finanzieller  Bedeutung  war  es,  dass  mit  den  Reformen 
der  Einfuhrzölle  im  Wesentlichen  das  kostspielige  System  der  Drawbacks  und 
Ausfuhrprämien  seit  1SG4/05  wegfiel.  Das  neue  System  der  „zeitweiligen  zoll- 
freien Zulassung“  fremder  Producte  (Zucker,  Cerealien,  Eisen,  Gewebe)  zur  Einfuhr 
behufs  Bearbeitung  in  Frankreich  und  Wiederausfuhr  binnen  einer  bestimmten  Frist 
gab  zwar  neben  anderen  auch  wieder  zu  finanziellen  Bedenken  Anlass,  indessen  doch 
zu  geringeren  als  früher.  (S.  Ame  II,  ch.  20).  Nur  bei  Zucker  blieb  auch  unter 
den  veränderten  Verhältnissen  wegen  unrichtiger  Ansetzung  der  Ausbeutezitlern  ein 
Tlicil  der  früheren  finanziellen  Missständc  bestehen  (S.  000).  Im  Ganzen  ist  so  wenig- 
stens der  Ausfall  an  Zollerträgen,  welchen  die  napoleonische  Reform  mit  sich  brachte, 
durch  die  Beseitigung  des  Rückzoll-  und  Ausfuhrprämiensystems  theilweise  compen- 
sirt  worden. 

(3)  Die  Zollerträge  u.  s.  w.  gestalteten  sich  im  Ganzen  unter  dem  Einfluss 
der  handelspolitischen  und  Tarifreform  folgend ermaasseu , wobei  zum  Vergleich  das 
in  der  früheren  Uebersicht  S.  S05  schon  mit  enthaltene  Jahr  1850  als  Ausgangspunct 
genommen  wird.  Die  Berechnung,  bes.  bei  den  Ausgaben,  wie  bei  der  gen.  Ueber- 
sicht. Die  Daten  in  Millionen  Frcs. 


K i ii  ii  a h m e 

Einfuhr-Zölle 

Ausf.- 

Schürf.-  Vor-  Summe 

Salz- 

Allg. v.  Zucker 

Zus. 

Zölle 

Abg.  schied.  roh 

steuer 

1850 

111.03 

78.46 

188.49 

4.22 

4.35  2.08  200.14 

28.3«'* 

1861 

73.36 

53.30 

126.75 

1.61 

4.87  1.55  134.78 

26.85 

1864 

04.30 

09.05 

133.41 

0.33 

4.20  1.40  130.41 

23.19 

1865 

.04.11 

01.08 

125.10 

0.21 

3.71  1.43  130.54 

23.13 

1860 

71.64 

48.04 

120.28 

0.16 

0.31  1.58  122.31 

22.28 

Ausgabe 

Regie- 

kosten 

Non-valeurs 
Ausf.-Präm.  Anderes 

Reinertrag  °/0  der  Regiekosten 

Zölle  und  v.  Roh-  v.  Rein- 
" Salzsteuer  ertrag  ertrag 

1850 

30.32 

50.30 

3.0S 

116.44 

144.80  13.33 

17.33 

1861 

31.67 

23.31 

1.87 

77.03 

104.78  10.5 

23.25 

1804 

31.50 

26.42 

0.04 

80.54 

103.73  19.33 

23.25 

1865 

31.00 

0.33 

1.31 

07.30 

120.43  20.5 

20.75 

1860 

27.68 

0.23 

1.33 

02.09 

115.37  19.0 

19.38 

Die  folgenden  Jahre  sind  des  Kriegs  wegen  unvergleichbar,  übrigens  1870  und 
1871  günstiger  als  die  Vorjahre  (s.  u.  §.  323). 

Man  sieht,  dass  wenigstens  bis  zum  Schluss  der  napoleonischen  Herrschaft  das 
finanzielle  Ergebniss  der  Reform  ein  ungünstiges  geblieben  ist.  Ob  eine 
langsamere  Durchführung  der  Tarifermässigungen  ein  besseres  Ergebniss  geliefert 
hätte,  lässt  sich  ja  nicht  bestimmt  sagen,  aber  ganz  unwahrscheinlich  ist  es  nicht. 
Namentlich  bei  den  eigentlichen  Finanzzöllen , wie  Kaffee,  dem  Hauptartikel  ausser 
Zucker,  dann  auch  bei  letzterem  waren  die  Reduetioncn  wohl  zu  stark,  gegen  das  in 
französischen  Verhältnissen  berechtigte  Bcsteuerungsinteres.se  und  ohne  entsprechenden 
Vortheil  für  die  Consumcnten.  Ich  möchte  Ame  (II,  00)  darin  beistimmen,  dass  bei 
Kaffee  vermuthlich  auch  bei  einem  erheblich  höheren  Zoll,  ebenso  wie  früher  und 
wie  wieder  nach  1870,  eine  starke  Consumtionsverinehrung  zu  erwarten  gewesen  wäre, 
die  Zolleinnahme  aus  diesem  Artikel  daher  für  1860 — 00  gegen  1850  nicht  nur  den 
rcchnungsmässigen  Ausfall  von  8,415,000  Frcs.  jährlich,  sondern  einen  weit  grösseren 
ergeben  hat.  Hier  hat  man  einen  finanzpolitischen  Fehler  begangen,  den  man  übrigens 
schon  in  dem  Ges.  v.  27.  Juli  1870  wieder  gut  machte  (s.  folg.  §). 

Bemerkenswerth  ist  anderseits,  dass  die  Reform  eine  erhebliche  Vermin- 
derung des  Zollpersonals  und  der  Kosten  dafür  ermöglicht  hat,  trotzdem  in 
dieser  Periode  Nizza  und  Savoien  zum  Zollgebiet  hinzugetreten  waren.  Zwischen  1860 
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und  1867  sind  530  Beamte  im  Bureaudienst.  6835  im  Brigadedienst,  zusammen  7365 
Personen  mit  4.860.000  Frcs.  Gehalten  beim  Zollwesen  erspart  worden,  1/4  der  Ge- 
samintzahl  (1860  im  Serv.  sedcnt.  2766,  im  Serv.  actif  26,672.  zus.  29,438,  1867  bez. 
223S — 19.844 — 22,082). — Dadurch  stiegen  allerdings,  aber  doch  nur  vorübergehend, 
die  Nicht-Activitätsbeztlge  auf  1,782,000  Frcs.  (seit  1867  ist  dieser  Posten  auf  ein  be- 
sonderes Conto  gebracht  — Fonds  de  retraite  — und  scheidet  aus  den  Regiekosten 
aus,  die  daher  oben  in  der  ZifTer  für  1869  etwas  zu  niedrig  angesetzt  sind).  Eine 
nicht  unbedeutende  Kostenersparung  ergiebt  sich  doch.  (Tabl.  g6n6r.  des  recettes, 
p.  45 — 51.) 

Die  gen.  Daten  beziehen  sich  seit  1849  immer  mit  auf  Algier. 

Die  Hauptartikel  des  Zollertrags  waren  in  1868  (das  im  Allgemeinen  etwas 
grossere  Erträge  hatte  als  1869)  verglichen  mit  1859  folgende,  in  1000  Frcs.: 


Kein  oder  über- 

Ueberwiegcnd 

wiegend 

1859 

1868 

Schutz-  und 

1859 

1868 

Finanzzölle 

Rohstoffzölle 

Zucker  

78,459 

48,578 

Steinkohle,  Cokes 

10,733 

8,699 

Kaffee 

30,525 

27,075 

Wollgewebc  . . . 

1,174 

5,349 

Getreide 

0.419 

4,796 

Baumwollgewebe . . 

41 

2.419 

Cacao  

2,610 

2,321 

Flachs-u. Hanfgewebe 

1.403 

1,535 

Pfeffer 

1,138 

1,361 

Baumwollgarn  . . . 

471 

1,253 

Branntwein  .... 

622 

840 

Leinen-  u.  Hanfgarn 

704 

1,191 

Tafelfrüchte  . . . 

2,100 

675 

Maschinen  u.  dgl.  , 

1 .307 

972 

Olivenöl 

2,387 

555 

Oele  aus  fett.  Körnern 

799 

566 

Reis 

214 

475 

Metallarbeiten . . . 

177 

494 

Käse 

768 

367 

Wollgarn  .... 

19 

417 

Thee 

444 

204 

Roheisen  .... 

1 ,978 

354 

Zus.  . . 

119,686 

87,247 

Stahl  

85 

311 

Zus.  . . 

18,891 

23,560 

Alle  übrigen  . . . 

50,046 

12,763 

Summe 

188,623 

123,570 

Ab  Ausfuhrpräm. 

50,299 

201 

Kein 

138,324 

128,369 

Für  1859  nach  den  Materialien  bei  Hübner  zusammengestcllt,  für  1868  in  d. 
Doc.  stat.  p.  1868,  p.  136. 

§.  318.  5.  Vierte  Epoche.  Periode  seit  dem  Kriege 
von  1870.  Uebe reicht.  Die  einzige  Besteuerungsmassregel, 
welche  noch  unter  der  Kaiserlichen  Regierung  in  Frankreich  gleich 
bei  Ausbruch  des  Kriegs  erfolgte,  betraf  gerade  die  Zölle,  speciell 
einige  Finanzzölle.  Man  erhöhte  die  vordem  zu  stark  er- 
mässigten  Zölle  auf  Kaffee,  Cacao,  Thee  (Gesetz  v.  27.  Juli 
1870),  was  freilich  nur  bei  Kaffee  nach  Lage  der  Dinge  von 
grösserer  finanzieller  Bedeutung  sein  konnte. 

Der  Kalfeezoll  wurde  verdoppelt  von  50  und  55  auf  100  und  110  Frcs.  p.  100 
Kil.  (je  nach  der  Einfuhr  direct  aus  aussereuropaischen  Ländern  oder  aus  europäischen 
Zwischenhäfen),  der  Cacaozoll  von  25  und  35  auf  50  und  60  Frcs.  (mit  derselben  Unter- 
scheidung), der  Theezoll  von  40  und  100  Frcs.  auf  100  und  160  Frcs.  dgl.  gebracht. 

Nach  dem  Friedensschluss  gehörten  Maassregeln  auf  dem  Ge- 
biete des  Zolltarifs  zu  den  ersten  und  wichtigsten,  mit  welchen 
man  die  schwierige  Finanzlage  zu  verbessern  suchte. 

Es  war  auch  ganz  gerechtfertigt,  auf  dem  finanzpolitisch  etwas 
in  der  Entwicklung  zurückgebliebenen  Gebiete  der  Handels-  und 
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Zollpolitik  Reformen  zum  Zweck  der  Erlangung  höherer  Staats- 
einnahmen vorzunehmen.  Aber  die  Bindung  durch  die 
Handelsverträge  hot  hier  jetzt  auch  für  solche  Reformen  in 
bloss  fiscalischer  Richtung  Hindernisse,  welche  sich,  zunächst 
wenigstens,  als  unüberwindlich  erweisen  sollten.  Ausserdem  er- 
folgte, besonders  unter  der  Präsidentschaft  von  Thiers,  eines 
alten  überzeugten  Schutzzöllners  und  Gegners  der  neueren  napo- 
leonischen  Handels-  und  Zollpolitik,  auch  wieder  mehr  eine  Ver- 
quickung der  Finanzpolitik  mit  der  Protectionspolitik  in  den  Zoll- 
verhältnissen, woraus  verfehlte  und  schliesslich  undurchführbare 
Bestrebungen  hervorgegangen  sind. 

Die  getroffenen,  theils  nur  versuchten  Massregeln  lassen  sich 
für  die  ganze  Periode  unter  folgenden  sechs  Puncten  zusammen- 
fassen : 

a)  Erhöhung  wichtiger  Finanzzölle  gleich  nach  Ende 
des  Kriegs. 

b)  Versuch  einer  allgemeineren  Tarifreform,  wesentlich,  wenn 
auch  nicht  ausschliesslich,  in  finanzpolitischer  Tendenz,  namentlich 
mittelst  erneuter  Bezollung  fremder  Rohstoffe,  besonders 
derjenigen  der  Textilindustrie. 

c)  Versuch  einer  neuen  Schifffahrtsgesetzgebung: 
Wiedereinführung  von  Flaggenzuschlägen  und  Einführung 
einer  sog.  Quaiabgabe  (Tonnengeld). 

d)  Plan  vermehrter  Ausfuhrzölle  und  Einführung  einer  sog. 
statistischen  Abgabe  für  die  Deckung  der  Kosten  der  Handels- 
statistik. 

e)  Erlass  eines  neuen  allgemeinen  Zolltarifs  im  J.  1881 
und  Abschluss  neuer  Handelsverträge. 

f)  Rückkehr  zu  agrarischen  Schutzzöllen  für  Getreide 
und  Vieh  1884  ff. 

S.  für  das  Einzelne  bes.  Arne  II,  cb.  22,  Mathicu-Bodet  bes.  I,  cb.  2—4 
passiin,  II,  ch.  26  passim.  Ainagat  bes.  partie  III,  cb.  1 u.  8.  Die  o.  S.  789  ange- 
gebenen Materialien  im  Bull. 

§.  319.  a)  Erhöhung  wichtiger  Finanzzölle.  Sie  er- 
folgte, in  Fortsetzung  und  Ausdehnung  der  Massregeln  des  Gesetzes 
v.  27.  Juli  1870,  bald  nach  dem  Friedensschluss  in  erheblichem 
Maasse  und  im  Ganzen  mit  bedeutendem  finanziellen  Erfolge  bei 
den  Hauptartikeln  des  Colonial waaren zweigs,  wiederum 
namentlich  bei  Kaffee,  Cacao,  Thee,  ferner  bei  Pfeffer  und 
anderen  Gewürzen,  dann  bei  Petroleum,  Wein.  Bei  dem  mit 
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hierher  gehörigen  Ilauptartikel  Zucker  hemmten  nur  die  ver- 
wickelten Besteuerungsverhältnisse  und  Productionsconjuncturen, 
dass  die  Wirkungen  der  Steuererhöhung  gleichmässig  zur  Geltung 
kamen,  aber  eine  bedeutende  Mehreinnahme  wurde  durch  die  sehr  • 
starken  Steuer-  und  Zollerhöhungen  doch  erzielt  (§.  267).  Diese 
erhöhten  Zölle  sind  dann  im  allgemeinen  Tarif  von  1881  im  Ganzen 
beibehalten  worden. 

So  wurde  schon  1871,  vollends  von  1873  an  der  Zollertrag  ein 
viel  stärkerer  Posten  im  Einnahmebudget  als  im  letzten  Jahrzehnt 
des  zweiten  Kaiserreichs,  er  steigt  auf  das  2— 2% fache  bis  Ende 
der  1870er,  auf  das  3— 3 Vg  fache  in  den  folgenden  Jahren,  Zucker 
eingeschlossen,  auf  das  Doppelte  in  der  ersten  Periode,  auf  das 
beinahe  4 fache  später,  ohne  Zucker  gerechnet,  wozu  die  genannten 
Finanzzölle,  besonders  von  Kaffee,  Petroleum,  Cacao,  Pfeffer,  Wein 
vornemlich  beigetragen  haben. 

S.  bes.  Ges.  v.  S.  Juli  1871;  über  die  Zölle  auf  Wein  o.  S.  054,  auf  Zucker 
S.  601,  607  fT.,  auf  Petroleum  S.  690.  Kaffee  in  Bohnen  wurde  jetzt  auf  150  u.  170 
Frcs.  (von  Ausser-Europa  und  von  anderswoher),  also  auf  das  Dreifache  der  Sätze  vor 
dem  Krieg,  gebrannter  und  gemahlener  Kaffee  auf  200  Frcs.  gesetzt.  Cacao  auf  100 
u.  120  Frcs.,  Thee  auf  200  u.  200,  Pfeifer,  Piment,  Gewürznelken,  Zimmet,  Cassia- 
Lignea,  Muscatnuss  in  Schalen  auf  200  u.  240  Frcs.,  Muscatnuss  ohne  Schalen  und 
Muscatenblüthe  (Macis)  auf  300  u.  350,  Vanille  auf  400  Frcs.,  Petroleum  roh  auf 
20  u.  25,  gereinigt  auf  32  u.  37  Frcs.  p.  100  Kil.  Das  Ges.  v.  30.  Dec.  1873  legte 
zu  allen  Zöllen  noch  einen  Zuschlag  von  4°/0.  Diese  Zölle  gingen  mit  diesem  Zu- 
schläge (daher  z.  B.  für  Kaffee  150,  gebrannt  208)  in  den  neuen  allgemeinen  Tarif 
von  1881  bleibend  über.  Auch  die  Zuschlagsätze  bei  der  Einfuhr  dieser  Waarcn 
aus  europäischen  Ländern  (bez.  Zwischenhäfen,  Entrepöts)  wurden  in  diesem  Tarif 
meist  in  demselben  Betrage  wie  in  dem  gen.  Ges.  von  1871  beibehalten  (für  Kaffee 
Ermässigung  von  20  auf  10  Frcs.  p.  100  Kil.,  doch  unter  Wegfall  des  Extrazuschlags 
von  4%)*  Statistik  der  Zollerträge  s.  u.  §.  323. 

b)  Die  Bezollung  der  Rohstoffe  hat  nach  verschiedenen 
Anläufen,  einem  Lieblingsgedanken  von  Thiers  gemäss,  vorüber- 
gehend Gesetzeskraft  erlangt  (Gesetz  v.  26.  Juli  1872).  Aber  diese 
Massregel,  schon  in  kleinerem  Umfange,  als  anfangs  geplant  war, 
verwirklicht,  musste  bald  mit  Rücksicht  auf  die  Handels- 
verträge rückgängig  gemacht  werden  (Gesetz  v.  25.  Juli  1873). 
Und  auch  während  der  kurzen  Zeit  ihres  Bestehens  hat  sie  keine 
erhebliche  practische  Bedeutung  gewinnen  können,  da  eben  ihre 
Anwendung  sich  den  Vertragsstaaten  gegenüber  nicht  unmittelbar 
durchsetzen  Hess  und  der  Verkehr  mit  anderen  Ländern  nicht 
wichtig  genug  war.  So  war  diese  ganze  zollpolitische  Massnahme 
ein  Schlag  ins  Wasser. 

S.  das  Zollgesetz  v.  1872  z.  B.  in  Dejean’s  Code  p.  221  ff.  bis  247,  im  Preuss. 
H.-Arch.  1872,  dazu  Erlasse  v.  18.  Aug.  1872  betr.  dcu  Zeitpunct  der  Anwendung 
der  specifisclien  Zollsätze  des  Ges.  v.  1872  auf  eine  Keilte  Artikel.  Durch  das  Ges. 
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v.  25.  Juli  1873  traten  einfach  die  vor  dem  Ges.  v.  26.  Juli  1872  bestehenden  Zoll- 
sätze wieder  in  Kraft.  Ueber  die  ganze  Maassregel  und  die  ungemein  lebhaften  De- 
. batten  im  Parlament  s.  Arne  II,  ch.  22,  bes.  p.  262,  273(1’.,  Mathicu-Bodet  II. 
66  ff.,  113  ff.,  235,  Amagat  p.  359  ff.  bis  369.  Die  Projecte  durchliefen  selbst  ver- 
* * schiedene  Phasen,  die  Opposition  im  Parlament  führte  einmal  zu  einer  Präsident- 

schaftskrisis. Schliesslich  drang  Thiers  mit  einem  grossen  Theil  seines  Projects  durch, 
aber,  wie  der  weitere  Verlauf  zeigte,  nur  pro  forma.  Das  Einzelne  ist  mit  mancherlei 
verschiedenen  politischen,  handeis-  und  iinanzpolitischen  Strömungen  und  Gegenströ- 
mungen durchflochten,  bietet  ein  interessantes  Stück  neufranzösischer  parlamentarischer 
Geschichte,  braucht  aber  hier  nicht  weiter  verfolgt  zu  werden.  Der  Plan  als  solcher 
ist  indessen  doch  finanzpolitisch  von  allgemeinerem  Interesse,  wesshalb  das  Bemerkens- 
wertheste darüber  hier  noch  mitgetheilt  wird. 

Die  ganze  Maassregel  war  doch  in  erster  Linie  aus  einem  finanz-  oder  steuer- 
politischen Gesichtspuncte  entsprungen,  aber  handelspolitische  Gesichtspuncte  spielten 
bei  den  Urhebern  (Thiers.  Po  uyer-Quertier)  mit.  Die  Nothwendigkcit  der  Deckung 
des  ungeheueren  Finanzbedarfs  war  der  treibende  Factor.  Bei  der  Schwierigkeit  dieser 
Deckung  und  bei  den  Verhältnissen  der  übrigen  Steuern  galten  die  Zölle  als  ein 
besonders  geeignetes  Object,  höhere  Einnahmen  zu  beschaffen.  Die  britischen  und  die 
nordamerikänischcn  hohen  Zollerträge  schienen  dafür  mit  zu  sprechen.  Die  napo- 
leonische  Zollpolitik  hatte  auch  das  Finanzinteressc  nicht  genügend  wahrgenommen. 
Unter  den  Zöllen  aber  wurden  diejenigen  auf  iiohstoffg,  besonders  der  Textil- 
industrie, welche  seit  1860  zollfrei  geworden  waren,  für  ein  auch  finanzpolitisch 
vorzügliches  Steuerobject  gehalten.  Eine  Besteuerung  dieser  Stoffe  schien  in  der 
Finanzlage  angemessen,  träfe,  soweit  Ueberwälzung  auf  die  Consumenten  stattfände, 
die  Artikel  der  Bekl eid un g , der  Wohnungsausstattung,  der  Möbel  u.  dgl.  m., 
was  gegenüber  der  sonstigen  Besteuerung  der  Nahrungsmittel  gerechtfertigt  sei;  die 
betreifenden  Steuern  vcrtheilten  sich  auf  zahlreiche  Contribuenten,  die  einzeln  nur  in 
geringem  Maasse  belastet  würden.  Bei  der  Schwankung  der  Preise  und  dem  Wechsel 
der  Handelsconjuncturen  werde  ferner  auch  ein  solcher  Zoll  vom  Zwischenhandel  u.  A.  m. 
mit  getragen  werden.  Eine  derartige  „Besteuerung  von  Industrie  und  Handel“  wurde 
wohl  wegen  der  durch  die  übrigen  französischen  Steuern  nicht  genügend  getroffenen 
Besteuerung  dieses  Zweigs  der  nationalen  Arbeit  mit  befürwortet.  Die  Erhebung  dieser 
Zölle  sei  in  Verbindung  mit  der  bestehenden  Zolleinrichtung  einfach  und  wohlfeil.  Die 
Interessen  der  inländischen  Fabrikation  und  der  Fabrikatenausfuhr  sollten  und  könnten 
bequem  und  einfach  durch  Gewährung  entsprechender  B ückzöll  e (Drawbacks)  für  die 
ausgeführten,  aus  bezollten  fremden  Rohstoffen  hergestellten  Fabrikate,  durch  Zu- 
lassung der  zollfreien  Einfuhr  der  Rohstoffe  behufs  Verarbeitung 
und  Ausfuhr  der  Fabrikate  (System  der  sogen,  „zeitweiligen  Zulassung“)  und 
durch  angemessene  „Zuschlagszölle“  für  die  cingeführten  fremden  Fabrikate, 
nach  Maassgabe  des  Zolls  für  die  in  ihnen  enthaltenen  Rohstoffe,  genügend  wahr- 
genommen werden,  ein  Zuschlag,  welcher,  wenn  er  so  bloss  eine  Compensation  für 
den  Rohstoflzoll  sei,  den  Handelsverträgen  nicht  widersprechen  würde.  Man  dachte 
an  einen  Rohstoffzoll  bis  zu  ca.  20%  vom  Werth,  der  übrigens  regelmässig  in  Form 
specifischen  Zolls  zu  erheben  wäre,  in  solcher  Höhe  für  den  kleinen  Mann  unfühlbar, 
grade  für  den  Reichen  aber  nach  dessen  Consumverhältnissen  von  Webwaaren  u.  s.  w. 
eine  richtige  proportionale  Steuer  darstellen  würde  (?).  Je  nachdem  erwartete  man  so 
16Ü — 170  Mill.  Frcs.  und  mehr  aus  diesen  Zöllen  zu  erlangen  (Regier.-Forderung  1871 
170,  1872  165  Mill.  Frcs.,  incl.  10  Mill.  Frcs.  vom  Zuschlag  für  Fabrikate),  wovon 
die  Hälfte  auch  nach  Abzug  der  Rückzölle  als  Einnahme  verbleiben  würde. 

Diesen  Gründen  für  die  Rohstoffbczollung  wurden  aber  mehr  zutreffende 
Ge  gen  gründe  gegenübergestellt.  Mit  Recht  wurden  practische  Bedenken  gegen  ein 
abermaliges  umfassendes  System  von  Rückzöllen  für  auszuführende  Fabrikate  geltend 
gemacht,  ein  System,  das  nicht  gleichmässig  auf  die  Betheiligten  einwirke  und  unver- 
meidlich doch  viele  Störungen  für  Industrie  und  Export  durch  seine  Controleinrieli- 
tungen  mit  sich  bringe.  Obwohl  eine  vermehrte  „Besteuerung  der  Industrie  und  des 
Handels“  als  etwas  in  der  bestehenden  Finanzlage  nicht  Ungerechtfertigtes  selbst  von 
den  Nächstbetroffenen  zugegeben  wurde , ward  doch  grade  dieser  Weg  der  Rohstoff- 
besteuerung abgelehnt.  Lieber  hätte  man  in  den  betreffenden  Kreisen,  welche  eine 
Opferwilligkeit  aus  patriotischen  Gründen  zeigen  zu  sollen  glaubten , selbst  eine  Be- 
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Steuerung  nach  den  Geschäftsumsätzen  (chiffre  des  afTaires)  gesehen.  Auch  von 
einer  allgemeinen  inländischen  Fabrikatenstcuer,  von  einer  abgestuften  Stempelabgabe 
auf  Facturen  und  Quittungen  war  die  Kode. 

Der  ausschlaggebende  Gegengrund  war  aber  ein  practischcr  und 
opportunistischer:  man  hielt  — und  wie  sich  zeigte  mit  Recht  — dafür,  dass 
die  bestehenden  Handelsverträge  die  Durchführung  der  Rohstoff- 
bezollung mit  ihren  nothwendigen  Consequenzen,  namentlich  auch  mit  den 
Zollzuschlägen  für  Fabrikate  aus  den  Vertragsstaaten  zu  den  Sätzen  des  Con- 
vcntionaltarifs,  nicht  gestatten  und  die  betreifenden  fremden  Staaten  nicht  auf  die 
erforderlichen  vertragsmässigen  Umänderungen  der  Handelsverträge  und  Conventional- 
tarife  oder  auf  den  Abschluss  neuer  Verträge,  welche  sich  der  Rohstoff'bczollung  an- 
passten, eingchcn  würden. 

Diese  Erwägungen  führten  zur  Verwerfung  des  ersten  bezüglichen  Thiers  sehen 
Projects  im  Januar  1S72,  in  Folge  dessen  zum  Rücktritt  von  Thiers  von  der  Präsident- 
schaft. Doch  kam  es  wieder  zu  einer  Versöhnung  und  einer  Vertagung  des  ganzen 
Plans.  Dem  Regicrungsproject  „10 — 20%  Rohstoffzoll  mit  Gewährung  von  Rückzöllcn 
bei  Ausfuhr  der  Fabrikate“  hatte  die  dasselbe  verwerfende  Budgetcommission  ein 
andres,  ähnliches  „3%  Rohstoffzölle,  aber  ohne  Rückzölle“  (doch  auch  mit  Zuschlag 
auf  die  eingeführten  fremden  Fabrikate)  gcgenübergestcllL  Auch  dies  Project  wurde 
jedoch  in  der  Plenarversammlung  selbst  fallen  gelassen. 

Die  Finanznotli  blieb  indessen  bestehen  und  das  Zollproject  kehrte  wieder.  Thiers 
und  die  Kammer  verstanden  sich  schliesslich  zu  einem  Compromiss:  das  Ges.  v.  26.  Juli 
1872  führte  einen  538  Artikel  umfassenden  neuen  Zolltarif  für  Rohstoffe  und 
für  „Compensationstaxen“  auf  Fabrikate  ein,  stellte  einen  Tarif  für  Rück- 
zölle bei  Fabrikatenausfuhr  auf,  welcher  sich  aber  in  Betreff  der  Textilindustrie  auf 
Baumwollwaaren  beschränkte,  ermächtigte  den  Präsidenten,  für  jede  im  Gesetz  ge- 
nannte Waare  das  Datum  der  Anwendung  des  neuen  Tarifs  zu  bestimmen  — was  für 
eine  Auzahl  meist  finanziell  untergeordneter  Waaren  durch  Decr.  v.  18.  Aug.  1872 
geschah  — , verfügte  aber  ausdrücklich,  dass  „keine  Abgabe  auf  die  für  die  Industrie 
erforderlichen  Rohstoffe  erhoben  werden  dürfe,  bevor  die  entsprechenden  Compen- 
sationsabgaben  auf  die  aus  den  gleichen  Stoffen  hergestellten  fremden  Fabrikate  in 
Kraft  getreten  sein  würden“  (Art.  7 d.  Ges.  v.  26.  Juli  1872). 

Damit  war  das  neue  Zollgesetz  im  Wesentlichen  zu  einem  todten  Buchstaben 
gemacht,  weil  nun  zuvor  die  Verhandlungen  mit  den  Vertragsstaaten  stattfinden  und 
Erfolg  haben  mussten,  welcher  jedoch  ausblieb.  Man  hatte  den  Ertrag  dieser  neuen 
Zölle  auf  93,847.000  Frcs.  veranschlagt,  wovon  42,254,000  Frcs.  der  Annahme  nach 
sofort,  18,431,000  Frcs.  nach  Ablauf  der  Verträge  mit  England  und  Belgien, 
33,162,000  Frcs.  nach  Ablauf  der  übrigen  Verträge  oder  nach  dem  Gelingen  ent- 
sprechender neuer  Verträge  flüssig  zu  machen  gewesen  wären.  (Matthieu-Bodet  I, 
146.)  Allein  diese  Annahmen  waren  viel  zu  optimistisch  und  beruhten  auf  der  un- 
zutreffenden Voraussetzung,  dass  man  sich  bei  der  Anwendung  der  neuen  Tarife  über 
mancherlei  zwar  nicht  rechtlich  zwingende,  aber  thatsächlich  unvermeidliche  Rück- 
sichten würde  hinwegsetzen  können  (vgl.  Ame  II,  295  ff.). 

Verhandlungen  mit  England  über  die  Abänderung  einiger  Puncto  des  Handels- 
vertrags waren  seit  1871  geführt  worden,  hatten  aber  kein  genügendes  Ergebniss  ge- 
habt, obwohl  man  französischerseits  ausdrücklich  betonte,  dass  es  sich  nur  um  die 
Gewinnung  freierer  Hand  in  Betreff’ der  finanziellen  Seite  der  Zölle,  nicht  um 
eine  Rückkehr  zum  Schutzzoll  handle.  Durch  den  gleichzeitigen  Versuch,  wieder  zu 
Flaggenzuschlägen  zu  kommen  (s.  u.),  waren  solche  Verhandlungen  freilich  noch 
erschwert  worden.  Auch  die  Ermächtigung  der  Regierung  durch  ein  besonderes  Ge- 
setz, zur  Kündigung  der  Handelsverträge  mit  Grossbritanuien  und  Belgien  zu  schreiten, 
weil  man  „ohne  zu  dem  ökonomischen  Regime  von  1860  zurückzukehren,  in  der  gegen- 
wärtigen Lage  des  Landes  die  Zolltarife  revidiren“  müsse  (Ges.  v.  2.  Febr.  1872),  und 
die  darauf  wirklich  erfolgte  Kündigung  dieser  Verträge  (15.  und  18.  März  1872) 
führten  nicht  zum  Ziele.  Neu  abgeschlossene  Verträge  befriedigten  nicht.  Die  theil- 
weise  Anwendung  der  Rohstolfzölle  nach  dem  Decr.  v.  18.  Aug.  1872  fand  bei  den 
Industriellen  viel  Opposition  und  unterlag  selbst  dem  Vorwurf  der  Ungesetzlichkeit, 
weil  sic  im  Widerspruch  mit  dem  obengen.  Art.  7 des  Ges.  v.  1872  stände.  Der  Zoll- 
A.  Wagner,  Finanzwissionschaft.  III.  53 
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ertrag  des  lezteren  wurde  so  auf  1.8  Mill.  Frcs.  beschränkt.  Dies  geringfügige  finan- 
zielle Resultat  und  die  Ueberzeugung  von  der  Undurchführbarkeit  des  Gesetzes  führten 
dann,  nach  Thiers’  definitivem  Sturze,  zur  einfachen  Aufhebung  des  ganzen  Gesetzes 
(Ges.  v.  25.  Juli  1878). 

§.  320.  c)  S chifffahrtsgesetzgebung  und  Quai-Ab- 
gabe.  Die  hier  getroffenen  Massregeln  batten  eine  ausgeprägtere 
protectionistische  Tendenz  als  die  soeben  besprochenen, 
besonders  zu  Gunsten  des  inländischen  Schiffbaues  und  der  fran- 
zösischen Flagge,  in  scharfer  Reaction  gegen  das  liberale  Gesetz 
Uber  die  Handelsmarine  von  1866  (S.  815). 

Das  Gesetz  v.  30.  Jan.  1872  führte  wieder  Zollzuschläge 
für  Waareu  ein,  welche  unter  fremder  Flagge  (ausser  aus  den 
französischen  Colonicen)  importirt  werden,  machte  den  Zoll- 
zuschlag für  aussereuropäische  Waaren  bei  der  Einfuhr  aus 
europäischen  Zwischenhäfen  (Entrepöts)  allgemein,  er- 
höhte im  Interesse  des  heimischen  Schiffbaues  die  Zölle  bei  der 
Einführung,  bez.  Franzisirung  fremder  Seeschiffe  gegen  den  Satz 
des  Gesetzes  von  1866  sehr  bedeutend  und  errichtete  wieder  ein 
allgemeines  Tonnengeld,  „für  die  Kosten  des  Quais“  — 
daher  „Quai-Abgabe“  genannt  — für  Schiffe  jeder  Flagge, 
auch  der  französischen,  welche  aus  dem  Ausland  oder  aus  fran- 
zösischen Besitzungen  und  Colonieen  in  französischen  Häfen  an- 
Iangen. 

Die  Flaggenzuschläge  wareu  für  100  Kil.  bei  Einfuhren  aus  Europa  und 
Mittelmccrgcbiet  */»*  von  Aussereuropa  diesseit  Cap  Horn  und  Cap  der  guten  Hoff- 
nung 17»,  von  jenseit  dieser  Caps  2 Frcs.  p.  Tonne,  sollten  also  besonders  die  „lange4' 
Fahrt  unter  französischer  Flagge  begünstigen.  Bloss  Guano  war  von  diesen  Zuschlägen 
frei.  Der  neue  Zuschlag  für  Einfuhren  aus  Entrepöts  war  3 Frcs.,  abgesehen 
von  den  Fällen,  wo  schon  höhere  derartige  Zuschläge  bestanden.  Beiderlei  Zuschläge 
galten  auch  für  die  Einfuhr  in  Algier.  Der  Zoll  für  die  Franzisirung  frem- 
der Seeschiffe  (ausser  der  eigentlichen  Abgabe,  s.  u.  §.  327),  nach  dem  Conven- 
tionaltarif  mit  Oesterreich  nur  2 Frcs.  p.  Tonne,  wurde  jetzt  auf  40,  50  und  60  Frcs. 
p.  Tonne  für  ausgerüstete  Segelschiffe  erhöht,  je  nachdem  sie  aus  Holz,  aus  Holz  und 
Eisen,  oder  ganz  aus  Eisen,  wozu  bei  Dampfschiffen  noch  der  Zoll  für  die  Maschine 
kam.  Der  Zoll  für  Schifiskörper  war  30,  40  und  50  Frcs.  Zugleich  wurde  die  im 
Ges.  v.  19.  Mai  1866  gewährte  Zollfreiheit  für  Schiff baumaterialien  beseitigt.  Die 
„Quai-Abgabe44  endlich  wurde  auf  1/i  Frc.  p.  Tonne  des  Gehalts  für  Ankünfte  aus 
Europa  und  Mittelmeerbecken,  auf  1 Frc.  für  andere  Ankünfte  gestellt. 

Die  letztere  Massregel  war  lediglich  finanzieller  Art 
und  konnte,  da  sie  auch  die  französische  Flagge  traf,  unbeschadet 
der  aus  den  Handelsverträgen  hervorgehenden  Verpflichtungen 
sofort  ernstlich  durebgeführt  werden.  Sie  entsprach  einem  aus- 
drücklichen Vorbehalt  in  diesen  Verträgen  (britischer  Vertrag  von 
1860,  Art.  10,  o.  S.  812).  Der  wichtigste  protectionistische  Punct, 
die  Auflegung  von  Flaggen  zu  sch  lägen  bei  der  Einfuhr,  liess 
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sich  dagegen  nicht  durchführen.  Denn  hier  hinderte  der  Vertrag 
vom  11.  Dec.  1866  mit  Oesterreich,  dessen  Bestimmungen  den 
anderen  Vertragsstaaten  nach  der  Meistbegitnstigungselausel  zu 
Gute  kamen,  und  Oesterreich  weigerte  sich,  auf  diese  Rechte  zu 
verzichten  (S.  813).  Auch  die  höheren  Zölle  für  die  Franzisirung 
fremder  Schiffe  standen  mit  dem  österreichischen  Vertrage  in 
Widerspruch.  So  war  man  genöthigt,  auf  die  Durchführung  dieser 
Pnnete,  wenigstens  bis  auf  Weiteres,  zu  verzichten,  und  hob  speciell 
durch  das  Gesetz  v.  28.  Juli  1873  die  Flaggenzuschläge  all- 
gemein wieder  auf,  zu  derselben  Zeit,  als  das  Gesetz  Uber  die 
Rohstoffzölle  wieder  hatte  zurtickgenommen  werden  müssen.  Es 
verblieben  nur  die  neuen  Zollzuschläge  für  die  Einfuhren  ausser- 
europäischer  Waaren  aus  europäischen  Häfen  und  die  Quai- 
Abgabe,  welche  letztere  einige  finanzielle  Bedeutung,  7 1/2  Mill.  Frcs. 
Ertrag,  gewann. 

Das  spätere  Gesetz  über  die  Handelsmarine  v.  29.  Jan.  1881 
kam  auch  auf  die  Flaggenzuschläge  und  auf  die  höheren  Zölle  für 
die  Franzisirung  fremder  Schiffe  nicht  zurück.  Aber  es  suchte 
Schiffbau  und  Rhederei  auf  directe  Weise  zu  begünstigen.  Es 
gewährte  nemlich  an  Stelle  der  Zollfreiheit  für  Schiffbaumaterialien, 
unter  dem  Titel  einer  „Ausgleichung  der  Belastungen,  welche  der 
Zolltarif  den  Erbauern  von  Seeschiffen  auferlege“,  erhebliche 
Schiffbau -Prämien  und  ausserdem  französischen  Segel-  und 
Dampfschiffen  „in  langer  Fahrt“  unter  dem  Titel  einer  „Aus- 
gleichung der  Belastungen,  welche  der  Handelsmarine  durch  die 
Recrutirung  und  den  Dienst  in  der  Kriegsmarine  aufgelegt  seien“ 
zunächst  für  10  Jahre  j äh rlich e Schifffahrtsprämien.  Die 
allgemeinen  und  speciellen  Zollzuschläge  für  die  „indirecte“ 
Einfuhr  aussereuropäischer  Waaren  aus  europäischen  „Entrepöts“ 
behielt  das  Zollsystem  von  1881  bei  und  regelte  ihre  Sätze  von 
Neuem,  den  allgemeinen  Satz  etwas  erhöhend,  die  speciellen  Sätze 
theils  erhöhend,  theils  ermässigeud,  mehrfach  nur  mittelst  Abrundung 
der  Beträge.  Ausserdem  ist  auch  eine  Reihe  von  europäischen 
Waaren  bei  indirecter  Einfuhr,  d.  h.  nicht  ans  dem  Productions- 
lande  unmittelbar,  Zollzuschlägen  unterworfen. 

Die  Schiffbauprämien  sind  für  den  Bruttogehalt  bei  Schilfen  aus  Eisen  und 
Stahl  00,  aus  Holz  bis  zur  Grösse  von  200  Tonnen  10,  bei  grösseren  Schilfen  20,  bei 
„gemischten“  Schiffen  (aus  Eisen  und  Holz)  40  Frcs  p.  Tonne,  für  die  Schilfsroaschinen 
und  zugehörige  Apparate  ausserdem  12  Frcs.  p.  100  Kil.  (Ges.  v.  1881,  Art.  4).  Die 
Schifffahrtsprämien  betragen  bei  Schiffen  französischen  Baues  im  ersten  Jahre  für 
jede  Nettotonne  und  je  1000  durchlaufene  Meilen  l'/oFrcs.  und  nehmen  jährlich  um 
0.075  Frc.  bei  hölzernen  und  gemischten,  um  0.05  Frc.  bei  eisernen  Schilfen  ab. 
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Bei  Schiften  fremden  Baues  unter  französischer  Flagge  ist  die  Prämie  halb  so  hoch. 
Bei  Dampfschilien,  welche  nach  vorher  von  der  Marincvcrwaltung  gebilligten  Plänen 
gebaut  sind,  erhöht  sie  sich  um  15%  (Ges.  v.  1881,  Art.  9).  Ausgenommen  von  dieser 
Prämie  sind  die  für  kleine  und  grosse  Fischerei  bestimmten  Schifte  und  Schifte  von 
Subvention.  Linien  sowie  für  Vergnügungszwecke.  Schilfe,  welche  Schiflfahrtsprämien 
gemessen,  müssen  die  Postcorrespondenz  unentgeltlich  befördern,  auch  können  sie  (bez. 
alle  Handelsschiffe?)  im  Kriege  requirirt  werden  (Art.  10,  9).  Siehe  auch  Decr.  v. 
17.  Aug.  1881.  Statistisches  über  diese  Prämien  im  Bull.  XV,  180.  Bis  Ende  18S3 
betrugen  die  liquidirten  Schiffbauprämien  16,096,000  Frcs. 

Die  Tarife  für  die  Zuschlagzölle  bei  indirecter  Einfuhr  bilden  die  Tab.  C 
u.  D des  Zollgesetzes  von  1881.  Eine  bedeutendere  Höhe  haben  diese  Zuschläge  bes. 
bei  aussereuropäischen  Colonialwaaren  aus  europäischen  Häfen  (S.  819),  doch  auch, 
z.  Th.  in  Folge  Erhöhung  gegen  früher,  im  Tarif  v.  1881,  bei  einigen  andern,  z.  B. 
Seidengeweben , chin.  und  japan.  Porccllan,  Bronzen,  Möbeln.  Speciell  sind  hier 
37  aussereuropische  Waaren  genannt,  wovon  fünf  zuschlagfrei.  Der  allgemeine  Zu- 
schlag für  „alle  anderen“  solcher  Waaren  ist  3.60  Frcs.  p.  100  Kil.,  früher  war  er 
3.12;  im  Conveutionaltarif  haben  einige  davon  mässigere  Sätze.  Der  Tarif  D für  die 
indirecte  Einfuhr  europäischer  W'aaren  umfasst  26  Posten,  wovon  zwei  frei;  meist  ge- 
wisse Rohstoffe.  Der  Zuschlag  ist  zwischen  % und  5 Frcs.,  meist  2 — 3 Frcs.  f.  100 
Kil.  Die  übrigen  nicht  genannten  Waaren  europäischen  Ursprungs  unterliegen  keinem 
solchen  Zuschlag.  In  der  Regel  gilt  für  aussereuropäische  und  für  europäische  Waaren 
dieser  Zuschlag  bei  indirecter  Einfuhr  nach  dem  allgemeinen  Tarif  ebenso  gegenüber 
den  Vertragsstaaten,  da  die  Handelsverträge  meist  nichts  Anderes  oder  Ungünstigeres 
bestimmt  haben.  (S.  die  Noten  im  Bull.  IX,  p.  516 — 518  zu  den  Tabellen  C u,  D 
des  Tarifs  v.  1881.) 

Durch  ein  Ges.  v.  2.  Apr.  1889  ist  die  Schillfahrt  zwischen  Frankreich  u. 
Algier  wieder  ausschliesslich  der  französischen  Flagge  Vorbehalten  worden. 

d)  Ausfuhrzoll-Project,  Statistische  Abgabe.  In 
Verfolgung  ihrer  handeis-  und  zollpolitiscben  Gesichtspuncte  und 
Ziele  hat  die  Thiers’sche  Regierung  unmittelbar  nach  dem  Kriege 
auch  daran  gedacht,  durch  Ausfuhrzölle  wieder  grössere 
Summen  für  den  Staatsschatz  flüssig  zu  machen,  auch  hierin  gegen 
die  Politik  des  kaiserlichen  Regiments  reagirend.  Man  dachte  an 
einen  Ertrag  von  15  Milk  Frcs.  aus  einem  kleinen  allgemeinen 
Ausfuhrzoll  (1  °/0  vorn  Werth)  und  aus  höheren  Ausfuhrzöllen  für 
einige  französische  Stapelartikel,  besonders  Weine  und  Brannt- 
weine. „Die  ersteren  würden  leicht  vom  Handel  mitgetragen,  die 
letzteren  vermeintlich  auf  den  fremden  Bezieher  oder  Oonsumenten 
überwälzt  werden  können.“  Indessen  war  dies  bei  der  Natur  der 
französischen  Waaren  und  bei  der  Concurrenz  mit  anderen  Pro- 
ductionsländern  doch  zweifelhaft.  Jedenfalls  opponirten  die  fran- 
zösischen Exportinteressenten,  das  Project  fiel  (1871).  So  verblieb 
es  bei  dem  bestehenden  System,  das  die  Ausfuhr  zollfrei  liess,  von 
Papierfabrikationsmaterialien  (Lumpen  u.  dgl.)  abgesehen  (S.  816). 
Im  Zolltarif  von  1881  sind  dann  auch  diese  letzten  Ausfuhrzölle 
fortgefallen. 

Das  Projcct  von  1871  wollte  Wein  im  Fass  mit  1 Frc.  p.  Hectoliter,  in  Flaschen 
mit  5 Cent.  p.  Flasche,  Champagner  mit  20  Cent,  belegen,  Branntwein  mit  2 Frcs. 
p.  Hcct.  im  Fass,  20  Cent.  p.  Flasche,  Liköre  25  Cent.  p.  Flasche,  ausserdem  Eier 
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Tafelfrüchte,  Uelkuchen,  Hunde  starker  K<v;c.  Alle  anderen  nicht  benannten  Waaren, 
die  keinen  Bückzoll  genossen,  1%  vom  Werth  (nach  dem  Werth  in  der  Handelsstati- 
stik, vorbehaltlich  der  Umwandlung  in  specifischc  Sätze  durch  Decrete).  (S.  Am6  II, 
266,  Amagat  p.  373  11’,  Mathieu-Bod et  I,  35).  — „Hunde  starker  Ka<;.e,  bei  Aus- 
fuhr über  die  Landgrenze“  hatten  schon  bisher  einen  Ausfuhrzoll  (zuletzt  6.25  Frcs. 
p.  Stuck  im  allgemeinen,  6 Frcs.  im  Conv. -Tarif)  entrichtet.  Im  Tarif  von  1881  ist 
au  Stelle  dieses  Ausfuhrzolls  das  Ausfuhrverbot  getreten  (Zusammenhang  auch  mit 
zolltechnischcn  Momenten , da  solche  Hunde  gern  zum  Schmuggel  benutzt  werden). 
Dies  Verbot  ist  in  normalen  Zeiten  jetzt  ausser  dem  bestehengeblicbenen  der  Ausfuhr 
von  Nachdrucken  das  einzige  noch  geltende  des  französischen  Zollrechts.  — Der  Er- 
trag der  Ausfuhrzölle  war  zwischen  1870  — 80  226  — 517,000,  meist  250 — 400,000 
Frcs.  jährlich. 

Als  eine  Art  Ersatz  des  fallengelassenen  Projects  des  Ausfuhr- 
zolls wurde  dagegen,  ausschliesslich  aus  finanzpolitischen 
Erwägungen,  unter  der  Motivirung  einer  „Deckung  der  Kosten  der 
Handelsstatistik“  eine  eigene  kleine  statistische  Abgabe 
(droit  de  statistique  conmierciale)  auf  alle  ein-  und  ausgeführten 
Waaren  gelegt  (Gesetz  v.  22.  Jan.  1872,  Art.  3).  Der  weitere, 
übrigens  anfechtbare  Gedanke,  dass  gerade  die  Kaufleute  an  dieser 
Handelsstatistik  ein  besonderes  Interesse  hätten,  spielte  dabei  mit. 
Richtiger  ist  die  Begründung  einer  solchen  Abgabe  mit  dem  Interesse 
der  Handelsstatistik  selbst,  da  die  Pflicht  der  Abgabezahlung  als 
solche  zur  Beschaffung  besseren  Urmaterials  mit  die  Handhabe 
giebt.  Die  Abgabe  bringt  immerhin  63/4  Mill.  Frcs.  ein  und  somit 
wohl  sicher  mehr  als  die  Kosten  jener  Statistik  betragen. 

Der  Satz  ist  10  Cent,  für  jedes  selbständige  Stück  (in  Colli,  Fass,  Kiste,  Sack, 
andrer  zusammenfassender  Verpackung)  oder  10  Cent,  für  1000  Kil.  oder  für  1 Cubik- 
ineter  der  entsprechenden  Massenwaaren,  auch  10  Cent.  p.  Stück  Vieh,  ohne  Zuschlag- 
centimen, einerlei  welches  die  Herkunft  oder  Bestimmung.  Die  Abgabe  traf  also  auch 
den  Verkehr  mit  den  Vertragsstaatcn  und  hat  sich  hier  durchsetzen  lassen,  obwohl 
principiell  ein  Widerspruch  möglich  war,  der  bei  der  Kleinheit  der  Abgabe  aber  in 
den  meisten  Fällen  kein  erhebliches  practisches  Interesse  hatte.  Der  Ertrag  war  schon 
1872  5.67  Mill.  Frcs.  und  stieg  dann  allmälig,  fast  ununterbrochen,  bis  auf  6.80  in 
1883,  6.72  Mill.  in  1887. 

§.321.  e)  Der  Zolltarif  von  1881  und  neue  Handels- 
verträge. Nach  dem  misslungenen  Zollreform-Versuch  von  1872 
verblieb  es  im  ersten  Jahrzehnt  nach  dem  Kriege  im  Wesentlichen 
bei  den  früheren  allgemeinen  und  bei  den  Conventionaltarifen,  von 
der  Erhöhung  der  Finanzzölle  (§.  319)  und  der  neuen  allgemeinen 
Zollerhöhung  von  4°/0  durch  Gesetz  v.  30.  Dec.  1873  abgesehen, 
welche  letztere  aber  auf  die  in  den  Vertragstarifen  aufgezählten 
Waaren  nicht  anwendbar  war.  Mittlerweile  liefen  die  bestehenden 
Handelsverträge  ab  oder  konnten  gekündigt  werden,  so  dass  von 
Anfang  1879  an  freie  Hand  für  den  Abschluss  neuer  Verträge  und 
für  grössere  und  practisch  allgemein  durchführbare  Tarifreformen 
erlangt  wurde. 
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Man  benutzte  diese  Zeit  für  die  Vorbereitung  eines  umfassenden 
neuen  Zolltarifsystems,  auch  mittelst  einer  neuen  Enquete  über  die 
wirtschaftlichen  Bedingungen  und  Grundlagen  des  Tarifs.  Im 
Gesetz  v.  7.  Mai  1881  wurde  darauf  ein  neuer  allgemeiner 
Zolltarif  für  Ein-  und  Ausfuhr  (Tabelle  A und  B)  gegeben, 
welchem  in  besonderen  Tabellen  (C  und  D)  die  bereits  besprochenen 
Zuschlagzölle  bei  der  indirecten  Einfuhr  aussereuropäischer 
und  europäischer  Artikel  und  in  einer  weiteren  Tabelle  (E)  die 
Zölle  und  Zollbefreiungen  von  Erzeugnissen  französischer  Colonieen 
und  Besitzungen  bei  der  Einfuhr  in  Frankreich  beigefügt  wurden. 

Inzwischen  wurden  die  abgelaufenen  Handelsverträge  auf  kurze 
Fristen  mehrmals  verlängert  und  Vorbereitungen  für  den  Abschluss 
neuer  Handelsverträge  mit  den  meisten  bisherigen  Vertragsstaaten 
getroffen.  Daraus  gingen  in  den  Jahren  1881—82  neue  Handels- 
verträge mit  Belgien,  Italien,  Portugal,  Schweden  und 
Norwegen,  Spanien  und  der  Schweiz  (S.  788)  hervor,  in 
denen  Tarifstipulationen  enthalten  waren.  Aus  der  Ver- 
einigung der  letzteren  bildete  sich  ein  neuer  Conventional- 
tarif,  welcher  ausser  für  die  genannten  dann  auch  für  andere 
Staaten  nach  der  Meistbegünstigungsclausel  in  Kraft  trat,  nemlich 
durch  einen  neuen  Handelsvertrag  mit  blosser  Meistbegünstigungs- 
clausel für  Oesterreich-Ungarn  (18.  Febr.  1884)  und  Gross- 
britannien  (28.  Febr.  1882),  feiner  für  das  Deutsche  Reich 
auf  Grund  des  Frankfurter  Friedensvertrags  (S.  787).  Ausserdem 
galt  dieser  Conventionaltarif  nach  älteren  Verträgen  für  die  übrigen 
europäischen  Staaten,  d.  h.  für  alle  ausser  Dänemark, 
Griechenland  und  die  Niederlande.  Die  letzteren  haben 
später  aber  noch  einen  eigenen  Handelsvertrag  mit  einem  Special- 
tarif für  wenige  Waaren  mit  Frankreich,  im  Uebrigen  auf  der  Basis 
der  Behandlung  nach  dem  Fusse  der  meistbegünstigten  Nation,  ab- 
geschlossen (19.  Apr.  1884).  Mit  auss ereu r opäisc hen  Staaten 
hat  Frankreich  keine  Tarifverträge. 

In  der  deutschen  amtlichen  Ausgabe  der  Zolltarife  (Supp!.- Band  zum  DeutsQhon 
Handelsarcb.  1884)  sind  hei  den  einzelnen  Positionen  in  dem  französischen  Vertrags- 
tarif die  einzelnen  Vertragsstaaten  genannt,  denen  die  „Tarifconccssion“  vertrags- 
miissig  gemacht  ist,  — ein  für  Deutschland  wichtiger  Punct  (S.  787).  Die  neuen 
Handelsverträge  u.  A.  auch  in  der  Fortsetzung  von  Martens’  Kecucil  de  traitis,  par 
J.  Hopf,  bes.  S6rie  II,  vol.  8 u.  9. 

So  wurde  im  Ganzen  principiell  an  dem  „napoleonischen 
System  der  Handelsverträge“  auch  später  nicht  viel  geändert.  Der 
neue  allgemeine  Tarif  gilt  wie  der  alte  für  den  Handelsverkehr 
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mit  Staaten,  mit  denen  keine  Verträge  bestehen,  bezw.  für  die  Ein- 
fuhr von  Erzeugnissen  dieser  Länder,  sodann  für  die  im  Conven- 
tionaltarif  nicht  vorkommenden  Waarcn.  Prac tisch  ist  der 
Unterschied  von  früher  indessen  etwas  grösser,  aber  auch  nicht 
eben  sehr  bedeutend,  was  für  die  Bewährung  des  Vertragssystems 
spricht. 

Der  neue  Conventioualtarif  umfasst  nicht  so  viele  Waaren  als  der  alte,  so  dass 
der  allgemeine  Tarif  wieder  zu  weiterer  Anwendung  golangt,  auch  gegenüber  den 
Vertrags-  und  den  ihnen  gleichgestellten  Staaten.  Indessen  sind  mehrfach  da,  wo 
besondere  Ycrtragszölle  fortfielen,  die  Sätze  des  allgemeinen  Tarifs  auf  die  des  früheren 
Conventioualtarifs  herabgesetzt.  Bisweilen  haben  auch  finanzielle  Rücksichten  die  Nicht- 
aufnahme von  früheren  Conventionaltarifposten  in  den  neuen  Conventioualtarif  ver- 
anlasst. 

Im  Ganzen  ist  in  dem  neuen  Tarifsystem  das  Finanz- 
inte resse  an  höheren  Zöllen  in  geeigneten  Fällen  mehr  berück- 
sichtigt worden,  so  im  allgemeinen  Tarif,  besonders  bei  den 
Colonialwaaren , wo  die  Erhöhungen  des  J.  1871  im  Wesentlichen 
verblieben  sind  (S.  821),  aber  auch  sonst  mehrfach  in  diesem  Tarif 
und  mitunter  auch  im  Conventioualtarif. 

S.  die  Vergleichung  der  einzelnen  Sätze  der  alten  und  neuen  allgemeinen  und 
Conventionaltarife  in  Bull.  IX,  459  ff.  und  XI,  503  11'.  Beispiele:  die  neuen  wieder 
etwas  höheren  Vieh-  und  Flcischzölle  (s  §.  322),  welche  jetzt  auch  für  die  Vertrags- 
staaten gelten,  die  Zölle  auf  Eier,  Butter;  die  Erhöhung  des  Branntweinzolls  im 
Convcntionaltarif  durch  Gleichstellung  mit  dem  doppelt  so  hohen  Satze  im  allgemeinen 
Tarif.  Der  finanziell  wichtige  St  ein  kohlen  zoll  ist  im  allgemeinen  Tarif  auf  den 
Satz  des  Conventioualtarifs  (12  Cent.  p.  1000  Kil.)  reducirt. 

In  handelspolitischer  Hinsicht  ist  der  neue  allgemeine 
Tarif  gegen  den  früheren  ziemlich  durchweg  zu  einem  rationellen 
Schutz  Zolltarif  ohne  Prohibitionen  und  mit  massigeren, 
wenn  auch  nicht  niedrigen  Zollsätzen  umgebildet  worden. 

Bei  den  Zöllen  auf  Halbfabrikate  und  Fabrikate  geschah  das  gewöhnlich 
in  der  Weise,  dass  die  Sätze  des  alten  Conventioualtarifs  mit  geringen  Veränderungen  in 
den  neuen  allgemeinen  Tarif  übergingen.  Das  Tarifsystem  der  napoleonischcn  Ver- 
träge hat  auch  dadurch  eine  bemerkenswerthe  Anerkennung  gefunden.  Die  Rohstoffe 
sind  zollfrei  geblieben,  Stoffe  in  den  ersten  Verarbeitungsstufen  es  mehrfach  geworden 
oder  mit  massigen  Zöllen  belegt.  Die  — besonders  bei  Baumwoll-  und  Wollgarnen 
und  Geweben,  einigen  Metallwaaren,  chemischen  Producten  u.  a.  m.  — noch  verblie- 
benen, wenn  auch  durch  den  Convcntionaltarif  gegenüber  den  meisten  Industriestaaten 
grösstenthcils  unpractisch  gewordenen  Ein fuhrverbote  des  alten  allgemeinen  Tarifs 
sind  jetzt  auch  im  allgemeinen  Tarif  fast  durchaus  beseitigt  und  durch  specifische 
Einfuhrzölle  ersetzt,  hie  und  da  ist  die  Einfuhr  selbst  zollfrei  geworden  (Beispiele  in 
der  Kategorie  der  chemischen  Producte).  Einfuhrverbote  bestehen  für  gewöhnlich  nur 
noch  für  die  Monopolartikel,  für  Spielkarten,  KriegswafFen  und  gewisse  Geschosse, 
Kupfermünzen  ausser  Cours.  An  die  Stelle  von  Werth  Zöllen,  wo  sie  hie  und  da 
im  allgemeinen  Tarif  noch  vorkamen,  z.  B.  bei  Möbeln  und  Holzwaaren,  sind  spe- 
cifische getreten. 

Man  kann  diese  Aenderungen  alle  nur  als  zweckmässige  und 
richtige  bezeichnen,  wenn  man  sich  einmal  auf  den  auch  der  neuen 
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Tarifbildung  zu  Grunde  liegenden  principiellen  handelspolitischen 
Gesichtspunct  „gemässigten  Schutzzolls“  stellt.  Auch  das  Finanz- 
interesse möchte  im  Ganzen  dabei  gut  gefahren  sein,  jedenfalls 
besser  als  bei  dem  früheren  allgemeinen  Tarif,  wennschon  vom 
finanziellen  Standpunct  aus  eine  weitere  Ermässigung  der  vielfach 
immer  noch,  besonders  bei  feineren  Qualitäten  der  Fabrikate,  recht 
hohen  Schutzzölle  auch  des  neuen  allgemeinen  Tarifs  zu  wünschen 
gewesen  wäre. 

Ein  sehr  umfassendes  und  ins  Speciclle  gehendes,  zahlreiche 
Zollposten  und  einzelne  Positionen  enthaltendes  Actenstück  ist 
freilich  auch  der  neue  allgemeine  Tarif  geblieben.  Er  zählt  bei 
der  Einfuhr  immer  noch  579  Nummern,  darunter  allerdings  zahl- 
reiche Artikel  als  „zollfrei“  mit  gerechnet,  aber  anderseits  bei 
vielen  Nummern  mit  mehreren,  besonders  bei  Gespinnsten  und  Ge- 
weben mit  sehr  vielen  Positionen.  Der  Unterschied  mit  dem 
heutigen  britischen  Tarif  ist  auch  in  dieser  Hinsicht  ausserordentlich 
gross  geblieben. 

Die  ungemein  weitgehende  Qualitätsspecialisirang  der  spccilischen  Zölle  des  alten 
Oonventionaltarifs  bei  Gespinnsten  und  Geweben  ist  in  den  neuen  allgemeinen  Tarif 
übergegangen.  Mehrfach  sind  dabei  die  Sätze  des  Conveutionaltarifs  ein  wenig  um- 
geändert, öfters  etwas  erhöht  worden,  namentlich  bei  den  feinsten  Qualitäten.  Dies 
entspricht  aber  dem  leitenden  Gesichtspunct  des  französischen  Tarifsystems.  Schwierig- 
keiten bei  der  practischen  Anwendung  eines  solchen  Tarifs  im  Zolldienst  sind  dabei 
freilich  unvermeidlich. 

Der  neue  Gon ventionaltarif  unterscheidet  sich  von  dem 
alten  Couventionaltarif  und  folglich  auch  von  dem  neuen  allgemeinen 
Tarif  viel  weniger  als  letzterer  von  dem  alten  allgemeinen,  besonders 
in-  Betreff  der  Höhe  der  Sätze. 

Bei  den  vorueinlich  in  Betracht  kommenden  Zöllen  für  Halb-  und  Ganz- 
fabrikate, besonders  in  der  Textilbranche,  sind  die  Sätze  des  früheren  Tarifs 
meist  unverändert  beibehalten  oder  haben  nur  kleine  Veränderungen  erfahren,  letzteren 
Falls  regelmässig  kleine  Ermässigungon.  Doch  fehlen  auch  Erhöhungen  im  neuen 
gegen  den  alten  Couventionaltarif  nicht  ganz,  z.  B.  bei  gewissen  feineren  Baumwoll- 
geweben  und  BaumwolJsammet.  Mitunter  ist  selbst  an  Stelle  der  Zollfreiheit  im 
früheren  ein  nicht  unbedeutender  Zoll  im  neuen  Couventionaltarif  getreten,  so  bei 
Farbstoffen  aus  Steinkohlcntheer.  . 

Das  Wichtigste  war  auch  hier  die  Umwandlung  der  früheren 
noch  mehrfach  verbliebenen  Werthzölle  in  zum  Theil  allerdings 
ziemlich  hohe  specifische  Zölle,  welche  jedoch  hinter  den  Sätzen 
des  neuen  allgemeinen  Tarifs  mehrfach  erheblich  Zurückbleiben, 
mitunter  diesen  aber  auch  nur  gleichstehen. 

Leinwand,  feinere  Baumwoll-,  Wollgewebe,  einige  Lederwaaren,  Möbel  und 
andere  Holzwaaren,  musikalische  Instrumente  u.  a.  m. 
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Auf  diese  Weise  herrscht  in  dem  neuen  Tarifsystem,  princi- 
piell  und  rechtlich  betrachtet,  eine  erheblich  grössere 
Gleichmässigkeit  in  den  Zöllen  für  die  Einfuhr  von  Waaren 
aus  den  begünstigten  und  aus  den  übrigen  Ländern  als  in  dem 
1860  begründeten.  Daher  ist  das  Interesse,  an  der  Begünstigung 
Theil  zu  nehmen , ein  weniger  starkes  als  früher  geworden. 
Practisch  genommen  hat  sich  dagegen  nicht  so  viel  verändert, 
weil  eben  für  die  Einfuhr  von  Halb-  und  Ganzfabrikaten  auch 
schon  vordem  fast  nur  die  durch  Handelsverträge  begünstigten 
Länder  bedeutenderer  industrieller  Entwicklung  in  Betracht  ge- 
kommen sind.  Berücksichtigt  man  das,  so  ergiebt  sich,  dass  der 
Fortschritt  zu  massigeren  Schutzzöllen  nach  den  vornemlich  mass- 
gebenden Conventionaltarifen  bemessen  in  der  Periode  nach 
1881  verglichen  mit  derjenigen  nach  1860  nicht  gerade  bedeutend 
war,  aber  dass  doch  ein  Fortschritt  in  dieser  Richtung,  kein 
Rückschritt  zu  schärferem  Schutzzoll  erfolgt  ist.  Der  grosse 
Fortschritt,  welcher  durch  das  Handelsvertragssystem  im  J.  1860 
gegen  das  bis  dahin  geltende  Tarifsystem  gemacht  ist,  wurde  also 
erhalten  und  etwas  weiter  geführt,  — trotz  der  politischen  Wendung, 
welche  die  Jahre  1870 — 71  brachten.  Indem  der  alte  Conventioual- 
tarif  aber  sogar  die  Grundlage  des  neuen  allgemeinen  bei  Haib- 
und Ganzfabrikaten  wurde,  ist  eben  nunmehr  das  1860  inaugurirte 
„liberalere“  handelspolitische  System  aus  einer,  wenn  auch  weit 
umfassenden  Ausnahme  zur  generellen  Regel  für  den  gesammten 
Einfuhrhandel  geworden.  Die  vielfach  so  scharf  angegriffene 
Handelspolitik  Napoleon’s  III.  hat  so  in  der  That  eine  bemerkens- 
werthe  Genugthuung  durch  die  geschichtliche  Entwicklung  erfahren. 
Der  Fehler  einer  zu  geringen  Beachtung  der  finanzi eilen  Inter- 
essen beim  Zollwesen  hat  aber  zugleich  seine,  nicht  schwierige, 
Berichtigung  gefunden. 

Der  Zucker  ist  neuerlich  unter  den  Normen  der  allgemeinen  Zuokersteuer-tiesotz- 
gebuug  (§.  2(>7)  geblieben.  Der  neue  Conventionaltarif  gewährt  nur  bei  raffinirtem 
und  ihm  gleichgestellten  rohen  Zucker  eiue  Ermässigung  (zunächst  an  Belgien)  von 
47a  u-  ® Yä  t'res.  gegen  den  allgemeinen  Tarif  v.  1881  , (48  u.  51  gegen  50ya  u. 
5b Ya  Frcs.j.  — Ein  paar  Tarifänderungen  gegen  die  Sätze  des  allgemeinen  Tarifs  v. 
1881  brachte  für  wenige  Artikel  (u.  a.  Salz)  das  Ges.  v.  5.  April  1884,  auch  das  v. 
19.  Apr.  1889. 

§.  322.  f)  Neue  agrarische  Schutzzölle.  Von  all- 
gemeinerer handeis-  und  zollpolitischer,  sowie  nach  dem  Erfolg, 
wenngleich  nicht  nach  dem  eigentlichen  Zweck,  auch  von  finan- 
zieller Bedeutung  ist  dann  seit  dem  Erlass  des  neuen  Tarifs  nur 
die  Rückkehr  zu  höheren  agrarischen  Schutzzöllen  für 
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Getreide  und  Vieh  im  J.  1885  geworden.  Die  Gründe  dafür  liegen 
in  dem  bekannten  Preisdruck,  welchen  die  west-  lind  mitteleuro- 
päischen Agrarproducte  durch  die  vermehrte  Concurreuz  über- 
seeischer, namentlich  nordamerikanischer,  indischer  uud  osteuro- 
päischer, besonders  russischer  Producte  in  neuester  Zeit  erfahren 
haben.  Auf  die  schwierige  Frage,  ob  zu  diesem  Bebufe  neue  oder 
erhöhte  Schutzzölle  in  Frankreich  wie  anderswo,  speciell  in  Deutsch- 
land, berechtigt  waren  und  auf  die  ebenfalls  schwierige  Frage 
nach  den  Wirkungen  dieser  Zölle  kann  hier  nicht  näher  eingegangen 
werden.  Genug,  dass  die  genannten  Zölle  wieder  ein  wichtiger 
und  auch  finanziell  bedeutsamer  Theil  des  bestehenden 
französischen  Zollwesens  geworden  sind.  Beachtenswerth  ist  dabei, 
dass  die  neuen  Getreidezölle  nur  als  höhere  feste  Zölle,  wie 
seit  1861,  nicht  nach  dem  früheren  System  problematischen  Werths, 
demjenigen  der  „gleitenden  Scala“,  festgesetzt  worden  sind. 

Die  Zölle  des  allgemeinen  Tarifs  v.  1881  waren  für  Getreide  fast  dieselben  wie 
die  vorher  bestehenden,  für  Vieh,  bes.  Ochsen,  schon  etwas  erhöht,  aber  doch  noch 
wesentlich  nur  Finanzzöllc.  Im  alten  uud  neuen  Conventionaltarif  fast  durchweg  die- 
selben Sätze  wie  im  allgemeinen  Tarif.  l)nrch  die  Gesetze  vom  28.  März  1885  und 
20.  März  und  5.  April  1887  sind  dagegen  wesentlich  höhere  Zölle,  der  Absicht  nach 
agrarische  Schutzzölle,  wenn  auch  von  fraglicher  Wirkung  in  dieser  Hinsicht  einge- 
treten. Neue  Erhöhungen  sind  geplant  (1888  u.  1SS9,  s.  u.).  Die  Tarife  veränderten 
sich  folgendermassen : 


Allgemeiner  Tarif 

Ges. 

Ges. 

alter 

v.  1S81 

v.  1885 

v.  1887 

p.  100  Kil. : 

Frcs. 

Frcs. 

Frcs. 

Frcs. 

Weizen  u.  s.  w.  Körner  . . . 

. 0.02 

0.60 

3.00  6.60 

5.00 

.,  „ Mehl  . . . 

. 1 .25 

1.20 

6.00  9.50 

8.00 

Anderes  Getreide,  Körner  . . 

. Frei 

Frei 

1.50  5.10 

3.00 

„ „ Mehl  . . . 

. Frei 

Frei 

Frei  Frei 

Unvcränd. 

Malz 

Frei 

1.90  5.50 

Onveränd. 

Schißsbrot  

. . . 1.25 

1.20 

5.50 

8.00 

Grütze,  Graupen  u.  dgl.  . 

. . . 1.25 

1.20 

5.50 

8.00 

Nudeln 

. . . 624 

6.00 

Unvcränd. 

8.00 

Sago  u.  dgl 

. . . 1.25 

6.00 

Unvcränd. 

8.00 

p.  Stück: 

Ochsen 

. . . 3.74 

1 5.00 

25.00 

38.00 

Kühe 

8.00 

12.00 

20.00 

Stiere 

8.00 

1 2.00 

Unvcränd. 

Junge  Ochsen  u.  dgl. 

. . . 1.25 

5.00 

8.00 

Unvcränd. 

Kälber 

. . . 0.31 

1.50 

4 00 

8.00 

Widder,  Schafe  u.  s.  w.  . 

. . . 0.31 

2.00 

3.00 

5.00 

Lämmer 

. . . 0.12 

0.50 

1.00 

Unvcränd. 

Böcke,  Ziegen,  Zicklein  . 

. . . Frei 

0.50 

1.00 

Unvcränd. 

Schweine 

. . . 0.31 

3.00 

6.00 

Unvcränd. 

Spanferkel 

0.50 

1.00 

Unveränd. 

p.  100  Kil.: 

Frisches  Schlachtfleisch  . 

. . . 0.62 

3.00 

7.00 

12.00 

Gesalzenes  Fleisch  . . . 

4.50 

8.50 

Unveränd. 
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Der  Zoll  für  Weizen  gilt  auch  für  Spelz  und  Mischkorn.  „Anderes“  Getreide 
umfasst  Koggen,  Gerste,  Hafer,  Mais,  Buchweizen.  Die  Erhöhung  des  Zolls  gilt  aber 
im  Ges.  v.  1885  nur  für  Koggen,  Gerste  und  Hafer  und  die  weitere  im  Ges.  v.  1887 
nur  für  Hafer.  Von  den  im  Ges.  v.  1S85  unterschiedenen  2 Zöllen  gilt  der  erste, 
niedrigere,  für  europäisches  und  direct  von  Aussercuropa  eingeführtes,  der  zweite, 
höhere,  für  aussercuropäischcs  aus  europäischen  Zwischenhäfen  eingeführtes  Product 
Jüngst  ist  durch  Ges.  v.  16.  Apr.  1889  auch  der  Zoll  für  Koggen  weiter  erhöht:  auf  5 u. 
6.60  Frcs.  (nach  dem  gen.  Herkunftsnutcrschied)  u.  für  Mehl  auf  5 u.  8.60  Frcs.  — 
Für  Getreide  und  übrige  eingeführte  Producte  gilt  bei  der  Einfuhr  aus  den  Vertrags- 
und begünstigten  Staaten  der  allgemeine  Tarif,  bis  auf  Nudeln,  wo  Italien  den  halben 
Zoll  (3  Frcs.)  im  Conventionaltarif  hat,  was  aber  zeitweilig  durch  den  Handelskrieg 
zwischen  Frankreich  und  Italien  suspendirt  ist.  Bei  Vieh  besteht  nur  für  Spanferkel 
unter  S Kil.  Gewicht  Zollfreiheit  im  Conventionaltarif  (Belgien),  die  Erhöhung  des  Zolls  in 
1S85  bezieht  sich  uur  auf  schwerere  Ferkel.  Für  sonstiges  Vieh  kommt  auch  gegen  die 
Vertragsstaaten  der  allgemeine  Tarif  zur  Anwendung.  Für  frisches  und  gesalzenes 
Fleisch  ist  im  Conventionaltarif  gegenüber  mehreren  Staaten  der  allgemeine  Tarifsatz 
besonders  aufgenommen,  so  dass  die  Zollerhöhung  gegenüber  den  begünstigten  Staaten 
nicht  Platz  greift  Eine  amtliche  Uebersicht  der  französischen  Gctrcidezoll- Gesetz- 
gebung und  der  Zollerträge  von  1791 — 1SS5  im  Bull.  XIX,  413. 

Die  Zollerträgnis  sc  zeigen  bei  Getreide  deutlich  den  Ein- 
fluss dieser  Zollerhöhungcn,  bei  Vieh  kaum. 

§.  323.  g)  Finanzielle  Ergebnisse  des  Zollwesens 
seit  dem  Kriege.  Wie  die  folgende  Uebersicht  des  Näheren 
zeigt,  sind  diese  sehr  günstige  gewesen,  so  dass  die  Zollerträge  in 
dieser  neuesten  Periode  absolut  und  relativ  viel  bedeutender  für 
die  Finanzen  ins  Gewicht  fallen  als  in  einer  der  früheren  Epochen. 
Der  bei  Weitem  grösste  Theil  der  vermehrten  Einkünfte  kommt 
natürlich  auf  die  Einfuhrzölle,  aber  auch  die  statistische  Ab- 
gabe und  das  neue  Tonnengeld  (Quai -Abgabe)  haben  zu  dem 
günstigen  Resultat  beigetragen.  Dasselbe  ist  ausserdem  durch  das 
relativ  gegen  dasjenige  der  Roherträge  viel  geringere  Anwachsen 
der  Verwaltungskosten,  die  Geringfügigkeit  der  noch  bezahlten 
eigentlichen  Ausfuhrprämien  und  den  Fortfall  der  Disconten  bei 
Baarzahlungen  der  Zölle  und  der  Salzsteuer  (seit  1875)  für  den 
Reinertrag  der  Zollverwaltung  noch  weiter  verbessert  worden. 
An  der  Steigerung  des  Ertrags  der  Einfuhrzölle  sind  die  im  Zoll- 
satz so  stark  erhöhten  eigentlichen  Finanzzoll -Artikel,  besonders 
der  Kaffee,  dieser  jetzt  mit  100  Mill.  Ertrag,  das  Petroleum 
zumeist  betheiligt,  aber  auch  andere  Artikel,  vornemlich  die 
Cerealien  und  unter  den  neueren  Verhältnissen  des  französischen 
Weinbaues  (S.  654)  der  Wein,  haben  zu  der  Steigerung,  besonders 
in  den  letzten  Jahren,  wesentlich  beigetragen. 

Somit  hat  sich  die  aus  zwingenden  finanziellen  Gründen 
eingeschlagene  Handels-  und  Zollpolitik  und  das  Maasshalten  in  der 
Schutzzollpolitik  finanziell  gut  bewährt. 
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Die  folgende  Uebcrsicht  schliesst  sich  den  früheren,  namentlich  der  auf  S.  810 
aus  der  letzten  Periode  an.  Das  für  die  früheren  benutzte  Tabl.  g6ner.  geht  nur  bis 
1872.  Die  Daton  für  die  folgenden  Jahre  sind  den  Tabellen  von  Faure  p.  100  fl’., 
195,  198  und  den  Zusammenstellungen  der  Zollerträge  im  amtl.  Tabl.  de  commerce 
und  darnach  im  Bull.  (XXV.  42S  zuletzt,  f.  1887,  und  frühere  Bände)  entnommen 
und  möglichst  so,  wie  die  früheren,  gruppirt  worden.  Eine  Uebersicht  der  Rohcin- 
nahmeu  (incl.  Salz)  und  Kosten  v.  179.1 — 1885  im  Bull.  XXI,  488  (s.  o.  S.  010),  in 
einigen  Zahlen  etwas  abweichend  vom  Tabl.  geu6r. 


Ein  nähme 

Einfuhrzölle 

Zus. 

Ausf.-Schiflf.- 

Statist.  Ver- 

1 Summe 

Salzst. 

Mill.  Frcs. 

Allgcm. 

Zuckor 

Zöllo  Abg. 

Abg.  schied 

1809 

71.64 

48.04 

120  28 

0.16  0.31 

— 1.58 

122.31 

22.38 

1870 

79.71 

45.50 

135.21 

0.20  0.25 

— 1.39 

127.10 

23.70 

1871 

104.22 

51.02 

155.84 

0.38  0.20 

— 1.52 

158.00 

24.09 

1872 

98.15 

47.62 

145.77 

0.47  3.01 

5.07  2.58 

158.10 

23.47 

1S73 

148.76 

09.30 

218.12 

0.34  4 42 

5.50  3.50 

231.94 

25.92 

1880 

243.07 

87.53 

331.20 

0.52  7.23 

0.50  3.72 

349.18 

18.27 

1881 

200.72 

60.04 

327.36 

0.10  7.07 

6.58  3.74 

345.45 

19.07 

1885 

207.91 

100.09 

308.00 

— 7.35 

0.45  3.79 

386.19 

23.33 

1887 

295.72 

38.80 

334.52 

— 8.18 

6.72  5.10 

354.58 

21.99 

Ausgabe 
Mill.  Frcs. 

Regie- 

kosten 

Non- 

Ausf.- 

Präm. 

■valcurs  Reinertrag  % der  Regiekosten 

Anderes  „ Zölle  u.  vom 

Salzst.  Rohertr.  Reinertr. 

1869 

27.68 

0.23 

1.33 

92.09 

115.37 

19.0 

19.33 

1870 

27.45 

0.17 

1.29 

98.20 

121.90 

18.25 

18.33 

1871 

27.58 

0.15 

1.00 

128.77 

152.86 

15.0 

1 5.50 

1872 

29.39 

0.10 

2.29 

120.20 

149.73 

16.33 

16.50 

1873 

30.10 

0.23 

c.  2.55 

198.90 

224.S2 

11.70 

— 

1880 

31.37 

0.10 

c.  1.50 

310.15 

334.42 

8.50 

— 

1881 

29.43 

0.17 

c.  1.50 

317.79 

337.40 

8.50 

— 

1885 

31.50 

c.  0.2 

c.  1.50 

352.99 

3S6.32 

7.50 

— 

1887 

c.  31.15 

c.  0.2 

c.  2.00 

321.23 

343.22 

8.30 

— 

Die  mit  „circa“  bczeichneten  Zahlen  sind  bei  den  Regiekosten  und  Ausfuhr- 
prämien f.  1887,  bei  letzteren  auch  f.  1885,  die  Voranschläge,  bei  den  „anderen“ 
Non-valcurs  1S73— 87  Schätzungen,  da  mir  die  Daten  nicht  für  die  Zölle  ausgcschie- 
deu  von  anderen  gleichen  Posten  bei  den  indirecten  Steuern  Vorlagen  (es  kann  sich 
hier  aber  um  keine  grossen  Differenzen  handeln).  — Die  Berechnung  der  Proccnte  der 
Regiekosten  vom  „Reinertrag“  wie  oben  S.  805  (Rohertrag  bloss  abzüglich  Noji-valeurs). 

Die  Zunahme  der  Schifffahrtsabgaben  kommt  ganz  auf  das  neue  Tonnen- 
geld (Quai  - Abgabe),  7 — 71/,  Mill.  Frcs.  in  neuerer  Zeit.  Die  anderen  Abgaben  dieses 
Zweigs  sind  kleine  Gebühren  bei  der  Schilffahrt  (s.  u.  §.  327,  zus.  c.  310,000 — 

330.000  Frcs.,  wovon  8400,  mitunter  7 — 11,000,  für  Franzisirung  fremder  Schille, 
34,000 — 40,000  Frcs.  für  Conges  französischer,  31 — 30,000  für  Pässe  fremder  Schiffe, 

240.000  — 200,000  Frcs.  für  Pcrrnis  und  Certificate  bezügl.  Schiffsladungen).  — Die 
Rubrik  „Verschiedenes“  umfasst:  kleine  Stern pclabga ben , c.  1la  Mill.;  Urkunden 
über  Schifl'sfranzisirung,  1 — 4000  Frcs.;  Zahlungen  der  Gemeinden  für  die  Kosten  des 
zollamtlichen  Exercice  der  Entrepufs,  30—53,000  Frcs.;  Zahlungen  der  Sodafabriken 
für  die  Kosten  des  Exercice,  1/i — 3/a  Mill.;  Magazin-  und  Bewachungsgeld,  2 — 7000; 
verschiedene  und  zufällige  Einkünfte,  1 — 11/4  Mill.;  Geldstrafen  und  Conliscationen, 
1 — la/4  Mill.;  Plombirungs-  und  dgl.  Gebühren  (so  für  Transit),  1/a  Mill.;  Lazarcth- 
und  andere  Einkünfte  von  Sanitätsanstalten,  1.2 — 1.4  Mill;  Gebühr  für  die  sanit.  Unter- 
suchung des  eingeführten  Viehs,  J/7 — '/s  Mill. 

Die  Verwaltungskosten  zerfallen  in  die  in  Frankreich  und  in  Algier,  und 
weiter  in  persönliche  (in  den  letzten  Jahren  c.  28,  anfangs  der  Periode,  1871 
c.  23  Mill.,  dazu  in  Algier  jetzt  1,1  Mill.),  sachliche  (normal  früher  1/3  Mill.,  jetzt 
c.  450,000,  in  Algier  100,000  Frcs.),  und  diverse  (anfangs  S1/^  jetzt  nur  17a  Mill., 
in  Algier  80 — 85,000  Frcs.).  — Die  „anderen“  Non-valeurs,  ausser  den  Aus- 
fuhrprämien, umfassen  nach  Wegfall  der  Zoll-  und  Salzstcuer-Disconten  (0 — 700,000 
für  Zoll,  über  200,000  für  Salz  früher)  bcs.  Rückzahlungen  von  Zöllen  (3 — 600,000 
Frcs)  und  Vertheilung  von  Geldstrafen  (z.  B.  1871  u.  1872  371,000  u.  907,000  Frcs.). 
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Bei  der  starken  Vermehrung  der  Zollerträge  sind  die  Regiekosten  relativ,  in  °/u, 
gegen  die  1860er  Jahre  auf  % gefallen. 

Die  folgende  Uebersicht  giebt  die  Erträgnisse  der  Einfuhrzölle  der  Haupt  - 
artikel  und  ist  mit  der  früheren  auf  S.  817  zu  vergleichen.  Am  Stärksten  schwanken 
aus  früher  besprochenen  Gründen  (§.  267  fT.  und  nach  Ausweisen  der  Tabellen  auf  S.  670 
u.S.  S17,  832)  die  Erträgnisse  dcsZnckers,  namentlich  des  fremden,  im  Gegensatz 
zu  dein  aus  den  französischen  Colonien.  (Mill.  Frcs.) 


Rein  oder 
überwiegend 

1872 

1 S87 

Rohsto  ff- 
und  überwiegend 

1872 

1887 

F inanz  Zölle 
Kaffee 

25.0 

99  6 

Schutzzölle 
Steinkohle  .... 

8.0 

11.4 

Zucker 

47.6 

38.8 

Wollgewebe  . . . 

8.9 

7.3 

Cerealien 

2.3 

41.1 

Baumwollgewebe  . . 

7.7 

7.2 

Petroleum 

10.6 

29.3 

Baumwollgarn  . . . 

1.9 

3.3 

Wein 

1.3 

23.3 

Werkz.  Met.-Art.  . . 

0.7 

2.6 

Cacao  

3.4 

13.3 

Maschinen  u.  dgl.  . 

1.6 

2.5 

Tafelfrüchte  .... 

0.8 

7.1 

Eisen  und  Stahl  . . 

1.5 

2.4 

Vieh 

bei  and. 

5.3 

Töpf.,  Glasw.  . . . 

bei  and. 

1.8 

Pfeffer,  Piment  . . . 

0.4 

4.9 

Leinengarn  .... 

0.7 

0.8 

Branntwein  .... 

0.1 

2.7 

Leinwand  .... 

1.8 

0.6 

Bier 

bei  and. 

1.8 

Seidengewebe  . . . 

bei  and. 

0 6 

Thec 

0.5 

1.3 

Ocl  aus  fettigen  Körnern 

0.3 

0.4 

Käse 

0.4 

0.6 

Zus.  . . 

33.7 

40.9 

Olivenöl 

0.4 

0.6 

Andere  Waarcn  . . 

19.1 

23.9 

Reis 

0.2 

Frei 

Summe  . 

145.8 

334.5 

C 

Lf. 

• 

• 

i 

. 93.0 

269.7 

Die  Zölle  von  Cerealien  und  Vieh  können  hier  wohl  zu  den  Finanzzöllen  gestellt 
werden,  zu  denen  übrigens  auch  die  RohstolF/.ölle,  bes.  die  Steinkohlenzölle  gerechnet 
werden  könnten.  Einige  Zollposten  haben  in  dieser  Periode  1870 — 1887  im  Ertrage  sehr 
geschwankt,  besonders,  wie  gesagt,  Zucker,  aber  doch  auch  andere.  Kaffee  gab 
1S70  und  1S71  sohon  38.0  und  40.1,  1883 — 86  jährlich  schon  106.5;  Cerealien 
zuerst  1879  über  10  Mill.  (13.7),  von  1881 — 84  wieder  6—8,  1885—87  aber  11.2, 
21.1,  41.1,  Vieh  erst  seit  1881  regelmässig  über  1 Mill.  Frcs.,  1881 — 86  2.3,  4.7,  5.3, 
4.4,  5.3,  5.6,  Wein  noch  1877  nur  2.7,  dann  steigend  auf  27.5  in  1881  und  wieder 
herab  auf  15.9  Mill.  Frcs.  in  1S85  (s.auch  S.655).  Die  Schwankungen  der  übrigen,  finanziell 
minder  wichtigen  Artikel  sind  meist  geringer,  und  gleichen  sich  mehr  gegenseitig  von 
Jahr  zu  Jahr  aus.  Die  Schwankungen  der  Gcsainmterträge  kommen  vornemlich 
mit  von  den  Artikeln  Zucker,  Cerealien,  Wein  her. 


Im  Vergleich  mit  der  früheren  Zeit  ergiebt  sich,  dass  der 
Haupttheil  der  Zollerträge  jetzt  auch  verhältniss massig  mehr 
als  früher  aus  den  Finanz  zollen  herrührt,  zumal,  wenn  man 
zu  diesen  die  Zucker-  und  Getreide-,  Vieh-  und  Steinkohlenzölle 
ganz  hinzurechnet.  Auf  die  „Finanzzölle“  in  diesem  weiteren 
Sinn  kam  dann  von  dem  Gesammtcrtrag  (abzüglich  Zuckerausfuhr- 
prämie bei  Einnahme  und  Ausgabe  in  1859)  z.  B.  1859  53.7,  1868 
77.6,  1887  84.0%.  Wäre  nicht  der  Ertrag  des  Zuckerzolls  wegen 
der  Beziehung  zur  inländischen  Zuckerindustrie  und  Zucker- 
besteuerung so  schwankend,  so  würde  das  noch  schärfer  hervor- 
treten. Im  Ganzen  ist  daher  überhaupt  in  neuerer  Zeit  das  fran- 
zösische Zollwesen  mehr  und  mehr  zu  einer  überwiegend 
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finanziellen  Einrichtung  und  in  geringerem  Grade  eine  s c h utz- 
z öller  isclie,  namentlich  h and  eis-  oder  richtiger  indu  st  rie- ' 
politische  geworden,  — freilich  abgesehen  von  der  Rückkehr 
zu  agrarischen  Schutzzöllen,  welche  indessen  durch  ganz  neue 
weltwirtschaftliche  Conjnncturen  bedingt  gewesen  ist. 

Durch  diese  schärfere  Anspannung  des  Finanzmoments  im 
Zollwcsen  ist  freilich  eine  neue  vermehrte  Belastung  der  Bevölkerung 
mit  Verbrauchssteuern  eingetreten,  welche  in  einigen  Fällen, 
vor  Allem  bei  dem  französischen  warmen  Nationalgetränk,  dem 
Kaffee,  auch  bei  Petroleum  gewiss  empfindlich  geworden  ist. 
Aber  auch  das  war  eben  nur  eine  unvermeidliche  Wirkung  der 
allgemeinen  Finanzlage  und  damit  wieder  der  Politik  des  Landes. 
Vom  Standpunct  der  gesammten  Steuerpolitik  und  speciell  der  all- 
gemeinen Verbrauchssteuerpolitik  aus  war  diese  Entwicklung  der 
Erträgnisse  der  Einfuhrzölle,  der  wichtigeren  Finanzzölle  wie  der 
weniger  bedeutenden  Finanz-  und  der  industriellen  Schutzzölle,  im 
Uebrigen  unter  französischen  Verhältnissen  auch  zu  billigen  und 
folgerichtig.  Denn  durch  diese  Besteuerung  der  eingeführten  aus- 
wärtigen Verzehrungs-  und  Genussmittel  und  Verbrauchsgegen- 
stände, darunter  auch  mancher  Luxusconsumptibilien  der  Massen 
wie  der  wohlhabenderen  Classen,  wurde  immerhin  die  ganze 
Steuerlast  gleichmässiger  und  auf  noch  mehr  Schultern  vertheilt, 
und  mit  den  Verhältnissen  der  Besteuerung  inländischer  Objecte, 
den  kalten  Getränken,  dem  Zucker,  dem  Tabak  und  den  übrigen 
Artikeln  zweiten  Ranges  in  Uebereinstimmung  gebracht.  Die  er- 
folgreich eingeschlagene  Handels-  und  Zollpolitik  seit  1870  erscheint 
so  finanzpolitisch  richtig. 


ß.  Die  Einrichtung  des  Zollwcsens. 

Im  vorausgehenden  Abschnitt  von  der  Entwicklung  des  Zollwesens  und  dem 
Gang  der  Tarifpolitik  ist  manches  auf  die  Einrichtung  des  Zollwesens  Bezügliche  schon 
mit  zu  berühren  gewesen  und  kann  im  Folgenden  übergangen,  wie  das  Meiste,  was 
sich  auf  das  Tarifwesen  bezieht,  oder  braucht  nur  kurz  erwähnt  zu  werden.  Manches 
ergiebt  sich  aus  der  Natur  der  Sache,  dem  Wesen  des  Grenzzollsystems,  der  dabei 
vorkommenden  Ueberwachung  des  Grenzverkehrs,  namentlich  bei  der  Conceutration  des 
finanziellen  wie  protectionistischen  Moments  im  Zollwesen  auf  Einfuhrzölle.  Daher 
besteht  in  den  betreffenden  Normen,  Massregeln  und  einzelnen  Einrichtungen  auch  in 
den  verschiedenen  Culturstaaten  viele  Uebereinstimmung  im  Principiellen  und  Mate- 
riellen des  Zollrechts  und  mehr  nur  Verschiedenheiten  im  Formellen.  Es  ist  deshalb 
nicht  notwendig,  in  alles  Detail  des  französischen  Zollrcchts  näher  eiuzugehen.  Manche? 
ist  dann  freilich  dem  letzteren  specifisch  eigentümlich  oder  wenigstens  in  besonderer 
Weise  ausgebildet,  so  das  Transit-  und  Entreputwescn,  das  Rückzoll- (Drawback-)  und 
Ausfuhrprämienwesen,  das  System  der  zeitweisen  zollfreien  Zulassung  von  fremden 
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Producten  zur  Bearbeitung  und  Wiederausfuhr  („Veredelungsverkehr“),  die  Controle 
im  Grenzbezirk,  die  Durchführung  ehemals  des  Werthzollsystems  und  jetzt  noch  des 
Systems  sehr  specialisirender  specifischer  Zölle,  wie  bei  Waaren  der  Textilbranche, 
das  Controlrecht  bei  Verdacht  des  Schmuggels,  die  Betheiligung  der  Beamten  am  Erlös 
aus  Confiscationcn  und  Geldstrafen  u.  a.  m.  Indessen  bezieht  sich  das  Meiste  hiervon 
auf  die  handelspolitische  Seite  des  Zollwesens,  die  als  solche  nicht  hierher  ge- 
hört, und  Einiges  hat  auch  mit  dem  Fortfall  der  bezüglichen  Einrichtungen  nur  mehr 
noch  historisches  Interesse,  wie  iin  Wesentlichen  das  Rückzoll-  und  Ausfuhrprämien- 
wesen. Endlich  sind  manche  Normen  und  Einrichtungen  im  Zollwesen  die  gleichen 
oder  analogen  wie  bei  anderen  französischen  Steuern,  besonders  den  inneren  Ver- 
brauchssteuern. darunter  namentlich  denen  mit  Versendungscontrole,  Entreputrecht,  wie 
z.  B.  den  Getränkesteuern,  so  dass  mit  Rücksicht  auf  früher  Dargestelltes  hier  Manches 
übergangen  werden  kann  oder  es  genügt,  cs  kurz  zu  berühren  (s.  u.  A.  bes.  § .263,  264 
über  die  Getränkesteuern). 

Nach  diesen  auf  möglichste  Beschränkung  hinweisenden  Gesichtspuncten  ist  die 
folgende  Darstellung  entworfen.  S.  die  Literatur  oben  S.  790,  bes.  Yignes,  Block, 
dict.  Art.  douane  von  Ozenne,  v.  Hock.  Für  die  Verhältnisse  der  Rückzölle  umF 
Ausfuhrprämien  Lexis’  gen.  Werk.  — Die  Hauptgesetze  sind  schon  die  o.  S.  785 
genannten  v.  1791. 

§.  324.  1.  Dien  st  Organisation.  Das  Zollwesen  steht 

gegenwärtig  unter  einer  eigenen  finanzministeriellen  General- 
direction, derjenigen  der  Zölle.  Zeitweilig  war  früher  die  Ver- 
waltung des  Zollwesens  und  der  indirecten  Steuern  unter  Einer 
Generaldirection  vereinigt,  was  sich  indessen  nicht  bewTährt  zu 
haben  scheint  und  bei  dem  Umfang,  der  Verschiedenheit  und 
Mannigfaltigkeit  der  Geschäfte  auch  wohl  nicht  passend  ist. 

Vereinigung  durch  Decr.  v.  27.  Dec.  1851,  und  zwar  in  der  Weise,  dass  die 
Generaldirection  der  indirecten  Steuern  in  die  des  Zollwesens  aufgenommen  wurde, 
weil  die  Verwaltung  der  Zölle  sich  seit  1848  besser  als  die  der  indirecten  Steuern 
bewährt  haben  soll  (v.  Hock,  S.  21).  Trennung  noch  unter  Napoleon  III.  durch 
Decr.  v.  19.  März  1869.  Eine  Zeit  lang  (1851  — 60)  war  auch  die  Tabakmonopol- 
Vcrwaltung  mit  den  beiden  anderen  unter  derselben  gen.  Direction  verbunden  (S.  720). 

Zum  Geschäftskreis  der  Generaldirection  der  Zölle  gehören 
ausser  allen  Angelegenheiten  der  eigentlichen  Zölle  die  Erhebung 
der  statistischen  Abgabe,  der  Schifffährtsabgaben,  der  Plombirungs- 
und  Stempelungsgebtibren,  der  in  Zollsachen  von  der  Verwaltung 
und  auf  Grund  gerichtlicher  Urtheile  verhängten  Geldstrafen,  die 
Einziehung  der  Nebeneinnahmen  der  Zollverwaltung  und  die  An- 
gelegenheiten des  der  Zolldirection  unterstellten  Theils  der  Salz- 
steuer. 

Die  Dienstorganisation  der  Generaldirection  der  Zölle  ist 
analog  derjenigen  der  anderen  eingerichtet.  An  der  Spitze  steht 
der  Generaldirector,  ihm  zur  Seite  zwei  „Administratoren“,  welche 
mit  ihm  den  „Administrationsrath“  für  die  ganze  Verwaltung 
bilden.  Der  Dienst  zerfällt  dann  auch  hier  in  den  Central- 
dienst in  Paris  und  in  den  Dep artemental-  und  Local- 
dienst. 
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Vgl.  o.  S.  602  über  die  Organisation  des  Dienstes  der  indirectcn  Steuern.  Josat 
p.  573  ff.,  276  ft'.,  Block,  dict.  Art  douane  Nr.  14 — 33,  Vignes  I,  309.  314. 

Der  Centraldienst  unter  dem  Generaldirector  hat  zwei  Abtheilungen,  jede 
unter  einem  der  Administratoren  und  enthält  10  Bureaus,  wovon  eines  unmittelbar 
unter  dem  Generaldirector  als  C-entralbureau  fungirt.  Bemerkenswerth  ist,  dass  der 
Generaldirector  von  Amtswegen  Mitglied  verschiedener,  mit  dem  Handels-  und 
Zollwesen  in  näherer  Intoressenbeziehung  stehender  „Käthe“  (conseils)  und  Commissionen 
ist.  So  des  oberen  Handels-  und  Industrieraths,  des  Comitte  der  Künste  und  Manu- 
facturen,  der  Commission  für  internationale  Ausstellungen,  der  Commission  für  die 
Feststellung  der  Handelswerthe  in  der  Statistik,  des  Gesundheitsraths.  Das  Personal 
der  Ceutralveiwaltung  ist  von  Gratificationen,  Ergreifer-Antheilen,  Antheilen  an  Ploin- 
birungsgeldern  u.  dgl.  ausgeschlossen  (s.  u.). 

Der  Departeinentaldienst  zerfällt  in  Directionshezirke,  deren  Zahl 
auch  in  neuerer  Zeit  noch  Veränderungen  erfahren  bat  (vgl.  für  die  frühere  Zeit 
o.  S.  799).  Von  32  ist  sie  jetzt  auf  26  reducirt  (incl.  1 in  Algier).  Die  Zollverwal- 
tung in  den  Colonien  gehört  zu  dem  Kessort  des  Marineministoiiums.  Diese  Bezirke 
umfassen  vornemlich  das  Küsten-  und  Grenzgebiet,  sie  fallen  mit  Departements  nicht 
genau  zusammen ; auch  im  Inneren  bestehen  einzelne  eigene  Directionen,  so  in  Paris. 
An  der  Spitze  jedes  Bezirks  steht  ein  eigener  Director  mit  einem  Hilfspersonal  von 
Inspoctoren  verschiedenen  Grades.  Er  wie  diese  Beamte  sind  cautionspflichtig. 

Der  Departeinentaldienst  gliedert  sich  dann  in  den  Verwaltung»-,  Bureau-, 
oder  sesshaften  (sedentai  re)  einer-,  den  activen  oder  Brigade  dien  st  anderseits. 
Ersterer  „liquidirt,  erhebt  und  eincassirt  die  Abgaben“,  letzterer  „hindert,  bekämpft 
und  constatirt  Hinterziehung  und  Schmuggel“  (Vignes,  vgl.  o.  S.  603). 

Zum  Bureau  dienst  gehören  ausser  den  Zolldirectoreu  und  Inspectoren  von 
Beamten  höheren  Grades  noch  die  Haupteinnehmer  (rccevcurs  principaux)  und 
die  ersten  Bureau-Directionsbeamten  (premiers  commis),  von  Beamten  niederen  Gra- 
des die  Controleure,  Verificatoren,  verschiedene  Classen  Bureaubeamten  (commis)  sowie 
die  Neben-  und  Uutcrcinnehmcr  (receveurs  particulicrs  et  subordin6s).  Zum 
activen  Dienst  oder  m.  a.  W.  zur  Zollwache,  welche  jetzt  nach  Ges.  v.  1872  u. 
1873  ganz  militärisch  organisirt  ist  und  zu  den  militärischen  Streitkräften  des  Landes 
gerechnet  wird,  gehören  Brigaden  von  Zollwächtern  (pröposes)  zu  Fuss  und  zu  Pferde 
unter  Capitänen,  Licutnants,  Brigadieren  und  UnterbrigadiereD,  woran  sich  noch  eine 
Zoll  marine- Abtheilung  schliesst.  Dieser  active  Dienst  umfasst  gegenwärtig  an 
21,000  Mann,  wovon  an  16,000  Mann  Zollwächter  und  Matrosen.  Militärisch  bildet 
er  31  active  Bataillone,  1 Zug  Cavallerie,  und  8 Bat.,  15  Compagnien,  15  Sectionen 
für  den  Festungsdienst.  Cautionspflichtig  sind  nur  die  Einnehmer. 

Der  Ueberwachungsdienst  der  In spectoren  und  Unterinspectorcn  wird 
auch  hier,  wie  bei  den  indirecten  Steuern  (S.  007) , in  den  sesshaften  und  in  den 
Itciscdienst  (divisionnaire)  unterschieden.  Jener  betrifft  die  Ueberwachung  des 
Burcaudienstes  am  Sitze  selbst,  dieser  diejenige  des  äusseren  Dienstes,  des  Rech- 
nungswesens der  Zollcinnehmer  (comptabilite)  und  dos  Brigadedienstes. 

Die  Haupteinnehmer  haben  u.  A.  im  Namen  der  Regie  das  Vorkaufs- 
recht bei  zu  niedrigen  Angaben  über  den  zollpflichtigen  Werth  bei  Werthzöllen  aus- 
zuüben, auch  von  sich  aus  die  Rechtsstreite  in  Betreff  der  Verletzung  der  Zollgesetze 
zu  verfolgen  (s.  über  ihre  sonstigen  Functionen,  Stellung,  Rechnungslegung  Näheres 
bei  Josat,  p.  578,  276). 

Die  Verificatoren  haben  namentlich  bei  der  Verzollung  der  Steuern  die 
Art,  Sorte,  Qualität  und  richtige  Tarifposition  festzustellen,  was  bei  den  früheren  viel- 
fach vorkommenden  Wcrthzöllen  und  noch  gegenwärtig  bei  der  weitgehenden  Spe- 
cialisirung  mancher  spccifischen  Zölle,  besonders  der  Schutzzölle  auf  Gespinnste,  Ge- 
webe u.  a.  m.,  seine  Schwierigkeiten  hat  und  umfassende  Waaren-  und  Tarif kenntniss 
voraussetzt. 

Auch  der  Brigadedienst  zerfällt  in  sesshaften  an  den  Landgrenzen  selbst, 
ambulanten  zur  Ueberwachung  in  und  an  den  Grenzzonen,  maritimen  auf  der  See 
im  Küstenbezirk , und  Esc ortedienst  zur  Begleitung  zollpflichtiger,  noch  nicht  ver- 
zollter Waaren  ins  Innere. 
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Alle  Zollbeamte  werden  vereidigt.  Die  Zollwächter  haben  in  Zoll- 
sachen für  Vorladungen  und  andere  Rechtsstreite  die  Befugnisse  der  Huissiers.  Sie 
dürfen  weder  selbst  noch  durch  ihre  Frauen  Handel  treiben,  auch  nach  ihrer  Ent- 
lassung während  5 Jahren  nicht  im  Grenzbezirk  wohnen,  wenn  sie  daselbst  nicht  schon 
früher  heimisch  waren,  um  sie  von  der  Betheiligung  am  Schmuggel  ahzuhalten. 

Eine  besondere  Wichtigkeit  haben  im  französischen  Zolldienst  die  An t heile 
der  Zollbeamten  am  Erlös  aus  Beschlagnahmen,  Consfiscationcn , Geldstrafen.  Früher 
(Erl.  v.  16.  Frim.  II)  hatten  auch  die  höheren  Beamten  vom  reinen  Erlös,  der  nach 
Abzug  von  3/äo  für  die  caisse  de  retraites  blieb,  einen  Antheil  von  1/3,  was  seit  1848 
(Erl.  v.  6.  Juni)  beseitigt • ist.  Seit  dieser  Zeit  wird  aus  diesem  Antheil  ein  Fonds  ge- 
bildet, welcher  jährlich  vom  Generaldirector  an  die  bei  Schmuggelverfolgung  verdien- 
testen Beamten  unteren  Grades  (d.  h.  unterhalb  der  Uuterinspectoren  und  Hauptein- 
nehmer) vertheilt  wird.  Von  dem  Rest  des  Erlöses  bekommt  der  Staatsschatz  ‘/6  des 
ganzen  Erlöses,  die  Ergreifer  3/6,  was  in  bestimmter  Weise  zu  vertheilen  ist;  der 
Denunciant  hat  Anspruch  auf  7s  des  Nettoerlöses.  (Block,  dict.  Art.  douane  Nr. 
153—158.) 

Die  Zollwache  nimmt  übrigens  auch  au  der  Gontrole  gegen  Hinterziehungen, 
Schmuggel  u.  s.  w.,  bei  der  Circulation  der  Getränke,  beim  Tabakmonopol  u.  s.  w.  Tlieil. 

Ueber  die  Kosten  des  Zolldienstes  s.  schon  oben  S.  610,  dann  §.  312,  314,  317 
passim,  für  die  neueste  Zeit  §.  323.  Für  die  Central  Verwaltung  mit  c.  100  Beamten 
treten  zu  den  früher  angegebenen  Kosten  in  der  letzten  Periode  noch  c.  400,000  Frcs. 
Pcrsonalausgaben.  Die  Kosten  stellen  sich,  wie  die  früher  mitgetheilten  Zahlen  des 
Näheren  ergeben,  jetzt  viel  günstiger  als  ehedem  und  überhaupt  günstig  im  Vergleich 
auch  mit  anderen  Ländern,  wenn  auch  nicht  so  wie  in  England,  wo  sie  c.  4%  gegen 
c.  8%  in  Frankreich  betragen. 


§.  325.  2.  Durchführung  des  Zollwesens.  Es  handelt 
sich  hier  vorneralich  um  die  Erhebung  der  Zölle,  nunmehr  nur 
noch  Einfuhrzölle,  und  der  statistischen  Abgabe.  Die 
Schifffahrtsabgaben  haben  einiges  Besondere. 

a)  Zoll-Grenzdistrict  (rayon  - frontiere).  Das  leitende 
Princip  des  Zolls  als  Grenz  zoll  bedingt  die  genaue  Ueberwachung 
des  Waarenverkehrs  über  die  Grenzen  gegen  das  Ausland,  zu  Land 
und  zu  Wasser  und  Meer  und  zu  diesem  Behufe  auch  eine  er- 
gänzende Ueberwachung  im  Inlande  innerhalb  der  äusseren  Grenz- 
linie wenigstens  bis  zu  einer  gewissen  Entfernung  von  der  Grenze. 
In  Frankreich  ist  zu  diesem  Behufe  im  Princip  ein  Grenzstreifen 
von  2 Myriametern  von  der  Grenze  an  gerechnet,  in  besonderen 
Fällen  noch  etwas  mehr  ( 2lj2  Myriameter)  an  den  Landgrenzen 
und  von  1 Myriameter  an  den  Seeküsten  (auch  längs  der  in  die 
See  mündenden  Flüsse,  Canäle)  zu  einem  besonderen  Grenzzoll- 
d ist  riet  ausgebildet.  In  demselben  bestehen  eigene  beschränkende 
Vorschriften  für  die  Waarencirculation  und  auch  für  die  An- 
lage von  Magazinen  gewisser  Manufacturwaaren,  sowie 
für  Fabriken  und  M anufacturen  selbst,  um  die  Gelegenheiten 
zum  Schmuggel  wirksamer  zu  bekämpfen.  Auf  dem  Meere  erstreckt 
sich  die  Zollüberwachung  noch  auf  eine  Entfernung  von  4 Lieues 
von  der  Küste. 

A.  V agiier,  Finaiuwisseuschaft.  IIL  54 
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Die  bezüglichen  Bestimmungen  des  Ges.  v.  22.  Aug.  1791  sind  in  der  Revolu- 
tions-  und  Kaiserzeit  noch  verschärft  worden  und  gelten  durch  Aufnahme  in  die  spä- 
tere Gesetzgebung  (1814,  IS  16)  oder,  als  nicht  besonders  aufgehoben,  noch.  Nament- 
lich müssen  Waareu,  welche  innerhalb  des  Grenzdistricts  an  den  Landgrenzen  trans- 
portirt  werden,  mit  Begleitschein  des  Zollamts,  der  genaue  Angaben  zu  enthalten 
hat  (event.  mit  blossem  passavant,  der  5 Cent,  kostet,  S.  649),  versehen  sein,  sonst 
gelten  sie  für  geschmuggelt.  Solange  Ausfuhrverbote  und  Ausfuhrzölle  bestanden, 
waren  diese  Formalitäten  auch  für  die  aus  dem  Inlande  kommenden  Waaren  noch  be- 
sonders wichtig.  Die  zu  Markte  gebrachten  landwirtschaftlichen  und  ähnlichen  Artikel 
und  kleine  Mengen  einiger  Gebrauchsartikel  (Gewebe.  Zucker,  Kaffee)  im  Besitz  der 
Privatconsumcnten  sind  allein  von  diesem  Begleitschein -Zwang  frei.  Nächtlicher  Trans- 
port unterliegt  besonderer  Anmeldung  und  Genehmigung.  Im  Küstendistricte  bestehen 
etwas  weniger  scharfe  Vorschriften. 

Die  Beschränkungen  für  Magazine  und  Fabrikanlagen  gelten  nur  für  den 
I.andgrenzdistrict.  Sic  bestehen  in  Verboten  in  kleineren  Gemeinden  (unter  201)0  Ein- 
wohner), gewisse  Waaren  im  Magazin  zu  führen,  oder  in  Verpflichtungen.  Kegister'über 
Bezüge  und  Vorräte  gewisser  Manufacturwaaren  unter  Controle  des  Zollamts  zu  halten, 
ferner  in  der  Verpflichtung  zur  Erlangung  einer  besonderen  Ermächtigung  für  die 
Anlage  von  Fabriken  u.  dgl.  ausserhalb  der  Städte  und  zur  zwangsweisen  Verlegung 
bei  constatirtem  Schmuggel.  Die  practiscbc  Beideutung  dieser  Vorschriften  ist  mit 
dem  Uebergang  zu  einem  liberaleren  handeis-  und  zollpolitischen  System  natürlich 
geringer  geworden. 

Auch  ausserhalb  des  Grenzbezirks,  im  ganzen  Staatsgebiete,  selbst 
in  den  Häusern,  konnte  früher  eine  Nachforschung  nach  verbotener,  fremden  Baum- 
wollgarnen. Bauuiwoll-  und  Wollgeweben  und  anderen  Geweben  und  eine  Beschlag- 
nahme stattfinden  (Ges.  v.  2S.  Apr.  1816,  Art.  59,  60,  Ges.  v.  21.  Apr.  1818,  Art. 
43,  44),  was  aber  durch  Ges.  v.  16.  Mai  1863,  Art.  31  beseitigt  wurden  ist.  (Vgl. 
auch  Amei,  87,  98,  Vignes  I,  272.) 

b)  Zollämter  bestehen  zu  Lande  als  eigentliche  Grenz- 
ämter an  der  Aussenlinie  des  Grenzbezirks,  besonders  fiir  die  Er- 
klärung der  Einfuhr  von  Waaren  aus  dem  Auslande,  und  an  der 
Innenlinie,  besonders  für  aus  dem  Inlande,  also  namentlich  zur 
Ausfuhr  kommende  Waaren.  An  der  Seeküste  sind  sie  für  beide 
Zwecke  vereinigt.  Im  Inneren  giebt  es  ausserdem  Zollämter,  an 
die  die  Waaren  von  aussen  und  eventuell  von  denen  sie  nach 

aussen  unter  Zollplombe  gehen. 

• 

Nicht  alle  Wuaren  können  aber  über  jedes  Zollamt  eingeführt  werden.  Eine  Keihe 
bestimmter  Waaren  darf  nur  über  gewisse  Zollämter  eingehen,  namentlich  über  solche 
mit  reellen  Entreputs.  Auch  werden  Waaren,  deren  Tarifsatz  eine  gewisse  Höhe  über- 
steigt (20  Frcs.  f.  100  Kil.),  nur  über  bestimmte  Zollämter  eingelassen.  Nach  den 
Zollerhöhungen  nach  1870  sind  wieder  einige  Controlverschärfungen  eingetreten,  so 
auch  zur  Controle  des  Transitverkehrs  und  des  Verkehrs  iu  Waaren  im  System  der 
„zeitweisen  Zulassung“  (Ges.  v.  19.  März  1875,  Art.  2)  beim  Passiren  des  Grenzbezirks. 

§.  326.  c)  Z o 1 1 v e r f a h r e n u n d Ve  r w a n d t e s.  Erstres  ist  in 
Frankreich  wegen  des  Characters  des  Tarifs  umständlich  und 
streng,  so  bei  dem  früheren  System  der  Prohibitionen,  der  Werth- 
zölle, der  Höhe  der  Finanz-  und  Schutzzölle,  der  grossen  Speciali- 
sirung  der  specifischen  Zölle,  besonders  bei  Halb-  und  Ganzfabrikaten, 
am  Meisten  in  der  Textilbranche. 

Die  Hauptbestimmungen  rühren  schon  aus  dem  Gesetz  v.  22.  Aug.  1791  und 
damit  aus  den  Ordonnanzen  des  Ancien  rögirne  her  und  haben  sich  durch  eine  Praxis 
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von  Menschenaltern  erprobt.  Sie  sind  aber  wiederholt  in  Einzelheiten  verändert  und 
mehrfach  noch  verschärft  worden,  so  nicht  nur  in  der  Periode  der  Kampf-,  Handels- 
und Zollpolitik  Napoleons  I.,  sondern  auch  in  der  Periode  des  Prohibitiv  - und  Hoch- 
schutzzollsystem der  folgenden  ltegicrungen  (1816,  1818,  s.  o.  S.  8U3)  und  auch  noch 
in  der  jüngsten  Epoche  der  schärferen  fiscalisclien  Tendenz  im  Zollwesen,  so  durch 
das  Gesetz  v.  2.  Juni  1875. 

Die  einzelnen  Normen  über  die  Verpflichtungen  der  Eigen- 
tümer, bezw.  Waarenführer  wie  über  die  Rechte  der  Zollverwaltung 
folgen  gerade  beim  Zollverfahren  in  der  Hauptsache  mit  Noth- 
wendigkeit  aus  dem  Wesen  der  Verzollung.  Sie  sind  daher  beim 
Grenzzollsystem  überall  ähnlich  und  auch  in  Frankreich  nur  durch 
die  erwähnten  Einflüsse  umständlicher  und  strenger  geworden.  So 
lange  man  aus  fiscalischen  Gründen  einen  so  umfassenden  Tarif, 
wenn  auch  jetzt  nur  noch  Einfuhrtarif,  und  so  hohe  Zollsätze  auf- 
recht erhalten  muss,  Entrepot-Zuschläge  (surtaxes  d’entrepöts)  erhebt 
und  die  Schutzzölle  immer  noch  so  zahlreich  und  hoch  und  so  weit 
gehend  specialisirt  bei  wichtigen  Fabrikaten  bleiben,  so  lange  bei 
der  ausgedehnten  und  hohen  inneren  indirecten  Steuer  eigentliche 
Ausfubrvergtitungen  gewährt  werdeu  müssen,  die  zollfreie  Zulassung 
von  Waaren  im  Veredelungsverkehr  erfolgt  und  nicht  alle  Ausfuhr- 
prämien, offene  und  verhüllte,  absolut  fortgefallen  sind,  wird  auch 
schwerlich  an  dem  Zollverfahren  etwas  Erhebliches  zu  ändern  sein. 
Hier  wird  einmal  wieder  wenn  nicht  Alles,  doch  das  Meiste  auch 
in  diesen  „zollteehnischen“  Dingen  von  allgemeinen  finanziellen  und 
eommerciellen  Verhältnissen  bedingt. 

Die  einzeln  auf  das  Genaueste  geregelten  Stadien  des  Zoll- 
verfahrens sind  die  Waarenerklärungen  (Declarationen), 
die  Aus-  und  Einladungen  (insbesondere  bei  Schiffen),  die 
Revisionen  (Visitationen)  der  Waaren  und  die  Verifica- 
tionen  der  Erklärungen,  die  Festsetzung  von  Gewicht, 
Maass,  Zahl,  Werth,  je  nach  der  Art  der  Waare  und  den 
Tarif bestimmungen , die  Berechnung  der  Zollbeträge  nach 
dem  anzuwendenden  Tarifsatz  und  nach  den  Bestimmungen  über 
Netto-,  Bruttoverzollung  und  Tara-Gewährung,  Werthverzollung,  die 
Entrichtung  der  Beträge  oder  die  Creditirung  derselben  und 
eventuell  die  Einziehung  unbezahlt  gebliebener  Zölle, 
namentlich  im  Falle  der  Creditirung.  Verschiedenheiten  treten 
dabei  zwischen  Einfuhren,  die  wir  hier  vornemlich  vor  Augen 
haben,  und  Ausfuhren,  zwischen  Verkehr  zu  Lande  und  zur 
See  ein.  Besondere  Regeln  bestehen  für  den  Transit,  für  das 
Entrepötwesen,  für  die  zeitweilige  Zulassung  zur  Einfuhr 
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im  Veredelungs verkehr  behufs  Wiederausfuhr  des  verarbeiteten 
Products,  im  Unterschied  von  der  Einfuhr  für  den  heimischen  Ver- 
brauch, für  das  Rückzoll-,  Steuerrü  ckvergütungs-  und 
Aus  fuhr  prämien  wesen.  Eine  Reihe  von  Strafandrohungen 
(Ordnungsstrafen)  knüpft  sich  an. 

Vieles  hiervon  ist  aber  gerade  wieder  nur  oder  ganz  überwiegend  von  Wichtig- 
keit in  handelspolitischer,  nicht  in  finanzpolitischer  Beziehung.  Es  betrifft  auch  eine 
grosse  Menge  Details,  die  sich  nicht  kurz  zusammenfassen  lassen,  und  kann  hier  nicht 
näher  verfolgt  werden.  Wir  beschränken  uns  auf  einige  orientirende  Bemerkungen 
über  das  Wichtigste  und  Eigentümlichere.  Ausser  auf  Yignes  (bes.  I,  288—270), 
Block ’s  dict.  Art.  douane  Nr.  47 — 109,  Art.  Entrcpöt,  transit,  ist  bes.  auf  die  vor- 
zügliche, eingehende  und  im  Wesentlichen  noch  zutreffende  Darstellung  von  v.  Hock 
(S.  245 — 278)  zu  verweisen;  es  sind  seitdem  doch  nur  wenige  Einzelheiten  geändert 
worden,  so  in  Betreff  der  Zollcredite  (Ges.  v.  15.  Febr.  1875).  Das  maassgebende 
Hauptgesetz,  mit  vielen  einzelnen  späteren  Vervollständigungen,  ist  das  vom  22.  Aug. 
1791  geblieben. 

«)  Die  stempelfreien  Waarcnerklärungen  sind  obligatorisch,  auch  für 
die  auszuführenden  Waarcn  und  für  die  zollfreien,  unter  Strafandrohung:  die 
Grundlage  auch  der  Handelsstatistik.  Fehlt  die  Erklärung  und  kann  sie  nicht  sofort 
gemacht  werden,  so  werden  die  Waaren  gegen  eine  Gebühr  zollamtlich  magazinirt. 
Die  Erklärung  muss  in  vorgeschriebener  Form  die  genauer  bezeichneten  Puncte  ent- 
halten, bei  Werth  Zöllen  auch  die  Werth  angab  e nach  der  gesetzlichen  Berech- 
nungs weise.  Eventuell  ist  das  erforderliche  Ursprungscer tificat  beizufügen.  Das 
Gesetz  v.  2.  Juni  1875  hat  die  Dcclarationspilicht  bei  Einfuhr  verbotener  Waaren  (für 
Entrepüt,  Durchfuhr)  und  von  Waaren  höheren  Zolls  (20  Frcs.  und  mehr  p.  100  Kil.) 
oder  mit  inneren  Steuern  belegten  und  die  Strafandrohungen  verschärft. 

ß)  Aus-  und  Einladung  der  Waaren,  insbesondere  bei  Schiffen,  setzt  zoll- 
amtliche Mitwirkung  voraus,  in  Form  schriftlicher  Erlaubniss  (permis,  congö)  und  unter- 
liegt verschiedenen  Controlen  und  Beschränkungen  (so  als  Regel,  dass  sie  nur  bei 
Tage  erfolgen  darf). 

y)  Auf  Grund  der  Waarcncrklärung  erfolgt  die  Revision  und  Vcrifi cation 
der  Waaren.  Abweichungen  der  Erklärung  vom  Befund,  einerlei  ob  ein  Mehr  oder 
ein  Weniger  constatirt  ist,  sind  strafbar.  Bei  Mehrbefund  kann  ausser  der  Geld- 
strafe höherer  Steuersatz  (doppelter),  auch  Confiscation  je  nach  Verschiedenheit  der 
Fälle  cintreten. 

d)  In  BetrefT  der  Werthzölle  hatte  das  Zollamt  ein  Vorkaufsrecht  (pr6- 
emption)  bei  mutlimaasslich  zu  niedriger  Werthdeclaration,  das  schon  im  Zollgesetz 
v.  1791  begründet,  anfangs  auch  für  Rechnung  der  Zollbeamten,  später  (seit  1871) 
nur  für  die  des  Schatzes*  ausgeilbt  werden  konnte,  und  zwar  in  der  Art,  dass  die 
Waare  mit  10%  Zuschlag  zum  declarirten  Wcrthe  erworben  wurde.  Im  britischen 
Handelsvertrag  von  1860  wurde  dieser  Zuschlag  sogar  auf  5%  herabgesetzt,  um  in 
dem  neuen  Zollsystem,  bes.  bei  Fabrikaten,  zu  niedrige  Angaben  zu  verhüten.  Die 
practische  Anwendung  dieses  Rechts  bietet  aber  Schwierigkeiten  und  Risico.  Seit  dem 
fast  völligen  Fortfall  der  Werthzölle  im  Tarif  v;  18S1  ist  die  Sache  von  keiner  prac- 
tischen  Bedeutung  mehr. 

t)  Bei  den  Gewichtszöllen  erfolgt  die  Verzollung  bei  allen  höheren  Zoll 
tragenden  Waaren  (über  10  Frcs.  p.  100  Kil.)  nach  dem  Nettogewicht,  das  je  nach 
Wunsch  des  Interessenten  entweder  ohne  Auspackung  nach  der  für  die  betreffende 
Waarengattung  festgestcllten  gesetzlichen  Tara  oder  mit  Auspackung  nach  dem 
wirklichen  Gewicht  der  Verpackung  ermittelt  wird,  in  welchem  letzteren  Fall  die 
Waarenerklärung  das  Nettogewicht  muss  angegeben  haben. 

£)  Complicationen  in  den  Verzollungsverhältnissen  entstehen  durch  das  System 
der  Zollzuschläge  für  Waaren  aussereuropäischen  Ursprungs  bei  indirecter 
Einfuhr  aus  europäischen  Zwischenhäfen  und  der  Zollzuschläge  für  gewisse  euro- 
däischo  Waaren  bei  indirecter  Einfuhr  (S.  819,  824).  Ferner  gelten  die  Vertrags- 
tarife  auch  jetzt  noch  regelmässig  nur  für  die  Producte  nachweisbaren  Ursprungs 
aus  dem  betreffenden  Vertragsstaate,  der  gewöhnlich  durch  notorische  Thatsachen,  wie 
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characteristische  Merkmale  der  Artikel,  Umstände  der  Einfuhr,  doch  eventuell  auch 
durch  Ursprungscertificate  erhärtet  wird.  Vgl.  die  Vollzugsvorschriften  zum 
Tarif  v.  1881,  im  Auszug  in  der  deutschen  arntl.  Tarifsauimlung  v.  18S4,  französ. 
Tarif,  S.  54. 

//)  Streitfragen  zwischen  Zollamt  und  Interessenten  über  Art,  Gattung,  Sorte, 
Ursprung,  Werth  der  Waaren,  behufs  Anwendung  der  Tarifposition  werden  durch  Sach- 
verständige entschieden,  nach  Ges.  v 27.  Juli  1822,  Art.  19,  moditicirt  durch 
Tarifges.  v.  7.  Mai  1881,  Art.  4. 

,9-)  Bis  zum  J.  1875  wurde  auch  bei  den  Zöllen  für  grössere  Zoll  betrüge  im  Fall 
der  sofortigen  Baarzahlung  ein  Disco  nt  oder  Rabatt  gewährt,  regelmässig  1 f/s  °/0 
für  4 Monate.  Das  Ges.  v.  15.  Febr.  1875  (S.  605)  hat  auch  für  die  Zölle,  wie  für 
alle  indirecten  Steuern  Baarzahlung  ohne  Rabatt  vorgeschrieben.  Doch  werden 
für  die  Einfuhrzölle,  wie  für  eine  Reihe  genannter  indirecter  Steuern,  viermonat- 
liche Credite  für  schuldige  Beträge  von  mindestens  300  Frcs.  auf  Grund  der  Stellung 
von  vorgeschriebenen  Obligationen  ertheilt.  Diese  Credite  sind  aber  zu  verzinsen 
(nach  Min. -Erl.  mit  3%  P*  a.)  und  mit  oincr  Provision  (V3°/o  *m  Max.)  verbunden. 

i)  Einige  Special  best  immun  gen  bestehen  für  den  Seeverkehr,  insbesondere  für 
die  Einfuhr  über  See.  Die  Schiffsmanifeste  müssen  eventuell  schon  auf  See, 
innerhalb  der  Küstenzoll -Linie,  dem  Zollbeamten  vorgezeigt,  von  ihm  visirt  werden. 
Ohne  zollamtliches  Visum  des  Manifestes  darf  auch  kein  Schiff  den  Hafen  verlassen. 
Um  die  Schmuggelgefahr  zu  vermindern,  dürfen  gewisse  Waaren  nur  in  gewissen 
Häfen  und  nur  in  grösseren  Schiffen  (mindesens  40  Tonnen)  eingeführt  werden.  Die 
einzelnen  Bestimmungen  sind  hier  zahlreich  und  zeigen  den  streng  fiscalischen , pro- 
hibitiv- hochschutzzöllerischen  Character  der  französischen  Handels-  und  Zollpolitik, 
auch  Einflüsse  der  Revolutions-  und  napoleonischen  Zeit  in  Manchem  noch  heute. 

x)  Die  Erleichterung  des  Transitverkehrs  in  Ausdehnung  auf  alle  Waaren, 
auch  auf  die  Einfuhrverboten  unterliegenden,  und  die  Einrichtung  zollfreier  Nieder- 
lagen (Entrepöts)  mit  derselben  Ausdehnung  sowie  auch  im  Binnenlahde  (Ges. 
v.  0.  u.  27.  Febr.  1832)  wurde  in  Frankreich  dem  Interesse  gegnerischer  wirthscliaft- 
licher  Kreise  auch  erst  mit  Mühe  abgerungen  (S.  804).  Von  sichernden  umständlichen 
Controlen  ist  aber  Beides  umgeben  geblieben.  S.  über  den  Transitverkehr,  der  hier 
nicht  weiter  hergehört,  Vignes  I,  259  ff.,  Block,  Art.  transit.  Ueber  Zoll-En  trepöts 
Vigncs  I,  254 — 259,  Block.  Art.  entrepöts,  v.  Hock,  S.  256  ff.  Begründungsges. 
v.  8.  Flor.  XI,  auch  einzelne  Bestimmungen  in  späteren,  bes.  in  den  gen.  Gesetzen  v. 
1832.  Gerade  bei  hohen  Finanz-  und  Schutzzöllen  ist  die  Einrichtung  von  allge- 
meiner Wichtigkeit.  Die  Hauptpuncte  sind  folgende. 

Es  werden  Entrepöts  in  den  Häfen,  die  älteren,  und  im  Binnen  lande,  seit 
1832,  dann  auch  hier,  wie  bei  inneren  Steuern  (S.  651),  reelle  und  sogen,  fictive 
unterschieden.  Die  reellen  Entrepöts  sind  öffentliche  Anstalten,  regelmässig  auf  Kosten 
des  Staats  oder  der  betreffenden  Städte,  eventuell  der  Kaufleute  des  Orts,  unter  Doppel- 
verschluss des  Zollamts  und  eines  vereidigten  Handelsagenten.  Die  Waaren  werden 
nur  auf  Grund  einer  gleichen  Erklärung  wie  bei  der  Einfuhr  gelagert,  Register  über 
Bestand  und  Bewegung  der  Niederlage  geführt,  die  Zollverwaltung  revidirt,  bei  Ab- 
weichung des  Befundes  um  ein  gewisses  Maass  von  den  Declarationen  wird  der  Mehr- 
befund sofort  zur  Strafe  mit  dem  einfachen  Zollbetrage  belegt.  Auch  erfolgen  jährlich 
Bestandsrevisionen,  wobei  Abgänge  den  Verpflichteten  (event.  auch  den  Zollbeamten) 
zur  Last  geschrieben  werden.  Die  regelmässige  Maximalfrist  für  die  Lagerung  ist 
3 Jahre,  die  nur  ausnahmsweise  verlängert  wird.  Sonst  müssen  die  Waaren  verzollt 
oder  wieder  ins  Ausland  geführt  werden.  Letzteres  unbedingt  bei  Waaren  unter  Ein- 
fuhrverbot. Der  Zollsatz  richtet  sich  nach  dem  zur  Zeit  des  Uebergangs  der  Waaren 
aus  dem  Entrepöt  in  den  Consurn  geltenden  Tarif.  Kaufleuten,  welche  des  Schmuggels 
oder  der  Unterschleife  bei  der  Benutzung  des  Entrepöts  überführt  sind,  kann  das  Recht 
der  Niederlage  entzogen  werden.  — Die  fictive  Niederlage  besteht  in  der  Einlagerung 
zollpflichtiger  Waaren  beim  Kaufmann  u.  s.  w.  selbst,  unter  entsprechender  Sicher- 
stellung für  die  spätere  Zollzahlung  oder  Wiederausfuhr.  Einfuhrverbotene  Waaren 
sind  allgemein  davon  ausgeschlossen.  Sonst  gelten  im  Ganzen  die  Regeln  wie  bei  der 
reellen  Niederlage.  Die  Dauer  der  Lagerung  ist  auf  1 Jahr  beschränkt,  es  erfolgen 
vierteljährlich  Revisionen  und  Bestandaufnahmen.  — Die  Handelsstatistik  führt  jährlich 
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auch  den  Entrepötverkehr  auf.  Die  Einlagerung  umfasst  gegenwärtig  dem  Werthe 
nach  etwa  7«  des  Spccialeinfuhrhandels,  s;8  davon  kommen  auf  Havre  und  Marseille 
allein.  Die  Finauzzollartikel  (Kafl'co,  Zucker  a.  a.  m.)  sind  dabei  stark  vertreten. 

).)  Ueber  Ausfuhrprämien  und  Rückzöllc  s.  Vignes  I,  251  ff.,  Block, 
dict.  Art.  douane  Nr.  101 — 109,  bes.  das  Buch  von  Lexis.  Seit  1864  besteht  nur 
noch  ein  kleiner  Rest  der  einst  so  ausgedehnten  und  auch  ftlr  die  Finanzen  so  be- 
deutsamen Einrichtung,  so  für  gesalzene  Butter  und  gesalzenes  Fleisch,  in  Betrelf  der 
Salzsteuer.  Umfangreiche  Control  Vorschriften  waren  natürlich  mit  der  Auszahlung 
dieser  Vergütungen  verbunden. 

(j)  Das  System  der  zollfreien  Zulassung  von  fremden  Producten  behufs 
„Veredelung“  und  Wiederausfuhr  der  bearbeiteten  Waare,  seit  1836  angenommen, 
beruht  auf  einem  ähnlichen  (iesichtspunct  wie  die  Gewährung  eines  eigentlichen  Rück- 
zolls.  Durch  Anwendung  desselben  u.  A.  im  J.  1864  auf  Rohzucker  zur  Raffinirung 
ist  das  frühere  Prämien-  und  Rückzollsystem  bei  diesem  wichtigen  Artikel,  wenigstens 
nominell,  beseitigt  worden.  Es  ist  für  eine  ganze  Reihe  von  Artikeln  eingerichtet, 
auch  für  Weizen,  zur  Mehlausfuhr.  (Ocbersicht  in  der  amtl.  deutschen  Samml.  d. 
Zolltarife,  Frankreich  S.  5S.  Statistik  in  d.  Handelsstatistik  jährlich.) 

v)  Ausser  den  Zöllen  des  Tarifs  unterliegen  diejenigen  fremden  Waareu,  welche 
als  einheimische  Artikel  eine  innere  Steuer  tragen,  im  Princip  auch  dieser 
letzteren,  bezw.  einem  Ausgleichungszollzuschlag  dafür.  Ueber  die  Durch- 
führung dieses  Princips  bei  den  einzelnen  Artikeln  ist  früher  das  Erforderliche  bei 
der  Darstellung  der  betreffenden  inneren  Steuern  gesagt  worden.  Auch  die  Waareu 
aus  Vertragsstaaten  sind  von  diesem  Zuschlag  oder  von  der  besonderen  Zahlung  der 
inneren  Steuer  nicht  frei,  eine  Belastung,  welche  ausdrücklich  in  den  Verträgen  Vor- 
behalten worden  ist.  Auch  die  den  heimischen  Fabrikanten  durch  die  steueramtliche 
üeberwachung  entstehenden  Kosten  können  bei  der  Festsetzung  der  für  fremde  Waaren 
zu  zahlenden  Zuschlagsteuern  in  Anschlag  gebracht  werden.  Besonders  complicirt  ist 
die  Bestimmung  bei  den  mit  Alkohol,  auch  mit  denaturirtem , hergestellten  Waaren, 
namentlich  verschiedenen  chemischen  Producten,  wo  nach  dem  Tarifgesetz  v.  18S1 
eine  entsprechende  Zollerhöhung  erfolgt.  Eine  Uebersicht  darüber  in  der  gen.  deut- 
schen amtlichen  Tarifausgabe  S.  55. 

§.  327.  d)  Nebenabgaben  im  Zollwesen. 

Dahin  gehören  nicht  die  öfters  hier  erwähnten  gewöhnlichen  Stempel 
auf  Urkunden,  welche  in  Zollsachen  Vorkommen  (Eingaben  u.  dgl.)  oder  welche  in 
Verbindung  mit  Handels-  und  Transportverhältnissen  stehen,  wie  auf  Fracht- 
scheine, Recepisses,  Connossamente  (s.  o.  S.  557)  und  eigentlich  auch  nicht 
die  gewöhnlichen  Quittungstompei,  welche  in  der  Zollverwaltung,  wie  in  anderen 
Finanzzweigen  Vorkommen  (S.  556).  Die  Erträge  der  Stempel  von  Frachtscheinen  u.  s.  w. 
stehen  auch  in  der  Rechnung  der  Stempelverwaltung,  die  Quittungsstempel  indessen, 
wie  es  scheint,  nicht  oder  wenigstens  nur  tlieilweise.  Dagegen  gehören  die  Expe- 
ditions- und  ßegleitscheinstempel  (75  Cent,  für  ac<iuit-ä-caution)  und  die 
Blei-  (Plorn  b i ru ngs-)  und  Waarenstempelungsabgabcn  (estampillage),  spe- 
ciell  als  zollamtliche  Nebenabgaben,  hierher.  Der  Satz  für  das  Blei  zum  Zoll- 
verschluss ist  25  u.  50  Cent.  Der  Ertrag,  aus  dem  die  Verschnürung  zu  bezahlen 
ist,  wird  unter  die  Zollbeamten  vertheilt.  Die  betreffenden  Posten  stehen  unter  den 
verschiedenen  Einnahmen  der  Zollverwaltung,  in  den  letzten  Jahren  für  „Stempel  jeder 
Art“  c.  7ä  Mill.  Frcs.  jährlich  und  über  Vs  Mill.  für  Blei-  u.  s.  w.  Gelder.  Endlich 
kann  noch  die  schon  behandelte  statistische  Abgabe  (S.  825)  zu  den  Nebenabgaben 
im  Zollwescn  gerechnet  werden.  Die  Lazareth-  und  Sanitätsanstaltseinnahmen 
haben  einen  anderen,  mehr  gebührenartigen  Character,  die  Abgabe  für  Untersuchung 
eingeführten  fremden  Viehs  wenigstens  der  Tendenz  nach  ebenfalls  (S.  832 
und  unter  e im  Folgenden). 

e)  Schifffahrtsabgaben. 

Die  Erträge  derselben  s.  schon  oben  S.  832.  Die  finanziell  allein  wichtige  ist 
die  früher  schon  besprochene  neue  Quaiabgabc,  ein  Tonnen-  und  Hafengeld  (S.  822). 
Der  frühere  Zollzuschlag  für  Waaren  unter  fremder  Flagge  und  der  noch  bestehende 
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Zollzuschlag  bei  indirecter  Einfuhr  (surtaxc  d’entrepöts)  gehört  zu  den  Zöllen 
selbst.  Ausserdem  kommen  nur  verschiedene  kleine  Abgaben,  vornemlich  nach  Ges. 
v.  27.  Vendtim.  II  (neben  späteren)  hier  vor:  1)  Die  Franzisirungsabgabe  für 
die  obligatorische  Erwerbung  der  französischen  Flagge  für  ein  Seeschiff,  im  Inland 
gebautes  wie  vom  Ausland  erworbenes,  unter  Erfüllung  der  vorgeschriebenen  Be- 
dingungen, nach  dem  Principalsatz  von  9 Cent.  p.  Tonne  für  kleine  Schilfe  bis  100, 
18  Frcs  für  Schifte  von  100  — 200  Tonnen,  24  Frcs.  von  200  — 300  T.,  6 für  je 
100  weitere  Tonnen.  Fremde  Schilfe  haben  beim  Uebergang  unter  französische  Flagge 
ausserdem  den  Zoll  von  2 Frcs.  p.  Tonne  zu  tragen,  seitdem  das  Ges.  v.  30.  Jan. 
1872  mit  seinen  höheren  Zöllen  zurückgenommen  worden  ist  (S.  822  fl'.).  — 2)  Aeltercs 
Tonnengeld.  Davon  besteht  nur  noch  ein  Rest  in  gewissen  Fällen,  nemlich  das- 
jenige Tonnengeld,  welches  allen  Schiffen,  auch  französischen,  spociell  zur  Deckung 
von  Anleihen  für  Hafen  Verbesserungen  aufgelegt  werden  konnte  und  kann,  im  Max. 
von  2V2  Frcs.  p.  Tonne  (Ges.  v.  19.  Mai  1866,  Art.  4).  Das  ältere  allgemeine  Ton- 
nengeld, im  höheren  Betrage  für  fremde  als  für  französische  Schilfe,  ist  auch  für 
letztere  seit  Anfang  1867  aufgehoben  (dass.  Ges.  Art.  4).  Die  Quai-Abgabe,  im 
gleichen  Satze  für  alle  Flaggen,  ist  aber  seit  dem  Ges.  v.  30.  Jan.  1872  an  die  Stelle 
getreten  — 3)  Abgabe  für  die  Ertheilung  des  obligatorischen  cong6  für  abgehendc 
französische  Seeschiffe  (in  Sätzen  von  1,  3 u.  6 Frcs.,  letzterer  für  Schiffe  von  und 
über  30  Tonnen).  — 4)  Abgabe  für  obligatorische  Schiffs pässe  bei  fremden  Schilfen 
(1  Frc.).  — 5)  Abgabe  für  Ertheilung  des  erforderlichen  permis,  für  jede  Ein-  und 
Ausladung  von  Waaren,  für  Ausstellung  eines  Certificats  über  Aus-  und  Einladung 
von  Ladungstheilen  bei  Ankunft  und  Abfahrt,  Abgabe  der  Quittung  (acquit),  in  Ver- 
bindung mit  Tonnen-  und  Expeditionsgebühren.  Satz  1 Frc.  für  fremde,  Va  Frc.  für 
französische  Ladungen,  mit  Ausnahme  bei  letzteren  in  der  Küstenschifffahrt.  Nur 
diese  unter  Nr.  5 gen.  Abgabe  ist  im  Ertrag  etwas  erheblicher  (c.  V,  Mill.  Frcs.  jähr- 
lich, s.  o.  S.  832). 

f)  Wesentlich  zu  den  Schilffahrtsabgaben  sind  dann  noch  die  Sanitätsgebüh- 
ren im  Seeverkehr  zu  rechnen,  die  in  einem  neuen  Reglement  für  das  gesammte 
Sanitätswesen  des  Verkehrs  v.  22.  Febr.  1876  in  4 Kategorieen  neu  geregelt  sind: 
a)  für  Controlc  bei  Ankunft,  im  Princip  für  alle  Seeschiffe  p.  Tonne  5,  10  u. 
15  Cent.,  je  nach  der  Fahrt;  b)  für  Ucberwachung  in  der  Station  bei  in  Quarantäne 
liegenden  Schiften,  3 Cent.  p.  Tonne;  c)  für  Aufenthalt  im  Lazareth,  p.  Pers.  2. 

1 u.  V2  Frc.;  d)  für  Desinfection  von  Waaren,  Va  Frc.  p.  100  Kil.  verpackte  Waaren, 
Va  Frc.  u.  1 Frc.  für  Häute,  bes.  Berechnung  f.  Lumpen.  Gewisse  Exemtionen  be- 
stehen. S.  Block,  diet.  Art.  rßgime  sanit.  Nr.  74  — 80.  — Aehnlicher  Art  ist  die 
Abgabe  für  die  Untersuchung  des  in  Frankreich  eingeführten  Viehs. 

§.328.  g)  Zollcontrole  u n d Verfolgung  des  Schmug- 
gels; Strafbestimmungen  und  Strafverhängung. 

Auch  hier  Grundlage  das  Ges.  v.  22.  Aug.  1791,  mit  Veränderungen,  oft  mit 
Verschärfungen  später,  bes.  noch  durch  Ges.  v.  2.  Juni  1875.  S.  für  das  Einzelne 
bes.  Vignes  I,  270  ff,  297—308  und  v.  Hock,  S.  262—276. 

Die  Verpflichtung  zur  Waarenerklärung  bei  den  Zollämtern  im 
Grenzdistrict  und  eventuell  bei  den  inneren  Zollämtern,  die  Plom- 
birung  der  vom  Ausland  ohne  sofortige  Zollzahlung  oder  Zollsicher- 
stellung an  innere  Zollämter  gehenden  Waaren  und  das  Begleitschein- 
verfahren  dabei,  die  Controle  im  Grenzbezirk,  die  lieberwachung 
der  Seeküsten,  die  Vorschrift  der  zollamtlichen  Genehmigung  des 
Ausladens  der  Schiffe,  die  Controle  des  Entrepöt- Verkehrs  sind  die 
Hilfsmittel,  Schmuggel  nach  Möglichkeit  zu  verhüten.  Zur  Ver- 
folgung des  Schmuggels  im  Verdaehtsfall  haben  die  Organe  der 
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Zollverwaltung  weitere  Durch  such  uugsr  echte,  die  aber  an  be- 
stimmte Bedingungen  und  Förmlichkeiten  geknüpft  sind. 

Vignes  fasst  a.  a.  0.  I,  270  die  Hauptbestimmungen  im  Wesentlichen  fol- 
gendermaassen  zusammen:  Jede  Haussuchung  durch  Zollbeamte  setzt  als  Regel  — 
• mit  Ausnahmen  — die  Mitwirkung  eines  Municipalbeamten  oder  Polizeicommissärs 
voraus.  Unbedingt  dürfen  Zollbeamte  auch  im  Grenzdistrict  nur  in  Verfolgung  des 
Schmuggels  in  flagranti  in  Häuser  dringen.  Sonst  darf  auch  hier  nur  bei  Tage  eine 
Haussuchung  im  Fall  des  Verdachts  des  Vorhandenseins  einer  geheimen  Niederlage 
geschmuggelter  Waaren  stattlinden,  wobei,  wenn  der  Verdacht  sich  nicht  bestätigt, 
eine  Entschädigung  von  24  Frcs.  zu  zahlen  ist,  vorbehaltlich  grösserer  Entschädigungs- 
ansprüche. Ausserhalb  des  Grenzbezirks  im  Inneren  des  Landes  dürfen  Waaren  nur 
beschlagnahmt  werden,  wenn  sie  ohne  Unterbrechung  über  die  Linien  des  Grenzbezirks 
verfolgt  worden  sind.  Sind  diof  Waaren  dabei  schon  in  ein  Haus  gebracht , so  darf 
eine  Haussuchung  auch  in  diesem  Falle  nur  bei  verbotenen  oder  solchen  Waaren  er- 
folgen, deren  Zulassung  auf  gewisse  Bureaus  beschränkt  ist.  Specielle  Vorschriften 
bestehen  für  Schiffsdurchsuchung,  wo  selbst  Kriegsschiffe  besucht  werden  dürfen. 
U.  A.  kann  innerhalb  4 Meilen  von  der  Küste  von  jedem  Schilf  eine  Copie  des  Schiffs- 
manifestes verlangt,  jedes  Schiff  unter  100  Tonnen,  das  hier  vor  Anker  liegt  oder 
lavirt.  besucht,  dürfen  bei  Eingang  in  den  und  Ausgang  aus  dem  Hafen  die  Schilfe 
von  Zollwächtern  bestiegen  und  durchsucht  werden,  auch,  ausser  bei  Kriegs- 
schiffen, Nachts. 

Die  Innehaltung  der  gesetzlichen  Vorschriften  bezüglich  der 
einzelnen  Stadien  und  Puncte  des  Zollverfahrens  ist  durch  Straf- 
androhungen, insbesondere  von  Geldstrafen  als  Ordnungs- 
strafen, zu  verbürgen  gesucht.  Die  Verletzung  der  Aus-  und 
Einfuhrverbote  wurde  und  soweit  diese  Verbote  noch  bestehen 
wird  sie  auch  jetzt  noch  mit  schwereren  Strafen,  höheren  Geld- 
strafen und  Confiscation  der  Waaren  und  Transportmittel 
(besonders  der  Schiffe)  bedroht.  In  einigen  besonderen  Fällen  er- 
folgt auch  sofortige  Arretirung  und  Gefängn  iss  strafe. 

Solche  schwerere  Fälle  sind:  Einschmuggelung  verbotener  Waaren  und  von 
Waaren,  welche  mit  mehr  als  20  Frcs.  p.  100  Kil.  Zoll  oder  mit  inneren  Steuern  be- 
legt sind.  (Geldstrafe  von  mindestens  500  Frcs.,  eventuell  vom  Betrag  des  Werth  des 
Objects,  wenn  derselbe  höher  ist.  Ges.  v.  2.  Juni  1875.)  Confiscation  von  Waare 

und  Transportmittel,  Geldstrafe  von  1000  Frcs.  oder  vom  doppelten  Werth  der  conlis- 

cirten  Waaren  und  Gefängniss  von  G Monat  bis  3 Jahr  eventuell  bei  Schmuggel  der 
gen.  Waaren  in  der  Umgebung  der  Häfen,  an  den  Küsten,  mittelst  Wagen,  in  Rotten 

von  mehr  als  3 Leuten  zu  Pferde  oder  mehr  als  G zu  Fuss  (Ges.  v.  28.  Apr.  1816, 

nebst  anderen,  auch  gen.  Ges.  v.  1875).  Andere  Beispiele  von  Strafen:  Unter- 
lassung der  Declaration  von  zollfreien  Waaren  bei  Ein-  und  Ausgang:  100  Frcs.  Geld- 
strafe. Zusammenfassung  verschiedener  Ballen  u.  dgl.  als  Einheit  in  der  Declaration : 
Confiscation  und  100  Frcs.  Strafe.  Werden  bei  der  Revision  mehr  Ballen,  Kisten, 
Tonnen  u.  dgl.  vorgefunden,  als  declarirt  worden:  ebenfalls  Confiscation  des  Plus  und 
100  Frcs.  Strafe.  Werden  weniger  davon  vorgefunden,  so  für  jeden  fehlenden  Hallen, 
Kiste  300  Frcs.  Strafe,  falls  nicht  höhere  Gewalt  als  Ursache  des  Minderbefundes 
nachweisbar.  Ergiebt  sich  bei  der  Revision  ein  grösseres  Gewicht,  Zahl,  Maass  als 
declariert  war.  so  tritt  bei  einem  Plus  von  5%'  bei  Metallen,  von  10%  bei  anderen 
Waaren  für  das  Plus  der  doppelte  Zollsatz  ein.  Bei  unrichtiger  Declaration  Uber 
Gattung  und  Qualität  der  Waaren  100  Frcs.  Geldstrafe  und,  wenn  die  beabsichtigte 
Zollhinterziehung  12  Frcs.  übersteigt,  auch  Confiscation.  — Verschärfte  Bestim- 
mungen mehrfach  im  Seeverkehr.  Waaren,  welche  ohne  schriftliche  zollamtliche 
Erlaubniss  eingeführt  worden,  werden  coniiscirt,  daneben  100  Frcs.  Geldstrafe.  Bei 
Einführung  verbotener  Waaren  zur  See  Confiscation  der  Waaren,  der  Schilfe  und  Geld- 
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strafe  iui  Betrag  des  Werths  der  Waare,  mindestens  500  Frcs.,  solidarisch  vom  Schiffs- 
herrn und  Waarcneigenthiimer  zu  tragen.  Capitäne  von  Schilfen  unter  40  Tonnen, 
welche  gewisse  Waaren  nicht  cinfuhren  dürfen  (S.  8-il),  unterliegen  bei  Verstoss  hier- 
gegen einer  Geldstrafe  von  500 — 1000  Frcs.  Der  Capitän  jedes  Schilfs  muss  das 
Schitfsmanifest  innerhalb  24  Stunden  nach  Ankunft  beim  Zollamt  hinterlegeu.  bei 
500  Frcs.  Geldstrafe.  Wird  es  Überhaupt  nicht  hinterlegt  oder  ist  es  unrichtig,  so 
wird  der  Capitän  persönlich  zu  1000  Frcs.  und  einer  dem  Werth  der  nicht  ange- 
gebenen Waaren  gleichen  Summe  verurtheilt.  — Analoge,  z.  Th.  schwere  Strafen  bei 
Contraventionen  im  Transitverkehr,  bei  ungerechtfertigter  Erlangung  von  Ausfuhrprä- 
mien, bei  nicht  rechtzeitiger  (6  Monat)  Wiederausfuhr  der  aus  zeitweilig  zollfrei  zu- 
gelassenen Stollen  hergestellten  Erzeugnisse. 

Die  Verfolgung  der  Straflalle  in  Zollsachen  steht  regel- 
mässig der  Zollverwaltung  zu,  nur  bei  Verbindung  des  Fiseal- 
vergehens  mit  einer  sonstigen  strafbaren  Handlung  und  in  bestimmten 
Fällen  des  Gesetzes  v.  2.  Juni  1875  der  öffentlichen  Gewalt  über- 
haupt. Die  Aufnahme  von  Protokollen  über  Zollvergehen  steht 
zwei  Zollbeamten  gemeinsam  und  innerhalb  des  Greuzdistricts  nach 
einer  eigentümlichen , nicht  aufgehobenen  Bestimmung  der  Revo- 
lutionsgesetzgebung (Gesetz  v.  9.  Flor.  VII)  auch  zwei  anderen 
französischen  Bürgern  zu.  Die  betreffenden  Protokolle  müssen  die 
im  Gesetz  näher  angegebenen  Puncte  enthalten. 

Die  Aburtheilung  der  Zollvergehen  erfolgt  regelmässig  in 
erster  Instanz  vor  den  Friedensrichtern,  in  der  Berufungsinstanz 
vor  den  Correctionstribuualen.  Vor  letztere  gehören  aber  von 
vornherein  die  oben  genannten  schwereren  Fälle  von  Zollvergehen. 
Mit  Zollvergehen  in  Verbindung  stehende  Verbrechen  gehen  eventuell 
vor  die  Assisen,  vor  die  auch  Fälle  des  Schmuggels  mit  Wider- 
setzlichkeit und  in  Rotten  von  3 und  mehr  bewaffneten  Personen, 
sowie  Schmuggel,  welcher  von  Zollbeamten  begangen  oder  be- 
günstigt worden  ist,  gehören.  Die,  welche  als  Versicherer  oder 
Interessirte  am  Schmuggel  Theil  genommen,  unterliegen  denselben 
Strafen,  wie  die  Hauptschuldigen. 

Auch  bei  Zollvergehen  hat  die  Verwaltung  vor  wie  nach 
dem  Urtheil  das  Recht  der  Abfindung  mit  dem  Schuldigen,  vor 
dem  Urtheil  in  Betreff  aller,  nach  endgiltigem  Urtheil  nur  in  Betreff 
der  Geldstrafen.  Die  Bestätigung  dieser  Abfindungen  steht  dem 
Generaldircetor  bez.  dem  Finanzminister  zu. 


8.  die  einzelnen  gosetzl.  Bestimmungen  bei  Vigncs  I,  299  ff.  über  Strafver- 
folgung, Protokolle,  Gcrichtscompetcnzen,  Strafverhängung,  Abfindungen.  — In  Betreff 
der  Streitigkeiten  über  das  Ob  und  Wieviel  der  Zahlungspflicht,  über  Rückforderung 
gemachter  Zahlungen  entscheiden  auch  in  Zollsachen  wie  bei  den  indircctcn  Steuern 
(S.  605)  die  Civilgerichte.  Die  Verjährung  gegen  die  Verwaltung  ist  2,  gegen 
die  Pflichtigen  1 Jahr.  (Vignes  I,  297—298.) 
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§.  329.  Anhang.  Sogen.  Specialregimes.  Das  besprochene  Zollsystem 
gilt  unmittelbar  nur  für  das  eigentliche  continentalc  Frankreich.  Die 
KUsteninseln  sind  nicht  in  das  Zollgebiet  eingeschlosson , Corsica  gehört  zwar  * 
dazu,  aber  hat  für  die  höheren  Zölle  (über  5 Frcs.  p.  100  Kil.)  nur  die  halben  Sätze. 
Für  die  Colonien  bestehen  besondere  Vorschriften.  Die  Einfuhr  aus  denselben 
nach  Frankreich  erfolgt  im  Allgemeinen  zollfrei,  ausser  für  einige  wichtige  Ffnanzzoll- 
artikel;  nach  dem  Tarif  v.  1882,  Tab.  E sind  nemlich  zollpflichtig  und  zwar  nach  den 
Sätzen  des  allgemeinen  Tarifs  Zucker,  Verzuckertes,  Kaffee,  Cacao,  Chocolade,  Pfeffer, 
Piment,  Gewürznelken,  Zimmt,  Cassia  lignea,  Amomen,  Cardamomen,  Muscatnüsse, 
MuscatblUthc,  Vanille;  vom  Senegalgebiet  event  noch  andere. 

Auch  zwischen  Algier  und  Frankreich  besteht  im  Wesentlichen  gegenseitig  Zoll- 
freiheit (Ges.  v.  17.  Juli  1867).  Doch  ist  algier’sche  Chocolade  und  gemahlener  Cacao 
bei  der  Einfuhr  in  Frankreich  (Decr.  v.  31.  Juli  1873,  Art.  1,  Ges.  v.  19.  März  1875, 
Art.  4),  französ.  Zucker  bei  der  Einfuhr  in  Algier  besonders  zollpflichtig.  Der  Zoll- 
tarif Algiers  für  fremde  Waaren  ist  erheblich  weniger  umfangreich  und  mässiger  als 
der  französische  Tarif.  (S.  Zollges.  v.  17.  Juli  1867.  Der  1884  geltende  Tarif  in 
der  deutschen  amtl.  Sammlung  Nr.  27.)  Bei  fremden  Waaren,  die  aus  Algier  nach 
Frankreich  eingeführt  werden,  ist  eventuell  der  französische  Zoll  oder  die  Zolldifferenz 
gegen  den  algier'schen  Zoll  zu  bezahlen.  (Tab.  E des  Tarifs  v.  1884.)  Die  algier’schen 
Zolleinkünfte  bilden  einen  Theil  der  französischen,  die  Verwaltungskosten  gehören  zu 
denen  der  französischen  Zollverwaltung. 

Marseille  geniesst  bes.  im  Niederlageverkehr  einige  Erleichterungen.  — Im 
Verkehr  der  landwirtschaftlichen  Ernteproducte  aus  Grundstücken  Fremder 
diesseits  und  Einheimischer  jenseits  der  Grenze  besteht  Zollfreiheit.  — S.  f.  Näheres, 
bes.  über  die  algier'schen  Verhältnisse,  Block,  dict.  u.  Supplem.  Art.  Algerie, 
Art.  douancs  Nr.  110 — 122,  Vignes  I,  273 — 277,  v.  Kaufmann,  S.  486 — 488. 
Ueber  den  algier’schen  octroi  de  mer  Block,  dict.  Art.  Algörie  Nr.  159  u.  Suppl. 
1885,  p.  3 (Tarif  v.  1885  an).  Wir  müssen  es  uns  hier  versagen,  Algier  weiter  in 
die  Darstellung  zu  ziehen. 


y.  Rückblick  auf  das  Zollwesen  und  zur  Kritik. 

§.-  330.  1.  Finanzielle  Seite.  Nach  mancherlei  Wand- 

lungen der  Handels-  und  Zollpolitik,  nach  förmlichen  Excessen  des 
Prohibitiv-  und  Schutzzollsystems  und  langdauernder  bleibender 
Einbürgerung  desselben  ist  man  in  Frankreich  einigermassen 
wieder  zum  Ausgangspunct  einer  beinahe  hundertjährigen  Ent- 
wicklung, zu  einem  Tarifsystem,  welches  sich  dem  1791  begrün- 
deten wenigstens  annähert,  zurückgekehrt:  der  Bes teu eru n gs - 
zweck  des  Zoll wesens  steht  wieder  mehr  voran,  der  handels- 
politische, der  protectionistische  mehr  zurück.  Das  erscheint 
uns  im  Ganzen  eine  richtige,  in  den  französischen  finanziellen  und 
volkswirtschaftlichen  Verhältnissen  begründete  Entwicklung  zu  sein. 

Freilich  sind  die  eigentlichen  Finanzzölle,  besonders 
der  als  Genuss-  und  Reizmittel  dienenden  Artikel  der  Colonial- 
waarenbranche,  ungemein  hoch  und  von  Neuem  seit  dem  letzten 
Kriege  stark  gesteigert  worden.  Aber  das  war  eben  die  unvermeid- 
liche Folge  des  vermehrten  Steuerbedarfs  und  damit,  wie  immer, 
der  französischen  äusseren  und  inneren  Politik  und  der  Rück- 
wirkung derselben  auf  die  Finanzen.  Nach  Lage  der  Dinge  war 
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es  aber,  wie  schon  oben  bemerkt  (S.  819),  auch  wohl  richtig,  mit 
Kllcksicht  auf  die  inneren  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  und  die 
Monopole  und  deren  Steuersätze  die  Finanzzölle  angemessen  zu 
erhöhen.  Ob  man  dabei,  rein  finanziell  betrachtet,  zu  weit  gegangen 
ist,  so  etwa  namentlich  bei  den  Hauptartikeln  Kaffee  und  Zucker, 
auch  Petroleum,  ist  ohne  Anstellung  von  Experimenten  mit 
massigeren  Zoll-  und  Steuersätzen  nicht  sicher  zu  entscheiden,  aber 
jedenfalls  auch  nicht  ohne  Weiteres  von  vornherein  als  wahr- 
scheinlich anzunehmen.  Eher  könnte  vom  allgemeinen  steuerpoli- 
tischen Standpuncte  aus  das  Bedenken  für  crwägenswerth  gelten, 
ob  man  mit  so  hohen  Zollsätzen,  wie  vor  Allem  bei  Kaffee, 
Petroleum,  nach  den  Consumtionsverhältnissen  des  Artikels  nicht 
gegen  die  richtige  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  zu  sehr  ver- 
stösst,  — unter  der  bei  diesen  Artikeln  wohl  meist  zutreffenden 
Voraussetzung  einer  vollen  Ueberwälzung  des  Zolls  auf  den  Gross- 
Preis,  wobei  freilich  die  Einwirkung  des  Zolls  auf  den  schliesslich 
massgebenden  Klein-(Detail-)Preis  wieder  ein  complicirtes  Problem 
ist.  Soweit  dies  Bedenken  gerechtfertigt  sein  sollte,  würde  unter 
der  Annahme  der  finanzpolitischen  Zweckmässigkeit  der  hohen 
Tarifsätze  durch  die  letzteren  dann  nur  wieder  bewiesen  werden, 
dass  Frankreich  durch  seine  Politik  und  Geschichte  genöthigt 
worden  ist,  seine  Steuervertheilung  ungleich  massiger, 
auch  nach  Unten  zu,  für  die  Volksmasse,  drückender  zu 
machen,  — wie  das  bei  den  inneren  Verbrauchs-  und  Verkehrs- 
steuern auch  nicht  zu  vermeiden  war. 


S.  die  Daten  über  Zoll-  und  Steuersätze  S.  69 1 (Petroleum),  S.  819  (Finauzzöllc). 
Beispielsweise  ist  der  französische  Zoll  für  Kaffee  (150  u 208  Frcs.  p.  100  Kil.)  aller- 
dings mehr  als  dreimal  so  hoch  wie  der  deutsche  (40  u.  50  M.),  für  Cacao  (104 
Frcs)  mehr  als  doppelt  so  hoch  (35  M.),  für  Thee  fast  doppelt  so  hoch  (208  Frcs. 
gegen  100  M.),  für  Gewürze  mehr  als  3 — 7mal  so  hoch  (208  — 410  Frcs.  gegen 
50  M.),  für  Petroleum  27a — 3mal  so  hoch  (18  u.  25  Frcs.  gegen  6 M.).  Auch  der 
Zucker  trägt  doch  in  Frankreich  selbst  nach  der  Erinässigung  von  1880  und  nach  der 
neueren  Steuerreform  wohl  noch  doppelt  so  hohe  Belastung  als  in  Deutschland.  Der 
französische  Kaffeezoll  ist,  natürlich  je  nach  der  Sorte  und  nach  den  Preisschwankungen 
verschieden,  bis  100%  und  mehr  vom  Preise  des  Artikels;  ebenso  bei  Petroleum,  bei 
Zucker  auch  jetzt  noch  nicht  so  sehr  viel  geringer.  Die  Consumtion  ist  trotzdem  auch 
bei  Kaffee  in  beständiger  Steigerung  begriffen,  von  c.  48  Mill.  Kil.  1800 — 68  auf 
c.  53  Mill.  1877 — 79  und  c.  68  Mill.  1883 — 86.  Freilich  eine  langsamere  Zunahme 
als  früher  bei  niedrigerem  Zoll  — 1837/40  wurden  14.2,  1847/57  19.7,  1857/59 
28.8  Mill.  Kil.  verzollt  — , aber  doch  noch  eine  beträchtliche,  so  dass  cs  fraglich 
bleibt,  ob  eine  — vollends  nicht  sehr  bedeutende  — Verminderung  des  Zolls  das 
finanzielle  Interesse  nicht  auch  jetzt  ebenso  schädigen  würde,  als  1800  ff.  Nach  einer 
jüngsten  amtlichen  Berechnung  (Bull.  XXV,  415")  war  der  Kaffee-Consum  p.  Kopf 
1831  287,  1851  550,  1801  973,  1872  1295,  18S1  1010,  1886  1,787,  1S87  1,070, 
1888  1,752  Gramm.  Da  merkt  man  kaum  eine  hemmende  Wirkung  des  höheren  Zolles. 
— Viel  niedriger  als  im  deutschen  Tarif  sind  in  Frankreich  Tafelfrüchte  belastet. 


848  6*  B.  2.  K Stenerrecht.  1.  H -A.  2.  A.  Frankreich.  §.  330,  331. 

Auch  bei  den  zahlreichen  kleineren  Finanzzollartikeln 
und  bei  denen  von  mehr  oder  weniger  protectionistischeni 
Character  handelt  es  sich  doch  in  Frankreich  im  Ganzen  um  kein 
unbedeutendes  Finanzinteresse.  Eine  so  überwiegende  Wichtig- 
keit für  die  Zollerträge , wie  sie  schon  lange  in  Grossbritannien 
(S.  304)  einige  Hauptartikel  besassen , haben  die  Hauptartikel  der 
Bezollung  in  Frankreich  nicht. 

Das  erklärt  sich  allerdings  zum  Theil  dadurch,  dass  nach  den  französischen 
volkswirtschaftlichen  Verhältnissen  Wein  und  Branntwein,  abgesehen  von  der  neuesten 
Zeit,  als  Einfuhrartikel  viel  weniger  in  Betracht  kommen,  Tabak  wegen  des  Monopols 
bei  den  Zollerträgen  fehlt  und  bei  Zucker  die  Complication  der  Einfuhr  mit  der 
einheimischen  Production  den  Zollertrag  vermindert.  Selbst  im  J.  1585,  wo  der  Zucker- 
zoll ungewöhnlich  viel  einbrachte  (100.5  Mill.,  ISST  nur  38.8)  und  der  Kafleezoll  das 
bisherige  Maximum  erreichte  (106.7,  1887  99.6  Mill.),  kam  auf  diese  beiden  Artikel, 
dann  auf  die  5 weiteren  einträglichsten  Zollartikel  Petroleum,  Wein,  Cacao,  Stein- 
kohle, Cerealien  (lctztre  als  Ein  Artikel  gerechnet),  zusammen  also  auf  7 Artikel  284. S 
Mill.  Frcs.  oder  77.3%  vom  Gesammtortrag  von  368.6  Mill.  aus  den  Einfuhrzöllen, 
im  J.  1887  (bei  etwas  anderer  Reihenfolge  der  genannten  Artikel,  Cerealien  waren 
sogar  vor  Zucker,  also  in  die  zweite  Stelle  getreten)  256.8  Mill.  Frcs.  oder  76.7% 
des  Gesammtertrags  von  334.5  Mill.  Fast  ein  Viertel  der  letzteren  Summe  ist  also 
noch  durch  die  anderen  Zollartikel  zu  beschatten,  obwohl  hier  die  Zölle  von  Wein. 
Getreide,  Steinkohle  bereits  zu  den  Hauptartikeln  der  eigentlichen  Finanzzölle  ge- 
rechnet worden  sind. 

Man  begreift  hiernach  und  kann  es  auch  finanzpolitisch 
rechtfertigen,  dass  der  französische  Zolltarif,  der  allgemeine,  wie 
der  Conventionstarif,  immer  noch  so  umfangreich,  nach  Zahl 
der  bezollten  Artikel  und  einzelnen  Positionen,  und 
hoch  nach  den  Zollsätzen  geblieben  ist,  im  Vergleich  mit  dem 
deutschen  und  mit  anderen,  vollends  mit  dem  britischen  Tarif, 
der  ja  nur  noch  ganz  wenige  Artikel  umfasst  (8.  304). 

Auch  an  die  neueren  agrarischen  Schutzzölle,  an  den 
Zoll  auf  Steinkohle  und,  wie  die  früheren  Uebersichten  (S.  819 
und  833)  zeigen,  an  die  industriellen  Schutzzölle,  besonders 
im  Gebiete  der  Textil-  und  Metallbranche,  knüpfen  sich  in 
Frankreich  nicht  unerhebliche  fin an  zielle  Interessen.  Denselben 
entsprach  die  Rückkehr  zu  höheren  agrarischen  Zöllen  auf 
Getreide  und  Vieh  und  mindestens  die  Aufrechthaltung  eines 
gewissen  Maasses  industrieller  Schutzzölle.  Der  allgemeine 
Tarif,  welcher  vor  1881  galt,  hat  in  Betreff  dieser  letzteren  Zölle 
auch  gegen  das  Finanziuteresse  viel  zu  hohe  Sätze  gehabt,  von 
seinen  Prohibitionen  ganz  abgesehen , der  Getreide-  und  Viehzoll- 
tarif von  1861  und  noch  von  1881  hat  umgekehrt  durch  seine  sehr 
niedrigen  Sätze  auch  das  Finanzinteresse  zu  wenig  wahrgenommen. 
So  war  die  Tarifreform  von  1881,  welche  bei  den  industriellen 
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Zöllen  ja  schon  durch  die  Conventionaltarife  von  1860  ff.  eingeleitet 
war,  und  die  Erhöhung  der  Getreide-  und  Viehzölle  von  1885  ff. 
vom  finanziellen  Gesichtspunct  aus  wohl  zu  billigen. 

§.331.  2.  Handelspolitische  Seite.  Ob  man  über  diese 
Massregeln  vom  handeis-,  agrar-  und  industriepolitisehen 
Gesichtspunct  ebenso  urtheilen  soll,  ist  freilich  eine  andere  Frage, 
die  wir  hier  auch  nicht  zu  erledigen  haben,  aber  doch  kurz  streifen 
wollen. 

a)  In  Betreff  der  agrarischen  Schutzzölle  wird  doch  auch 
der  Freihändler  einräumen  dürfen,  dass  die  neuen  Getreide-  und 
Vieh  zolle  Frankreichs,  wie  anderer  europäischer  Länder,  welche 
zu  denselben  zurtickgekehrt  sind  oder  sie  wieder  erhöht  haben,  in 
ganz  neuen  abnormen  Welteonjuncturen  ihre  Erklärung 
und  wenigstens  eine  relative  Rechtfertigung  finden,  mindestens  als 
ein  statthaftes  Experiment  und  als  mögliches,  wenn  auch  nicht 
sicheres  Hilfsmittel  gegenüber  einer  schweren  agrarischen  Krisis 
für  eine  Uebergangszeit.  Anderseits  ist  es  gewiss  ein  sehr  er- 
wägenswertes steuerpolitisches  Bedenken  ernster  Art  und 
von  wahrhaft  principieller  Bedeutung,  dass  diese  Zölle,  — gerade 
wenn  und  soweit  als  sie  ihren  Zweck  erfüllen,  d.  h.  als  Schutz- 
zölle wirken,  also  wenn  und  soweit  sie  die  Inlandspreise  erhöhen 
oder  ein  weiteres  Fallen  ermässigen  und  verhüten,  — Steuern  auf 
nothwendige  Nahrungsmittel  seien  und  so  die  Steuerlast 
ungleichmässiger,  besonders  mehr  nach  Unten  zu,  auf  die 
Volksmassen  vertheilten. 

Indessen  ist  gegen  die  practische  Tragweite  dieses  Bedenkens 
doch  Verschiedenes  einzuwenden. 

Einmal  ist  es  eben  fraglich,  ob  und  wieweit  jene  Zölle  die 
Wirkung  als  Preis  erhöhende  oder  Preisfällen  hemmende  Schutzzölle 
wirklich  haben. 

Wirken  sie  nicht  oder  nicht  für  ihren  vollen  Betrag  so,  so  entfällt  aller- 
dings überhaupt  oder  soweit  als  sie  nicht  so  wirken,  ihr  Zweck  als  Schutzzoll. 
Aber  dann  entfällt  auch  die  Berechtigung,  sic  anzugreifen,  vom  freihändlerischen  und 
finanzpolitischen  Standpuncte  aus,  während  sie  vom  letzteren  aus  als  Einnahmequelle 
ihren  Werth  behaupten,  der  dann  durch  die  erwähnten  Bedenken  nicht  weiter  beson- 
ders geschädigt  wird  und  vollends  in  französischer  Finanzlage  unter  diesen  Umständen 
anzuerkennen  ist.  Wirken  diese  Zölle  umgekehrt  ganz  oder  theilweisc  auf  die 
Preise  als  Schutzzölle  in  der  erwähnten  Weise,  so  bleibt  das  freihändlerische 
und  das  hervorgehobene  steuerpolitische  Bedenken  allerdings  nicht  nur  im  Princip, 
sondern  practisch  bestehen.  Aber  auch  hier  gilt  dann,  wie  so  oft  bei  Maassregeln 
der  VoJkswirthschafts-  und  der  Steuerpolitik:  eventuell  sind  diese  Zölle  auch  dann 
als  berechtigt  anzuerkennen,  weil  sie  zur  Bekämpfung  eines  schweren  Nothstandes, 
welcher  die  Grundlagen  der  Volkswirtschaft  berührt,  in  Ermangelung  anderer  oder 
besserer  Hilfsmittel  nicht  entbehrt  werden  können,  weil  sie  von  zwei  Uebcln  — der 
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durch  sie  bedingten  oder  verursachten  Steuerbelastung  und  dein  Ruin  der  Landwirtli- 
schaft  — das  kleinere  sind,  wozu  dann  doch  auch  noch  selbst  bei  der  hier  angenom- 
menen Wirkung  wieder  hinzukommt,  dass  sic  eine  werthvollc  Einnahmequelle  bilden. 

Practisch  aber  hebt  sich  sodann  das  principielle  Bedenken 
auch  noch  durch  einige  weitere  Erwägungen  mehr. 

So  üben  diese  Zölle  überhaupt  schwerlich  ganz  allgemeine,  gleichmässige  Wir- 
kungen auf  die  Stellung  der  gesammten  inländischen  Getreide-  und  Viehpreise  aus. 
Ferner  halten  sie.  nach  bisherigen  Wahrnehmungen,  mehr  nur  ein  weiteres  Preisfallen 
etwas  auf  und  hemmen  es,  als  dass  sic  die  Preise  erheblich  steigern.  So  wird  nur 
der  Vortheil  einer  den  Käufern  von  Getreide  und  Vieh  ungewöhnlich  günstigen  Con- 
junctur  etwas  geschmälert:  cs  handelt  sich  mehr  um  lucrum  cessans,  als  um  damnum 
emergens  für  sie,  — immerhin  ein  für  die  gesammte  Beurtheilung  wichtiger  Unter- 
schied. Endlich  aber  kommt  der  Zoll  für  die  Brot-  und  Fleischpreisc  und  damit  für 
die  etwaige  Belastung  der  eigentlichen  Consumcnten  doch  vollends  erst  als  ein  mög- 
liches, entfernteres,  sccundäres  oder  tertiäres  Moment  in  Betracht,  das  neben  anderen, 
zum  Thcil  wichtigeren  nicht  nothwendig  eine  entscheidende  Rolle  spielt.  Soweit  aber 
der  Zoll  auf  die  ausländischen  Producenten,  die  Verkehrsanstalten,  die  Händler,  die 
Kleingewerbetreibenden  ganz  oder  theilweise  geschoben  wird,  was  immer  möglich, 
theilweise  wahrscheinlich  ist,  entfallen  wieder  die  steuerpolitischen  Bedenken  in  Betreff 
einer  Ueberlastung  der  Consumcnten , während  die  sonstigen  steuerpolitischen  Be- 
denken wegen  der  Mitbelastung  der  genannten  Kreise  freilich  auftauchen  , aber  nicht 
mehr  als  bei  allen  übrigeu  Zöllen,  und  während  die  finanziellen  Vortheile  in  Betreff 
der  Erschliessung  einer  Einnahmequelle,  verbleiben. 

Nach  dem  Allen  möchte  die  Rückkehr  zu  den  höheren  agrarischen 
Zöllen  sich  in  Frankreich  immerhin  mit  genügenden  Gründen  unter- 
stützen lassen. 

b)  Bei  den  industriellen  Schutzzöllen  machen  sich  die 
volkswirthschaftspolitischen  und  steuerpolitischen  Bedenken  wegen 
der  Wirkungen  dieser  Zölle  auf  die  Consumcnten  und  auf  die  Ver- 
theilung  der  Steuerlast  weniger  als  bei  den  agrarischen  Schutzzöllen 
geltend,  während  die  finanziellen  Interessen  auch  hier  mit  zu 
Gunsten  sprechen.  Aber  die  angedeuteten  Bedenken  fehlen  aller- 
dings auch  hier  nicht  völlig  und  anderseits  sind  die  finanziellen 
Interessen  hier  nicht  so  bedeutend  als  hei  den  agrarischen  Schutz- 
zöllen. 

Die  industriellen  Zölle  sind  in  Frankreich  in  dem  Vertrags-  wie  im  allgemeinen 
Tarife  immer  noch  recht  ausgedehnt,  mehrfach,  besonders  bei  den  feineren  und  fein- 
sten Qualitäten  von  Fabrikaten  recht  hoch,  nach  ihrer  Specialisirung  in  den  wichtig- 
sten Fällen,  besonders  in  der  Textilbranche,  zwar  rationell  veranlagt,  nach  den  Gc- 
sichtspuncten  des  Schutzzollsystems  als  eines  Systems  industrieller  Erziehung,  aber  in 
dieser  Gestaltung  doch  auch  am  Ersten  als  wirkliche  Schutzzölle,  in  Betreff  der  In- 
landspreise der  analogen  heimischen  Producte,  daher  namentlich  der  feineren  Quali- 
täten, wirkend.  Der  Tarif  von  1791  war  in  den  wichtigsten  Zweigen  liberaler  als  der 
von  1881,  vielfach  selbst  nach  der  absoluten  Höhe  der  Sätze,  vollends  nach  der  rela- 
tiven, gegenüber  den  Preisen  der  Artikel. 

Indessen  wirken  die  noch  bestehenden  französischen  indu- 
striellen Schutzzölle  doch  auf  die  Preise  der  Masse  der  inländischen 
Halb-  und  Ganzfabrikate  schwerlich  erheblich,  etwa  gar  allgemein 
vertheuernd,  ein.  Vielfach  kommen  sie  gewiss  nur  als  Finanzzölle 
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lind  hie  und  da  als  Luxuszölle  für  einige  Consumentenkreise  in 
Betracht.  Daher  haben  die  erwähnten  Bedenken  doch  keine  grosse 
prac tische  Bedeutung  trotz  ihrer  principiellen  Richtigkeit.  Die 
Beseitigung  der  Prohibitionen,  die  fast  allgemeine  Ermässigung  der 
industriellen  Schutzzölle  durch  die  Vertragstarife  der  1860er  Jahre 
und  neuerdings  irn  allgemeinen  und  in  dem  neuen  Vertragstarif 
von  1881  waren  Massregeln,  welche  demnach  wohl  handeis-  wie 
finanzpolitisch  gleich  richtig  und  zweckmässig  waren. 

Der  völlige  Bruch  mit  den  industriellen  Schutzzöllen,  wie 
in  Grossbritannien,  oder  die  noch  weitere  starke  Ermässigung 
wäre  finanziell  in  heutigen  französischen  Verhältnissen,  auch  vom 
Standpuncte  der  Besteuerungspolitik  aus,  kaum  richtig  gewesen, 
wTenn  diese  Massregeln  auch  wohl  bei  der  erreichten  und  weiter 
möglichen  Entwicklung  der  französischen  Industrie  keine  all- 
gemeinen, höchstens  in  einigen  wenigen  Zweigen  entscheidende 
volkswirthschaftspolitische  Bedenken  gehabt  haben  möchten.  So 
wie  diese  Zölle  heute  noch  erhalten  worden  sind,  tragen  sie  doch 
auch  mit  dazu  bei,  das  bei  einer  so  hohen  Gesammtsteuerbelastung 
noth wendige  Ziel  zu  erreichen,  nemlich  die  Steuern  möglichst 
vielseitig  zu  vertheilen,  um  so  die  Last  leichter  tragbar  zu 
machen.  Die  Specialisirung  der  specifischen  Zölle  ist  dabei  zwar 
ein  protectionistischer  Gesichtspunct,  aber  zugleich  eine  Massregel, 
welche  steuerpolitisch  ebenso  richtig  ist,  weil  sie  auf  die  Anwendung 
eines  Qualitätssteuerfusses  hinauskommt. 

So  möchte  die  neuere  französische  Zolltarifpolitik  und  möchte 
insbesondere  der  noch  so  umfangreiche  allgemeine  und  Vertrags- 
tarif doch  im  Ganzen  richtig  sein.  Die  britische  Tarifpolitik  mit 
ihrer  Concentration  auf  ganz  wenige  Hauptfinanzzoll-Artikel  und 
ihrem  völligen  Absehen  von  Schutzzöllen  wäre  für  Frankreich, 
wenigstens  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen,  schwerlich 
finanziell  ergiebig  genug  und  steuerpolitisch  weniger  passend  als  die 
eingeschlagene  oder  beibehaltene. 

3.  Das  Zollverfahren  und  alles  Zoll  technisch  e ist 
gewiss  umständlich  und  vielfach  belästigend,  die  Controlen  sind 
weitläufig,  die  Strafandrohungen  schwer.  Dies  und  jenes  Einzelne 
mag  ohne  Bedenken  und  vielleicht  zum  Vortheil  des  Fiscus  wie 
des  Publicums  zu  ändern,  zu  mildern,  zu  vereinfachen  sein.  Denn 
der  Einfluss  einer  übermässig  prohibitorisch-protectionistischen  und 
superfiscalischen  Politik  zeigt  sich  in  Manchem  noch.  Aber  grosse 
umfassende  und  einschneidende  Aenderungen  sind  schwerlich  am 


852  fi-  B.  2.  K.  Steuerrecht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  §.  331,  332. 


Platze,  so  wenig  als  bei  den  analogen  Verhältnissen  der  indirecten 
Steuern  (Getränke!  S.  658)  oder  Monopole. 

Die  Finanzzölle  sind  sehr  hoch  und  müssen  des  Finanzbedarfs  wegen  doch  so 
bleiben,  die  Schutzzölle,  auch  nach  dem  erfreulichen  Wegfall  der  principiell  ja  durchaus 
richtigen,  aber  in  der  practischen  Anwendung  unzweckmässigen  Werthzölle,  noch  zu 
sehr  specialisirt  und  müssen  doch  auch  so  sein  und  bleiben,  so  lange  man  an  ihnen 
Überhaupt  festhält,  was  eben  auch  finanziell  erwünscht  erscheint,  der  ganze  Tarif 
ist  noch  zu  umfangreich  und  muss  aus  den  angedeuteten  Gründen,  wiederum  auch 
finanzieller  Art.  dennoch  ebenfalls  so  sein  und  bleiben.  Das  bedingt  Alles  nothwendig 
auch  eine  weitläufige,  mühsame  Zollbewachung,  ein  umständliches  Zollverfahren,  eine 
entsprechende  Organisation  des  Zolldienstes  und  freilich  auch  entsprechende  Kosten, 
welche  in  Frankreich  daher  nicht  bloss  wegen  der  Landgrenzverhältnisse,  sondern  wegen 
der  ganzen  Zolltarifpolitik  — ausserdem  übrigens  auch  wegen  der  inneren  indirecten 
Steuern  und  Monopole,  auf  deren  Sicherung  der  Zolldienst  mit  aufzupassen  hat  — höher 
sein  und  bleiben  werden  als  in  Grossbritannien.  Einzelne  weitere  tarifpolitische  Reformen, 
z.  B.  die  Beseitigung  der  Zollzuschläge  für  die  indirecte  Einfuhr  (aus  den  „Entrepöts“). 
die  völlige  Gleichstellung  der  Sätze  des  allgemeinen  und  des  Vertragstarifs  sind  wohl  zu 
erwägen.  Grossen  Einfluss  auf  die  Vereinfachung  des  Zolldienstes  und  Zollverfahrens 
werden  sie  schwerlich  ausüben  können. 

So  wird  man  u.  E.  zu  der  Ansicht  kommen  müssen,  dass  das, 
was  durch  die  bisherigen  Reformen  und  namentlich  durch  die 
Tarifgesetzgebung  von  1881,  welche  doch  im  Wesentlichen  die 
handeis-  und  zollpolitischen  Massregeln  der  napoleonischen  Handels- 
vertragsperiode zum  gemeinen  Recht  des  Landes  gemacht  hat,  er- 
reicht ist,  vorerst  nicht  in  mehr  freihändlerischer  und  in  der 
Richtung  massigerer  Finanzzölle  weiter  gebildet  werden  wird.  Es 
wird  genug  sein,  wenn  es  im  Ganzen  auf  diesem  Stande  erhalten 
wird.  Und  gerade  auch  finanzielle  Rücksichten  werden 
muthmasslich  grössere  Fortschritte  in  der  angegebenen  Richtung 
hemmen. 

F.  Rückblick  auf  die  gesammte  französische  Staatsbesteuerung,  ins- 
besondere auf  die  Steuerpolitik  seit  1871. 

S.  oben  §.  07  Uber  „die  französischen  Finanzen  am  Schluss  des  ancien  regime“. 
Ferner  in  Betreff  der  Neuzeit  die  statistischen  Daten  in  §.  106,  S.  373,  374  und  die 
Abschnitte  über  die  „Besteuerung  der  dritten  Republik“  S.  300 — 404,  „Rückblick  auf 
die  französ.  Steuerentwicklung  seit  1789  bez.  1815“  S.  410 — 415  und  die  verschie- 
denen „Rückblicke“  und  Ausführungen  „zur  Kritik“,  welche  den  Schluss  der  Dar- 
stellung der  jedesmaligen  Steuergruppe  bilden,  S.  498 — 502  über  die  directcn  Steuern, 
S.  579 — 582  Uber  die  Verkehrsbesteuerung,  S.  595 — 596  über  die  directe,  Verkchrs- 
und  Erbschaftsbesteuerung,  S.  768 — 771  über  die  Monopole,  sowie  die  ähnlichen  kri- 
tischen Rückblicke  auf  einzelne  Steuern,  bes.  §.  205  (Pateutsteuer),  §.  225  (Enregistre- 
rnent),  §.  235  (Stempel),  §.  265  (Getränke),  §.  273  (Zucker),  §.  297  (Tabakmonopol), 
$.  330,  331  (Zölle).  — Aus  der  Literatur  s.  bes.  Math i cu-Bodet  II.  ch.  15 — IS 
(Fragen  der  Steuerreform  auf  den  Hauptgebieten)  und  ch.  25  (über  das  nach  dem 
Kriege  von  1870/71  angewendete  Steuersystem,  bes.  §.  3,  p.  390  — 402);  ferner 
Ainagat,  partie  III  („les  irnpöts  de  la  ran^on“). 

§.332.  1.  Das  U eher  ge  wicht  der  indirecten  Be- 

steuerung. Das  grosse  Gebiet  der  modernen  französischen 
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Staatsbesteuerung,  wie  sie  sich  seit  der  ersten  Revolution,  daher 
gerade  in  einem  Zeitraum  eines  Jahrhunderts  (1789 — 1889)  ent- 
wickelt hat,  ist  nunmehr  im  Vorausgehenden  auch  in  den  wich- 
tigeren Einzelheiten  vollständig  zur  Darstellung  gebracht  worden. 
Es  mag  daher  zum  Schluss  noch  einmal  ein  kurzer  Rückblick  auf 
diese  Besteuerung  als  Ganzes  geworfen  und  dabei  namentlich,  wie 
wir  uns  früher  vorbehielten  (S.  601),  die  Gestaltung  ins  Auge  ge- 
fasst werden,  welche,  wie  es  scheint  endgiltig,  diese  Besteuerung 
seit  dem  verhängnissvollen  letzten  Kriege  Frankreichs  gegen 
Deutschland  angenommen  hat.  Es  handelt  sich  dabei  nicht  um 
eine  Wiederholung  des  in  den  früheren,  so  eben  citirten  „Rück- 
blicken“ Gesagten , auf  welche  Ausführungen  vielmehr  für  alles 
Einzelne  hier  zum  näheren  Beleg  Bezug  genommen  wird,  sondern 
nur  um  eine  Ch aracterisirun g des  Gesammtganges  der 
französischen  Staatssteuerpolitik  in  diesem  soeben  ablaufenden 
„ersten  Jahrhundert  der  Revolutionen“,  und  um  eine  Characteri- 
sirung  des  erreichten  Gesammtergebnisses.  Erst  die 
genaue  Einzelkenntniss  aller  Phasen  der  Entwicklung  und  aller 
Thcile  der  Besteuerung,  wie  sie  unsere  Darstellung  zu  geben 
suchte,  setzt  in  den  Stand,  eine  solche  Characterisirung  richtig 
vorzunehmen,  richtig  zu  begründen  und  selbst  wieder  richtig  zu 
verstehen. 

Das  Ergebniss  der  Steuerentwicklung  ist  ein  Ueberwiegen  der 
indirecten  Verbrauchssteuern  (einschliesslich  Zölle,  directe 
„Luxussteuern“,  verwandte  kleinere  Abgaben  und  Transport- 
steuern) Uber  alle  übrigen  Steuern,  d.  h.  über  die  beiden  anderen 
grossen  Gruppen,  die  directen  und  die  Verkehrssteuern  (i.  e.  S. 
d.  h.  Enregistrement  und  Stempel,  jenes  einschliesslich  Erbschafts- 
und Schenkungssteuern).  Vollends  aber  indirecte  Verbrauchssteuern 
und  Verkehrssteuern  zusammen  über  wiegen  bei  Weitem  die  directen 
Steuern. 

Dies  Ueberwiegen  ist,  durch  den  ersten  Napoleon  begründet,  in  erhöhtem  Maasse 
seit  der  Julimonarchie,  abermals  gesteigert  unter  Napoleon  III.,  immer  mehr  liervor- 
getreton.  Aber  erst  die  Ereignisse  von  1870 — 71  . deren  weitere  finanzielle  Folgen 
und  die  von  der  dritten  Republik  eingeschlagenc  Steuerpolitik  haben  den  indirecten 
Steuern  im  genannten  Umfang  das  volle  Uebergewicht  verschafft.  Noch  am  Schluss 
des  zweiten  Kaiserreichs  verthcilte  sich  die  französische  Staatsbesteuerung  etwa  je  zur 
Hälfte  auf  indirecte  und  auf  alle  anderen  Steuern.  Jetzt  überwiegen  jene  um  ein 
paar  hundert  Millionen  (1885  um  c.  300)  und  machen  etwa  55%  aller  aus  (s.  die 
Daten  S.  374). 

Diese  absoluten  und  Verhältnisszahleu  ändern  sich  natürlich,  je  nachdem  man 
den  Begriff  der  indirecten  Steuern  weiter  oder  enger  fasst.  Wie  man  hierbei  aber 
auch  nach  den  verschiedenen  Ansichten  der  Theorie  und  Praxis  verfährt,  auch  wenn 
man  insbesondere  die  Registerabgaben  zum  Thcil  zu  den  directen  Steuern  stellt,  so 
K.  Wuguer,  Kinanzwisftonscliuft.  III  55 
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bleibt  doch  immer  ein  erhebliches  Uebergewicht  der  „indirecten“  Steuern  über  die 
anderen,  die  alsdann  sogen,  directen,  bestehen. 

Wenn  man  z.  B.  mit  der  französischen  Verwaltungspraxis  und  mit  manchen 
Theoretikern  den  ganzen  Betrag  der  Einnahme  aus  Enregistremont  und  Stempel  (wie- 
derum einschliesslich  Erbschafts-  und  Schenkungssteuorn)  zu  den  indirccten  Steuern 
rechnet,  so  überwiegen  letztere,  in  diesem  Sinne  genommen,  um  mehr  als  das  Vier- 
fache die  eigentlichen  directen  (um  1885  c.  2183  gegen  474  Mill.)  oder  diese  machen 
nicht  mehr  18%  ^er  tiesammtbesteuerung  aus.  Wenn  man  umgekehrt  die  genannten 
Verkehrssteuern,  welche  sich  in  die  Katcgorieen  „directe“  und  „indirectc“  Stenern 
eben  nicht  einfach  einreihen  lassen,  anders  vertheilt,  etwa  die  Erbschafts- und  Schen- 
kungssteuern (c.  200  Mill.),  welche  den  directen  Steuern  jedenfalls  näher  als  den 
indirccten  stehen,  zu  den  directen  rechnet  oder  selbst,  wie  es  auch  französische  Frac- 
tiker  thun,  so  Mathicu-Bodet  (II,  397),  die  ganze  Proportionalabgabe  des  Enregistre- 
ments  (S.  522),  daher  fast  90%  des  Ertrags  des  letzteren  als  „Steuern  auf  das  Kapi- 
tal", so  ändern  sich  die  absoluten  und  Verhältnisszahlen  wiederum  erheblich.  Im 
ersten  Falle,  bei  Einstellung  der  Erbschafts-  und  Schenkungssteuern  unter  die  directen, 
sind  die  Zahlen  um  1885  dann  c.  674  „directe“  und  c.  1983  „indirecte“  oder  c.  25 
und  75%;  im  zweiten  Falle,  bei  Einstellung  der  ganzen  Proportionalabgabe  des  En- 
registrements  unter  die  directen,  bezw.  c.  887  und  1770  IJilL  oder  c.  33  und  67%. 

Es  ergiebt  sich  hiernach,  dass  in  Frankreich  im  Laufe  des 
Revolutions-Jahrhunderts,  von  den  1780er  bis  zu  den  1880er  Jahren, 
die  Staatsbesteuerung  sich  nicht  nur  mindestens  verfünffacht, 
sondern  dass  sich  auch  das  Verhält niss  zwischen  directen 
und  iudirecten  Steuern  — wie  immer  man  diese  Abgrenzung 
auch  mache  — immer  mehr  zu  Gunsten  der  letzteren  Steuer- 
gattung verschoben  hat.  Das  ist  nach  verbreiteter,  freilich  sehr 
einseitiger  und  in  dieser  Allgemeinheit  selbst  unbedingt  unrichtiger 
steuerpolitischer,  steuertechnischer  wie  auch  socialer  und  politischer 
Beurtheilung  ein  Nacht  heil.  Dann  liegt  derselbe  jedenfalls  als 
Ergebniss  der  Entwicklung  und  endgiltigen  Gestaltung  der  franzö- 
sischen Besteuerung  vor. 

* Bedenkt  man  aber,  dass  die  Epoche  des  Revolutionszeitalters 
mit  der  last  unbedingten  Verwerfung  der  indirecten  Steuern  begann, 
so  können  die  damaligen  steuerpolitischen  Bestrebungen  und  die 
Thatsachen  der  Entwicklung  und  Gestaltung  des  Steuerwesens 
allerdings  kaum  stärker  in  Widerspruch  stehen,  als  sie  es  thun. 

Die  jüngste  Periode  nach  dem  deutsch -französischen  Kriege 
hat  diesen  Widerspruch  noch  wesentlich  verschärft,  weil  sie,  wie 
in  diesem  Werke  im  Einzelnen  näher  dargelegt  worden  ist,  ganz 
vorwiegend  die  inneren  Verbrauchssteuern,  die  Monopole,  Zölle  und 
die  Verkehrssteuern  — Enregistrement,  Stempel,  Transportsteuern  — 
zu  höherer  Ergiebigkeit  gebracht  hat.  Es  ist  das  in  dem  Grade 
geschehen,  dass  man  diese  Periode  mit  Recht  kurzweg  als  diejenige 
einer  einseitigen  Entwicklung  der  indirecten  Be- 
steuerung (i.  w.  S.)  behufs  Beschaffung  des  durch  die  neue 
schwierige  Finanzlage  hervorgerufenen  Steuerbedarfs  steuerpolitiscb 
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characterisirt  hat  (s.  die  Tabelle  S.  395  und  §.  172—174).  Die 
Bedenken,  namentlich  socialpolitischer  Art,  welche  man  bei 
objectiver  Würdigung  der  indirecten  und  Verkehrssteuern  nicht 
übertreiben  darf,  aber  doch  in  immerhin  erheblichem  Umfang  zu- 
gestehen  muss,  sind  in  Betreff  dieser  neuesten  Steuerpolitik  schon 
oben  (§.  177)  anerkannt  worden. 

Durch  Kechenexempel , indem  man  etwa  mit  Mathieu-Bodct  manchen  der 
nach  dem  Kriege  neueingeführten  oder  erhöhten  Steuern  den  Character  als  „dirccter“ 
Steuern  vindicirc,  wird  natürlich  die  Berechtigung  des  vorausgehenden  Urtheils  nicht 
hinfällig  gemacht  und  nicht  einmal  eingeschränkt. 

S.  Mathi eu- B od et  bes.  II,  390  ir.  Daselbst  Uebersichten  der  einzelnen  von 
1870 — 77  eingeführten  oder  erhöhten  Abgaben  sowie  der  von  1872 — 80  wieder  auf- 
gehobenen oder  verminderten,  in  beiden  Fällen  nach  den  Ertragsanschlägen.  Die 
ersteren  betrugen  hiernach  747.78,  die  letzteren  323.50  Mill.  Frcs.  Unter  jener  Summe 
von  747.78  Mill.  waren  44.08  Mill.  Zuschlagccntimen  (für  den  Staat)  zur  Patentsteuer 
(s.  o.  S.  399)  und  Erhöhungen  von  Tarifsätzen  dieser  Steuer,  14.02  Mill.  kamen  auf 
die  den  directen  Steuern  gleichgestellten  Taxen,  35.68  Mill.  auf  die  3%  Steuer  vom 
Ertrag  beweglicher  Werthe  u.  s.  w.,  Beträge,  die  mit  einer  Summe  von  800,000  Frcs. 
gewisser  algier’scher  Abgaben  zusammen  94.58  Mill.  Frcs.  ausmachen  und  in  der 
That  zu  den  „directen“  Steuern  zu  zählen  sind:  12.6%  der  neu  aufgelegten  oder 
erhöhten  Steuern.  Der  genannte  Autor  rechnet  aber  noch  96.56  Mill.  Proportional- 
abgaben des  Enregistrements  hierher,  die  nach  ihm  „den  Character  dirccter  Steuern 
auf  das  Capital“  hätten,  und  gelangt  so  zu  einem  Betrage  von  191.15  Mill.  Frcs. 
dirccter  in  der  Summe  der  neuen  Steuern  oder  25  (25.6)  % derselben.  Beschränkt 
man  den  Begriff  „dirccter“  Steuern  auf  die  alten  grossen  französischen  Ilauptstcuern 
allein  oder  auf  diese  nebst  den  Taxen,  so  wäre  die  Quote  der  directen  Steuern  in  den 
Stcuerhöhungen  nach  dem  Kriego  nur  6,  bezw.  8%- 

§.  333.  2.  Die  finanz wirtschaftliche  Berechtigung 
der  eingeschlagenen  Steuerpolitik.  Allein  lassen  wir 
einmal  den  steuerpolitischen  und  sonstigen  Werth  der  grossen 
Steuergruppen  und  einzelnen  Steuern  des  französischen  Staats- 
steuersystems und  die  schwierige  Frage  nach  den  socialen,  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Folgen  der  eingetretenen  Entwicklung 
dieses  Systems,  bis  1870  wie  nach  1870,  bei  Seite. 

Die  eigentlich  finanzwirthschaftliche  Frage  in  Betreff 
dieser  Entwicklung  und  ihres  Ergebnisses  ist  doch  eine  andere: 
nemlich  ob  die  Steuerpolitik,  von  welcher  diese  Entwicklung  und 
ihr  Ergebniss  in  der  Zeit  vor  wie  nach  1870,  abhingen,  unter  dem 
Einfluss  der  unvermeidlichen  Notwendigkeit,  den  einmal  auf- 
tretenden Steuerbedarf  zu  decken,  wenigstens  insofern  die  richtige 
war,  als  sie  die  nach  den  Verhältnissen  allein  mögliche,  von 
vornherein  allein  ein igermassen  Erfolg  versprechende 
und  relativ  in  Betreff  der  Lastenvertheilung  und  Aufbringung 
erträglichste  wie  die  wirklich  im  Ganzen  von  Erfolg  begleitete 
war?  Darauf  möchten  wir,  gestützt  auf  unsere  genaue  Darstellung 
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der  Steuerentwicklung  und  der  Technik  der  einzelnen  französischen 
Steuern,  antworten:  Ja,  wenigstens  im  Wesentlichen! 

Die  völlige  Unmöglichkeit,  einen  Steuerbedarf,  wie  den  des 
französischen  Staats,  wesentlich  allein  durch  directe  Steuern  nach 
den  Ideen  der  Politiker  und  Finanzmänner  der  ersten  Revolution 
aufzubringen,  war  von  vornherein  jedem  Unbefangenen  klar  und 
ist  durch  die  Tbatsachen  voll  und  ganz  bestätigt  worden.  Die 
Rückkehr  zu  ergiebigen  inneren  indirecten  Verbrauchssteuern  durch 
Napoleon  I.,  die  Ausbildung  der  Verkehrssteuern  (Enregistrement 
und  Stempel)  war  daher  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  des 
Steuerbedarfs  und  nach  der  mit  Sicherheit  weiter  zu  erwartenden 
Entwicklung  dieses  Bedarfs  in  einem  modernen  europäischen  Gross- 
staat, wie  Frankreich,  eine  unbedingt  gebotene  Steuerpolitik. 

Allerdings  wäre  man  schon  damals,  trotz  der  Kriegsläufte  und 
gesammten  Zeitlage,  und  wäre  man  vollends  in  der  Folgezeit,  be- 
sonders als  mit  der  Julimonarchie  und  in  noch  stärkerem  Maasse 
später  die  Durchschnittsziffer  des  Staatsbudgets  immer  mehr  wuchs 
(S.  373),  nicht  genöthigt  gewesen,  in  dem  Grade,  als  es  geschah 
und  unter  den  bestehenden  Verhältnissen  geschehen  musste,  so  ein- 
seitig die  inneren  indirecten  Verbrauchssteuern  (einschliesslich  des 
Tabakraonopols)  und  das  Enregistrement  (später  auch  den  Stempel) 
zu  immer  grösseren  Erträgnissen  zu  bringen,  wenn  man  die  be- 
stehenden directen  Steuern  anders  eingerichtet  und 
durch  andere  Formen  der  directen  Besteuerung  er- 
gänzt hätte. 

Dies  hätte  von  vornherein  geschehen  können,  mindestens,  nach  den  Wahrneh- 
mungen gerade  mit  den  directen  Steuern  in  den  ersten  Jahrzehnten  ihres  Bestehens, 
nachträglich  geschehen  müssen,  zumal  seit  der  Periode  der  Julimonarchie.  Von  da  an 
wurde  es  von  Jahr  zu  Jahr  hei  dem  steigenden  Steuerbedarf  nothwendiger , vollends 
aber  in  der  Zeit  nach  dem  letzten  Kriege.  Aber  die  gebotene  und  mögliche  Reform 
der  directen  Steuern  unterblieb,  und  um  so  mehr  mussten  natürlich  die  anderen 
inneren  Steuern  ergiebiger  gemacht  werden. 

Da  man  'zudem  bis  zur  Zeit  des  dritten  Kaiserreichs  die 
finanziellen  Erträge  der  Zölle  — freilich  auch  meist  „indirecte 
Verbrauchssteuern aber  andere,  die  inneren  angemessen  er- 
gänzende — in  einseitiger  prohibitorisch- protectionistiseher  Politik 
nicht  genügend  entwickelte  und  da  alsdann  Napolcon’s  III.  sonst 
durchaus  richtige  Reform  der  Handels-  und  Zollpolitik  wiederum 
die  finanzielle  Aufgabe  des  Zollwesens  nicht  richtig  löste,  so  musste 
vollends  die  Ergiebigkeit  der  inneren  Verbrauchs-  und  Verkehrs- 
steuern übermässig  gesteigert  werden.  Wenigstens  diesen  Fehler 
in  Betreff  der  Zölle  hat  die  dritte  Republik  richtig  verbessert. 
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Das  französische  directe  Staatssteuersystem  ist  ein  reines 
Ertragssteuersystem,  aber  nicht  einmal  ein  völlig  ausgebil- 
detes, wenigstens  alle  „Erträge“  umfassendes,  da  ihm  vor  Allem 
eine  directe  Besteuerung  der  Zi n s rente,  bis  1872  völlig,  seit  der 
damaligen  Einführung  der  Steuer  auf  gewisse  Werthpapiere  noch 
grossentheils  fehlt.  Ein  solches  System  kann  seinem  inneren  Wesen, 
seiner  ganzen  technischen  Einrichtung  nach  und  nach  den  Er- 
fahrungen aller  Länder,  vor  Allem  Frankreichs  selbst,  nur  mit 
theilweiser  Ausnahme  der  Gewerbesteuer  (Patentsteuer),  nicht  im 
erforderlichen  Maasse  steigende  Erträge  abwerfen. 
Um  so  weniger,  wenn  es,  wie  in  Frankreich,  der  eigentliche,  fast 
alleinige  Träger  der  Besteuerung  der  höheren  Selbst- 
vcrwaltungskörper,  hier  der  Departements,  und  ausserdem 
auch  noch  ein  Hauptträger  der  Communalbesteuerung  ist. 

Die  Veranlagung  einer  der  Steuern  dieses  Systems,  der  wichtigsten  von  allen, 
der  Grundsteuer,  ist  viel  zu  schwerfällig  und  umständlich,  und  in  ihren  Resultaten 
stets  viel  zu  unvollkommen,  diejenige  der  drei  anderen  grossen  französischen  Steuern 
zu  mechanisch,  in  Folge  dessen  die  Verkeilung  der  durch  die  einzelnen  Steuern  auf- 
gebrachten Summen  viel  zu  ungleichmässig,  als  dass  man  diesem  System  auch  noch 
zumuthen  könnte  und  dürfte,  vom  wachsenden  Gesammtsteuerbedarf  des  Staats  auch 
nur  immer  die  gleiche,  geschweige  eine  steigende  Quote  aufzubringeu. 

Gewiss  ist  cs  möglich,  durch  Veränderungen  der  Ein- 
richtung und  Veranlagung  dieser  Steuern  einige  Ver- 
besserungen herbeizuführen,  wfonach  die  Bedenken,  diese 
Steuern  für  den  Staat  ergiebiger  zu  machen,  sich  vermindern.  Die 
Patentsteuer  liefert  den  Beweis  dafür.  Aber  in  den  Hauptpuncten 
lässt  sich  an  diesen  Steuern  nicht  viel  verändern  und  verbessern. 
Eben  deshalb  werden  sie  sich  immer  unfähig  zeigen,  in  Staaten 
mit  rasch  wachsendem  Steuerbedarf  genügend  ergiebig  zu  werden. 

Schwerlich  hätte  auch  die  denkbar  zweckmässigste  und  gelungenste  Verbesserung 
der  grossen  französischen  directen  Steuern,  solange  sie  ihren  steuertechnischen  Grund- 
character  von  Ertragsstcuern  behalten  hätten,  es  ermöglicht,  einen  wirklich  er- 
heblicher in  Betracht  kommenden  Theil  des  zuwachsenden  Steuerbedarfs  durch  sie, 
mehr  als  es  geschehen  ist,  aufzubringen  und  um  diesen  Betrag  das  zu  verkürzen,  was 
man  aus  indirecten  Verbrauchs-  und  Verkchrssteuern  durch  Erhöhung  der  Steuersätze 
und  sonstwie  herauspressen  musste.  Durch  die  frühzeitigere  Hinzufügung  einer  er- 
giebigeren Capitalrentensteuer  als  der  erst  nach  dem  Kriege  eingeführten,  nicht  ge- 
nügend ausgedehnten  auf  bewegliche  Werthc,  wäre  wohl  etwas  mehr  zu  erreichen 
gewesen.  Aber  auch  die  dadurch  zu  beschattenden  Summen  wären  doch  gering  ge- 
wesen verglichen  mit  dem  vermehrten  Steuerbedarf  und  mit  dem  grossen  Antheil.  den 
die  höheren  Erträge  der  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  thatsächlieh  geliefert  haben 
und  doch  verhältnissmässig  leicht  liefern  konnten. 

So  war  es  also  unseres  Erachtens  ein  Fehler,  dass  man» 
nachdem  die  ersten  Illusionen  über  die  finanzielle  Leistungsfähig- 
keit des  in  der  Revolution  begründeten  directen  Steuersystems  den 
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handgreiflichen  Erfahrungen  gegenüber  geschwunden  sein  mussten, 
nicht  mehr  und  ernstlicher  dies  System  gerade  nach  der  Richtung 
seiner  Ertragsfähigkeit  zu  verbessern  suchte.  Aber,  auch  wenn 
dieser  Fehler  vermieden  worden  wäre,  was  neben  allem  Anderen 
sicherlich  auch  immer  rein  politische  Rücksichten  hintertrieben 
haben,  — eine  erhebliche  Aenderung  hätte  die  Steuerpolitik 
in  Bezug  auf  die  Ausdehnung,  Entwicklung  und  verstärkte  Ergiebig- 
machung  der  indirecten  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  dadurch 
doch  nicht  erfahren  können. 

Ein  50  oder  100  oder  selbst  150  Mill.  Frcs.  Mehr  aus  den  directen  Staats- 
steuern, als  sie  geliefert  haben,  hätte  eben  unter  den  französischen  Verhältnissen  die 
oben  hervorgehobenen  Relationen  der  grossen  Steuergruppen  zu  einander  nicht 
wesentlich  verschoben,  die  vielen  Hunderte  von  Millionen,  welche  die  genannten 
übrigen  Steuern  mehr  liefern  mussten  und  lieferten,  doch  nicht  sehr  bedeutend  ver- 
mindert. 

ln  diesen  Erwägungen  liegt  die  Begründung  des  obigen  Urtbeils, 
dass  die  eingesehlagene  französische  Staatssteuer- 
politik vor  wie  nach  dem  Kriege  „im  Wesentlichen“ 
die  richtige,  die  gebotene,  die  allein  mögliche  war. 

§.  334.  3.  Die  Ergänzung  der  Besteuerung  durch 
eine  Einkommen-  oder  Einkommen-  und  Vermögens- 
steuer. Allerdings  ist  dies  Urtheil  noch  etwas  einzuschranken 
nach  einer  anderen  Seite,  aber  bestehen  bleibt  es  auch  hier. 
Gerade  die  Erfahrungen  mit  der  finanziellen  Unzulänglichkeit  des 
französischen  directen  Steuersystems  mussten  lange  und  vollends 
wieder  in  der  Finanzlage  der  neuesten  Zeit  zu  der  Erwägung 
führen,  ob  nicht  dies  ganze  System  von  Grund  aus  umzuge- 
stalten und  in  ein  beweglicheres  „Subj ectsteuersystem“ 
h i n ü b e r z u f ü h r e n oder  wenigstens  ob  nicht  mit  dem , dann 
freilich  in  diesem  und  jenem  Punct  zu  verändernden,  aber  im 
Ganzen  verbleibenden  Ertragssteuersystem  ein  Subj ect-,  ein  Ein- 
kommen- oder  Vermögenssteuersystem  oder  ein  Ein- 
kommen- und  Vermögenssteuersystem  zu  verbinden  sei. 

Bei  dem  ersten  Plane  hätte  das  System  der  englischen  Einkommensteuer,  bei 
dem  zweiten  dasjenige  deutscher  dirccter  Besteuerung,  namentlich  Prcussens  und 
solcher  Länder,  welche  Ertrags-  und  Einkommensteuern  combiniren,  einigermaassen 
vorbildlich  sein  können,  — natürlich  nur  soweit  dergleichen  „Ucbertraguugeu“  von 
Mustern  von  einem  auf  das  andere  Land  zulässig  sind.  An  eine  britische  Einkommen- 
steuer hat  man  in  Frankreich  auch  wiederholt  gedacht,  auch  nach  dem  Kriege,  und 
völlig  ignorirt,  wenn  auch,  wie  es  scheint,  schon  aus  „nationalen“  Rücksichten  nicht 
ernstlicher  ins  Auge  gefasst,  sind  auch  die  preussisch-deutschen  Verhältnisse  directer 
Besteuerung  nicht.  Auch  legislative  Anläufe  sind  in  der  Richtung  der  Einkommen- 
steuer gemacht,  wie  noch  der  letzte  Ende  1888  (S.  Ü29),  der,  wie  es  scheint,  mittler- 
weile bei  dem  abermaligen  Wechsel  des  Ministeriums  aber  wie  die  früheren  ohne 
positives  Ergebniss  bleibt.  S.  über  die  betreffenden  früheren  Projectc  seit  1871 
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Yves  (iuyot,  imp.  sur  1c  revenu,  1.  Annex,  Ma thicu-Bod et  I,  58,  110,  11'.); 
151,  120,  210,  176,  245-,  II,  105,  120,  überhaupt  II,  ch.  16,  §.  2,  8,  Ainagat, 
p.  300  1F.,  164,  207  ff. 

Im  Laufe  der  Darstellung  wurde  es  wiederholt  als  ein  Fehler 
bezeichnet,  dass  man  vollends  nach  1870,  damals  mit  in  Folge  der 
einseitigen  gegnerischen  Stellungnahme  von  Thiers,  nicht  zur 
Einführung  einer  Einkommensteuer  oder  einer  Einkommen- 
und  Vermögenssteuer  oder  einer  Vermögenssteuer  allein 
(d.  h.  einer  nominellen,  einer  „Capitalsteuer“,  wie  die  Franzosen 
sie  meistens  nennen)  gelangt  ist.  Darin  hätte  u.  E.  eine  passende 
Ergänzung  des  französischen  Steuersystems  überhaupt  und  nament- 
lich desjenigen  der  directen  Besteuerung  gelegen. 

Mit  beweglichem  Steuerfuss,  wie  in  England  und  anderen,  auch  deutschen 
Staaten,  wäre  eine  solche  Steuer  immerhin  im  Stande  gewesen,  der  französischen  directen 
Besteuerung,  als  Ertragssteuersystem,  die  ihr  so  sehr  mangelnde  Anschmiegungs- 
Fähigkeit  an  den  Wechsel  und  an  die  Steigerung  des  Finanzbedarfs  zu  verleihen  — 
den  Grundsätzen  der  „Aus  reichend  heit“  und  „Beweglichkeit“  gemäss,  die 
sich  hier  wie  überall  als  wahre  oberste  Steuerprincipien  und  Postulate  erweisen  — . 
Eine  nicht  unbedeutende  Beihilfe  zur  Deckung  des  Stcuerbcdarfs  hätte  eino  solche 
directe  Steuer  und  nur  sie  ebenfalls  leisten  können.  Die  besitzenden  Classen,  die 
Wohlhabenderen  stärker  belastend,  mit  angemessen  progressivem  oder  wenigstens  mit 
nicht  gar  zu  niedrigem  Steuerfuss,  mit  Degression  nach  Unten,  hätte  diese  Steuer  in 
französischen  Verhältnissen  und  neben  den  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  auch  auf 
die  richtige,  gerechte  und  socialpolitisch  wünschcnswerthe  Verkeilung  der  Steuerlast 
passend  uiit  hingewirkt. 

Ein  Fehler,  ein  schwerer  Fehler  der  Steuerpolitik,  ein 
wesentlicher  Mangel  des  Steuersystems  ist  es  daher  in  der 
That  unseres  Erachtens,  dass  es  in  Frankreich  nicht,  selbst  nach 
1870  nicht  zu  einer  solchen  directen  Steuer  gekommen  ist. 

Freilich  dürfen  die  sehr  grossen  Sch wierigkeiten  auch 
nicht  unterschätzt  werden,  welche  sich,  rein  nach  sachlichen  Ge- 
sichtspuncten  betrachtet,  der  Einführung  einer  Einkommen-  oder 
Vermögenssteuer  neben  oder  gar  statt  der  bestehenden  directen 
Steuern  in  Frankreich  nothwendig  entgegenstellen.  Dadurch,  dass 
die  letzteren  zugleich  die  Träger  der  Departemental  - und  Com- 
munalbesteuerung  sind,  wachsen  diese  Schwierigkeiten  noch  ausser- 
ordentlich. 

Es  würde  zu  weit  führen,  das  hier  näher  nachzuweisen,  ein  genaueres  Eingehen 
auf  diese  Frage  „de  lege  ferenda“  liegt  auch  ausserhalb  der  Aufgabe  dieses  Werks. 
Für  jeden,  der  diese  Dinge  etwas  kennt,  das  französische  directe  Steuersystem,  nament- 
lich die  Patent-  und  die  Personal-  und  Mobiliarsteuer  auf  die  Verbindung  mit  oder 
den  Uebergang  in  ein  Einkommen-  und  Vermögensstcuersvstein,  die  Verhältnisse  der 
Combination  von  Ertrags-  und  Pcrsonalsteuern  in  anderen  Ländern  ins  Auge  fasst, 
ergeben  sich  solche  Schwierigkeiten  im  bedeutendsten  Maasse,  von  den  Vorurtheilen 
gegen  die  Einkommensteuer  in  Frankreich,  von  der  leidigen  Nothweudigkeit  politischer 
Rücksichtnahmen  in  diesem  Lande  gerade  bei  der  Einführung  einer  solchen  Steuer 
gar  nicht  zu  reden.  Dennoch  war  und  ist,  wie  gesagt,  und  ist  u.  E.  heute  noch  diese 
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Steuer  in  Frankreich  nothwendig.  In  den  neueren  Projectcn  scheint  man  die  S liwie- 
rigkeiten  ihrer  Combination  mit  den  anderen  Steuern  indessen  kaum  hinlänglich  zu 
würdigen. 

Dem  sei  jedoch,  wie  ihm  wolle.  Auf  der  anderen  Seite  darf 
man  auch  die  finanzwirthschaftliehe  Tragweite  jenes 
Fehlers  der  Steuerpolitik  und  jenes  Mangels  des  Steuersystems 
nicht  übertreiben.  Für  die  Beantwortung  der  oben  aufgeworfenen 
eigentlich  finanzwirthscha  ft  liehen  Frage  kommt  ncmlich  doch 
noch  ein  anderer  Punct  in  Betracht. 

Nehmen  wir  wiederum  an,  es  sei  die  Einführung  einer  direeten 
Einkommen-  oder  einer  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  oder 
einer  Vermögenssteuer  allein  neben  den  oder  selbst  statt  der  be- 
stehenden direeten  Steuern,  und  in  der  denkbar  befriedigendsten 
Weise  gelungen.  Auch  dann  wäre  es  sicher,  dass  mit  einer  solchen 
Steuer,  wenn  sie  an  Stelle  der  jetzigen  direeten  Steuern  getreten 
wäre,  schwerlich  ein  höherer,  wenn  überhaupt  nur  ein  ebenso  hoher 
Ertrag  erzielt  werden  könnte,  als  mit  diesen  Steuern.  In  dem  für 
die  Argumentation  der  Anhänger  der  Einkommensteuer  günstigeren 
Falle,  den  wir  auch  für  den  wahrscheinlicheren  halten,  dass  sie 
neben  die  bestehenden  direeten  Steuern  getreten  wäre  oder  träte, 
— wie  in  Preussen  — möchte  wohl  ein  eigener  neuer,  also  ein 
Mehrertrag  über  den  bisherigen,  aus  den  direeten  Steuern  von 
1 — 200  Milk,  wohl  in  Maximo,  auf  diese  Weise  zu  erzielen  gewesen 
sein  oder  jetzt  sein. 

Das  Danebenbestelien  des  Enregistrements,  der  Erbschaftssteuer,  des  Stempels  ist 
auch  in  der  Frage  der  Ergiebigkeit  einer  solchen  Einkommen-  oder  Vermögenssteuer 
nicht  zu  übersehen.  Würde,  was  steuerpolitisch  wohl  richtig  wäre,  ein  Thcil  der  aus 
den  genannten  Verkehrssteuern  bisher  erzielten  Erträge  bei  einer  Reform  dieser  Steuern 
mit  durch  die  genannte  Steuer  aufzubringen  gesucht  (S.  545),  so  inag  jene  Ertrags- 
zifl’er  gerade  in  Frankreich  überschritten  werden  können,  aber  dann  wäre  damit  ja 
theilweise  wieder  nur  dieser  Ausfall  gedeckt.  S.  auch  Mathieu -Bodet  II,  100,  der 
das  Fragliche  der  finanziellen  Leistungsfähigkeit  der  Einkommensteuer  nachzuweisen  sucht 

Ist  dem  so,  so  ergiebt  sich  wiederum,  wie  bei  einer  blossen, 
auf  stärkere  Ertragsfähigkeit  binzielenden  Reform  der  bestehenden 
direeten  Steuern,  dass  selbst  mit  einer  Einkommen-  und  Vermögens- 
steuer die  gesammte  französische  Steuerpolitik  in  Gang  und  Ergeb- 
nissen wieder  doch  nicht  so  wesentlich  anders  hätte  sein  können, 
als  sie  gewesen  ist. 

Selbst  abgesehen  von  der  Ungewohntheit  der  modernen  Fran- 
zosen an  eine  directe  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  wird  man 
zudem  einräumen  müssen,  dass  eine  solche  Steuer,  sobald  sie  zu 
einem  wirklich  erheblichen  Ertrag  hätte  gebracht  werden 
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sollen,  — und  nur  bei  einem  solchen  hätte  die  Steuerpolitik  eine 
wesentlich  andere  Wendung  einschlagen  können,  — sehr  drückend 
geworden  wäre,  gewiss  mehr  als  das  angenommene  System  mannig- 
facher neuer  öder  erhöhter  alter  indirecter  innerer  Verbrauchs-, 
Verkehrssteuern  und'  Zölle.  Eine  solche  directe  Personalsteuer 
kann  — und  soll  allerdings  auch  — wohl  eine  passende  Ergän- 
zungsfunction im  Steuersystem  übernehmen,  aber  sie  kann 
schwerlich,  mindestens  nicht  unter  den  bestehenden  socialen  und 
wirthschaftlichen  Verhältnissen,  nach  ihrer  Ergiebigkeit  ein 
solcher  Hauptträger  der  Besteuerung  werden,  wie  es  die 
französischen  indirecten  Verbrauchs-  und  die  Verkehrssteuern,  bei 
allen  ihren  Mängeln,  doch  immerhin  sind.  Deswegen  nochmals: 
„im  Wesen tlichen“  war  die  französische  Steuerpolitik,  vor  wie 
auch  nach  1870,  die  gebotene,  die  richtige,  weil  die  allein 
mögliche,  Erfolg  versp rechende  und  verhältnissmässig 
erträglichste. 

Nicht  sie,  sondern  ihre  Ursache,  die  ruhelose  innere  und 
äussere  französische  Politik  und  Geschichte,  — selbst  wieder  das 
Product  des  Nationalcharacters  — mag  man  anklagen.  Jede 
wesentlich  andere  Steuerpolitik  wäre  noch  drückender  gewesen  und 
hätte  schwerlich  das  erste  Ziel  jeder  Steuerpolitik,  die  Deckung  des 
Bedarfs,  erreicht. 

So  urtheilt  u.  A.  auch  Matliieu-Bodet  II,  300  ff.,  dessen  einzelnen  Beweis- 
gründen inan  deswegen  noch  nicht  immer  beizustimmen  braucht.  Die  zweckmässige 
Ergänzungsfunction  einer  directcn  Pcrsonalsteuer,  wie  der  Einkommen-  und  Ver- 
mögenssteuer, übersieht  auch  er. 

Unter  die  erschwerenden  Umstände  für  eine  planmässige  Finanz-  und  Steuer- 
politik gehört  sicherlich  auch  hier  der  ewige  Wechsel  der  Ministerien.  Es  bleibt 
ein  Wunder,  dass  trotzdem  noch  so  Tüchtiges  geleistet  wurde.  Seit  dem  4.  Sept.  1870 
hat  das  Finanzministerium  zweiundzwanzig  Mal  gewechselt,  also  im  Durchschnitt 
jeder  Minister  nur  wenig  über  3/4  Jahr  sein  Amt  innegehabt,  wobei  allerdings  mehr- 
mals dieselben  Männer  das  Portefeuille  wieder  übernahmen  (L.  Say  4 mal).  (S.  die 
Liste  der  Finanzminister  seit  1789,  im  Bull.  XXV,  1.) 

So  ergiebt  sich  zum  Schluss  wohl  das  Resultat,  dass  auch  die 
Steuerpolitik  mehr  durch  die  „allgemeinen  bedingenden  Ver- 
hältnisse“ als  durch  die  subjectiven  Wünsche  und  Bestrebungen 
der  Theoretiker  und  selbst  der  leitenden  Staatsmänner,  der  Re- 
gierungen und  der  Parlamente  ihre  Haupt  rieht  ung  erhalt. 
Schwerlich  wäre  auch  unter  ganz  anderer  politischer  Verfassung 
die  Entwicklung  der  französischen  Steuerpolitik  seit  1870  eine 
wesentlich  andere  gewesen,  als  sie  war.  In  dieser  Periode  waren 
die  „Verhältnisse“  auch  den  Mächtigsten  gegenüber  zu  mächtig. 
Dass  aber  freilich  zielbewusste  Herrscher,  wenn  die  „Verhältnisse 
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ihnen  verarbeiten,  einen  Einfluss  ausüben  können,  zeigt  die  Steuer- 
politik Napoleon’s  I.  in  Betreff  der  indirccten  Steuern  und  des 
Tabakmonopols,  Napoleon’s  III.  in  Betreff  der  Zölle.  Thiers  und 
die  übrigen  Staatsmänner  der  dritten  Republik  haben  nichts  Aelm- 
liches  auf  diesem  Gebiete  an  Leistungen  aufzuweisen. 


II.  Die  Localbesteuerung, 

d.  h.  d i e D e p a r t e m e n t a 1 - und  Communalbesteuerung.  Y 

Die  Darstellung  dieser  Besteuerung  ist  hier  aus  äusseren  Rücksichten  auf  den 
Raum,  aber  auch  aus  inneren,  sachlichen  Gründen,  wie  sic  schon  für  die  Behandlung  ^ 

der  an  sich  fin&nzwirthschaftlich  eigenthümlicheren  britischen  Localbesteuerung 
maassgebend  waren  (S.  345),  absichtlich  knapper  gehalten  als  die  vorausgehende  Dar- 
stellung der  Staatsbesteuerung.  Das  Localstouerwcsen  lässt  sich  vom  gesammten  localen 
Finanzwesen  nicht  so  lostrennen,  wie  das  bei  der  Staatsbesteuerung  gegenüber  den 
Staatsfiuanzeu  möglich  ist.  Das  locale  Finanz-  und  Steuerwesen  eines  Landes  steht 
aber  auch  in  so  enger  Verbindung  mit  der  ganzen  Organisation  der  Localverwaltung, 
dass  eine  speciellere  Darstellung  desselben  unvermeidlich  auf  diese  Organisation  selbst 
näher  eingehen  muss.  Das  ist  hier  ausgeschlossen  und  muss  der  monographischen 
Bearbeitung  des  Gegenstandes  überlassen  bleiben. 

Daher  handelt  es  sich  uns  auch  hier,  wie  bei  der  Darstellung  der  britischen 
Localbesteucrung  (S.  346),  bloss  um  eine  Darstellung  und  Beurtheilung  der  franzö- 
sischen Departemcntal - und  Communalbesteuerung  für  sich,  von  dem  der  spcciellon 
Steuerlehre  zugehörigen  Standpuncte  der  Steuertechnik  und  S tcu er v er w a 1- 
tung  aus. 

Die  Aufgabe  ist  dann  insofern  hier  einfacher  als  in  der  Darstellung  der  bri- 
tischen Localbesteucrung,  weil  Frankreich  in  der  Hauptsache  keine  selbständigen 
directen  Localsteuern,  sondern  nur  Zuschläge  für  Departemcntal-  und  Commuual- 
zwecke  zu  den  grossen  directen  Staatssteuern  hat.  Einer  eigenen  Darstellung  der 
technischen  und  administrativen  Seite  dieser  Zuschläge  gerade  als  Steuern  bedarf 
es  daher  nicht  mehr.  Es  genügt,  dafür  auf  die  frühere  Darstellung  der  Staatssteuern 
(S.  420 — 4S9)  zu  verweisen.  Die  beiden  einzigen  aparten  directen  Local-,  bezw.  . 

Coinmunalsteucm , die  Wegedienst-Ersatzabgabe  in  Geld  und  die  Hunde- 
steuer lassen  sich  kurz  erledigen.  Die  zahlreichen  sonstigen  directen  „Ab- 
gaben“, besonders  im  Gemeindchaushalt,  sind  nach  ihrer  linanzwirthschaftlichen  Natur 
Gebühren,  Beiträge,  Kosten ersätzc  und  scheiden  danach,  nach  der  von  uns 
fcstgchaltenen  Eintheilung,  aus  der  Darstellung  der  Besteuerung  aus. 

Allerdings  ist  nun  das  französische  System  der  Dcpartemental-  und  Communal- 
zuschläge  zu  den  directen  Steuern  etwas  verwickelt  und  bietet  in  mancher  Beziehung 
besonderes  Interesse.  Aber  es  hängt  auch  in  den  Einzelheiten  wieder  ganz  enge  mit 
der  Einrichtung  der  Localverwaltung,  speciell  mit  der  Uebertragung  gewisser  öffent- 
licher Verwaltuugsgebietc  und  ihrer  Kosten,  wie  Wegewesen,  Schulwesen,  Unter- 
stützungs wesen  u.  a.  m.  an  Departements  und  Gemeinden  oder  mit  den  Bestimmungen 
über  die  Thcilung  dieser  Gebiete,  auch  nach  der  Kostenseite,  zwischen  diesen  Ver- 
waltungskörpern und  dem  Staate  zusammen.  Dasselbe  gilt  von  der  Naturalleistung  im 
Vicinalwegewesen  und  der  betreffenden  communalen  Verpflichtung  auf  letzterem  Go-  , 

biete.  Auch  deswegen  gehört,  das  meiste  Einzelne  nicht  hierher  in  die  speciclle 
Steuerlehre  und  grosscntheils  überhaupt  nicht  in  die  Finanzwissenschaft.  Es  muss  in 
letzterer  Beziehung  genügen , auf  die  Darstellung  des  Finanzwesens  der  französischen 
Departements  und  Gemeinden  im  Abschnitt  vom  „Finanzwesen  der  Selbstverwaltung“ 
in  der  3.  Aufl.  des  1.  Bandes  dieses  Werks  (in  §.  59)  zu  verweisen. 

Anders  liegt  die  Sache  bei  der  wichtigen  selbständigen  indirccten  Cominunal- 
stcuer  in  Frankreich,  dem  weitverbreiteten  Octroi,  eine  noch  in  der  Gegenwart  bei- 
behaltene und  ausgcbildctc  städtische  Verbrauchssteuer,  welche  auch  vom 


\ 


Digitized  by  Google 


Local  bcsteucrung. 


863 

finanzwissenschaftlichen  Gesichtspuncte  aus  grosse  Aufmerksamkeit  verdient.  Indessen 
braucht  auch  liier  die  Darstellung  nicht  so  eingehend  als  diejenige  der  indirecten 
Staatssteuern  zu  sein , weil  vielerlei  principielie,  technische  und  administrative  Fragen 
beim  Octroi  doch  wieder  ähnlich  wie  bei  diesen  staatlichen  Verbrauchssteuern  liegen. 
Wir  besitzen  auch  gerade  in  der  deutschen  Literatur  eine  neueste,  eingehende  und 
vorzügliche  Arbeit  über  das  französische  Octroi  in  dem  unten  genannten  monographie- 
artigen  Aufsatz  v.  Keitzenstein’s,  auf  den  hier  besonders  Bezug  genommen  werden 
soll,  um  unsere  eigene  Darstellung  des  Gegenstandes  etwas  zu  kürzen. 

Allgemeinere  Finanzliteratur  s.  schon  Fin.  I.  (3.  Aufl.),  S.  127.  U.  A. 
die  tüchtige  Schrift  von  v.  Brasch,  die  Gemeinde  und  ihr  Finanzwesen  in  Frank- 
reich, Leipz.  1874  (ursprünglich  Leipz.  Dissertat.);  auch  ins  Französische  übersetzt 
von  de  Waxel,  Paris  1879.  Bibliographie  bei  Block,  p.  1423,  763  und  in  den 
Artikeln  bei  Say.  Im  Block’schcn  dict.  die  Artikel  Organisation  communalc  von 
Smith,  bes.  ch.  8 (Einnahmen),  und  in  den  Supplem.  (suppl.  g6ner.  das  Ges.  v. 
5.  Apr.  1884),  Art.  conseil  genöral  und  departement,  bes.  Nr.  99  ff.,  106  ff  über  die 
Einnahmen,  Art.  Centimes  additionnels,  Art.  octroi;  im  Say  sehen  dict.,  soweit  er- 
schienen, die  vorzüglichen  Artikel  budget  communal  und  budg.  depart.,  Centimes  addit. 
von  de  Crisenoy  (einem  hohen  Finanzbeamten).  Vignes  I,  64— 74  (centim.  addit.), 
203  — 217  (octroi),  294  — 297  (Rechtsstreite,  Strafverfolgung  beim  Octroi).  v.  Hock, 
S.  159 — 161  (Zuschläge),  377 — 383  (Octroi),  v.  Kaufmann,  S.  724 — 766  (grossen- 
theils  nur  Statist.  Aufzählung  und  Daten,  keine  finanz-  und  verwalttingsrcchtliche  Dar- 
stellung). v.  lieitzenstein,  in  Schönberg’s  Ilandb.  der  polit.  Oecon.  2.  A.  III. 
Abh.  commun.  Finanzwesen,  S.  620 — 21,  Frankreich;  Ders. , das  Communalstcucr- 
system  Frankreichs  in  den  Sehr.  d.  Ver.  f.  Soc.-Politik  XII,  115 — 157.  — Braff, 
administr.  fmanc.  des  communes,  Par.  1857.  Thorlöt,  regimc  financier  et  comptabi- 
lite  des  communes,  Par.  1887.  — Die  neuesten  bezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen, 
bes.  über  Staatszuschüsse  u.  dgl.,  im  Bull.  — Spcciellc  Literatur  über  Octroi 
s.  u.  vor  §.  342. 

Reiche  und  werthvolle  Finanzstatistik.  So  seit  1878  eine  eigene  jährliche 
Publication  „la  Situation  financ.  des  communes“;  noch  bes.  „situat.  des  recettes  et 
depenses  des  communes  en  1885  et  des  emprunts  et  dettes  au  31.  D6c.  1886“;  in  den 
letzten  Jahren  auch  eine  eigene  Public,  über  die  Situation  financ.  des  departements 
(zuerst  f.  1885).  Daraus  Auszüge  im  Bull,  (so  mehrfach  in  früheren  Bänden,  in  den 
letzten  Jahren  XX,  585,  XXI,  52.  XXII,  495,  634‘,  XXIV,  618,  XXV,  190,  197). 
Ebenso  im  Bull,  die  Budgets  von  Paris.  Desgl.  detaillirtc  Statistik  des  Octroi  in 
ganz  Frankreich  und  speciell  in  Paris  wiederholt,  bes.  XI,  43 — 81.  — Statistik  sonst 
auch  im  Say  sehen  dict.,  bei  Faurc,  v.  Kaufmann. 

Die  Gesetze  über  die  Stenern  unten.  Allgemeine  neuere  Gesetze  über  die 
Departements,  mit  Bestimmungen  finanzwirthschaftlichcr  Art,  die  Ges.  v.  10.  Mai 
1838,  IS.  Juli  1866,  10.  Aug.  1871,  einzelne  finanzielle  Bestimmungen  in  den  Finanz- 
gesetzen. Für  die  Gemeinden  und  deren  Finanzwirtbschaft  und  Steuerwesen  jetzt 
die  Grundlage  das  grosse  codificircnde  Ges.  v.  5.  Apr.  1884. 


A.  Die  französische  Local besteueruug  im  Allgemeinen. 

§.  335.  1.  Uebersieht.  Aus  der  Entwicklung  der  Organi- 
sation der  Local  Verwaltung  seit  der  ersten  Revolution  sind  bisher 
endgiltig  nur  die  Dopartements  und  die  Gemeinden  als 
selbständige  juristische  Personen  und  öffentliche  Finanzkörper  mit 
eigenem  Haushalte  und  Steuern  hervorgegangen,  nicht  auch  die 
Arrondissements  und  Cantone.  Die  französischen  Localsteuern 
sind  daher  ausschliesslich  Departeraental-  und  Gemeinde- 
steuern. 

Eine  besondere  Stellung  nimmt  die  Abgabe  von  Theatern  und  dgl.  m.  für 
Armenzwecke  ein,  die  keine  eigentliche  Gemeindesteuer  ist  (s.  §.  341  am  Ende). 
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Die  bekanntlich  aus  politischen  Motiven  — uin  den  provinziellen  Particularismus 
leichter  überwinden  zu  können  — erfolgte  Zerschlagung  der  ahhistorischcu  Provinzen 
in  verhältnissmässig  kleine  Departements  und  die  anfängliche  Zerlegung  der  letzteren 
in  Districte  war  zuerst  nicht  so  gemeint  gewesen,  dass  diesen  neuen  Bildungen  jede 
Eigenschaft  als  Selbstverwaltungskörper  und  jeder  eigene  Haushalt  mit  Ausgaben  und 
Einnahmen  fehlen  sollte.  Die  anfängliche  Gesetzgebung  von  1790 — 91  nahm  bereits 
Zuschläge  zu  den  beiden  neuen  directen  Staatssteuern,  der  Grund-  und  der  Mo- 
hiliarstcu er,  bis  zu  einem  Maximum  für  die  Departemental - und  Districtsausgabeu 
in  Aussicht  Allein  die  revolutionäre  Centralisationstendenz  beseitigte  bald  die  eben 
erst  in  Ausbildung  begriirenen  Schöpfungen  wieder  (1793).  Zwar  kam  es  dann  von 
Neuem  zu  eigenen  Dcpartementalausgaben  und  Zuschlägen  zu  den  directen  Steuern 
für  die  Deckung  derselben.  Auch  wurden  unter  Napoleon  I.  besondere  Arrondisse- 
mentsausgaben und  Stcuerzuschläge  dafür  gesetzlich  ermöglicht  (1807,  1811).  Eine 
mehr  organische  Ausbildung  der  Departements  zu  selbständigen  Körpern  mit  den  er- 
forderlichen Beeilten  der  Persönlichkeit  und  mit  eigenem  Haushalte  erfolgte  aber  erst 
unter  der  Julimonarchie  (Ges.  v.  10.  Mai  1838),  die  weitere  Entwicklung  vornetnlich 
durch  die  Gesetze  v.  IS.  Juli  1860  und  10.  Aug.  1871.  Das  Recht  der  Regierung, 
Arrondissemcntsauflagen  cinzurichten , wurde  1838  beseitigt.  S.  über  die  einzelnen 
Phasen  der  Entwicklung  bes.  de  Crisenoy’s  Art.  budg.  depart.  im  Say’schen  dict. 
p.  496—500. 

Es  entsprach  den  die  Zeit  der  ersten  Revolution  beherrschenden 
politischen  und  finanzwirthschaftlichen , insbesondere  auch  den  da- 
maligen steuerpolitischeu  Ideen  über  die  wesentlich  alleinige 
Berechtigung  directer  Steuern,  über  die  Verwerflichkeit 
der  inneren  indirecten  Verbrauchssteuern,  Uber  die  Vor- 
züglichkeit der  neu  geschaffenen,  nur  durch  die  Mobiliar- 
steuer ergänzten  Grundsteuer  (§.  167,  168)  und  über  die 
Nothwendigkeit  einer  festen  Verbindung  der  Staats-  und 
Localbesteuerung,  dass  man  die  städtischen  Verzehrungs- 
steuern, das  Octroi,  wie  andere  indireete  Verbrauchssteuern 
aufhob  (Ges.  v.  25.  Febr.  1791),  Departements  und  Gemeinden, 
soweit  sie  überhaupt  Steuern  brauchten,  allein  auf  di  recte  Steuern 
an  wies,  eigene,  aparte  Localsteuern  aber  wieder  vermied  und 
daher  nur  Zuschläge  zu  den  neuen  directen  Staats- 
steuern, namentlich  der  Grund-  und  der  Mobiliar-  (und 
Luxus-)  Steuer,  gestattete  (Centimes  additionnels  departementaux  et 
communaux).  Dies  Zu  sch  lag  System  ist  dann  in  aller  Folgezeit 
bestehen  geblieben,  nur  auf  die  anderen  beiden  directen  Steuern, 
die  Patent-  und  die  Thür-  und  Fenstersteuer  mit  aus- 
gedehnt worden,  bei  beiden  jedoch  in  geringerer  Höhe  der  Zu- 
schläge, wofür  indessen  bei  der  Patentsteuer  die  Gemeinden  am 
Principal satz,  den  der  Staat  sonst  ganz  für  sich  erhebt,  mit 
8°/0  betheiligt  worden  sind  (§.  198  ff.).  Auch  in  Betreff  einer  der 
neueren  „den  directen  Steuern  gleichgestellten  Specialtaxen“ , der 
Wagen-  und  Pferdesteuer,  wurde  den  Gemeinden  ein  Antheil, 
jetzt  5%,  überwiesen  (S.  781).  Das  Zuschlagsystem  characterisirt 
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sich  bei  Departements  und  Gemeinden  zum  Theil  als  Zweck- 
steuersystem, mit  bestimmten  Verwendungszwecken  der  ein- 
zelnen Zuschläge  oder  zur  Deckung  bestimmter  Ausgaben  mit  dem 
Zuschläge. 

In  der  Departementalbesteuerung  ist  es  ausschliesslich  bei 
diesem  System  der  Zuschläge  zu  den  directen  Staatssteuern  geblie- 
ben. Alle  übrigen  Einnahmen  der  Departements  sind  privatwirth- 
schaftlicher,  gebührenartiger  Natur,  Beiträge  und,  besonders  neuer- 
dings, Subventionen  des  Staats,  auch  Beiträge  der  Gemeinden  für 
Einzelnes.  Der  grosse  Haupttheil  der  ordentlichen  Einnahmen  wird 
aber  durch  die  Zuschlagcentimen  gebildet  (s.  §.  336). 

Die  Communalbesteuerung  ist  dagegen  nicht  auf  das  Zu- 
schlagsystem beschränkt  geblieben.  Vielmehr  kehrte  man,  ins- 
besondere in  den  Städten  und  grösseren  Gemeinden,  wie  im 
Staate,  zu  den  indirecten  Verbrauchssteuern  in  der  Form 
des  Octroi  wieder  zurück  (Ges.  v.  27.  Vendem.  VII  für  Paris, 
27.  Frim.  VIII  für  andere  Städte,  5.  Vent.  VIII  allgemein).  Dies 
Octroi  ist  allmählich  in  so  zahlreichen  Gemeinden  (im  J.  1888  in 
1525)  angewandt,  so  umfassend  ausgebildet  und  zu  einem  so 
starken  Ertrage  gebracht  worden,  dass  es  an  finanzieller  Bedeu- 
tung für  den  Communalhaushalt  der  Gesammtheit  der  französischen 
Gemeinden  und  zumal  für  den  riesigen  Haushalt  von  Paris  die 
direete  Besteuerung  mittelst  der  Zuschlagcentimen  erheblich  über- 
trifft (s.  folg.  §.).  In  dieser  Hinsicht  war  die  Entwicklung  also 
auch  hier,  ganz  entgegen  den  steuerpolitischen  Tendenzen  in  der 
früheren  Zeit  der  ersten  Revolution,  eine  ähnliche  wie  bei  der 
Staatsbesteuerung.  Diese  hervorragende  Stellung  der  indirecten 
Verbrauchssteuer  in  der  Communalbesteuerung  Frankreichs  ist  das 
im  Vergleich  mit  anderen  Ländern,  besonders  mit  Grossbritannien 
und  Deutschland,  Eigenthümliche,  das  sich  in  anderen  Staaten  zwar 
auch  noch  findet,  aber  kaum  in  ähnlicher  Ausdehnung  und  finan- 
zieller Bedeutung.  Nach  der  Technik  der  Erhebung  des  Octroi  er- 
fährt zugleich  der  Grundsatz  der  inneren  Verkehrsfreiheit  in  der 
Praxis  so  eine  erhebliche  Einschränkung. 

Zuschlags-Centimen  zu  der  directen  Steuer  und  Octroi  sind  die 
hauptsächlichen  französischen  Communalsteuern,  aber  nicht  die  ein- 
zigen. Eine  specielle  Zwecksteuer  für  die  Vicinalwege  ist,  bei 
Unzureichendheit  der  ordentlichen  Communaleinnahmen,  die  Geld - 
ab  gäbe,  welche  in  Folge  von  Gesetzen  aus  der  Zeit  der  Restau- 
ration und  Julimonarchie  (28.  Juli  1824  u.  v.  21.  Mai  1836)  nach 


8GC>  0.  It.  2.  K.  Steuormht.  1.  H.-A.  2.  A.  Frankreich.  335,  33(». 

Wahl  der  Pflichtigen  statt  der  gesetzlichen  dreitägigen 
Natural- Arbeitsleistung  für  die  Vicinalwege  entrichtet  wer- 
den kann.  Der  Werth  dieser  Abgabe  wird  nach  dem  steuertarif- 
mässigen  Conversionswerth  der  Arbeitsleistung  in  jeder  Gemeinde 
in  Geld  veranschlagt  und  erscheint  dann  in  dieser  Weise  berechnet 
als  Geldsumme  in  der  Finanzstatistik  der  Gemeinden.  Endlich  ist 
unter  dem  zweiten  Kaiserreich  durch  ein  Gesetz  v.  2.  Mai  1855 
eine  Hundesteuer  zu  Gunsten  der  Gemeinden  als  obligato- 
rische Communalsteuer  eingeführt  worden. 

Hiermit  sind  die  eigentlichen  Steuern  im  französischen  Ge- 
meindehaushalt erschöpft.  Die  zahlreichen  und  finanziell  öfters 
recht  bedeutenden  sonstigen  Abgaben,  besonders  in  den  Städten, 
haben  auch  hier  nicht  die  finanzwirtbscbaftliche  Natur  eigentlicher 
Steuern,  sondern  diejenige  von  Gebühren,  Beiträgen,  Kostenersätzen, 
privatwirthschaftlichen  Einkünften,  wenn  dabei  auch  mitunter  Steuer- 
elemente inbegriffen  sind. 

§.  33G.  2.  Die  Stellung  der  Steuern  im  Departemen- 
tal-  und  Communalhaushalte.  Der  Character  eines  grossen 
Theils  der  Steuerzuschläge  und  der  Ersatzabgabe  im  Vicinalvvege- 
wesen  als  Zweck  steuern  lässt  sich  völlig  genügend  nur  durch 
eine  genauere  Darstellung  der  Verwaltungsaufgaben  der  Departe- 
ments und  Gemeinden  nackweisen  und  verständlich  machen.  In 
Ermangelung  einer  solchen  kann  aber  auch  die  Finanzstatistik 
der  Haushalte  beider  Körper  einigermaassen  über  dieses  Verhältniss 
und  weiter  über  die  ganze  Stellung  der  Steuern  in  und  die  Bedeu- 
tung derselben  für  diese  Haushalte  orientiren.  Deshalb  werden 
hier  einige  finanzstatistische  Daten,  besonders  aus  der  Gegenwart, 
eingefügt. 

S.  schon  Fin.  I (3.  Auf!.),  §.  59. 

a)  Die  Departements.  Die  Beobachtung,  dass  nicht  nur 
die  Staatsausgaben,  sondern  ähnlich  auch  die  „Localausgaben“  der 
Selbstverwaltung  in  starker  und  namentlich  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten und  Jahren  immer  rascherer  Zunahme  begriffen  sind,  macht 
man  auch  in  Frankreich,  speciell  auch  bei  den  Departements,  und 
zwar  bei  den  ordentlichen  wie  bei  den,  nur  mehr  schwankenden, 
ausserordentlichen,  bei  den  obligatorischen  und  den  übrigen  Aus- 
gaben (Fin.  I,  S.  129).  Dies  hat  in  Frankreich  wie  anderswo  dazu 
geführt,  einzelne  Ausgaben  den  Departements  ab-  und  auf  deu 
Staat  zu  nehmen,  anderseits  zur  Bestreitung  der  verbleibenden 
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Ausgaben  Staatsdotationen,  Subventionen,  Zuschüsse,  regel- 
mässig für  bestimmte  Zwecke,  wie  das  Wegewesen,  zu  gewähren 
(Fin.  I,  §.  49).  Aber  trotzdem  mussten  für  die  steigenden  Aus- 
gaben doch  ausserdem  auch  immer  mehr  Steuern  erhoben  werden. 
Daher  sind  die  Zuschlagcentimen  für  Departementalaus- 
gaben  auch  fast  beständig,  wenn  auch  nur  langsam 
gestiegen. 

So  waren  z.  B.  (nach  Say,  dich,  p.  495)  diese  Ausgaben  in  Mill.  Frcs. : 

1851  1869  1881 

OrdenÜichc 73.40  123.73  160.64 

Ausserordentliche  ....  24.25  68.40  153.32 

Summe  . . . ' 97.65~  192.13  313.96 

In  1885  und  1886  ergiebt  die  neueste  spccielle  Publication  über  die  Finanzen 
der  Departements  in  Betreff  der  — hier  zusammengezogencu  — Ilauptrubriken  der 
Ausgaben  und  Einnahmen  Folgendes  (Bull.  XXII,  634,  mit  Erläuterungsbericht,  Bull. 
XXV,  190).  In  Mill.  Frcs. 


Ausgaben: 

18S5 

1885 

1886 

1886 

Präfecturen 

— 

3.09 

— 

3.11 

Immobilien,  Bauten,  Miethen,  Mobiliar 

— 

18.96 

— 

26.98 

Depart.- Strassen 

23.481 

22.25] 

Vicinai-  „ 

106.03 

i Wegewesen 

105.74 

Wegewesen 

Localeisenbahnen 

5.32 

139.37  ] 

5.05 

136.57 

Eisenbahnen  allgemeiner  Bedeutung  . 

4.54 

5.53 

Geisteskranke 

20.28] 

üelfentliche 

20.40 

Oeffentliche 

Unterstützte  Kinder 

16.27 

} Unter- 

17.00 

Unter- 

Kinder  im  1.  Jahre  

1.46 

Stützungen  1 

1.60 

Stützungen 

Andere  Unterstützungen 

6.37. 

44.38 

6.55 

45.55 

Oelfentlicher  Unterricht 

— 

18.23 

— 

18.23 

Unterstützung,  Wissenschaft,  Kunst . . 

1-341  / 1.431 

„ Landwirthsch.,  Industrie 

3.571 

1 3.491 

Cultus 

— 

0.085 

— 

0.086 

Kataster 

— 

0.159 

— 

0.153 

Anleihe  - Dienst 

— 

• 27.60 

— 

29.41 

Verschiedenes 

— 

9.59 

— 

9.62 

Summe 

— 

271.37 

— 

273.99 

Der  Schwerpunct  der  Ausgaben  liegt  also  im  Wege  wesen  i.  w.  S.,  dem  auch 
noch  ein  grosser  Theil  der  Ausgaben  des  Anleihcdiensts  zuzurechnen  ist. 

Bei  den  Einnahmen  wird  hier  gleich  in  Betreff  der  Zuschlags-Centimen 
nach  der  amtlichen  Statistik  spccialisirt.  Die  Erläuterung  findet  diese  Specialisirnng 
in  §.  337  u.  338. 


E i n n a h ui  c n : 

1885 

1885 

1886 

1886 

1 . Aus  Besitz 

— 

0.86 

— 

0.91 

2.  Aus  Beiträgen  u.  s.  w.  Dritter  .... 

— 

60.45 

— 

59.50 

Neinl.  f.  ord.  Ausgaben,  excl.  Wegewesen 
(vicinalite) 

von  Staat  

von  Gemeinden 

6.99] 

9.29 

19.43 

15.80] 

{9.98) 

18.82 

von  Privaten 

3.1 6 1 

13.04] 

Latus 

— 

80.74 

• — 

79.23 
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Kinn  a h m c n : 

1885 

1885 

1886 

1886 

Transport 

— 

80.74 

— 

79.23 

Event.  Einkünfte  f.  Wegewesen  (Staats- 

beitr.,  Communalconting.,  Beitr.  Priv., 

diverse  Ertr.) 

35.18 

— 

33.89 

— 

Geschenke,  Legate 

0.21 

— 

0.31 

— 

Event,  verschiedene  Erträge 

— 

5.63 

— 

6.49 

Depart.-Steucrn  (Zuschlag-Centimen)  . . 

— 

171.24 

— 

173.52 

Neml.  ord.  Cent.  f.  and.  Ausg.  als  Vicinalit. 

62.92 

— 

63.63 

— 

Örd.  Cent.  f.  Vicinalwege 

25.09 

— 

25.32 

— 

Ord.  Cent.  f.  Primärunterricht  .... 

14.34 

— 

14.47 

— 

Ord.  Cent.  f.  Kataster 

0.069 

— 

0.07 

— 

Auss.-ord.  Cent,  nach  Fin.-Ges 

35.84 

— 

35.48 

— 

Auss.-ord.  Cent,  nach  Spec.-Ges.  . . . 

33.49 

— 

34.55 

— 

Von  Amtswegen  aufgel.  Cent 

— 

— 

— 

— 

Auss.-ord.  Einnahmen 

— 

37.77 

— 

43.77 

Neml.  aus  Veräusserungen 

0.70 

— 

0.68 

— 

Aus  Anleihen  . . . . ' 

— 

43.08 

— 

Summe 

— 

270.32 

— 

277.69 

Die  Steuern  machen  also  doch  fast  2/3  aller,  fast  3/4  der 
ordentlichen  Einnahmen  (d.  i.  ohne  Anleihen  und  Veräusserungen) 
aus.  Sie  sind  erheblich  gestiegen,  auch  seit  dem  Kriege. 

Nach  der  Abrechnung  waren  sie  1869  bei  den  vier  grossen  directen  Steuern 
114.84  (incl.  Elsass-Lothriugcn) , nach  dem  Voranschlag  f.  1 889  176.81  Mill.  Frcs. 
also  in  20  Jahren  eine  Zunahme  von  ca.  GO  Proe.  (wenn  man  anschlagsweise  Eisass- 
Lothringen  absetzt):  eine  Miterklärung  für  die  fehlende  Steigerungsfähigkeit  der 
dirccten  Stenern  (ohne  die  Patentsteuer)  für  Staatszweck  seit  dem  Kriege.  Im  Jahre 
1880  betrugen  die  Dep.- Zuschläge  43.5%  des  Staatsbezugs  aus  den  vier  directen 
Steuern  (ohne  Berücksichtigung  der  Nebenfonds,  non-valcurs  u.  s.  w.),  1869  nur  84.6% 
des  damals  noch  kleineren  Staatscontingents.  — In  den  einzelnen  Departements  ist  die 
Höhe  der  Einnahmen  und  Ausgaben  und  der  Zuschlagccntimen  natürlich  sehr  ver- 
schieden (Max.  der  Einnahme  1880  Seine  [Paris]  82.86,  Seinc-inför.  9.07,  Min.,  excl. 
Beifort,  Corsica  0,94,  Oberalpen  1.06,  Durchschnitt  3.19  Mill.  Frcs.,  Durchschnitt 
der  Steuern  2 Mill.).  Die  Verkeilung  der  Dep. -Zuschläge  auf  die  einzelnen  Steuern 
u.  in  §.  338. 

b)  Die  Gemeinden.  Auch  hier  tritt  eine  grosse  rasche  Ver- 
mehrung der  Ausgaben  und  Einnahmen  seit  lange  hervor,  wobei 
Paris  vorangeht,  aber  die  Gesammtheit  der  anderen  Gemeinden 
kaum  zurtick  bleibt.  Die  Steuerzuschläge  zu  den  directen  Staats- 
steuern, die  Einnahme  aus  dem  Octroi,  der  Werth  der  Natural- 
leistung für  Vicinalwege,  bez.  der  Geldabgabe  dafür,  sind  dem- 
gemäss auch  sehr  bedeutend  gestiegen. 

Alle  Ausgaben  und  Einnahmen  umfassende  finanzstatistische  Uebersichtcn  über 
die  Gemeinden  ganz  Frankreichs  (1888  36,123)  liegen  nur  für  einzelne  Jahre,  so  für 
1836,  1862,  1877  und  jetzt  wieder  f.  1885  vor  (situat.  des  reccttcs  et  dep.  en  1885, 
herausgeg.  v.  Min.  des  Innern,  Auf.  1889  erschienen,  daraus  Auszug  im  Bull.  XXV, 
197  ff.;  mit  Vergleichen  zwischen  1877  und  1885;  für  die  früheren  Jahre  s.  Bull.  X, 
46  mit  Auszug  aus  dem  Bor.  f.  1874  und  Vergleichen  früherer  Jahre;  einige  Haupt- 
daten auch  in  Say’s  dict.,  p.  477  ff.,  Daten,  die  hier  nicht  benutzt  werden.  Die  eben- 
falls v.  Min.  d.  Innern  jährlich  herausgegebene  situat.  financ.  des  communes,  bisher 
11  Jahrgänge,  enthält  nur  die  Einnahmen  aus  den  Centimen  und  aus  dem  Octroi, 
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nach  den  einzelnen  Gemeinden  nur  filr  die  Centimen  specialisirt.  Im  Bull.  VII,  297 
Statist,  der  Naturallcist.-Abgabe  1 837 — 79).  Aus  diesen  Materialien  sind  die  folgenden 
Daten  zusammengestellt  worden,  um  die  Bewegung  im  Grossen  zu  zeigen. 
a)  Bei  den  Gemeinden  ohne  Paris  war  in  Mill.  Pres.: 


Gesammt  liaushalt: 

1836 

1862 

1877 

1885 

Ordentliche  Ausgabe 

256.95 

354.27 

4S2.32 

Ausserordentliche  Ausgabe  .... 

33.96 

193.28 

322.51 

264.78 

Zusammen  Ausgabe  .... 

117.79 

450.23 

676.78 

747.10 

Ordentliche  Einnahme 

100.85 

291.90 

407.35 

486.53 

Ausserordentliche  Einnahme  . . . 

24.46 

149.52 

288.38 

248.72 

Zusammen  Einnahme  . . . 

125.31 

441.42 

695.73 

735.25 

Von  der  Einnahme: 

Ordentliche  Centimen 

18.06 

4S.74 

77.78 

95.30 

Ausserordentliche  Centimen  . . . 

4.69 

19.49 

38.30 

50.35 

Zusammen  .... 

22.75 

68.22 

116.08 

145.65 

Ordentliches  Octroi 

39.85 

72.66 

110.44 

123.42 

Ausserordentliches  Octroi  .... 

— 

6.01 

14.14 

11.19 

Zusammen  .... 

39.85 

78.67 

124.57 

134.62 

Zusammen  directe  u.  indirecte  Steuern 

62.60 

146.89 

240.63 

280.27 

Hundesteuer 

— 

4.98 

6.27 

7.93 

Werth  der  Leistungen  f.  Vicinalwege 

22.77 

48.92 

54.87 

c.  61.00 

Gesammtbesteuerung .... 

85.37 

200.79 

301.77 

349.20 

(Die  Ziffer  f.  1836  bei  den  Leist,  f.  Vicin.-Wege  ist  die  des  J.  1837.) 

Bei  den  ausserordentlichen  Ausgaben  und  Einnahmen 
zeigt  sich  der  Einfluss  von  zufällig  in  einzelne  Jahre  fallenden 
grösseren  Anleiheoperationen,  Conversionen,  Rückzahlungen  zu  stark. 
Die  Bewegung  der  ordentlichen  Ausgabe  und  Einnahme  ist  das 
Wichtigere  und  mehr  Typische.  Der  treibende  Factor  ist  natürlich 
auch  hier  die  Vermehrung  der  Ausgaben,  an  der  alle  Verwaltungs- 
zweige betheiligt  sind,  am  Meisten,  wie  überall,  Unterrichts- 
und Wegewesen.  Eine  Steigerung  1836 — 85  auf  das  5— öfache;  * 
danach  dann  auch  auf  das  5 fache  bei  den  ordentlichen,  6 V2 fache 
bei  allen  Centimen,  auf  das  fast  3V2  fache  beim  Octroi.  Dies  trotz 
der  Einrichtung  starker  Subventionen  von  Staat  und  Departements 
an  die  Gemeinden  für  Schul-  und  Wegewesen.  Die  Steuern  (incl. 
Hundesteuer,  Leistung  für  Vieinalwcge)  mussten  immer  noch  in 
stärkerer  Progression  als  die  Gesammteinnahmen  und  Ausgaben 
wachsen.  Sie  betragen  indessen  noch  nicht  die  Hälfte  von  letzteren, 
und  jetzt  wieder  nur  (1885)  c.  72  °/0  der  ordentlichen. 

Die  grosse  Vermehrung  der  Communalzuschläge  zu  den  directen 
Staatssteuern  erklärt  wieder,  dass  die  letzteren,  auch  nach  1870, 
so  wenig  für  die  Staatsbedürfnisse  in  stärkerem  Maasse  in  An- 
spruch genommen  wurden  und  werden  konnten.  Die  Wichtigkeit 
des  Octroi,  welches  früher  mehr  und  gegenwärtig  noch  fast  eben- 
soviel als  die  Zuschlagcentimen  einbriugt  und  vollends  in  den  Ge- 

A.  Wagner,  Finanz  Wissenschaft.  III.  56 
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meinden,  wo  es  bestellt,  den  Ertrag  der  Centimen  tiberwiegt,  er- 
giebt  sich  aus  den  Daten  auch  für  die  Gemeinden  ohne  Paris 
ebenfalls.  Die  ohne  das  Octroi  gebotene  ungefähre  Ver- 
doppelung der  Centimen  würde  bei  der  Beschaffenheit  der 
französischen  directen  Steuern  in  hohem  Grade  bedenklich 
sein.  Das  Octroi  erscheint  neben  solchen  Steuern,  als  der  einzigen 
Grundlage  der  Zuschläge,  kaum  entbehrlich. 


ß)  Zieht  man  Paris  mit  in  die  Berechnung,  so  war  summa- 
risch, ordentliche  und  ausserordentliche  Einnahmen  zusammen- 
gefasst, das  Ergebniss  für  alle  Gemeinden  incl.  Paris  das  folgende, 
in  Mill.  Frcs. : 


1S77 

1885 

Centimen  jeder  Art  .... 

138.26 

172.50 

Octroi 

283.59 

Zusammen  . . . 

391.38 

456.09 

Aus  Besitz  u.  dgl 

174.14 

169.82 

Andere  Einnahmen  .... 

186.64 

287.51 

Summe 

752.16 

913.42 

Ans  Anleihen  u.  Yeräusserungen 

250.29 

105.64 

Gcsammtbetrag  . . 

1008.46 

1019.06 

Die  Einkünfte  „aus  Besitz“  rühren  her  aus  Miethen,  Pachten,  Holzschlag, 
Weidegeld,  Zinsen,  Gebühren  von  Märkten,  Hallen  und  mancherlei  coinmunalen  An- 
stalten und  Einrichtungen  u.  s.  w.;  die  „anderen  Einnahmen“  aus  der  Er- 
satzabgabe für  Vicinalwege,  Hundesteuer,  Anthcilen  an  Staatsstcucrn,  Subventionen  für 
Primärunterricht,  für  Vicinalwege  und  für  andere  ausserordentl.  Ausgaben  u.  a.  ui. 

Die  Communalsteuern  betragen  hier  von  den  Einnahmen  ab- 
züglich der  Anleihen  und  Veräusserungserlöse  fast  genau  die  Hälfte, 
„ incl.  Ersatzabgabe  und  Hundesteuer  fast  drei  Fünftel. 

Von  der  gleichzeitigen  Einnahme  des  Staats  aus  den  directen 
Steuern  (ohne  Nebenfonds)  betrug  die  Summe  der  Communal- 
zuschläge  1877  35.5,  1885  (trotz  inzwischen  erfolgter  Ermässigung 
der  staatlichen  Pateutsteuer)  44.1%,  vom  blossen  Principal  der 
Staatssteuern  bezw.  41.7  und  49.0%,  — Belastungen  der  directen 
Staatssteuern  mit  Zuschlägen,  welche  wiederum  das  Unterbleiben 
von  neuen  Zuschlägen  für  Staatszwecke  nach  dem  Kriege  (ausser 
bei  der  Patentsteuer)  mit  erklären. 

Fasst  man  endlich,  nicht  nach  dieser  speciellen  Finanzstatistik 
der  Departements  und  Gemeinden,  sondern  nach  den  Staatshaus- 
haltsrechnungen und  Voranschlägen  (für  1889)  — mit  etwas  ab- 
weichenden Zahlen  — die  Departemental-  und  Communalzuschläge 
zusammen  und  vergleicht  sie  mit  dem  Staatsbetrag  der  directen 
Steuern  (ohne  Nebenfonds  für  non-valeurs  u.  s.  w.,  aber  incl.  die 
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allgemeinen  Zuschläge  für  den  Staat  selbst),  so  ergiebt  sich  Fol- 
gendes, in  Mill.  Frcs. : 


Staatscinnahmc 

1809 

1809 

331.80 

1889 

1889 

400.38 

Departemcnts-Zuschl.  . . . 

129.04) 

230.94 

l’O.Sl) 

303.80 

Gemeinden-  „ ... 

101.90/ 

180.99) 

Zuschi.  °/0  von  Staatseinn.  . 

— 

69.0 

— 

89.5 

Man  begreift  hiernach  in  Frankreich  die  gleiche  Finanzpolitik, 
wie  in  anderen  Ländern:  den  Departements  und  Gemeinden  durch 
Uebernahme  von  Ausgaben  auf  den  Staat  und  durch  Subventionen 
des  letzteren  in  steigendem  Maasse  Hilfe  zu  gewähren,  — und  das 
trotz  des  Octrois.  Bei  einer  anderen  Verfassung  der  directen 
Steuern  möchte  diese  Finanzpolitik  und  das  Octroi  nicht  ganz  ebenso 
dringend  sein,  aber  wesentlich  anders  könnte  man  gleichwohl  schwer- 
lich verfahren.  Diese  Erwägung  ist  für  die  Kritik  der  französischen 
directen  Besteuerung  nicht  unwichtig. 

y)  Für  Paris  allein  ergiebt  sich  die  Stellung  und  Bedeutung 
der  Communalbesteuerung  im  städtischen  Haushalte  aus  folgenden 
Zahlen. 


Das  ordentliche  Budget  war: 


J.  VII 

Mill.  Frcs. 
7.5 

p.  Kopf  Frcs. 
14.50 

1800 

12.0 

23.00 

1813 

23.0 

37.00 

1817 

08.5 

90.00 

1849 

44.0 

43.00 

1S00 

104.0 

91.50 

1880 

229.0 

114.00 

(Bull.  VII,  200.) 


Einnahme 

davon  aus 

Mill.  Frcs. 

Centim. 
Mill.  Frcs. 

Üctroi 
Mill.  Frcs. 

J.  VII 

7.37 

0.32 

6.63 

1848 

43.40 

1.10 

26.57 

1800 

103.00 

2.57 

67.34 

1870 

223.62 

24.20 

124.47 

1887 

258.90 

33.19 

137.00 

1889 

207.00 

83.49 

140.25 

(Bull.  VII,  201  11'.,  XXV,  352,  348.)  Von  1870  incl.  an  (wie  vcrinuthlich  auch 
in  den  Daten  fllr  die  Vorjahre)  die  Einnahme  ohne  diejenige  für  Specialfonds  aus 
Anleihen,  Vcräusserungcn  u.  dgl. ; bei  den  Centimen  seit  1870  auch  incl.  Hundesteuer 
und  Specialauflagen;  bis  1887  incl.  „constatirte“,  für  1889  veranschlagte  Einnahmen. 

Die  von  den  genannten  Communalsteuern  gebildete  Quote  der 
Gesammteinnahme  ist  seit  1848  ziemlich  dieselbe  geblieben,  etwas 
über  2/3.  Von  der  ordentlichen  Einnahme  (i.  e.  S.  der  Stadtrech- 
nung) war  sie  1876  und  1887  beide  Male  fast  68  %.  Es  sind  also 
die  Steuern  und  die  übrigen  Einkünfte  ungefähr  in 
gleicher  Progression  gewachsen.  Aber  der  schon  früher 
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so  stark  gesteigerte  Ertrag  des  Octroi  ist  neuerdings  in  der  Ver- 
hältnis smässigen  Entwicklung  hinter  den  Gesaramteinnahmen 
und  auch  hinter  den  Centimen  (nebst  Zubehör)  etwas  zurückgeblie- 
ben. 1860  war  er  von  der  ganzen  Communalsteuereinnahme  90.4, 
1870  83.7,  1887  80.8%.  Immerhin  liefert  auch  jetzt  noch  das 
Octroi  viermal  so  viel  als  die  directen  Communalsteuern,  was 
besonders  für  Vergleichungen  mit  der  Gemeindebesteuerung  der 
Grossstädte  anderer  Länder  (Berlin!)  beachtenswert  ist. 

In  dem  Drittel  — 18S9  etwas  mehr,  90.03  Mill.  von  der  ordcntl.  Einnahme 
i.  e.  S.  von  2*53.76  Mill.  Frcs.  — der  Pariser  ordentlichen  Einkünfte,  welches  aus 
anderen  Quellen  als  den  genannten  Steuern  herrührt,  betragen  für  1889  die  Zu- 
schüsse des  Staats  für  Polizei  7.69,  des  Staats  und  Seinedepartements  für 
Unterhaltung  und  Reinigung  des  Pflasters  3.9  Mill.  Frcs.  Ausserdem  sind  folgende 
Posten  auch  als  engere  Gruppe  verwandter  Einkünfte  bemerkenswerth:  die  Zahlungen 
der  Gasgcsellsch.  19.12,  die  Abgaben  f.  Wasser  12.22,  von  Offen tl.  Fuhrwerk  5.72. 
von  Hallen,  Märkten,  Schlachthäusern,  Entrepots  14.67,  die  Strassenkehrtaxe  2.87, 
die  Beerdigungstaxen  und  Zahlungen  für  Grabplätze  3.28  Mill.  Frcs.  Die  genannten 
Posten  von  zusammen  5S.SS  Mill.  Frcs.  enthalten  immerhin  neben  „Gebühr“,  „Bei- 
trag“ auch  Steuerelemente  in  sich,  welche  sich  indessen  schwer  genauer  beziffern 
und  auch  nicht  sicher  steuerpolitisch  ch&ractcrisiren  lassen.  Einiges  davon  (wie  bei 
Gas,  Wasser,  Markt-,  Schlachthausgeldern)  hat  etwas  von  der  Art  einer  indirecten 
Verbrauchs-  und  einer  Specialgewerbesteuer. 


B.  Die  Zuschläge  zu  den  directen  Staatsstcuern. 

Gesetzgebung.  Die  einzelnen  Bestimmungen  sind  in  verschiedenen  Gesetzen 
zerstreut;  einige  werden  im  jährlichen  Finanzgesetz,  bezw.  im  Gesetz  über  die  Erhebung 
der  directen  Steuern  immer  von  Neuem  getroffen,  in  Anknüpfung  au  die  geltenden  Be- 
stimmungen der  Specialgesetze.  Das  Wichtigere  wird  im  Folgenden  erwähnt  und  dabei 
die  bezügliche  Gesetzesstelle,  soweit  es  geboten  erscheint,  citirt. 

Literatur.  Vigncs  I,  64 — 74.  Block,  dict.  Art.  döpart.  Nr.  99,  106,  organis. 
commun.  Nr.  553 — 558;  Ders.,  Artikel  im  suppl.  g6ner.  (nur  Abdruck  des  Gemeinde - 
Gesetzes  v.  5.  Apr.  1884,  Art.  133,  134).  Eingehend  und  mit  Statist.  Daten  die  Art. 
im  Say  scheu  dict.  Centimes  additiouels,  budget  depart.  p.  487,  491,  budget  coinmun. 
p.  472  ff.  Alle  in  Kraft  stehenden  einzelnen  Bestimmungen  in  dem  Werk  von  Thorlct, 
regime  fin.  d.  commuues  (s.  Register  unter  cent.  addit.). 

Statistik  in  den  oben  S.  863  gen.  Publicationen  und  im  Bull. 

§.  337.  1.  Allgemeine  Grundsätze.  Die  Durchführung 

des  Systems  der  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  für  Departe- 
mental-  und  Communalzwceke  ist  in  Frankreich  genau  durch 
die  Staatsgesetzgebung  geregelt.  Auch  gegenwärtig  haben 
daher  die  Departements  und  Gemeinden  oder  ihre  Organe,  die  Ge- 
neral- und  Municipalräthe,  obwohl  deren  Competcnz  allmälig  gegen 
früher  erheblich  erweitert  worden  ist,  doch  auf  diesem  Gebiete  eine 
im  Wesentlichen  streng  gebundene  Marschroute.  Das 
Staatsgesetz  bestimmt,  für  welche  allgemeinen  oder  spe- 
ciellcn  Zwecke  überhaupt  nur  Zuschläge  aufgelegt  und  erhoben 
werden  dürfen,  so  dass  die  betreffenden  Steuern,  insbesondere  im 
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zweiten  Fall,  bei  der  Bestimmung  zu  speciellen  Zwecken,  wie  schon 
bemerkt,  deutlich  den  steuerpolitischen  Character  von  „Zweck- 
steuern“ haben.  Das  Gesetz  bezeichnet  ferner  die  eine  oder 
mehreren  Steuern,  welche,  desgleichen  zu  welchen  Zwecken, 
und  in  welcher  Höhe  sie  mit  Zuschlägen  belegt  werden  dürfen, 
mitunter  müssen.  Hinsichtlich  der  Höhe  wird  entweder  ein  be- 
stimmter Satz  gesetzlich  vorgeschrieben  oder  cinMaxi- 
m u m normirt,  bis  zu  dem  gegangen  werden  darf,  daher  insbeson- 
dere je  nach  dem  Bedarf.  Im  letzteren  Falle  besteht  dann  für  die 
General-  und  Municipalrüthe  ein  gewisser  Bewegungsspielraum. 
Eine  UeberschreituDg  des  Maximums  setzt  aber  die  Ermächtigung 
durch  ein  neues  besonderes  Gesetz  voraus.  Die  Ausschreibung  und 
Erhebung  der  Zuschläge  erfolgt  darauf  wie  bei  den  Staatssteuern 
selbst,  die  Erhebung  namentlich  auch  durch  die  Organe  der  staat- 
lichen Finanzverwaltung.  Zur  Deckung  der  Erhebungskosten 
der  Zuschläge  wird  wieder  ein  eigener  Zuschlag  zu  den  zu  er- 
hebenden Centimen  gelegt  und  zugleich  mit  erhoben,  sowie  auch 
aus  ähnlichen  weiteren  kleinen  Zuschlägen  für  Entlastungen,  Aus- 
fälle u.  dgl.  (non-valeurs)  ein  betreffender  Fonds,  wie  bei  der 
Staatssteucr  (S.  426)  gebildet. 

§.  388.  2.  Die  Departementalzuschläge.  Hier  wie  bei 
den  Gemeinden  werden  auch  in  Betreff  der  Zuschlagscentimen  das 
ordentliche  und  das  ausserordentliche  Budget  unterschieden. 

a)  Ordentliches  Budget.  Es  enthält  regelmässig  folgende 
sogen,  ordentliche  (ordinaires)  Zuschlag-Centimen,  bezw.  es  be- 
steht das  Recht  für  die  Generalräthe,  sie  aufzulegen: 

a)  25  Cent,  oder  % Zllr  Grund-  und  zur  Personal-  und 
Mobiliarsteuer,  sowie  1 Cent,  oder  % zu  allen  4 dirccten 
Steuern  als  Maximum  für  die  Bestreitung  der  ordentlichen  De- 
partementalausgaben  im  Allgemeinen. 

Diese  Sät/.e  gehen  zurück  auf  das  Ges.  v.  18.  Juli  1800,  Art.  0,  worin  bestimmt 
wurde,  dass,  in  Abänderung  bis  dahin  bestehender  Einrichtungen,  das  Finanzgesetz 
jährlich  anzuordnen  habe,  bis  zu  welcher  Höho  die  bisher  zur  Auflegung  benutzten 
genannten  zwei  Steuern  mit  Zuschlägen  für  die  ordentlichen  Departementalansgaben 
von  den  Gcneralräthcn  belegt  werden  dürften.  Das  Finanzges.  v.  31.  Juli  1807  hat 
dann  die  im  Text  angegebenen  Sätzo  angeordnet  und  den  1 Gent,  auf  alle  vier  dirccten 
Steuern  wegen  des  Wachsthums  der  Bedürfnisse  hinzugefügt.  Hierbei  ist  cs  seitdem 
im  Princip  geblieben  (Ges.  v.  10.  Aug.  1871,  Art.  58)  und  regelmässig  in  den  ge- 
nannten Sätzen  sind  die  Zuschläge  in  den  Finanzgesetzen  angeordnet  worden  (s.  Ges. 
über  die  directcn  Steuern  f.  18S9  vom  18.  Juli  1888,  Art.  0).  Die  besondere  und 
hoho  Belastung  gerade  der  Grund-  und  Personal-  und  Mobiiarstener  ist  aus  der 
früheren  geschichtlichen  Entwicklung  der  Zuschläge  für  die  Departements,  von  der 
Revolutionszeit  an,  zu  erklären.  Schon  bei  der  Einführung  der  neuen  directcn  Steuern 
waren  25%  Zuschläge  zu  den  genannten  beiden  Steuern  für  Departements-  und 


874 


0.  B.  2.  K.  Steuerrecht.  1.  II. -A.  2.  A.  Frankreich.  §.  .'538. 


Districtsausgaben  eingerichtet  worden  (Ges.  v.  17'JJ).  Darin  traten  später  verschiedene 
Veränderungen  ein,  doch  verblieb  es  schliesslich  im  Ganzen  bei  dieser  Belegung  der 
beiden  Steuern.  (S.  bcs.  de  Criscnoy  im  Say’schcn  dict.  de  fin.,  p.  41)7  fr. , auch 
897  fl'.).  Die  gesetzliche  Grenze  von  25%  bestand  so  schon  lange,  ist  aber  erst  all- 
mälig  (seit  1851)  wirklich  erreicht  worden.  Aber  bis  ISO"  zerfiel  dieser  Betrag  in 
drei  Theile,  lO’/s  Cent,  für  die  ordentlichen  obligatorischen  Departementsausgaben, 
7 Cent,  für  die  Dotirung  eines  „fonds  coinmun“,  der  dann  nach  gewissen  Bedürfnissen 
und  Verhältnissen  unter  die  Departements  vertheilt  wurde,  7 V»  Cent,  für  die  sog. 
facultativen  Ausgaben  nach  näherer  Bestimmung  der  Verwendung  Seitens  der  General- 
räthe  (Fin.  I,  3.  Aull.,  S.  129).  Das  gen.  Ges.  von  1S66  zog  diese  Posten  zusammen, 
bestimmte  ihre  Verwendung  für  das  betreffende  Departement,  in  dem  sic  erhoben 
werden,  und  cröfihete  aus  Staatsmitteln  einen  Fonds  von  4 Mill.  Frcs.  zur  Unter- 
stützung der  bedürftigen  Departements  im  Etat  des  Miu.  des  Innern,  jährlich  durch 
kais.  Decret  zu  vertheilen.  (Aendcruugen  hierin  durch  Ges.  v.  10.  Aug.  1871,  Art. 
58).  S.  Vignes  I,  65,  Say,  dict.,  p.  489.  Sämmtliche  Departements  erheben  die 
hier  besprochenen  Zuschläge  im  vollen  Maximalbctrage  gegenwärtig. 

ß)  17  weitere  Centimes  auf  alle  4 directen  Steuern,  even- 
tuell, nemlich  bei  Unzureicliendheit  der  anderen  (ordentlichen) 
Centimen,  zu  Ausgaben  für  Vicinalwege. 

Begründung  im  Ges.  v.  21.  Mai  1830.  Dann  jährl.  Finanzgcs.,  so  das  gen.  Ges. 
f.  1889,  Art.  11;  der  Betrag  von  7 Gent,  seit  länger,  früher  5 Cent.  Auch  hier  han- 
delt cs  sich  um  die  gesetzliche  Ermächtigung  der  Gencralräthe  zu  dieser  Auflage, 
wobei  der  Verwendungszweck,  bezw.  der  Bedürfnissfall,  im  Gesetz  noch  näher  an- 
gegeben ist. 

y)  4 weitere  Centimen  auf  alle  4 directen  Steuern,  für  den 
Primär  unterricht. 

Früher  2,  dann  3 Cent.  (Ges.  v.  15.  März  1S50,  10.  Apr.  1867),  durch  Ges.  v. 
19.  Juli  1875  auf  4 gebracht. 

6)  Eventuell  ein  Zuschlag  bis  5 Centimen  auf  die  Grund- 
steuer, für  Kat  aste  rarbeiten. 

Ges.  v.  2.  Aug.  1829,  s.  o.  S.  444.  Gegenwärtig  nur  in  3 — 4 Departements  vor- 
kommend, daher  der  niedrige  Ertrag  in  der  Ucbersicht  der  letzten  Jahre  (S.  S67). 

e)  Eventuell  bis  2 Centimen  auf  alle  4 Steuern,  welche  für 
die  Bestreitung  gewisser  obligatorischer  Departemental -Ausgaben 
von  Amts  wegen  ins  Departemental-Budget  gesetzt  werden  kön- 
nen, wenn  der  Generalrath  dafür  keine  genügenden  Credite  be- 
stimmt hat. 

Ges.  v.  10.  Aug.  1871,  Art.  00,  01;  sehr  selten  vorkommend,  daher  oben  S.  SOS 
in  der  Uebersicht  diese  Kubrik  unausgcfüllt.  Das  Maximum  von  2 Cent,  seit  länger 
im  jährl.  Finanzges.  bestimmt  (f.  1889  Art.  8 des  Ges.  über  die  Erhebung  der  directen 
Steuern). 

Der  regelmässige  Maximalbetrag  dieser  ordentlichen 
Departemental-Zuschläge  ist  mithin,  wenn  man  von  den  zwei  letzten 
wenig  oder  fast  gar  nicht  vorkommenden  Fällen  absieht:  37  für 
die  Grund-  und  die  Personalsteuer,  12  für  die  Thür-  und  Fenster- 
lind  die  Patentsteuer.  Hiernach  besteht  eine  bedeutend  höhere  Be- 
ratung der  ersteren  für  die  gewöhnlichen  Departementalausgabeu, 
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was  in  (1er  Art  lind  Wirkung  thcils  dieser  Ausgaben,  theils  dieser 
Steuern  mit  seine  Erklärung  und  in  Etwas,  aber  kaum  völlig,  seine 
Rechtfertigung  findet.  Es  erklärt  sich  eben  auch  mehr  aus  der 
älteren  historischen  Entwicklung  des  Departemental-,  Finanz-  und 
Zuscblagwcsens,  als  aus  der  Verfolgung  bestimmter  steuerpolitiseber 
Grundsätze  und  Ziele.  Einigermaassen  wird  die  Ueberlastung  der 
Grund  - und  Personal  - und  Mobiliarsteuer  wenigstens  relativ  geringer 
durch  den  Hinzutritt  der  ausserordentlichen  Zuschläge. 

b)  Ausserordentliches  Budget.  Auch  hier  kommen,  ausser 
Anleihen,  Erlösen  aus  Veräusserungen  und  einigen  anderen  zu- 
fälligen, in  dieses  Budget  gestellten  Einnahmen,  Steuerzuschl  äge 
vor,  und  zwar  dann  auf  alle  vier  directen  Staatssteuern  zu- 
sammen und  gleichmässig.  Hierhin  gehören  zwei  Fälle: 

a)  Zuschlagcentimen,  welche  die  Generalräthe  bis  zu  der 
durch  das  jährliche  Finanzgesetz  bestimmten  Grenze, 
regelmässig  bis  12,  für  ausserordentliche  Ausgaben  auflegen 
dürfen. 

Ges.  v.  10.  Aug.  1871,  Art.  40.  Ges.  über  directe  Steuern  f.  1889,  Art.  7. 
liier  müssen  die  Centimen  eingerechnet  werden,  welche  nach  Specialgesetzen  aus  der 
Zeit  vor  dein  Ges.  v.  18.  Juli  1860  über  die  Generalräthe  erhoben  werden.  Das  Seine- 
departement  hat  die  Ermächtigung  zur  Erhebung  dieser  12  Cent,  nicht,  weshalb  hier 
für  alle  ausserordentlichen  Ausgaben  eventuell  nur  durch  Specialgesetz  (unter  ß) 
Zuschläge  aufgelegt  werden  können.  Fast  alle  Departements  (in  1885  81)  erheben 
diese  Zuschläge  jetzt  bis  zu  dem  gestatteten  Maximum  und  viele  unterstützen  damit 
die  dürftigen  Gemeinden,  um  diesen  die  Erhebung  von  Zuschlägen  „wegen  ungenügen- 
den Einkommens“  entbehrlich  zu  machen.  Zwei  Departements  blieben  1885  wenig 
unter  den  12%»  drei  hatten  in  dieser  Rubrik  keine  Zuschläge,  (de  Crisenoy  bei 
Say,  dict.,  p.  902,  Bull.  XXII,  635.) 

ß)  Zuschläge,  welche  die  Generalräthe  in  weiteren  Bedürf- 
nissfällen  auflegen,  zu  deren  Ausführung  es  dann  aber  eines 
besonderen  Gesetzes  bedarf. 

Solche  Zuschläge  kommen  jetzt  auch  fast  in  allen  Departements,  mitunter  in  be- 
trächtlicher, einzeln  selbst  dio  Summe  der  ordentlichen  Centimen  erreichender  und 
übersteigender  Höhe  vor.  Im  J.  1885  bestanden  sie  in  78  Departements,  in  Höhe  von 
7s  bis  39  Cent. 

Neuerdings  hat  die  Steigerung  der  Finanzbedtlrfnisse  der  De- 
partements die  ausserordentlichen  Zuschläge  schon  auf  die  Höhe 
von  etwa  zwei  Dritteln  der  wirklich  erhobenen  ordentlichen  ge- 
bracht (S.  868).  Eine  bedenkliche  Entwicklung  bei  der  mangel- 
haften Grundlage,  den  so  unvollkommenen  directen  Steuern,  eine 
Entwicklung,  welche  aber  ohne  einschneidende  Umgestaltungen  der 
gesammten  staatlichen,  departementalen  und  eommunalen  Finanz- 
verfassung  schwer  zu  ändern  sein  wird.  Vcrmuthlich  wird  der 
Druck  der  Zuschläge  noch  mehr  zur  Uebernahme  von  Ausgaben 
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auf  den  Staat  und  zu  stärkeren  Subventionen  aus  Staatsmitteln 
fuhren,  eher  als  zu  einer  eben  so  höchst  schwierigen  Veränderung- 
der  directen  Besteuerung.  An  Einführung  eigener  indirecten  Depar- 
tementalsteuern  ist  wohl  kaum  zu  denken. 

Der  Gesammtbetrag  der  Departemcntalzuschläge  aller  Art 
im  ganzen  Staate  vertheilte  sich  auf  die  einzelnen  vier  Steuern 
folgendermaassen.  Zahlen,  welche  für  sich  und  vollends  vereint 
mit  denjenigen  der  Communalzuscliläge  (s.  folg.  §.)  wieder  Manches 
in  der  französischen  Staatssteuerpolitik,  so  besonders  das  Unter- 
bleiben von  Staatszuschlägen  nach  dem  Kriege,  — mit  Ausnahme 
der  Patentsteuer  — erklären. 

Zuschläge  zum  Principal  der 


Grund- 

Person.- 
und  Mobil.-, 

Thür-  und 

Fenster-,  Patentsteuer 

1809 

48.9 

48.9 

23.9 

25.2 

1872 

51.0 

51.4 

26.4 

27.5 

1884 

J57.01 
\56.1  / 

56.5 

31.7 

32.1 

(Aus  den  Tabellen  Faure’s,  p.  73  fl.)  Die  Zahlen  Centimen,  also  Procentc  vom 
Staats  - Principalsatze.  Sie  beziehen  sich  auf  die  Fonds  de  non-valeurs  der  Departe- 
ments mit.  Bei  der  Grundsteuer  in  1884  die  erste  Zahl  für  das  nicht  bebaute,  die 
zweite  für  das  bebaute  Eigenthum.  Gerade  bei  der  Grundsteuer  ist  zur  Würdigung 
dieser  hohen  Zuschläge  an  die  ungleiche  Vertheilung  dieser  Steuer  auch  innerhalb 
eines  Departements  zu  denken  (S.  441). 

§.  339.  3.  Die  Communalzuschläge. 

a)  Ordentliches  Budget,  ln  demselben  stehen  folgende 
„ordentliche“  Centimen: 

n)  5 Centimes  im  Maximum,  nur  auf  die  Grund-  und 
Personal-  und  Mobiliarsteuer,  für  die  ordentlichen  all- 
gemeinen Gemeindebedürfnisse,  falls  zu  deren  Deckung  ein 
solcher  Steuerbedarf  vorliegt. 

Dieser  Zuschlag  geht  ebenfalls  auf  die  Gesetzgebung  der  Kevolutionszeit  zurück 
(Ges.  v.  11.  Frirn.  VII),  beruht  speciell  auf  dem  Ges.  v.  15.  Mai  1818,  Art.  31,  und 
seine  fernere  Auflegung  wird  im  jährlichen  Finanzgesetz  bewilligt.  Seine  Erhebung 
setzt  nicht  nothwendig  ein  vorausgehendes  Votum  des  Municipalraths  voraus.  (Näheres 
über  die  ältere  Gesetzgebung  im  Say 'scheu  dict,  p.  483  ff.) 

ß ) Eventuell  bis  5 Centimes  auf  alle  4 directen  Steuern, 
mit  der  speciellen  Zweckbestimmung  für  das  Vi  ein  alw  ege  wesen. 

Dieser  Zuschlag  nur,  wenn  die  ordentlichen  Gemeindeeinnalnnen  sonst  nicht  ge- 
nügen. Er  steht  ferner  in  Verbindung  mit  der  Naturalleistung  für  das  Yicinal- 
wegewesen  (§.  340).  Im  Bedürfnissfall  kann  der  Municipalrath  entweder  letztere 
Leistung  (oder  deren  Ersatz  in  Geld)  oder  den  hier  besprochenen  Zuschlag  oder  eine 
Verbindung  dieser  beiden  Mittel  beschliessen  (Ges.  v.  21.  Mai  1S36,  Art.  2).  Der 
Zuschlag  kommt,  ebenso  wie  der  folgende,  sonst  in  allen  Gemeinden  vor. 

y)  Eventuell  bis  4 Centimen,  ebenfalls  auf  alle  4 directen 
Steuern,  speciell  für  den  Primär  unter  rieht. 


Digitized  by  Google 


Communal-Zuschläge  zu  den  dirccten  Steuern. 


877 


Ebenfalls  im  Bcdürfnissfall , wenn  gewisse  ordentliche  Einnahmen  nicht  aus- 
reichen.  Ges.  v.  15.  März  1850,  Art.  40,  19.  Juli  1875,  Art.  7.  Hierzu  Gesetz  v. 
16.  Juni  1881.  S.  bes.  T ho  riet  a.  a.  0.,  §.  168,  386,  521  (Moditicationcn  bei  der 
Durchführung). 

6)  Eventuell,  im  Bedürlnissfall,  Zuschläge  zu  allen  vier 
dirccten  Steuern,  ohne  Begrenzung  der  Höhe,  für  den  Feld- 
hüterdienst. 

Früher  nur  auf  die  Grundsteuer  gelegt.  Ges.  v.  21.  Apr.  1S82,  Art.  19,  31.  Juli 
1867,  Art.  16.  Sie  gehören  formell  zu  den  ausserordentlichen  Centimen,  werden  aber, 
als  jährlich  wiederkehreud,  unter  die  Einnahmen  des  ordentlichen  Budgets  gestellt. 

e)  3 Centimen  als  Zuschlag  für  Erheb ungs kosten  auf  den 
Betrag  aller  Zuschläge  zu  allen  4 Steuern,  ferner  Zuschläge  für 
einen  Entlastungs-  und  Ausfallfonds  (non-valeurs). 

Regelmässig  1 Cent,  bei  der  Grund-  und  Pers.- Steuer,  3 bei  der  Th.-  und 
Fenstersteuer,  5 bei  der  Patentsteuer.  Ges.  v.  20.  Juli  1837,  Art.  5,  18.  Juli  1852, 
Art.  5,  und  jährl.  Finanzgesetz. 

Die  genannten  Centimen  betragen  im  Ganzen  (abgesehen  von 
dem  Zuschlag  unter  s)  und  vom  unbestimmten  unter  d)  je  14  für 
die  Grund-  und  Personal-  und  Mobiliar-,  je  9 für  die  beiden 
anderen  directen  Steuern.  Also  auch  hier,  wie  bei  den  Departe- 
ntentalzuschlägen,  eine  stärkere  Belastung  der  beiden  ersteren. 

Zur  Ergänzung  kommen  aber  noch  hinzu: 

£)  Zuschläge  zu  allen  4 d i recten  Steuern  im  Bedürfnissfall, 
nemlich  wegen  sonst  unzulänglichen  Einkommens,  ein  von 
einer  immer  wachsenden  Anzahl,  jetzt  schon  von  der  grossen 
Mehrzahl,  über  3/4  der  Gemeinden,  in  zugleich  immer  stärkerem 
Maasse  angewendetes  Hilfsmittel,  um  trotz  aller  Subventionen  u.dgl.  m. 
zu  einem  Gleichgewicht  im  Haushalte  zu  kommen.  Insofern  ein 
besonders  wichtiges  Kriterion  der  sich  steigernden  Finanzbedürfnisse 
und  der  erschwerten  Finanzlage  der  Gemeinden. 

Schon  von  früher  her  bei  jährlichen  obligatorischen  wie  bei  facultativon 
Ausgaben  zulässig  (Ges.  v.  18.  Juli  1837,  Art.  40).  Bei  den  ersteren  erfolgt  die  Er- 
mächtigung zur  Auflegung  durch  Erlass  des  Präfectcn,  bei  den  übrigen  durch  Decrct, 
und  zwar  regelmässig  nur  dann,  wenn  die  Gemeinde  die  Specialcentimen  für  Primär- 
unterricht, Vicinalwege,  Feldhüter  bereits  voll  aufgelegt  hat.  Die  Votirung  findet 
immer  nur  auf  1 Jahr  statt  und  muss  dann  eventuell  erneuert  werden.  S.  Ges.  vom 
5.  Apr.  1884,  Art.  133;  darüber  Thorlet,  §.  518,  519,  Block,  suppl.  g6ner.,  p.  328. 

Im  J.  1886  erhoben  von  den  36,117  Gemeinden  27,795  solche  Zuschläge;  die 
Zahl  schwankt,  ist  seit  einigen  Jahren  immer  gestiegen,  war  aber  früher  schon  grösser. 
Die  erhobenen  Summen  sind  jedoch  fortschreitend  grösser  geworden,  1886  35  Mill. 
Frcs.  In  der  französischen  Gcmoindc-Finanzstatistik  werden  alle  erhobenen  Centimen 
aller  Gemeinden  jährlich  zusammengerechnet:  eine  rohe  Berechnungswcise,  aus  deren 
Zahlen  man  nur  mit  Vorsicht  schliessen  kann,  da  der  Centime  der  kleinsten  und  der 
grössten  Gemeinden,  der  in  vielen  lOOOcn  Gemeinden  nicht  100  Frcs.  Werth  und 
anderseits  über  1fi  Mill.  Frcs.  (Paris)  beträgt,  hierbei  gleich  gesetzt  wird.  Aber  die 
Gesam mtbewegung  der  Centimen  lässt  sich  so  bequem  verfolgen.  So  war  die 
Zahl  aller  Centimen: 
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Wegen  Unzulänglich- 

Ordentliche  keit  des  Ausserordentliche  Zusammen 

Einkommens 

1878  501,772  805,675  402,391  1,712,838 

188s  505,705  992,733  454,428  1,452,866 

(Bull.  XXIV,  621,  vgl.  auch  Say,  dict.,  p.  899.)  Die  Zahl  der  ordentlichen 
Centimen  schwankt  jährlich  ganz  unerheblich,  diejenige  der  ausserordentlichen  stärker, 
aber  sic  bewegt  sich  im  Ganzen  auch  in  die  Höhe.  Die  Centimen  wegen  Unzuläng- 
lichkeit steigen,  mit  einer  Ausnahme,  ununterbrochen,  wenu  auch  in  sehr  verschie- 
denem Grade  jährlich. 

rt)  Auch  bei  den  Gemeinden,  wie  bei  den  Departements  ist  der 
Fall  vorgesehen,  dass  ein  Municipalrath  nicht  die  erforderlichen 
Fonds  für  obligatorische  Gemeindeausgaben  bewilligt.  Hier  wird 
dann  von  Amts  wegen  die  Summe  eingesetzt  und  dafür  bis  zu 
einem  bestimmten  Maximum  bei  unzulänglichen  sonstigen  Ein- 
künften ein  Zuschlag  auf  die  vier  directeu  Steuern  gelegt. 

Aus  der  früheren  Gesetzgebung  übergegangen  in  Art.  149  des  neuen  Gcinciude- 
gesetzes  v.  5.  Apr.  1884.  Der  Artikel  bestimmt  das  Nähere,  das  Finanzgesetz  jähr- 
lich das  Maximum  des  Zuschlags:  10%  für  die  obligator.  Ausgaben,  20%,  falls  es 
sich  um  die  Zahlung  von  Schulden  auf  Grund  gerichtlicher  Vcrurtheilung  handelt 
(^Gos.  über  directe  Steuern  für  1889,  Art.  10). 

b)  Ausserordentliches  Budget.  Die  Auflegung  ausser- 
ordentlicher  Centimen  für  ausserordentliche,  allgemeinere  wie 
specieliere  Bedürfnisse,  steht  dem  Municipalrath  unter  gewissen 
Formalitäten  und  Beschränkungen  ebenfalls  zu.  In  dem  neuen 
Gemeindegesetz  v.  5.  Apr.  1884  sind  die  Punctc  zum  Theil  neu 
geregelt  (Art.  141  — 143).  Es  gehören  jetzt  hierhin  folgende  Fälle: 

«)  Zuschläge  für  ausserordentliche  Ausgaben  von 
„Nützlichkeit  für  die  Gemeinde“  (d’utilit6  cummunale), 
regelmässig  auf  alle  vier  directen  Steuern. 

Der  Generalrath  des  Departements  bestimmt  jährlich  innerhalb  der  Grenzen  des 
Finauzgesetzes  (1889  20%,  Ges.  über  dir.  Steuern  Art.  9,  und  so  schon  länger)  das 
Maximum  dieser  Centimen,  das  die  Municipalräthe  auflegen  dürfen  (Ges.  v.  10.  Aug. 
1871,  Art.  42,  Ges.  v.  5.  Apr.  1881,  Art.  141).  Die  Municipalräthe  dürfen  bis  5 Cent, 
auf  5 Jahre  ohne  Weiteres  für  Zwecke  solchen  Nutzens,  3 Cent,  für  Vicinal- 
wege,  3 für  anerkannte  Feldwege  (chemins  ruraux  reconnus)  votiren.  Die  Ueber- 
schreitung  der  5 Cent.,  bis  zu  dem  vom  Gencralrath  bestimmten  Maximum,  und  die 
längere  Belegungsdaucr  als  5 Jahre  ist  an  die  Genehmigung  des  Präfectcn.  die  Ueber- 
schreitung  des  eben  genannten  Maximums  an  die  Genehmigung  durch  Decret  des 
Präsidenten  der  Republik,  diejenige  einer  Dauer  von  über  80  Jahren  an  den  Erlass 
eines  Decrcts  im  Staatsrath  geknüpft.  (Ges.  v.  1884.  Art.  142,  143.)  Ucber  Paris 
s.  unter  ß.  S.  für  Weiteres  Thorlet,  §.  416,  576—581;  die  Ausführungen  eines 
Erlasses  des  Min.  d.  Inneren  zu  dem  Ges.  v.  1884  im  Block  sehen  dict.  suppl.  gener. 
j>.  339.  üeber  die  frühere  Gesetzgebung,  die  durch  das  Ges.  v.  1884  z.  Th.  auf- 
gehoben worden  ist  (vgl.  Art.  168  dieses  Gesetzes)  s.  Vignes  I,  70  ff. 

Auch  bei  diesen  Centimen  zeigt  sich  nicht  nur  die  vorhin  schon  hervorgehobene 
Aufwärtsbewegung,  sondern  namentlich  auch  eine  Ausdehnung  auf  immer  mehr  Ge- 
meinden. 1862  13.403,  1877  19,986,  1886  25,914.  also  jetzt  schon  bei  mehr  als  %, 
fast  % aller  (Say,  p.  900).  Die  amtliche  Statistik  (situat.  iiiianc.  des  communes)  giebt 
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Coniinimal-Zuschläge  zu  den  directen  Steuern. 


für  jede  einzelne  (tcmeinde  ausser  der  Zahl  der  gesainmteu  Centimen  auch  die  der 
ausserordentlichen  und  die  Dauer  der  letzteren  an. 


ß)  Zuschläge  auf  Grund  von  Special  ge  setzen  in  jedem 
einzelnen  Falle. 

Dahin  gehören  solche  Zuschläge,  welche  die  vom  Finanzgesetz  bestimmte 
Maximalgrenze,  bis  zu  der  der  Gcncralratli  ausserordentliche  Zuschläge  für  zulässig 
erklären  darf  (jetzt  20%.  s.  oben),  überschreiten  wurden;  ferner  alle  ausser- 
ordentlichen Auflagen  in  Paris,  früher  auch,  bis  zum  Ges.  von  1884  in  Lyon  (Ges. 
v.  5.  Apr.  18S4,  Art.  1(J8,  §.  15,  28,  wonach  für  Paris  die  frühere  Gesetzgebung, 
bcs.  Ges.  v.  24.  Juli  1807,  in  Kraft  geblieben  ist).  — Auch  hier  werden,  wie  beiden 
anderen  ausserordentlichen  Steuern,  alle  4 directen  Steuern  und  gleichinässig 
belegt;  für  Paris  haben  aber  Specialgcsetze  mehrfach  auch  die  4 Steuern  in  ver- 
schiedenem Maassc  belegt,  namentlich  die  Patontstcuer  niedriger  als  die  3 anderen, 
auch  wohl  einmal  die  Grundsteuer  höher  als  die  anderen  (s.  die  Note  iin  Say 'sehen 
dict,  p.  899). 

y)  Zuschläge  zu  den  4 directen  Steuern  für  die  Unter- 
stützung dtirftigerFamilien  der  zu  den  F ahnen  eingerufenen 
Soldaten  der  Reserve  und  der  Territorialarmee. 

Bei  ünzureichendheit  der  gewöhnlichen  Einkünfte  und  der  innerhalb  des  statt- 
haften Maximums  erhobenen  ausserordentlichen  Centimen  sind  die  Gemeinden  nach 
Ges.  v.  21.  Dec.  1882,  Art.  1,  ermächtigt,  sich  bis  zu  3 Cent,  jährlich  oder  ausser- 
ordentlich für  diesen  Zweck  Zuschläge  zu  den  4 directen  Steuern  aufzulegen.  Etwa 
erhobene  Centimen  dieser  Art  werden,  wie  die  für  Feldhüter,  zu  den  ordentlichen  Ein- 
nahmen gezählt,  characterisircn  sich  aber  doch  mehr  als  ausserordentliche,  was  sie 
nach  französ.  liecht  auch  formell  sind  (T  ho  riet,  §.  401). 

Die  Gesammtbelastung  der  französischen  Gemeinden  mit 
diesen  verschiedenen  Zuschlägen  ist  eine  recht  erhebliche,  auch  in 
Zunahme  begriffene  (S.  889).  Die  einzelnen  Gemeinden  zeigen 
natürlich  sehr  grosse  Verschiedenheiten,  welche  die  Finanzstatistik 
genau  zu  verfolgen  gestattet.  Bei  der  technischen  Unvollkommen- 
heit der  Vertheilungsgrundlage,  eben  der  Veranlagung  zu  den 
directen  Staatssteuern,  ist  jedenfalls  auch  die  Ungleichmässig- 
keit  der  Belastung  innerhalb  einer  Gemeinde  eine  er- 
hebliche, wenn  auch  nicht  immer  ebenso  gross  als  im  Departement 
und  im  ganzen  Staate.  Die  Unzulänglichkeit  der  directen  Steuern 
für  die  Staatsfinanzen  hängt,  wie  schon  bemerkt,  mit  dieser  Be- 
nutzung dieser  Steuern  zur  alleinigen  Grundlage  der  Departemental- 
steuern  und  mit  zu  einer  Hauptgrundlage  der  Communalsteuern 
enge  zusammen.  Die  Schwierigkeiten  sind  hier  dieselben,  wie  in 
anderen  Ländern  des  „ Z u s c h 1 a g s y s t e m s “ für  die  directen 
Loealsteuern  (Fin.  I,  3.  Aufl.  §.  5J).  In  Frankreich  erhöhen  sie 
sich  noch  nach  dem  Character  der  directen  Steuern  als  Ertrags- 
steuern und  nach  den  grossen  technischen  Mängeln  dieser  Steuern. 
Aber,  wie  deutsche,  speciell  preussische  Erfahrungen  zeigen,  würde 
auch  die  Einfügung  einer  Ein  kommen  st  eu  er  in  die  französische 
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Staatsbesteuerung  und  die  Mitbelegung  derselben  durch  Zuschläge 
für  Departemental-  und  Com munalz wecke  zwar  wohl  die  Schwierig- 
keiten, die  jetzt  in  Frankreich  bestehen,  etwas  vermindern,  indessen 
doch  im  Ganzen  belassen. 

Zu  bemerken  ist  noch,  dass  der  Staat  für  seine  Forsten  mit  allen  ordentlichen 
und  ausserordentlichen  Communalccntimen  in  demselben  Verhältnis  wie  die  Privaten 
belegt  wird  (Ges.  v.  5.  Apr.  1SS4,  Art.  144,  und  so  schon  seit  1869,  vorher,  nach 
einem  Ges.  von  18(57  zur  Hälfte). 

Früher,  auf  Grund  des  Finanzges.  v.  15.  Mai  1818,  Art.  39 — 41,  und  späterer 
Gesetze  (1837,  1867)  bestand  in  Frankreich  die  Einrichtung,  dass  die  „Höchst- 
besteuerten“ in  der  Gemeinde,  in  gleicher  Anzahl  wie  die  Municipalräthe  im 
Dienst,  bei  Beschlüssen  über  ausserordentliche  Steuern,  Anleihen  und  einiges  Andere, 
mitwirken  mussten  („adjonction  des  plus  imposes“,  s.  unter  diesem  Titel  den  Art.  v. 
Arno  uz  bei  Say,  dict.,  p.  33).  Ein  Ges.  v.  5.  Apr.  1SS2  hat  diese  Mitwirkung  all- 
gemein beseitigt. 

Die  C om mn n al Zuschläge  stellten  sich  zum  Principal  der  4 Steuern  folgcndcr- 


maassen : 

Grund-, 

Person. - 
und  Mobil.-, 

Thür-  und 

Fcnst.-,  Patentst. 

1869 

34.6 

31.2 

26.7 

23.5 

1872 

39.5 

37.1 

33.8 

29.5 

18S4 

149.01 

148.8/ 

49.0 

44.5 

38.6 

(Faure  a.  a.  Ü.,  Berechnung  wie  oben  S.  87(5  bei  den  Depart.-Zuschlägen.) 

Die  Belastung  der  einzelnen  Gemeinden  steigt  in  manchen  Fällen  sehr  hoch 
(Beispiele  von  300  — 500  Centimen,  bes.  in  Corsica),  schwankt  aber  nicht  nur  im 
Staate,  sondern  auch  im  Departement  von  Gemeinde  zu  Gemeinde  oft  erheblich,  ln 
der  amtlichen  Statistik  wird  jährlich  die  Zuschlagsbelastung  nach  folgenden  Katcgoriecn 
berechnet,  wobei  die  Centimen  hier  aber  nicht  Proccnte  darstellen,  da  die  auf  die 
verschiedenen  Steuern  in  einer  Gemeinde  fallenden  Centimen,  die  sich  von  Steuer  zu 
Steuer  und  Gemeinde  zu  Gemeinde  doch  an  ganz  verschiedene  absolute  Summen  an- 
knilpfen,  einfach  summirt  werden.  Es  wird  also  die  Belastung  nur  ganz  ungefähr 
verglichen  und  ersichtbar,  nur  die  jährliche  Bewegung  im  Ganzen  ist  so  einiger- 
maassen  richtig  zu  erkennen  (Bull.  XXIV,  619). 


Zahl 

der  Gemeinden 

1887 

1888 

Unter  15 

Muschi. -Cent.  . . 

. 3,880 

3,723 

15—30 

n M • ' 

. 7,915 

7,679 

31—50 

« »»  ♦ • 

. 9,598 

9,7 1 2 

51  — 100 

n ’ v • • 

. 10,650 

10,969 

Ueber  1 00 

v n « • 

. 4,078 

4,040 

Summe  . . 

. 36,121 

"36,123 

Die  gesammten  Departemental-  und  Com munal Zuschläge 
erreichen  bei  der  Grund-  und  der  Personal-- und  Mobiliar- 
steuer neuerdings  schon  die  volle  Höhe  des  Principalsatzes  und 
mehr,  verdoppeln  diese  Steuern  also  für  die  Pflichtigen.  Und 
auch  bei  den  zwei  anderen  directen  Steuern , welche  von  den  ge- 
wöhnlichen (alten)  Zuschlägen  frei  sind,  erreichen  sie  doch  an 
drei  Viertel  des  Prineipals.  Da  bloss  die  Grundsteuer  neuer- 
dings ohne  eigentliche  Staats  Zuschläge  ist  (abgesehen  von  dem 
kleinen  Zuschlag  für  den  Ausfallfonds),  so  erhöht  sich  indessen  die 
Belastung  durch  alle  Arten  Zuschläge  doch  am  Meisten  bei  den 
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drei  anderen  Steuern.  In  der  Zeit  des  besonders  hohen  Staats- 
zuschlags zur  Patentsteuer  (1873 — 79)  war  letztere  am  Stärksten 
belastet. 


Nach  den  Tabellen  bei  I’au  re  a.  a.  0.  ergiebt  sich  Folgendes  für  den  ganzen 
Staat.  Centimen,  hier  Proccnte: 


Depart.-  und  Commuu.-Zuschläge 


Sä  m in  t liehe  Zuscl » läge 
(incl.  für  den  Staat» 


Grund-, 

Pers.-  u. 
Mob.-, 

Th.-  u. 
Fenster-, 

Patenf- 

stcuer 

Grund-, 

Pers.-  u. 
Mob.-, 

Th.-  u. 
Fenster-, 

Patent- 

steuer 

1869 

S3.5 

80.1 

50.6 

48.7 

85.3 

100.7 

68.9 

64.5 

1872 

90.5 

88.5 

59.7 

57.0 

92.5 

109.4 

78.6 

72.S 

1874 

92.4 

92.2 

63.2 

59.3 

94.4 

113.7 

82. 1 

121.9 

1884 

Jl  06.01 
\ 104.9/ 

105.5 

76.2 

70.7 

f 108.01 
1107.1/ 

126.9 

95.1 

110.3 

In  1884  bei  der  Grundsteuer  die  erste  Ziffer  für  nicht  bebautes,  die  zweite  für 
bebautes  Eigenthum.  Per  Staatszuschlag  bei  der  Grundsteuer  ist  nur  1.8  — 2.2 
Cent,  für  Ausfallfonds  u.  dgl.,  bei  der  Pers.-  und  Mob.-Steuer  hierfür  und  für  all- 
gemeine Staatszwecke  20.6 — 21.4,  bei  der  Th.-  und  Fensterst.  18.3 — 18.9, 
bei  der  Patentst.  15.8  Anfangs,  79.6  in  1873,  62.6  1874 — 79,  seitdem  39.9. 


C.  Uic  übrigen  dircctcn  Com munalsteuern. 

§.  340.  Hierhin  gehören  nach  dem  Früheren  nur  die  Natural- 
leistung für  das  Vicinal wegewesen,  bezw.  die  Geldabgabe 
als  Ersatz  dafür  und  die  Hundesteuer. 


1.  I)ic  Wegedienstabgabe. 

Gesetzgebung.  Ges.  v.  28.  Juli  1824.  Hauptgesetz  v.  21.  Mai  1830. 

Literatur.  Vignes  I,  86;  Block,  dict.  Art.  chemins  vicinaux  Nr.  154  11'., 
auch  suppl.  gener.,  Say,  dict.,  ders.  Artikel,  p.  1057,  und  der  (noch  nicht  erschienene) 
prestations  en  nature.  Th o riet,  §.  387  ff.  Der  Gegenstand  steht  in  Verbindung  mit 
dem  ganzen  Verwaltungsrecht  des  Wegewesens,  was  hier  nicht  weiter  verfolgt  werden 
kann.  Er  hat  aber  auch  ein  allgemeineres  wirtschaftliches  und  finanzwissenschaft- 
liches Interesse  und  in  dem  Streit  über  die  Wegefrohndcn  (corvces)  des  ancien  regimo 
einen  wichtigen  wirthschaftsgeschichtlichen  und  selbst  politischen  Hintergrund.  S.  dar- 
über Stourm  I,  ch.  7,  v.  Brasch  a.  a.  0.,  S.  96  ff.  u.  o.  S.  142. 

Die  älteren  Wegefro bilden  im  Ancien  regime  waren  eine 
Verpflichtung  der  Gemeindeeinwohner  gewesen,  an  die  sich  in 
Betreff  der  Art  der  Ausübung  manche  Uebelstände  angekniipft 
hatten.  Derentwegen  waren  sie  vielfach  verhasst  geworden. 
Turgot  hatte  in  seiner  Generalität  von  Limoges  sie  aufgehoben 
und  durch  eine  Geldabgabe  ersetzt.  Auf  Grund  dieser  Erfolge 
führte  er  später  die  Massregel  allgemein  durch,  in  einem  seiner 
berühmten  Edicte  von  1770,  wobei  an  Stelle  der  Frohnde  ein  Zu- 
schlag zum  „Zwanzigsten“  (o.  S.  141)  treten  sollte.  Aber  mit 
anderen  wurde  auch  dies  Edict  alsbald  nach  Turgot’s  Austritt  aus 
dem  Ministerium  in  Folge  der  Opposition  des  Adels  und  der  Paria- 
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mente  wieder  zurückgenommen.  Jedoch  noch  vor  der  Revolution 
kam  es  nach  Anregungen  Neeker’s,  unter  der  Sympathie  der 
Provincialversammlungen  und  schliesslich  besonders  durch  ein 
Votum  der  Notabelnversammlung  von  Neuem  zur  Aufhebung  der 
Frohnden,  statt  deren  eine  einfache  Leistung  oder  Geldsteuer  ein- 
treten  sollte  (1787). 

Während  der  Revolution  gerieth  aber  das  Wegewesen  in  grossen 
Verfall.  Die  Einrichtung  eines  Wegegelds  an  Strassenstellen 
(1797)  fand  viel  Gegnerschaft  und  war  nicht  einträglich  genug. 
Unter  Napoleon  kehrte  man  für  die  den  Gemeinden  zur  Last 
fallenden  Vicinalwege  zu  Naturalleistungen  zurück,  welche  die 
Municipalrätbe  beschliessen  konnten  (1802).  Aber  zur  geordneten 
Durchführung  im  Wege  der  Gesetzgebung  kam  die  Sache  erst,  mit 
nach  den  Wünschen  der  Generalräthe , im  J.  1824.  Hier  wurde 
bestimmt,  dass  die  Gemeinden,  wrenn  ihre  Einkünfte  für  die  ordent- 
lichen Wege-Ausgaben  nicht  hinreichten,  „Leistungen“  („prestations“) 
den  Pflichtigen,  nach  deren  Wahl  in  Geld  oder  in  natura, 
auf  legen  dürften  (Ges.  v.  28.  Juli  1824).  Dies  System  wurde  daun 
endgiltig  durch  das  Gesetz  v.  21.  Mai  1836  geregelt,  bietet,  neben 
anderen  Einkünften  und  Subventionen,  die  Mittel  zur  ordentlichen 
Ausführung  und  Instanderhaltung  der  Vicinalwege,  und  fungirt  jetzt 
im  Ganzen  zur  Zufriedenheit  der  Bevölkerung,  auch  der  Ver- 
pflichteten, von  denen  eben  viele,  besonders  auf  dem  Lande,  die 
Naturalleistung  der  Geldabgabe  vorziehen. 

Das  Ganze  ein  Beispiel,  wie  auch  in  unserer  Zeit  derartige 
Natural-Arbeitsleistungen  noch  am  Platze  sein  können,  wenn  man 
sie  passend  und  ohne  Chicane  zu  gestalten  weiss  und  die  Wahl 
zwischen  Geldzahlung  und  Arbeitsleistung  lässt.  Die  Einrichtung 
in  dieser  Combination  zwischen  Geldabgabe  und  Arbeitsleistung  ist 
auch  steuerpolitisch  beachtenswerth. 

Die  geltenden  Hauptbestimmungen  sind  die  folgenden. 

Die  Gemeinde,  bezw.  der  Municipalrath  ist  nicht  gcnötliigt,  zu  dieser  Ein- 
richtung zu  greifen.  Reichen  die  ordentlichen  Einkünfte  bereits  zu  der  der  Gemeinde 
obliegenden  Erhaltung  der  Vicinalwege  aus,  so  kann  er  darauf  verzichten.  Auch  andern- 
falls, wie  schon  oben  bei  den  Centimen  zu  erwähnen  war  (S.  876  sub  /?),  kann  er 
zwischen  der  Wcgcleistung  und  Specialccntimcn  zu  den  vier  directen  Steuern  wählen 
oder  Beides  verbinden. 

Leistungspflichtig  ist  jeder  männliche  gesunde,  zwischen  vollen  18  und 
unter  60  Jahren  stehende,  ledige  oder  verheiratliete , einerlei  welchem  Berufe  ange- 
hörige,  in  den  Rollen  der  directen  Steuer  stehende  Gemcindeeinwohner.  Jedes  Familien- 
oder Wirthschaftshaupt  (an  der  Spitze  eines  landwirthschaftlichen  oder  gewerblichen 
Betriebes)  ist  aber  nicht  nur  für  seine  Person,  sondern  auch  für  die,  die  eben  genann- 
ten Eigenschaften  (abgesehen  von  der  Einrollirung  bei  den  directen  Steuern)  besitzenden 
Personen  in  seiner  Familie  oder  in  seinem  Dienste,  ferner  für  jedes  Zug-  oder  Reit- 
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(hier,  Karren  oder  bespannten  Wagen  im  Dienst  seiner  Familie  oder  Wirtschaft, 
leistungspflichtig.  Für  diese  von  ihnen  abhängigen  Personen,  Thiere,  Wagen  sind 
auch  die  einerlei  wie  boschalfencn  (auch  weibliche,  in  jüngerem  oder  höherem  Alter 
als  zwischen  IS  und  60  Jahren  stehende)  Personen  zur  Abtragung  der  Leistung 
verpflichtet. 

Der  Umfang  der  Pflicht  ist  drei  Arbeitstage  (in  stark  besteuerten  Ge- 
meinden war  eine  Zeitlang  noch  die  Forderung  eines  vierten  Tages  zulässig,  1867 — 82). 
Der  in  den  Köllen  verzeichnet«  Pflichtige  kann  nun  aber  wählen  zwischen  der 
Arbeitsleistung  selbst  und  deren  Ersatz  in  Geld.  Der  Umwandlungstarif  wird  jähr- 
lich vom  Generalrath  festgestcllt,  nach  seinem  Ermessen  einheitlich  für  das  ganze 
Departement  oder  verschieden  für  einzelne  Gemeinden  und  eventuell  auch  innerhalb 
einer  Gemeinde  nach  den  Localverhältnissen  verschieden  (Ges.  von  1836,  Art.  4,  vom 
10.  Aug.  1871,  Art.  46).  Jeder  Pflichtige  soll  sich  über  die  Wahl  in  dem  der  Publi- 
cation  der  Rollen  folgenden  Monat  erklären.  Unterlässt  er  es,  so  tritt  die  Geld- 
forderung  ein,  die  ebenfalls  noch  Platz  greift,  wenn  der,  welcher  sich  für 
Arbeitsleistung  entschied,  seine  Pflicht  vernachlässigt  oder  sich  später  weigert,  sie  zu 
erfüllen,  — ein  practisch  wichtiger  Punct  des  Systems.  Die  Geldzahlungen  sind,  wie 
die  directen  Steuern,  in  Zwölfteln  fällig  und  werden  auch  sonst  wie  diese  Steuern  be- 
handelt. Diese  Wegeleistung  kann  bei  nachlässigen  Gemeinden  auch  von  Amts- 
wegen durch  den  Präfecten  aufgelegt  werden.  Unter  Umständen  können  Ueber- 
schüssc  aus  dieser  Abgabe  auch  für  andere  Strassen,  selbst  für  Localeisenbahnen  in 
gewissen  Grenzen  mit  verwendet  werden  (Ges.  v.  21.  Juni  1870,  11.  Juni  1880,  Art. 
12).  — Weiteres  Einzelne  in  Klock,  dict.  Art.  ehern,  vicin.  Nr.  156 — 184,  Thorlct, 
§.  387  ff.,  649. 

Im  Durchschnitt  werden  gegenwärtig  in  Frankreich  etwa  60%  der  Leistungen 
in  natura,  40%  in  Geld  erfüllt.  Zwischen  den  einzelnen  Departements  bestehen  in 
diesem  Yerhältniss  aber  grosse  Verschiedenheiten.  (Stourm  I,  236.)  Nach  dem 
Geldanschlag  stieg  der  Werth  der  Naturalleistungen  von  22.77  auf  52.23  Mill.  Frcs. 

von  1837  bis  1867,  bis  1879  auf  59.53;  jetzt  ist  er  einige  60  Mill.  (Bull.  VII,  297). 

§.  341.  2.  Die  Hundesteuer. 

Gesetzgebung.  Einführungsges.  v.  2.  Mai  1855,  Decrete  v.  4.  Aug.  1855, 

9.  Jan.  1856  (Steuertarif  in  jedem  Depart.),  3.  Aug.  1861,  22.  Dec.  1886). 

Literatur.  Yignes  I,  85 — 86;  Klock,  dict.  Art.  cliiens  v.  Smith,  Nr.  10 
bis  22.  Bes.  Say,  dict.  Art.  chicns  von  Dclatour,  mit  Statistik. 

Der  Gedanke  an  eine  Hundesteuer  ist  seit  den  40er  Jahren 
mehrfach  verfolgt  worden  und  führte  die  parlamentarische  Initiative 
zu  einigen  Projecten,  bei  denen  an  eine  Staatssteuer  gedacht 
war.  Zu  Stande  kam  die  Steuer  erst  auf  Anregung  der  kaiserlichen 
Regierung  und  zwar  als  Gemeindesteuer,  deren  Einführung  den 
Gemeinden  geboten  wurde,  also  als  ob  ligatorische  Massregel 
(Ges.  v.  2.  Mai  1855).  Die  Gemeinden  haben  nur  das  Recht,  den 
Tarifsatz  zwischen  dem  gesetzlichen  Maximum  von  10  und  Minimum 
von  1 Frcs.  vorzuschlagei?,  der  dann  nach  Anhörung  des  General- 
raths mittelst  Decrets  im  Staatsrath  festgestellt  wird.  Erfolgt  kein 
Vorschlag,  so  wird  der  Tarif  von  Amtswegen  vom  Präfecten  be- 
stimmt. Unterschieden  werden  zwei  Steuersätze,  ein  höherer 
für  Jagd-  und  Luxushunde  („zum  Vergnügen“),  ein  niedrigerer 
für  alle  anderen,  namentlich  für  Schutz-,  Wacht-,  Ilirten- 
bunde  u.  s.  w. 
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Die  Steuer  bietet  sonst  nichts  eben  Eigentümliches.  Sic  ist  nach  der  Weise 
dieser  Steuer  wie  in  anderen  Ländern  eingerichtet.  Die  Unterscheidung  der  beiden 
Hundekategorieen  hat  vielfach  Anlass  zu  Streitigkeiten  gegeben  und  Entscheidungen 
des  Staatsraths  nöthig  gemacht.  Der  Besitzer  von  Hunden  hat  die  Declarationspflicht 
bei  der  Mairie.  Die  Declaration  gilt  bis  zu  cintretenden  Aenderungen,  ist  also  nicht 
immer  periodisch  zu  erneuern,  — eine  bemerkenswerte  Bequemlichkeit  fiir  die  Pflich- 
tigen. Unterlassung  der  Declaration  wird  mit  dem  dreifachen,  unvollständige  oder 
ungenaue  mit  dem  zweifachen  Steuersatz  gebüSst. 

Der  Ertrag  der  Steuer  im  Ganzen  steigt  langsam,  aber  ziemlich  stetig.  Er  war 
1S62  4.98,  1872  5. 87 , 1885  7.93  Mill.  Frcs.,  letztere  Summe  für  2,690,209  Hunde, 
also  p.  Stück  fast  3 (2.95)  Frcs.,  mithin  doch  sehr  niedrig  (688,407  in  erster, 
2,001,802  in  zweiter  Kategorie).  In  den  einzelnen  Departements  und  Gemeinden  ist 
natürlich  nach  Zahl,  Gattung  und  Steuersatz  der  Hunde  der  Ertrag  sehr  verschieden 
(Say,  dict.,  p.  10791.  « 


Ausser  diesen  directen  Steuern  beziehen  die  Gemeinden,  wie  schon  bemerkt, 
Antheile  an  der  Patentsteuer  (8%)*  Her  Wagen-  und  Pferdestcuer  (5%),  den 
Jagdscheinen,  10  Frcs.  p.  Stück.  Diese  Antheile  liefern  den  Gemeinden  gegen- 
wärtig jährlich  bezw.  c.  6.2  — 0.5S  — 4.0  Mill.  Frcs. 


Unter  den  französischen  Communalsteueru  wird  öfters  auch  die  Abgabe  auf- 
geführt, welche  Theater  und  andere  öffentliche  Schaustellungen,  Panoramen, 
öffentliche  Bälle  in  Theatern  u.  dgl.  in.  für  die  Hospize  und  Wohlthätigkeits- 
bureaux  zu  entrichten  haben,  tkcils  im  Betrage  von  */,„  des  Preises  der  Billete, 
theils  von  demjenigen  eines  Viertels  des  Bruttoertrags  (Gesetze  aus  J.  V und  später): 
eine  wohl  als  „Armeusteuer“  (droit  des  indigents)  bezeichnetc  Abgabe.  Gerade 
bei  der  für  die  Gemeinden  nicht  obligatorischen  Armenpflege  in  Frankreich 
möchte  diese  Abgabe  indessen  nicht  zu  den  Communalsteuern  zu  rechnen  sein,  wenn 
sie  sich  denselben  als  eine  „Zwecksteuer“  ira  engsten  Sinne  von  luxusstcuer- 
artigem  Charactcr  auch  anschlicsst.  S.  den  Art.  von  Block,  droit  d.  indigents, 
in  s.  dict.  u.  Suppl.  Statistik  f.  Paris,  Bull.  XXV,  77,  Jahrb.  f.  Paris  p.  1885,  p.  600. 
Die  Einnahmen  schwanken  in  Paris  sehr,  demnach  dann  auch  der  Ertrag  (Pariser 
Einnahmen  der  Theater  u.  s.  w.  1869  15.20,  1870  8.11,  1871  5.72,  1872  16.14,  Max. 
1878,  Weltausstellung,  30.66,  Min.  1S87,  22.06  Mill.  Frcs.). 


D.  Das  communale  Octroi. 

Gesetzgebung  (Hauptgesetze,  Decrete).  Aufhebung  des  Octrois  des  an  eien 
regimc  durch  Ges.  v.  19./25.  Febr.  1791,  Dccr.  v.  2./17.  März  1791.  Erneute  Zu- 
lassung indirecter  Localstcucrn  im  Princip  durch  Ges.  v.  9.  Germ.  V.  (29.  März 
1797)  und  11.  Frim.  VII  (1.  Dcc.  1798).  Ges.  über  Octroi  in  Paris  v.  27.  Vendern.  VII 
(18.  Oct.  1798),  in  anderen  Orten  Ges.  v.  27.  Frim.  VIII  (18.  Dcc.  1799),  auch  mit 
allgemeinen  Kegeln  ; allgemeine  Zulassung  durch  Ges.  v.  5.  Vent.  VIII  (26.  Febr.  1800). 
Ges.  v.  2.  Vendern.  VIII  (22.  Sept.  1799).  — Auch  in  der  Folge  und  bis  in  die 
neueste  Zeit  mehrfach  für  Paris  einzelne  Sonderbestimmungen.  — Anthoil  des 
Staats  am  Ertrag  des  Octroi,  Erl.  v.  24.  Frim.  XI  (15.  Dec.  1803),  24.  Apr.  1806: 
aufgehoben  durch  Decr.  v.  17.  März  1852.  — Administrative  Durchführung 
im  Einzelnen  bes.  durch  codificirendcs  Reglern,  v.  17.  Mai  1809  und  K.  Ordonn.  v. 
9.  Dec.  1814,  noch  gegenwärtig  die  Grundlage  hierfür.  — Her  über  nähme  in 
das  Finanz-  und  Coininunalverwaltungssystem  der  Restauration  durch 
einzelne  Bestimmungen  im  Ges.  v.  8.  Dec.  1814  und  im  Ges.  v.  2*\  Apr.  1816,  bes. 
Art.  147 — 159.  — Uebernahme  der  Mobiliarsteu er  event.  auf  den  Ertrag 
des  Octroi  (s.  o.  §.  194)  durch  ältere  Gesetze,  dann  durch  D.  v.  24.  Apr.  1806, 
25.  März  1817,  21.  Apr.  1832  und  3.  Juli  1846.  — Einzelnes  ausser  in  den  ge- 
nannten u.  A.  auch  im  Ges.  v.  15.  Mai  1818,  17.  Aug.  1S22.  Ord.  v.  23.  Juli  1826 
(Rechnungslegung).  Ges.  v.  24.  Mai  1884,  11.  Juni  1842,  10.  Mai  1846  (Yieh- 
uud  Fleischvcrsteuerung).  Decr.  v.  17.  März  1852.  — Bestimmungen  über  eine  Grenze 
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der  Octroisätze  für  Getränke,  insbes.  in  Gemeinden  mit  staatlicher  Eingangs  - 
steiler  für  Getränke,  in  den  bezüglichen  Getränkesteuergesetzen,  so  im  Ges.  v. 
25.  Apr.  1516,  Art.  149  und  späteren.  Ges.  v.  22  Juni  1854,  19.  Juli  1880.  — Ges. 
v.  27.  Juli  1807  über  die  Municipalräthc  (Compctenz  derselben  in  Sachen  des 
Octroi  und  Regelung  der  Bestätigungsrechte  der  Vorgesetzten  Behörden,  Art.  8 
bis  10).  Dazu  Ausführungsdecret  und  Reglern,  v.  12.  Febr.  1S70,  mit  Maximal- 
tarif (u.  A.  bei  Olibo  II,  (»8  ff'.,  Vigncs  II,  390  ff.).  Departem  ental-Ordnungs- 
Gesetz  v.  10.  Aug.  1871  (Art.  46 — 49,  Mitwirkung  der  Generalräthe  in  Octroi- 
angelegenheiten).  — Ges.  v.  5.  Apr.  1884  betr.  die  Gemeindeordnung.  Art.  137 
bis  139  über  Octroi  (Modification  einiger  Puncte  der  früheren  Gesetzgebung).  — Ges. 
v.  16.  Juni  1881  (unentgcltl.  Unterricht  in  öffentl.  Priinärschuleu,  7ß  des 
Ertrags  des  ordentl.  Octroi  dafür).  — Mehrfache  frühere  und  neueste  Decrete,  Min.- 
Erlasse  Uber  die  Durchführung  des  Eutreput  fictif  für  Brenn-  und  Rohstoffe  der 
Fabriken,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  (1878,  1882,  188S,  s.  Block,  dict.  u.  Supplem).  — 
Mit  dem  Octroi  stellt  auch  noch  ein  staatlicher  Einnahmezweig  und  eine  bezüg- 
liche Zahlung  der  Gemeinden  in  Verbindung,  die  sogen.  Kaserniruugskosten  in 
Gemeinden  mit  Octroi,  Decr.  v.  10.  Aug.  1810,  Art.  3,  Ges.  v.  15.  Mai  1818,  Art.  46, 
Ord.  v.  5.  Aug.  1818. 

Literatur.  Bibliographie  im  Block’schen  dict.,  p.  1349;  bei  v.  Brasch, 
a.  a.  O.,  S.  102;  in  den  Aufs.  v.  Reitzenstcin ’s  in  Hildebrand-Conrad ’s  Jahrbüchern, 
B.  42  (N.  F.  B.  8),  S.  42  und  passim.  — Stourm,  passim,  z.  B.  I,  ch.  13;  p.  352.  — 
Vignes  I,  203 — 217,  294 — 297,  II,  390  11'.  (Gcneraltarif  v.  1870).  Block,  dict.  Art. 
octroi  von  Vuatrin,  nebst  Supplementen  (viele  Entscheidungen  der  Judicatur);  auch 
einzelne  Abschnitte  in  dem  Art.  Organisation  coinmun.  (so  im  suppl.  gemir.  die  mini- 
sterielle Instruction  zu  den  Artikeln  über  Octroi  in  der  neuen  Gemeindeordnung 
v.  1884,  p.  332).  Say,  dict.,  der  Hauptartikel  octroi  noch  nicht  erschienen,  Einzelnes 
in  anderen,  so  im  Art.  budget  comm.  p.  472,  Statistisches  p.  477  ff.  v.  Hock,  S.  377 
bis  382.  v.  Kaufmann,  S.  744 — 746.  — Als  Commentar  und  Sammlung  des 
Verordnungsmatcrials  u.  s.  w.  (wo  Dalloz’  repertoire  zu  weit  zurückliegt  und 
deshalb  nicht  mehr  ausreicht)  bes.  wieder  Olibo  II,  61 — 23S  (in  der  benutzten  5.  Aull, 
bis  1878).  Thorlet’s  r6g.  financ.  passim,  bes.  §.  486  Jf.,  s.  v.  octroi  in  Register 
(gegenwärtiger  Rechtszustand).  — Bonnal,  traite  des  octrois,  Par.  1873.  Wesentlich 
historisch  (ancien  rö.giine):  Burot  de  l’Islc  de  Challan,  les  octrois,  Senlis,  1872  (s. 
v.  Reitzenstein  a.  a.  O.,  S.  42).  I)esgl.  für  Paris  A.  do  Saint-Julien  et  G. 
Bionay  me,  liistoire  des  droits  d’entree  et  d’oetroi  ä Paris,  Par.  1887  (wesentlich 
ältere  Geschichte,  aber  bis  1886  gehend,  ch.  7 u.  8 die  Zeit  v.  1791 — 1886,  p.  115 
bis  137),  mit  Tarifen  v.  12.  u.  13.  Jahrhundert  bis  zur  Gegenwart.  L.  Blanc  (Pariser 
jurist.  Disscrt.  1SS0  gemischten  Inhalts,  darin:)  les  linances  de  la  commune  et  la 
question  des  octrois.  — Wiederholte  Discussion  der  principiellen  und  practischen  Frage 
des  Octroi  hinsichtlich  des  Für  und  Wieder,  so  in  den  1860er  Jahren  und  auch  noch 
nach  1570,  thcils  in  den  Fachzeitschriften  und  der  öffentlichen  Presse,  theils  in  eigenen 
Schriften  (s.  Katalog  d.  preuss.  Statist.  Bur.,  II.  Abth.,  S.  819).  Vieles  davon  in 
v.  R eitzenstein ’s  Arbeit  berührt,  auch  von  v.  Brasch,  worauf  hier  zu  verweisen 
genügen  muss,  da  an  dieser  Stelle  auf  die  Controvcrse  nur  kurz  zum  Schluss  (§.  349) 
eiugegangcn  werden  kann.  Vorschläge  zur  Aufhebung  des  Octroi  auch  im  Par- 
lament vor  und  selbst  noch  nach  dem  Kriege,  so  1876;  darüber  Mathicu- Bod et 
II,  371  ff.  Aus  der  deutschen  Literatur  bes.  die  Schrift  von  v.  Brasch,  die  Ge- 
meinde und  ihr  Finanzwesen  in  Frankreich,  S.  103 — 129  (gute  Uebersicht,  aber  im 
Standpunct  zu  einseitig  und  in  den  legislat.  Daten  mehrfach  Fehler)  und  v.  Reitzen- 
steiu,  kurz  in  B.  XILder  Sehr.  v.  Vor.  f.  Soc.-Polit.  (Communalsteucrfrage),  S.  150 
bis  157,  erschöpfend  und  vorzüglich  in  Conrads  Jahrb.,  B.  42  (N.  F.  B.  8),  S.  41 
bis  100  und  B.  43,  S.  219 — 258,  worauf  hier  für  Einzelnes  Bezug  genommen  wird. 

Statistik.  Jährl.  amtliche  Statistik  über  das  Octroi.  S.  schon  oben  S.  409. 
Viel  Material  im  Bull.,  z.  Th.  langjährige  Uebersichten,  auch  mit  Erläuterungen  und 
Geschichtlichem,  so  XI,  39  ff.  (Statistik  v.  1831 — 80),  I,  32,  81,  136  (grosse  Städte, 
Vergleich  mit  den  Einnahmen  aus  directen  Steuern),  XXIV,  62  (Octroi  in  1887), 
XXIII,  312  (Octroi  in  Paris  1801 — 1887),  und  sonst  vielfach,  bes.  über  Paris.  Daten 
öfters  auch  im  Block’schcn  Annuire  de  Statist.,  so  f.  1888,  p.  42.  Ferner  Daten  in 
den  jährl.  Publicationen  über  die  Finanzlage  der  Gemeinden  und  in  a.  m.  (S.  863); 
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auch  im  Anu.  stat.  de  la  France  und  f.  Paris  in  dem  Ann.  stat.  de  la  ville  de  Paris 
(Jahrg.  1885,  p.  840 — 857).  Viel  Statistisches  auch  in  v.  Keitzensteiu’s  Arbeit, 
bes.  B.  48,  21‘J  ff. 

i.  Ueb ersieht  der  Entwicklung;. 

§.  342.  Auch  bei  dem  Octroi  der  Gemeinden  hat  man  es,  wie 
bei  so  manchen  „modernen“  französischen  Steuern,  wieder  mit  einer 
uralten,  sicher  bis  ins  13.  und  12.  Jahrhundert  zurück  zu  ver- 
folgenden Besteuerung  zu  thun.  Dieselbe  war  im  Ancien  r6gime 
in  den  letzten  Jahrhunderten  zu  einer  allgemeinen  ausgedehnten 
Entwicklung  in  zahlreichen  städtischen  Haushalten  gelangt,  zwar 
nicht  einheitlich,  aber  doch  vielfach  eingreifend  durch  die  Staats- 
gesetzgebung geregelt  und  durch  dieselbe,  besonders  seit  Ludwig  XIV. 
mit  für  die  Staatsfinanzen  in  Anspruch  genommen  worden,  indem 
endgiltig  die  Hälfte  des  Oetroiertrags  dem  König,  bez.  dem  Fiscus 
zufallen  sollte  (1653,  1663,  1681).  Am  Schluss  des  „alten  Regi- 
ments“ war  das  Octroi  so  eine  Hauptgrundlage  für  die  städti- 
schen Finanzen,  namentlich  auch  in  Paris  und  durch  den  Staats- 
antheil  auch  eine  wichtige  Quelle  von  Staatseinkünften. 

In  deu  Städten  war  der  Octroiertrag  zum  Thcil  zu  Zwecken  der  Hospitäler  be- 
stimmt. Bei  buntem  Wirrwarr  und  grosser  Mannigfaltigkeit  der  besteuerten  Artikel 
und  der  Steuersätze  waren  es  schon  vor  1789,  wie  im  19.  Jahrhundert,  vornemlich  die 
Getränke,  besonders  Wein,  Spirituosen,  Fleisch,  Wild,  Geflügel,  Fische,  andere 
agrarische  Producte  (Butter,  Eier),  Viehfutter,  Breun-,  Beleuchtungs-,  Bau- 
materialien, aber  auch  einzelne  fertige  Artikel,  Fabrikate,  auf  welchen  das  Octroi 
ruhte.  Die  Sätze  waren,  bes.  in  Paris,  zum  Theil  hoch  und  dadurch  wohl  vielfach 
drückend.  (Vgl.  die  Tarife  f.  Paris  in  Saint-Julien  und  Bienaym6  a.  a.  0.)  Die 
ältere  Bauweise  der  Städte  gab  auch  hier,  wie  in  anderen  Ländern,  die  einfache  und 
iin  Ganzen  sichere  und  bequeme  Erhebungsform,  an  den  Thoren  u.  s.  w.,  an  die 
Hand  und  demgemäss  erfolgten  die  Controlen  beim  Verkehr  vom  Laude  in  die  Städte 
hinein.  Die  Erhebung  geschah  auch  hier  vornemlich  durch  Steuerpächter.  Der 
Gesammtertrag  des  Octroi  in  Frankreich  erreichte  um  1798  vielleicht  93  Mill.  Livres 
(übrigens  nicht  ganz  sichere  Schätzung,  s.  v.  Reitzcnstein,  Jahrb.  42,  55).  In 
Paris  war  der  letzte  Pachtvertrag  v.  1787 — 1792  auf  jährlich  30  Mill.  L.  (mit  be- 
dingungsweisem Abzug  von  1.22  Mill.)  in  Minimo  abgeschlossen.  Selbst  im  J.  1790, 
wo  doch  die  Volksbewegung  gegen  das  Octroi  schon  stark  eiugewirkt  hat,  wird  die 
erzielte  Einnahme  auf  35.91  Mill.  L.,  wovon  25.06  für  den  Staat,  10.85  für  Stadt  und 
Hospitäler,  angegeben  (Saint-Julien  und  Bienavmä,  p.  113,  v.  lleitzenstein 
a.  a.  0.,  S.  53;  vgl.  auch  oben  S.  155  aus  N ecke r ’s  Anschlägen;  über  die  Periode 
vor  1789  überhaupt  v.  Reitzenstein,  S.  43 — 57). 

Beim  Ausbruch  der  Revolution  wandte  sich  die  Volksbewe- 
gung mit  besonderer  Schärfe  gegen  dieOctrois,  ja  man 
kann  wohl  sagen,  mit  dem  Sturm  auf  die  „Barrieren“,  speciell  in 
Paris,  und  mit  der  Anzündung  derselben  begann  eigentlich  die 
revolutionäre  Bewegung  in  dieser  „drastischen“  Weise 
sich  kund  zu  thun.  Obgleich  man  zur  Wiederherstellung  der 
Barrieren  schritt,  die  Nationalversammlung  auch,  wie  in  anderen 
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ähnlichen  Fällen,  wiederholt  bis  zur  Neuordnung  der  Steuern  die 
Fortdauer  der  Oetroierhebung  decretirte,  war  die  letztere  doch  in 
Paris  und  anderen  Orten  nicht  mehr  in  der  früheren  Ordnung  und 
Strenge  bei  der  Schwäche  der  öffentlichen  Gewalt  durchzusetzen. 
Die  prineipiellen  steuerpolitisehen  Bedenken  der  damaligen  Gesetz- 
geber gegen  alle  indirecten  Steuern  und  vollends  gegen  die  eine 
Menge  wichtiger  Lebensbedürfnisse  belastenden  und  den  freien 
Verkehr  zwischen  Stadt  und  Land  so  belästigenden  und  störenden 
Octrois  kamen  hinzu  und  mit  den  übrigen  indirecten  Verbrauchs- 
steuern fielen  denn  auch  die  Octrois  in  der  Gesetzgebung,  ohne 
dass  man  irgendwie  zuvor  für  den  unentbehrlichen  Ersatz  der 
städtischen  Einkünfte,  für  die  Deckung  der  speciell  auf  das  Octroi 
angewiesenen  Ausgaben,  — vom  Staatsantheil  am  Octroi  ganz  zu 
schweigen  — gesorgt  hätte,  in  einer  Zeit,  wo  die  neuen  directen 
Steuern  eben  erst  in  der  Ausbildung,  die  gesammte  öffentliche 
Ordnung  immer  mehr  in  der  Auflösung  begriffen  war:  einer  der 
characteristisehsten  Vorgänge  thörichter  Finanzpolitik  in  dieser  an 
solchen  Vorgängen  so  reichen  Periode. 

Ges.  v.  19./25.  Febr.  1791.  Fortfall  der  Erhebung  v.  1.  Mai  1791  an,  welcher 
Tag  daraufhin  mit  öll'entlichen  Musik- Aufzügen  gefeiert  wurde.  S.  Julien  u.  s.  w., 
p.  114,  r.  Reitzenstein,  S.  57  (f. 

i 

Die  Freude  währte  auch  hier  nicht  lange.  Mit  dem  Fortfall 
der  Octrois  zerrütteten  die  Finanzen  der  Städte  alsbald  völlig.  Die 
directen  Steuern  boten  keine  Abhilfe.  Die  nothwendigsten  Aus- 
gaben konnten  nicht  mehr  bestritten  werden,  namentlich  auch  die- 
jenigen für  Unterstützungswesen  (Hospitäler),  „die  Verwaltung 
stand  still“,  der  selbst  so  bedürftige  Staat  musste  für  das  Dring- 
lichste Vorschüsse  leisten.  Diese  Verhältnisse  erklären  es,  dass 
man  auf  diesem  Gebiete  schon  unter  dem  Directorium  noth- 
gedrungen  zu  den  „indirecten  Verbrauchssteuern“  zurück- 
kehrte und  gerade  für  die  Gemeinden  zuerst  wieder  principiell  bei 
Unzureichendheit  der  anderen  Mittel,  auch  der  Zuschlagcentimen, 
„indirecte  und  locale  Contributionen“  für  allein  zulässig  erklärte 
(Ges.  v.  9.  Germ.  V,  Art.  6).  Schrittweise,  zunächst  mittelst  jedes- 
maligen Specialgesetzes,  ging  man  dann  mit  der  Wiedereinführung 
des  Octroi,  zuerst  in  Paris  (Oct.  1798),  darauf  in  verschiedenen 
einzelnen  anderen  Städten  vor,  bis  schliesslich  von  1800  an  ganz 
allgemein  nach  genereller  gesetzlicher  Ermächtigung,  im  einzelnen 
Falle  bereits  nur  im  Verordnungswege  (mittelst  Decrets),  das  Octroi 
wieder  eingeführt  ward. 
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Ges.  v.  5.  Vent.  VIII;  ferner  die  anderen  oben  in  der  Uebersicht  genannten  Ge- 
setze, S.  884).  Der  hervorgehobene  Hauptzweck  war  die  Sicherung  der  Mittel  für 
Hospitäler  und  sonstige  öffentliche  Hilfsleistung,  wonach  das  Octroi  auch  anfangs  be- 
nannt wurde  (o.  municip.  et  de  bienfaisance).  Aber  damit  war  keine  Beschränkung 
in  Verwendung  und  Benutzung  für  andere  Gemcindeausgaben  in  der  Weiterentwicklung 
verbunden,  von  dem  bleibenden  subsidiären  Character  des  Octroi  abgesehen,  nem- 
licli,  dass  cs  nur  cingcführt  und  verbleiben  sollte,  wenn  die  anderen  Einkünfte,  incl. 
die  Zuschläge  zu  den  directcn  Steuern,  nicht  ausreichten.  Die  betroffenen  Artikel, 
speciell  in  Paris,  waren  im  Ganzen  und  meist  von  vornherein  wieder  die  früheren, 
namentlich  die  Getränke,  aber  auch  Vieh  und  Fleisch,  trockenes  Viehfutter.  Brenn - 
und  Haumaterialien,  regelmässig  dagegen  nicht  Getreide,  Mehl.  Brot.  Die  Sätze  waren, 
zumal  anfangs,  aber  meist  erheblich  niedriger  als  die  früheren.  — auch  daher  natür- 
lich dann  der  Ertrag  kleiner,  von  anderen  Einflüssen  abgesehen.  Wichtig  und  ein 
Fortschritt  gegen  früher  war  die  principiell  scharfe,  aber  in  der  Praxis  doch  erst 
allmälig  völlig  durebgefübrte  Beschränkung  des  Octroi  auf  die  zur  Consumtion  in 
der  Gemeinde  bestimmten  Artikel,  im  Unterschied  von  den  nur  durehgeftlhrten. 
Mit  der  weiteren  Wiederherstellung  der  Staatsordnung  unter  dem  Consulat  und  Kaiser- 
reich dehnte  sich  die  Octroi-Einrichtung  dann  rasch  wieder  allgemeiner  und  auch  auf 
zahlreiche  kleine  Gemeinden  aus.  Sie  soll  1805  im  damaligen  Staatsgebiet  in  3262 
Gemeinden  bestanden  haben.  In  Paris  war  der  Rohertrag  des  Octroi  1801  10.94, 
1804  schon  19.05,  seitdem  bis  1813  19 — 21  Mill.  Frcs..  also  doch  immerhin  nach- 
haltig erheblich  niedriger  als  vor  der  Revolution  der  städt.  und  Staatsantheil  zusammen 
(Bull.  XXIII,  312.  St.-Julien  u.  s.  w.  p.  114  tf.,  v.  Reitzenstein , B.  42,  S.  59  ff.). 

Das  so  wiedereingeftihrte  Octroi  war  zuerst  als  reine  Ge- 
meindesteuer (mit  Verwendung  mit  für  die  Hospitäler  u.  s.  w.) 
geplant  gewesen.  Vom  J.  1802  ab  beanspruchte  aber  auch  der 
Staat  wieder  einen  Antheil , zunächst  von  5%  von  dem  Reinertrag 
des  Octroi  in  den  Gemeinden  über  4000  Einwohner,  seit  1806  von 
10%  in  den  Gemeinden,  die  über  20,000  Frcs.  Octroiertrag  hatten, 
unter  dem  Titel  des  Suppenbrots  der  Soldaten  und  mit  der  Moti- 
virung  einer  Verteuerung  der  Trnppenverpflegung  durch  das  Octroi. 
Dieser  10%  Antheil  ging  in  die  spätere  Gesetzgebung  (1816),  mit 
Ausdehnung  auf  alle  Gemeinden  mit  Octroi,  über  und  wurde  erst 
im  J.  1852  von  Seiten  des  Staats  aufgegeben. 

Erl.  v.  24.  Frim.  XI,  Ges.  v.  24.  Apr.  1806.  Ges.  v.  28.  Apr.  1816,  Art.  153, 
Decr.  v.  17.  März  1852,  Art.  25.  Nur  von  den  Erträgen  der  Haupt-,  nicht  der  Zu- 
schlag- und  zeitweiligen  Sätze  wurde  der  Staatsantheil  bezogen.  Auch  war  u.  A.  der- 
jenige Betrag  davon  frei,  welcher  vom  Uctroi  zum  Ersatz  der  Mobiliarsteuer  verwendet 
wurde.  Bei  der  Aufhebung  im  J.  1852  sollten  die  ordentlichen  Sätze  sofort  ohne 
Weiteres  um  10%  herabgesetzt  werden,  also  die  Aufhebung  den  Steuerpflichtigen, 
nicht  den  Gemeinden  zu  Gute  kommen. 

Sonstige  Antheile  des  Staats  am  Octroi  oder  anderen  Gemeindccinkünften  waren 
nach  dem  gen.  Artikel  des  Ges.  v.  1816  ausdrücklich  ausgeschlossen.  Indessen  lief 
* die  damals  schon  bestehende  und  dauernd  gebliebene  communale  Kasernirungs- 
Kosten-Zahlung  eigentlich  auf  einen  verhüllten  Antheil  am  Octroi  hinaus.  Es  wurde 
nemlich  durch  Decr.  v.  10.  Aug.  1810  angeordnet,  dass  in  Gemeinden  mit  Oc- 
trois  die  Militärbetten  auf  Kosten  dieser  Gemeinden  zu  besorgen  seien,  da  die  letz- 
teren das  Octroi  vom  Consurn  der  Truppen  bezögen.  Für  diese  „Ausgaben  für  Kaser- 
nirung  und  Militärbetten“  erfolgte  dann  durch  Ges.  v.  15.  Mai  1818,  Art.  46  eine 
Umänderung,  indem  eine  Abgabe  von  bis  höchstens  7 Frcs.  p.  Mann  und  3 Frcs. 
p.  Pferd  jährlich  und  dafür  Abonnements  mit  den  Gemeinden  eingeführt  wurden  (Ord. 
v.  5.  Aug.  1818U  Im  Effect  kommt  dies  in  der  That  eben  doch  auf  einen  Antheil 
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dos  Staats  am  Üctroiertrage  hinaus.  (Olibo  II,  239 — 251,  Abschn.  frais  do  caseruc- 
ment.)  Der  Staat  bezog  unter  diesem  Titel  1869  1.51,  1884  2.17  Mill.  Frcs. 

Bald  nach  der  Wiedereinführung  des  Octroi  wurde  auch  die 
früher  schon  besprochene  Einrichtung  getroffen,  dass  es  den  Ge- 
meinden mit  Octroi  gestattet  sein  solle,  die  staatliche  Personal- 
und  Mobiliarsteuer  ganz  oder  theilweise  aus  dem  Octroi- 
ertrage  zu  bestreiten. 

S.  oben  §.  194.  Zuerst  im  J.  XI  und  XII;  für  Paris  Erl.  v.  21.  Scpt.  1803. 

Nachdem  sich  so  das  Octroi  unter  dem  ersten  Kaiserreich 
wieder  als  Gemeindebesteuerung  eingebürgert  hatte,  schritt  man  im 
Verordnungswege  dazu,  durch  allgemeine  Normen  in  das 
gesammte  Octroiwesen  eine  gewisse  Ordnung  und  Uebcreinstimmung 
zu  bringen,  betreffs  der  Einführung,  Einrichtung  und  Durchführung 
des  Octroi,  der  Wahl  der  besteuerten  Artikel,  der  Erhebungs- 
form u.  s.  w.  (Decr.  v.  17.  Mai  1809).  Die  staatliche  Oberaufsicht 
über  das  Octroi  stand  der  Direction  der  „vereinigten  Abgaben“, 
der  späteren  Generaldircction  der  indirecten  Steuern  zu,  welcher 
im  J.  1812  sogar  die  Erhebung  der  Octrois  selbst  übertragen 
wurde.  Letztere  Massregel  wurde  jedoch  als  obligatorische  unter 
der  neuen  königlichen  Regierung  wieder  rückgängig  gemacht  (Ges. 
v.  8.  Dec.  1814). 

Das  Octroiwesen  selbst  ging  aber  im  Wesentlichen  auf  der 
bisherigen  Grundlage  in  diese  neue  Periode  über,  doch  mit  Ge- 
währung etwas  weiterer  und  selbständigerer  Rechte  des  Municipal- 
raths  in  Betreff  der  Einrichtung  des  Octroi  (Ord.  v.  9.  Dec.  1814, 
in  der  Hauptsache  eine  Wiederholung  des  Decrets  von  1809).  ln 
dem  grossen  Steuergesetz  v.  28.  Apr.  1816,  dessen  im  früheren 
Verlauf  dieser  Arbeit  so  oft  zu  erwähnen  war,  wurde  das  Octroi- 
wesen dann  in  das  Steuersystem  der  Restauration  endgiltig  auf- 
genommen, die  leitenden  Grundsätze  des  Finanzrechts  dieses 
Gebiets  festgestellt,  auch  durch  Bestimmung  einer  Grenze  der 
Octroisätze  für  Getränke  im  Verhältniss  zu  den  staatlichen  Ge- 
tränke-Eingangsabgaben  (o.  §.  258)  das  fiscalische  Interesse  in 
diesem  besonderen  Falle  einer  Collision  der  staatlichen  und  com- 
munalen  Finanzinteressen  sichergestellt  (Ges.  v.  1816,  Art.  149). 
Die  Ordonnanz  vom  9.  Dec.  1814  blieb  im  Uebrigen  die  Grundlage 
des  Verwaltungsrechts  des  Octroi  und  ist  es  in  Hauptpuncten  noch 
gegenwärtig. 

ln  der  Folgezeit  ist  dann  nur  wenig  an  diesem  Rechte  und 
nur  in  Einzelheiten  verändert  worden.  Erst  durch  die  Gesetze  über 
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die  Municipalräthe  vom  24.  Juli  1867,  über  die  Gcneralräthe  vorn 
10.  Aug.  1871  und  in  neuester  Zeit  noch  durch  die  Gemeind  e- 
ordnung  vom  5.  April  1884  sind  hinsichtlich  der  Competenzen 
in  Octroiangelegenheiten  Aenderungen  und  im  Allgemeinen  Er- 
weiterungen der  Rechte  der  Selbstverwaltungsorgane,  doch  mit  den 
genügenden  Cautelen  zum  Schutz  der  allgemeinen  und  der  Staats- 
interessen, getroffen  worden  (s.  folg.  §§.). 

Von  besonderer  Bedeutung  war  der  Erlass  eines  Reglements  unter  dem  12. 
Fcbr.  1870  zur  Ausführung  des  gen.  Gesetzes  von  1S67  (Art.  8 — 10).  worin  für  alle 
Gemeinden,  ausser  Paris,  ein  Normal-Maximaltarif  für  die  Octroisätze  und  ein 
Verzeichniss  der  im  Allgemeinen  zur  Belegung  mit  Octroi  zulässigen  Artikel  auf- 
gestellt worden  sind.  Höhere  Sätze  und  andere  als  die  im  Tarif  genannten  Objecte 
bedürfen  einer  besonderen  Genehmigung  von  höherer  Stelle  (Decret  nach  Begutachtung 
im  Staatsrath). 

Die  neuere  Gesetzgebung  hat  so  gesucht,  einseitigem  commu- 
nalen  Fiscalismus  auf  dem  Gebiete  des  Octroi  und  wirtschaftlich 
und  socialpolitisch  bedenklicher  Gestaltung  des  Octroiwesens  nach 
Möglichkeit  zu  begegnen  — besonders  in  Bezug  auf  die  Wahl  der 
Steuerobjecte,  die  Höhe  der  Steuersätze,  die  Verhütung  einer  Be- 
günstigung der  localen  Production  in  schutzzöllnerischer  Weise 
mittelst  des  Octroi  gegen  die  Production  anderer  inländischer  Orte, 
die  Erschwerung  der  Lage  der  nicht  für  den  Ortsbedarf,  sondern 
für  den  allgemeinen  Absatz  im  Handel,  im  In-  und  Auslande, 
arbeitenden  Industrieen  durch  das  Octroi,  die  Hemmung  des  localen 
Durchfuhrverkehrs,  — während  anderseits  doch  dem  Octroi  eine 
mächtige  finanzielle  Bedeutung  für  die  Gemeindehaushalte  verschafft 
und  erhalten  wurde.  Diese  Bestrebungen  sind  im  Ganzen  erfolg- 
reich gewesen.  In  fast  allen  Städten  und  überhaupt  in  den  meisten 
grösseren  Ortschaften  ist  das  Octroi  regelmässig  die  wichtigste  Steuer- 
quelle geworden  und  geblieben. 

S.  schon  die  statistischen  Daten,  welche  oben  in  §.  336  eingestreut  wurden; 
auch  die  Daten  S.  409.  Folgende  Uebersicht  zeigt  die  Entwicklung  im  Ganzen 
Block,  Ann.  d.  stat.  p.  1888,  p.  42). 


Jahr 

Zahl  der 

Mit 

Rohertrag 

Erhebungs- 

-  Rohertrag 

Gemeinden 

1000  Einw. 

Mill.  Frcs. 

kosten  % 

p.  Kopf,  Frcs, 

1823 

1434 

5,997 

61.87 

27.8 

10.32 

1833 

1448 

6,306 

65.94 

24.1 

10.46 

1843 

1467 

7,297 

83.17 

21.8 

•1 1 .40 

1853 

1475 

7,330 

90.42 

20.8 

13.16 

1863 

1510 

9,582 

157.44 

10.3 

16.43 

1873 

1516 

10,517 

211.21 

8.7 

20.0S 

1884 

1524 

12,476 

284.38 

8.1 

22.81 

Im  J.  1869  bestand  das  Octroi  in  1543  Gemeinden,  gab  201.54  Mill.  Frcs.  roh. 
in  1872  in  1508,  mit  199.53  Mill.  Ertrag,  nach  dem  Ausscheiden  von  Elsass-Lotliringen, 
im  J.  1887  gab  cs  1525  Gemeinden  mit  Octroi.  Die  Zahl  schwankt  jährlich  wenig, 
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aber  doch  öfters  etwas  durch  neue  Einführung  oder  Aufhebung  dos  Octroi,  meist  in 
ganz  kleinen  Gemeinden.  Im  J.  18S7  vertheilte  sich  die  Zahl  der  Gemeinden  (ohne 
Corsica,  woselbst  9 Gemeinden  mit  Octroi)  folgendermaasscn  nach  der  Grösse  der 
„agglomerirten  Bevölkerung“  (Bull.  XXIV,  62): 


Gemeinden 

bis  4,000 

Einwohner  .... 

1076 

it 

von  4—10,000 

ü .... 

271 

n 

„ 10—20,000 

1*  .... 

95 

11 

mit  über  20,000 

ii  .... 

74 

Zusammen  . . . 

1516 

Von  487  Städten  Uber  4000  Einw.  hatten  bloss  47  kein  Octroi:  unter  den  klei- 
neren besassen  es  auch  rein  ländliche  Ortschaften. 

In  den  grösseren  und  zumal  den  Grossstädten  hat  sich  das  Octroi  seit  lange  zur 
weitaus  stärksten  coinmunalcn  Steuerquelle  entwickelt.  Es  wirft  hier  gewöhnlich 
3 — 5mal,  in  einzelnen  Fällen  8 — tOmal  so  viel  ab  als  die  Communalzuschläge  zu  den 
directcn  Steuern,  ja  selbst  mehr  (Paris,  mitunter  auch  andere  Städte,  z.  B.  1876  St.- 
Etiennc)  als  die  vier  grossen  directcn  Steuern  für  Staat,  Departement  und  Gemeinde 
zusammen  in  den  betreffenden  Gemeinden  ergeben,  in  anderen  Gemeinden  wenigstens 
50 — 90 °/0- letzterer  Summe  (vgl  Bull.  I,  86,  87  f.  1876,  23  grösste  Städte,  XI,  68, 
f.  1S79  alle  Gemeinden  über  20,000  Einw.,  XXIV,  68,  30  grösste  Städte).  So  war 
18' 6 in  Mill  Eres,  der  Ertrag: 

Verhältniss  Von  den 


Oetroi 

4 directe 
Steuern 

beider 

Erträge 

dir.  Steuern 
Gemeind  e- 

0/ 

IQ 

Anthcil 

Paris  .... 

124.24 

105.84 

117.4 

23.89 

Lyon  .... 

11.14 

13.69 

SO. 6 

3.13 

Marseille  . . . 

9.78 

11.08 

88.2 

1.66 

Bordeaux  . . . 

4.27 

9.05 

47.1 

1.60 

Lille 

3.72 

4.89 

76.0 

0.74 

Nantes  .... 

• 2.31 

3.66 

63.7 

0.77 

Toulouse  . . . 

2.90 

3.27 

88.7 

0.66 

Neuen  .... 

3.50 

4.76 

73.5 

0.99 

Havre  .... 

2.48 

4 02 

61.8 

0.74 

St.  Etienne  . . 

2.85 

2.60 

109.5 

0.27 

(Bei  den  directen  Steuern  die  Nebenfonds,  der  8%  Gemeindcantheil  von  der 
Staatspatentsteuer  in  der  4.  Col.  inbegriffen.  Bull.  I,  86). 

Im  J.  18S7  war  der  Kohertrag  des  Octroi  (mit  Nebeneinnahmen)  in  Paris  136.69 
Mill.  Frcs.  (p.  Kopf  5S.30  Frcs.),  in  Lyon  10.27  (dgl.  29.86),  in  Marseille  9.64  (dgl. 
25.63),  in  Bordeaux  5.51  (dgl.  22  89),  in  Lille  5.51  (22.89  p.  K.),  in  3 anderen 
Städten  3 — 4.  in  4 2 — 3,  in  14  1 — 2 Mill.  Frcs.,  also  in  26  Städten  über  1 Mill. 
Frcs.  (Bull.  XXIV,  68.) 

Die  reichhaltige  Octroistatistik  lässt  auch  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen 
Departements  ersehen  (vgl.  z.  B.  Bull.  XXIV,  64).  Im  J.  1887  kam  (ohne  Corsica't 
vom  rohen  Gesammtertrag  von  282.71  Mill.  Frcs.  (p.  Kopf  22.99  Frcs.)  auf  Paris  allein 
136.69,  auf  die  anderen  Gemeinden  146.02  Mill.  In  den  Departements  war  der  Ertrag 
p.  Kopf  zwischen  3.64  im  Dep.  Finistöre  und  27.68  Frcs.  im  Dep.  Khone. 

In  Paris  allein  war  die  Ertragsvermehrung  des  Octroi  (übrigens  zum  Thcil 
durch  Ausdehnung  des  Octroigebiets,  bes.  durch  Gesetz  v.  16.  Juni  1859  von  1860  an): 


Jahr 

Ertrag 
Mill.  Frcs. 

Jahr 

Ertrag 
Mill.  Frcs. 

1816 

20.65 

1856 

44.89 

1826 

30.10 

1866 

96.08 

1836 

29.59 

1876 

124.25 

1846 

33.99 

1886 

135.42 

Max.  schon  1882 

1 49.66,  seitdem 

andauernd  weniger, 

Anschlag  f.  1888  137.75 

Mill.  (Bull.  XXIII,  312.) 
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2.  System  und  leitende  v erwa  1 tu ngs-,  finanz-  und  stcucrrechtliclie 

Grundsätze  des  Octroi wescns. 

Vgl.  besonders  die  Abh.  von  v.  Reitzenstein,  namentlich  B.  42,  S.  68  IT.  und 
Abschu.  III  (grundlegende  Reglements),  S.  70  ff.,  auch  IV,  S.  S5H. , eine  treffliche 
Bearbeitung  auch  der  verwaltungs-  und  finanzrechtlichen  Dogmatik  des  Gegenstands. 
Die  Gemeindeordnung  von  1884  konnte  in  dieser  bereits  1884  erschienenen  Arbeit 
noch  nicht  berücksichtigt  werden.  Sie  hat,  ohne  dass  die  Hauptbestimmungen  der 
früheren  Gesetzgebung  Uber  Octroi  beseitigt  oder  nur  wesentlich  verändert  worden 
sind,  für  die  Stellung  des  Octroi  im  Gemeindehaushalt  Aeuderungen  herbei- 
geführt, vornemlich  aber  die  Competenzen  der  einzelnen  Sclbstverwaltungsorgane 
und  Staatsbehörden,  welche  beim  Octroi,  namentlich  bei  seiner  Einführung,  seinen 
Tarifen,  mitzuwirken  haben,  etwas  abgeändert.  S.  den  amtlichen  Commentar  im  Circ.- 
Erl.  d.  Min.  d.  Innern  v.  15.  Mai  1884  im  Block  sehen  dict.  suppl.  gener.,  p.  332. 
Ueber  das  System  und  die  Grundsätze  sonst  auch  gut  und  klar  in  Kürze  Vignes  a.  a.  O. 
und  der  Art.  Octroi  von  Vuatrin  im  Block’schen  dict.  Die  folgende  Darstellung 
schliesst  sich  zunächst  näher  an  diejenige  v.  Reitze  ns  tein’s  an,  mehrfach  wörtlich; 
eine  andere  Fassung  würde  nur  mangelhafter  ausfallen  (s.  bes.  B.  42,  S.  66,  68,  69, 
71,  85).  Für  das  hier  übergangene  Einzelne  und  in  Betreff  der  Phasen  der  Entwick- 
lung ist  bes.  auf  v.  Reitzen  stein ’s  Abhandlung  zu  verwaisen. 

§.  343.  Das  moderne  französische  Octroi  lässt  sich  schon  zur 
Zeit  seiner  endgiltigen  Wiederherstellung  durch  die  oben  erwähnten 
Gesetze  der  Revolutionszeit  mit  von  Reitzenstein  durch  folgende 
drei  Sätze  characterisiren : 1)  es  ist  eine  eigene  Communal- 
Auflage  „zur  Ergänzung  der  für  den  Bedarf  nicht  ausreichen- 
den Einnahme  der  grösseren  Gemeinden,  bestimmt,  in  seinem  Er- 
trage die  Mittel  für  die  Erfüllung  der  localen  Verwaltung  zu  ge- 
wahren“; 2)  diese  Abgabe  wird  „von  Gegenständen  des 
örtlichen  Verbrauchs  erhoben“;  3)  ihre  „Erhebung  und 
örtliche  Regelung  gehört  im  Princip  zu  den  Attributionen 
der  Gemeindeverwaltung“. 

Das  Reglement  von  1809,  die  Ordonnanz  von  1814  und  das 
Steuergesetz  von  1816  (28.  Apr.)  haben  dann  das  Octroirecht  eodi- 
ficirt  und  fortgebildet,  namentlich  durch  „Normativbedingungen, 
welche  die  Grenzen  und  Formen  bezeichnen,  innerhalb  deren  die 
selbständige  Entschliessung  der  Gemeindeverwaltungen , bezw.  in 
höherer  Instanz  der  Organe  der  Staatsgewalt  sich  zu  bewegen  hat.“ 

Die  Gesetzgebung  des  zweiten  Kaiserreichs  und  der  dritten 
Republik  hat  danach  auf  der  älteren,  im  Ganzen  beibehaltenen 
Grundlage  „sich  in  drei  Richtungen  bewegt:  zunächst  ist  das  Recht 
der  Gemeinden,  über  den  Ertrag  des  Octroi  zu  verfügen  bezw.  Über 
den  Verwendungszweck  Bestimmung  zu  treffen,  zu  einem  aus- 
schliesslicheren  und  ausgedehnteren  gestaltet  worden  (besonders 
durch  Decret  vom  17.  März  1852);  zweitens  haben  die  formellen 
Befugnisse  der  Gemeindeorgane,  über  die  Erhebung  eines  Octroi 
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bezw.  deren  Modalitäten  zu  beschlossen,  eine  Erweiterung  erfahren“ 
und  ist  die  Competenz  des  Organs  des  höheren  Selbstverwaltungs- 
körpers,  des  departementalen  Generalraths  als  genehmigender  Ober- 
instanz, statt  der  Staatsbehörde,  eingefligt  bezw.  erweitert  worden 
(Gesetze  v.  24.  Juli  1867  und  10.  Aug.  1871);  drittens  endlich  „hat 
die  Gesetzgebung  sich  eine  einheitlichere  Regelung  der  für  die 
Octroisteuer  in  formeller  und  vor  Allem  in  materieller  Hinsicht 
massgebenden  Grundsätze  angelegen  sein  lassen“,  namentlich  hin- 
sichtlich der  gleichmässigeren  Tarifnormirung,  der  Beschränkung 
del*  durch  das  Octroiwesen  bedingten  Hemmungen  der  freien  Ver- 
kehrsbewegung, der  geringeren  Belastung  der  unteren  Classen 
durch  die  Localtarife  des  Octroi,  der  Vermeidung  einer  Beeinträch- 
tigung des  staatsfinanziellen  Interesses  an  indirecten  Steuern, 
. speciell  an  den  Getränkesteuern,  durch  das  Octroi  (Gesetz  vom 
24.  Juli  1867,  Reglement  v.  12.  Febr.  1870,  einzelne  Bestimmungen 
in  den  Getränkesteuergesetzen,  von  1816  und  später). 

Nach  der  neuen  Gemeindeordnung  von  1884  wird  der  Ertrag 
der  zu  den  ordentlichen  Comraunalausgaben  bestimmten  Octrois 
jetzt  einfach  als  ein  Glied  (Nr.  4)  der  Einnahmen  des  ordent- 
lichen Gemeindebudgets  aufgeführt  und  der  Ertrag  der  Sätze  und 
Zuschlagsätze  (surtaxes),  welche  die  specielle  Bestimmung  für 
ausserordentliche  Ausgaben  und  für  Rückzahlung  von 
Anleihen  haben,  zu  den  aussero rdentlichen  Einnahmen  des 
Gemeindebudgets  gestellt  (Art.  133,  134). 

Diese  Unterscheidung  hat  eine  besondere  Bedeutung  für  die  jetzige  Ordnung  des 
(iemeiudehaushalts  bekommen,  u.  A.  in  Folge  einer  das  ordentliche  Octroi  betrell'endcn 
Bestimmung  des  Gesetzes  v.  lfi.  Juni  1881  Uber  die  absolute  Unentgeltlichkeit  des 
Primärunterrichts  in  den  öffentlichen  Schulen.  Danach  ist  ’/s  vom  Beinertrag  der 
ordentlichen  Steuersätze  (taxes)  des  Octroi  — wie  verschiedener  anderer  Communal- 
einkünftc,  so  auch  aus  der  Hundesteuer,  des  Gemeindeantheils  an  der  Wagen-  und 
Pferdesteuer  und  der  Jagdscheinabgabe  u.  a.  m.  — ausdrücklich  für  die  ordentlichen 
und  obligatorischen  Ausgaben  der  Gemeinde  im  Dienste  der  öffentlichen  Primärschulen 
zu  verwenden  (gen.  Ges.  Art.  3b 

In  der  neuen  Gemeindeordnung  sind  dann  auch  die  Compe- 
tenzen  von  Municipalrath , Generalrath  (oder  Departementalcom- 
mission  in  der  Zeit  zwischen  den  Generalrath-Sessionen),  Präfect, 
Staatsoberhaupt  (Präsident  der  Republik)  in  Bezug  auf  Einführung, 
Erhebungsordnung,  Verlängerung,  Tarifänderungen,  Aufhebung  des 
Octroi,  Reglementirung  und  sonst  bei  den  verschiedenen  Mass- 
nahmen zu  beobachtende  Normen  mehrfach  abweichend  von  der 
früheren  Gesetzgebung  geregelt  worden  (Art.  137  — 139).  Diese 
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Bestimmungen  bilden  den  gegenwärtigen  Rechtszustand  des  Octroi 
bezüglich  der  Puncte,  welche  sie  betreffen. 

Im  Ganzen  erscheint  hiernach  jetzt,  entsprechend  der  ein- 
getretenen thatsächlichen  Entwicklung  innerhalb  eines  Zeitraumes 
von  80 — 90  Jahren,  der  ursprünglich  geplante  und  im  bisherigen 
Recht  beibehaltene  mehr  subsidiäre  Character  des  Octroi,  zur 
Ergänzung  der  anderen  Communaleinnahmen,  auch  der  Zuschlag- 
centimen, dem  eines  regelmässigen  normalen  Glieds  der 
Gemeindeeinkünfte  gewichen.  Damit  würde  das  Octroi  dann  jener 
Entwicklung  gemäss  auch  rechtlich  doch  eine  andere,  festere 
Stellung  im  Communalsteuersystem  erlangt  haben,  wenngleich  es 
nicht  zu  einem  nothwendigen , obligatorischen  Gliede  geworden, 
sondern  ein  faeultativer  Bestandtheil  dieses  Systems,  je  nach 
den  Beschlüssen  des  Municipalraths,  geblieben  ist. 

Im  Folgenden  wird  vornemlich  der  gegenwärtige  Rcchtszustand  bei  dem 
Octroi  dargelegt,  mit  gelegentlichen  Rückblicken  auf  frühere  Phasen  und  Bestimmungen, 
aber  mit  Beschränkung  auf  das  Hauptsächliche.  Für  weiteres  Einzelne  s.  die  gen. 
Schriften,  ausser  v.  Reitzenstein,  Vigncs,  Yuatrin  auch  Thorlet  und  beson- 
ders Olibo. 


3.  Die  hauptsächlichen  einzelnen  Grundsätze  und  Bestimmungen. 

§.  344.  Das  in  diese  Darstellung  Gehörige  wird  hier  unter 
folgenden  sieben  Puncten  zusammengefasst:  Einführung,  Ver- 
längerung, Aufhebung  des  Octroi — , örtlicher.Umfan  g des 
Octroigebiets  („Octroibezirk“)  — , sachlicher  Umfang 
der  dem  Octroi  unterworfenen  Artikel  oder  Bestimmung 
der  Steuerobjecte  — Feststellung  des  Octroitarifs 
(Tarifsätze)  — Organisation  des  Octroidienstes  (Ver- 
waltungs-  und  Erhebungs formen)  — Erhebung  des 
Octroi,  Controlen,  Erhebungskosten  uud  Reinertrag  — 
Strafbestimmungen:  eine  Anordnung  der  Darstellung,  welche 
sich  aus  dem  Wesen  der  Sache  ergiebt,  daher  ähnlich  von  allen 
Autoren  befolgt  wird. 

1.  Einführung,  Verlängerung  und  Aufhebung  des 
Octroi.  Die  Einführung  eines  Octroi  in  einer  Gemeinde  und 
die  Feststellung  der  Steuersätze  dafür  erfolgt  nur  auf 
Antrag  des  Municipalraths  nach  einem  bezüglichen  Beschluss  des- 
selben und  nach  Begutachtung  durch  den  Generalrath  oder  die 
Departementalcommission  auf  Grund  der  Ermächtigung  der  Re- 
gierung mittelst  eines  im  Staatsrath  ertheilten  präsidentiellen 
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Decrets.  Dasselbe  gilt  vom  Erlass  der  Reglements  in  Betreff  der 
Erhebung  des  Octroi. 

Gem.-Ges.  v.  1SS4,  Art.  137.  Nur  vorübergehend  war  kurze  Zeit  hindurch  unter 
Napoleon  I.,  wenn  die  Municipalräthe  nicht  über  das  Octroi  votirten  oder  es  ablehu- 
ten,  bedingungsweise  Seitens  der  Regierung  die  Einführung  des  Octroi  von 
Amtswegen  in  einer  Gemeinde  zulässig  (Regl.  v.  1809,  auch  nach  Ord.  v.  1814), 
was  aber  seit  dern  Ges.  v.  1816  (Art.  147)  wieder  aufgehört  hat. 

Die  im  ordentlichen  Gemeindebudget  stehenden  Erträge  des 
Octroi  aus  den  ordentlichen  oder  Hauptsätzen  sind  gewöhnlich 
bleibend  und  werden  meistens  auf  10  Jahre,  die  Zuschlagtaxen 
für  ausserordentliche  Ausgaben  im  ausserordentlichen  Budget 
gewöhnlich  nur  auf  5— 6 Jahre  festgestellt.  Eine  Verlängerung 
der  Zeitdauer  kann  der  Municipalrath  ftir  höchstens  5 Jahre  allein 
von  sich  aus  rechtsgiltig  beschlossen.  Für  eine  Periode  über 
5 Jahre  hinaus  bedarf  es  wieder  derselben  Mitwirkung  der  ge- 
nannten anderen  Instanzen,  wie  bei  der  Einführung  und  ersten 
Feststellung  der  Octroisätze. 

• 

Ges.  v.  1884,  Art.  139,  137.  Vgl.  Thorlet,  §.  489.  Im  gen.  Gesetz  sind  die 
Befugnisse  des  Generalraths  gegen  früher  etwas  erweitert  worden.  So  musste  vor- 
dem immer  erst  der  Generalrath  die  Genehmigung  einer  Verlängerung  von  Zu- 
schlagtaxen ertheilen  (Ges.  v.  1871,  Art.  47).  Auch  sonst  Veränderungen  gegen  früher, 
s.  Vign cs  I,  206  11'. 

Die  Aufhebung  von  Octroisätzen  kann  der  Municipalrath 
nach  dem  neuesten  Gesetz  von  1884  nicht  mehr  von  sich  aus  allein 
beschlossen.  Sein  Beschluss  unterliegt  zuvor  dem  Gutachten  des 
Gencralraths  (oder  der  Departementalcommission)  und  der  Ge- 
nehmigung des  Präfecten,  gegen  deren  Verweigerung  (oder 
im  Falle  der  Verzögerung  der  Antwort  über  3 Monate  hinaus)  an 
den  Minister  des  Innern  Recurs  ergriffen  werden  kann. 

Ges.  v.  1884,  Art.  138,  09.  Bis  dahin  genügte  ein  Beschluss  des  Municipal- 
raths,  wenn  derselbe  nicht  innerhalb  eines  Monats  vom  Präfecten  annullirt  worden  war. 
Es  ist  daher  jetzt  die  Aufhebung  eines  Octroi,  bezw.  eines  Satzes  desselben  er- 
schwert worden,  was  Beachtung  verdient.  Vollständiges  Aufheben  eines  einmal  ein- 
geführten ganzen  Octroi  ist  nach  der  amtlichen  Statistik  selten,  kommt  aber  doch  ziem- 
lich jährlich  da  und  dort  vor  (S.  890). 

2.  Oertlicher  Umfang  des  Octroigeb iets  („Octroi- 
bezirk“).  Auch  seine  Feststellung  ist  zunächst  Sache  des  Ge- 
meinderaths, unterliegt  aber  dann  in  derselben  Weise  wie  Einführung 
und  Reglements  der  Genehmigung  des  Staatsoberhaupts  (also  wie 
unter  „1“).  Es  können  jedoch  in  den  Octroibezirk  nicht  bloss  die 
eigentlichen  Orte  (Städte)  und  Vorstädte,  sondern  auch,  wenn  es 
für  zweckmässig  zur  richtigen,  vom  Gemeinderath  zu  bestimmenden 
Abgrenzung  des  Bezirks  gehalten  wird,  ländliche  Districte,  ferner 
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für  den  Octroibezirk  grosserer  Orte  (von  mindestens  4000  Einwohnern) 
andere  Gemeinden  im  Weichbilde  (banlieue),  um  den  Schmuggel 
zu  verhindern,  einbezogen  werden,  diese  Gemeinden  sogar  gegen 
ihren  Willen,  doch  müssen  sie  vorher  gehört  werden  und  die  in 
ihnen  erhobenen  Einnahmen  fallen  immer  den  betreffenden  Ge- 
meinden zu. 

Hier  sind  die  Rechte  zur  Einbeziehung  anderer  Districte  und  Gemeinden  erwei- 
tert worden  gegen  eine  anfängliche  Beschränkung  (Ord.  v.  1S14,  Art.  26),  bes.  durch 
Ges.  v.  1816,  Art.  147,  152  (Olibo  II,  108,  210,  Thorlct,  §.  500).  Wie  die  Ver- 
rechnung mit  den  Gemeinden  der  banlieue  durchgeführt  wird,  ist  nicht  recht  klar. 
Der  im  Text  angeführte  Schlusssatz  ist  dem  Art.  152  des  Ges.  v.  1816  entnommen: 
„les  recettes  faites  dans  ces  banlieues  appartiendront  toujours  aux  communes  dont 
eiles  seront  compos^es“.  Wörtlich  kann  das  nicht  wohl  genommen  werden,  sonst 
hätte  die  Hauptgemeinde  unter  Umständen  schweren  Nachtheil.  Es  wird  hier  wohl 
eine  vertragsmässige  Vertbeilung  oder  eine  solche  nach  dem  Kopfbetrage  stattfinden.  — 
Practisch  ist  die  Sache  vielfach  von  Bedeutung,  wie  man  sich  leicht  vergegenwärtigt 
und  die  Statistik  beweist.  Die  letztere  unterscheidet  hier  dreierlei:  die  Gesammt-, 
die  Zusammenwohn  - (agglomcree)  und  die  im  Umfang  des  Octroibezirks  sich  befin- 
dende Bevölkerung.  Mitunter  stimmen  alle  drei  (so  von  grösseren  Städten  in  Paris), 
mitunter  die  dritte  mit  der  ersten  oder  die  dritte  mit  der  zweiten  überein,  nicht  selten 
gehen  sie  auch  alle  drei  auseinander.  % Im  J.  1857  umfasste  in  ganz  Frankreich 
(ausser  Corsica) 

die  erste  13,546,314 
die  zweite  11,040,636 
die  dritte  12,300,573 

Personen.  (Bull.  XXIV,  66,  68).  Von  der  örtlichen  Beschall'cnheit  des  Octroibezirks 
und  seiner  Grenzlinie  hängen  die  Schmuggelgelähr,  daher  die  Controlen,  die  Erhebungs- 
kosten mit  ab.  Die  Localverhältnisse  sind  natürlich  hier  von  entscheidendem  Einfluss 
auf  die  zwcckmässigste  Gestaltung  des  Bezirks  und  der  Grenzlinie. 

§.  345.  3.  Die  Steuerobjecte  oder  die  Artikel  des 
Octroi.  Die  Bestimmung  dieser  Artikel  ist  mit  derjenigen  der 
Höhe  der  Steuersätze  (§.  347)  der  finanz-  und  steuerpolitisch 
wichtigste  Punct  beim  Octroi.  Von  der  Auswahl  der  Gegenstände 
und  der  Höhe  der  Sätze  hängt  die  finanzielle  Ergiebigkeit 
des  Octroi  ab,  aber  auch  dasMaass  derBedenken,  denen  das 
Octroi  als  Besteuerung  ausgesetzt  ist.  Interessen  der  Consumenten 
steuerpflichtiger  Artikel,  besonders  der  unteren  Classen,  Interessen 
des  Verkehrs  und  der  grossen  Productionszweige,  der  Landwirth- 
schaft,  der  Industrie,  des  Handels  verlangen  bei  diesen  beiden 
Puncten  nothwendig  eine  umfassende  Berücksichtigung.  Die  An- 
griffe der  Theorie  und  der  Praxis  knüpfen  sich  vornemlich  hier  an 
(§.  349).  Daher  muss  gerade  hier  thunlichst  Bürgschaft  dafür  ge- 
schafft werden,  dass  diesen  Rücksichten  richtig  Rechnung  getragen 
wird.  Das  kann  am  Besten  durch  Einschränkung  der  Com- 
petenz  der  Localorgane  in  Betreff  beider  genannten  Puncte 
und  durch  angemessene  Mitwirkung  der  Gesetzgebung  und 
Verwaltung,  der  Staatsbehörden  und  der  Organe  höherer 
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Selbstverwaltungskörper,  auf  diesem  Gebiete  geschehen. 
Dadurch  soll  namentlich  eine  zu  enge,  zu  einseitige  und  kurz- 
sichtige, zu  classenegoistische  und  zu  sehr  bloss  Localinteressen 
kennende  Kirchthurms-Politik  möglichst  unschädlich  gemacht  werden. 

Die  französische  Gesetzgebung  hat  in  Betreff  der  Auswahl 
der  Artikel  verschiedene  Phasen  durchlaufen.  Anfangs  wohl 
etwas  zu  weifen  Spielraum  für  die  Gemeindebehörden  lassend,  hat 
sie  dann  mehr  Einschränkungen  gemacht  (1809,  1814),  darauf  aber 
wieder  im  Gesetz  von  1816  den  Gemeinden  freiere  Bewegung  ge- 
währt. Im  Verwaltungswege  in  der  Aufsichtsinstanz  wurde  indessen 
wohl  immerhin  etwas  regulirend  und  Bedenkliches  hindernd  ein- 
gewirkt, doch  konnte  dem  gesetzmässigen  Recht  den  Gemeinden 
gegenüber  nicht  durehgegriffen  werden.  Von  Neuem  ist  aber  dann 
später  zur  Wahrnehmung  der  allgemeineren  Interessen  bei  der  Be- 
stimmung der  Objecte  und  Steuersätze  des  Octroi  die  Competenz 
der  Gemeinden,  bezw.  der  Municipalräthe  im  Wege  der  Gesetz- 
gebung eingeschränkt,  zuerst  die  Mitwirk ung  der  Staats- 
behörden (Präfect,  Staatsrath,  Staatsoberhaupt),  darauf  auch  die- 
jenige des  departementalen  Generalraths  hierbei  eingerichtet 
(Ges.  v.  24.  Juli  1867,  bez.  v.  10.  Aug.  1871)  und  zur  Ausführung 
des  Gesetzes  von  1867  das  schon  erwähnte  Reglement  vom 
12.  Febr.  1870  und  in  demselben  ein  sogen.  Generaltarif  ge- 
geben worden,  in  welchem  letzteren  die  im  Allgemeinen  zu- 
lässigen Artikel  kategorienweise  und  die  Maxima  der  Tarif- 
sätze aufgeführt  worden  sind.  Dieser  (nicht  für  Paris  mit  geltende) 
Tarif  ist  die  Norm  geblieben.  Die  Belegung  anderer  als  in  ihm 
enthaltener  Artikel  und  die  Ueberschreitung  des  Maximalsatzes  sind 
nicht  unbedingt  ausgeschlossen,  aber  an  weitere  Formalitäten  und 
besondere  Genehmigung  geknüpft.  In  der  neuesten  Gesetzgebung 
(1884)  ist  es  im  Princip  hierbei  verblieben. 

Hiernach  ist  der  gegenwärtige  gesetzliche  Zustand  bezüglich 
der  Bestimmung  der  Steuer  ob  j ecte  des  Octroi  der  folgende: 

a)  Steuerpflicht  ig  sind  von  den  im  Localtarif  enthaltenen 
Artikeln  nur  diejenigen,  welche  zum  örtlichen  Verbrauch 
bestimmt  sind,  aber  diese  im  Princip  auch  sämmtlich  und  nach 
gleichem  Steuersätze  für  den  gleichen  Artikel,  einerlei,  ob 
dieser  von  ausserhalb  eingeführt  oder  im  Octroigebiet 
selbst  producirt  worden  ist. 

b)  Steuerfrei  sind  dagegen  in  der  Regel  voll  und  ganz  die- 
jenigen Artikel,  welche  unter  Innehaltung  der  vorgeschriebenen 
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Förmlichkeiten  durch  das  Octroigebiet  nur  hindurch  ge- 
führt — „transitiren“  — oder  welche  in  EntrepOt  (regel- 
mässig sog.  entrepot  fictif),  nach  den  dafür  geltenden  Hegeln,  ge- 
nommen werden. 

Brennmaterialien  und  Rohstoffe  der  Industrie,  welche  zur  Herstellung 
von  Waaren  fUr  den  Absatz  nach  Aussen  verbraucht  werden,  werden  jetzt  nach 
dem  Reglement  von  1S70,  Art.  8,  ebenfalls  zum  (auch  fictiven)  Entrepot  zugelassen, 
wenn  der  etwaige  Octroibetrag  V<%  des  Werthes  der  Menge  übersteigt  und  die  Aus- 
fuhr der  fertigen  Artikel  nachgewiesen  wird.  Bei  geringerem  Octroibetrag  ist  Zahlung 
zu  leisten.  Ein  langwieriger  Streitpunct,  der  so  jetzt  geregelt  ist,  aber  seitdem  noch 
mehrfach  zur  Entscheidung  von  Zweifeln  durch  Verordnungen  normirt  werden  musste. 
Vgl.  Olibo  II,  78,  v.  Rcitzenstein,  B.  42,  S.  92 — 94.  Block,  dict.  suppl.  g6ner., 
j).  292  (Dccr.  v.  8.  Bec.  1882),  suppl.  p.  1888,  p.  386  (Decr.  v.  19.  Juni  1888). 

Die  beiden  sieh  ergänzenden  Grundsätze  sind  im  modernen 
französischen  Octroirecht  von  Anfang  an  anerkannt  worden.  Sie 
ergeben  sich  auch  aus  dem  Wesen  des  Octroi  als  einer  örtlichen 
Verbrauchsabgabe,  sowie  aus  dem  richtigen  Bestreben,  der 
Octroieinrichtung  die  Wirkung  eines  localen  Schutzzolls 
oder  umgekehrt  eines  Ausfuhrzolls  zu  nehmen,  die  freie  Ver- 
kehrsbewegung nicht  mehr  einzuschränken,  als  durch  die  Ein- 
richtung einmal  geboten  ist,  die  locale  Industrie,  welche  für  den 
Aussen absatz  arbeitet,  nicht  zu  belasten  und  das  Octroi  auch  nicht 
wie  die  früheren  Binnenzölle  zu  Transitzöllen  werden  zu  lassen. 
Mit  Recht  ist  daher  die  Gesetzgebung  hier  dazwischen  getreten 
und  hat  die  Gemeindeautonoinie  beschränkt. 

Die  Schwierigkeit  war  nur,  dies  hier  in  allgemein  richtiger  Weise  zu  thun,  und 
sodann  die  gesetzlichen  Bestimmungen  überall  zur  strengen  Durchführung  in  der  Praxis 
zu  bringen.  In  letzterer  Hinsicht  zumal  wird  diese  Schwierigkeit  hie  und  da  leicht 
immer  wieder  auftauchen,  wie  sich  bei  der  Regelung  des  Entrepotrechts,  der  Behand- 
lung der  Brennmaterialien  und  Rohstoffe  der  Industrie  zeigt. 

Anerkennung  der  Grundsätze  schon  im  Ges.  v.  27.  Krim.  VIII,  Art.  22,  Ord.  v. 
1814,  Art.  11.  Ges.  v.  1816,  Art,  148;  nach  letzterem  ist  eine  Ausnahme  von  der 
Regel  der  Besteuerung  der  zum  Localconsum  bestimmten  Gegenstände  „nur  in  ausser- 
ordentlichen Fällen  und  auf  Grund  eines  Specialgesetzes  statthaft“.  Solche  Ausnahmen 
kommen  aber  wohl  nicht  vor.  Mitbelastuug  der  im  Inneren  des  Octroigebiets  er- 
zeugten Gegenstände  des  Tarifs  nach  demselben  Satze  wie  die  importirten,  Ord.  von 
1814,  Art.  24,  mit  Ausnahme  von  Bier,  welches  von  ausserhalb  eingehend  höchstens 
um  7i  höher  als  das  im  Gebiet  gebraute  belegt  werden  durfte  (Ord.  v.  1814,  Art.  14). 
Dieser  „locale  Bicrschutzzoll“  ist  aber  nach  dem  Reglern,  v.  1870,  Art.  10,  nicht  mehr 
gestattet.  Natürlich  setzt  die  strenge  Durchführung  dieses  Grundsatzes  — ähnlich  wie 
bei  Einfuhrzöllen  und  Accisen  — ein  gleiches  steuertechnisches  Veranlagungsverfahren, 
also  z.  B.  bei  Bier,  Alkohol,  eine  Fabrikatsteuer  voraus. 

Für  Transitverkehr  und  Entrcpötw'csen  beim  Octroi  bestehen , mutatis 
mutandis,  analoge  Normen  und  Einrichtungen  wie  bei  den  inneren  indirecten  Ver- 
brauchssteuern des  Staats,  bes.  den  Getränkesteuern  (Eingaugsabgabe),  und  bei  den 
Zöllen.  S.  bes.  o.  §.  262,  263  und  S.  841.  In  der  Ord.  v.  1814,  Art.  37 — 55,  auch 
Reglern,  v.  1870,  Art.  711.,  14,  das  Einzelne,  worauf  wir  hier  unter  Verweisung  auf 
die  frühere  Darstellung  dieser  Punctc  nicht  weiter  eingehen.  S.  darüber  Olibo  II, 
126 — 138,  Art.  octroi  im  Block*schen  dict.  Nr.  60 — 64.  v.  Reitzenstein,  B.  42, 
S.  79 — 82,  91. 
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Umfassende  Freiheit  vom  Octroi  geniesst  die  Militär-  und  Marinever- 
waltung ftir  die  etwa  dem  Localoctroi  unterliegenden  Rohstoffe,  Ranmaterialien,  Brenn- 
stoffe n.  dgl.,  doch  für  Lebensmittel  nur,  wenn  diese  nicht  am  Orte  verzehrt  werden 
sollen  (also  für  Magaziuirung  u.  dgl.).  Brennmaterial  ist  auch  für  die  Handels- 
marine (mit  EntrepOtrecht)  frei,  dieses  und  die  erforderlichen  Rohstoffe  auch  für  die 
Eisenbahnen  und  die  damit  in  Verbindung  stehenden  Werkstätten.  Dagegen  ist 
der  Verkehr  in  Bahnhöfen,  Wartesälen,  Bureaux  u.  s.  w.  der  Eisenbahnen  dem 
Localoctroi  unterworfen  (Reglern,  v.  1S70,  Art.  11 — 13). 

Die  Durchführung  der  Besteuerung  der  im  Octroigebiet  „geernteten,  präparirten 
oder  fabricirten“  Tarifobjecte  scheint  weniger  Schwierigkeiten  zu  machen,  als  man 
zunächst  vermuthen  möchte.  Der  Producent  muss  Declarationen  abgeben  und  sofort 
zahlen,  wenn  er  kein  Entrepötrecht  beansprucht.  Die  Octroibeamten  können  die  Mengen 
der  Objecte  in  der  Behausung  des  Pflichtigen  aufnehmen  und  die  zur  Verhinderung 
des  Unterschleifs  nöthigen  Verificationen  machen  (Ord.  v.  1814,  Art.  36,  vgl.  Olibo  II, 
122 ff.).  Förmliches  „Exercice“  scheint  nicht  stattzufinden,  obwohl  es  bei  Fabrikaten 
als  Controlmittel  in  Betracht  kommen  könnte.  Erleichtert  wird  die  Sache  dadurch, 
dass  rein  ländliche  Productionen  doch  im  Octroigebiet  nur  tbeilweise  Vorkommen  oder 
die  betreffenden  Producte  dem  Octroi  nicht  unterliegen,  und  dass  in  wichtigen  Fällen, 
wie  bei  den  Getränken,  für  die  Staatsbesteuerung  Controle  oder  Exercice  .stattfinden. 
Aber  z.  B.  die  fehlende  Controle  bei  Eigenbau  von  Wein  (S.  631)  muss  doch  auch 
für  das  Octroi  Schwierigkeiten  bieten,  ebenso  die  Besteuerung  von  Ortsfabrikaten,  wie 
Lichte  (Kerzen)  u.  a.  m. 

§.  34G.  Der  Umfang  der  Artikel,  welche  zur  Belegung 
mit  Octroitaxen  zugelassen  sind,  hat,  wie  bemerkt,  in  rechtlicher 
Hinsicht  gewechselt  und  der  Umfang  der  wirklich  besteuerten 
Artikel  ebenfalls.  Auch  besteht  in  letzterer  Hinsicht  noch  jetzt 
zwischen  den  einzelnen  Oetroigemeinden  mancher  Unterschied. 
Mehrfach  werden  nur  einige  Artikel,  wie  z.  B.  die  Getränke,  belegt. 
Auch  die  Autonomie  der  Gemeinden  oder  ihrer  Organe,  der  Muni- 
cipalräthe,  und  die  Competenz  und  Mitwirkung  der  Staatsbehörden 
und  Generalräthe  hat  in  diesem  Puncte  Veränderungen  erfahren. 
Die  gegenwärtig,  insbesondere  nach  den  genannten  Gesetzen  von 
1867,  1871  und  1884  und  nach  dem  Reglement  von  1870  geltenden 
Normen  für  alle  Octrois  — ausser  dem  unter  besonderen  Vor- 
schriften, nicht  unter  dem  eben  genannten  Reglement  mit  seinem 
Generaltarif  stehenden  Pariser  — sind  die  folgenden: 

In  dem  Reglement  sind  zunächst  diejenigen  Artikel  aufgeführt, 
welche  regelmässig,  nach  den  allgemeinen  gesetzlichen  Bestim- 
mungen, von  den  Municip alräthen  in  den  Localtarif  auf- 
genommen werden  dürfen.  Die  Artikel  bilden  sechs  Kate- 
go  rieen : Getränk  e und  Flüssigkeiten,  Esswaaren , 

Brenn- (und  Beleuchtungs-)  Gegenstände,  Viehfutter,  Bau- 
materialien u.  dgl.,  verschiedene  Objecte. 

Diese  Classification  (ausser  der  letzten  Kategorie)  rührt  aus  dem  Reglement  von 
1SU9  her  und  ging  dann  in  die  Ord.  von  1814  (Art.  11,  mit  Specialisirung  in  den 
Art.  12  ff.)  über,  in  dem  Sinne,  dass  ausdrücklich  die  belegten  Objecte  immer  in  eine 
der  5 Blassen  fällen  mussten.  Als  „Esswaaren“  wurden  dabei  „die  gewöhnlich  zur 
Nahrung  der  Menschen  dienenden  Gegenstände“  bezeichnet,  mit  der  aus  den  früheren 
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Gesetzen  (J.  VII.  1S09)  stammenden  Ausnahme  von  Getreide,  Mehl,  Früchten,  Butter, 
Milch,  Gemüsen  und  „anderen  geringen  Esswaaren“  (tnenues  denrees),  eine  Ausnahme, 
welche  dann  selbst  wieder  Einschränkungen  erfuhr  (Ord.  v.  JS14,  Art.  10  u.  17). 
Diese  gesummte  Begrenzung  der  Üctroiobjecte  fiel  indessen,  narh  einer  allerdings  nicht 
unbestrittenen  Auslegung  des  Wortlautes  des  Gesetzes,  durch  eine  generelle  Fassung 
des  Hechts  der  Municipalräthe  zur  „Bezeichnung  der  zu  besteuernden  Objecte“  im  Ges. 
v.  1810,  Art.  147.  Danach  galt  es  für  gesetzlich  zulässig,  auch  andere  als  die  in 
den  5 Classen  enthaltenen  oder  dazu  zu  rechnenden  und  ebenso  die  früher  aus- 
drücklich ausgenommenen,  also  z.  B.  selbst  Getreide  und  Mehl,  nach  Beschluss 
des  Gemeinderaths  einem  Octroisatz  zu  unterwerfen.  Das  ist  auch  mehrfach  geschehen 
‘ und  war  von  der  Aufsichtsinstanz  der  gesetzlichen  Bestimmung  gegenüber  nicht  immer 
zu  hindern.  (Vgl.  Vignes  I,  209,  Vuatrin  bei  Block,  dict.  Art.  octroi,  Nr.  33 
bis  36,  mit  Urtheilcn  der  Judicatur,  des  Cassationshofs,  v.  Roitzenstein,  B.  42. 
S.  95  ff.) 

In  dieser  Hinsicht  hat  dann  aber  das  Ges.  v.  1807  (Art.  8 — 10)  und  der  nach 
ihm  erlassene  Generaltarif  eine  Beschränkung  der  Befugnisse  der  Gemeinde- 
räthe  und  eine  Erweiterung  der  Aufsichts-  und  Genehmigungsbefug- 
nisse der  Staatsbehörden  gebracht,  wodurch  es  möglich  geworden  ist,  Artikel, 
die  man  nicht  oder  nicht  mehr  (bei  Erneuerungen  des  Tarifs)  belegt  zu  haben  wünschte, 
aus  dem  Octroi  auszuschlicssen.  Diese  Bestimmungen,  mit  den  Modificationen  durch 
das  Ges.  v.  1871  u.  1884,  werden  alsbald  im  Folgenden  mit  erwähnt  werden. 

Der  Generaltarif  führt  dann  in  jeder  der  6 Classen  die  ein- 
zelnen zugelassenen  Artikel  auf  und  bestimmt  nach  einem  in  der 
üblichen  französischen  Weise  gemäss  der  Bevölkerungsgrösse  ge- 
bildeten seebsstutigen  Ortsclassentarif  die  Tarifmaxima  für  jeden 
Artikel,  die  niedrigsten  in  den  kleinsten,  die  höchsten  in  den 
grössten  Gemeinden.  Bei  Artikeln  in  verschiedenen  Sorten  (Quali- 
täten) dürfen  die  Gemeinden  innerhalb  des  Maximums  die  Octroi- 
sätze  entsprechend  specialisiren.  Nach  diesem  Tarif  soll  nun  im 
Allgemeinen  jeder  Localtarif  gebildet  werden,  d.  h.  die  Gemeinde- 
räthe  haben  freiere  Bewegung  nur  in  Betreff  der  im  Generaltarif 
aufgeführten  Artikel  und  bis  zu  dem  Maximalsatz  ihrer  Ortseiasse, 
ohne  natürlich  in  der  Zahl  der  Artikel  und  Höhe  der  Sätze  soweit 
wie  der  Generaltarif  gehen  zu  müssen. 

Die  allmälige  Hinliberfti hrung  der  bestehenden 
Localtarife  in  den  Rahmen  des  Generaltarifs  — der 
zunächst  practisch  wichtigste  Punct  — ist  nun  dadurch  bereits  im 
Gesetz  von  1807  und  danach  etwas  modificirt  auch  in  dem  von  1884 
wirksam  angebahnt,  dass  einmal  nur  solche  Gemeinderaths- 
Beschliisse  über  Verlängerung  oder  Erhöhung  von  Oetroisätzen  auf 
höchstens  5 Jahre  ohne  Weiteres  rechtskräftig  werden,  welche  sich 
auf  im  Generaltarif  enthaltene  Artikel  und  auf  das  Maximum  nicht 
überschreitende  Sätze  beziehen  (Ges.  v.  1884,  Art.  189)  und  dass 
ferner  Belastungen  von  Objecten,  welche  im  Localtarif  bisher  noch 
nicht  belegt  waren,  Einführung  oder  Erneuerung  von  Taxen,  welche 
im  Generaltarif  fehlen,  sowie  von  Sätzen,  welche  das  Maximum 
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letzteren  Tarifs  überschreiten,  zuvor  vom  Generalrath  (bez.  der 
Departementaleommission)  begutachtet  und  danach  durch  ein  im 
Staatsrath  erlassenes  Decret  des  Staatsoberhauptes  (Präsidenten) 
bestätigt  sein  müssen  (Ges.  v.  1884,  Art.  137).  Da,  nach  dem 
Früheren,  derselbe  Weg  für  die  erste  Einführung  und  für  die  Ver- 
längerung und  Erhöhung  von  Octroitaxen  auf  mehr  als  5 Jahre 
vorgeschrieben  ist  (S.  894),  so  war  es  möglich,  den  Geueraltarif 
nach  und  nach  practisch  überall  zur  Geltung  zu  bringen  und  die 
Ausnahmen  bezüglich  der  Wahl  der  Objecte  wie  der  Höhe  der  Sätze 
auf  besondere  Fälle  zu  beschränken. 

Vgl.  v.  Keitzenstein,  B.  42,  S.  96  If.  Der  Generaltarif  u.  A.  bei  Olibo  II, 
08 — 75,  bei  T ho  riet,  p.  151  ff.,  Vignes  II,  390.  Beispiele  aus  den  Localtarifen 
bei  v.  Reitzenstein,  B.  43.  S.  220  ff.,  Oers.,  Sehr.  d.  Ver.  f.  Soc.-Pol.  XII  (Com- 
inu n aisteuerfrage),  S.  153  ff.  Zur  Characteristik  des  gen.  Tarifs  Folgendes.  Die  6 ürts- 
classen  unterscheiden  nach  der  „aggloinerirten“  Bevölkerung  Orte  bis  4000,  von  4001 
bis  10,000,  von  10,001 — 20,000,  von  20,001 — 50,000,  von  50,001 — 100,000,  Über 
100,000  Einw.  (Paris,  wie  gesagt,  fehlt  hier). 

Zur  ersten  Kategorie,  Getränke  und  Flüssigkeiten,  gehören  Wein,  Alkohol 
(3  Arten  incl.  denaturalisirter) , Bier  (hier  für  die  Steuersätze  auch  3 Gebiets-  oder 
Depart.-Abtheilungen),  Essig,  Limonadcs  gazeuses.  In  der  amtlichen  Statistik  und  im 
Pariser  Tarif  werden  hier  aber  auch,  wenigstens  neuerdings,  einige  andere  „Flüssig- 
keiten“, wie  Oele,  auch  Brennöle,  u.  a.  in.,  welche  der  Generaltarif  in  diese  erste 
Kategorie  stellt,  eingereiht. 

In  der  zweiten  Kategorie,  Esswaaren,  stehen:  lebendes  Vieh  (7  Arten,  bez. 
Sätze),  verschiedene  Fleisch waaren,  Speck,  Geflügel,  Wild,  Fische  (See-  und  Süss- 
wasserfische), Austern,  Butter,  trockener  Käse,  Speiseöle,  Trüffeln  und  Trüü'elspeisen, 
eingemachte  Früchte,  Oli  en,  trockene  Tafelfrüchte  (Rosinen,  Feigen,  Datteln,  gedörrte 
Pflaumen  u.  dgl.),  Orangen,  Citronen.  Der  Berücksichtigung  localer  Verhältnisse  ist 
bei  der  Belegung  von  Wild,  Geflügel,  Kaninchen,  der  Luxusbesteuerung  durch  die 
Einreihung  mancher  Artikel  in  diese  Rubrik  (auch,  wie  bei  Ostender  Austern,  durch 
Zulassung  des  Doppelten  des  Maximums)  genügender  Spielraum  gewährt.  Getreide, 
Mehl,  Brot,  Kartoffeln,  Gemüse  und  andere  agrarische  gemeine  Esswaaren,  auch  Salz, 
finden  sich  im  Generaltarif  nicht,  in  Wahrnehmung  der  Interessen  der  unteren  Classen 
und  der  Verkehrsbewegung  zwischen  Stadt  und  Land,  bedürften  also  für  ihre  Zulassung 
oder  Beibehaltung  in  Localtarifen  der  erwähnten  besonderen  Genehmigung.  Diese 
Artikel  sollen  mittlerweile  auch  meistens  aus  den  Localtarifen,  wo  sie  früher  etwa  vor- 
kamen, ausgeschieden  sein.  Ausdrücklich  untersagt  der  Tarif  die  Belegung  von  gesalz. 
Makrelen,  Laberdan  (gesalz.  Kabeljau),  Stockfisch,  geräucherten  u.  gesalz.  Häringen.  — 
In  Paris  steht  Salz  im  Octroitarif. 

Unter  der  dritten  Kategorie,  den  Brennmaterialien,  befinden  sich  Holz 
(mit  Unterscheidung  von  weichem  und  hartem),  Reisig,  Holzkohle,  Torf,  Stein-,  Braun- 
kohle und  andere  mineral.  Brennstoffe,  Coke,  animal.,  vegetab.  und  mineral.  Brennöl 
(excl.  Fischöl,  Gerberfett),  Lichte  und  Kerzen  aller  Art,  Spermaceti,  Talg. 

In  der  vierten  Kategorie,  Viehfntter,  ist  grünes  ausdrücklich  ausgeschlossen, 
Heu,  Klee,  Luzerne  u.  a.  in.,  Stroh,  Hafer,  Gerste,  Kleie,  Grummet  zugelassen. 

In  der  fünften  Kategorie,  Baumaterialien  u.  dgl.,  finden  sich  22  Arten  auf- 
geführt, Kalk  und  Mörtel,  Cement,  Gips,  Bau-,  Bruch-,  Pflaster-,  Quadersteine,  Stein- 
platten, Marmor,  Granit,  zu  Bauten  bestimmtes  Eisen,  Zink,  Blei.  Kupfer,  Guss,  einerlei 
ob  fa^ouirt  oder  nicht,  Dachschiefer,  Dachziegel,  Ziegelsteine,  irdene  Röhren  u.  dgl.  in.. 
Thon,  Thonerde,  Sand,  Schutt,  Kies  (letztere  Objecte  frei  für  öffentliche  Strassen), 
bearbeitetes  Bau-  und  Tischlerholz,  unbehauenes  Holz,  Fensterglas,  Spiegelglas:  also 
in  der  That  alle  hauptsächlichen  Baumaterialien,  so  dass  das  Octroi  bei  dieser,  prac- 
tisch für  die  Finanzen  nicht  unwichtigen  Kategorie  zu  einer  förmlichen  Ilausbau- 
und  Wohnungsbesteuerung  werden  kann. 

A.  Wagner,  Finanzwissenschaft.  III.  58 
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ln  der  sechsten,  im  Reglement  von  1870  hinzugekommenen  Kategorie  „ver- 
schiedener Objecte“  wird  anfgefuhrt:  Seife  (Pai filmerieseifcn  event.  zum  drei- 
fachen Maximum),  Firnisse  ausser  alcoholische,  Bleiweiss,  Zinkweiss  u.  andere  Farben, 
Essenzen  jeder  Art,  flüssiger  Theer,  Gasrückstände  und  andere  als  Essenzen  verwend- 
bare Flüssigkeiten ; — also  z.  Th.  wiederum,  wie  Farben,  Stoffe  für  Bauten. 

In  der  untersten  und  zweituntersten  Ortsclassc  sind  bisweilen  einzelne  Artikel 
im  Generaltarif  nicht  aufgeführt,  also  hier  nicht  ohne  Weiteres  belegbar. 

Bei  Artikeln,  welche  beliebig  nach  Gewicht,  Maass,  Zahl  versteuert  werden  können, 
dürfen  die  Gemeinden  die  ihnen  passende  Tarifirungsweise  bestimmen. 

Statistische  Daten  über  die  Erträgnisse  der  Steuerobjecte  am  Schluss  des  fol- 
genden §. 

Das  Urtheil  Uber  die  Auswahl  dieser  Artikel  im  Generalfant' 
wird  natürlich  je  nach  dem  Standpunet  zum  Octroi  Überhaupt  ver- 
schieden ausfallen.  Llisst  man  einmal  das  Octroi  im  Ganzen  als 
System  der  communalen  Verbrauehsbesteuerung  zu,  so  wird  man 
die  Auswahl  wohl  billigen  können. 

Durch  den  Ausschluss  der  wichtigsten  vegetabilischen  Nahrungsmittel,  die  Ab- 
stufung der  Steuersätze  nach  Ortsclassen  und  Gattung  der  Objecte  entfallen  wenigstens 
die  nächstliegenden  steuerpolitischen  Bedenken  hinsichtlich  der  Ueberlastung  der 
unteren  Classen  oder  werden  sie  doch  auf  dasjeuige  Maass  reducirt,  das  bei  der 
ganzen  Einrichtung  eben  in  den  Kauf  genommen  werden  muss.  Den  landwirtschaft- 
lichen und  sonstigen  Verkehrsinteressen,  den  finanziellen  Staatsintcressen  (durch  Aus- 
schluss der  Colonialwaaren , des  Salzes,  Zuckers,  Tabaks,  Pulvers  aus  dem  Gencral- 
tarif,  durch  Beschränkung  der  Getränkeoctroisätzc  in  diesem  Tarif,  s.  u.)  ist  Rechnung 
getragen.  Ein  gewisses  Maass  der  Gleichinässigkeit  des  Octroi  in  der  Auswahl  der 
Objecto  ist  verbürgt  oder  wenigstens  ein  Uebermaass  der  Ungleichmässigkcit  in  diesem 
Puncte  beschränkt.  Das  Luxussteuerpriticip  kann  im  Octroi  passend  mit  verwirklicht 
werden.  Die  finanzielle  Leistungsfähigkeit  des  Octroi  für  die  Cominunalfinanzen  ist 
anderseits  gesichert  und  die  Steuerlast  durch  Veitheilung  der  letzteren  auf  vielerlei 
Objecte  und  Consumenten  erträglicher  gemacht. 

§.  347.  4.  Die  Steuersätze  des  Octroi  und  die  dafür 
geltenden  Normen  sind  des  Zusammenhanges  w7egen  mehrfach  in 
den  beiden  vorausgehenden  Paragraphen  bei  der  Behandlung  der 
Steuerobjecte  bereits  mit  erwähnt  worden.  Zur  Ergänzung  ist  noch 
Folgendes  hinzuzuftigen. 

a)  Vornemlich  in  Betreff  der  Getränke,  d.  h.  des  Weins, 
Alcohols,  Obstweins  — nicht  so  unmittelbar  des  Biers  — 
liegt  bei  der  gleichzeitigen  Staatsbesteuerung  dieser  Artikel  und 
auch  wegen  einer  der  Formen,  in  welcher  sich  diese  Staats- 
besteuerung vollzieht,  — der  Eingangsabgabe,  §.  258  — die 
Gefahr  einer  Beeinträchtigung  des  staatsfinanziellen  Interesses 
durch  das  Octroi  und  zumal  durch  zu  hohe  Sätze  des  letzteren 
vor.  Daher  hat  hier  die  Gesetzgebung  durch  Bestimmung  von 
relativen  Maximis  flir  die  Octroisätze  — Maximalhöhe  der 
Octroisätze  im  Verhältniss  zu  den  staatlichen  Eingangsabgaben  — - 
und  durch  Erschwerung  einer  Erhöhung  der  Octroisätze  darüber 
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hinaus,  neuerdings  mittelst  der  Forderung  eines  Gesetzes  hierzu, 
das  Interesse  der  Staatsfinanzen  zu  schlitzen  gesucht. 

S.  Ges.  v.  1816,  Art.  149  (Max.-Satz  des  Getränkeoctroi  in  Zukunft  gleich  der 
staatlichen  Eingangsabgabe.  Ausnahmen  nur  mittelst  königl.  Ordonnanz).  Mehrfache 
Aenderungen  in  den  späteren  Gesetzen  über  die  Getränkesteuern  (1842  — seitdem 
Abweichung  nur  durch  Gesetz  gestattet — , 1852,  1854,  1873).  Der  Generaltarif 
von  1870  nimmt  bei  den  Getränken  (auch  exel.  Bier)  einfach  Bezug  auf  die  Maxima 
nach  den  damals  geltenden  Gesetzen.  Nach  d.  Ges.  v.  19.  Juli  1880.  Art.  0,  dürfen 
die  Octrois  auf  Wein  und  Obstwein  (incl.  Meth)  das  Doppelte  der  staatlichen  Ein- 
gangsabgaben nicht  überschreiten;  in  den  Gemeinden  unter  4000  Einw.  — wo  keine 
solchen  Eingangsabgaben  bestehen  — gilt  für  das  Oetroi  der  Municipalsatz , für  die 
Gemeinden  von  4000 — 0000  Einw.  Abweichungen  nur  nach  Specialgesetz.  Auch  nach 
der  Gem.-Ordn.  v.  1884,  Art.  137,  bedürfen  Zuschläge  (surtaxes)  zum  Oetroi  für  Wein, 
Obstwein,  Alcoliol  über  den  in  den  Gesetzen  betr.  die  staatliche  Eingangsabgabc  be- 
stimmten Satz  eines  besonderen  Gesetzes.  S.  Vuatrin’s  Art.  oetroi  im  Block’schen 
dict.,  Nr.  41  ff.,  Thorlet,  Nr.  500  11'.,  v.  Reitzenstein,  B.  41,  S.  98  lf.;  vgl.  auch 
die  Ausführungen  über  die  lleduction  der  Getränkesteuern  (1881)  im  Bull.  VII,  14911'. 
Die  Wein-  und  Alcohol-Octroisätze  sind  im  Ganzen  nur  niedrig,  verglichen  mit  den 
betreffenden  Staatssteuern  (bei  Wein  vielfach  nur  1f6,  */,,  1/4,  ähnlich  bei  Alcoliol,  in 
Paris  zwar  am  Höchsten  von  allen  Octrois  auf  Getränke,  aber  nur  bei  Wein  höher  als 
die  staatliche  „Ersatzsteucr“.  S.  039  oben),  bei  Alcoliol  c.  */3  so  hoch  (Bull.  XI,  70, 
VII,  155).  Auch  die  Octroierträgc  bei  Getränken  zeigen,  ausser  bei  Bier,  die  wirk- 
same Schranke  durch  die  daneben  bestehende  Staatsbesteuerung  der  Getränke  (s.  u.). 

b)  Bei  allen  anderen  Artikeln  des  Oetroi  sind  jetzt  die  Maxima 
des  Generaltarifs,  je  nach  der  betreffenden  Ortseiasse,  einzuhalten. 
Innerhalb  dieser  Grenze  gelten  bei  der  ersten  Festsetzung,  Ver- 
längerung und  Erhöhung  der  Sätze  die  in  den  §§.  344 — 34G  an- 
gegebenen allgemeinen  Normen. 

Daher  ist  namentlich  Verlängerung  und  Erhöhung  bis  auf  5 Jahre  Seitens  der 
Municipalräthe  allein,  auf  längere  Zeit  oder  über  den  Satz  des  Generaltarifs  hinaus 
nur  unter  der  früher  crwälinten  Mitwirkung  vom  Generalrath  mittelst  Präsident.  Decrots 
zulässig  (Ges.  v.  1884.  Art.  137,  139).  Auf  Tarifproben  verzichten  wir  hier.  S.  den 
Generaltarif,  aus  dem  v.  Reitzenstein  B.  42,  S.  90  einige  Proben  mittheilt.  Die 
Getränke-  und  Fleischtarife  der  Städte  über  20,000  Einw.  im  J.  1879  im  Bull.  XI, 
70.  auch  VII,  155  einige  Daten  für  Wein. 

c)  Hinsichtlich  der  Versteuerungsart  sind  besondere  gesetz- 
liche Normen  für  Schlachtvieh  und  Fleisch  gegeben  und  be- 
achtens  werth. 

Nach  Art.  18  der  Ord.  von  1S14  war  lebendes  Vieh  nach  dem  Stück,  ge- 
schlachtetes cingeführtes  nach  Vierteln  pro  rata,  zcrstücktcs  nach  dem  Gewicht  zu 
versteuern.  Aus  gewissen  agrarischen,  die  Viehzucht  betreuenden  Rücksichten  hat 
später  ein  Gesetz,  das  v.  10.  Mai  1840,  auch  für  Vieh  selbst  die  Versteuerung  nach 
dem  Gewicht  vorgeschrieben,  doch  konnte  die  Versteuerung  nach  dem  Stück  bleiben, 
wo  der  Satz  für  Ochsen  8 Frcs.  nicht  überstieg.  Ausdrücklich  wird  in  diesem  Gesetz 
auch  wieder  betont,  dass  eiugeführtes  zerstücktes  Fleisch  oder  in  Vierteln  nicht  höher 
als  Fleisch  im  Vieh  selbst  belegt  werden  darf  (Art.  5).  Vgl.  Olibo  II,  95  — 99, 
Block,  dict.  oetroi,  Nr.  45. 

Aus  der  interessanten  Statistik  werden  hier  jetzt  noch  einige  Daten  zur  Illu- 
stration der  finanziellen  Bedeutung  der  einzelnen  Kategoricen  von  Ar- 
tikeln gegeben,  und  zwar,  für  ganz  Frankreich  und  für  Paris  und  einige 
grössere  Städte.  Die  ebenfalls  bcachtenswerthe  Octroistatistik  nach  diesen  Kate- 
gorieen  und  nach  den  einzelnen  Departements,  welche  z.  B.  die  in  den  einzelnen 
Thcilcn  des  Staatsgebiets  sehr  verschiedene  Bedeutung  der  Obstwein-  und  Bier- 
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besteuerung  ersehe»  lässt,  kan»  liier  nicht  näher  berücksichtigt  werden.  S.  iin  Bull 
lies,  die  Tabellen  in  vol.  XI,  50 — 81  (1S31— 80);  auch  A'XIV,  63  ff.  (1887).  Aus- 
züge aus  diesen  Materialen  auch  bei  v.  Reitzenstein,  B.  43,  288  ff.  Ygl.  auch 
oben  S.  400. 

Es  war  in  ganz  Frankreich  (doch  1887  ohne  Corsica)  von  folgenden  Artikel- 
gattungen der  Rohertrag  in  Mill.  Frcs.: 


1831 

1847 

1869 

1872 

1887 

Zunahme  % 
1831/69  1 $69/87 

I.  1.  Wein 

14.00 

22.63 

60.00 

64.74 

69.39 

328.5 

15.6 

2.  Obstwein  .... 

1 .23 

3.73 

2.41 

1 .50 

3.48 

96.0 

44.6 

3.  Bier  

2.92 

5.64 

12.40 

11.80 

1 5.56 

324.6 

25.5 

4.  Alcohol  .... 

2.24 

4.05 

7.40 

8.63 

21.14 

230.4 

1S5.7 

5.  Andere  Flüssigkeiten 

1.64 

2.38 

6.84 

8. 89 

13.19 

317.1 

92.8 

Zus.  I ; Getränke  u.  s.  w. 

22.03 

38.43 

89.03 

95.55 

122.76 

304.1 

38.0 

II.  Esswaaren  .... 

16.75 

26.50 

48.89 

48.87 

82.66 

191.9 

69. 1 

III.  Brennstoffe  .... 

7.56 

10.94 

24.32 

23.17 

30.70 

221.7 

26.2 

IY.  Viehfutter  .... 

5.03 

10.21 

10.53 

15.40 

197.0 

50.8 

V.  Baumaterialien  . . . 

2.60 

7.86 

23.95 

16.89 

25.28 

821.1 

5.6 

YI.  Diverses 

1.03 

2.03 

5.12 

4.52 

4.22 

397.1 

(—18.9) 

Summe  . . . 

53.37 

90.60 

201.54 

199.53 

281.02 

277.6 

39.9 

Bei  Bier  Schätzung. 

Unter 

„anderen  Flüssigkeiten“ 

1887  z. 

B.  1.35  Mill.  von 

Essig;  neuerdings  hier  auch  Oele  in  der  Statistik  eingerechnet  (1884  z.  B.  6.3  Mill.), 
welche  amtlich  zur  2.  Kategorie  zählen,  auch  sonst,  z.  B.  in  der  Pariser  Statistik, 
Unterschiede  zwischen  der  amtlichen  und  der  statistischen  Rubricirung. 

Bei  Wein  und  Obstwein  sind  die  Ernten  und  Preise,  bei  Baumaterialien  die 
Bauconjuncturen  von  besonderem  Einfluss,  daher  das  grossere  Schwanken  in  einzelnen 
Jahren.  Bei  Bier  ist  der  Austritt  des  Eisass  nach  1869,  bei  den  Getränken  seitdem 
überhaupt  wohl  die  stärkere  Anspannung  der  Staatsbesteuerung  zu  bemerken.  Die 
Zunalimcprocente  (wo  1887  das  Fehlen  von  Corsica  kaum  Einfluss  äussert)  in  den 
beiden  unterschiedenen  Perioden  sind  besonders  bemerkenswerth.  Kur  Alcohol,  und 
dieser  trotz  der  gesteigerten  Staatssteuern,  und  Esswaaren  haben  von  1869 — 87  eine 
besonders  starke  Zunahme  erfahren,  was  bei  letzteren  doch  überwiegend  von  Fleisch 
und  anderen  Nahrungsmitteln  herrührt.  Daher  bei  Alcohol  eine  consumpolitisch , bei 
Esswaaren  eine  steuerpolitisch  nicht  günstige  Entwicklung. 

In  einigen  grösseren  Städten  war  das  Ertragsergebniss  in  18S7  das  folgende, 
wobei  aber  wieder  nicht  zu  vergessen  ist,  dass  ein  einzelnes  Jahr,  bes.  bei  Cider 
und  Baumaterialien,  leicht  zufällig  mehr  vom  Durchschnitt  abweichende  Zahlen  habpn 


Paris 

Lyon  Marseille  Bordeaux  Lille 

Wein 

45.536 

3,688 

2.572 

514 

415 

Cider  

700 

0.5 

— 

2 

5 

Bier 

3,955 

453 

404 

129 

1,227 

Alcohol 

11.483 

571 

487 

257 

381 

Essig 

116 

44 

20b 

23 

23 

Andere  Flüssigkeiten  . 

10.451 

127 

192 

140 

140 

Zus.  Getränke  . . 

72.90  i 

4.S84 

3.675 

1,065 

2,191 

Esswaaren  .... 

31,936 

3,082 

3,235 

2.792 

1,181 

Brennstolfe  .... 

13,474 

599 

787 

573 

492 

Futter 

4,959 

515 

783 

432 

289 

Baumaterialien  . . . 

10,181 

1,013 

1,026 

471 

486 

Diverses  ..... 

2,343 

160 

106 

72 

3 

Summe  .... 

135,195 

10,253 

9,611 

5,405 

4.509 

Der  Unterschied  von  Wein-  und  Biergegenden  zeigt  sich  bemerkonswerth.  Cider 
ist  z.  B.  in  Rennes  (425,000  v.  1,608,000  Frcs.),  Rouen,  Havre  ein  wichtiges 
Octroiobject,  fehlt  dagegen  in  anderen  Städten  ganz  oder  fast  ganz.  Auf  Bier  kommt 
in  Roubaix  fast  auf  Wein  nur  1iii)  des  Ertrags.  Alles  Belege,  wie  sich  die 
Octroibesteuerung  den  Localverhältnissen  gut  anpassen  kann : eine  günstige  Seite. 
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Auch  in  ganzen  Departements  verschwindet  Cider  völlig  oder  fast  völlig. 
Der  Unterschied  von  Wein-  und  Biergegenden  tritt  noch  deutlicher  als  in  einzelnen 
Städten  hervor. 

Einen  vollständigen  Einblick  in  die  finanzielle  Bedeutung  der  einzelnen  Objecte 
des  Octroi  und  in  die  Belastungsverhältnisse  giebt  nur  die  Specialstatistik  aller  ein- 
zelnen Artikelclassen.  S.  f.  Paris  Ann.  de  la  ville  de  Paris  p.  1885,  p.  346  fl'.  Daraus 
mögen  hier  noch  folgende  Daten  des  Ertrags  herausgezogen  werden,  in  1000  Frcs. 
Zu  den  „Flüssigkeiten“  der  1.  Kategorie  sind  hier  Oele,  auch  Brennöle,  Trauben.  Fir- 
nisse und  verschiedene  Artikel  der  6.  Kategorie  des  allgein.  Tarifs  gestellt. 


Wein,  Obstwein,  Alcohol  . . . 59,312 

Denaturirtcr  Alcohol 133 

Bier,  fremdes 3,755 

„ einheimisches 238 

Essig  und  Säure 762 

Conserven  u.  dgl 15 

Olivenöl 632 

Anderes  Oel 4,909 

Gewisse  anim.  Oele 23 

Trauben 473 

Mineralöl  und  Essenzen  . . . 3,875 

Firniss 152 

Oelfarbeu 143 

Andere  als  min.  Essenzen  . . . 239 

Flüssiger  Theer 6 

Aether,  Chlorof. 135 


I.  Summe:  Flüssigkeiten  ausser 

Wein,  Cider,  Alcohol  . . . 15,358 

I.  Mit  diesen 74,803 

Fleisch  von  Schlachthöfen  . . . 13,853 
Fleisch  von  auswärts  ....  3,950 

Trüffeln  und  Eingemachtes  . . 143 

Marin.  Fisch,  Fleisch  ....  416 

Geflügel,  Wild 5,919 

Fische 1,363 

Austern 709 

Butter 2,522 

Trockener  Käse 633 

Eier 864 

II.  Esswaaren 30,374 


Holz 1,720 

Reisig  u.  dgl 124 

Holzkohle  u.  dgl 2,807 

Kohlenstaub  u.  s.  w 38 

Steinkohle,  Coke 7,583 

III.  Brennstoffe 12,272 

Kalk,  Cement 1,048 

Gips 1,476 

Eisen  f.  Bau 1,304 

Guss  f.  Bau 668 

Steine 764 

Ziegel,  Schiefer  und  and.  Aelml.  622 

Thon,  Sand 154 

Eichenes  und  hartes  Holz  . . . 1 ,442 

Tannen-  und  weiches  Holz  . . 2,419 

Anderes  Holz  . * 17 

IV.  Baumaterialien  . . . . 10,138 

Heu 1,242 

Stroh 808 

Hafer 2.569 

Gerste 64 

V.  Futter 4,683 


Salz 819 

Wachs,  Stearin,  Sperinac.,  Kerzen  1,195 

Talg  und  Fette 108 

Asphalt  etc 158 

VI.  Diverses 2,340 


Gesammtertrag  mit  Nebeneinuahmeu  (854,000$  135,363,000  Frcs.  Der  Pariser 
T$rif  weicht  in  Objecten  und  Sätzen  etwas  vom  Gcneraltarif  f.  die  anderen  Orte  ab. 
Aber  ein  Bild  von  den  Einzelheiten  des  Öctroiwesens , namentlich  der  Grossstädte, 
bekommt  man  doch.  Die  Statistik  specialisirt  noch  etwas  weiter.  In  der  Ucbersiclit 
sind  kleinere  Posten  in  mehreren  Kategorieen  etwas  zusammengezogen  worden. 

§.  348.  5.  Dienstorganisation,  Verwaltungs-  und 
Erheb ungsfo rmen.  Die  Gesetzgebung  bat  anfangs  etwas  ge- 
wechselt (S.  889).  Seitdem  die  Erhebung  des  Octroi  den  Gemeinden 
zurtickgegeben  worden  ist  (Ges.  v.  8.  Dec.  1814),  bat  die  Direction 
der  indireeten  Steuern  unter  der  Autorität  des  Finanzmiuistcrs  nur 
die  Oberaufsicht  über  die  Erhebung  und  Verwaltung  aller  Octrois 
(Ord.  v.  1814,  Art.  88),  die  specielle  Ueberwachung  in  der  einzelnen 
Gemeinde  übt  der  Maire,  Unterpräfeet  und  Präfect  (Ges.  v.  1816, 
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Art.  147).  In  dem  Gesetz  von  1816  sind  dann  vier  Ver- 
waltung8-  und  Erhebungsformen  für  zulässig  erklärt 
worden,  zwischen  denen  der  Municipalrath  wählen  kann:  die 

Eigenverwaltung  (r^gie  simple),  die  Verwaltung  durch 
einen  Dritten  mit  vertragsmässiger  Festsetzung  eines  bestimmten 
Ertrags  flir  die  Gemeinde  und  Betheiligung  der  letzteren  an  dem 
Mehrertrag  darüber  und  über  die  Kosten  hinaus  (sog.  r^gie 
intöressöe),  die  Verpachtung  und  das  Abonnem  ent  mit  der 
staatlichen  Verwaltung  der  indirecten  Steuern  (Ges.  v. 
1816,  Art.  147). 

Für  jede  einzelne  Form  bestehen  wieder  Specialbestiminungcn , auf  welche  wir 
nicht  näher  cingohcn  (z.  Th.  noch  aus  dem  Reglern,  von  1809).  Beim  Abonnement 
erfolgt  ein  Vertrag  Uber  die  Zahlung  der  Beamtengehalte  u.  dgl .,  die  übrigen  Kosten 
trägt  die  Gemeinde  (Ord.  v.  1814,  Art.  95).  Bei  der  Anstellung  der  Beamten  auch 
in  Eigcuverwaltung  bat  die  Staatsbehörde,  mehrfach  der  Präfoct  ein  Mitwirkungsrecht, 
in  Gemeinden  mit  Uber  20,000  Frcs.  Octroiertrag  kann  ein  Vorstand  ernannt  werden, 
jetzt  durch  den  Präfecten.  Auch  die  anderen  Beamten  ernennt  der  Präfect  auf  Vor- 
schlag des  Maire  (Ges.  v.  1816,  Art.  155,  156,  Decr.  v.  25.  März  1852,  Art.  5,  6, 
Olibo  II,  222 — 235;  Uber  die  Dienstverhältnisse  sonst  Ord.  v.  1814,  Art.  5611'.).  Dar- 
über und  über  die  Erhebungsformen  mit  den  Einzelheiten  bes.  Olibo  II,  139 — 149, 
197—212,  Vuatrin  im  Block’schen  dict.  Art.  octroi,  Nr.  67 — 86,  Vignes  I,  213  bis 
215.  v.  Reitzen  stein ; B.  42,  S.  82 — 83.  — Die  Oetroibeamten  sind  verpflichtet,  die 
staatlichen  Eingangsabgaben  mit  zu  erheben  (Ges.  v.  1816,  Art.  154,  s.  Olibo  II,  221). 

Die  endgiltige  Wahl  der  Erhebungsform,  als  zu  dem  die  Er- 
hebung ordnenden  Keglement  gehörig,  ist  an  die  Begutachtung 
durch  den  Generalrath  und  an  die  Genehmigung  durch  präsiden- 
tielles , im  Staatsrath  ertheiltes  Decret  geknüpft  (Gesetz  von  1884, 
Art.  137). 

In  mehr  als  der  Hälfto  der  Fälle  besteht  jetzt  (1887)  die  Eigenverwaltung  (in 
8ü5  von  1516),  in  mehr  als  einem  Viertel  die  Verpachtung  (417),  in  noch  nicht  einem 
Fünftel  das  Abonnement  mit  der  Steuerverwaltung  (262),  bloss  in  zweien  die  „inter- 
essirte  Regie“,  die  Verpachtung  meist  in  kleinen  Gemeinden. 

Ein  unbedingter  Vorzug  einer  der  drei  Hauptformen  scheint 
nicht  anerkannt  zu  werden.  Immerhin  ist  das  starke  Ueberwiegen 
der  Eigenverwaltung,  — die  nach  diesen  Zahlen  auch  in  sehr 
vielen  kleinen  Städten  vorkomrnt,  denn  bloss  440  Städte  mit  Octroi 
haben  überhaupt  Uber  4000  Einwohner  — beachtenswerth  und 
scheint  anzudeuten,  dass  die  Gemeinden  diese  Form  finanziell, 
vielleicht  auch  für  ihre  Selbständigkeit  vorziehen. 

Bull.  XXIV,  62.  — Abonnements  mit  den  Steuerpflichtigen  selbst  waren  früher 
zulässig,  sind  es  aber  seit  1819  nicht  mehr  (Olibo  II,  202,  v.  R e i t z e n s t e i n , 

B.  42,  S.  83). 

Die  Organisation  der  Regie  in  Paris  beruht  auf  der  Ord.  v.  22.  Juli  1831:  ein 
Director  und  drei  „Regisseurs“  führen  die  Verwaltung  unter  der  unmittelbaren  Auto- 
rität des  Seineprälecten  und  der  Ueberwachung  der  Direction  der  indirecten  Steuern 
(Vignes  I,  216,  Saint-Julien  u.  s.  w.,  p.  129). 
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§.  349.  6.  Erhebung  des  Octroi,  Controlen,  Er- 
hebungskosten und  Reinertrag.  Die  Einrichtung  der  Er- 

hebung und  die  Regeln  dafür  ergeben  sich  aus  dem  Wesen  der 
Sache  und  aus  der  Analogie  mit  den  Zöllen. 

Die  Grenzen  der  Üctroibezirke  sind  auf  den  Strassen  mit  Pfosten  und  Inschriften 
zu  bezeichnen.  In  der  Regel  erfolgt  die  Versteuerung  der  von  auswärts  kommenden 
Artikel  bei  den  an  der  Grenze  des  Bezirks  (Barriere)  liegenden  Bureaux,  doch  kann 
sie  auch,  nach  örtlichen  Verhältnissen,  im  Innern  des  Ortes  erfolgen,  wohin  dann  die 
Waareu  u.  s.  w.  zu  bringen  sind  (ürd.  von  1814,  Art.  27,  34).  Kur  über  die  bezeich- 
nten Barrieren  und  Bureaux  dürfen  Waaren  eingeführt  werden.  Die  Waarenführer 
müssen  declariren,  ihre  Frachtbriefe,  Connossemcnte,  Begleitscheine  u.  dgl.  vorweiseu, 
die  Beamten  haben  nach  Befragung  Visitationsrechte,  nicht  oder  falsch  declarirte 
Waarc  wird  beschlagnahmt  (Ord.  v.  1814,  Art.  28,  29).  Regelmässig  angehalten,  ge- 
fragt und  visitirt  an  der  Barriere  dürfen  Träger  von  Lasten,  Karrenfnhrer,  öffent- 
liches Fuhrwerk  und  Privatfuhrwerk  ohne  Federn,  nach  einer  späteren  Bestimmung 
(1834)  auch  sonstiges  Privatfuhrwerk  (voitures  particul.  suspendues)  werden,  gewöhn- 
liche Fussgänger  und  Reiter  nicht,  doch  im  Verdachtsfall  auch  sie,  wie  Jedermann, 
indessen  nur  unter  Vorführung,  Ausfragung  und  Visitation  vor  einem  Polizeiofticier 
oder  dem  Maire  (Ord.  v.  1814,  Art.  30,  31).  Vgl.  für  das  Einzelne  den  Commentar 
von  Olibo  zu  den  betreffenden  Bestimmungen. 

Die  neuen  Verkehrsmittel,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  haben  einer- 
seits die  Controle  und  Erhebung  erleichtert,  anderseits  erschwert 
und  lästiger  gemacht.  Aber  einmal  gewöhnt  an  diese  Dinge  scheint 
die  französische  Bevölkerung  hier  mehr  Geduld  zu  entwickeln,  als 
eine  deutsche  oder  englische  wohl  thun  würde.  Die  Unpopularität 
des  Octroi  unterliegt  freilich  auch  in  diesen  Beziehungen  keinem 
Zweifel  und  ist  in  unruhigen  Zeiten  immer  wieder  hervorgetreten 
(1870  in  Lyon),  aber  gegenüber  der  finanziellen  Vortheilhaftigkeit 
und  schwierigen  Ersetzbarkeit  des  Octroi  doch  nicht  mehr  allgemeiner 
durchgedrungen  (§.  350). 

Die  Erheb ungs kosten  stellen  sich  natürlich  sehr  ver- 
schieden nach  der  Grösse  des  Rohertrags,  der  Grösse  und  dem 
Wohlstand  der  Bevölkerung  des  Bezirks,  dem  Umfang  und  der 
Art  der  besteuerten  Artikel,  den  örtlichen  Verhältnissen. 

Unter  besonders  günstigen  Umständen,  wie  in  Paris,  sinken  sie  auf  einen,  vollends 
für  eine  indirecte  Verbrauchssteuer  mässigon  Betrag  (1887  in  Paris  5.75%  des  Roh- 
ertrags). Aber  selbst  in  grossen  Städten,  wie  Marseille,  Bordeaux,  sind  sie  mitunter 
doch  hoch  (bez.  14.75  und  14.69%  in  diesen  zwei  Städten  in  1887),  jedoch  in  anderen 
grossen  und  mittleren  nur  wieder  7 — 10%.  vielfach  9-13%.  Max.  von  30  grössten 
Städten  in  1867  Marseille  und  Bordeaux,  Min.,  noch  unter  Paris,  Roubaix,  5.29%. 
Im  J.  1879  war  das  Maximum  im  Creusot,  wo  nur  Getränkeoctroi,  mit  20.31  % (nicht 
30.31,  ein  Druckfehler  in  der  solcher  überhaupt  manche  zählenden  v.  Rcitzeustein’schen 
Arbeit,  B.  43,  S.  224,  vgl.  Bull.  XI,  71).  Das  zweite  Maximum  in  grösseren  Städten 
damals  in  Versailles,  17.93%.  Minimum  Paris  5.01  und  auch  Roubaix  6.26,  doch 
auch  eine  Stadt  von  nur  c.  20,000  Einw. , wie  Neuilly,  nur  6.85%  (Bull.  XI,  68  ff., 
XXIV,  68  ff.). 

In  Paris  selbst  ist  seit  1847  nur  noch  eine  kleine  Ermässigung  eingetreten,  1847 
6.1,  1850  6.52,  1865,  nach  Erweiterung  des  Bezirks  in  1860,  5.14,  in  den  letzten 
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Jahren  eine  kleine  Steigerung.  Die  Zahl  des  Dienstpersonals  in  Paris  war  1S47  1230, 
1805  2518,  1879  3154  (Bull.  XI,  47). 

Im  dtn> artementalen  Durchschnitt  der  betreffenden  Orte  mit  Octroi  war 
1887  das  Minimum  5.90%  (Dcp.  Ardennen),  das  Maximum  20.81  (Dep.  Lozöre).  I>er 
Durchschnitt  von  ganz  Frankreich  war  8.73.  Seit  Anfang  der  1870er  Jahre  ist 
diese  ZifTer  immer  wenig  über  8%  gewesen,  aber  auch  nicht  mehr  gesunken,  trotz 
der  gestiegenen  Roherträge,  während  sie  früher  erheblich  höher,  1863  noch  10.3°/« 
war  (s.  die  Uebersicht  oben  S.  890).  Eine  weitere  Verminderung  scheint  jetzt  also 
nicht  mehr  zu  erwarten  zu  sein. 

Berücksichtigt  man,  dass  die  Octroieinnehmer  gegen  Provisionen  auch  noch  die 
Erhebung  dor  staatlichen  Eingangsabgaben  besorgen,  so  ermässigt  sich  übrigens  der 
Erhebungssatz  noch  um  mehr  als  3%,  1885  in  ganz  Frankreich  auf  5.50%  (.Bull. 

XXIV,  63). 

Es  ist  auch  dies  noch  mehr  als  bei  den  indirecten  Steuern  des  Staats,  aber  doch 
2%  weniger  und  der  Kostensatz  bei  den  Octrois  allein  doch  auch  nur  1%  mehr 
als  bei  den  Zöllen.  (S.  o.  S.  434,  auch  609.  Eine  neueste  Berechnung  im  Bull. 

XXV,  405,  giebt  in  1989  für  die  directen  Staatssteuern  3.3,  die  indirecten  .4,  die  Zölle 
nebst  Salzsteuer  7.6,  f.  Enregistr. , Stempel  u.  Domänen  3.8%.) 

Die  Durchschnitts  hohe  des  Erhebungskostensatzes  und 
der  absolute  Betrag  dieser  Kosten  ist  kaum  ein  Bedenken  gegen 
das  Octroi.  Das  Missliche  bleibt  die  Höhe  in  einzelnen  Orten,  die 
mitunter  wohl  in  der  Frage  der  Beibehaltung  oder  Aufhebung  ruit- 
spreehen  müsste. 

Der  Reinertrag,  welcher  nach  Abzug  dieser  Erhebungskosten 
bleibt,  ist  im  Ganzen  wie  oftmals  im  Einzelnen  schliesslich  doch 
eine  so  hohe  und  wachsende  Summe,  dass  er  eben  die  dauernde 
Einbürgerung  des  Octroi  begreiflich  macht  und  wenigstens  finanz- 
wirthschaftlic h meistens  rechtfertigt. 

Die  Entwicklung  war  für  ganz  Frankreich  (ISST  wieder  ohne  Corsica)  folgende 
(Bull.  XI,  51,  XXIV,  67;  beim  Rohertrag  incl.  Nebeneinnahmen),  in  Mill.  Frcs. 


Roh- 

Erhebungs- 

Rein- 

ertrag 

kosten 

ertrag 

1831 

54.24 

5.88 

48.36 

1847 

87.98 

9.60 

78.38 

1869 

201.35 

16.34 

185.01 

1872 

199.43 

17.51 

181.92 

1887 

282.71 

24.69 

258.03 

(Die  Rohertragszilfer  ist  hier  mitunter  etwas  kleiner  als  oben  S.  904  in  der  Ueber- 
sicht, während  das  Umgekehrte  zu  erwarten  wäre;  ebenso  auch  in  anderen  Jahren  der 
Tabelle,  aus  der  die  Zahlen  entnommen  sind.  Es  muss  sieh  das  aus  verschiedenen 
Abrechnungsweisen  erklären,  die  aber  nicht  erläutert  sind.) 

Mit  diesen  Ertragsziffern  nimmt  die  indirecte  Verbrauchs- 
besteuerung auch  in  der  französischen  Commuualbesteuerung  eine 
sehr  wichtige  Stellung  ein.  Wenn  auch  nicht  eine  verhältniss- 
mässig  ebenso  bedeutende  als  in  der  Staatsbesteuerung,  so  doch 
eine  viel  hervorragendere  als  in  manchen  anderen  Ländern,  be- 
sonders als  in  Grossbritannien  und  Deutschland:  immerhin  ein  weit 
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und  auffallend  abweichendes  Ergebniss  von  den  steuerpolitischen 
Ideologien  der  ersten  Revolution  (§.  167). 

7.  Strafbestimmungen.  Es  finden  meistens  die  für  Contra- 
ventiouen  und  Defraudationen  im  Gebiete  indirecter  Staatssteuern 
angedrohten  Strafen  auf  diese  Vergehen  in  Octroisachen  Anwendung. 

100  — 200  Frcs.  Geldstrafe  bei  Defraude  in  Privatwagen  mit  Federn  (Ges.  vom 
29.  Mär/.  1832,  Art.  8),  sonst  Anwendung  der  Bestimmungen  der  Art.  2T  u.  4(5  und 
223 — 225  des  Ges.  v.  28.  Apr.  1810  (Ges.  v.  29.  März  1832,  Art.  8,  9,  v.  24.  März 
1844,  Art.  9).  Danach  Confiscation  der  Steuerobjecte  und  Transportmittel,  Geldstrafe 
von  100 — 200  Frcs.,  in  erschwerten  Fällen  (Einsteigen,  unterirdisch,  bewaffnet)  ausser- 
dem Gefängnissstrafe  von  6 Monat.  (Vgl.  Olibo  I,  252,  II,  440  ff.)  Die  Beamten 
haben  ähnliche  Befugnisse  zur  Protokollaufnahme  bei  Contraventionen  wie  die  der 
indirectcn  Steuern.  Die  Sache  geht  seit  1834  zur  Entscheidung  immer  gleich  an  das 
Correctionstribunal  (wegen  der  Höhe  des  Minimalstrafbetrags).  S.  Art.  75  ff.  derOrd. 
v.  1814  über  das  Contenticux  (Olibo  II,  157 — 171).  Auch  hier  sind  aber  die  Maires 
berechtigt,  mit  Genehmigung  des  Präfecten,  sich  vor  wie  nach  ergangenem  Urtheil  Uber 
die  Strafen  abzufinden  (Ord.  v.  1814,  Art.  83).  Der  Erlös  aus  Geldstrafen  und 
Coniiscationen , abzüglich  der  Kosten,  fällt  halb  der  Gemeinde,  halb  den  Beamten  zu 
(ob.  Art.  84).  Das  Einzelne  bei  Olibo,  Vignos  I,  295  ff.,  Block,  diet.  octroi, 
Nr.  97  ff. 


4.  Rückblick  und  zur  Kritik. 

Vgl.  schot»  v.  Brasch  a.  a.  O.,  bcs.  S.  113  ff.  (zu  einseitig  die  übliche  Kritik 
der  Gegner  der  indirectcn  Verbrauchssteuern);  namentlich  aber  v.  Reitzenstein, 
B.  43,  S.  229 — 258,  mit  eingehender  Berücksichtigung  der  polemischen  und  der  das 
Octroi  vertheidigenden  Literatur,  auch  der  agrar.  Enqueten  v.  1860  ff.  und  1879  ff., 
wo  das  Octroi  mit  erörtert  wurde;  dann  Mathieu -Bodet  II,  372 — 390  (Verteidiger 
der  Octrois).  Ich  stimme  in  der  Beweisführung  v.  Reitzen  stein  grösstenteils 
bei,  würde  selbst  die  Gründe  für  das  Octroi,  gerade  in  französ.  Verhältnissen,  und 
gegen  den  Ersatz  durch  andere  Steuern  noch  etwas  schärfer  betont  haben;  im  Er- 
gebniss, weniger  in  einzelnen  Argumenten,  bin  ich  auch  mit  Mathieu -Bodet 
einverstanden.  Ein  genaueres  Eingehen  auf  alle  „Für  und  Wider“  und  auf  die  literar. 
Diseussion  der  Frage  ist  hier  nicht  die  Absicht  und  auch  nicht  die  Aufgabe  dieses 
Abschnitts  dieses  Werkes,  wie  schon  einleitend  bemerkt  wurde.  Nach  v.  R eit z eil- 
st ein  ’s  eingehender  und  trefflicher  Erörterung  ist  eine  neue  specielle  Behandlung  der 
Frage  auch  vorläufig  überflüssig. 

§.  350.  Das  Octroi  bat  leicht  begreiflich  vielerlei  Angriffe  er- 
fahren, principielle,  namentlich  von  Seiten  des  freihändlerischen 
Doctrinarismus  und  aus  Gesichtspuncten  der  Steuerpolitik,  praetische 
von  Seiten  vieler  Interessenten.  Es  ist  in  der  üblichen  Weise  als 
indirecte  Verbrauchsbesteueruog  und  noch  besonders  als  eine  solche 
der  Gemeinden  angefochten  worden.  Auch  an  parlamentarischen 
Attaken  und  Anregungen  zur  Beseitigung  der  ganzen  Einrichtung 
hat  es  selbst  bis  in  die  neueste  Zeit,  auch  noch  nach  1870,  nicht 
gefehlt  (so  in  1876). 

Vielfache  Verletzung  des  Grundsatzes  der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung, 
namentlich  Schädigung  der  unteren  Classcn  bei  der  öfters  doch  nicht  unerheblichen 
Belastung  wichtigerer  Consumptibilien  und  sonstiger  Gebrauchsgegenstände  und  der 
Herkunft  des  grössten  Tlieils  der  Octroierträge  aus  der  Besteuerung  dieser  Objecte; 
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widerwärtige  und  störende  Verkehrsheumiungen  zwischen  Stadt  und  Land,  in  Wider- 
spruch mit  der  soust  erreichten  freien  wirtschaftlichen  Bewegung  auf  dem  einheit- 
lichen nationalen  Marktgebiete,  insofern  doch  ein  Wiederaufleben  der  älteren  inneren 
Schranken  wie  in  der  Zeit  der  Binnenzölle;  beständiger  Anreiz  zu  Defraudationen  : 
Benachteiligung  der  landwirtschaftlichen  Interessen,  auch  nach  Fortfall  des  Octrois 
von  wichtigeren  vegetabilischen  menschlichen  Nahrungsmitteln,  durch  die  Belastung  von 
Fleisch,  Butter,  Eiein,  Viehfutter  u.  s.  w.;  Hemmung,  Schädigung  und  bedenkliche 
Verteuerung  des  städtischen  Bauwesens  durch  die  Steuern  auf  Baumaterialien;  end- 
lich auch  finanzpolitfsche  Bedenken  gerade  wegen  der  von  anderer  Seite  ge- 
rühmten hohen  Einträglichkeit,  leichter  Steigerungsfähigkeit  des  Ertrags  und  nicht 
unmittelbar  vom  Consumenten  empfundenen  Belastung:  denn  das  führe  und  habe 
notorisch  vielfach,  zumal  in  den  grösseren  Städten,  zu  leichtsinnigen  Ausgaben,  zu 
unnötigem  Bauluxus,  zu  vollends  rascher  Steigerung  der  communalen  Budgets  geführt, 
was  bei  der  Herkunft  der  Octroierträge  überwiegend  aus  der  Besteuerung  von  Massen- 
consumptibilien  der  unteren  Classcn  vollends  bedenklich  sei.  In  der  parlamentarischen, 
fachlitcrariscben  und  öffentlichen  Pressdebatte,  in  landwirtschaftlichen  Enqueten 
(1866  ff. , 1879  ff.)  kommen  diese  und  andere  Bedenken  zum  Ausdruck  und  zur  mehr 
oder  weniger  objectiven  Erörterung. 

Aber  das  Octroi  ist  nun  einmal  immer  mehr,  zumal  in  den 
grösseren,  vollends  in  den  Grossstädten,  am  Meisten  in  Paris  auf 
dem  Boden  der  bestehenden  Gesetzgebung  eine  höchst  wichtige 
Einnahmequelle  der  Gemeinden  geworden,  vielfach,  wie  vor  Allem 
in  Paris,  der  wahre  Grundpfeiler  der  Communalfinanzen.  Sein 
Ersatz  oder  auch  nur  seine  wesentliche  Beschränkung 
wäre  in  Frankreich  mindestens  in  den  grösseren  Gemeinden  au 
Voraussetzungen  gebunden,  welche  sich  schwer  oder  gar  nicht  er- 
füllen lassen. 

Die  Zusammenschweissuug  von  Staats-  und  Commuualsteuern  iu  der  directen 
Besteuerung  mittelst  des  Zuschlagssystems,  die  steuertechnische  Beschaffenheit  dieser 
directen  Steuern,  der  Mangel  einer  brauchbaren  allgemeinen  personalen  directen  Steuer, 
wrie  einer  Einkommen-  oder  Vermögenssteuer,  die  Benutzung  fast  aller  anderen  Steuer- 
arten in  stärkster  Anspannung  für  den  Staat,  die  Ungeeignetheit  oder  Unzulänglichkeit 
der  übrigen  Staatssteuern  oder  einer  etw^a  noch  aufzufindenden  neuen  communalen 
Sondersteuer  — wie  der  hierfür  ins  Auge  gefassten  Wohnungs-  oder  Miothstouer  — 
lässt  es.  wenigstens  in  allgemeinerer  Weise,  kaum  möglich  und,  soweit  es  möglich  sein 
sollte,  theils  finanziell  ganz  unzweckmässig,  theils  stcuerpolitisch  zu  bedenklich  erscheinen, 
auf  das  Octroi  zu  verzichten.  Auch  mittelst  einer  Einkommensteuer  und  etwaigen 
Zuschlägen  dazu  für  die  Coinmunen  oder  mittelst  einer  Wohnungs-  und  Miethsteuer 
kann  man  überhaupt  und  vollends  unbedenklich  — auch  nach  Erfahrungen  anderer 
Länder,  wie  speciell  Deutschlands  — sicher  nur  einen,  schwerlich  einen  allgemein 
sehr  grossen  Theil  des  Octroi  ersetzen. 

So  möchte  das  Verbleiben  derOctrois,  wenigstens  in  der 
Hauptsache,  das  finanz wirtschaftlich  allein  Mögliche 
oder  minder  Bedenkliche  und  selbst  das  verhältniss- 
mässig  Beste  sein.  Es  macht  in  einer  solchen  Frage  doch 
auch  einen  Unterschied,  ob  eine  derartige  Besteuerung  etwa  erst 
neu  einzuführen  oder  ob  sie  eine  alt  eingebürgerte  ist,  wie 
eben  in  Frankreich. 

Nur  zwei,  finanzpolitisch  auf  Dasselbe  hinauskommende  andere 
Hilfsmittel  würden  etwa  eine  grössere  Einschränkung  des  Octroi- 
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wesens  ermöglichen:  die  stärkere  U eher  nah  me  von  Com- 
m unalausgaben  auf  Staat  und  Departements  und  ver- 
mehrte Dotationen  beider  letzteren  an  Gemeinden. 
Beide  Mittel  werden  in  gewissem  Umfang  (bei  Schul-,  Wegewesen) 
schon  angewandt  und  vermuthlich  noch  zu  ausgedehnterer  An- 
wendung kommen.  Darauf  drängt  in  Frankreich  wie  in  anderen 
europäischen  Ländern  die  Entwicklung,  auch  die  Beschaffenheit 
des  Staatssteuerwesens  hin.  Aber  manche  principieile  und  praetisebe 
Bedenken  hat  auch  die  zu  ausgedehnte  Anwendung  dieser  Mittel 
und  damit  hat  sie  nothwendig  wieder  ihre  Grenzen,  die  in  Frank- 
reich wegen  der  Ueberspannung  der  Staatsbesteuerung  für  directe 
Staatszwecke  wohl  noch  engere  als  in  manchem  anderen  Lande 
sind.  Eben  deshalb  wird  man  sich  mit  Recht  in  Frankreich 
ernstlioh  überlegen,  ob  man  an  dem  Octroi  viel  rütteln  soll.  Zu 
den  Illusionen  der  Finanz-  und  Steuerpolitik  der  ersten  Revolution 
wird  man  doch  auch  auf  diesem  Steuergebiete  nicht  leicht  wieder 
zurückkehren,  so  wenig  als  auf  demjenigen  der  Staatsbesteuerung. 

Der  Plan  einer  Ersetzung  des  Octroi,  z.  B.  in  Paris,  durch  eine  Wohuuugs- 
oder  Mieth  Steuer  — nach  den  principiell  nicht  unrichtigen  Anschauungen  der  Frei- 
handelsschule  Uber  städtische  Grund-  und  Hausrente  und  Uber  die  relative  Berech- 
tigung des  Princips  der  Besteuerung  „nach  Leistung  und  Gegenleistung'*  — verkennt 
eben  die  vielen  und  wesentlichen  Bedonken,  welche  anderseits  auch  eine  solche  Steuer 
hat.  Mehrfach,  was  die  Vertheilung  der  Steuerlast  und  den  steuerpolitischen  Grund- 
character  anlangt,  sind  cs  ähnliche  wie  sie  dio  „Verbrauchssteuern“  auch  sonst  trollen, 
zu  denen  die  Wohnungssteuer  ja  in  einer  Hinsicht  gehört.  In  Berlin  z.  B.  argu- 
inentirt  man,  — übertreibend,  aber  doch  zum  Theil  wieder  richtig  — gerade  gegen 
die  Miethsteuer  als  die  neben  einer  Einkommensteuer  fast  alleinige  Grundlage  der 
Gemeindebesteuerung.  Vielleicht  könnte  in  Frankreich  in  grösseren  Städten , bes.  in 
Paris,  an  einen  theil  weisen  Ersatz  des  Octroi  durch  eine  derartige  Steuer  gedacht 
werden,  aber  nicht  entfernt  an  einen  vollständigen.  Das  verbieten  nicht  nur  die 
grossen  Beträge  des  Octroi,  welche  ersetzt  werden  müssten  und  sich  schwerlich  über- 
haupt durch  die  genannte  Steuer  beschälten  Hessen,  nicht  minder  verbietet  es  auch 
der  Character  der  Miethsteuer.  Die  Bedenken  gegen  letztere  würden  natürlich  wieder 
in  der  Praxis  bei  grosser  Höhe  der  durch  sie  zu  beschallenden  Summen  wachsen. 


Mit  Rücksicht  auf  die  Verwendung  der  Octroieiunahmen  für 
die  communalen  Ausgaben,  von  denen  doch  viele  wirklich  „gemein- 
nützig“ sind  und  zum  Theil  gerade  den  „unteren  Classen“  besonders 
zu  Gute  kommen  — Unterrichts-,  Gesundheits-,  Wohlthätigkeits- 
wesen  u.  a.  m.,  was  Mathieu-Bodet  mit  Recht,  nur  etwas  zu 
einseitig  und  nicht  immer  in  richtiger  Begründung  betont  — , lässt 
sich  auch  auf  das  Octroi  die  allgemeinere  Rechtfertigung  gerade 
„indirecter  Verbrauchssteuern“  anwenden,  deren  Erträge  für  gemein- 
nützige Leistungen  im  speciellen  oder  überwiegenden 
Interesse  der  unteren  Classen  verwendet  werden. 
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In  der  französischen  Gesetzgebung  ist  durch  die  Festlegung  eines  Fünftels  des 
Ertrags  des  ordentlichen  Octroi  für  den  sonst  unentgeltlichen  Primärunterricht  in  den 
öffentlichen  Volksschulen  dieser  Gesichtspunkt  neuerdings  auch  wieder  in  die  Gesetz- 
gebung hinein  getragen  worden  (Ges.  v.  16.  Juni  1S81).  Er  war  ihr,  wie  die  frühere 
Bestimmung  des  Octroiertrags  für  die  Deckung  der  Kosten  der  Hospitäler  und  für 
öffentliche  Wohlthätigkeit  beweist  (S.  SST),  schon  ehedem  nicht  fremd.  S.  auch  Fin.  II, 
S.  491,  und  meine  Aufsätze  über  Finanzwissenschaft  und  Staatssocialismus,  Tüb. 
Zeitschr.  1SS7. 

In  Frankreich,  wie  in  anderen  Ländern,  wurden  nun,  wie  ge- 
sagt, ja  mehrfach  bisherige  locale,  communale,  departementale 
Ausgaben  ganz  oder  theilweise  auf  den  Staat  übernommen  oder 
von  diesem  Subventionen  und  Dotationen  für  solche  Zwecke  ge- 
währt. Da  die  Mittel  des  Staats  hierfür  indessen  wieder  that- 
sächlich  grossentheils  aus  den  Erträgen  indirecter  Verbrauchssteuern 
nach  der  bestehenden  Steuerverfassung  fliessen  und  schwerlich  auf 
andere  Weise  genügend  beschallt  werden  können , so  entfällt 
implicite  wenigstens  der  Einwand  gegen  das  Octroi  als  „indirecte 
Verbrauchssteuer“.  Denn  das  Octroi  löst  hier  gewissermassen  nur 
andere,  staatliche  Verbrauchssteuern  ab,  welche  bei  noch  umfassen- 
derer Uebernahme  von  Localausgaben  auf  den  Staat  oder  bei  noch 
stärkeren  Subventionen  dann  ihrerseits  nur  wieder  in  erhöhtem  Maasse 
angespannt  werden  müssten. 

Nun  kann  trotzdem  Manches  für  ein  derartiges  Vorgehen 
sprechen,  auch  indirecte  Verbrauchssteuern  des  Staats  vor  solchen 
der  Gemeinden,  wie  der  Octrois,  Vorzüge  haben  oder  weniger  Be- 
denken bieten.  Aber  möglicher  Weise  gilt  Letzteres  auch  um- 
gekehrt und  ausserdem  wird  die  concrete  Finanzlage  und  der  Zu- 
stand der  Staatsbesteuerung  es  doch  räthlich  macheu  können,  lieber 
mittelst  einer  eigenen  indirecten  Verbrauchssteuer  der  Gemeinden 
den  Localbedarf  zu  decken,  als  auf  dem  angedeuteten  anderen 
Wege.  Gerade  in  Frankreich  möchten  die  Dinge  so  liegen. 

Die  noch  weitere  Anspannung:  der  indirecten  Verbrauchsbesteuerung  des  Staats 
für  eine  Politik  der  Unterstützung  der  Gemeinden  hat  in  Frankreich  bei  dem  erreich- 
ten Zustand  der  genannten  Staatsbesteucrung  doch  auch  ihre  ernsten  Bedenken , viel- 
leicht selbst  ihre  Grenze  an  der  Schwierigkeit  der  practischen  Durchführung. 

Anderseits  möchte  gerade  den  Communaloctroisin  steuer- 
politischer Hinsicht  manches  wenigstens  relativ  Günstige 
im  Vergleich  zu  indirecten  staatlichen  Verbrauchssteuern,  auch  zu 
den  Zöllen  auf  wichtigere  Masseneonsumptibilien,  nachzurühmen, 
mindestens  zu  behaupten  sein,  dass  diese  Octrois  einige 
sonst  wichtige  Bedenken  weniger  als  diese  Staats- 
steuern haben. 
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Sie  gestatten  eine  passende  Auswahl  der  Stenerobjccte  und  zweckmässige  Be- 
stimmung der  Steuersätze,  eine  Anpassung  an  die  örtlichen  Productions-  und  Con- 
sumtionsvcrhältnisse , eine  Ausnutzung  mit  zu  angemessener  Luxusbcsteuerung  der 
Wohlhabenderen,  mehr  wie  die  meisten  staatlichen  indirecten  Verbrauchssteuern. 

Sie  haben  allerdings  denselben  Mangel  wie  in  der  Regel  andere  indirecte  Steuern, 
wie  die  Zölle,  keinen  Qualitätsstcuerfuss  in  ihren  specifischen  Sätzen  zu  be- 
sitzen, da  eben  auch  bei  ihnen  dessen  Anwendung  zu  schwierig  oder  unmöglich  ist 
und  von  einer  Werthversteuerung  dasselbe  gilt  (Wein!  Bei  Fleisch  möchte  durch  die 
Preisrcgelung  der  verschiedenen  Sorten  oder  Qualitäten  eher  eine  der  letzteren  sich 
anschmiegende  Vertheilung  des  Octroibctrags  stattfinden).  Die  Octrois  ziehen  ferner 
ihre  Haupterträge  freilich  auch  aus  den  grossen  Massenartikeln  der  Consumtion,  wie 
die  staatlichen  iudirecten  Steuern.  Endlich  wird  auch,  wie  bei  letzteren,  so  bei  den 
Octrois  die  Belastung  des  Consumentcn.  durch  Preiserhöhung  oder  Qualitätserniedrigung 
wohl  vielfach  Platz  greifen,  obgleich  sicher  auch  hier  viel  verwickelter©  Vorgänge  in 
der  Praxis  vorhanden  sind,  als  die  Übliche  freihändlerische  Doctric  annimmt  und 
manche  Theile  der  Octrois  definitiv  auf  andere  als  die  Consumenten  fallen.  Auch 
Rückschläge  auf  die  städtische  Grund-  und  Hausrente,  die  wegen  „Yerthcuerung  des 
Lebens  durch  das  Octroi“  nicht  so  steigen  kann,  sind  nicht  ausgeschlossen. 

Nehme  man  aber  selbst  an,  dass  die  Consumenten  voll 
und  ganz  die  endgiltigen  Steuerträger  seien  und  dass 
daher  alsdann  die  „Gleichmässigkeit“  der  Steuerbelastung 
bei  den  Steuerobjecten  des  Octrois  wieder  stark  verletzt  werde, 
namentlich  zu  Ungunsten  der  „kleinen  Leute“.  Dann  tritt  hier 
doch  wahrscheinlich  eher  als  unter  analogen  Verhältnissen  bei  all- 
gemeinen staatlichen  Verbrauchssteuern  eine  gewisse  Ausgleichung 
durch  Weiterwälzungen  der  Steuerbelastungen  ein. 

Denn  hier  kann  die  örtliche  Bewegung  der  Bevölkerung,  der  Ab-  und  Zuzug 
zwischen  Stadt  und  Land,  die  „Freizügigkeit“  in  der  That  eine  solche  ausgleichende 
Function  wohl  ausüben.  Bei  dem  beständigen  Zuschuss,  den  die  städtische  Bevöl- 
kerung, zumal  unter  französischen  Bevölkerungsverhältnissen,  vom  Land  und  aus  kleinen 
Städten  erhält,  kommt  das  vermuthlich  hier  in  Betracht. 

Damit  würde  das  principiell  anzuerkennende  steuerpolitische 
Bedenken  gegen  die  Octrois  sich  aber  practisch  mehr  oder  weniger, 
vielleicht  nicht  unwesentlich  beheben. 

Auch  mit  einem  anderen  Umstand,  nemlicb,  wie  die  fran- 
zösische Staatsbesteuerung  nun  einmal  als  Product  der 
allgemeinen  politischen  Geschichte  des  Landes  geworden 
ist,  muss  indessen  hier  in  der  Frage  der  Octrois  gerechnet  werden. 

Hätte  die  unruhige  innere  und  äussere  politische  Geschichte  Frankreichs  nicht 
zu  einer  so  ungeheuren  Staatsschuld  und  für  diese  wie  für  die.  anderen  Staatsausgaben 
nicht  zu  so  hoch  angespannter  Gesammtbcsteuerung  geführt,  so  Hesse  sich  durch  Sub- 
ventionen und  Uebernahme  von  Localausgaben  auf  den  Staat  leichter  und  umfassender 
helfen,  auch  eine  den  Communalinteressen  sich  mehr  mit  anpassende  Reform  der 
directen  Steuern  eher  durchführen.  Dann  könnte  man  auch  das  Octroi  entbehr- 
licher machen. 

Durch  die  immer  nothwendig  und  wohl  auch  möglich  bleibende  Einführung  einer 
grossen  Personal-,  einer  Einkommensteuer,  die  man  unmittelbar  oder  mittelbar 
auch  für  die  Gemeinden  mit  ergiebig  machen  könnte  und  sollte,  Hessen  sich  zwar  auch 
jetzt  einige  weitere  Mittel  beschallen,  um  damit  etwas  vom  Octroi  zu  ersetzen.  Aber 
viel  könnte  schwerlich  auf  diese  Weise  geschehen,  zumal  der  Ertrag  einer  solchen 
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Steuer  mindestens  ebenso  sehr  für  die  Beschränkung;  besonders  hoher,  drückender  und 
bedenklicher  bestehender  Staatssteuern  (Enregistremcntl  Directc  ErtragssteuenO  als 
misslicher  Communalsteuern,  wie  das  Octroi  eine  ist,  rerwerthet  werden  müsste  (§.  334). 

So  gelangt  man  auch  hier  zu  dem  Er  gehn  iss:  man  wird  i n 
der  Hauptsache  trotz  aller  Bedenken  auch  das  Octroi 
in  Frankreich  behalten  müssen,  so  gut  wie  die  hohe  und 
schwere  staatliche  indirecte  Verbrauchs-  und  Verkehrsbesteuer uug-- 
Es  liefert  die  erforderlichen  Mittel  zur  Bestreitung  noth wendiger 
und  gemeinnütziger  öffentlicher  Ausgaben,  Mittel,  welche  andere 
Communal-  oder  Staatssteuern,  wenn  überhaupt,  nur  schwieriger 
und  unter  anderen,  aber  wahrscheinlich  grösseren  Bedenken  würden 
beschaffen  können. 

Damit  aber  gelangen  wir  zum  Schluss. 

Ein  Ergebniss,  wie  das  soeben  gewonnene,  mag  man  bedauern, 
man  wird  seine  Richtigkeit  deshalb  nicht  läugnen  dürfen.  Die 
Schuld  liegt  auch  nicht  in  abstellbaren  technischen  Mängeln  der 
französischen  Steuerverfassung,  des  Staats,  wie  der  Departements 
und  Gemeinden,  sondern  diese  Steuerverfassung  ist  eben 
selbst  das  im  Ganzen  nothwendige  Ergehniss  der  all- 
gemeinen französischen  Geschichte.  Eine  „Schuld“, 
wenn  man  davon  reden  darf,  trifft  dann  nur  diese. 

Allerdings,  das  Resultat  der  Entwicklung  eines  vollen  Jahr- 
hunderts im  französischen  Steuerwesen,  auch  in  der  Communal- 
besteuerung  wie  in  der  Staatsbesteuerung,  besteht  darin,  dass  bei 
allen  anzuerkennenderi  Fortschritten  formeller  Art  die  Besteuerung 
Frankreichs  im  Jahr  1889  materiell  nicht  eben  sehr  viel  anders 
als  1789  geworden  ist.  Beweist  das  aber  etwa  ein  Versäumniss, 
eine  Unfähigkeit,  einen  Mangel  an  gutem  Willen  der  in  vieler  Hin- 
sicht eminenten  französischen  Steuerpolitiker  und  Steuertechniker, 
welche  an  dieser  Besteuerung  seit  hundert  Jahren  unablässig  ge- 
arbeitet haben? 

Keineswegs!  Die  „Schuld“  liegt  anderswo,  — im  Gange 
der  inneren  und  äusseren  französischen  Staatsge- 
schichte im  ersten  — und  schwerlich  letzten  — „Jahrhundert  der 
Revolutionen“,  im  Verlauf  und  Ergebniss  einer  Geschichte,  die  selbst 
wieder  ein  Product  des  kelto-gallischen  National- 
characters  ist. 

Nach  der  nunmehrigen  Durchwanderung  des  grossen  Gebietes 
der  französischen  Besteuerung  dürfen  wir  wohl  auf  den  früheren 
Vergleich  zwischen  der  britischen  und  französischen  Be- 
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Steuerung  (S.  415)  zurüekkommen.  „Die  britische  verdient  den 
Vorzug,  sagten  wir  dort,  sie  ist  eben  auch  das  Product 
einer  gl  tick  lieberen  Geschichte  und  einer  glücklicheren 
Volksanlage,  als  die  französische  Besteuerung.“ 

Das  sollte  das  über  Steuerdruck  und  finanzielle  Misswirtschaft 
heute  in  der  „Republik“  ebenso  wie  vor  hundert  Jahren  in  der 
„absoluten  Monarchie“  klagende  französische  Volk  im  „Jubilämns- 

jahre“  1889  nicht  vergessen. 

Aber  auch  die  Finanzwissenschaft  hat  diese  Zusammen- 
hänge zwischen  Volkscharaeter,  politischer  Geschichte  und  — Be- 
steuerung zu  erkennen  und  anzuerkennen  und  damit  ein  Verständnis» 
zu  gewinnen,  das  auch  für  sie  neben  dem  Eindringen,  Verstehen 
und  Beherrschen  alles  steuertechnischen  Details  wichtig  ist.  Mit  in 
dieser  Auffassung  liegt  auch  unsere  Rechtfertigung  dafür,  dass  wir, 
zugleich  zum  Nachweise  solcher  Zusam  men  hänge  auf  die 
lehrreiche  Entwicklung  der  französischen  Besteuerung  „von  1789 
bis  1889“  so  ausführlich  im  Rahmen  dieses  finanzwissenschaftlicken 
Werkes  und  hier  in  der  „speciellen  Steuerlehre“  eingegangen  sind. 
Der  richtige  Standpunct  auch  für  die  Würdigung  des  steuertechnischen 
Details  selbst  wird  erst  dadurch  erlangt,  dass  es  in  diesen  grossen 
Zusammenhang  mit  den  die  Entwicklung  der  Besteuerung  im  Ganzen 
beherrschenden  Factoren  gebracht  wird. 


Nachträge. 

Zur  britischen  Besteuerung. 

Seit  dein  Erscheinen,  bezw.  der  Ausarbeitung  des  Abschnitts  über  die  britische 
Besteuerung,  Anfang  1887,  haben  in  1887  und  1888  verschiedene  Veränderungen  der 
britischen  Staats-  und  Localbestcucrung  stattgefunden.  Darüber  verbreiten  sich  die 
Budgetreden  der  Schatzkanzler  (Göschen)  näher.  (S.  dieselben  im  Bull.  1 8S7,  XXI, 
515  ff.,  1888,  XXIII,  443  ff.,  1889,  XXV,  426  ff.)  Es  handelt  sich  dabei  mehr- 
fach um  Details,  die  wir  hier  nicht  bringen  können.  Hervorzuheben  sind  u.  A. : 
Acnderungen  der  Wo  in  Zölle,  indem  bei  Weinen  in  Flaschen,  namentlich  Schaum- 
weinen, zu  dem  Zoll  nach  der  Alcoholstärkc  noch  ein  Zuschlag  (27g  3h.  p.  Gail.) 
hinzutritt,  um  einen  besseren  Qualitätsfuss  zu  erreichen;  bei  Flaschenweinen  unter 
einem  gewissen  Werth  (15  sh.  p.  Gail.)  ermässigt  sich  der  Zuschlag  auf  1 sh. 
(s.  Bull.  XXIII,  694).  — Acnderungen  des  Stempels  für  gewisse  Urkunden, 
üebertragungen,  Gründung  von  Actien  ge  seil  schäften  u.  s.  w.  (Amtlicher 
Erlass  darüber  im  Bull.  XXIV,  72  ff.).  — üeberlassung  eines  Drittels  dos  Ertrags  der 
probate  duty  an  die  Grafschaften  u. s.  w.  zur  Armenunterstützung,  ferner 
des  Ertrags  der  sogen.  Luxussteuern  auf  Wagen,  Wappen,  männliche  Dienstboten, 
Hunde,  Jagdscheine  u.  a.  m.,  sowie  der  B rau  er-  und  Getränkehändlcr- Abgaben 
an  die  Localkürper.  Alles  in  der  Tendenz,  so  die  Üeberlassung  von  bisherigen  Staats- 


/ 


Digitized  by  Google 


I 

-*  I 


916 

einnahinen  an  Stelle  der  Subventionen  aus  Staatsmitteln  für  bestimmte  Localau fgaben 
treten  zu  lassen:  verwaltungspolitisch  ein  Unterschied,  fmanzwirthschaftlicli  nur  eine 
verschiedene  Ausführung  desselben  Princips  (Ges,  über  Localverwaltung  y.  18.  Aug.  1 SS8, 
s.  bull.  XXIV,  1888  u.  a.  a.  Stellen). 

Zur  französischen  Besteuerung. 

Die  bisherige  Abgabe  von  2 und  10  Frcs.  im  Principal  für  Inlands-  und 
Auslandspässe  (S.  558)  ist  durch  Ges.  v.  1(5.  Juni  1888  auf  1/ä  Frcs.  im  Principal 
ermässigt  worden.  Die  Decimcn  bleiben.  Die  Papier-,  Stempel-  und  Ausfertigungs- 
kosten  sind  mit  diesen  50  Cent,  bezahlt. 

Die  oben  S.  672  ff.  dargelegte  Entwicklungstendenz  der  Rübenzucker- 
industrie  hat  unter  dem  Einfluss  der  neuen  Besteucrungsmethode  (Ges.  v.  1S84) 
auch  seit  1887  lf.  nach  dem  neuesten  Verwaltungsbericht  angedauert.  Die  Zahl  der 
Fabriken  ging  weiter  von  391  auf  375  in  1S87— 88  (1S8S — 89  378,  bez.  SSO)  herab, 
die  Ausbeutezifler  in  einer  der  Menge  nach  kleinen  Productions-Campasrne  stieg  von 
8.87  auf  9.54  (1888—89  c.  9.60—9.65)  %.  S.  Ber.  im  Bull.  XXV,  294. 


S.  20. 
S.  21. 
S.  22. 
S.  110. 
S.  119. 

S.  149. 
S.  167. 
S.  159. 
S.  240. 

S.  391. 
S.  416. 

S.  446. 
S.  517. 
S.  522. 
S.  564. 
S.  773. 
S.  780. 
S.  796. 
S.  809. 
S.  811. 


Störende  Druckfehler  und  kleine  Berichtigungen. 

Z.  17  v.  u.  1.  oder  ob  statt  oder. 

Z.  4 v.  u.  1.  unten  statt  unter. 

Z.  4 des  Kleindrucks  v.  u.  1.  XV.  statt  LV. 

Z.  5 des  mittleren  Petitabsatzes  v.  u.  1.  von  statt  vom  (zweimal). 

Z.  4 des  ersten  Petitabsatzes  in  der  Mitte  v.  o.  1.  vorgeschrieben  statt  ver- 
schrieben. 

Z.  5 im  mittleren  Absatz  v.  u.  1.  traite  statt  tracte. 

Z.  10  v.  o.  1.  Dennoch  statt  Demnach. 

Z.  13  v.  o.  1.  grossen  statt  ersten. 

Z.  1 v.  u.  im  letzten  mittleren  Absatz  im  Textdruck  1.  Forderung  statt 
Sonderung. 

Z.  8 v.  o.  1.  1830  statt  1880. 

In  der  Mitte.  Die  Bemerkung  über  Licenzab gaben  ist  nach  der  Note 
auf  S.  771  zu  berichtigen. 

Z.  10  v.  o.  1.  als  statt  aus. 

Z.  1 des  Petitabsatzes  v.  u.  1.  1887  statt  1888. 

Z.  4 v.  u.  1.  ou  statt  au. 

Z.  3 in  dem  Absatz  sub.  y 1.  Steuerwesen  statt  Stempelwesen. 

Z.  5 des  Texts  v.  u.  1.  Fahrzeuge  statt  Fahrpreise. 

Z.  2 v.  u.  im  Absatz  sub.  e 1.  beim  statt  vom. 

Z.  3 v.  u.  1.  Ausgangsweg  statt  Eingangsweg. 

Z.  8 v.  n.  1.  richtiger  statt  wichtiger. 

Z.  1 v.  o.  fehlt  hinter  „1S60“:  I; 
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Gedruckt  bei  E.  l’olz  in  Loip/.ig. 
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